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Vorwort 

zum  zweiten  Theil  der  dritten  Auflage  der  Grundlegung. 


Der  in  diesem  Bande  behandelte  Gegenstand  entspricht  der 
zweiten  Abtheilung  der  2.  Auflage  (daselbst  S.  343—821).  Eine 
so  starke  Erweiterung  und  Umarbeitung  wie  der  erste  Theil  hat 
dieser  zweite  in  dieser  dritten  Auflage  nicht  erfahren.  Weder  eine 
wesentliche  sachliche  noch  formelle  Aenderung  der  Behandlung 
gegen  die  vorige  Auflage  hat  hier  stattgefunden.  Vornemlich  sind 
litterarische  Zusätze  erfolgt,  mehrfach  grössere,  in  den  Vorbe- 
merkungen der  Bücher,  Kapitel  und  Abschnitte  (so  besonders 
S.  3—23,  180-193,  262-267,  280—292,  347—355  u.  a.  a.  0.  m.). 
Femer  sind  einige  weitere  Ausführungen,  zum  Theil  an  Stelle 
früherer  kürzerer  oder  etwas  abweichender,  in  einigen  Abschnitten 
hinzugekommen,  namentlich  §.195  —  199  (über  die  natürlichen 
Eigenthümlichkeiten  der  Zweckkategorieen  des  Bodens),  §.  213, 
214  über  die  Frage  der  Durchfühning  von  Gemeineigenthum  am 
städtischen  Boden.  Zahlreiche  kleinere  Zusätze  und  Aenderungen 
ziehen  sich  durch  den  ganzen  Band.  Abgesehen  von  dem  auch 
hier  mit  angewendeten  engeren  Druck  hat  sich  dieser  Band  gegen 
die  zweite  Abtheilung  des  einen  Bands  der  2.  Auflage  im  Ganzen 
um  84  Seiten  ausgedehnt  (563  gegen  479),  daher  doch  viel  weniger 
als  der  erste  Theil,  welcher  sich  um  582  Seiten  (von  342  auf 
924)  vergrössert  hat.  - 

Ueberall  war  es  femer  mein  Bestreben,  zwischen  diesem  zweiten 
Theile  der  Grundlegung  und  der  dritten  Auflage  des  ersten  Theils 
völlige  Uebereinstimmung  herbeizuführen  und  die  neuen  Abschnitte 
des  letzteren,  besonders  diejenigen  über  Psychologisches,  Methodo- 
logisches, Bevölkerungslehre  mit  als  Gmndlage  für  die  Ausfühmngen 
dieses  zweiten  Theils  zu  benutzen.  Dadurch  ist,  wie  ich  hoffe, 
Manches  besser  begründet  worden,  als  in  den  beiden  ersten  Auf- 
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lagen,   aber  eine  sachliche  Veränderung  war  nicht  geboten,  weil 
mein  principieller  Standpunct  derselbe  geblieben  ist 

Mein    früheres    Bestreben,    objective    kritische    Auseinander- 
setzungen mit  dem  ökonomischen  Liberalismus  und  Individualismus 
wie  mit  dem  ökonomischen  Socialismus  zu  geben,  tritt  indessen  in 
dieser  neuen  Auflage  auch  in  diesem  Theil  nunmehr  wohl  noch 
schärfer  hervor.    Dem  Socialismus,  auch  der  Bewegung  und  Litte- 
ratur  der  Bodenbesitzreformer,  trete  ich  mehrfach  noch  bestimmter 
als  früher  auch  hier  jetzt  mit  psychologischen  Argumenten 
entgegen.  Der  socialistischen  und  bodenbesitzrefonnerischen  Bjitik 
des  Bestehenden,   z.  B.  in  den  beiden  Cardinalfragen  des  Privat- 
kapitals und  des  privaten  Grundeigenthums,  stimme  ich,  wie  früher, 
manchfach  bei,  aber,  ebenfalls  wie  firüher,  nicht  allgemein  und  da 
und  dort  vielleicht  etwas  reservirter,  als  in  den  beiden  ersten  Auf- 
lagen.   Vor  Allem  habe  ich  in  der  Frage  des  privaten  Grundeigen- 
thums  die  nothwendige  Unterscheidung  der  Zweckkategorieen  des 
Bodens  noch  mehr  hervorgehoben,    namentlich  die  naturgemässe 
Eigenart  ländlichen  Bodens,  landwirthschaftlicher  Arbeit,  ländlicher 
Bevölkerung  noch  schärfer  betont  und  diesem  m.  E.  entscheidenden 
Puncte  noch  mehr  Beachtimg,  demgemäss  einige  neue  Ausführungen 
gewidmet.     Zu  meiner  Genugthuung  befinde  ich  mich  gerade  hier 
durchaus  in  Uebereinstimmung  mit  meinem  verehrten  Mitarbeiter, 
Herrn  Finanzminister  Buchenberger.    Ebenso  habe  ich  in  Betreff 
der  positiven  Forderungen   des  Socialismus  und  der  Bodenbesitz- 
reformer noch  entschiedener  darauf  hingewiesen,  wie  selbst  die  be- 
rechtigte Kritik  des  Bestehenden  noch  keineswegs  die  Richtigkeit 
dieser  Forderungen   beweist;    wie  sehr  es  die  beiden  genannten 
theoretischen    und    practischen   Gegner    des    Privateigenthums  an 
Untersuchung  der  Möglichkeit,  Durchführbarkeit  und  Zweckmässig- 
keit des  Gemeineigenthums  und  einer  diesem  angepassten  Rechts- 
ordnung fehlen  lassen  und  wie  sehr  sie  alle  ökonomischen,  tech- 
nischen   und    vor  Allem    wieder  psychologischen  Schwierigkeiten 
und   alle   socialen  Bedenken  dabei  unterschätzen.    Selbst  in  der 
Frage   des  städtischen  Grund-   und  Hauseigenthums,  wo  so  viele 
Missstände    vorliegen   und  in   einer  Hinsicht  die  Verwirklichung 
des  Gemeineigenthums  leichter  ist,  gilt  das  (§.  213  ff.),  vollends 
in    der   Frage    des   ländlichen   Grundeigenthums,    wo    ich   daher 
auch  noch  entschiedener  für  das  Privateigenthum  eintrete,  zumal 
für    bäuerliches,    aber   bedingt    doch    auch   für   Grossgrundbesitz 
(§.  195—203). 
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Bezüglich  der  Litteratur  habe  ich  vieles  Neue  mit  berück- 
sichtigt. Aber  ich  möchte  besonders  bemerk 6n:  erschöpfende 
Heranziehung  der  Speciallitteratur  war  früher  und  ist  auch  jetzt 
noch  nicht  mein  Bestreben  gewesen  und  hätte  meine  Arbeitskraft 
auch  überstiegen.  Lücken  sind  daher  hier  vorhanden,  wie  ich 
hoffe,  genügt  aber  das  Herbeigezogene  für  die  Zwecke  dieses 
Werks.  — 

Es  war  eigentlich  meine  Absicht  gewesen,  die  in  den  früheren 
Auflagen  fehlende  Schlusspartie  der  Fragen  von  „Volkswirthschaft 
und  Recht,  besonders  Vermögensrecht",  nemlich  das,  was  ich  die 
Yolkswirthschaftliche  Lehre  vom  „Inhalt  des  Privateigenthums " 
nenne  (§.  131),  jetzt  in  dieser  dritten  Auflage  dieses  zweiten  Theils 
(als  Buch  4)  und  zwar  in  diesem  Bande  gleich  mit  zu  bringen 
(siehe  S.  2).  Allein  ich  hätte  dann  das  Erscheinen  dieses  Theils 
noch  erheblich  länger  verzögern  müssen,  weil  ich  mitten  in  der 
Arbeit  durch  persönliche  Lebensverhältnisse  unerwartet  längere 
Zeit  völlig  behindert  worden  bin.  Es  ist  dann  aber  auch  vielleicht 
passender,  diesen  Abschnitt  lieber  apart  zu  veröffeiHlichen,  eben 
weil  er  bisher  überhaupt  fehlt,  um  ihn  so  auch  den  Besitzern  der 
früheren  Auflagen  leichter  zugänglich  zu  machen.  Die  Vollendung 
dieser  Schlusspartie  hängt  jedoch  von  Umständen  ab,  die  ich  auch 
noch  gegenwärtig  nicht  allein  zu  bestimmen  vermag.  Ein  einiger- 
maassen  abgeschlossenes  Werk  ist  diese  „Gnmdlegung"  aber  auch 
so  doch  wohl  schon  bisher  gewesen  und  es  nunmehr  nach  den  starken 
Erweiterungen  und  Veränderungen,  ¥de  ich  hoffe  Verbesserungen,  in 
dieser  dritten  Auflage,  noch  mehr  geworden. 

Berlin,  Mai  1894. 

Dr.  Adolph  Wagner. 
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Zweiter  Theil. 


Volkswirthschaft   und   Keclit, 
besonders  Vermögensrecht, 

oder 

Freiheit  und  Elgenthum  in rolkswirthscliaftlicher Betrachtung. 

Dieser  ganze  zweite  Theil  ia  dieser  dritten  Auflage  der  „Grondlegong**  entspricht 
dem  5.  Kapitel  in  der  1.  Auflage,  welches  den  Titel  fahrte:  Das  allgemeine 
wirthschaftliche  Verkehrsrecht  (S.  291 — 720).  Mit  diesem  Ausdruck  wird 
zwar  dasjenige  Recht,  welohes  hier  romemlich  betrachtet  werden  soll,  nemlich  das 
Recht,  welches  die  Grundlage  des  privatwirthschaftlichen  Verkehrs 
bildet,  wohl  am  Richtigsten  bezeichnet  Da  der  Ansdrock  aber  ebenso  wenig  wie  der 
ron  H.  ROsler  in  ähnlichem  Sinne  gebrauchte  des  .,£rwerbsrechts''  allgemein  üblich 
noch  ganz  unzweideutig  ist,  habe  ich  ihn  schon  in  der  Ueberschrift  der  an  die  Stelle 
jenes  5.  Kapitels  der  1.  Auflage  getretenen  zweiten  Abtheilung  in  der  zweiten  Auflage 
vermieden  und  für  diese  Abtbeilung  eine  allgemeinere  Bezeichnung  gewählt,  welche 
den  Inhalt  des  Folgenden  kund  giebt:  Volkswirthschaft  und  Recht,  besonders  Ver- 
mögensrecht (S.  34S — 821  der  2.  Auflage);  denn  in  der  That  handelt  es  sich  hierum 
die  genauere  Darlegung  des  Zusammenhanges  von  Volkswirthschaft  (allerdings  nament- 
lich, aber  nicht  ausschliesslich,  des  pri?atwirthschaftlichen  Systems)  und  Recht;  und 
das  Vermögensrecht,  speciell  die  gesammte  Eigenthumsordnung  (^Prirat-  und  Öffent- 
liches Eigenthum),  nimmt  in  diesen  Erörterungen  nothwendig  eine  so  beForzugte  Stelle 
ein,  dass  es  passend  erschien,  darauf  in  dem  Titel  der  Abtheilung  selbst  gleich  auf- 
merksam zu  machen.  (Vgl.  A.  Held,  Hildebrand's  Jahrbücher  27,  S.  172.)  In  dieser 
3.  Auflage  ist  diese  zweite  Abtheilung  der  2.  Auflage  nun  zu  einem  eigenen  zweiten 
Theil  der  Grundlegung  gemacht  worden  (s.  3.  Aufl.  I,  S.  2  über  den  neuen  Plan  für 
das  Gesammtwerk).  Die  Hinzufügung  der  Worte  „Freiheit  und  Eigenthum  in  rolks- 
wirthschaftlicher  Betrachtung"'  dient  zur  weiteren  Andeutung  über  die  in  diesem  Theilo 
behandelte  Aufgabe. 

In  formeller  Beziehung,  hinsichtlich  der  äusseren  Systematik  und  Eintheilung. 
sind  auch  hier  in  diesem  2.  Thcile  dieselben  Veränderungen  in  dieser  3.  Auflage 
gegen  die  zweite  eingetreten,  wie  im  1.  Thelle  (s.  daselbst  S.  69).  Auch  hier  zerfällt 
das  Werk  daher  jetzt  zunächst  in  „Bücher",  welche  an  die  Steile  eines  oder 
mehrerer  der  Kapitel  der  2.  Auflage  getreten  sind,  die  Bücher  sind  in  „Kapitel' 
und  diese  wieder  in  „Hauptabschnitte''  und  bezw.  „Abschnitte"  eingetheilt 
worden.  In  der  2.  Auflage  betrafen  die  5  Kapitel  der  2.  Abtheilung:  1)  die  Ein- 
leitung, insbesondere  den  Personenstand,  Unfreiheit  und  Freiheit  —  2)  die  Eigenthums- 
ordnung. Einleitung.  Begründung  und  Begriff*  des  Prirateigentbums  —  3)  die  Eigen- 
thumsordnung. Ausdehnung  des  Privateigenthums.  I.  Das  Priratkapital  —  4)  desgl. 
II.  Das  private  Grundeigenthum  —  5)  desgl.  III.  Die  Zwangsenteignung.  Es  fehlte 
hier  noch  die  Lehre  vom  Inhalt  des  Privateigenthums,  die  der  Fortsetzung  des  Werks 
vorbehalten  war  (S.  82 1).   Die  in  den  beiden  Auflagen  übereinstimmende  Paragraphen- 

A.  Wftgner,  Onrndlegnng.  3.  And.  2.  Theil.  Volkswirthschaft  n.  B«cht  1 
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2  Plan  dieses  zweiten  Theils. 

eintheilnng  ist  zwar  in  dieser  H.  Auflage  grOsstentheils  dieselbe  geblieben,  doch  be- 
ginnt hier  jetzt  in  diesem  Tbeile  ebenfidls  eine  nene  Nammerirnng  der  Paiagraphen. 
In  Eckklammem  sind  die  betreffenden  Zahlen  der  Mheren  Paragraphen  beigefügt. 

In   dieser  nenen   Auflage   ist  die  yolkswirthschafUiche  ErOrtening  Ober  den 
Inhalt**  des  Prirateigenthnms,  freilich  in  engeren  Grenzen,  als  diejenige  Hber  die 
Ausdehnung"  dieses  Eigenthums,  nunmehr  am  Schluss  dieses  Theils  II  (am  Ende 
des  2.  Halbbandes)  hinzugeAgt  worden. 

Die  jetzige  Eintheilung  dieses  zweiten  Theils  der 
Grundlegang  gestaltet  sich  hiernach  folgendermaassen : 

1.  Buch.    Einleitung.    Persönliche  Freiheit  in  volks- 

wirthschaftlicher  Betrachtung.  Unfreiheit 
und  Freiheit 

2.  Buch.    Eigenthumsordnung    in    volkswirthschaft- 

licher  Betrachtang.  Einleitung.  Begrün- 
dung und  Begriff  des  Privateigenthums. 

3.  Buch.    Eigenthumsordnung.       Fortsetzung.       Aus- 

dehnung des  Privateigenthums.  Privat- 
kapital,  Privatgrundeigenthum,  Zwangs- 
enteignung. 

4.  Buch.    Eigenthumsordnung.     Schluss.     Inhalt   des 

Privateigenthums,  nebst  Erbrecht. 


Erstes  Buch. 

Einleitung.    Persönliche  Freiheit  in  volks- 
wirthschaftlicher  Betrachtung. 

Unfreiheit  und  Freiheit. 


Erstes  Kapitel. 
Einleitung. 

Das  wirthschaftliche  Recht  im  Allgemeinen. 

1.  Abschnitt 

Orientlrende  Yorbemerkungen  über  den  Standpunct  und  die 
Behandlungsweise  nebst  Litteraturangaben  [2.  Aufl.  S.  343-  353]. 

§.  1.  Diese  YorbemerküDgen  knüpfen  an  die  entsprechenden  im  1.  Theile,  7or  den 
dortigen  Bochern ,  Kapiteln  nnd  Abschnitten ,  sowie  an  die  dort  in  der  3.  Auflage 
hinzugetretene  Einleitung  (S.  5 — 67)  an.  S.  daselbst  besonders  §.  1~S,  §.13  —  20 
und  Buch  1,  Kap.  1  über  die  wirthschaftliche  l^atur  des  Menschen,  mit  der  dort  ge- 
gebenen Motivatfonstheorie  (ökonomische  Psychologie).  Auf  diese  Ausführungen 
wird  auch  in  diesem  ganzen  2.  Theile  der  Grundlegung  ein  für  allemal  zur  Be- 
gTttndung  unseres  Standpuncts  und  zur  Kritik  anderer  Standpuncte,  wie  namentlich  des 
extremeren  Individualismus  und  Socialismus  überhaupt,  hingewiesen.  Von  den 
kritischen  Litteraturübersichten  im  1.  Theil  kommen  hier  namentlich  diejenigen  in 
§.  144  (Wirthschaft  und  Volkswirthschaft),  §.  261  (Yertheilungsproblem),  vorzugsweise 
aber  diejenigen  in  §.297,  298,  352,  353  (Organisation  der  Volkswirthschaft,  Staat) 
und  in  den  einzelnen  Kapiteln  und  Al^chnitten  in  den  dortigen  Büchern  5  und  6  in 
Betracht,  weil  die  hier  im  2.  Theile  eiOrterten  Fragen  mit  den  dort  behandelten  Ober 
Tolkswinhschaftliche  Organisation  und  Staat  auf  das  Engste  zusammeoh&ngen.  Weitere 
Ausführungen,  besonders  litterarischer  Art,  erfolgen  in  den  Vorbemerkungen  zu  den 
einzelnen  Suchern  und  Kapiteln  dieses  2.  Theils  und  zu  einigen  Abschnitten  dieser 
Kapitel 

Der  bisherigen  systematischen  Nationalökonomie  ist  eine  zusammenfassende  £r- 
örteruDg  über  das  „wirthschaftliche  Recht,  bezw.  Verkehrsrecht''  als  die  Bechtsbasis 
der  Entwicklung  der  Volkswirthschaft  und  speciell  des  privatwirthschaftlichen  Systems 
fremd,  sogar  in  noch  höherem  Grade  als  eine  solche  Erörterung  über  den  Staat. 
Auch  monographisch  ist  der  Gegenstand  dieser  Abtheilung,  wenigstens  als  Ganzes 
und  in  dem  organischen  Zusammenhange,  wie  es  hier  jetzt  versucht  wird,  vom  volks- 
wirthschaftlichen  Standpuncte  aus  noch  nicht  behandelt  worden. 


1.B,  1 
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i.  1.3. 


DbiId  liegt  ein  Mangel  duf  biähurlgoa  NktiiinalSkonatiiie .  der  ii 
bL'i  dem  Ringen  nach  einer  mehf  social  rechtlichen  statt  der  biaberigeD  indiridnil- 
iecbtlii:hen  nnd  einer  dganiljch  vallfETirihschafElfcheD  statt  der  bisher  vorwaltend 
privfttTinb scharf ili eben  Anffassnog  anch  in  dor  skoDotnischcn  Tbeorie,  »obl  all- 
gemeiner  empftuden  vnrde,  besonders  eeildem  die  „«oci&te  Krage"  nicht  mehr  nur 
in  den  Btlchem  der  alteren  Sacialiaten.  eines  Sl  Simon .  Fonrier  u.  s.  v.,  sondern 
in  der  wisscDschaFüichca  Litteratnr  des  neoercn  Sociallsmns  (Th.  1.  §.  13)  behandelt 
wird,  und  lolclitig  an  die  Ffartea  des  Staats  dor  modernen  ErTeibsgeäcIlschafl  scblü^. 
Dia  Sesdilgntii;  dieses  Unngcis  oder,  pmitir  aasgedrUckt.  die  Herstellung 
einer  •olktirirthschaftlich  haltbaren  Theorie  des  illgcindnen  wirth- 
schiflllchen  Rechts,  aanenllich  Verkebrsrecbts.  als  der  Recblabasis 
der  modetnea  Tolksvitthschkft  nnd  des  priralvirthscbafilicbcn 
Systems  in  ihr  insbesondere.  i»t  die  ^osae  nnd  schvierif^a  Anfgabe.  deren  LBsnog 
biar  für  die  systematische  NatJonalDkouomie  —  innerhalb  der  einem  Werke  wie 
diesem  noch  etwa  verilaitaten ,  schon  zii^mlicb  weit  gezogenen  Grenzen  —  in  diesem 
2.  Theil  der  „Grimdleguiig"  rersnchl  wird.  Denn  um  mehr  als  einen  Verl 
kann  es  sich  gegenwärtig  bei  dem  Mangel  geeigneter,  das  ganze  Gebiet  um&ssi 
Vorarbeiten  nnd  bei  dar  Schwierigkeit  der  Sache  noch  nicht  bandeln. 

Dieser  Veit'nch  kann  bei  dieser  offeukundigeii  Sachlage  loo  romberein 
Einwende  begegnen,  dass  die  Zeit  noch  nicht  gekommen  sei.  die  Lehre  tou 
gemeinen  wirthschaftlichen  Yerkebrsrocht  in  die  ayslematische  KationalSkonomle  nnd 
hpeciell  in  die  Lehrbacher  anfzanehmen.  Hier  sei  Fertiges.  Festes  zu  geben. 
£ine  solche  Lehre,  soweit  sie  überhaupt  ein  ßedUrfniss  der  Wissenschaft  der  Poli- 
tUcbeu  Otkonomie  sei.  was  weniptens  rar  Santm  noch  vielfach  bestritten  wurde,  kSuii 
Torllufig  höchstens  Gegeostaud  oationatOkoDomischer  Monographie  sein. 

Selbst  in  den  neuesten  grossen  Sammelwerken,  wie  dem  Scbfluberg'schen  E&i 
buch  der  Politischen  Oekonomie.  dem  llandwDrterbuch  d^r  S(ut:wlssenschftften  ti 
denn  auch   eine   eingehendere  nnd  zusammcnf.issende  Behandlung  dieser  wirthsohi 
liehen  RochUfragon  noch  grosse ntbeils.    Das  ScbCnbcrg'scbe  Werk  hat  keine  beiUgllt 
Abbandlnng.  nur  In  eiiuolnen  anderen,  so  In  der  einleitenden  Über  die  Tolkswfi 
acbaft  Fon  ScbBnb^rg  selbst,  werden  die  Allgemeinen  Rechtsfragen  gestreift.     I 
nannten  Handwörterbuch   finden   sich  zwar   einzelne   hierher  gehörige   Speciali 
aber   mehrfach   gerade   sie   lediglich   rcchCshlstoHsch   oder  formal  juristisch    (so 
T.  Ihoring   aber  Besitz)   bebaudelt.     Der   ron   mir  herrOhrende  Abschnitt   aber  die 
priiicipielle  Frage   der  Rechtsordnung   des  arnndbe.<iUes   in   dem  beiQgllchen  Artilel 
Über  Grundbesitz   |IV,  112  — 138}  steht  ziemlich  allein  in  jenem  Werke,   wenn  atich 
einzelne   der  Artikel   historischer   Natioaalflkonomco ,   besonders   der   cortrcSliche   ran 
Bacher   Ober  Gewerbe,   tu    ejner  principiellen  Behandlung  ebenfalls  durchzudringen 
suchen.    Ob  das  neueste,  eben  begonnene  Sammelwerk,  da^;enige  ron  Frankenslein. 
uinen  diesem  2.  Thell  meiner  Grundlegung  analogen  Band  eulballcn  werde,  weiss  ich 
nicht.     In   dem   Einlellungsbande  rou   J.   Lehr.   limndbegriOe   nnd   Grundlagen   der 
Vollswinhscbaft  l,Leipg.  IS!)S\  sind  gerade  diese  Rechtsfragen  nnr  ganz  kurz  behandelt 
(Abschn.  II,   Kap.  3,  S.  52  —  116}.     Von   den   neuesten   deutschon  Systcmatikeni   hat 
0.  Cohn   in   seiner   ..Grundlegung"   (Stutig.  1SS5)   im  2.  Hauptabschnitt  Einiges   aus 
den  Gebiete   des  Rechts  mit  hineingezogen,   aber  doch  so  knapp  und  in  solcher  Be- 
han dl urgs weise .   dass   dabei  eine  wirklich  priucipielle  und  Iritisthe  ErDrtening  nicht 
geboten  wird.     Dasselbe  gilt  Ton  v.  Phitippovieh's  Grundriss  (19^3). 

Das  BedUrfiiisB  der  monographischen  Behandlung  des  Gegenstandes  dieses 

2.  ThüU  wird  gewiss  Derjenige  am  Bcreiiwllllgsten  zugeben,  welcher  wie  der  Ter- 

faaser  bei  seiner  Bearbeitung  die  grossen  sachlichen  Schwierigkeilen  des  Gegenstandes 

ToUanf   erkannt   bat   und  durch  die  formellen  Schwleiigkeitcn .   den  riesigen  SloS' be- 

loits   in    dogmatischer  tt'oise   und   im  Rahmen   eines  Lehrbuchs   >n   bebandeb.   noch 

'l    mehr  beengt  worden  hi.     Der  Cmfang  auch  dieses  Theils  der  Grundlegung  findet  fn 

I    diesen   sachlichen   und   formellen   Schwierigkeiten   der  Bearbeitung   des  Stoffs  und  in 

I   dem   Mangel   Bosreicheoder  monographischer   Vorubeiten.   auf  welche   fOr  manches 

Weiter«  bUte  hingeviesei)  werden  LDnnen,  seine  Erklirung  und.  wenn  nur  der  Manpt- 

'   pnncl,  die  An&ahme  dieser  Lehre  bereits  jetzt  in  die  systematische  Kation alotonomie. 

'   -*B  richtig  zugegeben  wird,  wohl  aoch  seine  Entschnldigung. 

Was  aber  diesen  Hanpiponct  anlangt,  so  konnte  einer  S7slemali<u:ben  Darstollnng 
I    der   Politischen    Oekonomie    von    dem    in   diesem    Werke    irt'rtreienen   ""'   ■"-    -" 


del^l 
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,, GrandleguDg*'  besonders  zum  Aosdruck  kommenden  Standpuncte  aus  ein  Theil 
wie  dieser  zweite  nicht  fehlen,  welcher  ftlr  diesen  Standpnnct  mit  dem  1.,  5.  bis 
6.  Boche  des  1.  Theils  zusammen  erst  den  wissenschaftlichen  Eck-  und  Grundstein 
bildet.  Die  letzte  Rechtfertigung  der  Aufnahme  der  Lehre  ?om  allgemeinen  wirth- 
schafUichen  Yerkehrsrecht  liegt  also  in  den  Grundanschauungen  über  Politische 
Oekonomie,  wie  sie  in  diesem  Werke  und  speciell  in  der  Grundlegung  Tertreten  sind. 
Der  Einwand  der  Unfertigkeit  jener  Lehre  geht,  wie  überhaupt,  so  besonders  in 
unserer  Wissenschaft  zu  weit:  welcher  Theil  des  Gebiets  derselben  kann  denn  auch 
nur  mit  einigem  Rechte  als  „fertig''  bezeichnet  werden? 

Ein  Eingehen  auf  das  wirthschaftliche  Verkehrsrecht  ist  aber  auch  aus  einem 
practischen  Gesichtspuncte  gerade  in  der  Gegenwart  geboten;  der  Gharacter  der 
heutigen  sociaiistischen  Bewegung  als  einer  gleichzeitig  politischen  lässt  sich  im  Ver- 
gleich mit  den  kirchlichen  Bewegungen  des  Reformationszeitalters  und  den  politischen 
Bewegungen  der  französischen  Rerolutionspcriode  darin  finden,  dass  heute  die  Grund- 
lagen des  bestehenden  Privatrechts,  besonders  das  Grtmd-  und  Kapitaleigenthum .  das 
Vertragsrecht,  das  Erbrecht,  wie  ehedem  das  bestehende  Kircheorecht  und  Staats- 
recht, die  Stellung  der  katholischen  Papstkirche,  das  öffentliche  Recht,  die  unum- 
schränkte königliche  Gewalt,  die  bevorrechteten  Stände  u.  s.  w.,  principieil  angegriffen 
werden.  Jenes  Pri?atrecht  ist  aber  die  Rechtsbasis  fUr  die  Gestaltung  der  Volks- 
wirthschaft  und  besonders  des  privatwirthschaftlichen  Systems  (I,  §.  305—807):  letztere 
stehen  und  fallen,  bleiben  und  verändern  sich  mit  jenem  Rechte.  Die  theoretische 
Nationalökonomie  kann  und  darf  ebensowenig  die  Volkswirthschaft  ohne  Rücksicht 
auf  diese  Rechtsbasis,  wie  ohne  Rücksicht  auf  den  Staat  betrachten  (l,  §.  149 — 151). 
lii  beiden  Fällen  kommt  man  sonst  eigentlich  zu  „undenkbaren  Zuständen".  Einfach 
aber  etwa  das  bestehende  Recht  in  Betreff  des  Personenstandes,  der  persönlichen 
Freiheit,  der  Eigenthumsordnuog  u.  s.  w.  als  gegebene,  damit  nicht  weiter  zu  er- 
örternde Thatsachen  in  der  Nationalökonomie  noch  ferner  wie  bisher  hinnehmen,  ist 
schon  wegen  der  grossen  geschichtlichen,  zeitlichen  Und  räumlichen  Wandelbarkeit 
dieses  Rechts  und  seiner  Institute,  und  wegen  der  Wandelbarkeit  wesentlich  mit  in 
Folge  ökonomischer  Veränderungen,  unzulässig. 

Ein  günstiger  Einfluss  hinsichtlich  der  Behandlung  wenigstens  einzelner  Puncto 
des  wirthschaftlichen  Verkehrsrechts  in  der  Nationalökonomie  ist  theilweise  der  neuern 
deutschen  historischen  Richtung  in  der  Nationalökonomie  (I,  §.  15),  wiederum 
aber,  wie  so  Vieles  in  unserer  Wissenschaft,  mehr  noch,  wenn  auch  besonders 
betreffs  des  Freiheitsproblems  keineswegs  ausreichend,  dem  Socialismus  zu  verdanken 
(I,  §.  3,  18). 

§.  2.  Die  ältere,  besonders  Smith*sche  Nationalökonomie  (!,§.!)  hat  die  persönliche 
Unfreiheit  grundsätzlich  nach  ihrer  rechtsphilosophischen  Anschauung  verworfen, 
aber  die  Unfreiheit  selbst  nur  als  Arbeitssystem  geprüft  und  als  solches  zu  un- 
bedingt sie  verurtheilt.  Schon  die  grosse  geschichtliche  Verbreitung,  der  lange  Be- 
stand von  Unfreiheitsverhältnissen  verschiedenster  Art,  von  der  Sclaverei  bis  zur 
Frohnpüicht  und  Abgabepflicht ,  die  Verwendung  Unfreier,  auch  eigentlicher  Sclaven, 
zu  allen  möglichen  Zwecken  und  Arbeiten,  —  überwiegend  freilich  zu  roheren  länd- 
lichen und  anderen  Handarbeiten  und  Hausdiensten,  aber  doch  selbst  manchfach  zu 
,JiberaIen''  Diensten,  freien  Künsten,  als  Lehrer,  Erzieher  u.  s.  w,  wie  im  Alterthum 
—  musste  die  ökonomische  Verurthcilung  der  Unfreiheit  als  Arbeitssystem  schlechtweg 
als  irrig  erscheinen  lassen,  von  der  grundsätzlichen  Vertheidigung  der  Institution  selbst 
durch  Philosophen  wie  einen  Aristoteles  ganz  abgesehen.  Die  persönliche  Frei- 
heit wurde  sodann  von  der  älteren  Nationalökonomie  wie  von  der  Rechtsphilosophie 
einfach  als  ein  Axiom  betrachtet,  mit  welchem  in  einseitigster  Weise  operirt  wurde, 
während  sie  vollends  von  ihr  als  „Problem''  höchster  und  schwierigster  Art  hätte 
aufgefasst  werden  müssen.  Die  Nationalökonomie  operirte  wie  die  Philosophie  mit 
einem  abstract- absoluten  Freiheitsbegriff  für  das  Individuum  und  vergass  vollständig 
die  Consequenzen  zu  ziehen,  welche  auf  volkswirthschaftlichem  Gebiete  aus  der 
Maxime  der  Goexistenz  der  Individuen  unvermeidlich  hervorgehen  müssen.  Nur  so 
erklärt  es  sich,  dass  die  Nationalökonomie  der  Smith'schen  Schule  mit  der  Herstellung 
der  persönlichen  Freiheit  der  ganzen  Bevölkerung  wenigstens  auf  dem  Rechtsgebiete 
der  Freiheit  oder  des  Personenstandes  alles  Erforderliche  für  die  Massen  der  Be- 
völkerung, die  unteren  arbeitenden  Klassen  erreicht  glaubte.  Alles  Weitere  erwartete 
man  auch  für  diese  allein  und  genügend  schon  von  der  allgemeinen  volkswirthschaft- 
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Jichen  Hebung,  daher  niatlicliste  Zonabme  des  KaplUls.  „dqs  »elclieiD  die  Msweu 
beacbäfdp  werden",  and  der  grA^erea  Frodaction.  „deren  Erzeagniese  sich  aoter  das 
Volk  als  bshercs  Einkotnnieii  rartheilen":  kein  i^Osseres  Dnrchschnittseinkomineii  ohne 
lorheii^  grOüsere  Prodaclioa,  HDchslena.  daas  ni»ti  KnaseTdem  ..Verbroituog  der 
Bildung"  tat  das  panie  Volk,  daher  selbst  Anwendang  öffentlicher  Mittel  dafür,  Ver- 
besäemng  des  Schnhresens  n.  a.  w.  »erjanele. 

Das  Bemerkens irenbeste  bleibt,  dass  sich  bei  dieser  Auffassung  nicbt  ntir 
A.  Smilh  selbst  sowie  die  strenge  Smith'sche  Scbtile  nnd  etwa  deren  Veilreter  in 
Dentachknd,  die  ilteren  Nation slokon omen .  wie  Bau,  die  späteie  „dentscbe  Frei- 
bandelaschuls"  berofaigten,  sondern  dass  selbst  M&nner  einer  anderen  wüsonsclULfl- 
licheo  Bichtong,  wie  von  der  alteren  hislariscbeD  Boscher.  ron  einer  schon  mehr 
socialpolitiachen  Bichtnng  }.  SL  Mill,  darOber  Dicht  hinan 8g«koiniaeD  sind.  Roschar 
widmet,  wenn  auch  an  sjiteinatisch  wohl  nicht  gtai  richtiger  Stelle,  nämlich  im 
Bache  ron  der  ProdncüoD.  ein  fortreffliches  inhaltreiches  Kapitst  das  rierie  (1.  §.  67  ff.. 
anch  noch  wesentlich  so  wie  früher  in  der  20.  Anä.^.  der  „Unfreiheit  und  E-'rciheil" 
nach  der  Ceberschrift.  aber  das  Kapitel  handelt  cigeutlicb  Dar  ron  der  Unfreiheit 
und  vom  Debergang  aas  derselben  znr  Freiheit,  nicht  aber  von  der  Rechtsordnung 
der  letzteren  seibat.  als  ob  diese  ohne  Weiteres  aus  dem  Princip  oder  Postulat  der 
Freiheit  folge.  Naturlich,  daas  Röscher  in  seinem  Werk  Tielfach  sp&ter  auf  einzelne 
Fiai^n  za  sprechen  iomnt,  welche  die  Rechtsordnang  der  persönlichen  Freiheil  be- 
treuen, und  mit  dem  ihm  eigenen  eminenten  Tacle  des  Historikera  diese  Frafoji  nicht 
nach  der  Schablone  der  Schule  der  freien  Cancnrrenz  lOst.  Aber  die  priaciplalle 
nnd  deshalb  zaaammeii fassende  Bebandlsng  der  Fragen  fehlt  (s.  schon  in  Th.  1  der 
(irandlegnng.  §.  144.  S.  34T  der  3.  Änfi.  meine  kritischen  Bemerkoagea  darüber).  Und 
nicht  anders  bei  Mill.  Dieser  erOrtert.  immerhin  richtiger  als  in  der  Lehre  ron  der 
Prodnction,  die  Institation  des  Eigenthums  and  der  Scla7erei,  die  b&uerlichen  Kalb- 
pacbtrerbiltnisse  u.  s.  w.  in  der  Lehre  Ton  der  Vertheilnng,  nnd  stellt  hier  der 
Concurreui  das  Herkommen  als  Regulator  zar  Seite  (B.  II,  K.  4).  Aber  n  einer 
principielleu  Behaodinng  nnd  einer  Fonualining  der  I>ehie  ron  der  Rechtsorduting 
der  personlichen  Freiheit  aus  dem  poIitisch-OkonomischMt  Staodpnncte  gelangt  er 
ebenblls  noch  nicht.  Ja,  selbst  Schiffle,  der  für  die  nationalOkonomische  Grund- 
legung zumal  sonst  tielfach  Epoche  macht,  hat  hier  in  seinem  gesellschafilichen 
System  noch  wesentliche  Lachen,  trau  mancher  cortreSlichin  eiuzelnan  Aosfuhriingeu 
ober  Puncto  des  wlrth seh aflli eben  Terkehrsrechis.  Sein  Socialismns  und  Kapitalismns 
ergänzt  dieselben  noch  nicht.  Erst  in  aeinem  grossen  sociologi sehen  Werk  „Bau  und 
Leben  des  socialen  Körpers"  wird  Tielfach  principiell  anf  die  allgemeinen  Fragen 
der  Freiheit  nnd  des  Eigenthums,  in  ähnlicher  Weise  wie  im  Folgenden,  eingegangen 
(Tgl.  die  Stellen  Dach  dem  Index  in  B.  4  unter  diesen  term.  techn.).  Eine  znsammen- 
fasaendere  Behandlung  des  Gegenstands  schloss  wohl  der  Chamcter  dea  Schkf  fle'scfaeu 
Werks  aus.  sie  wäre  aber  doch  erwUnscht  geweseti.  Sonst  heschlftigcn  sich  die 
Nationatokonomen ,  selbst  Koscher  und  früher  Scbaffle.  noch  zu  einseitig  mit 
blossen  Consequenzen  des  Freibeitsprincips.  oder  mit  CoaseqaeDZon  der  freien  Con- 
Gorreoz.  wie  Gewerbefreiheit.  Handelsfreiheit,  Freiheit  des  Grandel geutho ms,  Freilunt 
des  Vertragsrechts  in  Kauf  und  Verkauf,  beim  Lohn.  Zins,  Freiheit  des  Arbeitsrertrags 
u.  s.  w.  Dabei  wird  zu  wenig  beachtet,  dass  die  freie  Concnrrenz  selbst  wieder  als 
Cousequenz  der  höheren  Principien  der  absoluten  Indiiidualfreiheit  und  dea  absoluten 
Priratcigenthums  erscheint  (s.  I.  3.  A.,  §.  30T).  Selbst  Schmalter,  Grundfragen, 
bes.  Kap.  3  und  4  bleibt  nicht  nur  aphoristisch,  soodom  bei  den  anch  tod  ihm  hier 
erSrterlen  Fragen  „nach  dem,  was  sein  soll?"  ORors  in  der  Bcautworlnng  da  stehen, 
wo  die  eigentliche  Schwieiigkeit  des  Problems  der  Praxis  gegeouber  er«!  beginnt. 
Tgl.  für  weitere  Litteratur  und  deren  Stellung  tu  den  angedeuteten  Ponctcn  des 
wirthschaftlichen  Verleb  rerech  ts  die  litterarisch -kritischen  Vorbemerkungen  unten  ror 
Ksp.  2  nnd  S  dieses  Buchs  (§.  25.  43) 

Die  durchaus  indlFidaalistische  Auffassung,  welche  alle  B&sonncmeuts 
der  Schule  der  freien  Concnrrenz  dnrchdringt  und  nach  deutschen  Stimmfuhrem  der- 
selben, wie  Prince-Smith,  durchdringen  soll  (I,  g.  913),  bringt  es  dann  bei  der 
Erörterung  der  wirthschaftlicben  Seite  der  persönlichen  Freiheit  mit  sich,  dass  selbst 
fUr  freie  Gemein wiith&chatten  {l,  §.342),  wie  sie  aas  der  neueren  Association»- 
bewegnng  beirorgingen,  mindestens  kein  ganz  sympathisches  Verstindniss  gerade  bot 
den  consequen  testen  Vertretern  der  Richtung,  wie  z.B.  dem  ebengenannten  PriniMI^H 
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Smith,  znm  Darchbnich  kommt:  mit  Recht  nicht,  weil  alle  gemein wirthschafüiche 
Organisation  dem  abstracten  Begriff  persönlicher  Freihdt  nnd  Unabhängigkeit  wider^ 
spricht  (I,  §.  301,  342,  346).  Man  abersah  nnr,  dass  yon  solcher  Freiheit  im  „System 
der  freien  Contracte''  zwischen  social  und  ökonomisch  ungleich  stehenden  Personen 
noch  viel  weniger  die  Sede  ist 

Erst  die  der  historisch-nationalOkonomischen  Schule  zu  verdankende  bessere  Er- 
kenntniss  der  Wandelbarkeit  des  Wirthschaftsrechts  und  des  Einflusses  der  tech- 
nischen UmgestaltUDgen  im  Wirthschaftsbetrieb  auf  das  ökonomische  BedOrfhiss  nach 
einer  UminderuDg  dieses  Rechts  hat  allmftlig  zu  richtigeren  Anschauungen  geführt 
Rechtsinstitute,  wie  persönliche  Unfreiheit  und  Freiheit,  Gemein-  und  Privateigenthum, 
beschränkende  und  freiere  wirthschaftliche  Rechtsordnung  werden  jetzt  richtiger, 
d.  h.  nicht  mehr  abstract  nnd  absolut,  sondern  historisch  bedingt  und  bedingend  und 
relativ  an%efasst  Unter  der  älteren  deutschen  historischen  Richtung  (I,  §.  15,  16) 
bezeichnet  auch  hier  Knies,  unter  der  jüngeren  G.  Schönberg  und  G.  Schmoller, 
unter  der  neuesten  besonders  K.  Bücher  (Entstehung  der  Volkswirthschaft,  Tub.  1893), 
den  bedeutendsten  Fortschritt  in  dieser  Erkenntniss,  neben  solchen  Autoren,  welche 
überhaupt  wesentlich  Historiker,  wenn  auch  Wirthschaftshistoriker,  nicht  auch  eigent- 
liche Kationalökonomen  sind ,  wie  vor  Allen  Lamprecht,  in  England  Rogers  (§.8). 

Aber  bei  aller  Anerkennung  dieser  That  der  historischen  Nationalökonomie, 
das  Hauptverdienst  bleibt  doch  dem  modernen  Socialismus  durch  den  Hinweis 
auf  die  Bedingtheit  der  ökonomischen  Lage  des  Individuums  gerade  durch  das  be- 
stehende Recht,  besonders  durch  das  sogen.  Privatrecht.  W&hrend  nach  der 
herrschenden  nationalökonomischen  Lehre,  welche  dieses  Recht  einfach  als  gegebene 
Thatsache  hinnahm,  das  Individuum  diese  Lage  sich  selbst  schafft,  —  eine  AuffSÜssung, 
welche,  wie  die  Lehre  von  der  Gonjunctnr  zeigt  (I,  §.  155,  163  — 169),  schon  der 
wesentlichsten  Einschränkung  bedarf  —  wurde  jetzt  auch  noch  gezeigt,  dass  diese 
eigene  Thätigkeit  des  Individuums,  selbst  wo  ernstlich  von  ihr  zu  sprechen  ist,  das 
secundäre,  das  Recht  (Unfreiheit,  Freiheit,  Gestaltung  der  letzteren,  Eigenthums- 
Ordnung,  Vertrags-,  Erbrecht  u.  s.  w.)  das  primäre  Moment  hierfür  sei.  Während 
dieses  Recht  bisher  meist  nur,  wenn  überhaupt,  so  in  seinem  Einfluss  auf  die 
Prodnction  von  den  Nationalökonomen  betrachtet  worden  war,  wurde  nunmehr  sein 
maassgebender  Einfluss  auf  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  und  Volksvermögens 
nachgewiesen.  Daraus  aber  folgte  die  Noth wendigkeit  gerade  einer  Prüfung  dieses 
Rechts  auch  vom  volkswirthschafdichen  Standpuncte  aus. 

Allerdings  sind  die  Leistungen  des  wissenschaftlichen  Socialismus  ungleich  be* 
deutender  hinsichtlich  der  Kritik  der  Eigenthumsinstitution,  als  der  Beurtheilung  der 
persönlichen  Freiheit  Auch  diese  wird  von  den  Socialisten  fast  allgemein  ebenso 
wie  von  ihren  Gegnern  kurzweg  als  Axiom  hingestellt,  während  sie  gerade  für  jede 
von  ihnen  erstrebte  sociale  GesUltung  des  Wirthschaftslebens  noch  ungleich  mehr  als 
für  die  Organisation  der  Volkswirthschaft  auf  der  bestehenden  Rechtsbasis  schwierigstes 
Problem  ist.  In  Fourier's  Phantastereien  ist  dies  wenigstens  erkannt,  wenn  hier 
das  Bedürfhiss  der  Producüon  nach  Arbeitskräften  und  das  Bedürfniss  des  Individuums 
nach  Freiheit  durch  ein  allerdings  unhaltbares  System  der  Vertheilung  der  Arbeiten 
mit  nach  der  persönlichen  Neigung  (freilich  vorbehaltlich  der  Wahl  darch  die  Ge- 
nossen) ausgeglichen  werden  soll.  Aber  ausserhalb  dieses  sonst  wenig  brauchbaren  Ge- 
dankenkreises begegnet  man  auch  bei  den  Socialisten  keiner  ernstlichen  Beschäftigung 
mit  dem  Problem  der  persönlichen  Freiheit  in  wirthschafUicher  Beziehung,  ein  Vor- 
warf,  welcher  die  älteren  französischen  und  englischen  socialistischen  Theoretiker, 
anch  St  Simon  so  gut  wie  allerdings  auch  noch  Marx,  Engels  und  Lassalle, 
selbst  Rodbertus  trifft  Bei  keinem  dieser  Autoren  wird  auch  nur  das  Bedürfniss 
empfunden,  auf  die  psychologische  Seite  des  Freiheitsproblems  und  daher  auf  die  Fragen 
von  der  Motivation  wirthschaftlichen  Handelns  in  früheren,  im  heutigen  und  in 
einem  etwaigen  socialistischen  Wirthschaftssystem  einzugehen.  Höchstens,  dass  der 
Zweifler  mit  den  Phrasen  und  Dogmen  von  der  sicheren  Umänderung  aller  wirthschaft- 
lichen Motivation  unter  einer  socialistischen  Wirthschaftsordnnng  abgespeist  wird. 
< Darüber  kommt  auch  eine  Recension  des  1.  Theils  dieses  Werks  von  Conrad  Schmidt, 
Brauns  Archiv  1894  nicht  hinaus.)  Ueber  die  Conflicte  der  Individualfreiheit  mit 
den  Erfordernissen  einer  auch  nach  socialistischen  Grundsätzen  organisirten  Eigenthums- 
ordnung  an  Productionsmitteln  (Boden  und  Kapital)  und  einer  demgemässen  Ordnung 
der  Production  nnd  Vertheilung  gehen  alle  Socialisten  leicht  hinweg,   ebenso  über 
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die  Schwierigkeiten  des  BeFölkernngsproblems.  Die  Uuvenneidlichkeit  solcher  Gonflicte 
and  Schwierigkeiten  ist  aber  gar  nicht  zo  bestreiten.  Kommt  man  schon  in  der 
heutigen  Yolkswirthschaft  mit  der  persönlichen  Freiheit  nach  der  Schablone  des  ab- 
stracten  Individaalismns  nicht  ans,  so  vollends  nicht  in  einer  socialistisch  eingerichteten 
oder,  was  darauf,  wie  wir  sahen,  schliesslich  hinaosl&uft,  in  einer  im  stärksten 
Maasse  gemein-,  besonders  zwangsgemeinwirthschaftlich  organisirten  Yolkswirthschaft 
(I,  §.294,  §.  S45ff.).  Der  Vorwarf  der  Theorie  der  freien  Concnrrenz  gegen  den 
Socialismns,  dass  er  die  Einzelfreiheit  vernichte,  kann  nicht  einfach  durch  Still- 
schweigen darüber  widerlegt  werden,  da  eine  sehr  wesentliche  Beschränkung  dieser 
Freiheit  in  jeder  socialistischen  Organisation  bei  nnr  ein  wenig  Kachdenken  ganz 
ausser  Frage  ist.  Was  sich  fragt,  ist  nur,  ob  diese  Beschränkung  erträglich,  überhaupt 
zulässig  und  die  Wirksamkeit  der  Arbeit  dabei  hinlänglich  zu  erhalten  und  ob  nicht 
gerade  die  Cnbeschränktheit*^  er  Freiheit  im  modernen  Rechte  unhaltbar  ist,  so  dass 
auch  bei  der  Festhaltung  der  Grundlagen  der  heutigen  Yolkswirthschaft  eine  ähnliche, 
wenn  auch  lange  nicht  so  weitgehende  Freiheitsbeschränkung  unumgänglich  wäre. 
Für  die  angedeutete  psychologische  und  populationistische  Seite  des  Freiheitsproblems 
kann  jetzt  in  dieser  8.  Auflage  auf  die  Erörterungen  im  1.  Buch,  Kap.  1  und  im 
4.  Buche  des  Theil  I  der  Grundlegung  verwiesen  werden.  Daselbst  wird  auch  bereits 
mehrfach  die  Gestaltung  dieses  Problems  unter  den  Yoraussetzungen  socialistischer 
Organisation  berücksichtigt  und  zum  Theil  näher  verfolgt 

Für  diese  Fragen  von  der  Freiheit  kann  man  sich  also  so  wenig  auf  socialistische 
als  auf  ältere  nationalOkonomische  Werke  —  wenn  dieser  im  Wesentlichen  veraltete, 
weil  an  fliessende  und  in  einander  übergehende  Begriffe  anknüpfende  Unterschied  hier 
beibehalten  werden  soll  —  beziehen.  Es  wird  sich  u.  A.  zeigen,  dass  die  weitere 
Ausdehnung  des  gemein-,  bez.  des  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Systems,  z.  Th. 
auch  auf  das  Gebiet  der  materiellen  Prodoction,  ein  Mittel  ist,  um  gewisse  Uebel- 
stände  einer  absolut  gefassten  wirtbschaftlichen  Freiheit  des  Individuums  zu  beseitigen 
oder  einzuschränken  (§.  53,  59),  —  eine  bisher  z.  B.  in  der  Frage  des  Staatseisenbahn- 
wesens kaum  beachtete  und  doch  wichtige  Seite.  Einzelnes  HierhergehOrige  bietet 
daher  die  Litterat or,  welche  theils  vom  allgemeineren  philosophischen  und  politischen, 
theils  vom  nationalokonomischen  Standpuncte  aus  das  Yerhältniss  des  Individuums 
und  des  Staats  zu  einander  behandelt.  (YgL  darüber  die  Angaben  in  B.  I  der 
Grundlegung  §.352,  353).  Unter  den  wenigen  Werken,  welche  in  ähnlicher  All- 
gemeinheit, wie  im  Folgenden,  die  persönliche  und  Eigenthnmsfreiheit  vom  volks- 
wirthschaftlichen  Standpuncte  neuerdings  behandeln,  ist  Mau  ms,  über  die  Freiheit 
in  der  Yolkswirthschaft  (Heidelberg  1873)  hervorzuheben.  Freilich  neben  mannigfach 
übereinstimmenden  auch  mit  sehr  abweichenden  Resultaten,  welche  sich  namentlich 
daraus  erklären,  dass  auch  Maurus  noch  viel  zu  sehr,  wenn  auch  in  Widerspruch 
mit  seinen  sonstigen  Anschauungen,  an  der  abstract  absoluten  Freiheit  des  Individuums 
festhält.    (Ygl.  unten  §.  19  und  über  Mario  und  Dunoyer  den  folgenden  §.  3). 

Auch  die  Rechtsphilosophie,  sogar  diejenige  der  organischen  Auffassung, 
bietet  für  die  wirthschaftliche  Rechtsordnung  der  persönlichen  Freiheit  sehr  wenig. 
Theils  berührt  sie  die  nationalokonomisch  wichtigen  Puncte  kaum,  theils  bewegt  sie 
sich  auch  hier  wieder  in  zu  vagen  Allgemeinheiten,  wie  noch  so  vielfach,  weil  sie 
keine  genügende  Fühlung  mit  der  Nationalökonomie  hat.  (Siehe  über  diesen  Mangel 
in  Th.  I,  §.  352  ff.  und  unten  §.  25,  32.) 

Am  Meisten  Werth  haben  für  die  Rechtsordnung  der  persönlichen  Freiheit  in 
unseren  heutigen  Yerhältnissen  auch  für  die  Betrachtung  vom  volkswirthschaftlichen 
Standpuncte  aus  die  Erörterungen  der  neueren  Yerwaltungslehre,  besonders 
Stein's,  H.  ROsler's. 

§.  3.  Bereits  viel  mehr  als  mit  der  persönlichen  Freiheit  und  deren  Conse- 
quenzen  im  Rechte  hat  sich  auch  die  Yolkswirthschaftslehre  mit  der  Kritik  und  mit 
der  Frage  nach  der  Berechtigung  des  Privateigenthums,  des  Grundeigenthums 
speciell  und  des  Erbrechts  beschäftigt  Die  Anregung  der  socialistischen 
Kritik  und  Geschichtsauffassung  (Rodbertus,  Marx),  aber  gerade  hier  auch  die 
geschichtliche  Betrachtung  der  „bürgerlichen  Oekonomen''  besonders  von  so  wandel- 
baren Institutionen  wie  Grundeigenthum  und  Erbrecht,  femer  z.  Th.  mit  dieser  ge- 
schichtlichen Betrachtung  eng  zusammenhängend,  die  nationalOkonomische  Beschäftigung 
mit  der  Agrarverfassung  und  der  Gewerbeverfassung  und  beider  Reform  haben  dazu 
geführt.    So  finden   sich  auch  in  den  Werken  der  systematischen  Nationalökonomie, 
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weDigätens  aas  neuerer  Zeit,  besonders  bei  Knies,  Koscher,  Schaffte,  Mill 
Q.  A.  m.  schon  bezügliche  besondere  Abschnitte  oder  mehr  oder  weniger  eingehende 
Erörterungen  Ober  das  Pri?ateigenthnm,  Gmndeigenthnm,  Erbrecht  als  Institntioo  der 
Rechtsordnung  und  mehr  nach  der  principiellen  Seite.  In  der  neuesten  deutschen 
wie  fremden  systematischen  Litteratur  fehlen  solche  Erörterungen  selten  mehr  ganz, 
wenn  dabei  diese  viel  wichtigeren  Dinge  freilich  aach  meist  immer  noch  viel  curso- 
Tischer  und  aphoristischer  als  so  mancher  theoretische  Kleinkram  behandelt  werden. 
Die  neueren  Wirthschaftshi3toriker  und  historischen  Kationalökonomen  haben  zwar  nur 
selten  eigentlich  principielle  Erörterungen  über  die  von  ihnen  geschilderten  Yer- 
h&ltnisse  und  deren  Entwicklung  gegeben,  aber  die  Principien fragen  doch  berührt. 
Einen  Fortschritt  bezeichnet  auch  hier  besonders  Bücher,  mit  unter  dem  Einfinss 
der  socialistischen  Historiker  Rodbertus  und  Marx.  (S.  für  die  Litteratur  unter 
§.  90  ff.  an  der  Spitze  ?on  Buch  2 ) 

Für  die  Aelteren,  wie  Kau,  gilt  der  Satz  von  Knies  (Polit.  Oekon.,  I.A., 
S.  130):  Das  thatsächliche  Vorhandensein  und  die  rechtliche  Anerkennung  und  Auf- 
rech thaitung  des  Prirateigenthums  durch  die  allgemeine  Staatsgewalt  sah  man  in  der 
Volkswirthschaftsiehre  als  eine  sich  von  selbst  verstehende  Vorausssetzung  au.  Eben 
deshalb  fand  in  der  nationalokonomischen  Theorie  eine  Erörterung  über  das  Pri?at- 
eigenthum  an  sich  keine  Sielle.  Es  kann  daher  nicht  auffallen,  dass  auch  noch 
neuere  Systematiker  der  liberaMndindualistischen  Richtung,  wie  z.  B.  Max  Wirth. 
in  dem  Kapitel  vom  Eigenthum  vorzugsweise  nur  die  Frage  nach  dem  sogenannten 
geistigen  Eiirenthum  erOrtem  (GrundzOge,  3.  Aufl.,  I,  334  fi.;  II,  74  ff.).  Eine 
principielle  Erörterung  Ober  die  Institution  des  Privateigenthums  auch  an  Sachgütern 
wird  aber  in  der  Nationalökonomie  um  so  weniger  unterbleiben  dürfen,  da  die  üblichen 
rechtsphilosophischen  „Begründ engen*'  des  Eigenthums  nicht  genügen  (§.  102  ff.)  und 
da  unter  den  Eigenthumstheorien  diejenigen,  welche  das  Prirateigenthum  auf  die 
wirthscbaftliche  Natur  des  Menschen  und  auf  die  Arbeit  zurückführen,  wesentlich 
»ationalOkonomische  Begründungen  sind,  welche  nach  den  Grundsätzen  dieser  Wissen- 
schaft geprüft  werden  müssen. 

Ein  besonderer  Mangel  aller  früheren  nationalökonomischen  Untersuchungen 
der  Eigenthumsinstitntion  ist  die  ungenügende  Dnterscheidunjr  von  Eigenthums- 
arten  nach  . Ökonomisch- technischen  Zwecken,  denen  das  Eigenthum  dient,  nach 
den  Objecten,  welche  es  umfasst,  daher  namentlich  die  fehlende  Unterscheidung 
von  GebrauchsvermOgen-Eigenthum  und  Kapitaleigenthum;  femer  die  ein- 
fache Beruhigung  bei  dem  wesentlich  rOmisch- rechtlichen  (absoluten)  Eigenthums« 
b  egrif  f  und  den  daraus  für  den  Inhalt  und  Umfang  des  Eigenthumsrechts  gezogenen 
Gonsequeuzen.  Gerade  hier  ergiebt  sich  die  Kothwendigkeit  von  Beschränkungen  des 
Privateigenthumsrechts  und  eventuell  wieder  diejenige  einer  weiteren  Ausdehnung  des 
gemein wirthschaftlichen,  besonders  des  zwangsgemeinwirthschaftiichen  Systems,  indem 
gewisse  Arten  Eigenthum  dem  Staate,  der  Gemeinde  u.  s.  w.  theils  rechtlich  vor- 
behalten, theils  thatsächlich  in  grösserem  Umfange  überwiesen  werden:  die  Frage 
vom  „Öffentlichen''  neben  und  statt  des  Privateigenthums.  Die  hochwichtigen  und 
schwierigen  Fragen  der  Privateigenthumsordnung  sind  von  den  Socialisten  durch 
die  Forderung  der  vollständigen  Aufhebung  der  Institution  des  Privateigenthums  an 
Productionsmitteln  (Boden  und  Kapital)  zu  lösen  gesucht  worden  (I,  §.294):  Fragen, 
an  denen  die  Nationalökonomie  nicht  länger  stillschweigend  vorbeigehen  darf.  Sie 
nOthigen  aber  zu  einer  genaueren  Untersuchung  der  Theorien  für  die  Begründang 
des  Privateigenthums,  desgleichen  des  Eigenthumsbegrifis,  sowie  des  Inhalts  und  Um- 
fangs  des  Eigenthumsrechts  vom  nationalokonomischen  Standpuncte  aus  (Buch  2 — 4 
unten).  Sel^t  das  Bedürfniss  nach  solchen  Untersuchungen  ist  früher  kaum  em- 
pfunden worden.  Das  zeigt  wenigstens  in  der  Litteratur  aus  der  Mitte  unseres  Jahr- 
hunderts die  Vereinzelung  von  Erörterungen,  wie  die  Mill's  im  2.  Kap.  des  2.  B. 
(Tom  Eigenthum).    Erst  neuerdings  werden  solche  Erörterungen  häufiger. 

§.  4.  Der  Grundfehler  in  der  Behandlung  aller  Verhältnisse,  welche  sich  auf 
die  persönliche  Freiheit  sowie  das  Eigenthum  und  das  Vermögensrecht 
überhaupt  beziehen,  ist  in  der  britischen  Oekonomik,  in  der  älteren  Nationalökonomie 
der  Schule  der  freien  Concurrenz  derselbe,  wie  in  der  gleichzeitigen  individualistischen 
Rechtsphilosophie  und  in  der  Jurisprudenz:  es  werden  ein  abstracter  absoluter  Frei- 
heits-  und  Eigenthumsbegriff  aprioristisch  aufgestellt  und  aus  demselben  die  logischen 
Consequenzen  gezogen.    Ergiebt  sich  alsdann  in  der  Wirklichkeit  mit  den  Thatsachcn 
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und  mil  andersp  gescliichükb  überkommenen  KechtiTurhillaisaan,  vie  os  gar  mcbt 
knden  möglich  ist,  ein  Widcrsprncb,  so  solteu  aich  Thaisacben  uad  Rechurethältnissa 
jenem  FreibeiU-  und  ElerealbomsbegriB'  und  ibroa  Coiiseqneii«eD  tUgea.  Daher  du 
PceluUl.  dus  d*B  Recbt  denieoUprecbend  eiagcrichlet  oder  verlndert  werde.  Allein 
gerade  der  umgekcbtte  Schlnss  i^t  ricblig:  jener  AVidcrfprnch  beweist  die  practischc 
DDaawendbarlieit  jener  absalaieu  Begritte  und  daber  aach  die  Iheoretiiiche  Unhalcbarkeii 
derselben. 

Nainendieb  die  NitioatlOlionoiaie  bat  hier  die  Aufgabe,  welche  Dooeyer  (in 
Eeinem  Werke  de  li  libort^  da  trsvail,  Paris  1845,  BrUraelet  Nachdruck  1S46.  p.  b> 
sehr  gnt  fencullrt  hat:  man  darf  nicht  in  dogmatischer  Weise  von  dem  Aiiam  aos- 
gehen,  die  Menschen  haben  das  Recht,  frei  zu  sein,  sondern  man  musa  anier- 
aachen.  wie  erreicht  man  es.  dass  sie  es  sind?  Dnler  «eichen  Bedingtingea  köiknen 
sie  ea  sein?  Durch  welche  Verbindung  ron  Kenntnissen  und  sittlichen  Gewohnheiten 
kommen  sie  dahin,  frei  die  nnd  die  FriratiBdasiric  auszuabanV  TreHlicho  Er- 
Onemngen.  welche  Daooycr  zu  dem  ofl  citirlou  Worte  fahren:  ,je  u'impose  rieu. 
je  ne  propoee  mäme  rien.  j'expase."  Und  welter:  „Statt  die  Freiheit  als  Dogma  zu 
betiacliten.  stelle  ich  sie  als  Resultat  dar.  ätntt  aas  ihr  ein  Attribut  des  HBiiachen 
zu  machen,  mache  ich  ans  ihr  ein  Attribut  der  Ciiilisatiou."  Dieser  Standpooct  ist 
der  Ticbtige.  Sa  retscbligt  nichts,  dass  ibnDnnoyer  kaum  immer inucgebalten  hat. 
Senn  ist  ot  auch  kein  so  einseitiger  Anhbigor  der  freien  Concorreuz  wie  ein 
Bastiat  d.  A.  m.,  so  geht  doch  seine  Tendenz  daraof  hinaus,  die  „Freiheit"  und  ihre 
Folge,  die  freie  Concurrenz,  aJs  das  richtige  System  far  die  Gegenwart  hinzustellen 
(Tttl.  bea.  B.  4.  Kap.  8,  ü.  uam.  10),  Der  nothwendigcu  Baschräokung  dieser  Freihüt 
unter  allen  Wirthscbato-  and  CulIarrerhUtniassn  durch  die  Forderungen  des  Ge- 
neinschaftsintereiaes  bleibt  anch  er  dabei  riet  za  wenig:  eingedenk,  obgleich  getado 
diese  Beschr&iibnng  aus  den  Verbältnisseu  dee  Lebeos  am  Besten  zu  „eiponiren" 
iht.  Sein  Werk  bietet  daher  fUr  die  ErSrterungen  dieses  Thoils  der  tirundlegong 
und  seines  I.  Buchs  doch  sonst  nicht  viel.  Aber  -der  richtige  Suudpsnct  zur 
Fiuihoitjfrsgu   ist   lon  Niemandem   besser   bezeichnet  worden,    als   in  obigen  Worten 

Dioses  Pormverdienst  kann  dem  Franzosen  auch  ror  dem  Deutschen  Mario 
( Winkelblecb)  eingeräumt  wcrdeo.  Aber  in  sachlicher  Beziehung  bat  letzterer 
die  Probleme,  weun  anch  nicht  in  geerdiieler.  systematischer  Weise,  gerade  im  Gebiete 
dos  winhschaftlichen  Vorkehrsruchta  am  Altseiligsten  und  Balten  behandelt,  namentlich 
auch  deu  oben  bezeichneten  Qrandfehler  des  Uäsonnomonts,  das  absiract  aphorisobe 
Cooitrolren  richtig  berrorgeboben.  Vei^l.  seine  „Unlersnchuiigeu  über  die  Organisation 
der  Arbeit  oder  byslcn  der  WeltOkonomie".  Cassel  ISäO  S'.  (leidet  nnroUendet  ge- 
blieben). Schtfflo  hat  in  seinem  Kapitalismua  und  Socialismus  mit  loUem  Kechle 
Harlo  wieder  in  den  Vordergrund  geschoben.  S.  bes.  1.  Aufl.  I.  1.  S.  211  (über 
die  abstracte  Proilieil  nnd  Gläicbheil  mit  der  riclitigeii  Bomerknng  S.  212  Über  die 
rnmlschen  Jnnsten):  über  die  Auffassang  der  „gauztibotalen"  Schule  In  BuireQ'  der 
socialen  Ordnung  S,  291.  desgl.  der  ..halbliberalcn  Schule"  S.  31ä,  der  „ganz  com- 
munislischen"  S.  32S,  dagegen  diu  Foriornngcn  der  ..Faderalisten"  S.  34T.  bes.  365  ff., 
bier  mil  einem  Tielfach  brauchbaren  positlren  Programm,  dessen  Richtigkeit  die 
Gegenwart  bereits  mebt  anerkennt,  als  die  Zeit  um  Uitle  nuseres  Jahrhunderts. 
^Veitere  Aasfuhrongen  in  I.  2.  Äbach.,  dann  In  IT  eine  Art  Systematik.  Von  dem 
Marlo'schen  We;ke  liegt  jetzt  eine  neue  Ausgabe  {Tübingen  läS4— SG.  4  Bde.)  vor. 
Nicht  das  unmittelbar  hier  Gegebene,  wohl  aber  die  Gesichtspuncte  and  die  Grund- 
auf&sEnngen.  Ibnlich  wie  diejenigen  Scbfiffle's,  besonders  im  Kapitaliamus  nnd 
Im  ganzen  Socialen  KSrper,  sind  für  den  Gegenstand  dieses  Thcils  der  Grundlegong 
noch  immer  das  BeachtenswortbeBte.  was  die  naiionalakonomische  Littelrainr  darüber 
blutet.  Auch  H.  K5slcr's  Schriften  über  den  Smilbianismus  nnd  dessen  Varlesnngen 
ulier  Volks wirthscbad.  Tb.  2,  Kap.  2  der  „Besltr.".  sind  hier  mit  Anerkennung,  auch 
ohne  dais  man  ihm  Oberall  buizostimuicn  braucht,  zn  nennen. 

In  der  Bechlsphilosophie  nehmen  die  ErSrtetDngen  über  du  Vermögens- 
recht, beüondeiB  Über  das  Priratuigeolhnm,  gewSbnllcb  einen  ziemlich  grossen  Raum 
ein.  Aber  selbst  die  h ranchbarsten,  Demiich  diejenigen  der  Krause  sehen  Schule 
(Ahrens.  BOdor),  obgleich  von  einer  organischen  Auffassung  auch  des  Wirtbacbiüb- 
lebens  und  des  Rechts  ausgebend,  huldigen  immer  noch  zu  sehr  der  individualistischen 
Itiebtung    und    entbehren    der   lieferen    und   schürfercn  natioiialflkenomischen  Durch- 
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diingnog  des  Gegenstands.  Gerade  hier  gilt  wieder,  was  schon  im  Theil  I  in  den 
litterarischen  Vorbemerkungen  tlber  den  Staat  (§.  352,  S.  872)  herrorgehoben  wurde: 
die  Bechtsphilosophie  muss  ebenso  sehr  mit  der  Nationalökonomie  Fühlung  gewinnen, 
um  zu  gedeihen,  als  diese  mit  jener.  Wo  sie  bisher  an  die  Nationalökonomie  an- 
knapite,  hat  sie  sich,  selbst  wenn  sie  gegen  manche  Folgerungen  polemisirte,  wie  es 
die  Krause'sche  Schule  thut,  doch  noch  nicht  unbefangen  genug  kritisch  dem 
Indindualismus  der  Smith*schen  Theorie  gegenüber  gestellt,  nicht  das  indindualistische 
Prindp  selbst,  sondern  nur  einzelne  besonders  extreme  Gonsequenzen  desselben  be- 
kämpft. Zur  Entschuldigung  kann  sich  die  Bechtsphilosophie  freilich  auf  die  M&ngel 
and  Lücken  der  bisherigen  Nationalökonomie  mit  berufen.  Wenn  z.  B.  wirklich  für 
die  Ökonomische  Lage  des  Indiriduums  sein  Wille,  sein  Thun  und  Lassen,  sein  Ar- 
beiten und  Sparen  so  allein  entscheidend  w&ren,  wie  die  ältere  Theorie  annaJim,  so 
würde  auch  die  übliche  rechtsphilosophische  BegrtUidung  des  Eigenthums  und  die 
rechtsphilosophische  Gonstruction  des  Inhalts  und  Umfangs  des  Eigenthumsrechts  und 
des  Vertragsrechts  genügender  erscheinen,  als  es  jetzt  zogegeben  werden  kann,  wo 
die  „ConjunctuT*  so  wesentlich  mitbestimmend  eingreift  (vgl  Theil  I,  §.  156  ff.,  166  ff.). . 
Der  Fortschritt  der  nationalokonomischen  Theorie  bedingt  daher  an  sich  schon  auf 
diesem  Gebiete  entsprechende  Veränderungen  auch  der  rechtsphilosophischen  Anf- 
fassnngen  und  Begründungen.  Im  Folgenden  muss  eben  deswegen  mehr  für  die 
Bechtsphilosophie  zugleich  mit  vorgearbeitet  werden,  als  dass  sich  die  national- 
Ökonomische  Erörterung  auf  bereits  feststehende  rechtsphilosophische  Ergebnisse 
stützen  konnte. 

§.  5.  Aus  dem  Allen  ergiebt  sich,  dass  in  dem  folgenden  zweiten  Theil  der 
Grundlegung  fast  durchweg  rechtsphilosophische  und  Ökonomische  („Ökono- 
misch-philosophische**) Untersuchungen  neben  einander  hergehen 
«nd  sich  gegenseitig  ergänzen  und  durchdringen  müssen.  Diese  Be- 
haodlongsweise  steht  mit  der  früher  üblichen  in  den  Werken  der  individualistischen 
britischen  nationalokonomischen  Schule  in  Widerspruch.  Zu  ihrer  Bechtfertigung 
mDss  ich  mich  auf  die  vorausgehenden  Erörterungen  dos  I.  Theils,  besonders  auf  das 
d..  5.  und  6.  Buch  und  auf  die  specielle  Darstellung  des  Zusammenhangs  von  Oeko- 
nomik,  besonders  SocialOkonomik  und  Becht  im  Folgenden  beziehen.  Die  frühere 
l^ationalOkonomie  betrachtete  die  hier  zu  erledigende  Arbeit  als  schon  gethan  oder 
als  aosserhalb  ihrer  Competenz  liegend.  Aber  die  Arbeit  ist  grOsstentheils  noch  zu 
thon  und  die  Nationalökonomie  hat  daran  in  umfassendstem  Maasse  Theil  zu  nehmen. 
Denn  nicht  nur,  dass  die  Bechtsphilosophie  für  sich  allein  die  Aufgabe  nicht  gelöst 
bat,  sie  kann  sie  auch  ohne  Mitwirkung  der  Nationalökonomie  gar  nicht  lOsen.  Bechts* 
Verhältnisse  wie  die  einzelnen  personlichen  Freiheitsrechte,  Bechtsinstitnte  wie  Eigen- 
thum  und  Erbrecht  u.  s.  w.  betreffen  zwar  nicht  allein,  aber  wesentlich  Ökonomische 
Verhältnisse,  fassen  einen  Ökonomischen  Inhalt  nur  in  eine  rechtliche  Form.  Diesen 
lohalt  unberücksichtigt  lassen,  ist  grund verkehrt  Was  aber  der  ,Jnhalt*',  daher  auch 
die  Folge  der  betreffenden  Verhältnisse  und  Einrichtungen  für  das  gesellschaftlich- 
menschliche Leben  sei,  —  und  nur  mit  diesem  beschäftigt  sich,  wie  alles  Becht,  so 
auch  die  Philosophie  des  Bechts  —  kann  bloss  die  nationalokonomische  Untersuchung 
feststellen.  Eine  Untersuchung,  welche  wieder  eine  principielle  synthetische,  vielfach 
dednctiv  verfahrende  sein  muss,  zu  welcher  aber  wirthschaftsgeschichtliche  und  sta- 
tistische ««Forschungen''  das  Material  mit  zusammentragen  und  vorbereiten  müssen. 

Der  eigentlich  Ökonomische  Theil  der  folgenden  Untersuchungen  bezieht  sich 
auf  volkswirthschaftliche  Verhältnisse,  daher  auf  diejenigen  der  Privatwirthschafl  nur, 
soweit  letztere  ein  Glied  der  Volkswirthschaft  ist;  wir  haben  es  hier  mit  dem  „gesell- 
schaftlichen'' System  menschlicher  Wirthschaft  (Schäffle),  mit  wahrer  Volkswirth- 
scbaftslehre  und  SocialOkonomie  zu  thun.  Jener  von  der  physiokratisch- Smith 'sehen 
Nationalökonomie  so  arg  vernachlässigte  Gesichtspunct  des  „Socialismus"  als  des  Gegen- 
satzes des  ,Jndividualismus"  (I,  §.  6  und  294)  ist  daher  hier  voranzustellen.  Auch 
dann  liegt  ein  principieller  Unterschied  von  der  Auffassung  der  neueren  Bechts- 
philosophie. Die  letztere,  in  vieler  Hinsicht  doch  auch  noch  diie  Krausesche,  erOrtert 
die  Fragen  von  der  Freiheit  und  von  der  Ordnung  des  Vermögensrechts  „individua- 
listisch", indem  sie  ihren  Ausgangspunct  im  Individuum,  und  in  dessen  Interessen- 
sphäre nimmt  Nach  den  hieraus  sich  ergebenden  Anforderungen  wird  das  Becht 
coDstruirt:  daher  der  ,4ndividualisti8ch-absolote"  „gesellschaftswidrige*'  Cbaractcr  des 
modernen  Freiheits-,  EigenÜiums-  und  Vertragsrechts  der  „liberalen"  („Staatsbürger- 
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liehen'^)  Periode,  ein  Character,  den  die  neuere  Rechtsphilosophie  wiederspiegelt  und 
den  sie  selbst  theoretisch  mit  vorbereitet  hat.  Auf  dem  Terwandten  Gebiete  der 
Staatsphilosophie  nnd  des  bezüglichen  Öffentlichen  Rechts  fand  diese  individnalistische 
Richtung  ihren  Ausdruck  in  der  Theorie  Tom  ,,Staats?ertrage/*  Hier  ist  sie  wissen- 
schaftlich durch  die  neuere  Philosophie  und  die  historische  Rechtsschule  tlberwnnden 
worden.  Im  Gebiete  der  Pri?atrechtsordnung  und  der  Freiheitsrechte  des  Individuums 
ist  dieselbe  Aufgabe  erst  noch  zu  erledigen.  Die  leidige,  viel  zu  weit  getriebene 
Trennung  des  Ofientlichen  und  des  Privatrechts  in  unserer  Rechtswissenschaft  ist  wohl 
Tornemlich  daran  schuld,  dass  auch  die  Rechtsphilosophie  hier  noch  nicht  einmal  das 
Problem  richtig  und  scharf  formalirt,  geschweige  zu  seiner  Losung  den  Weg  be- 
schritten hat.  Unter  den  Juristen  selbst  findet  eine  solche  Aufgabe  meistens  noch 
nicht  einmal  ein  Yerst&ndniss.  Um  so  grösser  ist  das  Verdienst  Ihering's,  welcher  mit 
seiner  zwar  schon  im  „Geist  des  römischen  Rechts''  eingeschlagenen,  aber  erst  in  seinem 
sp&teren  Werke,  dem  „Zweck  im  Rechte'S  znm  vollen  Durebbruch  gekommenen  „socialen'* 
Richtung  der  bisherigen  „individualistischen"  auch  im  Privatrecht  entgegengetreten  ist. 

Die  Frage  ist  nicht,  welches  sind  die  „natürlichen"  Freiheitsrechte  des  Indivi- 
duums und  welche  Gestaltung  des  Eigenthums-  und  Vertragsrechts,  sowie  des  ganzen 
Vermögensrechts  fordert  das  als  absolut  gedachte  Individuum,  und  danach  erst, 
welche  Rechte  stehen  der  „Gesellschaft"  dem  Einzelnen  and  seinem  Eigenthum 
gegenüber  zu?  Sondern  umgekehrt:  welches  sind  die  Bedingungen  des  gesellschaft- 
lichen Zusammenlebens,  hier  speciell  des  wirthschaftlichen  Gemeinschaftslebens,  wie 
es  die  Volkswirthschaft  schon  begrifflich  mit  sich  bringt?  Wie  muss  daher  die 
Freiheitssphäre  des  Individuums,  das  Vermögensrecht,  die  Eigenthums-  und  Vertrags- 
ordnnng  mit  Rücksicht  auf  Jone  vor  Allem  zu  erfallendcn  Bedingungen  des  gesell- 
schaftlichen und  wirthschaftlichen  Zosammenlcbcns  geregelt  werden?  Die  Gesellschaft, 
die  Volkswirthschaft,  der  Staat  und  ihr  Recht  ist  das  Höhere,  im  aristotelischen  Sinne 
das  Frühere;  der  Einzelne,  sein  Recht  das  Niedrigere,  das  Spätere.  Diese  Auf- 
fassung muss  auch  in  der  philosophischen  Begründung  und  Ausbildung  des  Ver- 
mögensrechts und  der  individuellen  (persönlichen)  Freiheitsrechte  zur  Geltung  ge- 
langen. Sie  wird  in  dem  folgenden  Theile  der  Grundlegung  vertreten ,  wo  daher 
„aus  den  Bedingungen  des  Gemeinschaftslebens  heraus"  die  Freiheits-  und  Eigenthums- 
fragen  erörtert  werden. 

In  derselben  Weise  verfahrt  vielfach  im  „Gesellschaftlichen  System"  und  im 
„Socialen  Körper"  Schäffle  und  speciell  auf  dem  Gebiete  der  Privatrechtsfragen 
V.  Ihering  in  der  2.  Hälfte  des  1.  Theils  des  „Zwecks  im  Recht",  bes.  im  Kap.  9, 
vom  ,, Zwange".  Ganz  in  Uebereinstimmung  mit  meiner  Grundanschauung,  wie  ich 
sie  in  diesem  Theile  zu  begründen  suche,  definirt  Ihering  das  Recht  selbst  als 
„die  Sicherung  der  Lebensbedingungen  der  Gesellschaft  In  Form  des  Zwangs" 
(1.  Aufl.,  S.  434)  und  werden  daraus  auch  für  die  „Rechtsverhältnisse  an  Sachen'* 
(S.  457  fl.)  und  für  das  Eigenthum  (S.  506  ff.)  die  Gonsequenzen  gezogen,  im  stricten 
Gegensatz  gegen  die  übliche,  die  Wissenschaft  des  Privatrechts  noch  fast  ganz  be- 
herrschende individualistische  Auffassung.  (Vgl.  bes.  S.  501  ff.  den  Abschnitt  von 
.,dem  Rechtsdruck  auf  das  Individuum".)  Ihering  spricht  daher  auch  ausdrücklich 
von  der  „gesellschaftlichen"  Bestimmung  des  Rechts,  auch  des  Privatrechts.  Er 
betont,  wie  das  Recht  nach  Maassgabe  der  gesellschaftlichen  Zweckmässigkeit  zu  ge- 
stalten und  wie  Recht  und  Zweckmässigkeit,  richtig  verstanden,  identisch  seien  (S.  517). 
Er  spricht  mir  aus  der  Seele  heraus,  wenn  er,  den  Inhalt  seiner  Ausführungen  über 
die  Beschränkung  des  Individuums  auch  in  der  Privatrechtssphäre  in  ein  Wort  zu- 
sammenfassend, sagt:  „es  ist  der  Gedanke  des  gesellschaftlichen  Gharacters  der  Privat- 
rechte. Alle  Rechte  des  Privatrechts,  wenn  sie  auch  zunächst  nur  das  Individuum 
zum  Zweck  haben,  sind  beeinflusst  und  gebunden  durch  die  Rücksicht  auf  die  Gesell- 
schaft; es  giebt  kein  einziges,  bei  dem  das  Subject  sagen  könnte:  dies  habe  ich 
ausschliesslich  fQr  mich,  die  (Konsequenz  des  Rechtsbegriffs  bringt  es  mit  sich,  dass 
die  Gesellschaft  mich  nicht  beschränke",  worauf  Ihering  dann  die  Folgerungen  aus 
der  gesellschaftlichen  Bestimmung  auch  des  Eigenthumsrechts  gegen  die  herrschende 
absolute  Auffassung  des  letzteren  zieht  (S.  519).  —  In  ähnlicher  Weise  hat  auch 
I.  Baron  besonders  zum  Erbrecht  seine  Stellung  genommen,  m.  E.  durchaus  richtig, 
vgl.  den  Aufsatz  in  Hildebr.  Jahrb.  1876,  B.  26,  S.  275;  ders.  Angriffe  auf  das  Erb- 
recht (Heft  85  d.  Zeit-  und  Streitfragen),  Berl.  1877;  ders.  in  Pözl's  Krit  Viertelj. 
Sehr,  über  meine  Grundlegung.   Vgl.  ferner  für  verwandte  Auffassungen  von  Scheel, 
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über  Erbschaftssteuer  and  Erbrechtsreform;  ders.  in  Hirth's  Aonalen  1877,  S.  97; 
ders.  Eigenthom  und  Erbrecht  (N.  96  d.  Zeit-  n.  Streitfr.),  Berl.  1877.  A.  Samter, 
Eigenthomsbegritf  in  Hildebr.  Jahrb.  1878,  B.  I,  S.  269;  ders.  das  Eigentbum  in 
seiner  socialen  Bedentnog.  Jena  1879.  Neuerdings  besonders  0.  Gierke  und  Anton 
Menger  in  ihrer  Kritik  des  Entwurfs  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  (siehe  S.  45,  46 
and  unten  §.  9,  92,  126). 

Neben  Ihering's  und  Gierke's  Werke  nehme  ich  auch  hier  besonders  Bezug  auf 
Lassalle's  System  der  erworbenen  Rechte;  hier  wird  ebenfalls  principiell  scharf  Front 
gegen  die  „individualistische'*  Pri?atrechtsordnung  gemacht  und  der  gesellschaftliche 
Character  des  Rechts  durchaus  richtig  betont.  Man  braucht  manche  einzelne  Beweis- 
führung und  Folgerung  Lassalle's  nicht  anzunehmen,  aber  der  Grundgedanke,  der 
im  Ganzen  auch  vortrefflich  durchgeführt  worden  ist,  darf  auf  Billigung  Anspruch 
machen.  YgL  bes.  den  wichtigen  §.7  im  1.  B.  über  die  „absoluten  Gesetze'*,  worauf 
sich  auch  der  Briefwechsel  ?on  Lassalle  mit  Rodbertus  z.  Th.  bezieht. 

Den  gesellschaftlichen  Character  allen  Rechts  entwickelt  in  gelungenen  Aus- 
fahmngen  auch  G.  Jellinek,  socialethische  Bedeutung  von  Recht,  Unrecht  and 
Strafe,  Wien  1878,  bes.  Kap.  2.  Er  fasst  das  Recht  objectir  als  die  „Lebens- 
bedingungen der  Gesellschafr*,  S.  42,  55. 

Von  diesem  socialen  Staudpuncte  aus  erscheinen  dann  auch  selbst  die  grossen 
Grund  Institute  des  Privatrechts  und  die  Rechte  des  Personenstands  als  historische, 
nicht  als  absolute  Kategorieen  überhaupt  und  im  Wirthschaftsleben  speciell.  Dies 
wird  ja  von  allen  übrigen  Instituten  des  Rechts  l&ngst  allgemein  anerkannt,  z.  B.  auf 
materiellwirthschaftlichem  Gebiete  von  gewissen  Instituten  der  Agrarverfassung,  des 
Gewerberechts  (Zunft!).  Unrichtiger  Weise  wird  es  sogar  von  Historikern  noch  heute 
in  Betreff  von  Instituten  wie  dem  Privateigeptham  an  ganzen  Kategorieen  von  Ob- 
jecten  (Boden,  Kapital),  dem  Erbrecht,  halb  bestritten,  halb  nur  wider  Willen  und 
mit  allen  möglichen  Gautelen  vor  den  bedenklichen  Folgerungen  zugegeben  (z.  B.  von 
V.  Treitschke  in  dem  Aufsatz  über  den  Socialismus).  Als  ob  der  practisch  mögliche 
und  vorgekommene  Missbrauch  einer  richtigen  wissenschaftlichen  Wahrheit  die  letztere 
selbst  berühre  oder  gar  aafhebe!  Der  wissenschaftliche  Socialismus,  mit  besonderer 
Schärfe  Rodbertas  und  Lassalle,  hat  den  historischen  Character  auch  solcher 
Grandinstitute  mit  vollem  Recht  schaif  betont.  Wie  kann  man  ihn  gegenüber  der 
handgreiflichsten  Erfahrung  z.  B.  auch  bei  der  persönlichen  Freiheit,  bejm  Grund- 
eigenthum  bestreiten!  Die  Socialisten  haben  aber  allerdings  Missbrauch  mit  dieser 
richtigen  Auffassong  getrieben,  die  tiefere  technisch-Ökonomische  und  vor  Allem 
psychologische  Bedingtheit  der  Privatrechtsinstitute  zu  wenig  anerkannt  und  in  den 
speciellen  Fällen,  mit  denen  sie  sich  beschäftigten,  bei  dem  privaten  Grund-  und 
Kapitaleigenthum,  die  geschichtliche  Vergän  gl  ich  l(  ei  t  viel  zu  allgemein  und  zu 
früh  angenommen.  Die  historischen  Nationalökonomen  sind  umgekehrt  wieder  auch  hier 
leicht  zu  quietistisch  und  warnen  sehr  bequem  vor  theoretischen  und  practischen 
Heiasspomen,  denen  nichts  schnell  genug  gebe  und  die  das  Wesen  allen  historischen 
Lebens  verkennen  (Schmoller),  damit  es  vermeidend,  aus  der  historischen  Auf- 
fassung eine  pracrische  Consequenz  zu  ziehen,  und  sich  der  älteren  Schulauffassung 
wieder  zu  sehr  nähernd. 

Die  richtige  Folgerung  aus  dem  Character  aller  Rechtsinstitute  als  historischer 
Kategorieen  liegt  wieder  in  der  Mitte  zwischen  den  Meinungen  der  extremen  Socia- 
libten  einer-  und  der  quietistischen  Historiker  des  Rechts  und  der  Wirthschaft,  sowie 
der  das  bestehende  Recht  als  etwas  völlig  Festes  ansehenden  älteren  liberal-indi- 
vidualistischen Oekonomisten  andererseits:  anerkannt  wird  mit  jener  Auffassung,  dass 
die  Rechtsinstitute  sich  ändern  und  eventuell  selbst  verschwinden,  um  andren  Platz 
zu  machen,  wenn  die  bezüglichen  gesellschaftlichen  Verhältnisse  dies  bedingen,  also 
^*lbiit  sich  entsprechend  gewandelt  haben.  Ob  und  wie  weit  dies  der  Fall,  mass 
aber  immer  genau  untersucht,  nicht  nur.  wie  Seitens  der  Socialisten,  als  Conseqaenz 
des  absoluten  Princips,  behauptet  oder  von  ihren  Gegnern  in  gleicher  Einseitigkeit 
geläugnet  werden.  Sind  bezügliche  Forderungen,  wie  z.  B.  jetzt  diejenigen  des 
extremen  Socialismus  in  Betreff  der  allgemeinen  Beseitigung  des  privaten  Grand-  und 
Kapitaleigenthums  und  der  Ersetzung  desselben  durch  gesellschaftliches  Gemeineigen- 
thom,  aber  einmal  aufgestellt  und  mit  mancherlei  Gründen  unterstützt,  so  müssen  hie 
wohl  oder  übel  geprüft  werden.  Dabei  zeigt  sich  freilich  al^ba]d,  dass  der  Socialis- 
mns  die  Begründung  seiner  Forderungen   sich   viel  zu  leicht  macht,  und  zwar  der 
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Socialismns  aller  Bichtongen  aod  Autoren,  der  ftltere  mehr  mit  Gemüthsempfindnngen 
arbeitende,  wie  der  neuere,  mehr  wissenschaftliche,  und  auch  der  Marx 'sehe, 
welcher  überhaupt  nicht  zn  postuliren,  sondern  nur  nothwendige  geschichtliche  Ent- 
wicklungen au&udecken  behauptet.  Stets  wird  dabei  viel  zu  ?iel  generalisirt  und  über 
die  psychologische  Begründung  des  geschichtlich  überkommenen  und  bestehenden 
Rechts,  wie  über  die  psychologischen  Schwierigkeiten  und  wahrscheinlichen  DnmOglich- 
keiten  einer  rein  socialistischen  Wirthschaftsordnung  für  die  Productionsmittel,  für 
die  Ausführung  der  Production  und  die  Yertheilung  Tiel  zu  leicht  hinweggegangen. 

Aber  dennoch  bleibt  für  die  objectire  Wissenschaft  die  Aufgabe  bestehen,  die 
Kritik,  die  Ziele  und  die  Forderungen  des  Socialismus  unbefangen  zu  prüfen  und 
danach  abzulehnen  und  zu  billigen.  Findet  sich  dann  eine  oder  die  andere  Forde- 
rung in  Bezug  auch  auf  tiefergreifende  Um&nderung  von  Rechtsinstituten  begründet, 
so  muss  aucli  die  Wissenschaft  gerade  in  echt  historischem  Sinne  und  in  der  Gonse- 
qnenz  der  Anschauung  von  der  gesellschaftlichen  Bedingtheit  des  Rechts  diese 
Forderung  unterstützen.  Sie  darf  nicht  „den  Beruf  der  Zeit  zur  Gesetzgebung'*  be- 
zweifeln, das  „Werden  und  Wachsen  des  Rechts**  lehrend  nicht  die  colossale  Ver- 
wechslung begehen,  als  ob  dies  Werden  und  Wachsen  ein  wirklicher  Naturprocess 
sei,  während  es  nur  durch  menschliches  Thun  sich  rollzieht  Einzelne  Vertreter  der 
historischen  Rechts-  und  Wirthschafteschule  neigen  hier  selbst  wieder  zu  einer 
mechanisch-naturalistischen  Auffassung,  die  sie  sonst  mit  rollern  Recht,  z.  B.  beim 
Smithianismus,  bekämpfen. 

§.  6.  Neueste  litterarische  Entwicklung  auf  dem  Gebiete  der 
Beziehungen  von  Volkswirthschaft  und  Recht.  Die  vorausgehenden  Be- 
merkungen (§.  1 — 5)  sind  im  Wesentlichen  aus  den  früheren  Auflagen  (1.  A.,  1875 
bis  1876,  S.  291—296;  2.  A.,  1879,  S.  848—352)  wörtlich  herübergenommen  und 
hier  nur  ergänzt  worden.  Damals,  in  den  1870er  Jahren,  war  ein  Standpunct  der 
Auffassong  In  der  Nationalökonomie  über  die  Beziehungen  ron  Volkswirthschaft  und 
Recht,  wie  der  hier  vertretene,  noch  verhältnissmässig  selten.  Er  verlangte  daher 
seine  besondere  nähere  Begründung.  Nicht  nur  innerhalb  der  älteren  liberal-indi- 
vidaalistischen  Schule,  welche  aus  der  classischen  britischen  Oekonomik  hervor- 
gegangen war,  sondern  auch  innerhalb  der  deutschen  historischen  Nationalökonomie 
wurde  jener  Standpunct  mehr  abgelehnt  als  gebilligt,  trotzdem  Knies  in  seinem 
Hauptwerke  die  nothwendige  Verbindung  der  Rechts-  mit  den  volkswirthschaftlichen 
Fragen  bereits  seit  länger  ebenfalls  betont  und  in  so  vorzüglicher  Weise  verfolgt 
hatte.  Unter  den  deutschen  Fachmännern  vertrat  doch  sonst  vorncmlich  nur  Schaf fle 
einen  wenigstens  principiell  ähnlichen  Standpunct.  Der  Anfangs  der  70er  Jahre 
aufkommende  „Katbedersocialismus**  war  keine  einheitliche  wissenschaftliche  Richtung 
(I,  §.  17).  Die  unter  diesem  Namen  zusammengefassten  deutschen  Nationalökonomen 
waren  einig  nur  in  der  Bekämpfung  der  extremeren  theoretischen  Einseitigkeiten  und 
besonders  der  radicaleren  practischen  Conseqnenzen  des  ökonomischen  Liberalismus 
und  Indiridnalismus,  namentlich  derjenigen  Richtung  desselben,  welche  die  „deutsche 
Freihandelsschule**  darstellt.  Dem  eigentlichen  Socialismus  stand  der  Katheder- 
socialismus  im  Ganzen  doch  auch  nur  einseitig  negirend  gegenüber.  An  der  über- 
kommenen britischen  Oekonomik  krittelte  er,  ähnlich  wie  es  die  deutsche  historisch- 
nationalOkonomische  Richtung  (T,  §.  15,  16)  that,  aber  wie  diese  vermied  er  ein 
tieferes  Eingeben  auf  die  Principienfragen  der  Rechtsordnung.  Beide  haben  sich 
immer  nur  mit  einzelnen  Conseqnenzen  des  Frincips  der  freien  Concnrrenz  beschäftigt, 
nicht  mit  diesem  Princip  und  seinen  allgemeineren  rechtlichen  Voraussetzungen  selbst. 
Die  verdienstrollen  Forschungen  in  der  älteren  Wirthschaftsgeschichte,  der  Agrar-, 
Gewerbegescbichte  führten  zwar  überall  auf  den  Zusammenbang  und  die  W^echsol- 
bedingung  und  Wechselwirkung  von  Recht  und  Wirthschaft.  Aber  eine  Yerwerthung  dieser 
Ergebnisse  für  die  allgemeinere  nationalökonomische  Theorie  unterblieb  noch  fast  ganz« 

Auch  der  deutsche  Socialismus  selbst  hatte  sich  damals  trotz  Rodbertus  und 
Marx  in  seiner  Litteratur,  in  seinen  Theorien,  seinen  Forderungen  und  in  deren  Be- 
gründung von  dem  älteren  mehr  philanthropischen,  aber  auch  phantastischen  und 
utopischen   Socialismus  der  ausländischen  Litteratur  noch  nicht  genügend  emancipirt. 

Ein  zielbewusster  „Staatssocialismus**  (L  §.  IS)  begann  in  Theorie  und  Praxis 
sich  eben  erst  zu  entwickeln.  Zum  Durchbruch  und  zum  Einfluss  auf  die  Auf- 
fassungen der  Politiker  kam  er  erst  seit  Ende  der  ]b70er  Jahre,  in  Deutschland  be- 
sonders mit  der  Einleitung  der  Arbeiterrersicherung  im  Jahre  18&1. 
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In  allen  diesen  Beziehungen  sind  seit  anderthalb  Jahrzehnten  Wandlongen  und 
Fortschritte  eingetreten,  welche  in  den  neuesten  Entwicklnogen  der  socialokonomischen 
nnd  verwandten  Litteratnr  sichtbar  geworden  sind.  Die  historische  Betrachtung  des 
Zusammenhangs  von  Technik,  Oekonomik  und  Recht  hat  man  zu  vertiefen  gesucht. 
Das  Yeistlndniss  der  maassgebenden  Bedeutung  des  Rechts  fttr  das  Wirthschafts- 
leben  ist  gewachsen.  Die  Berechtigung,  ja  die  Nothwendigkeit  einer  principiellen 
Stellungnahme  des  NationalOkonomen  als  solchen  zu  den  Fragen  der  wirthschaftlichen 
Rechtsordnung,  daher  auch  die  Berechtigung  einer  Hineinziehung  dieser  Fragen  in 
Werke,  wie  das  vorliegende,  wird  allgemein  anerkannt  Ganz  Überwiegend  sind  es 
zwar  noch  einzelne  Fragen  und  Gruppen  von  solchen  Fragen,  vomemlich  practischer, 
an  die  Gesetzgebung  herangetretener,  welche  auch  zu  tieferer  theoretischer  Erörterung^ 
der  zu  Grunde  liegenden  Prindpienfragen  geführt  haben,  so  diejenigen  der  Arbeiter- 
venicberung,  des  Arbeiterschutzes,  des  Freihandels  und  Schutzzolls,  auch  des  erneuten 
agrarischen,  der  Gewerbeordnung,  der  W&hrung,  des  Credit-  und  BOrsenwesens, 
mancherlei  Steuerfragen  u.  dgl.  m.  Aber  jede  ernstere  Beschäftigung  mit  solchen 
Fragen  ergab  doch  den  Zusammenhang  der  letzteren  mit  den  grossen  allgemeinen 
Fragen  der  Rechtsordnung  von  „Freiheit  und  Eigenthum''  und  mit  den  volkswirth- 
schafUichen  Organisationsfragen.  Daraus  mosste  auch  die  Aufgabe  erwachsen,  tlber 
die  Einzelfragen  hinaus  zu  diesen  generellen  Fragen  zu  gelangen  und  wenigstens  das 
BedOrfhiss  einer  umfassenderen  theoretischen,  principiellen  Behandlung  der  wirthschaft- 
lichen Rechtsordnung  Überhaupt  musste  allm&lig  allgemein  empfunden  werden. 

Ein  äusserer  Anstoss  in  dieser  Richtung,  nemlich  zur  Betrachtung  des  ganzen 
Privatrechts  mit  aus  dem  volkswirthschaftlichen  Gesichtspuncte,  ging  dann  in  Deutschland 
neuerdings  auch  von  der  Aufgabe  der  Godification  unseres  btlrgerlichen  Rechts  nnd  von 
der  Ausarbeitung   eines  bürgerlichen  Gesetzbuchs  fur  das  Deutsche  Reich  aus  (§.  9). 

FOr  Manches  aus  der  jüngsten  litterarischen  Bewegung,  welche  aus  solchen 
Anregungen  entsprungen  ist,  kann  nun  auf  die  kritischen  Litteratorübersichten  an  den 
verschiedenen  Stellen  des  1.  Theils  der  S.  Auflage  der  Grundlegung,  besonders  auf 
die  dortige  Einleitung  verwiesen  werden.  Weiteres  enthalten  die  Ergänzungen, 
welche  die  litterarischen  Vorbemerkungen  der  3.  Auflage  im  Verlauf  dieses  2.  Theils 
erhalten  haben.  Nur  zur  allgemeineren  Characteristik  der  einzelnen  Strömungen  in 
der  neuesten  Litteratnr,  welche  für  den  Gegenstand  dieses  2.  Theils  der  Grundlegung 
überhaupt  wichtiger  sind,  sollen  zunächst  die  folgenden  Bemerkungen  und  Litterator- 
angaben  dienen. 

§.  7.  Beachtenswerth  ist  hier  das  Bestreben  im  neueren  deutschen  wissen- 
schaftlichen Social ismus,  zu  einer  tieferen  historischen  und  naturwissenschaft- 
lichen Begründung  der  fast  allein  zur  Herrschaft  gelangten  Marx 'sehen  Doctrinen 
zn  kommen.  Die  „materialistische  Geschichtsauffassung",  besser  gesagt:  Geschicbts- 
Philosophie  von  Marx  beruht  so  augenfällig  auf  unbewiesenen  Thesen,  Dogmen  und 
kühnster  generalisirender  Construction,  dass  die  Anhänger  dieser  Richtung  selbst  das 
Bedürfniss  einer  solchen  Begründung  empfinden  mussten.  Sie  haben  daher  mit  Recht 
die  historischen  Forschungen  über  ältere  Wirthschaftsverhältnisse,  die  vergleichend- 
ethnographischen Forschungen  über  die  Lebens-  und  Wirthschaftsverhältnisse  roher 
Völker,  die  naturwissenschaftlichen  Lehren  über  Geschlechtsverkehr,  Abstammung,  Ver- 
erbung, Entwicklung  (Darwinismus  u.  s.  w.)  für  ihre  Zwecke  immer  mehr  zu  ?erwerthen 
begonnen.  Wurde  das  in  objectiver  Weise  und  nach  wissenschaftlicher  Methode 
geschehen ,  so  bliebe  immerhin  fraglich ,  ob  aus  dem  betrefi'enden  Material  eine 
allgemeinere  Theorie  der  wirthschaftlichen  Entwicklung  abgeleitet  werden  konnte. 
Aber  auch  in  ihren  hervorragenderen  Vertretern  (Fr.  Engels.  Bebel,  einzelnen 
Mitarbeitern  an  der  „Neuen  Zeit'')  hat  die  neueste  socialistische  Litteratnr  immer  nur 
das  Bestreben  verfolgt,  aus  ihrem  Material  dasjenige  zu  entnehmen,  was  zur  Stützung 
ihrer  fertigen  Theorie  dienen  konnte,  alles  übrige  hat  sie  unberücksichtigt  gelassen 
und  den  Werth  des  Materials  hat  sie  völlig  unkritisch  einfach  als  feststehend  ange- 
nommen. Sie  kommt  daher  über  ungeheuerliche  Generalisationen ,  willkarlichste 
Gonstructionen  und  Hypothesen,  über  eine  in  der  That  rein  orthodox-dogmatische 
Behandlung  nicht  hinaus.  Ein  Beispiel  liefert  die  Benutzung  der  so  völlig  unsicheren 
..Ergebnisse**  der  prähistorischen  und  primitiv-historischen  und  vergleichend- ethno- 
in'aphischen  „Forschung**  hinsichtlich  des  Geschlechtsverkehrs.  Familienverbandes,  Ver- 
wandtschaftsverhältnisses u.  s.  w.  bei  Volkern  in  primitiven  Lebens-  und  Wirthschafts- 
verh&ltnisben,  wo  die  gewagtesten  Hypothesen  und  Generalisationen  als  feste  Wahrheiten 
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gelton  (Matterreclitsdoctrin  n.  dgl.).  Aehnlich  geht  es  dieser  Litteratar  mit  den 
Hypothesen  der  Descendenz-  und  Verorbnngstheorien.  Ueberall  nur  der  selbst- 
bevrnssteste  Dilettantismus,  am  Acrgsten  freilich  in  Bebel's  ,,Fran'\  der  unter  einer 
urtheilslosen  Menge  die  unsichersten  Dinge  als  feste  ,,£rgebnisse  der  Wissenschaft'' 
in  populärer  Form  verbreitet  und  den  grossen  Haufen  wie  an  neue  Dogmen  daran 
glauben  macht.  Das  Schlimmste  aber  ist,  dass  aus  diesen  historischen  und  natur- 
wissenschaftlichen Dogmen  sofort  wieder  Nutzanwendungen  für  die  Entscheidung 
practischer  Fragen  der  Gegenwart  gezogen  werden,  z.  B.  für  die  Regelung  des  Ver- 
kehrs der  Geschlechter  und  ein  „neues  Eberocht",  für  die  Umgestaltung  der  Eigenthums- 
veihältnisse  und  ein  .,neues  Besitzrecbt'',  „Bodenrecht**  u.  dgl.  m.  Durch  diesen 
Missbrauch  historischer  und  naturwissenschaftlicher  sogenannter  Forschungsergebnisse 
wird  der  Werth  der  in  diesen  etwa  enthaltenen  kleinen  Theilwahrheiten  FOllig  aufge- 
hoben. Man  kann  daher  auch  nur  wenig  von  den  «^Ergebnissen''  dieser  neuesten 
socialistiscbcn  Litteratur  für  die  uns  liier  beschäftigenden  Fragen  von  Recht  und 
Volkswirthschaft  brauchen,  obwohl  diese  Fragen  in  dieser  Litteratur  manchfach  be- 
rührt werden.  Das  Beste  bleibt  immer  noch  Fr.  Engels  Schrift  gegen  Dühring: 
„Umwälzung  der  Wissenschaft''  (2.  A.,  1SS5).  Viel  weniger  gcnttgend  und  mit  den 
angedeuteten  Fehlem  stärker  behaftet  ist  Engels  Schrift  „Der  Ursprung  der 
Familie,  des  Privateigenthums  und  des  Staats"  (4.  A„  1892),  mit  sehr  anfechtbarer 
Verwerthung  der  selbst  vielfach  unsicheren  Forschungen  L.  Morgan 's  (1871,  1S77) 
und  anderer  Prä-  und  Primitivhiütoriker  (Hauptautoren  Bacbofen,  Mutterrecht, 
1861,  Mac-Lennan,  1865,  eine  kritische  Revision  der  ganzen  Mutterrechtshypothese 
triebt  L.Brentano,  Volkswirthschaft  und  ihre  concreten  Grundbedingungen,  Zeitschr. 
f.  Social-  und  Wirthschaftsgesch.  B.  I,  1893).  Ferner  Engels  Schrift  „Die  Ent- 
wicklung des  Socialismus  von  der  Utopie  zur  Wissenschafr\  4.  A.,  1891.  Noch 
mehr  triSl  aber  unser  obiges  Urtheil  A.  Bebel's  weitverbreitete  Schrift  „Die  Frau". 
Weiter  kann  der  dilettantische  Missbraucb,  uublcherste  historische  und  naturwissen- 
schaftliche „Ergebnisse"  zum  festen  Ausgangspunct  für  die  Ableitung  historischer 
Entwicklungen,  sowie  für  die  Begründung  von  Prognosen  der  zukünftigen  Entwick- 
lung und  von  Postulaten  der  Rechtsordnung  zn  nehmen,  nicht  getrieben  werden 
(s.  schon  Grundleg.  I,  3.  A.,  S.  460).  Mancherlei  Aufsätze  in  der  „Neuen  Zeit*' 
gehören  in  dieselbe  Richtung,  sind  aber  doch  meistens  wissenschaftlicher  in  der 
Beweisführung  und  vorsichtiger  in  den  Schlüssen  und  Behauptungen  als  Bebel 
(s.  Grundleg.  I,  3.  A.,  S.  41). 

Zur  Kritik  dieser  Art  neuesten  „naturwissenschaftlichen"  und  „historischen" 
Socialismus  ist  die  vortreffliche  Schrift  des  Zoologen  Ziegler,  die  Naturwissenschaft 
und  die  socialdemokratische  Theorie,  ihr  Verhältniss  dargelegt  auf  Grund  der  Werke 
von  Darwin  und  Bebel  (Stuttgart  1894),  von  besonderem  Werthe.  Schlagend  wird 
hier  mittelst  Gegenüberstellung  der  socialistischen  Thesen  und  Dogmen  und  der  wirk- 
lich naturwissenschaftlich-darwinistischen  Lehrsätze  von  einem  überzeugten  Darwinianer 
und  wissenschaftlichen  Natui  forscher  der  wissenschaftliche  Humbug  der  Focialistischen 
Autoren  nachgewiesen  und  die  Unhaltbarkeit  der  Sätze  und  Schlüsse  entwickelt  und 
bcgrtlndet. 

§.  8.  Die  neueste  wirthschaftsgeschichtliche  Litteratur  steht  ihrem 
Gegenstande  und  ihrem  Standpuncte  der  Betrachtung  nach  der  „practischen  Volks- 
winhschaftslehre"  immer  noch  näher,  als  der  „grundlegenden'*  und  der  „theoretischen". 
Sie  wird  daher  in  der  dritten  Hauptabtheilong  dieses  Gesammtwerks,  besonders  in  den 
von  Buchenberger  und  Bücher  herrührenden  Theilen  genauer  angegeben  werden. 
Vgl.  Buchenberger,  Agrarpolitik,  bes.  I.  vielfach,  namentlich  S.  83,  156,  269, 
^T,\,  547.  Eine  freilich  etwas  stark  panegyrisch  gehaltene  Uebersicbt  der  Haupt- 
ieistungen  auf  dem  wirthschaftsgeschichtlichcn  Gebiete  hat  Gothein  in  dem  von 
Lezis  herausgegebenen  Werke  „Die  deutschen  Universitäten'*  (Berlin  1893,  I,  583  ff.^ 
geliefert.  Anzuerkennen  ist.  dass  in  der  neuesten  wirthschaftsgeschichtlichen  Litteratur 
mehr  als  in  der  früheren  der  Zusammenhang  der  wirthschaftiichen  und  rechtlichen 
Verhältnisse  und  die  Bedeutung  des  Einzelnen  als  Moments  der  ganzen  volkswirth- 
schaftlichen  Organisation  verfolgt  wird.  Dadurch  erlangt  diese  Litteratur,  wie  aus 
der  frtüieren  namentlich  die  historischen  Arbeiten  von  Rodbertus,  auch  eine  allge- 
meinere Bedeutung  für  die  Nationalökonomie  und  insbesondere  für  die  in  diesem 
2.  Theil  der  Grundlegung  behandelten  Fragen.  Auch  ohne  dass  das  von  dem 
«einzelnen   Autor  immer  anerkannt  wird,  gelangen   die  grossen  leitenden   Ideen   von 
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RodbertQs   so   zur   Herrschaft.    Unter   Yerweisang   fUr   einzelne    weitere   Litteratar- 
angaben  anf  die  späteren  Abschnitte  dieses  Werks  und  besonders  auf  die  practische 
Voikswirthschaftslehre  seien  hier  als  wichtigere  Beispiele  aas  der  neaesten,  auch 
fQr  die  allgemeineren  Principienfragen  der  Folkswirthschaftlicben  Rechtsordnung  and 
Organisation  werthvollen  wirthschaftsgeschichtlichen  ond  ?erwandten  Litteratar  erwähnt: 
Max  Weber,  die  rOmische  Agrargeschichte  in  ihrer  Bedeatang  für  das  Staats-  und 
PriTatrecht  (Stattg.  1891). —  Für  allgemeine  wirthschaftsgeschichtliche  Entwicklang,  vor- 
nemlich  dann  tron  Bedeutung  für  die  ältere  Agrarrerfassung,  Betriebs-,  Arbeiter-, 
Besitzrerbältnisse:   ?.   Inama-Sternegg,    deutsche    Wirthscbaftsgeschichte,    bisher 
2  Bände,  Leipzig  1879   und   1891;   ders.,   die   Ausbildung   der   deutschen   Grund- 
herrschaften in  der  Garolinger  Zeit,  Leipz.  1878.    Die  Schriften   Th.   Bogers,   siz 
centnries  of  work  and  wages,  Lond.  1884,  history  of  agriculture  and  prices  in  Eng- 
land, Lond.  1866 — 88,  industrial  and  commercial  history  of  England  (lectures  nach 
dem  Tode   herausgegeben,  Lond.  1892),   economic  inte^retation   of  history,  2.  ed. 
(lectures),   Lond.    1891.   —   A.  Meitzen,  ältester  Anbau  der  Deutschen,  Jahrb.  f. 
Nat-Oek.  N.  F.  B.  II,  Individualwirthschaft  der  Germanen  a.  s.  w.,  eb.  B.  VI;  ders. 
im  SchOnberg'schen  Handb.  B.  II,  Abh.  Landwirthschaft  Tb.  2;  ders.   im  Hand- 
▼fliterb.  d.  Staatswiss.  Art.  Ansiedlung;  ders.  in  dem  grossen  Werke,  dessen  Ver- 
öffentlichung   beroTsteht:    Siedlung    und  Agrarwesen    der  Deutschen,    Scandina?en, 
Kelten  u.  a.  m.  Lamprecht,  Geschichte  des  französ.  Wirthschaftslebens  im  11.  Jahr- 
hundert, Leipzig  1878,  besonders  aber  ?on  dems.  das  grosso  Hauptwerk  deutsches 
Wirthscfaaftsleben  im  Mittelalter,  3  Th.,  Leipz.  1886,   namentlich  in  den  2   ersten 
darstellenden,  auf  umfassendstem  Material  beruhenden  Bänden,  die  fast  ganz  hierher 
gehören,  darin  u.  A.  die  allgemeinere  Erörterung  über  die  gegenseitigen  Beziehungen 
von  Becht  und  Wirthschaft,   I^  19 — 51 ;  dann  in  durchweg  näherer  organischer  Ver- 
bindong  der  Wirthschafts-,  Goltur-  und  allgemeinen  politischen  Geschichte:    deutsche 
Geschichte,  bisher  8  B.,  Berl.  1891 — 93,  übrigens  öfters  nach  wesentlich  deductirer 
Methode  und  mit  Zogeständnissen  an  die  prä-  und  primitiT-historischen  Hypothesen 
(Motterrecht,  I,  Buch  2,  Kap.  1),  die  doch  auch  mehrfach  zu  weit  gehen  möchten. 
Gothein,  Wirthschaftsgeschichtc  des  Schwarzwalds  u.  s.  w.,  Strassb.  1.  B.  1892.  — 
L  Brentano,  in  dem  oben  S.  16  genannten  Au&atz.   —  Für  die  neuere  Ent- 
wicklung der  Agrarrerfassung ,  der  GutsunterthänlRkeit  u.  dg],  m.  Ton  allgemeinerer 
Bedeutung:  Knapp,  die  Bauernbefreiung;;  und  der  Ursprung  der  Landarbeiter  in  den 
älteren  Landestheilen  Preussens,  2  B.,  Leipz.  1887;  ders.  die  Landarbeiter  in  Knecht- 
schaftand Freiheit,  Leipz.  1891.  Grossmann,  die  gutsherrlich-bäoerlichen  Rechtsrer- 
faältnisse  etc.,  Leipz.  1890.  Oeber  eine  wichtige  Specialfrage  das  Werk  von  A.  ?.  Mias- 
kowski,  das  Erbrecht  und  die  Grundeigenthamsvertheilung  in   Deutschland,   2  B.. 
Leipz.  1882  u.  1884.  —  Aus  der  gewerbe-  bezw.  gewerberechts-geschicht- 
lichen  neueren  Dtteratur  ist  diejenige 'über  die  Entstehung,  Entwicklung  und  Be- 
deutung des  Gilde-  und  Zunftwesens  ron  allgemeinerer  Wichtigkeit  für  die  wirthschafts- 
rechtlichen   und  organisatorischen  Fragen,  so  u.  A.  besonders  G.  Schönberg,   zur 
winhschaltlichen   Bedeutung   des  Zunftwesens   im  Mittelalter,   Hildebr.  Jahrb.  1868 
ond  selbständig,  L.  Brentano,  die  Arbeitergilden  der  Gegenwart,  bes.  B.  1,  Leipz. 
1971,  G.  Schmoll  er,  Strassburger  Tucher-  und  Weberzunft  u.  s.  w,,  Strassb.  1881, 
Stieda,  Entstehung  des  deutschen  Zunftwesens,  Jena  1877,  die  weiter  unten  ge- 
nannten neuesten  Arbeiten   ?on  Gross   und  Hegel.    Ueber  die  Typen   der  Ent- 
wicklang des  Gewerbes,  im  Zosammenhang  mit  der  Entwicklung  der  Volkswirthscbaft 
überhaupt  und  mit  trefflicher  Verwerthung  der  Ergebnisse  für  allgemeinere  wirth- 
fchaftsrechtliche  und  organisatorische  Fragen  K.  Bücher,  Art.  Gewerbe  in  B.  3  des 
Handwörterbuchs  der  Staatswissenschaft.  —  Die    neu  wieder  entbrannte  historische 
Streitfrage  über  die  Entstehung  der  (mittelalterlichen)  Städte-  und  der  Stadt- 
rerfassang  ist  in  der  neuesten  Litteratur  noch  mehr  in  Zusammenhang  mit  wirth- 
Nchafüichen  Verhältnissen    und   Fragen,   über  Märkte   und  Marktwesen,  Gilden-  und 
Zunftwesen,   Handel  und   Kaufmannschaft  behandelt  worden,    als   früher,   wo  dieser 
Zosammenhang    übrigens    auch    nicht    unbeachtet    blieb    (Arnold,    ?.    Maurer, 
Hegel  o.  AX    S.  u.  A.,   neben    Aufsätzen,   Recensionen    in   den   volkswirthschaft- 
lichcn,    rechtsgeschichtlichen   Zeitschriften,   bes.  Sohm,   Entstehung   des   deotschen 
Städtewesens,   Leipz.   1890;    r.  Below,   Entstehung   der   deutschen    Stadtgemeinde, 
Düsseid.  1889;  ders.,  Ursprung  der  deutschen  Stadtverfassong  eb.  1S92,  Ch.  Gross, 
guild  merchant  Oxf.  1%90:  K.  Hegel.  Städte  und  Gilden  der  germanischen  Völker 
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Ite  MiadtiUt.  2  &.  I^fc  IMI.  SAcMich«  oad  otgMwinrtefct  FwOe  tm  dOge- 
■dMT  8«lcaun(  fu  die  toOivinhtchaftlkte  Betncba«;  na  Picikatt  «ad  Kfco- 
llilB,  te  peOfiBlkka  GafrcAeU.  Frdbalt.  Zogiecht.  i3ge»ibiB«ccht.  sonHve*  Bcäiz- 
ncbli  Leihe.  TenngiKckI  ■.  ■.  m.  konacD  hier  Obenll  nr  Ertrteraag  oder  es 
>tfd  doch  Uloritcbm  Italeri»!  n  euer  «ilchea  Kdkefert. 

Rebn  dicMf  eigcoilich  vinlucbkßiinscUcluÜcliea  ood  gcwliicbüicb^ii  Ltiirniur 

r  -*"-'■'  Qebicifl  «ind  ini  der  Lilientnt  der  bnorucb-aKrioaklOkaDoiiusebcii 
BIcfalBSK  Moete  ArMlea  tod  C.  Schmoller  nod  K.  Bacher  als  ailche  la 
MM«a,  *«IcbB  Bcbibch  die  Bedehniifen  ron  Tolksriniischsfl  and  Recht  sireifen. 
I  ScluDoUer  die  AaUiize  in  eetD«m  Jabrbnch,  Thum<heii  der  Arbeitf- 
B.  13  nnd  14.  Ilb«r  die  fwcbicbtlicbe  EDtwieklns;  der  tnierfiehniDiie. 
B.  H — 18.  Mich  die  Stadien  ober  preiu«i»chc  VirthKliaftqiolilik.  iKsonden  die  eme. 
Itt  B.  &-,  ron  Bticher.  die  £choa  geautate  Abhisdliing  Geverbe  im  UandTditerbBcb 
d.  Suauvisi.  B.  tu,  Dimentlicb  >bci  die  Schrift  ..die  EalsleboDS  der  Votkswinh- 
■chafr  [Tub.  I8BS).  wo  biUorisch-akonomi^he  TbitsacbcL  in  bedcniunier  Weise  für 
die  DtliaDalAkonamWhe  Theorie  rerwcrthel  wcrdea  nod  vancbea  Strciftiefat  »at  die 
tJIgeoielaereii  Bcnehnngon  iwiicheD  Wirtbschari  nnd  Recht  ndli,  zam  Tbeil  anler 
BeDDtzaDg  der  ErgebniM«  llteier  eifeoer  Ariwiteu  BDcber's  (AorMlndo  nifreicr 
Arbeite.  ISTI.  BeTSlkeronic  Frankfurts  a.  M.  im  14.  and  15.  Jahihonden.  ]ä86)'1. 
§.  Ü,  Die  kritlKbe  Litte ra(Dr  aber  den  Entwarf  eines  bargerlicben  Gesetz- 
bocbs  for  du  Uenucbe  Beich  und  Ober  Bicbtife  lefialitoriache  Plbie  auf  dem 
tisbicle  TOlkiwinhBchBftlicher  und  soclkler  GcsetiKobnag  biclel  mebtfach 
»Dch  hier  tat  die  tiugcnBl&ode  dieses  2.  Thuils  der  tinindJegang  TerthTolle  Ansbenle. 
Zwar  ist  der  i^Oano  Tiieil  der  kritischen  Lilleninr.  velcbe  gich  in  selbstandiren 
Schrirten,  in  Fichzeitachrifien  und  in  der  MDstigfD  Press«  an  den  im  Jahre  1§8Ä; 
UDilich  TeraiTcntliGblea  Entwarf  eiae«  blUKerlicbeo  ßiscubacbs,  anagcarbeitet  von  '  '' 
¥010  Bnndcanuhs  berafenen  C«ininii«ion ,  angelinapfl  hat.  gaai  QbenrieKsnd  ipc 
llallticber  nnd  formal -juristischer  Art.  Hier  werden  die  Normen  des  Enlwarfa 
einzelne  liechligebtete.  Instiinte  und  Becht»ätze  rem  Standpanct  de  lege  ferenda  am 
uach  dar  rormnllcn,  wie  uacb  der  maieriellen  Seite  krilisirl.  Dabei  »ird  du  ger- 
»cbicbllich  g;ewordFnc  und  tiestcbcnde  Becbl  und  werden  die  Karmcn  dos  Enlvntfs 
doch  aber  meist  lacb  ans  detn  <ie«ichlGpunct  der  Zweclmis^igkeit  und  nach  ihren 
Folgen  geprnfl.  was  dann  schon  rialiaeb  in  volk&wlrtbachaftliche  und  sociale  Bo- 
tracbtucfcen  hinüberfuhrt,  nsmeuüicb  in  der  Beveisfubrun;  für  nnd  gegen  dcu  Ent- 
wurf und  ftlr  etwaige  Gegen lorachlSge  der  Anloren.  Indessen  haaptsächlielt  hat  man 
CS  hier  doch  mit  privalrechllichcii  FTSgcn  im  engeren  und  eoggten  Sinn  ta  than. 
auf  wclclio,  lrot;dem  sie  mit  den  allgemeineren  PriocIpioD fragen  fiewDhulich  eu- 
Baminoabingen .  bier  nlcbl  nUer  einzagebcn  iai.  Auch  die  betreffende  Litterainr  ist 
hier  niclit  an«ijteben.  (L'cbei^cht  der  in  Buchform  etschienenen  Schriftoa  in 
0.  Muhlbrocht'a  Wegweiser  fut  die  neuere  Litteralar  der  Gechts-  und  Staaibvissen- 
schafien,  Berlin  ie«B,  S.  4S;  derselbe,  die  Lilteralnr  des  Eulwnrfa,  1.  Lesang. 
Berlin  1S93.)  Deber  die  Bebandlnng  und  Ergebniase  der  2.  Lesung  bei  der  jetzt 
tagenden  CommissioD  s.  die  regolmiisfiigon  Buforato  in  Conrsd's.  der  nationalfikonotaischw 
Mitglied  dieser  Commiasion  ist.  Jahrbuchern. 

Der  Entwurf  des  bQrferllchen  üeselibnchs  hat  aber  aach  als  tiaiinos  nnd 
seinem  (iclat.  seiner  Tendenz  nach  mehrfsch  eine  Kritik  erfahren.  £r  beruht  auf 
einseitig  iodiriduallstUch -romanistiscber  Grundlage  und  ist  dabor  von  germanistischer 
State  nnd  auch  von  deiienigen  romaniaiiscben  ans,  welche  die  oben  (S.  131  berahrte 
Ihering'sche  Auffassung  des  Prlratrecbts  rerlriit  oder  ihr  sich  doch  nibert,  einer 
scbarfea  GcsaiumiLrilik   unterworfen   worden,     tirsde   diese  Behandlung   des   Entwurfs 

'ur   die  nationalOkonomischo  Betrachtung  des  Priratrechta  >on  hesondorem  Werlh. 

I  aDTorni  cid  lieb   geht   die  Kritik   hier  anf  vulkswirlhscbaftliche  und  sociale  Priu- 
anfnfen  zu  ruck  und  elUiit  üich  aof  rDlkswitlhschafilichc  nnd  sociale  AuffassaDgcD. 

')  Uebor  Bücher'  s  gen.  Srhrift.  wekhe  auch  fUr  die  in  Urundlogtiiig  L  g.  160  IT, 
'  'Maadolte  ('ragen  der  Entwlcklnngsmomcnte  der  Volkswirihschafi  besonders  wichtig 
'  '  I  aad  lum  Besten  ans  der  ueuuren  butuglicben  Litleratnr  geblttt,  s,  die  ron  iüt- 
B  Standpnoclu  ausgehenden  Bespreehangco  ron  G.Schmolloc  in  a.  Jabrb. 

.  ISOa.  S.  :iOI— »au.  «an  Platter  iu   den  ..Deutschen  Worten"  (Wion'i,  1SU3. 

'Uh.  uuil  ujo  mir  in  der  TUb.  Ztäclir.  f.  Sl»wswiaä.  B,  50.   1^91,  S.  347—357. 


Rechtliche,  legi^iatire  Littcratur.  19 

Nunentlich  bncht  sie  die  in  dieser  Hinsicht  bedenklichen  Folgen  der  materiellen 
Kechtsnormen  des  Entwurfs  für  die  Allgemeinheit  wie  fur  die  nächst  betroffenen 
Gesellschaftskreise  nachzuweisen  und  begrtlndet  Umänderungen  dieser  Normen  und  die 
Umgestaltung  des  ganzen  Entwurfs  mit  dem  allgemeinen  Volks-  und  Yolkswinhschafts- 
ioteresse  sowie  mit  dem  Nachweis  dessen .  was  dieses  Interesse  von  der  Gestaltung  des 
Priratrechts  verlangt.  Das  aber  ist  recht  eigentlich  der  Standpunct  des  National- 
ökonomen gegenüber  auch  dem  Priratrecht  und  zugleich  der  höchste  Standpunct  der 
Kritik  in  solchen  Dingen  Überhaupt.  Auch  in  jener  oben  erwähnten  juristischen 
kritischen  Speciallitteratur  fehlt  er  keineswegs  immer  und  tritt  er  besonders  auf  einigen 
Rechtsgebieten,  wie  im  Familiengüterrecht,  Erbrecht  mehr  hervor.  Aus  der  allgemeinen 
Litteratur  über  den  Entwurf  sind  wegen  der  angedeuteten  Richtung  besonders  herror- 
zuheben:  0.  Gierke,  der  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuchs  und  das  deutsche 
Recht,  zuerst  in  Sehmoller's  Jahrb.,  Bd.  12  u.  13,  1S88,  18S9,  dann  selbständig, 
Leipzig  1889,  und  Anton  Menger,  das  bürgerliche  Recht  und  die  besitzlosen 
Classen,  zuerst  in  Braun 's  Archir  f.  soc.  Gesetzgebung,  B.  2  u.  S,  1889,  1890,  dann 
ebenfalls  selbständig,  Tübingen  1890   (s.  schon  Grundlcg.,  TheU  I,  §.  14,  S.  45,  46). 

§.  10.  Auf  dem  Gebiete  der  sog.  Arbeiterfrage  oder  der  socialen  Frage 
im  engeren  Sinne  führen  die  beiden  in  der  neueren  und  neuesten  Gesetzgebung  vor- 
oemlich  herrorgetretenen  Fragen  des  Arbeiterschutzes,  der  .früher  meist  sog. 
Fabrikgesetzgebung,  und  der  Arbeiterrersicherung  nnrermoidlich  in  die  all- 
gemeinsten Principienfragen  der  Rechtsordnung,  in  wahre  Hauptfragen  von  „Freiheit 
und  Eigenthum  in  yolkswirthschaftlicher  Betrachtung''  hinein,  üeberall  handelt  es 
sich  dabei  um  Eingriffe  in  und  Beschränkungen  des  freien  Yertragsrechts ,  speciell 
des  Arbeits-,  Dienstmiethe-  und  I^hnrertrags  nach  dessen  materieller  Seite,  daher 
auch  um  Auseinandersetzungen  mit  Consequenzen  des  Princips  der  rein  indindnalistisch 
^efassten  Freiheit  und  des  absoluten  Privateigenthums.  Grade  in  den  Anfängen,  be- 
sonders der  britischen  Fabrikgesetzgebung,  wurden  Beschränkungen  der  Verfagnngs- 
freiheit  des  Fabrikanten,  des  „Eigenthümers^'  und  Beschränkungen  in  der  Art  und 
Zeitdauer  der  Arbeit  vielfach  principiell,  auch  von  liberal-individualistischer  national- 
ökonomischer  Seite  als  unrichtige,  unzwcckmässigo,  selbst  schädliche  4od  ungerechte 
Eingriffe  in  die  Freiheit  der  persönlichen  Bewegung,  des  Eigenthums,  der  Yertrags- 
>chlies8ung  angegriffen,  auch  zugleich,  wie  bei  Kinder-  und  Frauenarbeits- Regelung, 
als  falsche  Maassregeln  der  Bevormundungspolitik  in  der  Weise  der  älteren  wirtli- 
:^haAspolitischen  des  Mercantilzeitalters  bemängelt.  Geschieht  das  neuerdings  nicht 
mehr  so  allgemein,  so  werden  doch  bis  zur  Gegenwart  ziemlich  dieselben  Gesichts- 
poncte  gegen  einzelne  weitere,  von  mancher  Seite  geforderte  Beschränkungen  der 
Vertragsfreibeit ,  so  namentlich  gegen  die  Festsetzung  von  gesetzlicher  Maximal - 
arbeitstags-Dauer  für  die  männlichen  erwachseneu  gewerblichen  Arbeiter,  geltend  ge- 
macht. Daher  bieten  die  Motive  der  Gesetzentwürfe  über  Arbeiterschutz,  die  Er- 
örterungen über  die  Weiterentwicklung  derselben,  die  bezüglichen  parlamentarischen 
Verhandlungen,  die  geschichtlichen  Darlegungen  der  Entstehung  und  Fortbildung 
dieser  Gesetzgebung  und  die  dazu  gehörige  Speciallitteratur  auch  mancherlei  von  Be- 
deutung für  die  allgemeineren  principiellen  Streitfragen  der  wirthschaftlichen  Rechts- 
ordnung. Die  Litteratur  selbst  ist  hier  nicht  anzugeben ,  sie  gehört  in  die  Gewerbe- 
politik. Nur  als  Beispiel  sei  genannt:  v.  Plener,  englische  Fabrikgesetzgebung,  Wien 
1S71,  Anton,  Geschichte  der  preussischen  Fabrikgesetzgebung,  Leipz.  1891,  Passim 
Marx,  Kapital,  B.  1,  Brentano,  Arbeitergilden,  ders.,  Arbeitsvertrag  gemäss  dem 
heutigen  Recht,  v.  Schulze-Gävernitz,  zom  socialen  Frieden,  2  B.,  Leipz.  1891. 
Im  Allgemeinen  und  für  weitere  Litteraturangaben  Schönberg,  seine  Abb.  Ar- 
beiterfrage in  s.  Handbuch,  B.  II,  8.  A.,  S.  631,  desselben  Artikel  Arbeit  u.  Ar- 
beiter im  Handwörterb.  d.  Staatswiss.,  B.  I,  sowie  eb.  die  Reihe  von  Artikeln  über 
die  Arbeiterschntzgesetzgebung  der  einzelnen  Länder. 

Auf  dem  Gebiete  der  Arbeiterversicherung,  indessen,  was  bei  der  neuern 
Entwicklung  der  letzteren  in  den  Stadien  der  legislativen  und  parlamentarischen  Arbeit 
wie  in  der  Fachliteratur  nicht  immer  genügend  beachtet  wurde,  auch  im  Gebiete  der 
Versicherung  überhaupt  führen  die  wichtigeren  einzelnen  Streitfragen,  über  ob 
und  wie  weit,  wann  und  wie.  Zwang  oder  Freiheit,  Cassenzwang,  Zwangscasse,  Bei- 
iragszwang,  Vertheilungsart  der  Beiträge,  regelmässig  ebenfalls  auf  allgemeinere 
Principienfragen  der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung,  der  Eigenthums-  und  Erwerbs- 
ordnung, auf  das  Freiheitsprincip  hin.    Daher  bieten  auch  hier  wieder  die  Erörterungen 
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über  Yersicherangswesen  im  Allgemeinen  (Öffentliches  mit  Zwangsprincipien,  prirates) 
nnd  llber  einzelne  Gebiete  desselben,  Fenerversichernng ,  besonder  neueste  Arbeiter- 
?enicheiiing ,  die  legislatiren  Yoit^&nge  auf  diesem  Gebiete,  die  parlamentarischen 
Yerhandlangen  dartlber,  die  bezügliche  Fachlitterator  Yielerlei  ?on  Wichtigkeit  fttr  den 
Gegenstand  dieses  Werks.  Aach  diese  Specialliteratnr  ist  aber  an  dieser  Stelle  nicht 
anzugeben,  sondern  gehört  in  andere  Tbeile  des  Handbuchs.  Als  Beispiele  und  für 
weitere  Litteratur  seien  genannt:  Em.  Herrmann,  Theorie  der  Yersicherung  Tom 
wirthschaftlichen  Standpuncte,  2.  A.,  Gratz  1869,  A.  Wagner,  der  Staat  und  das 
Yersicherungswesen,  TQb.  1S81  (aus  d.  Tüb.  Ztschr.  f.  Staatswiss.  1881),  ders., 
Abh.  Yersicherungswesen  im  Schon ber^'schen  Handb.,  B  H.  Aus  der  Litteratur  der 
Arbeiterversichorung  besonders  die  Schriften  ?on  Schaf  fle,  nach  karzcren  Andeutungen 
in  seinen  früheren  grosseren  Werken  (s.  HandwOrterb.  d.  Staatswiss.  I,  518)  namentUch 
corperati?er  Hilfscassenzwang,  Tttb.  1884  u.  a.  m.,  ?on  L.  Brentano,  die  Arbeiter- 
versicherung gemäss  der  heutigen  Wirthschaftsordnung,  Lcipz.  1879,  ders.,  der  Ar- 
beiterrersicherangszwang ,  Berl.  1881,  W.  Hasbach,  das  englische  Arbeitenrer- 
sicherungswesen ,  Leipz.  1883,  G.  Schönberg  in  der  Abh.  in  seinem  Handbuch  II, 
3.  A.,  S.  787  ff.,  740  ff.,  der  Art.  Arbeiterrersichernng,  Allgemeines,  von  Schäflfle. 
im  HandwOrterb.  d.  Staatswiss.,  B.  I,  und  die  Specialartikel  daselbst  über  die  Ar- 
boiterfersicherung  in  den  einzelnen  Staaten,  auch  fUr  weitere  Litteraturangaben. 

g.  11.  Aus  den  sonstigen  Fragen  der  volkswirthschaftlichen  Rechts- 
ordnung sind  diejenigen  von  allgemeinster  Bedeutung  für  den  Gegenstand  dieses 
2.  Theils  der  Grundlegung,  welche  sich  auf  das  private  Grundeigenthum,  auf 
die  ganze  Grundbesitzordnnng  und  besonders  auf  diejenigen  des  ländlichen 
Grundbesitzes,  auf  die  „Agrarverfassung"  und  dann  wieder  auf  einige  Special- 
puncte  der  letzteren  beziehen,  wie  auf  Gebundenheit  (Geschlossenheit)  und  freie  Theil- 
barkeit,  agrarisches  (bäuerliches  Erbrecht),  Durchführung  grosser  agrartechnischcr 
Reformen  und  Meliorationen  u.  dgl.  m. 

Die  socialistische  Forderung  der  grundsätzlichen  Beseitigung  dos  Privateigen- 
thums  an  den  sachlichen  Productionsmitteln ,  besonders  von  Grund  nnd  Boden  und 
des  Cebergangs  des  letzteren  in  öffentliches,  „gesellschaftliches''  Eigenthum  ist  auch 
ausserhalb  der  eigentlich  socialistischen  Kreise  bei  Theoretikern  und  Parteien  theils 
für  alle,  theils  wenigstens  für  gewisse  Bodenkategorien  (Wege-,  Bergwerks-,  Forst-, 
städtischer  Wohnungsboden)  neuerdings  mehrfach  vertreten  worden.  Eine  bezügliche 
Litteratur  ist  darüber  entstanden  (H.  George  in  America,  Flürscheim  u.  a.  m. 
in  Deutschland),  Zeitschriften  von  Parteien  („Freilaud'*  in  Wien,  in  Berlin)  treten  da- 
für ein.  Auch  wenn  weder  die  Forderungen  noch  die  Beweisführung  gebilligt  werden, 
immerhin  ist  in  dieser  Litteratur  der  „socialökonomische"  Standpunct  der  Kritik  nnd 
des  Postulats  gegenüber  der  Privatrechtsordnung  beachtenswerth  und  vielfach  richtig 
gewählt  und  begründet.  Ueber  die  betreffende  Litteratur  Näheres  in  Buch  3  unten. 
Für  die  mir  richtig  scheinende  allgemeine  Erörterung  der  Frage  verweise  ich  hier 
auf  den  von  mir  verfaasten  Abschnitt  „die  volkswirthschaftliche  Principien frage  der 
Rechtsordnung  des  Grundbesitzes''  in  dem  Art.  Grundbesitz  im  Handwörterb.  d. 
Staatswiss.  lY,  112—139;  femer  auf  die  für  den  ländlichen  Grundbesitz  die  Be- 
seitigung des  Privateigenthums  scharf  ablehnende  Behandlung  der  Gontroverse  von 
Bnchenberger,  Agrarpolitik,  I,  S.  229  ff.  (auch  für  Litteratur).  Besonders  wichtig 
wird  bei  Fragen  des  privaten  Grundbesitzes  die  Frage  der  Zwangsenteignung, 
wofür  auf  das  Scblusskapitel  des  3.  Bachs  unten  zu  verweisen  ist 

Für  die  meist  doch  in  unseren  Ländern  noch  wichtigste  Kategorie  des  Bodens, 
den  ländlichen,  sind  die  angedeuteten  Specialfragen  der  Agrarverfassung  und 
Agrarpolitik  alle  von  mehr  oder  weniger  allgemeiner  principieller  Bedeutung  für  die 
Grundfragen  von  Recht  und  Yolkswirthschaft.  Hier  ist  daher  im  Ganzen  auf  die 
agrargeschichtliche  und  agrarpolitische  Litteratur  Bezug  zu  nehmen,  insbesondere  auf 
das  Werk  von  Bnchenberger  in  den  betreffenden  Abschnitten,  auf  die  oben  S.  17 
genannte  wirthschaftsgeschichtliche  Litteratur  und  für  eine  auch  allgemein  besonders 
wichtige  Rechtsfrage,  das  ländliche  Erbrecht,  auf  das  schöne  Werk  von  v.  Mias- 
kowski. 

Aus  dem  Gebiete  der  Yen  rage  sind  ausser  dem  schon  erwähnten  Arbeits- 
vertrag namentlich  die  practisch  wichtigsten  Yerträge  des  privat  wirthschaftlichen  Yer- 
kehrssystems  der  Kaufvertrag  und  die  Kreditverträge,  Darleben,  Miethe,  Pacht.  Die 
für  die  volkswirthschaftliche  Betrachtung  bedeutungsvollste  Frage  ist  hier,   ob  und  in 
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wie  weit  der  Inhalt  dieser  Verträge  bloss  vom  Willen  der  Yertragscbliessenden  ab- 
hängt, bzw.  nach  dem,  was  als  Aasdrock  dieses  Willens  gut,  sich  bestimmt  oder  ob 
and  welche  Einschränkungen  dieser  Vertragsfreiheit  bestehen,  namentlich  ob  und 
welche  Bestimmungen  eines  Vertrags  nichtig,  rechtsangiltig,  nnklagbar,  eventuell  straf- 
bar sind,  auch  ob  und  wie  weit  allgemeine  Normen  der  Rechtsordnung  tlberhaupt 
mittelst  Vertrags  mit  rechtlicher  Wirkung  nicht  aufgehoben  oder  abgeändert  werden 
können  und  welches  die  Rechtsfolgen  eines  trotzdem  darauf  hinausgehenden  Vertrags- 
schlusses sind.  Gerade  hier  finden  sich  im  älteren  Rechte  Einschränkungen  der  Ver- 
tragsfreiheit,  welche  als  Widerspruche  mit  den  Gonsequenzen  der  individualistisch 
gefassten  Freiheit  und  des  absolut  gefassten  Privateigen thums  vom  nationalökonomischen 
Liberalismus  und  Individualismus  angefochten  und  auch  wegen  ihrer  behaupteten 
schädlichen  Folgen  bemängelt  worden  sind.  In  der  gemeinsamen  Consequenz  der 
Principien  des  privatwirthschafüichen  Systems  der  freien  Concurrenz  (Grundlegung  I, 
§.  SOS  iL)  und  des  individualistischen  Characters  der  romanistischen  Jurisprudenz,  in 
der  neueren  Auffassung  derselben,  sowie  unter  Motivirung  mit  den  Bedtlrfiiissen  des 
modernen  Verkehrs  sind  diese  Einschränkungen  der  Vertragsfreiheit  denn  auch  meistens 
gefallen.  Das  wichtigste  Specialgebiet,  auch  gleichzeitig  dasjenige,  auf  welchem  die 
längste  und  bedeutendste  geschichtliche  Entwicklung  einer  auf  dem  Princip  der  Ein- 
schränkung der  Vertragsfreiheit  beruhenden  Rechtsordnung  vorliegt,  ist  dasjenige  des 
Darlehnsvertrags-  und  des  Zins-  und  Wucherrechts.  Gerade  aber  auf  diesem  Rischts- 
gcbieto  ist  nach  wesentlich  erreichter  „voller  Verkehrsfreiheit''  auch  die  erste  und 
stärkste  Reaction  aus  den  wahrgenommenen  wirthschaftlich  und  sittlich  bedenklichen 
Folgen  dieser  Freiheit  hervorgegangen  und  man  in  Deutschland  und  anderen  Ländern 
wieder  zur  Einschränkung  dieser  Freiheit  zurtlckgekehrt.  Wahrnehmungen  auf  ver^ 
wandten  Gebieten,  bei  gewissen  Kaufgeschäften  (Abzahlungsgeschäfte),  Pacht- 
geschäften  haben  in  neuester  Zeit  auch  bier  eine  solche  Reaction  zu  Wege  gebracht 
oder,  wie  beim  Mieth vertrage,  Einschränkungen  der  Vertragsfreiheit  wenigstens  er- 
wägen lassen.  Der  Missbrauch  der  Börsengeschäfte,  die  Bildung  von  Privatmonopolen 
durch  Verabredungen  der  Producenten,  Händler  zur  Emporschraubung  der  Preise 
u.  dgL  m.  haben  auch  auf  solchen  wirthscbaftlichen  Specialgebieten  von  Neuem  die 
Fragen  der  Vertrag&freiheit  und  der  etwaigen  Regelung  und  Einschränkung  derselben 
in  Flnss  gebracht.  Ueberall  mussten  die  Erörterungen  dann  aber  wieder  auf  die 
allgemeineren  Fragen  von  der  wirthscbaftlichen  Freiheit  und  Privateigenthumsordnung 
zurUckföhren.  Eben  deswegen  sind  diese  Erörterungen,  wie  sie  in  den  Motiven  von 
Gesetzentwarfen,  in  den  parlamentarischen  Verhandlongen,  in  amtlichen  und  Privat- 
berichten  und  Untersuchungen  (Enqu6ten)  wirtbschaftlicher  Verhältnisse  und  Debel- 
stände,  in  der  bezüglichen  Litteratur  hervortreten,  auch  wieder  von  allgemeinerem  Interesse 
für  die  Behandlung  der  in  diesem  2.  Theile  der  Grundlegung  untersuchten  Fragen. 
Die  betreffende  Litteratur  ist  in  anderen  Theilen  dieses  Werks,  theilweise  auch  unten 
im  4.  Buche  näher  anzugeben.  An  dieser  Stelle  mag  es  genügen,  als  auf  das 
wichtigste  Beispiel,  auf  die  neuere  Litteratur  der  Wucherfrage  hinzuweisen,  in 
welcher  alle  volkswirthschaftlichen  Momente  der  Frage  der  Vertragsfreiheit  besonders 
lehrreich  zusammentreffen.  S.  die  kurze  üebersicht  der  Frage  und  ihrer  Litteratur 
in  meiner  Abb.  Credit  im  Schön berg'scben  Handbuch  I,  S.  425  ff.  (3.  A  ),  insbesondere 
Knies,  Credit  I,  Abschn.  VII,  v.  Böhm-Bawerk,  KapiUkinstheorie  I,  bes. 
Abschn.  U — V,  L.  v.  Stein,  der  Wucher  und  sein  Recht,  Wien  1880. 

§.  12.  Auch  noch  in  anderen,  als  den  im  Vorausgebenden  berührten  volks- 
wirthscbafUichen  Fragen  tritt  die  Beziehung  von  Recht  und  Wirthschaft  deutlich  her- 
vor und  ist  das  auch  gerade  neuerdings  allgemeiner  eingesehen  worden.  Man  hat 
z.  B.  näher  verfolgt,  welchen  Einfluss  das  Specialrecht  auf  einzelnen  Wirthschafis- 
gebieten  fUr  die  Preisbildung  der  bezüglichen  Waaren  und  von  da  weiter  wirkend 
für  die  Preise  der  sonstigen  Prodoctionsmittel  (Boden!),  für  die  Arbeitslöhne,  für 
die  universelle  Preisbildung  und  Einkommenhöhe  hat,  so  das  Zollrecht  (agrarische 
Scbutzzolifrage!),  das  Gewerberecht  (Grossbctriebsbildung!),  das  Währungsrecbt  (Höhe 
nnd  Bewegung  der  Geldpreise!),  das  Credit-  und  Bankrecht  (Börseotreiben !K  das 
Transport-  und  Tarifrecht  (interlocale  und  internationale  Concurrenzverhältnisse)  u.  s.  w. 
UebeiaJl  ergab  sich  so  die  Abhängigkeit  des  für  alle  Vermögensrechtsverbältnissc 
entscheidenden  Werthes  und  Preises  der  Dinge  von  allgemeinen  Verhältnissen  der 
Volk»-  und  Weltwirthschaft  und  der  heimischen  und  fremden  Rechtsordnungen,  — 
der  wesentlich  bestimmende  Einfluss  der  Conjunctur  (Grondleg.  I,  §.  166  ff.). 
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Der  Staat,  welcher  aber  nnn  auf  Grund  dieser  Erkenntniss  eine  die  Einzelnen, 
die  Classen,  die  ßernfe,  die  Gosammtheit  fördernde,  schützende  Politik  ?erfoIg:t,  seine 
einzelnen  wirthschaftspolitischen  Maassregeln  —  z.  B.  im  agrarischen  Schatzzoll,  im 
Währnngswesen  —  mit  nach  den  Einzel-  und  Classeninteressen  einrichtet,  weil  er  in 
diesen  berttcksichtignngswerthe  und  -bedürftige  Theile  des  nationalen  and  yolkswirth- 
schaftlichen  Gesammtinteresses  sieht ,  —  dieser  Staat  steht  natürlich  auch  den  Privat- 
rechtsfragen  anders  gegenüber,  als  der  Staat  des  laisser  aller  et  passer.  Wenn  er 
z.  B.  im  Gesammt-,  aber  doch  immer  mit  im  Sonderinteresse  des  ländlichen  Grand- 
besitzes and  der  Landwirthschaft  agrarische  Schutzzölle  gegen  überlegene  fremde 
Goncarrenz  einrichtet,  so  wird  er  die  gesammte  Rechtsordnang  des  ländlichen  Grand- 
besitzes, die  Fragen  der  Theilbarkeit,  des  Zasammenhaltens  der  Güter,  des  Erbrechts, 
des  Greditrechts,  der  technischen  Meliorationen  auch  nicht  mehr  ausschliesslich  nach 
den  Gesichtspancten  des  individualistischen  Privatrechts  behandeln  können  and  dürfen. 
Vielmehr  mass  auch  hier  die  Privatrechtsordnang  anter  die  leitenden  Gesichtspancte 
des  „Öffentlichen'',  des  nationalen,  des  socialen  und  volkswirthschaftlichcn  Gesammt- 
interesses gestellt  werden.  Die  geschichtlich  überkommene  Grandbesitzvertheilang, 
die  Grössen  Verhältnisse  der  Besitz-  and  Betriebseinheiten,  die  Gestaltung  der  Arbeiter- 
verhältnisse in  der  Landwirthschaft  beispielsweise  rücken  daher  aas  der  lediglich 
privatrechtlichen  and  privatwirthschaftlichcn  in  die  mehr  zugleich  öffentlich-rechtliche 
Betrachtung  hinüber,  d.  h.  sie  müssen  so  zu  beeinflussen  gesucht  werden,  wie  es  dem 
erkannten  Gesammtinteresse  entspricht. 

Mit  einer  solchen  Forderung  wird  aber  wieder  iiar  eine  Gonsequenz  der  An- 
schauungen gezogen,  wie  sie  in  der  Jurisprudenz  Ihering  vertreten  und  in  den 
oben  (S.  12)  angeführten  Sätzen  formalirt  hat,  und  wie  sie  in  dieser  Grandiegang 
principiell  vom  socialökonomischen  Standpancte  aus  entwickelt  and  zu  begiUnden  ge- 
sacht werden:  eine  Gonsequenz  der  „socialrechtlichen''  statt  der  bloss  individnal- 
rechtlichen,  der  eigentlich  volkswirthschaftlichon  statt  der  vorwaltend  privatwirthschaft- 
lichen  Anschauungs-  and  Behandlungsweise  der  grossen  Wirthschafts-  und  Rechts- 
fragen (S.  4).  Erfreulicher  Weise  hat  gerade  in  Deutschland  auf  dem  Gebiete  der 
Agrarpolitik  in  Praxis  und  Theorie  diese  Auffassung  sich  zu  verbreiten  begonnen 
(Miquel,  Thiel,  Gonrad,  Knapp,  Schmoller,  v.  Miaskowski,  Sering,  M.  Weber  u.  A.  m. 
Verein  für  Socialpolitik). 

Welche  grosse  und  schwierige  Aufgaben  hiernach  aber  auch  für  die  allgemeine 
nationalökonomische  Theorie,  insbesondere  die  Grundlegung,  sich  ergeben,  bedarf 
keiner  weiteren  Ausführung.  Eben  deswegen  nochmals  (S.  4):  um  einen  Versuch  in 
dieser  Richtung  kann  es  sich  hier  für  ans,  and  vorläufig  wohl  überhaupt,  nur 
handeln.  Die  neuesten  Strömungen  in  der  Litteratur  (§.  6  ß.)  sind  jedenfalls  von 
ähnlichen  Gesichtspancten  über  die  Beziehungen  von  Recht  and  Wirthschaft,  wie  die 
in  diesem  Werke  vertretenen,  vielfach  beeiuflusst,  ungleich  mehr  als  in  der  voraas- 
gehenden  Zeit. 

§.  1<S.  Wie  in  den  beiden  früheren  Auflagen  wird  auch  in  dieser  dritten  das 
geltende  Recht  unserer  Zeit  bei  unseren  Guitarvölkern  im  Allgemeinen 
zam  Aasgangspanct  der  folgenden  Untersuchungen  über  Volkswirthschaft  und  Recht 
genommen.  Es  hat  schon  als  das  eben  bestehende  Recht,  dies  als  Thatsache  der 
Wirklichkeit  genommen,  die  Vermuthung  wenigstens  relativer  Nothwendigkeit  and 
Werths  für  sich  and  es  findet  doch  aach  noch  überwiegend  im  Rechtsbewasstsein 
unserer  Zeit  seine  Stütze,  in  den  modernen  rechtsphilosophischen  und  ökonomischen 
Theorieen  des  Individualismus  und  Liberalismus  seine  Begründang,  nach  Aaffa.s8ang 
weiter  Kreise  seine  Rechtfertigung.  Das  „sociale"  oder  das  „Gemeinschaftsprincip*' 
ihm  einfach  entgegen  zu  stellen  und  aus  demselben  ohne  Weiteres  die  Folgerungen 
zu  ziehen,  würde  als  petitio  principii  mit  Recht  angefochten  werden  können.  Es  wird 
daher  möglichst  durch  die  Kritik  des  geltenden  individualistischen  Rechts  erst  der 
Boden  für  die  „gesellschaftliche''  Auffassang  vorzubereiten  und  alsdann  die  letztere 
näher  darzulegen  und  zu  begründen  sein. 

So  wird  z.  B.  im  Folgenden,  im  3.  Kapitel,  §.  65  ff.  nicht  sofort  vom  „Zag- 
recht",  sondern  zunächst  von  dessen  modern  individualistischer  Gestaltung,  von  der 
„Freizügigkeit"  gehandelt,  dies  Recht  mit  seinen  Folgen  kritisch  geprüft  und  als- 
dann die  richtige  Stellung  der  Volkswirthschaftslehre  zum  Zug^echt,  bez.  die  gesell- 
schaftliche Auffassung  des  Zugrechts  begründet  Bei  diesem  Verfahren  halte  ich 
auch  den  Einwand  des  „Dogmatismus"  für  unzutreffend.  Ich  stelle  kein  unbewiesenes 
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absolutes  Priocip  au  die  Spitze,  ans  welchem  dann  bloss  die  logischen  Folgernngen 
gezogen  werden,  wie  es  z.  B.  anch  wieder  Brentano«  ganz  wie  ein  Prince-Smith, 
in  Betreff  des  Princips  der  Freiheit  nud  rechtlichen  Gleichheit  in  seiner  „Arbeiter- 
Tersicberong^*  thnt,  sondern  ich  suche  nachzuweisen,  dass  das  ,JndindQalprincip''  ein 
solches  unbewiesen  angenommenes  und  riel  zu  absolut  formulirtes  Princip  sei  und 
dass  sich  dasselbe  nicht  haltbar  in  der  Praxis  zeige.  Ich  suche  ebenfalls  aus  den 
Thatsachen  des  Lebens  den  Beweis  gegen  dieses  und  fttr  das  ,,G6mein8chafts- 
princip"  zu  führen.  Ich  wende  mich  wie  Ihering  gegen  die  besonders  in  der  Prirat- 
rechtswisseuschaft  herrschende  Tendenz,  etwas  für  , .juristisch  richtig'*  zu  halten,  weil 
es  die  logische  Gonsequenz  eines  meist  Tiel  zu  absolut  hingestellten  Princips  oder 
eines  allgemeinen  juristischen  Begriffs  ist,  welcher  eben  mit  Unrecht  ganz  abstract 
indiridualistisch  formulirt  wurde.  Ich  scheue  aber  anderseits  auch  ror  der  logischen 
Gonsequenz  eines  Princips,  wie  des  Gemeinschaftsprincips,  nicht  znrflck,  wenn  dieselbe 
in  Widerspruch  mit  landläufigen  indindualistischen  Ansichten  steht,  aber  den  Lebens- 
bedingungen der  Geseilschaft  zu  entsprechen  scheint.  Und  ich  verlasse 
mich  dann  nicht  mit  quietistischen  Historikern  darauf,  dass  „sich  die  Dinge  schon 
einmal  geschichtlich  entwickeln  werden",  auch  ohne  unser  darauf  bewusst  hinwirkendes 
Denken  und  Thun. 


2.  Abschnitt. 
Allgemeine  Betrachtung  des  wlrthschaftliehen  Rechts. 

I.  —  §.  14  [191].  Die  Wechselbeziehungen  von 
Technik,  Oekonomik  und  Recht.  Alle  wirthschaftliche,  ins- 
besondere alle  Sacfagtlterproduction  beruht,  technisch  und  öko- 
nomisch betrachtet  (Grundlegung  I,  §.  146),  auf  einem  Zusammen- 
wirken von  menschlicher  Arbeit  und  Naturkräften,  welche  entweder 
in  und  durch  die  beweglichen  Stoffe  oder  durch  Vermittlung  des 
Bodens  wirken.  Daher  ist  fttr  dieses  Zusammenwirken  eine  ent- 
sprechende Verffigung  über  Arbeitskräfte,  Kapitalien  (im  rein  öko- 
nomischen Sinn,  I,  §.  129)  und  Grundstücken  unumgänglich.  Die 
Art  dieser  Veif  Ugung  wird  durch  die  Anschauungen  der  Menschen, 
daher  durch  das  Medium  der  Motivation  (I,  §.  22,  28,  30  ff.),  durch 
im  engeren  Sinn  sogen,  sittliche  Anschauungen  und  Sitten,  sowie 
durch  das  Recht  bestimmt. 

Eine  gegebene  Art  der  Productionstechnik  und  Oekonomik 
setzt  auch  eine  bestimmte  Art  von  Arbeit,  Kapital  und  Grund- 
stücken und  ebenso  eine  bestimmte  Art  des  Zusammenwirkens 
dieser  Momente,  wenn  nicht,  wie  mitunter,  unbedingt  an  sich,  so 
jedenfalls  zu  ihrem  besten  Erfolg  in  quantitativer,  qualitativer  wie 
in  Hinsicht  auf  die  Beschränkung  (das  jeweilig  erreichbare  ,,Mini- 
mnm'')  der  ,, natürlichen^'  Prodnctionskosten  und  des  Aufwands  an 
menschlichen  Leistungen  (I,  §.  172)  voraus.  Jede  nach  dem  Fort- 
schritt des  technischen  und  ökonomischen  Könnens  mögliche  und 
nach  dem  Stand  der  wlrthschaftliehen  Bedürfnisse  nothwendige 
oder    erwünschte    Veränderung,    insbesondere    Verbesserung    der 
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Technik  und  Oekonomik  ist  daher  auch  mehr  oder  weniger,  unter 
Umständen  unbedingt  abhängig  von  einer  vorausgehenden  oder  be- 
gleitenden Veränderung  der  Art,  wie  über  Arbeitskräfte,  Kapitalien, 
Grundstücke  verfügt  wird,  demgemäss  auch  weiter  von  einer  ent- 
sprechenden Veränderung  der  Anschauungen,  der  psychischen 
Motivation,  der  Sitten,  des  Rechts,  von  denen  wieder  diese  Ver- 
fügungsart abhängt  Daher  drängt  eine  Aenderung  der  Technik 
und  Oekonomik  der  Production  auch  auf  correspondirende  angemessene 
Veränderungen  von  Anschauungen,  Motivation,  Sitten  und  Recht 
hin.  Und  umgekehrt:  Technik  und  Oekonomik  sind  mehr  oder 
weniger  gebunden,  gelegentlich  bis  zur  Erstarrung,  wenn  die  ge- 
nannten  Momente  damit  genau  übereinstimmende,  wesentlich  stabile 
sind.  Aber  auch  ihrerseits  wirken  die  Veränderungen  der  Technik 
und  Oekonomik,  indem  sie  andere  Motivation,  Anschauungen,  Sitten, 
Rechtsverhältnisse  oder,  zusammenfassend  gesprochen,  andere  Lebens- 
verhältnisse der  Menschen  bedingen  und  mit  bewirken,  auf  ent- 
sprechende Umgestaltungen  dieser  Momente  ein. 

So  ergiebt  sich  hier  ein  System  von  innigen  Wechsel- 
beziehungen, von  Wechselbedingungen  und  Wechsel- 
wirkungen zwischen  Technik,  Oekonomik,  psychischen 
Factoren,  Sitte  und  Recht:  ein  ebenso  anziehendes  wie 
wichtiges  Gebiet  der  Betrachtung  für  den  Wirthschafts-,  Cultur- 
und  Rechtshistoriker  wie  für  den  Nationalökonomen,  welches  erst 
die  neuere  historische  und  socialistische  Richtung  dieser  Wissen- 
schaft aufmerksamer  zu  durchforschen  begonnen  hat. 

Kach  der  psychologischen  Seite  und  der  damit  zusammenh&ngenden  der  sitt- 
lichen Anscbaimngen  und  Sitten  ist  dieses  Verhältniss  ?on  Wechselbeziehungen  im 
ersten  Theile  dieses  Werks  (besonders  Boch  I,  Kapitel  1,  in  der  Analyse  der  Motivation 
im  wirthschafUichen  Handeln,  aber  auch  mehrfach  sonst,  in  der  BerOlkcrangslehre 
im  4.  Boche,  in  den  Untersnchangen  über  die  Organisation  der  Volkswirthscbaft  im 
5.  Boche)  für  unsere  Zwecke  genügend  betrachtet  worden.  Aof  die  Wechselbeziehongcn 
zwischen  Technik,  Oekonomik  und  Recht  war  dabei  ebenfalls  schon  öfters  einzugehen. 
Diese  Beziehungen  aber  sind  es,  welche  in  diesem  ganzen  zweiten  Theile  der  Grand- 
legung  nunmehr  genaoer  untersocht  werden  sollen. 

Die  concrete  Gestaltung  der  Volkswirthschaft  überhaupt  und 
diejenige  des  privatwirthschaftlichen  Systems  insbesondere  bekommen 
so  ihr  Gepräge  durch  die  jeweilige  Gestaltung  jener  Wechsel- 
beziehungen,  daher  namentlich  auch  durch  den  Grad  der  Congruenz 
und  Incongruenz  zwischen  Technik  und  Oekonomik  und  deren 
eigenen  inneren  Gestaltungs-  und  Entwicklungstendenzen  einer- 
und Recht,  Erwerbs-,  Besitz-,  Vertragsrecht,  m.  a.  W.  wirthschaft- 
liebem,  insbesondere  Verkehrsrecht  andrerseits. 
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Nai  einige  rorläafige  Beispiele.  So  rerändert  sich:  das  Recht  mit  in  Folge  von 
Veränderungen  der  Technik  u.  A.  namentlich  im  Rechtsgebieto  der  persönlichen 
Unfreiheit  und  Freiheit  und  im  sogenannten  ^^Arbeitsrecht''  (§.  83  £)  der  freien 
Arbeit  mit  aus  psychologischen  Granden ,  weil  die  erforderte  Art  der  Arbeit  andere 
Motivation  bedingt  oder  doch  zu  ihrem  guten  technischen  und  ökonomischen  Erfolg 
Toraossetzt.  So  geht  es  ähnlich  im  Recht  des  ländlichen  Gmndeigenthums  mit  den 
Erfordernissen  der  verschiedenen  landwirthschaftlichen  Betriebssysteme,  wonach  die 
Art  und  Form  der  Arbeit  auf,  der  Kapitalzufahrung  in  den  Boden,  die  Art  der  recht- 
lichen Verfügung  über  die  Grundstöcke  sich  ändern  muss,  oder  doch  im  Interesse  der 
Bodenproduction  passend  ändert.  So  treten  Aeudcrungen  im  Recht  des  Kapitaleigcn- 
thums,  z.  B.  Yerfügungsbeschränkungen,  Nöthigungen  zu  bestimmten  technischen  Ein- 
richtungen ein,  wie  in  Folge  der  Arbeiterschutzgesetzgebong,  welche  sich  so  in  dop- 
pelter Weise  als  eigenthümliche  Gestaltung  des  „Inhalts''  des  Eigen thumsrechts  an 
bestimmten  einer  gewissen  Verwendung  dienenden  Objecten  und  zugleich  als  eigene 
Gestaltung  des  bezüglichen  Yertragsrechts  ansehen  lässt. 

Und  umgekehrt  entscheidet  auch  die  Gestaltung  des  Rechts  vielfach  darüber,  ob 
und  welche  Veränderungen  der  Technik  überhaupt  eintreten.  So  veranlasst  z.  6.  die 
persönliche  Unfreiheit,  wenn  sich  Sclaven  wohlfeil  genug  anschaffen  und  unterhalten 
Qnd  unfreie  Arbeit  überhaupt  sich  hinreichend  technisch  verwenden  lässt,  ein  Vor- 
walten des  Arbeitsfactors  im  Productiousprocess  vor  dem  Werkzeug-  und  Maschinen- 
kapital. Dadurch  wird  dann  wieder  die  Verbesserung  der  Technik  gehemmt,  wofür 
ans  das  classische  Alterthum  den  Beleg  liefert^).  Andrerseits  spornt  dagegen  der 
gesetzliche  Schutz  der  freien  Arbeiter  vor  übermässiger  oder  der  Kinder  vor  zu  früh- 
zeitiger Ausnutzung  der  Arbeitskraft,  wie  z.  B.  wieder  in  der  modernen  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung, gerade  zu  Versuchen  an,  die  menschliche  Arbeit  mehr  durch  Maschinen 
zu  ersetzen,  führt  also  zu  Fortschritten  der  Technik.  Manche  Belege  dafür  bietet  die 
Geschichte  der  industriellen,  namentlich  der  maschinellen  Technik  seit  der  Durch- 
führung strenger  Fabrikgesetze,  der  britischen,^)  wie  derjenigen  anderer  Länder, 

Nicht  minder  äussert  die  Technik  der  Production  auch  indirect  einen  grossen 
Einfloss  auf  das  (Privat-)  Rechtsgebiet  des  privatwirthschaftlichen  Systems:  der  Fort- 
schritt der  Technik  kann  die  Ausdehnung  dieses  Gebiets  beschränken,  indem  Eigen- 
thnmsobjecte ,  welche  als  sachliche  Productionsmittel  dienen,  in  das  „öffentliche'' 
Eigenthum  der  Zwangsgcmeinwirthschaften  übergehen  können.  Ueber  die  Bedeutung 
der  Technik  nach  dieser  Seite  ist  bereits  mehrfach  im  ersten  Theil  gehandelt  worden 
(z.  B.  §.  284,  295,  368). 

§.  15.  Principiell  richtig,  nur  mit  zu  weit  gehender  Generali- 
sation  und  mit  Uebertreibungen,  wird  vom  neueren  Soeialismus 
der  maassgebende  Einfluss  von  Technik  und  Oekonomik  wie  auf 
alle  menschlichen  äusseren  Lebensverhältnisse  und  innere  psychische 
Seiten  und  Vorgänge,  so  insbesondere  auch  auf  das  Recht  betont 
und  nachzuweisen  gesucht:  ein  Hauptpunct  der  (übrigens  keineswegs 
eben  passend  sogenannten)  ,,  materialistischen '^  Geschichtsauf- 
fassung und  der  Doctrinen  von  Marx  und  seinen  Anhängern,  beson- 
ders von  Fr.  Engels.  Wesentlich  ein  ökonomisch-technisches 
Moment,  die  Maschine  (Motor  und  Werkzeugmaschine)  ist  dem 
theoretischen  und  agitatorisch-politischen  Soeialismus  auch  kurzweg 
der  Hebel,  mittelst  dessen  unvermeidlich  die  „privatkapitalistische" 

')  Vgl.  Büchsen  seh  atz,  Besitz  nnd  Erwerb  im  classischcn  Alterthum ;  Rod- 
bertus  in  seinen  Untersnchnngen  über  die  Nationalökonomie  des  classischen  Alter- 
thoms  in  Hildebrands  Jahrbuch,  bes.  II,  206  ff.;  Boscher  in  den  Ansichten  der 
Volkswirtbschaft,  Leipzig  und  Heidelberg,  1801,  über  die  Verhältnisse  der  National- 
ökonomie im  d  ssjschen  Alterthum,  bes.  S.  15  il. 

*)  S.  z.  B    IT.  plcner,  englische  Fabrikgcsetzgebnng  S.  61,  94. 
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Volkswirthschaft  in  die  ,,sociaIisirte''  hinUbergeführt  wird,  besonders, 
weil  dies  Moment  den  Orossbetrieb  so  begünstigt.  Aach  ausser- 
halb der  socialistischea  Kreise  hat  diese  Auffassung,  wenn  anch 
mit  einigen  Beschränkungen,  unterstützt  durch  den  Versuch  des 
Nachweises  der  für  alle  Betheiligten,  insbesondere  die  Arbeiter 
segensreichen  Folgen,  sich  mannigfach  verbreitet  und  sie  enthält 
ja  sicher  einen  nicht  unbedeutenden  Kern  Wahrheit. 

Aber  in  der  Weise,  wie  sie  selbst  hier,  vollends  von  den  Socia- 
listen  vertreten  zu  werden  pflegt,  wird  doch  die  ganze  Entwicklung 
als  eine  zu  sehr  naturgebundene  betrachtet,  welcher  nun  un- 
bedingt und  ohne  Weiteres  sich  Alles,  inbesondere  das  Recht,  fügen 
müsse  und  nothgedrungen  fügen  werde.  Dabei  ist  aber  nicht  nur 
der  zähe  Widerstand,  welchen  jedes  Recht  und  die  damit  ver- 
knüpften Interessen  und  Gewohnheiten  einer  solchen  Veränderung 
entgegenstellen,  in  seiner  häufig  wenigstens  relativen  Berechtigung 
zu  gering  geachtet:  es  wird  auch  ganz  übersehen,  dass  jede  solche 
Frage  der  Veränderung  des  Rechts  nicht  lediglich  nach  tech- 
nischen und  ökonomischen  Gesichtspuncten  entschieden  werden 
kann  und  darf.  Denn  diese  sind  nicht  die  einzigen,  welche  hier 
in  Betracht  kommen,  schon  weil  die  Wirkungen  einer  Veränderung 
von  Technik,  Oekonomik  und  Recht  weit  über  das  Gebiet  der 
Technik  und  Oekonomik  hinausgehen,  ganz  allgemein-volks- 
wirthschaftliche,  sociale,  ethische,  culturliche  sein  können  und 
oftmals  sind.  Daher  müssen  die  Veränderungen  des  Rechts, 
welche  einer  Veränderung  der  Oekonomik  und  Technik  folgen 
sollen,  mit  nach  diesen  weiteren  Wirkungen  entschieden  werden. 
Und  hier  liegt  doch  auch  mehr  Möglichkeit  und  häufig  auch  mehr 
Zweckmässigkeit  der  freien  Bewegung  für  die  Rechtsbildung, 
zumal  in  Form  des  gesetzlichen  Rechtes,  vor,  als  diejenigen  an- 
nehmen, welche  diese  Rechtsbildung  einfach  als  Product  der  tech- 
nisch-ökonomischen Entwicklung  betrachten  und  bezügliche  For- 
derungen an  die  Gestaltung  des  Rechts  stellen.  In  der  neuerlichen 
Begünstigung  der  Grossbetriebsentwicklung  im  Gewerbe  und  selbst 
in  der  Laudwirthschailt  auch  theoretischerseits,  innerhalb  wie  ausser- 
halb der  socialistischen  Kreise,  möchte  das  öfters  übersehen 
worden  sein. 

Die  hier  vertretene  Auffassung  fuhrt  dann  dahin,  gerade  bei 
den  Problemen  der  Gestaltung  des  wirthschaftlichen  Rechts,  des 
Privat-  und  Verwaltungsrechts,  bei  einzelnen  Fragen  der  volkswirth- 
A<*.hartlichen  Gesetzgebung,  besonders  auch  bei  agrar-  und  gewerbe-, 
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faandels-y  g^I^^-;  credit-,  börsen-,  transportpoli tischen ,  wieder  mehr 
•den  lediglich  ökonomisch-technischen,  überwiegend  auch 
nur  privatwirthschaftlichen  nnd  den  allgemein-volkswirth- 
Schaft  liehen  nnd  socialen,  damit  den  überwiegend  wahrhaft 
volkswirthschaftlichen  Standpnnct  der  Betrachtung  und  Ent- 
scheidung zu  unterscheiden.  Die  beiden  extremen  Richtungen,  die- 
jenige des  älteren  ökonomischen  Individualismus  und  Liberalismus 
und  diejenige  des  Socialismus  neigen  zu  sehr  dabin,  den  öko- 
nomisch-techDischen  Standpunct  auch  für  die  Rechtsfragen  zum  un- 
bedingt maassgebenden  zu  machen,  den  anderen  zu  vernachlässigen. 
Auch  in  neuesten  Strömungen  der  an  die  britische  Gewerkvereins- 
organisation  sich  anknüpfenden  Litteratur,  welche  den  Grossbetrieb 
als  solchen  übertrieben  preist,  kommt  dieser  Fehler  wieder  zum 
Vorschein. 

S.  aus  der  socUlistischen  Litteratar  das  ganze  Werk  von  Marx  nnd  F.  Engels 
neuere  Schriften,  namentlich  diejenige  gegen  Dtüiring,  worin  übrigens  mehrfach 
der  Einfloss  der  Umgestaltung  der  Technik  auf  diejenige  der  Organisation  der  Volks- 
wirthschaft  —  und  diese  Organisationsfrage  ist  ja  nur  ein  Complex  7on  Rechtsfragen 
—  gut  dargelegt  wird.  Zu  roUer  Einseitigkeit  und  Cebertreibung  gelangt  die  An- 
schauung ?om  beherrschenden  Einfluss  der  Technik  und  Oekonomik  wieder  bei 
dilettir enden  Epigonen  wie  Bebel,  in  der  „Frau",  gleichzeitig  mit  phantastischen 
Ucbertreibungen  des  unbegrenzten  technischen  Fortschritts  und  der  Wirkungen  davon 
auf  die  menschlichen  Lebensverhältnisse  überhaupt.  Auch  im  1.  Theile  der  Grund- 
legung ist  davor  schon  gewarnt  worden  (I,  §.  278,  besonders  S.  710  ff.:  s.  daselbst 
überhaupt  die  Erörterungen  über  Productionstcchnik  und  deren  Fortschritt  in  Buch  4, 
Kapitel  2.  Abschnitt  2,  S.  684  ff.passim).  Ueber  die  berührte  Frage  des  Grossbetriebes 
^.  ebenda  §.  321  und  322,  nnd  die  neueren,  dort  zum  Theil  genannten  Schriften  von 
Brentano,  Losch,  v.  Schnlze-G&vernitz,  Herkner  u.  A.,  in  denen,  wie 
mehrfach  auch  in  der  gegen  den  agrarischen  Schutzzoll  polemisirenden  Litteratur,  in 
der  goldmonometallistischen  W&hrungslitteratur  (L.  Bamberg  er)  öfters  eine  Ueber- 
sch&tzung  der  ökonomisch -technischen  Seite  des  Problems  vor  der  allgemein  volks- 
wirthschaftlichen nnd  socialen  nicht  verkannt  werden  dürfte.  In  der  Währungsfrage  habe 
ich  jtLngst  die  nothwendige  Unterscheidung  dieser  zwei  Standpuncte  näher  durchgeführt. 
Siehe  meine  Aufsätze  in  den  Preussischen  Jahrbüchern  (October,  November  18U3)  nnd 
selbständig  (Berlin  1894)  Über  die  neueste  Silberkrisis  und  unser  Münzwesen. 

Von  besonderem  Interesse  für  die  hier  erörterten  Poncte  sind  solche  national- 
ökonomische Schriften,  welche  ihre  Ausführungen  an  die  Yeihältnisse  der  Productions- 
betrielKi- Technik  näher  anknüpfen,  ohne  in  den  früheren  Fehler,  Technik  und  Oeko- 
nomik zu  identificiren  (s.  Grundlegung  I,  §.  146)  zu  verfallen.  Die  älteren  Camera- 
listen hatten  hier  durch  ihre  ganze  Ausbildung  und  ihre  nähere  Kenntniss  der  tech- 
nischen Verhältnisse  Einiges  vor  den  neueren,  meist  von  den  Geisteswissenschaften, 
Jurisprudenz,  Geschichte,  Philosophie,  Philologie  ausgehenden  Nationalökonomen  voraus. 
Von  letzteren  sind  aus  der  allgemeinen  Litteratur  indessen  v.  Hermann,  M. 
Ch  et  alier,  einigermaassen  noch  Bau,  in  Specialfragcn  der  Statistiker  E.  Engel, 
dann  manche  Nationalökonomen  der  Agrarpolitik,  z.  B.  Conrad  ,  als  solche  zu  nennen, 
welche  mit  technischer  Bildung  genügend  ausgerüstet  von  der  Betrachtung  der  Pro- 
dnctionstechnik  ans  zur  nationalökonomischen  gelangt  sind.  In  neuester  Zeit  ist  es 
besonders  der  Oesterreicher  Em.  Herrmann,  welcher  in  zahlreichen  Schriften  betriebs- 
technische Verhältnisse  trefflich  för  nationalökonomische  Untersuchungen  vcrwerthet 
hat  (Priocipien  der  Wirthschaft,  Wien  1873,  Miniaturbilder  aus  dem  Gebiet  der  Wirth- 
schaft.  2.  Auflage,  Halle  1876,  Gultur  und  Natur,  Beriiu  1SS7,  Sein  und  Werden  in 
Kaum  und  Zeit,  2.  Auflage,  Berlin  1889,  Technische  Fragen  und  Problome.  Leipzig 
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11.  ~  §.  16  [193].    Das  wirtbschsftiiche  Recht  der 

IBadetnen  CnltarTSlker.  A.  Wesen.  Di«  grosseo  Rechts- 
iiwiiflf  des  wirlhMhaftbefaen  Betrbts,  deiVD  Tolkswinhscbaftlicbe 
BcdealBbg  ia  der  Poütbcfacn  OkoDomie  in  nstersa^ben  i«t,  sind: 
£e  persOaliche  Unfreiheii,  die  Freiheil,  das  Ei|;eotkuoi 
■ach  Arteiif  Amdelnnig,  Inhalt,  da^r  mit  dea  Vertragisrecbt 
aad  Erbrecht,  die  Rechmomee  hiosichttich  der  erentseU 
zwaapsweifeB  Beieitignng  wohlerworbeoer  Rechte 
(I,  $.  306).  Amik  die  leitenden  PriDcipien  selbst,  aach  welcbes 
Acae  '■-*■*■  nsd  Norven  ^ere^lt  wenleo.  sied  oiv'ht  nnreriader- 
lUk,  soadcfB  BMnfiegea  ihrerseits  einem  geschichtlichen  Waaddoi^a- 
lad  Eatwiefchassproceaa.  Der  fetatefc  inssert  dann  auch  wieder 
wd  die  Lage  der  Volksmithaehart,  den  Zastaad  des  VertLehis,  be- 
MMdeta  im  |ii  ii  sr  w  ii  Ihwi  hifllli  ht  ii  Sntea,  daher  aof  di«  ^anr« 
CMtillwBS  der  PiDdacüsa  aad  der  Vertkefla^  des  Yolhseia- 
kaaaaas  aad  YaOammBfiam,  stets  eiaai  eütgteifcadea  Eioäa^. 
Voolfiehe  Taiadenaeea  dissat  Priacipiea  aad  der  Art  nnd 
Warna  ihrer  TerwvUiehans  !■  gdMadsa  Bcekt  fthna  deshalb  la 
dea  withtigrtea  Veriadera^ea  dea  wärthsduftK^ea  aad  «eiter 
des  daroa  aüt  sbhfacigfa  txialea  Vrikriebeas. 
Au  iGeMM  CiwirtftpBaet  betrachtet  ergiehl  sieh  erst  die 
wahre  BeJeataag  jean^  Gestattaag;  des  Rechts,  bsb«so«den  des 
Besiti  ,  Erwerb«-  aad  Verfcehrsrechls,  wdehe  wir  ata  raOUttm 
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Endergebniss  der  Entwicklung  bei  den  modernen  europäischen 
Calturvölkern  ansehen  können  (I,  §.  307):  die  (formal  wenigstens) 
volle  persönliche  Freiheit  der  ganzen  Bevölkerung  an  Stelle 
der  verschiedenen  Formen  der  Unfreiheit  eines  grösseren  oder 
geringeren  Theils  der  letzteren;  ein  nach  Inhalt  und  Umfang  höchst 
allseitig  und  consequent  und  möglichst  gleichmässig  für  alle  wirth- 
schaftlichen,  besonders  für  alle  Sachgfiter  ausgebildetes,  Einzelnen 
zustehendes  Privateigenthum;  ein  materiell  oder  inhalt- 
lich fast  unbeschränktes,  formell  möglichst  vereinfachtes 
(„formloses")  freies  Vertragsrecht,  die  gemeinsame  Con- 
sequenz  der  vollen  persönlichen  Freiheit  und  des  vollen  Privat- 
eigenthums;  ein  testamentarisches  und  Intestaterbrecht, 
welches  höchstens  durch  massige,  nach  den  Verwandtschafts- 
beziehungen zwischen  Erblasser  und  Erben  nebst  Legatar  in  ihrer 
Höhe  mit  bestimmte  Steuern  beschränkt,  sonst,  bis  auf  das  etwaige 
Pflichtheilsrecht  bei  ersterem,  so  gut  wie  unbeschränkt  ist;  endlich, 
wenigstens  als  Regel,  die  volle  Anerkennung  der  einmal 
erworbenen  Vermögensrechte,  daher  deren  Beseitigung 
nur  vertragsmässig  (I,  §.  307). 

Die  Bedeutung  volkswirthschaftlicher  Gesichtspuncte  fQr  das 
Recht  und  für  die  socialen  Verhältnisse  des  Volks  zeigt  sich  in 
grossartiger  Weise  darin,  dass  die  eben  erwähnte  geschichtlich  ge- 
wordene Gestaltung  des  modernen  Rechts  nachweisbar  vielfach 
das  Product  der  Bedürfnisse  der  Production,  des  Verkehrs  in  der 
fortschreitenden  Volkswirthschaft  ist.  Und  die  Bedeutung  der 
Volks wirthscbaftslehre  ergiebt  sich  ebenfalls  aus  der  unbestreit- 
baren Thatsache,  dass  jene  Gestaltung  des  Rechts  als  Postalat 
von  Anhängern  einer  Richtung  dieser  Wissenschaft  aufgestellt 
wurde  und  wird,  nemlich  von  der  physiokratisch  Smith'schen  Schule 
der  freien  Concurreoz,  vom  ökonomischen  Liberalismus  und  Indi- 
vidualismus (I,  §.  1  ff.).  Jene  Rechtsinstitute  und  Normen  des 
heutigen  wirthschaftlichen  Verkehrsrechts  schaffen  eine  grössere 
Freiheit  des  Verkehrs,  für  die  Personen  wie  für  die  Güter.  Sie 
gelten  in  ihrer  heutigen  Beschaffenheit  als  nothwendige  Grund- 
pfeiler der  wirthschaftlichen  und  socialen  Rechtsordnung  in  der 
entwickelten  Volkswirthschaft  und  als  unentbehrliche  Bedingung 
der  Volkswirthschaft  solcher  Völker,  welche  wie  die  modernen  euro- 
päischen nebst  deren  transoceanischen  Abkömmlingen  auf  eine 
hohe  und  immer  höhere  Stufe  des  Volksreichthums  und  der  Cultnr 
gelangen  und  sich  darauf  erbalten  wollen.  Die  Richtigkeit  dieser 
Auffassung  zu  untersuchen,  ist  die  Aufgabe  dieses  Werks. 


17  [193].  —  B.  BegrQndnng  des  moderneD  wirth- 
icben   Recht  1.     Jene  Xaffiasang   tob   der  Notfawendig- 

-  hestigeB  GestaJtBog  dieses  Rechts  ffir  die  entmckelte  and 
weiter  forticbretteade  Voikswirthsehaft  und  dadarrb  l^r  die  moderne 
CaKar  Bbcrlnapt  pflegt  biiii  auf  eine  doppelte  Weise  in  begründen, 
eJamal  Em  EiazehuD  durch  die  geschichtliche  Ertahrnng  onserer 
rattarrötker ,  tnäman  ganz  allgemein  durch  die  AnalTse  der  ein- 
■rirfcenden  wirthscbaftapeT'ebolt^ächen  Motite,  wekfae  das  wirth- 
ichaftlicbe  Than  tmd  Lassen  tbeils  der  Menschen  Dberbanpt,  theils 
der  Meniscben  nnierer  Völker  in  der  Neuzeit  eifabrangsmlssig  be- 
Rtitnaieo.  der  Meiunng  nach  aacb  beätimEnen  mBs^eu,  wenu  nicht 
unbedingt  stets  und  allgemein,  so  doch  im  luteresse  de^  wirthscbart- 
lidwB  Eriblea. 

Ib  itiftf  fraBaOefoden  Theik  il«f  VoILssintti<LAUi«hr«  kab<*  vir  «s  tut- 
■■■Bfll  Mit  dlMor  leQUPcB  Be«räfftktaag  xa  ikna,  vekke  wtaeaAA  dedocttr 
nrfttn  *wä  lieh  ■■r  (ua  ia  AUgemeiaen  igr  Probe  uf  die  aisibcka  EifibniBf!" 
taitlt  la  AoMT  8.  AaMafe  diese*  Werts  tssB  hiofti  jetil  «tedcr  auf  die  £i- 
MiimMa  üb«  £•  viiibarhkftticbe  Nuir  d«*  Meucken  and  ^er  die  MetbodMi  im 
L  Tlaiii  der  Gmdlegug  iBacb  I.  bpitd   1  ayd  t,  Huptobicbai«  1^    ii-t«iM>.i> 

1.  Die  BcfTtisHlhrurg  greift  ddu  in  letzter  Linie  stets  auf  das 
tueiat  8<jgen.  wirlhschaftliche  Selbstin teresge  zurück,  das 
TOB  nni  im  enten  Tbeile  (§.  2,  6,  33 — 3til  in  der  Anaivse  der 
Motive  des  nirtbücbatUicbeu  UaodelDs  als  das  erste  der  egoietiscbeo 
Leitmotive  nntenKhiedene :  das  Streben  nach  dem  eigenen  wirth- 
Rcbaßlicben  Vortheil  nnd  die  Fnrchl  vor  der  eigenen  wirlhschatt- 
lieben  Notb  (1,  §.  34).  Dies  Leitmotiv  gilt  in  der  Hauptsache  als 
die  einzige  niiclitig  wirksame  ökonomische  Potenz,  kann  sich  aber, 

rird  ^caclilosaen,  zum  Heile  des  Einzelnen  n-ie  der  ganzen 
Volkawirthschaft  nnr  genügend  wirksam  erweisen  in  der  modernen, 
Dflglichst  freihcillicben  Gcstnllang  des  wirthschiiltücben  Verkehrs- 
rfcbla. 

DcDB  Dflr  hkr  Uun  itut  Annalime  a»cU  der  Einii'lau  aüdicb^t  passe  Y 
tbcllB  lon  Kia(D.  stich  durch  daa  UitaeOK  der  ^BieD  VolkswirthMbkn 
tttcT-Ictira  *lnlwcli>riIicb«D  tUndiungen  and  UnleriassnogcD  i^crcicbcD.  N 
Hiiffn  u  iig  auf  winhxchaMirhe  Vortheile  und  nor  die  Fgrcbl  rar  TiitbscliatUicIiBik 
Vi  lj>i' ilrii  Irelbl  den  Einzelocti  la  eJnielwinliachafUicti  und  iDlliwinhscbafUich 
II  )iiu':n'  Handeln  fArbciiiiD.  Sparen,  J'rodnciren')  nnd  tJatcrUssea  iCon^nmircn)  an. 
Atl'/rhni».  at>  »iid  auch  loo  dieser  Seile  wohl  toeegebea,  spielun  auch  aodats 
p*T<;bol»ffl»ch<:    Faclürcn   im   WinIiscIi»rblebeD   mit  <l,  g.  S2  S.):   aber  Iheili  aind  ri« 
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nicht  wirksam  genog  neben  oder  rollends  gegen  das  Selbstinteresse,  wie  namentlich 
Pflichtgefühl  (I,  §.  45,  46),  Ehrgefühl  (I,  §.  39—41),  theils  lassen  sie  sich  ökonomisch- 
technisch nicht  so  znr  practischen  Wirksamkeit  bringen,  dass  ein  ebenso  gunstiger 
Erfolg  erzielt  wird.  Dies  gilt  insbesondere  ?ou  dem  Factor  Knrcht  vor  Strafe  (I,  §.  37, 38) 
und  ron  allem  Zwange,  welcher  z.  B.  bei  der  persönlichen  Unfreiheit,  ähnlich  auch  in 
einer  nach  den  Ideen  des  radicalen  Socialismus  (I,  §.  294)  organisirten  Yolkswirthschaft 
zur  Anwendung  kommt  and  kommen  muss.  Hier  wäre  ein  umfassendes  System  von  Zwangs- 
maassregeln, Strafandrohungen  und  Strafausftthrungcn,  directer  Anleitung  und  Controlc 
ron  oben,  ?on  einem  herrschenden  Wirthschaftssubjecte  aus,  hinsichtlich  der  wirth- 
schaftlichen  Handlungen  und  Unterlassungen  der  Einzelnen  erforderlich.  Jedoch,  selbst 
abgesehen  7on  allen  principiellen  sittlichen  und  rechtlichen  Bedenken  hiergegen,  so 
lässt  sich  eben,  so  wird  behauptet,  ein  solches  System  des  Zwangs  und  der  Leitung 
niemals  technisch  entsprechend  einrichten  und  noch  weniger  so  ausführen,  und  je 
grossere  Anforderungen  in  Betreff  der  Qualität  der  Arbeitsleistungen  und  der  Art  und 
Grosse  der  Kapitalferwendung  in  der  Production  gestellt  werden  müssen,  also  auf  den 
höheren  Stufen  der  Yolkswirthschaft,  desto  woniger. 

So  muss  man  auch  für  die  wirthschaftlicben  Zwecke  der  Ge- 
sammtheity  d.  h.  für  die  Interesseo  der  Yolkswirthschaft  dem 
äeibstinteresse  genügenden  Spielraum  verschaffen.  Dies  geschieht 
aber  nur  dnrch  die  moderne  Gestaltung  des  wirthschaftlicben  Ver- 
kehrsrechts. 

Zum  Beleg  der  Richtigkeit  dieser  Darstellung  ist  auf  die  ganze  Smith'sche 
Nationalökonomie  und  besonderä  auch  auf  die  Litteratur  über  einzelne  practische 
Specialfragen  zu  ?erweisen.  Man  wird  hier,  z.  B.  bei  den  Erörterungen  über  irgend- 
welche Beschränkungen  der  persönlichen  Freiheit  und  des  Eigen thums,  stets  die  Ab- 
weisung mit  dem  Hinweis  auf  die  „wirthschaftlicben  Naturgesetze''  motivirt  finden, 
d.  h.  schliesslich  soll  immer  das  allgemein  yerbreitete  und  doch  jeden  Widerstand 
brechende  Selbstinteresse  solche  Beschränkungen  unthunlich  machen.  S.  die  Litteratur 
in  Buch  I,  §.  303,  308. 

2.  Diese  Beweisftthraog  wird  daun  im  Einzelnen  etwa  folgender- 
maassen  näher  begründet. 

a)  Ohne  persönliche  Freiheit  ist  kein  hinläDglich  starkes 
Motiv  vorhanden,  über  jenes  der  Annahme  nach  stets  oder  doch 
meist  geringe  Maass  hinaus  zu  arbeiten,  vollends  aber  über  jene 
geringe  Qualität  der  Arbeit  hinaus  zu  gelangen,  welche  durch 
Zwang  und  Furcht  zu  erzielen  sind. 

b)Ohne  Freiheit  und  Privateigenthum  auch  an 
Kapital  (d.  h.  also  ohne  Kapitalbesitz,  I,  §.  129)  und  an 
Grundstttcken  besteht  keine  Neigung,  dem  unmittelbaren  Cousum 
zum  Oenuss  Guter  vorzuenthalten  und  darch*  den  Sparprocess 
Kapital  zu  bilden,  noch  dem  Boden  Kapital  und  Arbeit  in  ver- 
mehrter Menge  und  in  erforderlicher  Art  und  Qualität  zuzuführen, 
d.  h.  ihn  intensiver  zu  bebauen,  wie  es  regelmässig  nöthig  wird, 
um  ihm  für  eine  grössere  und  bedUrfnissreichere  Bevölkerung  mehr 
und  bessere  und  mannigfaltigere  Früchte  abzugewinnen.  Damit 
aber  fehlt  es  also  an  volkswirthschaftlichem,  an  National-  oder 
Social  -  Kapital  („Kapital  an  sich",   1,  §.  129)  und  an  Bodenpro- 
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dacten,  folglich  an  den  Voraassetzengen  besserer  ökoDomiseber 
Lage,  reichlicherer  Bedttrfnissbefriedignng,  schliesslich  anch  höherer 
Galtnr  der  Bevölkerang:  das  erste  grosse  volkswirthschaftliche 
Problem,  dasjenige  genügender  Prodnction,  wird  nicht  ordent- 
lich gelöst. 

c)  Ohne  Vertragsfreiheit  ferner  keine  Möglichkeit  der 
vom  Einzelvortheil  geforderten  besten  Verwerthnng  der  persönlichen 
Fähigkeiten y  der  Arbeitskraft,  der  im  Eigenthnm  stehenden  Güter, 
daher  kein  genügender  Sporn  wirthschaftlicher  Thatkraft;  ebenso 
keine  Möglichkeit  grossartiger  Entwicklang  der  Arbeitstbeilung  and 
des  Grossbetriebs. 

d)  Ohne  Erbrecht  jedenfalls  viel  geringere  Neigung  zum 
Sparen  and  daher  weniger  Eapitalbildang,  vielmehr  grössere  Ver- 
zehrang  des  Einkommens.  Dadnrch  fällt  das  sittlich  berechtigtste 
Motiv  des  Sparens,  die  Wahrnehmang  der  Interessen  der  Familie, 
also  Anderer,  wenn  auch  Nahestehender,  fort  and  rein  persön- 
liche, egoistische  Interessen,  statt  mehr  oder  weaiger  altraistischer, 
greifen  vollends  Platz.  Gleichzeitig  wachsen  die  Mittel  zur  weiteren 
Vermehrung  und  Verbesserung  der  Production  und  hiermit  zur 
Hebung  der  Wirthschaft  und  Cultur  des  ganzen  Volks  viel  lang- 
samer und  der  Spielraum  der  nachhaltigen  Volksvermehrung  wird 
enger,  obgleich  die  Geburtenzahl  wahrscheinlich  stark  steigt,  da 
die  Motive  zur  Beschränkung  derselben  geschwächt  sind. 

e)  Endlich  ohne  feste  Anerkennung  der  einmal  er- 
worbenen (Privat -)Rechte  und  des  Princips,  dass  dieselben 
nur  vertragsmässig,  also  mit  Zustimmung  des  Berechtigten 
und  nach  den  mit  diesem  verabredeten  ökonomischen  und  sonstigen 
Bedingungen  beseitigt  werden  können,  keine  Sicherheit  des  (Privat-) 
Eigenthums  und  des  gesammten  Verkehrs;  statt  dessen  die  volks- 
wirthscbaftlich  nachtheiligste  Macht  des  Staats,  durch  neue,  rOck- 
greifend  wirkende  Gesetze  Privatvermögen  „rechtmässig^^  zu  con- 
fisciren  und  die  Existenz  der  davon  Betroffenen  zu  untergraben. 

§.  18  [194J.  —  C.  Einwendungen  gegen  diese  Be- 
gründung des  modernen  Wirthschaftsrechts.  Die  voraus- 
gehende Beweisführung  stützt  sich  auf  Deduction  aus  der  wirth- 
scbaftlichen  Natur  des  Menschen,  wie  diese  Natur  in  der  Doctrin 
des  ökonomischen  Individualismus  aufgefasst  wird,  und  enthält 
sicherlich  viel  Richtiges.  Sie  erlangt  auch  im  Grossen  und  Ganzen 
vielfache  Bestätigungen  durch  die  Erfahrung  im  Verkehr.  Dennoch 
erheben   sich  gegen  die  Tragweite  der  auf  diese  Weise  gezogenen 
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Schlttsse   wesentliche,   aber  früher  selten  gehörig  beachtete  Ein- 
wendungen gerade  vom  y  o  1  k  s  wirthschaftlichen  Gesichtspnncte  aas. 

1.  Zuerst  und  vor  Allem  ist  die  Auffassung  der  wirthschaft- 
lichen Natur  des  Menschen  eine  viel  zu  enge,  zu  einseitige,  un- 
historische, unreale,  welche  auf  einer  völlig  ungenügenden  öko- 
nomischen Psychologie  beruht.  Eine  sorgfältigere  Analyse  der  das 
wirthschaftliche  Handeln  bestimmenden  Leit-  und  Specialmotive, 
eine  Verwerthnng  der  Ergebnisse  innerer  psychologischer  Prüfung 
und  der  äusseren  Erfahrungstbatsachen  führt  zu  einer  wesent- 
lichen Einschränkung  der  thatsächlichen  Bedeutung  jenes  „ersten 
egoistischen  Leitmotivs^',  zur  Anerkennung  des  umfassenden  Mit- 
spielens  anderer  Motive  und  zur  Annahme  der  individuellen,  gruppen-, 
classen-,  berufs-,  Zeitalter-,  volks-  und  länderweisen  Veränderung 
der  wirthschaftlichen  Motivation,  der  Art,  der  Stärke,  der  Com- 
hination  der  einzelnen  Motive. 

Hierfür  genügt  es  jetzt,  auf  die  näheren  Ausf abrangen  über  die  wirthschaftliche 
Natur  des  Menschen  und  die  Motivation  („ökonomische  Psychologie'*)  im  1.  Tbeil 
der  3.  Auflage  dieses  Werks,  und  zwar  insbesondere  auf  das  ganze  1.  Kapitel  des 
Buchs  1  Bezug  zu  nehmen. 

2.  Jene  Beweisführung  sucht  zwar  die  persönliche  Freiheit, 
das  volle  Frivateigenthum  und,  die  Consequenz  beider  Rechts- 
institute, die  volle  Vertragsfreiheit  als  notbwendige  Postulate  gerade 
auch  vom  volkswirthschaftlichen,  nicht  bloss  vom  privatwirtbschaft- 
lichen,  vom  gesellschaftlichen  oder  socialen,  nicht  bloss  vom  indi- 
vidualistischen Gesichtspuncte  aus  binzustellen.  Aber  es  wird 
dabei  doch  viel  zu  sehr  von  vornherein  die  erst  noch  zu  erweisende 
volle  Identität  des  privat-  und  volkswirthschaftlichen,  des  Individual- 
nnd  des  gesellschaftlichen  Interesses  vorausgesetzt.  Dies  zeigt  sich 
namentlich  in  zwei  Puncten.  Einmal  werden  die  Nachtheile, 
welche  eine  so  ganz  absolute  Formulirung  der  Freiheits-,  Eigen- 
thums-  und  Vertragsrechte  für  die  Gesammtheit  und  lllr  einzelne 
grosse  Classen  der  Bevölkerung  so  leicht  und  erfahrungsmässig  so 
ofl;  mit  sich  bringt,  meist  ganz  tibersehen,  z.  B.  in  der  Frage  der 
Freizügigkeit,  des  Grundeigenthums,  zumal  des  städtischen,  des 
Arbeitsvertrags,  des  Zinsvertrags.  Sodann  wird  zu  wenig  beachtet, 
ob  die  Vortheile,  welche  die  neue  Gestaltung  des  Verkehrsrechts 
allen  Einzelnen  zwar  bieten  kann,  auch  wirklich  nach  der  Erfahrung 
Allen  und  einigermaassen  gleichmässig  zu  Gute  kommen.  Auch 
dies  wird  ohne  Beweis  zu  allgemein  angenommen. 

Im  Ganzen   lässt  sich  zum  Beleg  dieser  Einwendungen  auf  die  Erörterungen 
aber  die  Conjnnctur  (I,  §.  165—169),  über  die  Regelung  der  Vertheilong  (I,  §.  269 
A.  Wagner,  Grundlegnng.   8.  Anfl.   2.  Theil.  VoUcswirthscliRft o.  Recht.  3 
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bis  290)  nnd  namentlich  über  das  moderne  pii?atwirthschaftlicbe  System  der  freien 
Concurrenz  (I,  §.  308—323)  im  1.  Theil  der  Grundlegung  verweisen. 

3.  Freiheit  und  Privateigenthum  werden  ferner  zu  einseitig 
nur  als  individuelle  Rechte  angesehen ,  die  damit  in  der  Gesell- 
schaft, in  der  Volks wirthschaft  nothwendig  verbundenen  (socialen) 
Pflichten  kommen  zu  wenig  zur  Geltung.  Erst  mit  der  Anerkennung 
dieses  socialen  Pflichtmoments  und  damit  der  Kehrseite  jener  beiden 
Rechtsinstitute  verlieren  dieselben  den  rein  individualistischen, 
privatwirthschaftlichen  und  erhalten  ihren  nothwendigen  socialen, 
volkswirthschaftlichen  Character.  Das  Eigenthnm  insbesondere 
tritt  erst  dadurch  aus  der  vorherrschend  rein  privatrechtlicben  Auf- 
fassung heraus,  um  als  grosses  Recbtsinstitut  des  Verkehrsrechts 
nothwendig  mit  unter  den  öffentlich-rechtlichen  Gesichtspunct  zu 
kommen. 

§.  19  [195].  —  4.  Die  social  und  volkswirthschaftlich  bedenk- 
liche Folge  dieser  Auffassung  der  persönlichen  Freiheit  und  Eigen- 
thumsordnung  selbst  aus  dem  Gesichtspuncte  des  Interesses  und 
Rechts  des  Individuums  ist  nur  zu  leicht  eine  äusserlich  forma- 
listische Behandlung,  eine  unhaltbar  absolute  Formnlirung  und 
rein  apriorische  Construction  jener  Rechtsinstitute,  ohne  dass  diese 
letzteren  an  ihren  Wirkungen  geprüft  werden.  Die  Entwicklung 
des  römischen  Rechts  und  alle  neuere  Erfahrung  bestätigt  dies. 
Besonders  schädlich  erweisen  sich  vom  volkswirthschaftlichen  Stand- 
puncte  aus  die  rein  apriorische  Construction  des  Begriffs  der  persön- 
lichen Freiheit  und  des  Eigenthumsbegriffs,  sowie  dessen  absolute 
Formnlirung  und  die  gleiche  Behandlung  des  Vertragsrechts  und 
Erbrechts. 

a)  Apriorisch  wird  ein  Begriff  der  persönlichen  Freiheit 
aus  dem  Wesen  des  ganz  selbständig  gedachten  Individuums  ab- 
geleitet. 

Die  NationalOkonomcn  der  freihändlerischen,  d.  h.  der  pLysiokratiscli-Smith 'sehen, 
liberal-individualistischen  Richtung  haben  zwar  selten  genug  ibre  Theoreme  auf  ihren 
letzten  Ausgangspunct  zurückgeführt,  aber  sie  argumentircn  stets  so,  dass  das  ganz 
selbständig  gedachte  Individuum  als  stillschweigende,  selbstverständliche  Voraussetzung 
angenommen  werden  moss,  wenn  die  Argumentation  nicht  von  vornherein  als  ganz 
willkuhrlich  erscheinen  soll.  ICs  offenbart  sich  hier  die  allgemeine  philosophische 
Grundlage,  welche  jene  nationalökonomische  Kichtung  der  herrschenden  Philosophie 
ihrer  Zeit,  des  18.  Jahrhunderts,  entnommen  hat:  die  Annahme  „natürlicher  Menschen- 
rechte*' des  Individuums  als  solchen ,  auch  in  den  nationalökonomischen  Beweis- 
fahrungen. Siehe  über  diese  Grundlage  jetzt  besonders  die  beiden  Schriften  vom 
Hasbach  über  die  philosophischen  Grundlagen  der  Quesnay- Smith 'sehen  Politischen 
Oekonomie  (1890)  und  die  Untersuchungen  über  A.  Smith.  Die  beschränkende  ältere 
Gewerbeverfassung,  das  Prohibitiv-  und  Schutzzollsystem,  die  Agrarverfabsung  und  mit 
einem  Worte  die  ganze  älteie  Wirthschaftsordnung  verstösst  gegen  die  natürlichen 
Kjchte  des  Individuums,    und  dies  ist  der  letzte  principielle  Grund  ihrer  Yerwerfunur 
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auch  seitens  der  Yolkswirthe.  Der  Nachweis  nachtheiliger  Wirkongren  der  Besohr&ak* 
ongen  far  den  Verkehr  kommt  dann  nur  noch  als  ein  practischer  Grund  dazn.  — 
Hier  liegt  der  Gnindirrthnm  der  Schule,  ?on  dem  es  sich  loszusagen  gilt.  Wie  schwer 
dies  ist,  zeigt  z.  B.  der  sonst  auf  einem  einigermaassen  verwandten  Standpunete  mit 
diesem  Werk  stehende  Maurus  in  seiner  „Freiheit  in  der  Volks wirthschaft^',  Heidel- 
berg 1875,  wo  sogar  im  1.  Kapitel  ausdrücklich  gesagt  wird:  „nicht  die  Indindual- 
freiheit,  sondern  die  Wohlfahrtsvermehrung  ist  das  oberste  Princip  fOr  die  wirthschaft- 
liehe  Organisation  der  Gesellschaft",  S.  12,  gleichwohl  aber  z.  B.  seihst  die  heutige 
deutsche  PreizUgigkeitsgesetzgebang  noch  als  eine  die  individuelle  Freiheit  zu  sehr 
beschränkende  bezeichnet  wird,  S.  1511    VorgL  dagegen  unten  §.  66  ff. 

Jene  apriorische  Ableitung  des  Begriffs  der  persönlichen  Frei- 
heit hat  zwei  schlimme  Folgen. 

Einmal  ist  allerdings  eine  solche  Freiheit  mit  dem  gesellschaft- 
liehen Znsammenleben  and  den  volkswirthschaftlichen  Anforderungen 
schlechterdings  unvereinbar  und  kann  daher  auch  in  der  Wirk- 
L'chkeit  niemals  vollständig  im  positiven  Rechte  anerkannt  werden 
(§.  47  ff.).  Aber  die  Folge  jener  apriorischen  Begriffsconstruction 
eines  atomistisch- individualistischen  Natarrechts  ist,  dass  immer 
wieder  neue  Forderungen  hinsichtlich  der  Gestaltung  des  positiven 
Rechts  hervortreten  und  ohne  Weiteres  als  begründet,  beinahe  als 
selbstverständlich  gelten,  dass  also  möglichst  absolute  persönliche 
Freiheit  und  ein  dementsprechendes  Vertragsrecht  gewährt  werden 
solle.  Jede  weitere  Beschränkung  der  Freiheit,  welche  etwa  im 
geschichtlich  tlberkommenen  geltenden  Rechte  noch  festgehalten  ist, 
oder  vollends  eine  solche,  welche  im  Interesse  der  Gesammtheit 
neo  eingeführt  werden  soll,  begegnet  dann  ohne  Weiteres  einer 
principiellen  Opposition,  weil  sie  dem  abstracten  Freiheitsbegriff 
widerspricht.  Es  ist  nur  zu  begreiflich,  dass  deshalb  radicale 
Forderungen  unter  Umständen  in  einem  für  das  Gesammtinteresse 
bedenklichen  Umfange  gesetzliche  Sanction  erlangen:  als  blosse 
Consequenzen  des  Princips,  ohne  Untersuchung  der  that- 
sächlichen  Verhältnisse  und  der  daraus  folgenden  Bedürfnisse 
und  Berechtigung. 

Man  denlce  an  die  Opposition  gegen  Schulzwang,  Militairzwang,  Versicherungs- 
zwang, Impfzwang,  Zwang  zum  Beitritt  zu  Meliorationsgenossenschaften,  zur  Theil- 
nahme  an  wirthschaftlichen  Reformen ,  (z.  B.  im  Agrarwesen)  u.  s.  w.,  —  stets  mit 
demArgument,  dass  die  „persönliche  Freiheit"  dadurch  beschränkt  werde,  was  richtig, 
aber  an  und  ftlr  sich  kein  Gegengrund  ist;  vielmehr  umgekehrt,  weil  solcher  Zwang 
nicht  ganz  zu  entbehren,  ist  die  unbeschränkte  iiidi?iduello  Freiheit  ein  unhaltbares 
Postulat.  Der  mögliche  Missbrauch,  die  vorkommende  unpassende  Anwendung  des 
Zwangs  wird  damit  natürlich  nicht  bestritten  und  nicht  entschuldigt,  beweist  aber  nichts 
in  der  hier  erörterten  Frage.   Vgl.  Grundlegung  I,  §.  848,  350,  351  über  den  Zwang. 

Andrerseits  wird  die  Freiheit  doch  wieder  so  äusserlich 
formal  gefasst,  dass  sie  nebst  ihrer  weiteren  Consequenz,  der 
formalen  Gleichheit  (§.  48  flf.),  practiseh   im  Leben  und  be- 
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sonders  im  wirthschaftlichen  Verkehr ,  bei  den  Vertragsschlüssen 
(Arbeits-,  Darlehns-,  Mieth-,  Pacht-,  Kaufvertrag  u,  s.  w.)  oft  für 
die  grosse  Masse  der  Bevölkerung  nur  eine  geringe  Bedeutung 
hat,  materiell  eigentlich  nur  eine  Fiction  ist.  Sie  reicht  fUr  sich 
allein  nicht  aus,  um  für  alle  Betheiligten  im  Verkehr,  vor  Allem 
bei  jenen  Vertragsschliessungen,  wirkliche  Freiheit  und  Gleichheit 
zu  verbürgen.  Die  einmal  bestehende  Fiction  hat  aber  gleichwohl 
wichtige  practische  Gonsequenzen. 

So  wird  z.  B.  principiell  die  Forderung  einer  Beschränkung  der  Staatsth&tigkeit 
in  aUen  wirthschaftlichen  Angelegenheiten  gestellt,  weil  die  formal  freien  nnd  gleichen 
Personen  ?ermeintlich  allein  richtig^  aber  auch  ausreichend  far  sich  sorgen  konnten. 
Es  entsteht  dann  wohl  die  Ansicht,  als  ob  die  Bechtsentwicklang  mit  der  Gewähr  der 
persönlichen  Freiheit  und  Gleichheit  der  Individuen  und  mit  der  ToUen  Vertrags- 
freiheit  ein  für  allemal  ihren  Abschluss  gefunden  habe.  Eine  nicht  bloss  theoretisch 
und  practisch  falsche,  sondern  auch  eine  socialpolitisch  und  volkswirthschaftlich 
geradezu  gefährliche  Ansicht.  Denn  die  persönliche  Freiheit  überhaupt  und  die 
Vertragsfreiheit  spcciell  muss  Inhalt,  Umfang  und  daher  auch  Beschränkung  mit  nach 
Bedarfnissen  der  Gesammtheit  erhalten.  Da  diese  Bedürfnisse  selbst  wieder  dem 
geschichtlichen  Wechsel  unterließen,  so  kann  die  Thätigkeit  des  Staats  nnd  der  Gesetz- 
gebung auch  auf  diesem  Gebiete  niemals  auf  die  Dauer  abgeschlossen  sein:  am 
Wenigsten  in  dem  Falle,  wenn,  wie  jetzt  bei  uns,  einseitige  Gonsequenzen  atomistisch- 
indindualistischer  Auffassung  der  persönlichen  Freiheit  ohne  Rücksicht  auf  die  gesell- 
schaftliche Rückwirkung  im  geltenden  Rechte  über  Gebühr  zur  Anerkennung  ge- 
langt sind. 

So  wurde  z.  B.  in  Deutschland,  roUcnds  in  England  der  Vorsichcrongszwang 
gegen  erwachsene  Arbeiter  oder  die  Einführung  eines  gesetzlichen  Mazimalarbeits- 
tags  für  solche,  wenigstens  für  die  Männer,  aus  solchen  Gesichtspuncten  noch  vielfach 
abgewiesen,  z.  B.  von  den  Vertretern  der  deutschen  GewerkFereine,  M.  Hirsch, 
Fr.  Duncker.  (Vergl.  die  Debatten  auf  dem  Eisenacher  socialpolitischen  Congress 
1874,  aber  auch  noch  in  der  Gegenwart,  wie  die  parlamentarischen  Debatten  bei  Ge- 
legenheit der  deutschen  Gewerbeordnungs- Novelle  betreffend  Arbeiterschutz  (1891) 
beweisen.)  Ganz  in  derselben  Einseitigkeit  wie  die  liberalen  Oekonomisten  der  Neuzeit 
verfährt  in  seiner  Schrift  „Arbeiterversicherung"  L.  Brentano.  Wie  jene  annehmen, 
dass  die  persönliche  Freiheit  ausreiche,  richtige  und  gerechte  Vertheilung  zu  ver- 
bürgen, so  Brentano,  dass  dies  bei  freier  Gewerkvereinsorganisation  der  Arbeiter 
geschehe.  Diese  ist  ihm  das  Gomplement  des  Freiheits-  und  Gleich heitsprincips. 
Alle  andren  einwirkenden  Factoren  werden  ignorirt  und  mit  der  Ableitung  der  Con- 
sequenz  aus  dem  Princip  erscheint  die  Aufgabe  erledigt.  Eine  eigenthümliche 
„realistische"  Methode  der  Beweisführung. 

§.  20  [196].  —  b)  Das  vornehmste  Princip  der  Eigenthnms- 
ordnnng  ist  das  rein  individualistisch  aufgefasste,  möglichst  ab- 
solute Privateigenthum  an  allen  Arten  von  Sachgütern.  Der 
Eigenthumsbegriff  wird  dabei  wiederum  apriorisch  constrnirt,  indem 
das  Wesen  des  Eigenthums  in  unumschränkter  Befugniss  des 
Eigenthümers,  über  die  Sache  zu  verfügen,  gefunden  wird.  Dieser 
Eigenthumsbegriff  soll  dann  im  geltenden  Rechte  verwirklicht 
werden. 

Danach  wird  der  Wille  oder  richtiger  selbst  die  Willkühr  des  Eigenthümers 
(jus  utendi  et  abutendi  re  sua ;  s.  u.)  als  das  Moment  anerkannt,  welches  allein  über 
die  Verwendung  der  im  Eigenthum  stehenden  Güter  entscheidet.  Dieser  Auffassung 
entsprechend   giebt  das  Eigenthum  überhaupt  eigentlich  nur  Kechte.    Auch  Pflichten 
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als  Aoslluss  desselben  aufzustellen,  erscheint  dagegen  von  vorneherein  als  Widersprach 
gegen  den  Eigentbuinsbegriff,  als  ,,nnjuristisch'\  wie  die  Pri?atrechts?ertreter  dies 
dann  formoliren,  ohne  die  petitio  principii,  die  sie  dabei  begehen,  auch  nnr  zu  merken. 
Dasselbe  g^t  ?on  Beschränkungen  des  Eigenthnms,  welche  sich  mit  der  principiellen 
Schrankenlosigkeit  der  Yerfflgnngsbefugnisse  des  Eigenthtlmers  nicht  vertragen.  Soweit 
sie  etwa  geschichtlich  Überkommen  sind,  werden  sie  daher  möglichst  beseitigt  Unter 
die  Schablone  des  einen,  absoluten  Eigenthumsbegriffs  werden  ferner  alle  Arten  Sach- 
gQter  (mitunter  auch  gewisse  „Verhältnisse''  [I,  §.  119],  wie  anderseits  ehedem  die 
Unfreien  ,  die  Sclaven)  möglichst  gleichm&ssig  gezw&ngt  Daher  werden  die  etwa 
noch  bestehenden  Verschiedenheiten  des  Eigenthumsrechts  nach  der  Art  der  Guter, 
welche  das  Eigenthum  umfasst,  verworfen  und  thunlichst  beseitigt,  weil  sie  dem  an- 
genommenen Eigenthumsbegrifib  widerstreiten.  Dies  zeigt  sich  u.  A.  namentlich  in 
dem  Streben  nach  rechtlicher  Gleichstellung  des  Grundeigen thu ms  mit  dem  Eigenthum 
an  beweglichen  Gütern  und  der  verschiedenen  Arten  des  Grundeigenthums,  z.  B.  an 
Agrar-  und  Forstboden,  unter  einander.  Ebenso  unterbleibt  in  der  Hauptsache  im 
Rechte  jede  Unterscheidung  des  Eigcnthums  nach  den  Zwecken  der  beweglichen  Güter 
und  damit  fehlt  dem  Bechto  die  volks-  und  cinzelwirthschaftlich  so  wichtige  Unter- 
scheidung von  Kapitaleigen  thu  m  und  Eigenthum  an  GebranchsvormOgen  (l,  §.  128) 
vollat&ndig. 

Die  Folge  solcher  Auffassungen  ist,  dass  z.  B.  jede  aus  dem  ökonomischen 
Wesen  des  Forstbodens  folgende  „Beschränkung"'  des  Forsteigen thums  vom  Waldbesitzer 
als  ein  Eingriff  in  sein  „natürliches''  Eigenthumsrecht,  ja,  als  eine  Verletzung  seiner 
Freiheitssphäre,  mithin  seiner  selbst  gilt.  Daher  die  öfters  aufgetauchte  Forderung 
der  "Waldbesitzer,  nicht  nur  für  neue  Beschränkungen,  sondern  selbst  für  altbestehende, 
aber  dem  absoluten  Eigen thumsbegriff  widersprechende  entschädigt  zu  werden;  even- 
tuell die  Forderang,  dass  der  Staat  expropriire,  wenn  auch  nur  die  Beibehaltung 
solcher  Beschränkungen  im  öffentlichen  Interesse  geboten  sei,  Alles  unter  Berufung 
auf  den  „verfassungsmässig"  gesicherten  „Schutz  des  Eigenthums"! 

Die  EigenthumsordnuDg,  welche  sich  dergestalt  ergiebt,  ist 
sonach  nnr  ein  Prodnct  der  Abstraction  und  eine  logische 
Consequenz  einer  absolut  gefassten  persönlichen  Frei- 
heit des  Individuums  und  eines  apriorischen  ab- 
soluten Eigenthumsbegriffs,  nicht  ein  Product  der  realen 
Bedürfnisse  des  gesellschaftlichen  Znsammenlebens.  Sie  wird  aber 
in  jener  Weise  aus  zwei  Gründen  ganz  unbedenklich  für  die  Praxis 
postulirt 

Einmal,  weil  sie  sich  im  römischen  Rechte  im  Wesent- 
lichen so  gestaltet  hat. 

Das  römische  Privatrocht,  das  Recht  eines  Volks,  dessen  Volks wirthschaft  auf 
dem  Herrschaftsprincip  der  Eroberung  und  Sclaverei,  nicht  auf  dem  Princip  des 
Erwerbs  durch  eigene  Arbeit  beruhte,  wurde  und  wird  aber  vielfach  als  das  .,Muster- 
recht",  als  das  „wahre  Recht'*,  ja  kurzweg  als  „das  Recht*',  die  Quintessenz  der 
jnristischen  Logik,  Überhaupt  betrachtet:  eine  eigenthümliche,  geschichtlich  erklärliche, 
aber  deswegen  nicht  weniger  unrichtige  Ansicht,  welche  auf  eine  petitio  principii 
hittftaskommt 

Vergl.  unten  §.  126  ff.  über  den  Eigenthumsbegriff,  besonders  I  bering,  der  gerade 
so  bestimmt  wie  ich  den  absoluten  Eigenthumsbegriff  und  die  Identiiicirung  des  römisch- 
rechtlichen mit  letzterem  abweist.  Ebenso  Gierke.  Die  Unhaltbarkeit  der  Formulirung 
eines  absoluten  Eigen  thu  msbegriCfs  folgt  abrigens  auch  im  römischen  Rechte  aus 
dem  zum  "jus  utendi  et  abutendi  re  sua"  hinzugefügten,  wenn  auch  gewöhnlich 
ignorirten  Satze:  quatenus  juris  ratio  patitur.  Die  Juristen  ziehen  nur  meistens  die 
erforderlichen  Gonsequenzen  aus  der  Beschränkung  des  Eigenthums  nicht  far  den 
Begriff  selbst.  Das  „abuti"  bedeutet  allerdings  nicht  nothwendig  „miss -brauchen", 
sondern   auch  —  und  wie  Manche  behaupten  allein  —  „verbrauchen",  oder  Recht 
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zur  Aufzehrung  der  Substanz  (Knies,  Geld,  S.  88,  mit  Beziehung  auf  Salmasius 
fasst  es  noch  etwas  anders).  Aber  die  Hindeutung  auf  ein  Recht  „bis  zum  Miss- 
brauch"  ist  mit  dem  Wort  doch  auch  beabsichtigt  worden. 

Sodann    meint   man   die   a  priori   geforderte  Gestaltung  der 

Eigenthumsordnung   auch   a  posteriori   rechtfertigen   und    als  die 

allein  richtige  und  erspriesslicbe  begründen  zu  können.    Sie  soll 

nemlich   nicht   nur  mit  dem  Interesse  des  Individuums  und  der 

Privatwirthschaft,  sondern  auch  mit  dem  Gesammtinteresse  des 
Volks  und  seiner  Volkswirthschaft  vollkommen  übereinstimmen. 
Aber  der  Beweis  dafür  wird  nicht  genügend  geführt. 

Es  wird  dabei  nur  wieder  7on  vornherein  die  Interessensolidarität  des  Indiri- 
duums  und  der  Gesellschaft,  der  Priirat-  und  der  Volkswirthschaft  angenommen,  statt 
sie  erst  zu  beweisen.  Die  Wirkungen  aber,  welche  eine  solche  Eigenthumsordnung 
auf  das  ganze  Volk  wie  auf  die  einzelnen  Olassen,  be&onders  auf  die  besitzlosen, 
sogenannten  unteren  arbeitenden  Classen  ausübt,  werden  nicht  ernstlich  geprüft.  Sie 
gelten  entweder  als  einmal  unveränderlich,  die  daher  selbstverständlich  einfach  hin- 
genommen werden  müssen,  oder  sie  werden  auch  mit  falschem  Optimismus  als  durch- 
aus günstig  hingestellt.  So  wird  an  dem  schrankenlos  willktthrlichen  eigenen  Ge- 
brauche der  Güter,  den  das  Eigonthum  gestattet,  und  an  der  Freiheit,  beliebig  durch 
Verträge  über  das  Eigenthum  zu  verfiigen,  nichts  bemängelt. 

Siehe  die  Ausführung  gegen  das  jus  abutendi ,  dass  das  Recht  der  Zerstörung 
mit  enthält,  von  Val.  Mayer,  Eigenthum  nach  den  verschiedenen  Weltanschauungen, 
Freiburg  1S71,  S.  11. —  Die  Nationalökonomie  der  physiokratisch-Smith  sehen  Schale 
hat  sich  in  der  Kegel  um  die  Begründung,  Erklärung  und  Rechtfertigung  der  Eigen- 
thumsinstitution  gar  nicht  gekümmert  und  die  letztere  einfach  als  sclbstverstindUcho 
Thatsache  hingenommen.  (Siehe  die  Vorbemerkungen  oben  §.  4.)  Dies  hing  auch 
mit  der  einseitig  privatwirthschaftlichen  Behandlun^^weise  der  Disciplin  zusammen. 
So  kann  es  nicht  Wunder  nehmen,  dass  in  einem  Werke  wie  Rentzsch'  Handwörter- 
buch der  Volkswirtbschaftslehre  der  Artikel  Eigenthum  (von  Frühauf)  sich  auf  die 
dürftigste  formalrechtliche  Behandlung  des  Eigenthums  beschränkt.  Wo  die  National- 
ökonomie etwas  tiefer  auf  die  Institution  einging,  hat  sie  sich  die  Begrtlnduag  mit 
der  natürlich-ökonomischen  Theorie  (siehe  unten  g.  102,  107  ff.)  oder  mit  der  Arbeits- 
theorie (§.  114  ff.)  zu  leicht  gemacht,  was  auch  von  fiastiat  gilt,  siehe  dessen 
harmonies  äconomiques  ch.S,  9,  und  pamphlets,  propri^t«^  ctloi  (oeuvres,  1S54,  IV,  275  ff.V 

§.  21  [197].  —  c)  Nicht  anders  ergeht  es  dem  Erbrechte. 
Auch  dieses  wird  ebenso  schrankenlos  und  absolut  hingestellt  wie 
das  Eigenthum,  indem  gewissermaassen  die  schroffsten  Consequenzen 
des  deutsch-rechtlichen  und  des  römisch-rechtliclien  Erbrechtsprincips 
vereinigt  werden. 

So  wird  im  Intestaterbrecht  die  sittliche,  sociale  und  ökonomische  Bedentang 
der  Familie  ausserordentlich  übertrieben  mittelst  Festhaltung  eines  Erbrechts  der 
„Familie"  bis  zu  den  entferntesten  „Verwandten'*  hin,  —  im  Widerspruch  mit  der 
sonstigen  individualistischen  Auffassung,  welche  im  wirthschaftlichen  Yerkehrsrecht 
zur  Geltung  gelangt  ist  und  den  Familienverband  oft  wenig  genug  beachtet  Und 
daneben  wird  dem  Erblasser  im  testamentarischen  Erbrechte  öfters  eine  Yer- 
füguDgsbefugniss  über  sein  Vermögen  über  den  Tod  hinaus  gegeben,  welche  nur  etwa 
durch  das  Pflicbttheilsrecht  beschränkt,  sonst  practisch  so  gut  wie  unbegrenzt  ist. 
So  kann  über  einen  Theil  des  Yolksvermögens  in  der  Form  von  Privatvcrmögen  ganz 
nach  individuellem  Ermcesen,  ohne  jede  Rücksicht  auf  die  Folgen  für  die  ganze 
Volkswirthschaft,  der  Wille  längst  Verstorbener  maassgebend  entscheiden.  Damit 
wird  aber  das  schöne  pietätvolle  Princip  der  .«Achtung  vor  den  Todten'*  so  übertrieben, 
dass  es  unhaltbar  wird  und  dass  das  Ergänzungsprincip:   ,,den  Lebenden  gehört  die 
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Welt",  notbwendig  Dach  Gcltang  ringt.  Aach  der  in  der  Frage  mitanter  angerufene 
Glaabe  an  die  persönliche  Unsterblichiteit  gebietet  eine  so  weit  gehende  BerUcksich- 
tigoBg  des  Willens  Verstorbener  im  testamentarischen  Erbrecht  in  den  echt  irdischen 
Dingen  der  VormOgensvelt  yernQnftiger  Weise  selbst  für  Diejenigen  nicht,  welche 
diesen  Glauben  hegen. 

Vergl.  Lange,  Arbeiterfrage,  3.  Anfl.  S.  285:  Lassalle,  System  der  erworbenen 
Rechte,  it  S.  604  C,  mit  der  Darlegung  von  Leibnitz's  Theorie  des  testamenta- 
rischen Erbrechts  und  der  Begründung  des  letzteren  auf  die  Annahme  der  Un- 
sterblichkeit. 

§.  22  [198].  —  d)  Die  volkswirthschaftliche  Rechtfertigung 
eines  möglichst  absoluten  Eigentbums-  und  Erbrechts  wurzelt  mit 
in  der  Ansicht  von  der  Unentbehrlichkeit  dieser  beiden  Institute 
für  die  Kapitalbildung,  —  sowohl  für  die  Erhaltung  des  vor- 
handenen als  für  die  weitere  Vermehrung  des  Kapitals,  —  sowie 
für  die  Kapitalverwendung  im  Productionsprocess.  Diese  Ansicht 
beruht  indessen  auf  der  iälsehlichen  Identificirnng  von  National- 
kapital  oder  Kapital  an  sich,  als  rein  ökonomische  Kategorie,  mit 
dem  Privatkapital  oder  dem  Kapitalbesitz,  als  historisch  rechtliche 
Kategorie  (I,  §.  129),  und  bedarf  erst  einer  n'äheren  Prüfung,  ob 
und  wie  weit  sie  richtig  ist,  eine  Prüfung  mit  wenigstens  principiell 
und  theilweise  auch  practisch  nicht  unbedingt,  wenn  auch  tiber- 
wiegend zu  Gunsten  des  Privatkapitals  lautendem  Ergebuiss. 

Es  wird  hier  stets  ohne  Weiteres  angenommen,  dass  eine  Bildung,  Erhaltung 
und  Verwendung  des  Kapitals  im  ersteren  Sinne  unbedingt  nur  in  der  Form  des 
Priratkapitals  möglich  oder  sogar  nnr  so  denkbar  sei.  Gerade  dies  verlangt  aber 
mindestens  erst  eine  Untersuchung,  welche  die  Nationalökonomie  früher  ganz  anter- 
labsen  hat  (§.  109  und  unten  Buch  3  Kapitel  1).  Aber  wenn  der  Satz,  der  sonach 
rorlänfig  eine  blosse  These  ist,  auch  nicht  bestritten,  oder  wenn  wenigstens  zugegeben 
vird,  dass  die  Entstehung,  Erhaltung,  Vermehrung  und  Verwendung  des  Kapitals  im 
ökonomischen  Sinne  in  der  Hauptsache  und  in  der  Gegenwart  sowie  in  der  zu  übersehen- 
den Zukunft  am  Besten  in  der  Form  des  Privatkapitais  vor  sich  geht  (a.  a.  0.  unten,  be- 
sonders §.  143  IT.),  dass  auch  der  Socialismus  in  seiner  Kritik  des  Privatkapitais  und 
seiner  Forderung  bloss  „gesellschaftlichen''  Kapitals  die  grossen,  kaum  uberwindlich 
scheinenden  Schwierigkeiten  einer  Erfüllung  dieser  Forderung  viel  zu  wenig  beachtet, 
so  folgt  daraus  nicht  der  übliche  Schluss  zu  Gunsten  absoluten  Eigen thums  und  Erb- 
rechts. Die  Nothwendigkeit  und  volkswirthschaftliche  Nützlichkeit  eines  solchen  wird 
vielmehr  wiederum  ohne  jede  weitere  Untersuchung  axiomartig  angenommen. 

Es  Iftsst  sich  z.  B.  gerade  beim  Erbrecht  unschwer  nachweisen,  dass  ein  un- 
begrenztes, wie  das  heutige,  namentlich  ein  Erbrecht  ohne  alle  oder  wenigstens  ohne 
irgend  erhebliche  ErbschafTssteuern  für  Erbschaften  unter  den  nächsten  Verwandten 
(Ascendenten,  Descendenten),  die  ihm  zugeschriebene  besonders  günstige  Wirkung  für 
die  Yermehrnng  selbst  nur  des  Privatkapitals  in  geringerem  Grade  besitzt,  als  ein 
dorch  ein  richtiges  sociales  Erbschaftssteuersystem  begrenztes  Erbrecht.  Aehnlich 
wie  der  zeitige  Inhaber  eines  Fideicommisses,  welches  an  den  ältesten  Sohn  übergeht, 
im  Interesse  der  Ausstattung  seiner  übrigen  Kinder  mehr  sparen  wird  und  nach  eng- 
lischen Erfahrungen  wirklich  aus  diesem  Grunde  mehr  spart,  wird  auch  der  FamUien- 
vater,  welcher  weiss,  dass  bei  seinem  Tode  sein  Vermögen  durch  Erbschaftssteuern 
verkleinert  wird,  muthmaasslich  mehr  Trieb  zum  Sparen  haben,  damit  trotz  des  Steuer- 
abzugs noch  ein  genügendes  Erbe  übrig  bleibe. 

Ebenso  lässt  sich  am  Grundeigenthum  und  am  Kapitaleigenthum  aus  den  Ver- 
hältnissen der  heutigen  Praxis  die  nachtheilige  Wirkung  der  absoluten  Formulirung 
des  Eigonthumsrechts  vielfach  ableiten,  z.  B.  im  FaUe  willkührlichen  Gebrauchs  oder 
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Nichtgebrauchs.  Wie  z.  B.  in  den  heute  schon  in  England  vorgekommenen  Fällen. 
das8  ein  reicher  Bergwerksbesitzer  auch  nach  erfolgter  Nachgiebigheit  seiner  mit  ihm 
im  Lohnstreit  liegenden  Arbeiter  aus  Eigenwillen  den  Betrieb  seines  Werks  ein- 
gestellt l&sst. 

III.  —  §.  23  [199].  Die  Aufgabe  für  die  Volkswirth- 
Schaftslehre  gegenüber  dem  wirthschaftlichen  Recht 
liegt  demgemäss  darin,  die  geschichtlich  überkommene  und  die 
in  Geltung  stehende  Rechtsordnung  des  Personenstands  und  des 
Eigenthums  einer  Prüfung  auf  ihre  volkswirthschaftlichen  und 
socialen  Leistungen  und  Wirkungen ,  auf  ihre  Zweckmässigkeit 
und  Reformbedürftigkeit  zu  unterziehen.  Bei  dieser  Prüfung  muss 
vor  Allem  der  privatwirthschaftliche  Standpunct  in  der  üblichen 
fehlerhaften  Weise  mit  dem  volkswirthschaftlichen  nicht  ohne 
Weiteres,  sondern  erst  nach  geführtem  Beweise  dafür,  dass  das  im 
bestimmten  Falle  richtig  sei,  identificirt  werden.  Ferner  hat  zwar 
der  Gesichtspunct  der  Production  und  das  Interesse  an  einer 
möglichst  gesteigerten,  verbesserten  und  an  Kosten  thunlichst 
sparenden  Production  bei  der  Prüfung  gewiss  eine  wohl  berechtigte 
grosse  Bedeutung  auch  für  die  ganze  Volkswirthschaft.  Aber  da- 
neben müssen  der  Gesichtspunct  der  Vertheilung  des  Volksein- 
kommens und  Volksvermögens  und  die  Anfordeiningen  beachtet 
werden,  öfters  selbst  dominiren,  welche  hinsichtlich  der  Vertheilung 
nach  den  früher  entwickelten  Grundsätzen  zu  stellen  sind  (Grund- 
legung I,  Buch  4,  Kap.  2). 

Was  den  Einfluss  des  Rechts  auf  die  volkswirthschaft- 
licheProduction  anlangt,  so  darf  den  einzelnen  Rechtsinstituten 
bei  den  verschiedenen  Productionsfactoren  und  Productionsgebieteo 
von  vorneherein  eine  verschiedene  Bedeutung  beigemessen  werden. 

Der  Personenstand,  die  Unfreiheit  in  ihren  verschiedenen  Formen  und  die 
Freiheit  in  den  verschiedenen  Bechtssystemen,  besonders  die  Gestaltung  dcsVertrag^- 
rochts  überhaupt  und  des  Arbeitsrechts  der  sogen,  unteren  Klassen  specioU,  daher 
auch  des  Lohnrertrags,  kommen  in  erster  Linie  in  Betracht  hinsichtlich  ihres  Ein- 
flusses auf  die  Arbeit  als  Productionsfactor,  sodann  ent  wegen  ihrer  Einwirkung  auf 
die  Bildung,  Yermehrnng  und  Verwendung  des  Kapitals  und  auf  den  Bodenanban. 
Das  Privateigenthum  im  Allgemeinen,  das  darauf  bezügliche  Ycrtragsrecht  und  das 
Erbrecht  sind  zunächst  bedeutsam  für  die  Bildung  und  Verwendung  des  Okonomischeo 
oder  des  Nationalkapitals,  welche  sich  in  der  Form  von  Privatkapital  vollzieht;  als- 
dann erst  kommen  sie  als  Momente  für  die  Entwicklung  des  Arbeitsfactors  und  der 
Bodenproduction  in  Betracht.  Das  Grundeigenthum  endlich  hat  zuvörderst  eine  ent- 
scheidende Wichtigkeit  für  den  Bodenanbau  und  danach  steht  es  auch  im  Zusammen- 
hange mit  der  Entwicklung  des  Arbeitsfactors  und  dos  Kapitals. 

Freilich  kann  nun  das  wirthschaftliche  Recht  nicht  ausschliess- 
lieh,  oft  nicht  einmal  vorwiegend  nach  volkswirthschaftlichen  Rück- 
sichten, seien  es  diejenigen  der  Production  oder  der  Vertheilung, 
gestaltet   werden.     Aber  vollkommen  berechtigt  ist  die  Forderung, 
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solche  Rücksichten  so  weit,  als  nicht  andere  höhere  dagegen  sprecben, 
beachtet  za  sehen. 

So  kaon  z.  B.  die  Unfreiheit  eines  Theils  der  Bevölkerang  volkswirthschaftlicb 
XDitnoter  weniger  Bedenken  und  selbst  gewisse  Yortheilc  bieten,  ja  eine  Art  Caltur- 
mission  erftUlen  (l,  §.  284,  285,  unten  §.  29  ff.)-  Aber  die  Entscheidung,  ob  sie  bei- 
zubehalten, kann  niemals  allein,  selten  auch  nur  vorwaltend  nach  wirthschaftlichen 
Gesichtspnncten  erfolgen.  Dagegen  dQrfen  letztere  wieder  bei  der  Wahl  des  Zcit- 
puncts  für  die  Emancipation  nnd  bei  den  Modalitäten  der  Durchführung  mitsprechen. 

IV.  —  §.  24  [200J.  Nothwendiges  Compromiss 
zwischen  dem  Individual-  und  Socialprincip  im  wirth- 
schaftlichen Recht.  In  unserer  modernen  Gnlturwelt  ist  die 
Frage  der  Unfreiheit  principiell  verneinend  entschieden  worden. 
Es  handelt  sich  daher  fQr  uns  nur  noch  um  die  Gestaltung, 
d.  h.  um  Umfang,  Inhalt,  Grenzen,  des  Rechts  der  persönlichen 
Freiheit  und  um  die  Eigen thumsordnung,  einschliesslich  des  Ver- 
trags- und  Erbrechts  und  des  Enteignungsrechts. 

In  der  hierauf  bezüglichen  Rechtsordnung  stehen  sich  nun 
wieder  jene  im  ersten  Theile  dieses  Werkes  schon  wiederholt 
(u.  a.  §.  6)  herTorgehobenen  und  besprochenen  zwei  grossen  Prin- 
cipien  von  welthistorischer  Bedeutung  seit  Uralters  bei  unseren 
Coltnrvölkern  gegenüber  und  ringen  um  den  Sieg  mit  wechselndem 
Erfolge:  das  Princip  der  möglichsten  Selbständigkeit  des  Indi- 
viduums und  das  entgegengesetzte  der  Beschränkung  dieser  Selb- 
ständigkeit nach  Interessen  und  Zielen  menschlicher  Gemeinschaften, 
das  Individual-  und  das  Gemeinschaftsprincip,  oder  wie 
man  sie  kurz  nennen  könnte:  der  ,,Individualismus'^  und  der 
„Socialismus'^  in  dem  früher  (I,  §.  294)  festgestellten  all. 
gemeineren  Sinn  dieser  Ausdrücke. 

Beide  Principieu  sind  tief  in  der  Natur  des  Menschen  be- 
gründet. Auch  das  zweite  wird  nicht  künstlich  und  gewaltthätig 
dem  Individuum  aufgenöthigt,  sondern  es  folgt  für  den  Einzelnen 
ohne  Weiteres  aus  seiner  angeborenen  socialen  Natur,  aus  dem 
Umstand,  dass  er  in  und  für  die  Gemeinschaft,  die  Gesellschaft, 
„fiir  Andere"  mitgeboren  wird.  Keines  von  beiden  Principien  darf 
daher  auch  vollständig  allein  auf  Kosten  des  anderen  in  der  Rechts- 
ordnung der  persönlichen  Freiheit  und  des  Eigenthnms  zur  Geltung 
kommen,  und,  mehr  noch,  keines  vermag  dies,  weil  es  ^^gegen  die 
Natur"  wäre.  Möglich  und  nothwendig  ist  immer  nur  ein  Com- 
promiss zwischen  beiden  Principien  und  zwischen  den  Con- 
sequenzen,  welche  aus  ihnen  für  die  Rechtsordnung  abzuleiten  sind. 
Dieses  Compromiss    kann   mehr  zu  Gunsten   des  einen  oder  des 
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anderen  Prineips  ausfallen.  Die  neuere  geschichtliche  Entwicklung 
neigt  zu  Gunsten  des  Individualprincips  und  hat  ihre  tieferen 
psychologischen  und   culturhistorischen,  auch  technischen  Gründe. 

In  primitiveren  Wirthschaftsrcrhältnissen,  aber  vielfach  selbst  noch  in  der  antiken 
Welt  und  im  Mittelalter  war  auf  dem  Gebiete  der  persönlichen  Freiheit  die  Unter- 
ordnung des  Individuums  und,  mit  Ausnahme  des  späteren  römischen  Privatrechts, 
auf  dem  Gebiete  der  Eigcnthumsordnung  die  Beschränkung  des  Eigenthums  vor- 
herrschend. Formen  des  Gcmeineigeuthums,  namentlich  an  Boden,  in  Verbindung  mit 
dem  Geschlechts-  und  Familienverband,  fanden  sich  vielfach,  eigentliches  individueUes 
Privatgrundeigcnthum  fehlte  oder  bestand  neben  umfänglichem  Gemein-  und  öfient- 
lichem  Eigenthum  und  war  auch  selbst  mancherlei  Beschränkungen  des  Eigenthtlmcrs 
zu  Gunsten  von  Gemeinschaften,  deren  Glied  er  war,  unterworfen.  Begalisirnng'eu 
bestanden  zeitweise  manchfach.  In  der  modernen  Welt  ist  das  andere  Princip,  die 
möglichste  Unumschränktheit  des  Individuums  und  seines  Eigenthums,  die  möglichste 
Freiheit  des  Yenragsrechts,  immer  umfassender  und  aligemeiner  auf  allen  einzclaen 
Gebieten  im  Recht  zu  einer  nur  zu  ausschliesslichen  Geltung  gekommen.  Der  Sieg 
des  modernen  „Systems  der  freien  Concurrenz*'  ibt  ein  Beleg  hierfttr.  Das  Privat- 
grund eigenthum,  und  zwar  ebenfalls  möglichst  volles,  unbeschränktes,  überwiegt  nach 
Umfang  und  Bedeutung  weit,  öffentliches  bildet  die  Ausnahme  und  behauptet  sich  nur 
an  gewissen  Bodenkategorien,  wie  an  den  Forsten,  hie  und  da  in  grösserem  Umfang 
noch,  Hegalien  sind  grosscnthcils  vcrschwi^ndun. 

Aber  die  bedenklichen  Seiten  dieser  Gestaltung  sind  neben 
den  günstigen  doch  nicht  zu  verkennen  und  auf  dem  Gebiete  der 
Politik  und  der  Volkswirthschaft  deutlich  hervorgetreten.  Mit 
daher  denn  auch  mancherlei  Rückschritte  in  einer  Jahrhunderte 
alten  Bewegung  gerade  neuerdings  wieder:  sie  bilden  eine  Wieder- 
annäherung an  das  zweite  Princip,  an  die  Beschränkung 
und  Unterordnung  des  Individuums^  seiner  Freiheit,  seines  Eigenthums 
unter  die  Aufgaben  und  Interessen  der  Gemeinschaft  des  Volks 
und  der  Volkswirthschaft  und  kleinerer  Gemeinschaftskreise  beider, 
denen  der  Einzelne  und  sein  Besitz  als  Glieder  angehören.  Damit 
leitet  sich  die  nothwendige  Versöhnung  der  Gegensätze  ein. 

Unsere  Zeit  hat  die  allgemeine  Wehrpflicht  zum  Staatsgrundgesetz  gemacht; 
den  Schulzwang  durchgeführt;  die  persönliche  Freiheit,  die  Eigenthumsbenutzung,  die 
Vertrags  frei  heit  schon  manchfach  beschränkt,  z.  B.  durch  eine  scharf  eingreifende 
Arbeiterschutzgesetzgebung,  durch  Haftpflichtgesetze  mit  der  Ungiltigkeitserklärung  von 
Vcrtragsclanseln  zum  Ausschluss  der  Uaftplicht  (Deutsches  Gesetz  vom  7.  Juni  1871, 
§.  5),  durch  die  neue  Arbeiterversicherungseresclzgebnng;  hat  das  Eigenthum  durch 
gewaltig  einschneidende  Steuern  getroffen,  bei  deren  Vertheilung  socialen  Gesichts- 
puncten  mehr  Rechnung  zu  tragen  begonnen;  sie  hat  theils  dadurch,  theils  durch 
andere  Mittel  eine  immer  weitere  Ausdehnung  des  gemeinwirthschaftlichen  auf  Kosten 
des  privatwirthschaftlichen  Systems  eingeleitet;  lauter  principiell  wichtige  Schritte  zum 
richtigen  Ziele.  Insbesondere  die  wachsende  Ausdehnung  der  Gemein wirthschaft, 
namentlich  der  Staatsthätigkcit,  die  im  ersten  Theil  wiederholt  bertihrt  wurde  (I,  Buch  6, 
bes.  Kap.  3),  wirkt  ihrerseits  ebenfalls  auf  das  stärkere  Hervortreten  des  Gemeinschafts- 
vor  dem  Individualprincip  hin. 

So  kündigt  sich  eine  neue  Richtung  an,  welche  das  Compro- 
miss  zwischen  den  beiden  genannten  Grundsätzen  wieder  mehr  zu 
Gunsten   des  Gemeinschaftsinteresses  verschiebt.     Diese  Richtung 
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kann  natürlich  in  ein  anderes  Extrem  führen ,  zu  einer  unerträg- 
lichen Beschränkung  der  persönlichen  Freiheit,  wie  sie  bei  der 
Verwirklichung  extremer  socialistisch  -  communistischer  Ideen 
<Iy  §.  294)  erfolgen  müsste.  Aber  vernünftig  mit  stetem  Anhalt  an 
die  concreten  Verhältnisse  durchgeführt  hat  sie  ihre  vollständige 
Berechtigung,  wie  sich  vom  volkswirthschaftlichen  Standpuncte 
aus  zeigen  lässt  und  in  den  folgenden  Abschnitten  näher  nach- 
gewiesen wird. 

Im  Fluss  der  Bewegung,  der  Entwicklung  steht  freilich  auch 
hier  nothwendig  immer  Alles.  Auch  eine  selbst  momentan  ge- 
lungene, einer  Zeit,  einem  Lande  und  Volke  entsprechende  „Ver- 
söhnung^'  der  beiden  antagonistischen  Principien  wird  niemals  auf 
die  Dauer  befriedigen.  Immer  neue  Aufgaben,  neues  technisches 
Können,  neue  Bedürfnisse,  neue  Anschauungen  tauchen  auf,  hin- 
dern, zu  ruhen  und  sich  am  Erreichten  genügen  zu  lassen,  nöthigen 
zu  neuer  Regelung  des  Verhältnisses  von  Individuum  und  Gemein- 
schaft, zu  neuen  und  veränderten  Compromissen  zwischen  Indivi- 
dnal-  und  Socialprincip.  Möglich,  selbst  wahrscheinlich,  dass  die 
heutigen  Culturvölker  allmälig  dies  Gompromiss  noch  erheblich 
weiter,  als  es  uns  Heutigen  richtig  und  selbst  möglich  erscheint, 
zu  Gunsten  des  Socialprincips  einrichten,  üeber  ein  Gompromiss, 
bei  welchem  dem  Individualprincip  doch  immer  eine  bedeutende 
Rolle  bleibt,  wird  man  dennoch  sicher  nicht  hinauskommen,  vor 
Allem  wieder  aus  psychologischen  Gründen  nicht.  Das  zu  wähnen 
möchte  der  tiefe  Grundirrthum  des  heutigen  wissenschaftlichen  und 
agitatorisch-politischen  Socialismus  sein. 

Auch  daftir  sei  hier  wieder  auf  die  Erörterungen  im  1.  Kapitel  des  1.  Buchs  im 
forigen  Bande  der  Grundlegnng"  yerwiesen. 


Zweites  Kapitel. 

Die  persönliche  Unfreiheit. 

§.  25  [S.  371 — 374].  Litteraturnachveis.  Die  Nationalökonomen 
haben  die  Uufreiheit  nnd  Freiheit  Tornemlich  als  Arbeitssystem  (s.  folgenden 
2.  Abschnitt  §.  32  ff.)  betrachtet,  wobei  die  weitere  allgemeine  voikswirtschafUicho  and 
Sociale  Bedeotnng  der  Institution  zwar  nnrermeidlich  mit  ber&ck»ichtigt  werden  mass. 
aber  doch  zurücktritt.  Ran  hat  sich  nirgends  in  seinem  System  mit  einer  principiellen 
Cntersachnng  der  Unfreiheit  beschäftigt,  und  dieselbe  kaum  anders  als  gelegentlich 
erw&hnt;  z.  B.  ähnlich  wie  andere  Schriftsteller  der  älteren  Schule,  in  den  Erörte- 
rungen aber  Arbeitslast  und  Fleiss,  so  I,  §.  112,  etwas  eingehender  II,  §.  19. 
Zur  Bertthrung  einzelner  Formen,  wie  der  Hörigkeit  und  Leibeigenschaft,  giebt  die 
Betrachtung  der  Agrarverhältnisse,  der  bäuerlichen  Lasten,  der  Frohnden 
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AnUss:  s.  Baa,  II,  §.479.  Bescher  macht  für  die  systematische  theoretische 
Nationalökonomie  den  grossen  Fortschritt,  der  „Unfreiheit  und  Freiheit''  eine  eingehende 
Erörterung  (Kapitel  4,  §.  67 — 76  des  1.  Bachs  seines  I.  Bands)  zu  widmen,  jedoch  ist 
die  Stellung  dieses  Kapitels  in  der  Prodoctionslehre  wohl  nicht  richtig  und  die 
Betrachtung  der  „Freiheit^'  als  System  des  Personenstands  entfällt  fast  ganz.  (S.  die 
Vorbemerkung  oben  S.  6.)  Dagegen  hat  v.  Mangoldt  in  seiner  Volkswirthschafts- 
lehre  schon  in  mehr  principieller  Weise  bei  der  Untersuchung  der  gesellschaft- 
lichen Bedingungen  des  Erfolgs  der  nationalen  Arbeit  der  Lehre  von  der  Unfreiheit 
und  Freiheit  eine  Stelle  in  der  systematischen  Nationalökonomie  gegeben,  s.  Kapitel  a 
und  6  a.  a.  0.  Sch&fflo  in  seinem  Gesellschaftlichen  System  giebt  keine  zusammen- 
fassende Erörterung  über  die  Unfreiheit  und  Freiheit,  bespricht  aber  die  erstere  als 
Arbeitssystem  (so  3.  Aufl.,  II,  307,  §.  270)  und  mehrfach  passim  die  einzelnen  Gou- 
Sequenzen  der  persönlichen.  Freiheit  (siehe  unten  §.  47  ff.),  obwohl  noch  kaum  ein- 
gehend und  principiell  genug.  In  seinem  grossen  sociologischen  Werke  „Bau  und 
Leben  des  socialen  Körpers''  findet  sich  im  1.  Bande  (Tübingen  1875)  mehr  Hieher- 
gchOrigcs  tlber  Eigenthum,  als  über  Personenstand.  S.  197  ff  z.  B.  wird  die  .indi- 
viduelle Freiheit  und  Gleichheit''  in  einem  anderen  Sinne  genommen,  als  der  ist,  in 
welchem  im  Folgenden  7on  ihr  gehandelt  wird,  wenn  auch  die  Erörterungen  sich  be- 
rühren. Mehr  gehören  hierher  Sch&ffle's  Ausfahrungen  im  Band  II  dos  Sodaieu 
Körpen,  S.  90  ff.  und  III,  90  ff.,  überall  der  werthvolle  Gesichtspunct,  die  Unfreiheit 
in  den  entwicklnngsgesetzlichen  Zusammenhang  der  gesellschaftlichen  Erscheinungen 
zu  bringen.  H.  Bö  sie  r,  Vorlesungen  S  101.  G.  Gohn  geht  bei  der  Besprechung 
der  Arbeit  (System  I,  §.228)  und  bei  Ausführungen  über  die  „Differenzirung  der 
Gesellschafr'  (eb.  §.314,  315)  kurz  auf  die  Unfreiheit  ein.  Im  Schön bcrg  sehen 
Handbuch  fehlt  eine  allgemeinere  Erörterung  über  sie;  sie  wird  nattlrlich  aber  mehr- 
fach berührt,  so  in  dem  Abschnitt  von  Kl  ein  wacht  er  (I,  1^0,  3.  Aufl.)  als  Arbeits- 
system,  von  Meitzon  in  der  Agrarpolitik  (Abschnitt  Landwinhschaft  II,  Buch  II. 
S.  157),  von  Lexis  (eb.  S.  933)  beim  Sclavcnhandel ,  von  Geffcken  (eb.  S.  111») 
bei  der  Unterdrückung  des  Sclavenhandels.  In  v.  Philippovich's  Grundriss  wird 
die  Unfreiheit  nur  als  Arbeitssystem  kurz  erwähnt  (S.  107).  Im  Handwörterbuch  der 
Staatswisseubchaft  ist  ein  Artikel  über  „Unfreiheit"  in  Aussicht  genommen  (von 
K.  Grünberg  in  B.  VI  soeben  erschienen).  Sonst  wird  hier  von  ihr  vomemlich 
in  den  agrarischen  Artikeln,  besonders  unter  dem  Schlagwort  „Bauernbefreiung"  ge- 
handelt. Siehe  auch  Maurus,  über  die  Freiheit  in  der  Volkswirthschaft,  Heidelberg 
1S73  besonders  Einleitung,  1—3,  6.  Abschnitt 

In  der  fremden  nationalökonomischen  Litteratur  wird  die  Unfreiheit,  be- 
sonders die  Sciarerei,  vornemlich  auch  nur  als  Arbeitssystem  gewürdigt,  meist  un- 
günstig beurtheilt,  doch  gewöhnlich  ohne  Eingehen  auf  die  feineren  psychologischen 
Seiten  der  Frage,  noch  auf  die  specielleren  geschichtlichen  Erfahrungen,  und  öfters 
mit  zu  einfacher  Verurtheilung  aus  dem  human-philanthropischen  modernen  oder  aus 
dem  christlichen  Gesichtspunct.  A.  Smith  handelt  mehrfach  von  der  Unfieiheiu 
bezw.  Sciaverei ,  besonders  Buch  3 ,  Kapitel  2 ,  Buch  4 ,  Kapitel  9,  bei  agrarischen 
Fragen,  auch  bei  den  Lohnfragen  (Buch  1,  Kapitel  8),  namentlich  aus  dem  Gesichts- 
punct der  Arbeitsproductivität.  Siehe  sonst  besonders  de  Sismondi,  nour.  princ, 
2.  6d.  I,  1.  3,  eh.  4  (I,  p.  177  ff.),  6,  7,  auch  II,  415;  J.  St,  Mill,  pol.  Oekon  , 
2.  B.,  Kap.  5.  In  der  englischen  und  americanischon  Litteratur  ist  ans  nahe- 
liegenden practischen  Gründen  auch  neuerdings  noch  öfters  ein  Kapitel  der  syste- 
matischen Werke  der  Sciaverei  u.  s.  w.  gewidmet,  siehe  z.  B.  Fawcett,  mannal  of 
polit.  econom.  3.  ed.  Lond.  a.  Gambr.  1S69,  p.  258  fl'.  Marshall,  principles  (I,  589, 
erwähnt  die  Sciaverei  nur  vorübergehend.  Wichtiger  ist  Cairnes  (siebe  unten).  Vjrl. 
auch  den  Aufsatz  esciavage  von  Dupois  im  nouv.  dict.  d'econ.  pol. 

Für  die  geschichtlichen  Thatsachen,  welche  die  Unfreiheit  und  deren 
verschiedene  Formen  und  Entwicklungsphasen  betreffen,  ist  zunächst  anf  die  all- 
gemeine Geschichtslitteratur,  besonders  über  das  Alterthnm  (Sciaverei), 
über  das  Mittelalter  und  z.  Th.  noch  die  folgende  Zeit  bis  Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts (Leibeigenschaft,  Hörigkeit,  Gutsunterthäuigkeit,  bäuerliche  Lasten,  Fiohnden), 
und  tlber  das  überseeische  Colon ialwesen  der  Europäer  (Negersdaverei)  zu 
vorweisen.  Besondere  Beachtung  verdienen  die  russischen  Verhältnisse,  well  hier 
die  Unfreiheit  bis  in  unsere  Gegenwart  hinein  deutlicher  vor  Augen  liegt.  Die  Werke 
über  die   Lage  der  arbeitenden   Classen   in  früherer  Zeit  enthalten   ebenfalls 
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liierhergehöriges  Material.  (Siehe  z.  B.  Lev^assear,  bistoire  des  classes  oa?riöres 
en  France  depais  la  conqa^te  de  J.  C^sar  jusqa'ä  la  r6volutiOD,  2  tom.  Par.  1859, 
mit  der  Fortsetzung  desselben  Verfassers:  bist,  des  cl.  onrr.  en  Fr.  depais  1789, 
2  tom.  P.  1867.  Dn  Geliier,  bist  des  cl.  labor.  en  France  depais  la  conqaöte  de 
la  Gaule  par  J.  C6sar  josqu'A  nos  jours,  Par.  1860).  Yergl.  aacb  Marx,  Kapital, 
pass..  Lassalle,  Kap.  a.  Arb.,  pass. ,  z.  B.  S.  100,  169.  Aucb  die  Litteratur  über 
ältere,  besonders  germaniscbe  Agrarverfassung,  Über  b&uerlicbe  Lasten 
behandelt  die  Verhältnisse  der  Unfreiheit  und  Verwandtes  mehr  oder  weniger  ein- 
l?ehe&d.  S.  Rau,  Volkswirthschaftspolitik,  5.  Aufl.,  §.46 ff.,  Roseber  U  (National- 
Ökonomie  des  Ackerbaas),  §.  54  ff.,  §.  107  ff..  Buchen  berger,  Agrarpolitik  1, 
Kapitel  1,  auch  für  Speciallitteratur.  Forner  ist  die  Sdarerei,  auch  in  verschiedenem 
Grad  der  Strenge,  bei  uncultivirten  Völkern,  wie  den  africanischen  und  der 
arabisch-islamitische  Sclavenhandel  (Sclavonjagd)  beachtenswerth ;  erstere  namentlich 
auch  far  die  Rechtsverhältnisse  („Sclavenrecht'*)  und  für  die  Analogieen  derselben  mit 
dem  antiken,  besonders  dem  römischen  Recht  und  mit  den  Verhältnissen  des  mittel- 
alterlichen ,  natnralwirthschaftlichen  Europas.  Die  neueste  colonialpolitische  Bewegung 
in  Africa  und  die  ethnographisch -anthropologischen  Forschungen  der  neueren  Zeit 
haben  die  Aufmerksamkeit  auf  diese  Dinge  gelenkt  und  manches  interessante  That- 
sacben-Material  über  UnfreiheitSTerhältnisse  bei  uncultivirten  Völkern  ist  gesammelt 
worden,  dessen  Verwerthung  für  die  allgemeine  nationalökonomische  Frage  der  Un- 
freiheit erst  begonnen  hat. 

Von  allgemeineren  Schriften  über  Sclaverei  u.  s.  w.  und  deren  Geschichte 
siehe  Gurowski,  slavery  in  history,  Newy.  1860  (kurze  Ucbersicht  über  die  einzelnen 
Völker,  mehrfach  nach  deutschen  Historikern).  —  Wiskemann,  Sclaverei  (von  der 
Haager  Gesellschaft  für  die  Verbreitung  der  christlichen  Religion  gekrönte  Preis- 
schrift), Leiden  1666  (besonders  über  die  Sclaverei  bei  den  Juden.  Stellung  des  alten 
und  neuen  Testaments  und  des  Ghristenthums  zur  Sclaverei,  aber  auch  mit  einer 
guten  Erörterung  über  das  Aufhören  der  Sclaverei  in  Folge  volkswirthschaftlicher 
Fortschritte,  S.  179  ff.).  —  Tou  r magno,  histoire  dn  servage  ancien  et  moderne,  Paris 
1879.  Sears ez  de  Locquenenille,  Teslavage  etc.  (Beziehungen  zum  Katholicis- 
mus,  Protestantismus,  Principien  von  1789)  Liöge  1890.  —  Lanirer,  Sclaverei  in 
Europa  während  der  letzten  Jahrhunderte  des  Mittelalters,  Leipzig  1891.  —  A.  Loria, 
analisi  della  propriotä  capitalista,  II,  cap.  4,  p.  120 — 204.  mehrfach  ähnlich  in 
Behandlung  und  Grundauffassung  wie  unten  in  diesem  Werke,  mit  mancherlei 
historischem  Material  in  vergleichender  Betrachtung.  Vcrgl.  auch  Röscher  in  den 
Ansichten,  Aufsatz  über  das  Verhältniss  der  Nationalökonomie  zum  classischen 
Alterthum. 

Speciell  über  die  Sclaverei  des  Altcrthums,  besonders  auch  über  das  Scla ven- 
recht siehe  ausser  den  Werken  über  griechische  und  römische  Staats-  und  Privatalter- 
thümer  r.  Herrmann,  Becker,  Marquardt,  Gilbert  U.A.:  über  Griechenland 
Böckh,  Staatshaushalt  der  Athener  I,  2.  Ausgabe,  1.  Bach,  §.13,  S.  95  ff.,  448, 
besonders  aber  Büchsenschütz  a.  a.  0.,  I.Buch.  3.  Kapitel  (reichhaltig  und  vor- 
züglich, weitere  Litt  eraturan  gaben  daselbst  S.  104).  Forbig  er,  Hellas,  Leipzig  1876, 
I.  7;  über  Rom  besonders  die  Werke  über  römische  Rechtsgcschichto, 
Puchta,  Institut,,  II,  §.  211  ff.  (4.  Ausgabe,  S.  428  ff.),  auch  §.  220  (S.  497  ff.), 
dann  I,  §.107  (S.  526),  über  den  römischen  Colonat  ebenda  II,  §.214  (S.  458), 
I  bering,  Geist  dos  römischen  Rechts  II,  1.  Abtheilung,  3.  Auflage,  §.34  passim; 
über  die  römischen  servi  publici  siehe  Mommsen,  römisches  Staatsrecht,  I. 
I^ipzig  1871,  S.  250  ff'.,  Friedländer,  römische  Sittengeschichte  passim.,  I,  371  ff. 
(4.  Auflage);  Drum  an  n,  Arbeiter  und  Commnnisten  in  Griechenland  und  Rom; 
Bücher,  Aufstände  der  unfreien  Arbeiter,  Frankfurt  1874,  besonders  S.  12  ff.; 
Hoisterbegk,  Entstehung  des  Golonats,  1877;  namentlich  aber  Rodbertus,  Apho- 
rismen in  seinen  verschiedenen  Schriften,  zur  socialen  Frage,  Greditnoth  u.  s.  w. 
besonders  seine  Untersuchungen  auf  dem  Gebiete  der  Nationalökonomie  des  classischen 
Alterthnms  in  Hildebrand's  jahrbnch  I,  206  ff.,  eine  classische  Abhandlung  über  den 
Colonat,  wenn  auch  die  Ergebnisse  nach  neueren  Ansichten  unsicher  sind,  wichtig, 
auch  für  die  Methode  solcher  Untersuchungen  (Anstellung  von  letzteren  durch 
iiationalökonomisch  und  landwirthschaftlich  gebildete  Historiker;  über  die 
mediastini   eb.  XX,   241  ff.;  vgl.  auch  die  andern  Arbeiten  über  römische  Tribut- 
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steuero).  M.  Weber,  römische  Agrargeschichte  (1891)  passim,  besonders  im  £ap.  4, 
S.  256  ff.  —  Französisches  Hauptwerk  über  die  antike  Sclaverei:  Walion,  histoiro 
de  l'esclarage  dans  l'antiquitd,  2.  cd.  Paris,  IS 7 9.     3  7ol. 

Ueber  die  Unfreiheltstrerh&ltnisse  des  europäischen  Mittelalters,  be- 
sonders  Deutschlands,  ncmcntiich  wieder  über  die  rechtliche  Seite  dieser  Ver- 
hältnisse siehe  im  Aligemeinen  die  Werke  über  deutsche  Bechtsgeschichte, 
zum  Theil  auch  noch  über  deutsches  Privatrecht  und  über  ältere  Agrar- 
verhältnisse. Wie  schwierig  die  Entwirrung  der  verwickelten  Ycrhältnisse  ist. 
zeigen  die  Forschungen  der  neueren  Rechtshistoriker,  wie  v.  Maurer,  G.  Waltz, 
Gierke,  Lamprocht  u.  A.  m.  Die  zahlreichen  Abstufungen  des  Standes  im 
Mittelalter,  die  unsicheren  und  wechselnden  lateinischen  und  deutschen  technischen 
Ausdrücke  und  Namen,  von  denen  die  ersteren  nicht  immer  der  Sache  und  dem 
Bechtsveihältniss  adäquat  sind,  die  im  Laufe  der  Zeit  eingetretenen  Yerftndeningen 
der  ständischen  Verhältnisse,  machen  es  oft  sehr  schwierig,  auch  nur  festzustellen, 
ob  eine  bestimmte  Kategorie  von  Personen,  z.  B.  die  Hörigen  überhaupt,  diejenigen 
der  Kirche  (Kirchenleute)  speciell,  die  Censualen  u.  s.  w.  in  einer  bestimmten  Zeit 
und  in  einer  bestimmten  Gegend  zu  den  Unfreien  zu  rechnen  sind  oder  nicht  (vgl. 
z.  B.  V.  Maurer,  Frohnhöfe,  H,  78;  Waitz,  Verfassungsgeschichte  V  Kap.  4, 
/.  B.  S.  213,  218,  219,  über  die  Ministerialen  eb.  S.  810).  Die  Ansichten  auch  der 
neuesten  Forscher  sind  daher  vielfach  noch  getheilt.  nicht  einmal  über  die  Termi- 
nologie herrscht  Einigkeit.  Die  Eintheilung  der  Unfreien  oder  Abhängigen,  welche 
V.  Maurer  macht  (Frohnhöfe  II,  20  ff.),  wird  für  die  Periode  vom  9. — 12.  Jahr- 
hundert in  einer  neueren  Arbeit  des  ersten  Forschers  auf  diesem  Gebiete,  G.  Waitz, 
als  in  dieser  Weise  undurchführbar  bezeichnet  (V,  193).  Waitz  lässt  es  öfters  unent- 
schieden, ob  eine  gewisse  Kategorie  von  Personen,  namentlich  Abgabepflichtigen  zu 
den  Unfreien  zu  zählen  ist  (siehe  Kap.  4  des  Buchs  V).  Ein  einfaches  Kriterion,  wie 
z.  B.  Naturalabgabepiiicht  als  solches  der  Unfreiheit,  Geldleistung  als  das  der  Freiheit, 
lässt  sich  doch  nicht,  wie  es  wohl  versucht  ist,  unbedingt  zur  Scheidung  brauchen. 
Diese  Sachlage  erschwert  natürlich  auch  die  Darstellung  der  Unfreiheitsverhältnisse 
für  die  Nationalökomie.  Es  ist  jedoch  nicht  zu  vergessen,  dass  es  sich  in  dieser 
nicht  um  eine  Geschichte  der  Unfreiheit  und  der  verwandten  Abhängigkeitsverhält- 
nisse handelt,  sondern  nur  um  die  typischen  Gestaltungen,  welche  mit  unter  dem 
Einfluss  ökonomischer  Potenzen  in  dieser  Geschichte  und  daher  namentlich  in  den 
Veränderungen  jener  Verhältnisse  hervortreten.  Die  Ergebnisse  der  geschichtlich eu 
Forschung  lassen  sich  hier  als  Beleg  deductiv  abgeleiteter  oder  als  Material  für 
inductiv  abzuleitende  Sätze  benutzen,  auch  wenn  jene  Unsicherheit  der  Forschungs- 
ergebnisse hinsichtlich  des  genaueren  rechtlichen  Gharactcrs  des  Verhältnisses  sich 
nicht  beseitigen  lässt.  Vgl.  über  Waitz'  Staudpunct  in  solchen  Fragen  übrigens  die 
Recension  von  Sohm  in  der  Jen.  Lit.-Zeitg.  1876,  Nr.  3.  Auch  die  Kechtsverhältnisse 
der  Bauern  und  ländlichen  Arbeiter  in  der  neueren  Zeit,  Iß.— 18.  Jahrhundert  bis 
/.ur  Emancipation,  sind  local  und  zeitlich  verschieden,  die  Kamen  täuschen  auch  hier 
öfters,  lassen  mitunter,  so  in  Deutschland  (Preussen)  die  Lage  der  „Unfreien*"  oder 
„Abhängigen"',  „Gutsunterthänigen*"  anders  und  auch  wohl  schlimmer,  als  der  Wirklich- 
keit entsprach,  erscheinen  (vgl.  u.  A.  Knapp 's  und  genannte  Arbeiten). 

Ueber  die  Unfreiheit  im  Mittelalter  im  Allgemeinen  und  bis  zur  Neuzeit  (is. 
und  19.  Jahrhundert)  siehe  besonders  Sugenheim,  Geschichte  der  Aufhobung  der 
Leibeigenschaft  und  Hörigkeit  in  Europa  bis  um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts, 
Petersburg  1861  (gekrönte  Preisschrift),  mit  reichem,  der  neueren  Forschung  ent- 
nommenem, wenn  auch  nicht  immer  ganz  kritisch  benutztem  Material  und  oft  etw^as 
einseitigem  Urtheil.  Dazu  als  Gegenstück  für  ein  einzelnes  Gebiet  die  ebenfalls 
auf  die  bei  Gelegenheit  der  russischen  Emancipation  gestellte  Preisfrage  eingelieferte 
und  gekrönte  Preisschrift  von  G.  Haussen,  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  in 
Schleswig-Holstein.  Petersburg  1S61;  Art.  Leibeigenschaft  von  Dahn  im  Staats- 
wörterbuch VI,  374.  L.  V.  Stein,  Innere  Verwaltungslehre,  Entwährung  (Stuttgart 
1868),  darin  über  Grundentlastung  u.  dgl.  (S.  93  ff.).  H.  Kösler,  sociales  Ver- 
waltungsrecht, B.  1  (Erlangen  1872),  §.  148  ff.,  besonders  §.  151.  Löning,  Lehr- 
buch des  deutschen  Verwaltungsrcchts  (Leipz.  1884),  §.  79,  Grundentlastung.  Georg 
Meyer,  Lehrbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechts,  B.  1  (Leipz.  18S3),  §.  102,  103, 
Grund entlastung.    Die  Grundentlastung  steht  mit  den  Verhältnissen  der  bäuerlichen 
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Abhftngigkeit  und  Unfreihoit  in  gewissen  Beziehnogen.  Vgl.  besonders  die  Art.  Bauern- 
befreiong  (in  verschiedenen  L&ndern)  im  Handwörterboch  der  Staatswissenschaft  I. 

Ueber  Deutschland:  Kraut,  Gruudriss  zu  Vorlesungen  über  das  deutsche 
Priratrecht,  3.  Aufl.,  GOtt.  1845,  §.  65—68  (mit  vielen  Litteraturangaben  aber 
spätere  Rechtsrcrbältnisse ,  S.  13^);  Eichhorn,  deutsche  Staats-  und  Rechts- 
ercschichte,  §.  15,  49  fi.,  303  ff.,  339,  343,  348,485;  Grimm,  deutsche  Bechtsalter- 
rhamer;  ZOpfl,  deutsche  Bechtsgcschichte,  4.  Anfl.,  II,  132  ff.  (Braunschveig  1874); 
Sigl,  deutsche  Rechtsgeschichte  (Berlin  1886)  S.  286  ff.  H.  Brunner,  deutsche 
Rechtsgeschichte,  B.  1  u.  2  (Leipz.  lSi$7,  1892)  L,  97  ff.  und  passim.  Anton,  Ge- 
schichte der  teutscben  Landwirthschaft,  3.  B.,  Görlitz  1799  ff.;  Kindlingor,  Ge- 
schichte der  Hörigkeit,  Berlin  1818;  R.  Moser,  bäuerliche  Lasten  der  Würtembergcr, 
Stattgart  1832,  S.  91  ff.  (etwas  zu  moderne  Auffassung);  StUve,  Wesen  und  Ver- 
fassung der  Landgemeinden  in  Niedersachsen  und  Westfalen,  Jena  1851  passim. 
Besonders  aber:  t.  Maurer,  Einleitung  zur  Geschichte  der  Mark-,  Hof-  u.  s.  w.-Ver- 
fassQDg,  Manchen  1854  (das  kleinste,  aber  für  das  beste  der  M.'schcn  Werke  geltende), 
derselbe,  Geschichte  der  FrohnhOfe  u.  s.  w.,  4  B.,  Erlangen  1862  ff.,  besonders 
l.  5  ff,  II,  26  ff.,  51  ff,  78  ff.,  III,  294  ff.,  spociell  Ober  Leibeigene  I,  320,  II, 
SO,  IV,  500,  sehr  reiches  Detail,  aber  nicht  immer  Herrschaft  aber  den  Stoff  und 
die  Ergebnisse  Öfters  anfechtbar,  besonders  von  Waitz  angefochten;  derselbe,  Ge- 
schichte der  Dorfverfassung  in  Deutschland,  2  B.,  Erlangen  1865,66.  DannGierke, 
Genossenschaftsrecht.  I  und  II,  passim,  besonders  I,  §.  15,  21,  53,  55,  grosses 
Material,  leider  Register  noch  fehlend,  Grondanschauoli^  nicht  ohne  Anfechtung. 
(*.  Waitz,  deutsche  Verfassungsgeschichte,  8  B.,  Kiel  1844 — 1878,  siehe  besonders 
l  184,  II,  149,  V,  1874,  Kap.  4;  die  beste  und  klarste  Darstellong  fUr  die  wichUge 
Periode  vom  9. — 12.  Jahrhundert  v.  Inama-Sternegg,  die  Ausbildung  der  grossen 
Ornndherrschaften  in  Deutschland  während  der  Carolioger  Zeit,  in  SchmoUers 
Forschungen  B.  1,  Leipz.  1878;  derselbe,  Wirthschaftsgeschichte  I,  59  ff.,  121  ff, 
156  ff.,  IL  36  ff.,  23  ff.,  73  ff.,  283  und  passim  vielfach.  Lamprecht,  deutsches 
Wirthschaftsleben  im  Mittelalter,  passim,  besonders  II,  1139  ff.;  derselbe,  deutsche 
Geschichte,  passim.  Meitzen,  im  SchOnberg'schen  Haodb.  a.a.O.  Carl  Schmidt, 
Jos  primae  noctis,  Strassburg  1881  (als  unhistorisch  nachgewiesen).  Jastrow, 
über  das  Eigenthum  an  und  von  Sclaven  nach  deutschen  Volksrechten,  Foischungen  zur 
deutschen  Geschichte.  1 879,  S.  626  ff.  Ceber  die  n  eu  e  re n  deutschen,  besonders  preussi- 
schen  agrarischen  Abhängigkeits-  und  Unfreiheits Verhältnisse  die  genannten  Artikel  im 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaft,  auch  für  weitere  Litteraturangaben  besonders 
Knapp,  über  Preussen ;  derselbe,  in  den  oben  S.  17  genannten  Schriften,  nament- 
lich die  Einleitung  in  B.  I  des  grosseren  Werks.  Weitere,  die  neueren  Verhältnisse  auf 
dem  Lande  schildernde  Arbeiten  fUr  einzelne  Gebiete  (Fuchs,  Haun,  GrUnberg, 
Wittich  u.  A.)  siehe  in  der  Agrarpolitik  (Buchenberger  I,  S.  83  ff.).  —  Vgl.  auch 
Nitzsch,  Ministerialität  und  Bürgerthum,  Leipz.  1859;  Schmoller,  Strassb.  Tucher- 
znnft  passim,  z.  B.  SSO;  La mp recht,  Beiträge  zur  Geschichte  des  franzOsichen  Wirth- 
!;chaftslebens  im  11.  Jahrhundert,  in  ScbmoUer's  Forschungen  B.  1,  1878;  Stieda, 
Entstehung  des  Zunftwesens,  passim,  besonders  S.  9  ff.  in  Hildebr.  Jahrb.  B.  27,  über- 
haupt die  historische  Litteratur  Über  älteres  Gildeweseu  und  hofrechtiiche  Innungen. 
B eseler,  deutsches  Privatrecht,  §.  185;  Gerber,  deutsches  Privatrecht,  §.  38,  143.  — 
Ceber  Frankreich  siehe  auch  de  Tocqueville,  ranclcn  regime  et  la  rcrolution. 
Ueber  russische  Verhältnisse  siehe  den  Artikel  russische  Leibeigen- 
schaft des  russischen  Historikers  Tschitschcrin  im  Staatswörterbach,  VI,  393. 
mit  dem  Versuch  des  Nachweises,  dass  Leibeigenschaft  (wenigstens  die  gruudherrliche) 
und  ländliches  Gemeineigcnthum  erst  seit  dem  Ende  des  16.  Jahrhunderts  zu  Staats- 
/w^ ecken  eingeführt  wurde  (nicht  unbestritten);  von  H axthausen,  Studien  Über 
Kussiand,  3  B.,  Hannover  1847;  derselbe,  die  ländliche  Verfassung  Russlands, 
Leipz.  1866 ;  die  Litteratur  aber  die  vielfach  connexe  Frage  des  ländlichen  russischen 
Gemeineigenthums  s.  u.  im  Buch  3  vom  Grundeigenthum  im  Abschnitt  von  der  geschicht- 
lichen Entwicklung  desselben,  besonders  das  grosse  Werk  von  v.  Haussier,  v.  Buschen, 
Entbtehung  der  Leibeigenschaft,  Tüb.  Ztschr.  XVII.,  540.  Engelmann,  die  Leib- 
eigenschaft in  Rttssland,  Leipz.  1884,  von  Samsou-Himmelätjerna,  Verlumpung 
derBaaero  und  des  Adels  in  Rossland,  passim  (nach  russischen  Autoren).  Leipz.  18^<2. 

Ueber  die  moderne  Negersciaverei  siehe  u.  A.  die  Reisewerke  Über 
die  europäischen  Coloniecn  mit  Sciaverei,  freilich  nicht  immer  objective  und  zuver- 
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lässige  Nachrichten  gerade  auch  über  die  Ökonomische  Seite  der  I'>age.  Deber 
die  anthropologische  Seite  der  Frage,  besonders  was  die  natürlichen  Fähigkeiten 
der  Neger  anlangt,  siehe  besonders  Th.  Waitz«  Anthropologie  der  Natorvölkor,  Lcipz. 
1859,  I,  368,  393,  Negervölker,  II,  1860,  S.  222,  271;  Barth,  Art.  Neger  im 
StaatswOrterbuch,  YII,  219,  Wiskemann,  a.  a.  0.,  S.  135  C;  Peschel,  Völker- 
kunde, 3.  Aufl.,  Leipz.  1876,  S.  253,  315.  —  Uober  die  Verhältnisse  besonders 
Nordamericas  Fr.  Kapp,  Geschichte  der  Scla?erei  in  den  Vereinigten  Staaten, 
Hamb.  1861;  V.  A.  Hu  bor,  die  nordamericanische  Sclaverei,  Nordh.  1864  (sociale 
Fragen  II).  A.  de  Tocqueville,  demoer.  en  Amor.,  14.  ed.,  Par.  1864,  U, 
.'iOl  ff.;  Andre e,  N.-A.,  Brauoschw.  1841,  S.  454  ff.  ?.  Holst,  Verfassung  und 
Demokratie  in  den  Vereinigten  Staaten  von  America,  1.  Th.  Staateosouverainität  und 
Sclaverei,  Düsseld.  1873,  besonders  Kap.  7  ff.  Dann  in  der  Fortsetzung  dieses  Werks, 
1.  Th.,  2.  Abth.  (Bcri.  1878,  S.  202  ff.,  3.^Abth.  18S1),  passim,  vielfach,  besonders 
Kap.  17,  S.  447  ff.,  ebenso  in  Abth.  4  u.  5  (1891),  die  Sclavereifrage  der  Faden  in 
der  Darstellung.  Vgl.  auch  Knapp,  Landarbeiter  in  Knechtschaft  und  Freiheit,  Leipz. 
1891.  Namentlich  aber:  Olmstedt,  our  slave  states,  a  journey  in  Ihe  seaboard 
slave  States,  Nevy.  1860,  a  journey  in  the  back  country,  Lond.  1860,  journeys  a. 
ezplorations  in  the  Cotton  Kingdom,  Lond.  1861,  2  vol.,  eine  Art  Reiseberichte  mit 
vielen  practischen  Notizen,  besonders  über  Sclaven-  und  freie  Arbeit,  den  meisten 
anderen  neueren  americanischen,  englischen  und  deutschen  Werken  als  Qaelle  dienend, 
so  Cairnes,  the  slave  power,  Newy.  1863,  besonders  eh.  2 — 4,  dann  Help  er, 
impending  crisis  of  the  South,  Newy.  1860,  deutsch  v.  Gittermann  bearbeitet  als 
,,£evolution  und  Abolition'*,  Stuttg.  1861;  darüber  mein  Aufeatz  die  Sclavenfragc 
in  Nordamerika  in  Kolatschek's  Stimmen  der  Zeit,  1861,  310  ff. 

Ueber  Unfreiheit,  besonders  Sclaverei  bei  rohen  Völkern,  auch  anderer 
Rassen  und  überhaupt,  siehe  Felix,  Entwicklungsgeschichte  des  Eigenthums  II 
(Leipz.  1886),  Abschnitt  II,  S.  250  ff,  vielfach  Abschnitte  in  den  cultur historischen, 
ethnographischen,  neueren  sociologiscben  Werken.  Die  juristische  Seite  u.  A.  bei 
Post,  africanische  Jurisprudenz,  Oldenb.  u.  Leipz.  1887,  2  B. ,  besonders  I,  89  bis 
112,  von  besonderem  Interesse  für  die  uns  hier  beschäftigenden  Puncto  der  Frage. 
—  Neueste  Stellung  der  Culturstaateu  zum  africanischen  Sclavenhandel  in  Folge  der 
neueren  Colonialbewegung.  Abschluss  der  Brüsseler  Gcneralacte  vom  2.  Juli  1890 
nebst  Declaration  (deutsches  Reichsgesetzblatt  1892,  Nr.  29).  In  Brüssel  erscheint 
auch  eine  Monatsschrift:  Mouvement  anti6sclaviste,  Organ  der  belgischen  Antisclaverel- 
gesellschaft. 


1.  Abschnitt. 

Begründung  und  Entstehang  der  Cntlrelheit. 

I.  —  §.  26  [201].  Oekonomische  Begründung.  Bei 
der  persönlichen  Unfreiheit  sind  die  tieferen  inneren  Gründe  and 
Ursachen  der  ganzen  Institution,  als  eines  Bestandtheils  der  Rechts- 
ordnung, von  den  äusseren  geschichtlichen  Ursachen  der  Entstehung 
und  Daner  von  Unfreiheitszuständen  zu  unterscheiden.  Die  Un- 
freiheit als  Rechtsinstitut  beruht,  von  ganz  unwesentlichen  Aus- 
nahmen abgesehen,  in  letzter  Linie  allgemein  auf  einem  öko- 
nomischen Grunde,  welcher  für  alle  Formen  der  Unfreiheit 
die  Bedeutung  des  eigentlichen  inneren  Eutstehungs-  und  Erklärungs- 
grunds hat:  die  Unfreiheit  ist  nemlich  fast  immer  und  überall 
zurückzuführen  auf  das  ökonomische  Bedürfniss  nach  niederen  per- 
sönlichen Diensten   und  nach  Arbeitskräften  in  der  Sacbgüterpro- 
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dnctioD,  insbesondere  in  derBodenproduetion,  seltener^  daher 
gewöhnlich  erst  bei  alter  Einbürgerung  und  höherer  Entwicklang 
der  ganzen  Coltur  auch  auf  das  Bedttrfniss  nach  höheren,  geistigen 
und  dergleichen  Dienstleistungen.  Dieses  Bedürfniss  |kann  notorisch 
—  wofür  gerade  das  Bestehen  und  die  Dauer  der  Unfreiheit  als 
Rechtsinstitut  den  Beleg  liefert  —  zu  Zeiten,  nemlich  vor  Allem 
bei  vorherrschender  Naturalwirthschaft,  am  Besteu,  mitunter,  in  Er- 
mangelung  genügender  Meogen  freier  Arbeitskräfte,  sogar  allein 
durch  unfreie  Menschen  befriedigt  werdeu  (§.  35,  36).  Es  giebt 
der  Unfreiheit  auch  in  denjenigen  Fällen  ihre  ökonomische  Grund- 
lage,  wo  die  Eigenthümer  der  Unfreien,  wie  oftmals  bei  der 
strengsten  Form  der  Unfreiheit,  der  Sclaverei,  nicht  selbst  die 
Dienste  oder  Arbeiten  der  Sclaven  bedürfen,  sondern  durch  den 
Verkauf  von  solchen  wie  im  eigentlichen  Sclavenhandel  und  in 
der  Sclavenzttchtung  oder  durch  die  Vermiethung  der  Unfreien 
einen  Gewinn  erstreben. 

Es  erklärt  sich  auch  auf  diese  Weise  die  Thatsache,  dass 
Völker  in  den  primitivsten  wirthschaftlichen  Lebensverhältnissen 
keine  oder  fast  keine  Unfreiheit  (Sclaverei)  kennen  und  letztere 
im  Allgemeinen  erst  auf  der  Stufe  der  Sesshaftigkeit  und  des 
Ackerbaues  beginnt:  ökonomisch  erklärlich,  weil  erst  hier  unfreie 
Arbeit  sich  entsprechend  verwerthen  lässt. 

Dfther  fehlt  die  Sclaverei  regelmSasig  bei  Jag  er  Völkern,  kommt  sie  nur  sehr 
vereinzelt  bei  Fi  seh  er  Völkern  vor,  erscheint  die  Unfreiheit  in  verschiedenen  Formen 
der  Dienstbarkeit  mehr  schon  bei  Hirtenvölkern  und  Nomaden,  gelangt  sie  aber 
erst  zur  voUen  Entwicklung  bei  sesshaften  Ackerbau  Völkern,  besonders  mit 
Grossgrnndbesitz  und  „Uerrenstand'^  (Adel)  und  fürstlicher  DomaniaN 
wirth Schaft.  Erst  hier  besteht  hinlängliche  Productivität  der  nationalen  Arbeit, 
um  Unfreie  z.  B.  für  persönliche  Dienste  mit  erhalten,  und  eine  Einrichtung  der 
Production,  um  die  unfreie  Arbeit  angemessen  Uberirachen  zu  können.  Von  dieser 
volkswirthschaftlichen  Phase  aus  erlangt  die  Unfreiheit  dann  einmal  in  der  grösseren 
„geschlossenen  Hauswirthschaft"  (antike  Oeken-,  mittelalterliche  grundlierrlicho 
Frohn-,  Kloster-Hofvirthschaft)  allgemeinere  Ausdehnung,  indem  die  Unfreien,  die 
Sclaven  auch  in  einem  Arbeitstheilangssystem  zu  gewerklichen  und  mercantilen, 
auch  zu  Auf  Sichtsdiensten  mit  verwendet  werden;  andrerseits  verbreitet  sich  die 
Unfreiheit  auch  in  den  st&dtischen  Herrensitzen  fttr  persönliche  Dienstleistungen 
verschiedenster  Art,  von  niederen  Hausdiensten  bis  zu  eigentlichen  Verwaltungs-, 
Endehungs»,  Unterrichts-,  Bildungsdiensten  u.  dgl.  m.  Zu  Zeiten,  in  Despotieen  des 
Orients  und  bei  rohen  Völkern,  aber  doch  auch  z.  B.  in  gewissen  Perioden  des 
Mittelalters  der  europäischen  Culturvölker  recrutirt  sich  wohl  selbst  der  mit  dem 
forstlichen  Haus-  und  Hofdienst  nahe  zusammenhängende  Beamtendienst  und  der 
Wehrdienst  gewisser  Art  mit  ans  Unfreien,  sogar,  wie  in  Despotieen,  aus  eigentlichen 
Sclaven.  Indem  diese  Personen  und  die  Familien,  zu  welchen  sie  gehören,  dann 
durch  diese  Stellung  emporsteigen,  gehen  sie,  wie  im  Mittelalter  in  die  Freien  und 
selbst  in  die  höheren  Stände  der  Freien,  den  (niederen)  landsässigen  Adel,  mit  über. 

Die  Unfreiheit  mnss  demgemäss  als  eine  eminent  wirth- 
schaftliche,    einzel-    wie    volkswirthschaftliche    In- 

A.  WagB«r,  Onmdlegiing.   8.  Aufl.   2.  TheiL  Tolkswirthsehaft  u.  R«cbt  4 
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stitntion  bezeichnet  und  stets  mit.  als  solche  beurtheilt  werden. 
Ihre  Rolle  in  der  Weltgeschichte  als  grosse  sociale  Institution  er- 
fährt daher  anch  vom  wirthschaftlichen  Standpuncte  aus  zwar  nicht 
die  alleinige,  aber  eine  sehr  wesentliche  Beleuchtung:  Unfreiheit 
erscheint  zugleich  als  die  wichtigste  erste  Rechtsform,  durch  welche 
die  Einzelwirthschaft  die  ihr  nothwendigen  Arbeitskräfte  zum 
Zweck  der  Prodnction  von  ausserhalb  an  sich  heranzieht,  nemlich 
soweit  die  eigene  Arbeitskraft  des  Wirthschaftssubjects  und  seiner 
Familienglieder,  sei  es  in  eigentlicher  Familienwirthschaft  im 
engeren  Sinn,  sei  es  in  familienartigen  Verbänden,  Hauscom- 
munionen  u.  dgl.,  fttr  dies  Bedürfniss  nicht  ausreicht.  Die  Un- 
freiheit stellt  sich  mithin  auch  als  eine  Form  der  Arbeits- 
theilung  und  als  ein  Mittel  der  Ausdehnung  der  Einzel- 
wirthschaft,  besonders  der  Privatwirthscbaft  und  ihres  Pro- 
ductionsbetrieb  dar. 

Sie  ist  so  geschichtlich  der  erste  grossartige  Versuch,  die  Be- 
ziehungen zwischen  Arbeit,  Kapital  und  Grand  und  Boden  recht- 
lich zu  regeln,  sobald  einmal  die  familienwirthschaftliche,  auch  die 
grössere  derartige,  auf  Blutsverbindung  der  Angehörigen  beruhende 
Productionsweise  nicht  mehr  ausreicht  oder  durch  die  Entwicklungen 
der  Familien,  der  Blutsverbände  und  des  Volks  einerseits,  des  Ver- 
kehrs andrerseits  gesprengt  wird.  Dann  stehen  jene  Factoren,  Arbeit, 
Kapital,  Boden,  der  Anerkennung  des  Privateigenthums  zufolge, 
zur  Verfögung  verschiedener  Personen  und  macht  die  Entwicklung 
der  Prodnction  die  ökonomische  Verwerthung  fremder  Arbeits- 
kräfte erwünscht.  Die  Unfreiheit  erhält  sich,  soweit  rein  öko- 
nomische Gründe  entscheiden,  daher  regelmässig  möglichst  so 
lange,  als  sie  sich  in  der  eben  genannten  Function  und  vor  anderen 
Arbeitssystemen  bewährt.  Sie  verändert  ihre  Formen  oder  er- 
scheint von  vornherein  in  einer  der  möglichen  bestimmten  Formen 
(Sclaverei,  Leibeigenschaft,  Hörigkeit  und  Schollenpflichtigkeit, 
Frohnarbeit)  wesentlich  mit  unter  dem  Einfiuss  veränderter  öko- 
nomischer Bedürfnisse,  namentlich  wenn  ganz  andere  und 
bessere  Arten  der  Arbeit  eribrderlich  werden  (intensive  Land- 
wirthschaft,  industrielle  Arbeit,  antikes  Oeken-,  mittelalterliches 
Frohnhofssystem,  agrarisch-gewerklicher  Grossbertieb).  In  solchen 
Fällen,  daher  besonders  mit  der  Verdrängung  der  Naturalwirth- 
scbaft  durch  die  Geldwirthschaft,  geht  die  persönliche  Unfreiheit 
gerade  aus  ökonomischen  Gründen  gern  immer  mehr  in  ein  System 
von  Natural-  und   schliesslich  von  Geldabgaben  über.    Soweit  es 
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nicht  gelingt,  ein  solches  durchzuführen,  wird  sie  dagegen  schliess- 
lich unter  vollständiger  Veränderung  der  Wirthschaftsverhältnisse, 
besonders  des  Productionsbetriebs,  ökonomisch  werthlos  und 
practisch  bedeutungslos,  oft  lange  bevor  sie  ans  dem  gelten- 
den Rechte  formell  vollständig  verschwunden  ist.  *)  Freilich  tritt 
dieses  Stadium  bei  einmal  bestehender  Unfreiheit  selbst  gewöhn- 
lich spät  ein,  weil  die  Enwicklung  der  Technik  bei  dem  hier 
fehlenden,  im  System  freier  Arbeit  so  wirksamen  Impulse  für  den 
Arbeitsherrn,  sich  vom  Arbeitsfactor  unabhängiger  zu  machen,  viel 
langsamer  vor  sich  geht  (§.  14):  wohl  mit  ein  Erklärungsgrund 
für  die  geringeren  Fortschritte  der  Technik  im  classischen  Alter- 
thum,  wie  wechselwirkend  der  niedrige  Stand  der  Technik  mit  ein 
Grund  für  die  Dauer  der  Unfreiheit. 

IL  —  §.  27  [202].  Geschichtliche  Entstehungsursachen 
der  Unfreiheit.  Von  diesen  ökonomischen  Entstehungsgründen 
der  Unfreiheit  sind  aber  nun,  wie  bemerkt,  die  äusseren  oder 
geschichtlichen  Entstehnngsursachen  zu  unterscheiden.^) 
Diese  sind  im  Einzelnen  mannigfaltig,  lassen  sich  aber  überall  in 
der  Geschichte  auf  zwei  Hauptursachen  in  Betreff  der  Ent- 
stehung der  Unfreiheit  bei  bisher  Freien,  und  auf  ein  all- 
gemeines Rechtsprincip  hinsichtlich  der  Nachkommen, 
znrückführen.  Jene  beiden  Ursachen  sind  Gewalt  und  un- 
günstige wirthschaftliche  Lage,  dieses  Sechtsprincip  ist 
Vererbung. 

A.  Die  allgemeinste  originäre  Entstehungsursache  der  Un- 
freiheit, besonders  in  ihrer  schärfsten  Ausbildung,  der  Sclaverei, 
war  geschichtlich  überall  die  Gewalt  und  das  auf  sie  begründete 
„Recht"  des  Stärkeren.  Hierher  gehören  namentlich  drei 
wichtige  Fälle.  In  den  beiden  ersten  entsteht  die  Unfreiheit  der 
Regel  nach  durch  das  „Recht"  der  stärkeren  „öffentlichen" 
Gewalt,  in  dem  letzten  durch  die  überlegene  Gewalt  der  Privaten. 

1.  Die  Kriegsgefangenen,  insbesondere  die  in  der  Schlacht 

^)  So  ist  z.  B.  in  England  die  Leibeigenschaft  und  Hörigkeit  noch  bis  heute 
nicht  dnrch  ein  besondres  Gesetz  aufgehoben,  sondern  seit  dem  16.  Jahrhundert 
obsolet  geworden.  S.  Sugenheim,  S.  295  ff.,  299.  Ebenso  in  Norwegen, 
D&nemark,  Kiederlanden,  eb.  S.  502,  532. 

*)  S.  z.  B.  Bttchsenschütz,  S.  111  ff.,  Zöpfl,  II,  §.  24  (11),  26  (Vni). 
27  (III),  Eichhorn  §.  15,  50,  Dahn  a.  a.  0.,  Brunner,  I,  97.  Die  Belege  far 
die  Aasführongen  im  Text  besonders  aus  den  älteren  germanischen  Verhältnissen, 
8.  daher  Näheres  in  der  oben  in  §.25  angegebenen  betreffenden  Litteratur,  namentlich 
T.  Maarer,  6.  Waitz,  v.  Inama-Sternegg,  Lamprecht,  fQr  neuere  Zeit 
(deutscher  Osten)  die  Arbeiten  ron  Knapp. 

4* 
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besiegten  nnd  mit  dem  Tode  verschoDten  Feinde,  dann  auch  mit- 
unter die  sämmtlichen  Bewohner  eroberter  Orte  (Städte) 
werden  unfrei,  und  zwar  Sciaven. 

Gegentiber  der  älteren  und  der  sonst  eintretenden  Praxis,  den  besiegten  Feind  zu 
tödten,  immerhin  ein  humaner  Fortschritt  Als  solchen  hat  man  auch  die  Unfreiheit 
öfters  gerühmt  Auch  er  ist  erst  möglich,  wenn  die  ökonomischen  Bedingungen 
gegeben  sind,  unfreie  Arbeit  zu  Yerirerthen,  daher  im  Allgemeinen  nicht  vor 
der  Ackerbaustufe.  Mannigfach  bürgert  sich  später  die  noch  mildere  Praxis  ein, 
die  Feinde  nur  dann  zu  Sciaren  zu  machen,  wenn  sie  nicht  gegen  Lösegeld  frei- 
gekauft werden. 

2.  Die  unterworfenen  Landesbewohner  müssen  oft 
allen  oder  einen  Theil  des  Bodens  an  den  Sieger  abtreten  und  ge- 
rathen  ausserdem  vielfach  in  ein  Unfreiheitsverhältniss  verschiedener 
Form  und  Strenge,  gewöhnlich  jedoch  nicht,  wenigstens  nicht  so- 
fort, in  eigentliche  Sclaverei  von  Privatherren  aus  dem  siegreichen 
Volke  der  Eroberer. 

Am  Häufigsten  ist  neben  der  Landabtretung  ein  System  von  Abgaben,  theils 
an  die  Regierung  (Fürst),  theils  an  Priratgrundbesitzer  aus  dem  Stamme  der  Sieger, 
womit  nicht  nothwendig  immer  persönliche  Unfreiheit  verbunden  ist,  aber  woraus  sie 
sich  doch  leicht  entwickelt,  z.  B.  in  der  Form  der  Gebundenheit  an  die  Scholle. 
Auch  erscheint  die  persönliche  Abgabepflichtigkeit  (Kopfabgabe)  nach  antiker  und 
mittelalterlicher  Anschauung  allgemein  bereits  als  eine  Minderung  der  voUen  Freiheit 
und  mit  letzterer  unverträglich.  Ferner  kommt  ein  Arbeits  zwang  (Frohnden)  für 
die  Unterworfenen  auf  dem  Grundbesitz  des  Herrn  vor,  allenfalls  auch  für  gewisse 
persönliche  Dienste  (Gesindedionste),  welche  dem  Herrn  zu  leisten  sind.  Namentlich 
bei  vorherrschender  Naturalwirthschaft  und  extensiver  Grossgtiter- 
cultur  sind  die  Frohnden  wichtig.  Daher  führt  z.  B.  im  deutschen  (preussischen) 
Osten  besonders  seit  dem  16.  Jahrhundert  der  Uebergang  zur  geschlossenen  Gnts- 
wirthschaft  des  Besitzers  zur  Unfreiheit  ehemals  ^icr  Bauern,  die  zur  Arbeit  auf 
dem  herrschaftlichen  Gute  herangezogen  werden,  in  der  Form  der  Gutsunterth&nigkeit 
(.Knapp).  Die  Frohn Pflichtigen  sind  in  solchen  Fällen  auch  nicht  unbedingt  unfrei, 
wenigstens  nicht  immer  von  vornherein.  Aber  aus  solchen  Verhältnissen  entwickeln 
sich,  in  ähnlicher  Weise  wie  bei  ursprünglich  Freien,  welche  auf  Herrenland  sitzen, 
bei  mangelnder  Rechtssicherheit  leicht  weitere,  wieder  etwas  strengere  Abhängigkeits- 
verhältnisse der  Schollenpflichtigkeit  (glebae  adscriptio),  Hörigkeit  und  Leibeigen- 
schaft, im  Einzelnen  bei  verschiedenen  Völkern  und  in  verschiedenen  Zelten  mannig- 
fach verschieden,  in  der  Hauptsache  übereinstimmend.  Der  Sclaverei  gegenüber 
besteht  gewöhnlich  bei  den  milderen  Formen  der  Unfreiheit  —  zu  denen  übrigens 
die  der  Sclaverei  oft  sehr  nahestehende  eigentliche  Leibeigenschaft  nicht  immer 
gehört,  wohl  aber  die  im  16.  bis  18.  Jahrhundert  in  deutschen  Ländern  (besonders 
dem  Osten)  bestehende  Guts-  und  Erbunterthänigkeit  — ,  der  wesentliche  und  für  den 
Unfreien  überwiegend  günstige  Unterschied ,  dass  der  Unfreie  in  einer  näheren, 
nicht  willktlhrlich  vom  Herrn  zu  lösenden  Verbindung  mit  dem  Boden  bleibt, 
welchen  er  zur  eigenen  Bebauung,  wenn  auch  mit  der  Verpflichtung  zur  Leistung 
von  Abgaben  und  Diensten,  inne  hat  oder  mit  dem  Herrenlande,  welches  er  be- 
arbeiten muss.  Er  kann  daher  nicht,  wie  der  Sclave,  veräussert  werden,  hat  eheliches 
und  Familienrechte  und  ist  vermögensfähig.  Hier  tritt  somit  eine  Beziehung  der 
gemeinen  Arbeitskraft  zum  Boden  hervor,  welche  auf  niedrigen  Wirthschaftsstafen 
bei  vorherrschender  Naturalwirthschaft,  Agrarproduction  und  extensiver  Bodencultur 
überhaupt  eine  entscheidende  Wichtigkeit  für  die  Unfreiheit  der  unteren  Classen 
besitzt.  Die  Aehnlichkeit  der  Gestaltungen  mit  denjenigen,  welche  aus  der  unten 
genannten  zweiten  Hauptursache  der  Unfreiheit  hervorgehen,  wird  im  Laufe  der  Zeit 
mitunter  eine  so  vollständige,  dass  im  einzelnen  Falle,  öfters  auch  in  Deutschland, 
die  eine  oder  die  andere  der  beiden  Entstehungsursachen  der  Unfreiheit  gar  nicht 
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mehr  nachzaireisen  ist,  —  ein  Beleg  fUr  die  „Macht  der  Natur  der  Dioge^%  wenn 
einmal  ein  Bechtspiincip  wie  dasjenige  der  Unfreiheit  oder  der  Fesselung  der  Arbeits- 
kraft  an  die  Scholle  anerkannt  ist. 

3.  Privatgewalt  führt  zur  Sclaverei  in  der  Form  des 
Menschenraubs,  welcher  bei  rohen  Völkern  oft  das  Ziel  des 
Krieges  selbst  ist. 

Er  erfolgt  z.  B.  in  Sclatrenjagden,  im  Seeraub,  in  der  Freiheitsberaubung  selbst 
\ron  Landsleuten  durch  R&uber  und  Grosse  zum  Zweck  der  eigenen  Benutzung  dieser 
Personen  als  Sciaren  oder  um  sie  als  solche  zu  verkaufen.  (Im  alten  Rom,  auf  den 
grossen  Scla?enplantagen ,  nicht  so  selten  vorgekommen.  Vgl.  B  Och  er  a.  a.  0., 
Weber,  S.  242.)  Auch  der  Verkauf  der  Kinder  als  Solaren  durch  die  freien  Eltern 
gehört  hierher. 

§.  28  [203].  —  B.  Die  zweite  originäre  Hauptnrsache  der 
Entstehung  der  Unfreiheit  liegt  in  der  ungünstigen  wirth- 
Schaft  liehen  Lage  der  bisherigen  Freien  („Gemeinfreien'O* 
Diese  Ursache  äussert  sich  in  mancherlei  verschiedenen  Formen, 
ist  aber  in  jeder  derselben  leicht  nachzuweisen. 

1.  Am  Deutlichsten  tritt  die  üble  wirthschaftliche  Lage  als  Ur- 
sache der  Unfreiheit  hervor,  wenn  der  arme  Schuldner  in  die 
Herrschaft  des  Gläubigers  wegen  seiner  Unfähigkeit,  seine  Schuld 
zu  berichtigen,  geräth,  wenn  er  eine  verwirkte  Busse  nicht  zahlen 
kann,  wie  verschiedene  Rechtssysteme  vorschreibend)  Auch  die 
Verspielung  der  Freiheit  kann  mit  in  diese  Kategorie  zählen.') 

2.  Ungleich  wichtiger  ist  der  Fall,  dass  aus  Mangel  an 
Erwerbsgelegenheit  ein  Abhängigkeitsverhältniss  eingegangen 
werden  muss,  welches  entweder  von  vornherein  Unfreiheit  bewirkt 
oder  leicht  und  geschichtlich  häufig  dazu  führt,  wenn  auch^ge- 
wohnlich  nur  zu  den  der  Sclaverei  gegenüber  milderen  Formen 
der  Unfreiheit.  Hierhin  gehört  auf  frühen  Wirthschaftsstufen 
namentlich  der  Mangel  an   eigenem  Grund  und  Boden.') 


^)  So  im  älteren  römischen  Becht  nach  dem  Executionsrecht  der  12  Tafeln, 
s.  Pochta,  Instit  II,  §.  179,  S.  232  ff.,  S.  457:  Verkauf  des  Schuldknechts  nach 
gewisser  Zeit  als  Sdave  an  Fremde.  Mehrfach  auch  im  älteren  deutschen 
Rechte,  z.  B.  hei  den  Langobarden,  s.  ZOpfl,  II,  S.  140,  Brunner,  I,  97.  Aehn- 
lieh  der  FaU,  dass  im  10.  Jahrhundert  in  Deutschland  die  Gensualen  bei  ausbleibender 
Zinszahlung  die  Freiheit  rerlieren  konnten,  Waltz,  V,  236.  Auch  im  älteren 
rassischen  Recht,  s.  Tschitschorin  im  StaatswOrterbuch,  VI,  394. 

*)  Tacitus,  Germ.  c.  24. 

')  So  vielfach  im  Hittelalter,  gegenüber  den  grossen  Grundhenen  und  der 
Kirche,  s.  Waltz,  V,  261.  ?.  Inama,  Grundherrschaft,  S.  52  ff.  Ueber  den 
Zaaammenhang  dieser  Verhältnisse  und  ihrer  Entwicklung,  auch  der  Formen  der  Ab- 
hängigkeit mit  der  agrarischen  Betriebsentwicklnng  überhaupt,  welche  letztere  wieder 
mit  allgemeineren  wirthschafÜichen  Entwicklungen  in  Verbindung  steht,  s.  die 
agrargeschichtliche  und  agrarpolitische  Litteratur,  bes.  Knapp 's  Arbeiten,  Buchen- 
berger,  I,  §.94,  die  Artikel  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  Bauern- 
befreiung, Grundbesitz  (historisch),  Gutsherrschaft  u.  a.  m. 


54  1-  B.  2.  E.   Unfreiheit   1.  A.  BegrUDduD^  and  Entstehung.  §.  2S,  29. 

Damit  fehlt  die  practisch  weitaas  bedeatsamste  friedliche  Erwerbsgelegenheit 
bei  Ackerbaarölkern.  Dieser  Mangel  nOthigt  die  Grand  besitzlosen  dazo,  iron  Grand* 
herren  gegen  die  Uebernahme  bestimmter  Verpflichtoogen,  besonders  der  Lieferung 
?on  Nataralabgaben  and  der  Leistung  ?on  Arbeiten  auf  dem  in  der  fiewirthschaftung 
des  Herrn  bleibenden  Boden  (Hofgut),  die  Erlaubniss  zu  erwirken,  sich  aaf  Herren- 
land niederzulassen  und  fttr  das  eigene  BedUrfniss  Boden  anzubauen.  Daher  eigent- 
liche Frohnpflichtigkeit  statt  oder  neben  naturalen  Grandabgaben  Toraemlich  da  und 
in  solchen  Perioden  der  agrarwirthschaftlichen  Entwicklung,  wo,  wie  in  Deutschland 
(Osten)  insbesondere  seit  dem  16.  Jahrhundert,  eigentliche  Gntswirthschaft  eines 
grosseren  geschlossenen  Guts  durch  den  Besitzer  oder  durch  don  Gutsp&chter  eintritt, 
im  Unterschied  zum  blossen  oder  Forherrschenden  Grundabgabensystem  bei  abhängigen 
bäuerlichen  Wirthen,  welche  das  ganze  oder  fast  das  ganze  Herrenland  in  eigenen 
Betrieben  bewirthschaften  (mittelalterliches  Grandherrschaftssystem,  nordwestdeutsches 
Meierrecht  in  späterer  Zeit  bis  ins  19.  Jahrhundert).  Geht  aus  solchen  Verhältnissen 
nicht  sofort  Unfreiheit  herror,  so  entwickelt  sie  sich  daraus,  im  Einzelnen  wieder 
mannigfach  verschieden,  im  Ganzen  gleichartig,  besonders  unter  Mitwirkung  andrer 
ungünstiger  Verhältnisse,  wie  der  bei  dem  folgenden  Puncto  erwähnten.  Hörigkeit, 
SchoUenpflichtigkeit,  Leibeigenschaft  sind  dann  Öfters  der  Abschluss  der  Entwicklung 
selbst  für  ursprünglich  Freie. 

3.  Mitunter  ist  die  Bchutzbedtirftigkeit  in  Zeiten  der 
Rechtsunsicherheity  wenn  die  Staatsgewalt  nicht  ansreichende  Hilfe 
gewährt 9  ferner  die  Unfähigkeit  oder  Schwierigkeit,  gewissen 
öffentlichen  Verpflichtnngen,  besonders  der  persönlichen 
Leistung  des  Wehrdiensts,  nachznkommen ,  eine  Ursache  der 
Unfreiheit  gewesen,  so  im  europäischen  Mittelalter.  ^)  Diese  Schutz- 
bedttrftigkeit  ist  aber  in  letzter  Linie  wieder  auf  Armuth  oder  auf 
zu  geringes  eigenes  Vermögen,  zu  kleinen  Grundbesitz 
zurückzuführen. 

Auch  hier  ist  abermals  besonders  der  Fall  charactoristisch,  dass  kleine  Grund- 
besitzer ihr  Land  einem  Herrn  gegen  Gewährung  ?on  Schutz  übergeben  und  es 
mit  der  Verpflichtung  zu  Abgaben  und  Arbeitsleistungen  zurückempfangen,  —  ein 
Verhältniss,  welches  dann  in  ähnlicher  Welse  wie  in  dem  vorerwähnten  Falle  zu 
weiterer  Unfreiheit  führen  konnte  und  oft  genog.  ja  beinahe  regelmässig  dazu  ge- 
führt hat.  Im  Mittelalter  war  der  Herr,  in  dessen  Schutz  man  sich  begab,  vielfacli 
die  Kirche.  Gerade  bei  diesen  „freiwilligen  Ergebungen**  an  die  Kirche  wirkten 
oft  religiöse  Moti?e,  Ueberredungskünste  mit,  ?on  Moser  S.  101  ff.  als  „missgeleitete 
Frömmigkeit**  wohl  etwas  zu  stark  betont.  Die  Hauptursache  war  doch  die  be- 
zeichnete. Waitz,  V,  220  (Uebergaben  ohne  Rücksicht  auf  Land,  nur  für  Schutz)« 
Land  auftragungen  eb.  S.  262  ff.,  r.  Inama,  Grundherrschaft,  S.  56,  60.  Vgl.  auch 
ZOpfl,  Alterthümer,  1860,  II,  268  ff.  Wie  die  Uebergabe  eines  Hörigen  an  die 
Kirche  anfangs  an  sich  übrigens  nicht  als  Kechtsminderung  galt,  s.  bei  v.  Maurer, 
FrohnhOfe  II,  78;  andeisseits  Einleit.  S.  211.  Waitz,  V,  219,  spricht  ?on  einer 
„gewissen  Minderung  der  Freiheit,  ohne  doch  diese  ganz  zu  verliereii**. 

Neben  diesen  geschichtlich  bedeutsamen  Ursachen  der  Ent- 
stehung der  Unfreiheit  sind  einzelne  hier  und  da  sonst  etwa  noch 
vorkommende,  wie  z.  B.  Unfreiheit,  Sclaverei  als  Strafe')  oder 
Straffolge,  von  geringer  Wichtigkeit. 


')  Die  Ausführungen  Ton  Moser, S.  116 ff.,  übertreiben  etwas.  S.  bes.  Waitz, 
IV,   452  ff.,  V,  219,   221,   263  ff.     7.  Inama,  Grundherrschaft,  S.  55  ff.,  58,  59. 
«)  So  in  d.  L.  Baju?.  —  Zopf  1,  II,    140.  —  Auch  noch  sp&tcr. 
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C.  Um  so  folgenreicher  iUr  die  ganze  Institution  war  das 
Rechtsprincip,  dass  die  Unfreiheit  regelmässig  auf  die  Nach- 
kommen vererbt  wird,  wenn  beide  Eltern  unfrei  sind, 
dass  das  Kind  der  schlimmeren  Hand  folgt,  wenn  selbst  nur 
ein  Elterntheil,  insbesondere  die.  Mutter,  unfrei  ist  Denn  nur 
durch  dieses  Prineip  wird  die  Unfreiheit  eine  bleibende  Institution 
des  Volkslebens  und  in  ihrer  jeweiligen  practischen  Bedeutung 
unabhängiger  von  jenen  einzelnen  Ursachen,  aus  welchen  Unfreiheit 
fttr  Freie  geschichtlich  entsteht 

Im  romischen  wie  älteren  deutschen  Recht  Vererblichkeit  der  Unfreiheit, 
allgemeines  Rechtsprincip,  wenn  auch  mit  einzelnen  Ausnahmen,  s.  Pnchta,  II« 
429.  ,.Vererblichkeit  der  Unfreiheit  yerstand  sich  (im  ältesten  deutschen  Recht) 
ron  selbsf%  Zöpfl,  II,  138.  Ebenso  bei  den  Hörigen  (lidi,  aldiones)  der  Volks- 
rechte, eb.  S.  143,  und  bei  den  Unfreien  in  der  späteren  Zeit,  seit  dem  13.  Jahi^ 
hundert,  eb.  S.  169.  ^uch  die  Verheirathnng  Freier  mit  Unfreien  führte  nach 
deutschem  Rechte  mehrfach  zur  Unfreiheit,  eb.  8.  140,  141 ;  später  fragUch.  —  Solbst 
der  Satz,  dass  ^die  Luft  unfrei  mache**,  und  daher  die  Niederlassung  Freier,  besonders 
Ortsfremder  und  herrenloser  Leote  („Wildfangrecht**,  y,  Maurer,  Frohnhöfe,  II, 
93  C)  in  einer  unfreien  Gemeinde  zur  Unfreiheit  ftihre,  wurde  ein  Bestandtheil  des 
Rechts  der  Unfreiheit  in  einigen  Gegenden,  TgL  z.  B.  ZOpfl,  II,  169,  Anm.  34; 
R.  Moser,  S.  169;  ?.  Maurer,  Frohnhöfe,  III,  59:  hier  kann  man  immer  die 
ungunstige  wirthschafüiche  Lage  und  den  Mangel  an  Rechtsschutz  als  Entstehungs- 
Ursache  anseheo. 

III.  —  §.  29  [204].  Relative  Rechtfertigung  der  Un- 
freiheit. Die  Unfreiheit  lässt  sich  in  ihrer  humanen,  socialen 
und  wirthschaftlichen  Seite  nicht  unbefangen  würdigen,  wenn  sie 
nur  mit  dem  Auge  und  dem  Geftthl  des  modernen  Menschen  be- 
trachtet wird.  Von  vornherein  ist  es  nicht  wahrscheinlich,  dass 
eine  Institution  von  solcher  gesehichtlichcD  Bedeutung  nur  aus 
dem  Hissbrauch  der  Macht  des  Stärkeren  hervorgegangen  und  sich 
nur  dadurch  erhalten,  dass  sie  nur  Schattenseiten  besessen  haben, 
also  immer  und  überall  durchaus  verwerflich  in  sittlicher  und 
Ökonomischer  Beziehung  gewesen  sein  soll.  Unbefangenere  Ge- 
schichtsbetrachtung und  die  Untersuchung  gerade  der  volkswirth- 
schaftlichen  Seite  der  Unfreiheit,  wobei  die  letztere  in  ihrem  Zn- 
sammenhange mit  allen  sonstigen  betriebstechnischen,  Wirthschafts- 
und  Culturverhältnissen  des  Zeitalters  aufgefasst  wird,  führen  denn 
auch  zu  einem  anderen  Ergebniss.  Die  Unfreiheit  ist  nicht  noth- 
wendig  immer  und  thatsächlich  auch  in  der  Wirklichkeit  nicht 
stets  mit  jenen  schweren  Nachtheilen  für  die  Unfreien  verbunden 
gewesen,  von  welchen  wir  sie  uns  kaum  auch  nur  frei  denken 
können.  Ebenso  wenig  war  ihre  ökonomische,  sociale  und  sitt- 
liehe  Wirkung  auf  das  Volksleben,  ihr  Einfluss  auf  die  Cultur 
immer  unbedingt  ungünstig.  Vielmehr  erscheint  sie  in  gewissen  Zeit- 


altern  als  eine  relativ  notLn-endige  Dnrtbgangestnfe  den 
Entwicklung  der  VolkswirtUschaft  und  CuUnr,  wofHr' 
schon  ibre  allgemeine  Verbreitung  und  Dauer  spricht.  JedenfallAJ 
aber  lässt  eich  geBcbichtlich  nacbwelBen  uod  sogar  aus  den  ge^i 
gebenen  Umständen  selbst  ableiten,  dass  die  Unfreiheit  gewissi 
flkonomiscbe  und  dadurch  wieder  gewisse  Vort heil  e  fflr  die 
Wicklung  der  Cultur  wirklich  gehabt  hat  und  in  primitiven  Vei 
hältnissen  eigentlich  Qothweudig  haben  muss. 

Es  sind  vorzugsweise  zwei  GrUnde,  welche  dies  in  Zeitaltem^ 
wo  wir  die  Unfreiheit  hauptsächlich  iu  Function  sehen,  erklären: 
einmal  der  Mangel  an  Müsse  und  au  Freiheit  von  unmittelbarer 
physischer  Arbeit,  welcher  bei  noch  sehr  niedrigem  Stande  des 
Volkseinkommens  vollends  durch  eine  gleich  massigere  Vertheilnng 
des  letzteren  Jedermann  träfe,  wobei  CulturbedUrt'nisse  und  damit 
die  Cnltnr  selbst  nur  viel  langsamer,  wenn  üherhanpt  entstehen 
künnteu;  sodann  der  Mangel  genügenden  tiehulzes,  unter  welchem 
die  schwächeren  und  ärmeren  Elemente  der  Bevölkerung  auch  in 
Zustande  peretinlicber  Freiheit  leiden.  i 

§.  30  [205].  —  A.  Culturhisloriscbe  Mission  der  Uo* 
freiheit.  Die  bedetttsame  geschichtliche  Function  der  Unfreiheit 
in  ersterer  Hinsicht  ist  schou  im  ersten  Theile  dieses  Werks  dar- 
gelegt worden. ')  Die  Unfreiheit  wurde  dort  als  ein  mitunter  kaum 
entbehrliches  Mittel  fllr  einen  nothwendigen  Zweck  des  Volkslebens 
in  gewissen  Zeitaltern  bezeichnet  und  damit  für  nicht  unbedingt 
verwerflich  erklärt  (I,  §,  284).  Hier  zeigt  sich  die  hohe  Be- 
deutung, welche  diese  Institution  als  eine  freihch  erzwungene 
Form  der  Arbeitstheilung  hat.  üie  dient  als  Mittel,  das  Volksein- 
kommen ungleich  zu  vertheilen  und  hierdurch  der  Herrenclasse 
Müsse  für  höhere  und  feinere  Arbeitsarten  und  für  die  Entwicklung 
und  Pflege  von  OultarbedUrfnissen  zn  gewähren. 

Ea  ist  der  unrerkeDiibara  IJcfo  sitilicho  DDd  Ikonomische  Schsdon  der  Ein- 
richtiing,  —  «ach  weua  man  tqo  jedem  priDcipieUco,  aas  dem  Wesen  des  Menachwi 
eutnommeDen  Einwände  gegen  die  Dofreihoit  un  sich  absiebl,  wie  man  weni^tena 
bei  historischer  Betrachtung  thnn  mnBS,  —  daas  sie  oinaellig  und  g-ewaltthttig  die 
Jjut  der  Pioductioo  auf  den  einen  Theil  der  BetClkenuig  oMUt .  wahrend  fie 
die  Genüsse,  wulube  auf  diese  Weise  bescbaO)  wcrdeo.  and  die  GenasBtnSglichkeileD, 
welche  die  Felge  freier  Zeit   siod,   dem   anderen  Theil  allein   oder   Oberwiegend  ta- 

')  ^S'-  'i  ^^'  ^-  Auflsge  iKtioDders  den  5.  Bauptabscbnitt  im  2.  Kapitel  Ober 
„den  Bedarf  oder  die  Eiiikommenlehre  vem  VcnbeilDDgsslaDdpnncIe".  oameutlich  den 
dortigen  Abschnitt  2  ,.al>er  die  angleiche  Tcrtheilung  des  Volksein komniene.  ibre 
Berechtigung  und  Schranken",  S.  IST  ff.  nnd  S.  ISU  ff.  In  der  S.  Aalt,  des  1.  Tbeü« 
IlDCb  4.  Kapitel  2.  Abechnitt  2.  „Begelnng  der  Vertheünug",  S.  6S4  fi^,  beMmden 
g.  3S4  nnd  S.  71)2. 


i 
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weodet:  das  Last-  nnd  daft  tiastmoment  in  Prodnction  und  Bedarfnissbefriedigong 
(I,  §.  22 — 28)  steht  also  nicht  in  richtiger  Correspondenzt 

Aber  einmal  ist  die  hierd|uch  geschaffene  ökonomische  Lage  nicht  immer  noth- 
wendig  so  aosserordentUch  Ferschieden  selbst  zwischen  Herren  und  Sclaven,  wie 
meistens  nur  die  modere  Phantasie  aasmalt  („patiiarchaler**  Gharacter).  Auch  anter- 
scheidet  sich  vollends  die  Lage  der  Sclaven  Ökonomisch  wenig  und  mitunter  nicht 
einmal  dnrchaas  zom  Nachthdl  yon  deijenigen  kleiner,  ärmerer  „Gemeinfreier*\ 

Ein  patriarchalisches  Moment  lAsst  sich  in  der  Sclarerei  früherer  Zeiten 
bei  einigen  YAlkem,  so  bei  den  Griechen  (weniger  bei  den  BOmern),  nicht  Ter- 
kennen.  Es  rerschwindet  erst  mit  der  Entwicklung  agrarischen  und  gewerklichen 
Grossbetriebs  in  der  erweiterten  Haus-(Oeken-)wirthschaft  der  Alten,  eben  deshalb 
mehr  bei  den  ROmem  und  auch  hier  mehr  erst  in  späterer  Zeit,  als  bei  den  Griechen. 
Es  fehlte  auch  den  mittelalterlichen  Unfreiheitsverhältnissen  in  der  älteren 
Frohnhofwirthschaft  wie  später  noch  nicht  Die  Unfreiheit  bot  ferner  dem  Unfreien 
selbst  nicht  nur  einen  gewissen  Schutz,  sondern  auch  eine  gewisse  wirthschaft- 
liche  Sicherung,  besonders  in  Krankheit,  Alter  und  Siechthum.  (S.  Schwaben- 
spiegel c.  71,  das  Citat  bei  ZOpfl  II,  167.)  Schon  antike  Schriftsteller  haben  es 
nicht  mit  Unrecht  ausgesprochen,  dass  die  Lage  freier  vermögensloser  Arbeiter 
leicht  schlechter  als  diejenige  von  Sclaven  werden  kOnne.  Manche  moderne  Erfah- 
rung dient  zur  Bestatjgting  dieser  Ansicht,  was  die  Sicherheit  der  Nahrung  und 
Kothdurft,  die  Veraorguiw  bei  Krankheit,  im  siechen  Alter  u.  s.  w.  anlangt.  In  der 
Landwirthschaft  mit  ihrem  naturgemäss  mit  der  Jahreszeit  stark  wechselndem  Bedarf 
an  Arbeitskräften  kann  iiuch  ?om  Standpunct  des  Unternehmers  nnd  Grundbesitzers 
aus  die  Verfügung  über*  beliebig  zur  Arbeit  heranzuziehende  nnd  dann  wieder  zu 
entlassende  froie  Arbeiter  den  Vorzug  ?or  dem  Besitz  von  Unfreien,  ron  Scla?en 
haben,  welche  b^tändi^  den  Unterhalt  kosten.  Das  haben  auch  die  Römer  schon 
eingesehen  (M.  Weber,  römische  Agrargeschichte,  S.  236).  Dieselben  haben  auch 
wegen  der  Last  der  Verpflegung  und  Unterhaltung  ?on  Scla?en  in  Alter  und  Krank- 
heit freien  Arbeitern  mitunter  den  Vorzug  gegeben  (eb.).  Ueber  die  Lästigkeit  der 
Veipflichtungen,  welche  der  Leib-  und  Hof  herr  hinsichtlich  der  Ernährung  seiner 
Leute  im  deutschen  Mittelalter  hatte,  siehe  r.  Maurer,  Frohnhöfe,  I,  314,  II,  90. 
Wir  Modernen  denken  bei  der  Unfreiheit  zu  leicht  nur  an  die  NegersclaTerei, 
Ton  der  Th.  Waitz  (Anthropologie  II,  271  ff.)  aber  auch  bemerkt,  dass  sie  in  den 
primitiveren  Verhältnissen  der  Meimathländer  der  Sclaven  weniger  schlimm  als  bei 
den  cirilisirten  Völkern  sei.  Die  Lage  der  Unfreien,  der  Solaren  in  Africa  ist  nach 
Gegenden,  Stämmen,  Beschäftigungen  auch  verschieden,  aber  doch  nelfach  gerade 
unter  der  eingeborenen  Bevölkerung  nicht  besonders  schlimm.  Tacitus  unterscheidet 
aoch  scharf  zwischen  Unfreiheit  bei  den  Germanen  und  den  ROmem. 

Sodann  ist'  JMie  bedenkliche  Seite  doch  nur  die  Kehrseite  der  Institution,  neben 
welcher  die  andere  nicht  übersehen  werden  darf.  Diese  andere  Seite  ist  die  Ent- 
stehung einer  höher  gebildeten  Schicht  der  Bevölkerung,  an  welche  sich  die  Gultur- 
entwicklung  des  Volks,  ja  weiterhin  diejenige  der  Menschheit  anknüpft.  In  der 
antiken  Welt,  besonders  in  Griechenland,  war  dies  unbestreitbar  der  Gang  der  Dinge. 
Die  Institution  der  Sclaverei  hat  hier  in  der  That  für  die  Gultur  der  ganzen  Mensch- 
heit auch  viel  gute  Früchte  getragen,  die  uns  heute  noch  zu  Gute  kommen. 
(Bü eil sen schütz'  Urtheii  S.  206  hier  wohl  etwas  zu  ungünstig.  Treitschke  wieder 
zu  optimitisch.  Fr.  Eng  eis  verkennt  die  guten  Seiten  und  die  relative  Kothwendig- 
keit  nicht,  aber  weist  schärfer  als  Treitschke  die  ökonomisch -technischen  Schranken 
nach,  innerhalb  derer  nur  eine  Rechtfertigung  möglich  ist.  S.  schon  im  1.  Theil 
S.  782  ff.)  In  dieser  grossartigen  Weise  steht  das  Beispiel  aus  der  hellenischen 
Gesellschaft  allerdings  einzig  in  der  Weltgeschichte  da.  Aber  auch  in  Rom  fehlt 
diese  gute  Seite  nicht  völlig,  obgleich  die  Sclaverei  ein  schlimmeres  Gepräge  trägt. 
Namentlich  im  Laufe  der  Zeit,  bei  mehr  „kapitalistischer^'  Wirthschaft  und  Gross- 
liKrieb  wird  die  Sclaverei  immer  schlimmer.  (Siehe  Bücher,  S.  12  ff.;  Th.  Waitz, 
'Antbropologie  a.  a.  0.)  Der  von  Aristoteles  u.  A.  m.  so  richtig  verstandene  Zu- 
sammenhang zwischen  Sciavenarbeit  und  unentwickelter  Technik  in  den  Werkzeugen 
und  Maschüien  zeigt  auch,  dass  die  Alten  diese  Function  der  Sclaverei  richtig 
erkannt  haben«  (Aristoteles,  PoL  I,  c  4  in  der  berühmten  Stelle  von  der  Ent- 
behriichkeit  der  Sclaven,  „wenn  die  Weberschiffchen  von  selbst  gingen  und  die 
Plektren  die  Zithern  selbst  schlügen'';   Antipater's  Epigramm  auf  die  Erfindung 
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der  Wassermühlen.  Siehe  aach  Wiskemann,  a.  a.  0.,  S.  186;  Röscher,  An- 
sichten, S.  16  ff.)  Selbst  in  den  abschreckendsten  geschichtlichen  Bespielen,  wie  bei 
der  Negersclaverei  in  America,  bei  der  islamitischen  nnd  bei  der  innerafricanischen 
Sclaverei  schlimmerer  Art  lassen  sich  wenigstens  Spuren  einer  in  der  angedeuteten 
Richtung  günstigen  Wirkung  der  Unfreiheit  nachweisen. 

So  ist  in  zahlreichen  Fällen  nicht  schwer  zu  zeigen ,  dass 
ohne  Sclaverei,  welche  zam  Theil  aach  wieder  die  Gmndlage  der 
grösseren  politischen  Macht  des  Herrschers  nn'd  der  Herrenclasse 
nnd  insofern  die  Voraussetzung  wenigstens  des  Beginns  einer  staat- 
lichen Rechtsordnung'^  und  eines  Rechtsschutzes  ist,  die  Lage  des 
Volks  oder  der  Gemeinfreien  nnd  sogar  der  Sclaven  selbst  unter 
den  gegebenen  Umständen  wahrscheinlich  eine  noch  schlimmere 
wäre.    Dies  führt  auf  den  zweiten  Punct. 

§.  31  [205],  —  B.  Gewöhnlich  wird  die  Unfreiheit  nur  als 
widerrechtliche,  d.  h.  dem  „Naturrecht"  widersprechende 
Freiheitsberaubung  von  Personen,  welchen  es  alsFreien  in  öko- 
nomischer und  socialer  Hinsicht  viel  besser  gehen  würde,  ange- 
sehen. Diese  Auffassung  ist  in  solcher  Allgemeinheit  jedenfalls 
falsch. 

Sie  wird  durch  die  deutlichsten  geschichtlichen  Thatsachon,  welche  sich  auf 
die  Ökonomische  und  sociale  Lage  der  Mas^e  des  niederen  freien  Volks,  in  ganzen 
Zeitaltem  selbst  der  kleinen  Grundbesitzer,  beziehen,  widerlegt.  Sie  steht  auch  nicht 
in  Einklang  damit,  dass  Freie  sich  wiederholt  freiwillig,  wenn  auch  unter  einem 
Druck  der  allgemeinen  socialen  und  politischen  Verhältnisse,  zu  Grossen.  Grundherren 
und  Corporationen,  wie  der  Kirche,  in  ein  Abh&ngigkeits?erhältniss  begaben.  Denn 
dieses  hat  sofort  oder  mit  leicht  ersichtlicher  Nothwendigkeit,  selbst  trotz  etwaiger 
Vorbehalte  und  Cautelen,  später  eine  mehr  oder  weniger  erhebliche  Minderung  der 
Freiheit  und  selbst  die  Unfreiheit  mit  sich  geführt.  (G.  Waitz  passim  Über  die 
AuftraguDgen  ?on  Land,  z.  B.  V,  263  ff.,  266^  Aber  auch  dieser  Preis  war  nicht 
zu  hoch  für  das  erlangte  Gut:  Bechts schütz  für  die  Person  und  die  Habe,  for 
das  Leben  und  das  Erwerben.  Es  giebt  kaum  einen  schlagenderen  Beweis  far  die 
eminente  Bedeutung  dieses  Guts.  Dieses  aber  fehlte  in  den  Zeitaltem,  in  welchen 
wir  die  Entstehung  der  Unfreiheit,  besonders  auch  in  ihrer  milderen  Form  der  Ge- 
bundenheit an  die  Scholle,  der  Hörigkeit,  der  Abgabe-  und  Dienstpflicht  sehen,  sehr 
allgemein  und  damit  fehlte  die  Voraussetzung  dafür,  dass  die  blosse  „Freiheit*' 
fttr  die  Masse  der  niedrigen  Ciasse  einen  grösseren  Werth  besitzen  konnte.  Der  Herr 
hatte  z.  B.  in  der  mittelalterlichen  Hörigkeit,  und  Leibeigenschaft  die  Pflicht. 
Schutz  zu  gewähren.  Wenn  er  dieser  Pflicht  hicht  nachkam,  fielen  auch  die  Ver- 
pflichtungen  des  Unfreien  zum  Theil  fort.  (Maurer,  Frohnhöfe,  I,  313,  II,  90, 
Waitz,  V,  251.) 

Die  Unfreiheit  als  sociale  Institution  wird  eben  in  ganzen  Zeit- 
altem für  die  Betroffenen  zur  Organisation  wenigstens  einigen 
Rechtsschutzes  y  z.  B.  selbstverständlich  itir  die  rechtlosen  fremden 
Kriegsgefangenen,  aber  auch  für  Landesbewohner,  welche  ein  er- 
obernder Stamm  sich  unterwirft,  und  für,  die  untere  Schicht  des 
eigenen  Volks  in  einer  fast  nur  auf  Ackerbau  angewiesenen  Volks- 
wirthschaft  mit  wesentlich  naturalwirthschaftlicher  Betriebsweise. 


Galtorbistorische  Mission  der  Unfreiheit.  59 

Der  moderoen  Aoschaunng  ist  eine  solche  Aoffassang,  so  sehr 
sie  mit  den  geschichtlichen  Thatsachen  in  Einklang  steht,  fremd- 
artig, weil  wir^  durchaus  unhistorisch,  zu  leicht  es  als  selbstver- 
ständlich ansehen,  dass  Organe  wie  die  Staatsgewalt  da  sind, 
welche  für  den  Rechtschutz  sorgen  (freilich  auch  nicht  unentgeltlich, 
sondern  gegen  den  Entgelt  der  Besteuerung!).  Es  können  aber 
anch  analoge  Fälle  aus  unserer  Zeit  als  Beleg  und  zugleich  als 
Erklärung  für  die  Bichtigkeit  jener  Auffassung  und  für  die  psycho- 
logische Wahrheit  des  Räsonnements  dienen ,  auf  welches  sie  sich 
stfitzt. 

So  die  bekannte  Thatsache,  mit  welcher  Bereitwilligkeit  die  besitzenden  Classen, 
selbst  trotz  ihrer  politisch  freisinnigen  Tendenzen,  den  ganzen  Druck  einer  starken 
Staatsgewalt,  sogar  in  der  Form  des  despotischen  Absolutismus  der  Militärdietat ur, 
tragen,  wenn  ihjien  dadurch  nnr  gleichzeitig  „Rettung  der  Gesellschaft''  ?or  den 
revolutionären  Leidenschaften,  also  m.  a.  W.  Rechtssicherheit  für  Gut  und  Blut 
zu  Theil  wird.  Man  denke  an  die  neuere  Geschichte  Frankreichs  und  das  Ver- 
halten der  dortigen  Bourgeoisie  I 

Man  darf  hiernach  wohl  annehmen ,  dass  in  Zeitaltern 
unentwickelten  Staatslebens  und  niedriger  Culturdie 
Unfreiheit  auch  nicht  immer  als  ein  so  schwerer  Druck  von  den 
Unfreien  selbst  empfunden  wird.  In  den  Ländern  der  Negersclaverei 
zeigt  sich  dies  zum  Theil  noch  heute.  Auch  für  die  im  nächsten 
Abschnitt  betrachtete  Seite  der  Frage  ist  es  wichtig,  hiervon  Act 
zu  nehmen.  Denn  es  erklärt  sich  daraus ,  dass  die  Unfreiheit 
nicht  allgemein  und  überall  die  Leistung  der  Unfreien  so  ausser- 
ordentlich  herabdriickt,  wie  man  vorauszusetzen  pflegt. 

Andrerseits  ist  die  geschichtliche  Thatsnche,  dass  Unfreiheit 
und  Zwang  zu  Diensten  und  Abgaben  an  private  Grosse  und  Cor- 
porationen  oft  aus  mangelndem  Rechtsschutz  hervorgegangen 
ist,  ein  wichtiger  neuer  Beleg  fUr  die  Unentbehrlichkeit  des  Staats 
und  seiner  Functionen  gerade  auch  für  die  unteren  Schichten  des 
Volks,  —  ein  auch  nationalökonomisch  hochwichtiger  Punct  zur 
richtigen  Würdigung  des  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Systems, 
des  Staats  und  speciell  des  Steuerwesens,  ein  Punct,  welchen  auch 
der  neuere  ökonomische  Socialismns  viel  zu  wenig  beachtet  hat. 
(I,  §.  345  ff.,  349,  352  ff.).  Namentlich  die  Zunahme  der  Besteue- 
rung, in  Verbindung  mit  der  Ausdehnung  und  Verbesserang  der 
öffentlichen  Thätigkeiten,  zumal  auf  dem  Gebiet  des  Rechtsschutzes 
(I,  §.  362  ff.),  tritt  in  eine  ganz  andere  Beleuchtung,  wenn  man  sie 
in  diesem  Zusammenhang  betrachtet. 
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2.  AbBchnitt. 
Die  Unfreiheit  als  Arbeitssystem. 

§.  32  [S.  386].  Yorbemeikang.  Die  neuero  Nationalökonomie  hat  die 
Unfreiheit,  wie  schon  bemerkt,  meistens  nur  als  Arbeitssystem  näher  betrachtet 
und  sie  zu  einseitige  als  solches  Temrtheilt  Diese  Einseitigkeit  war  aber  eine 
Consequenz  des  leitenden  Gedankens  der  Smith'schen  Schale:  denn  wenn  wirklich 
das  wirthschaftliche  Selbstinteresse  des  Indi^idaums  so  ausschliesslich  oder  doch  so 
überwiegend  die  treibende  Kraft  in  der  wirthschaftlichen  Thätigkeit  des  Einzelnen 
wäre,  wie  es  diese  Schule  annimmt,  so  Hesse  sich  irgend  eine  auch  nar  leidliche 
Productintät  Ton  Sclarcnarbcit  in  der  That  nicht  voraussetzen.  Der  Fehler  ist  in 
diesem  speciellen  Falle  wie  in  allen  Räsonnements  der  Schule  derselbe:  die  mög- 
liche und  Öfters  thatsächliche  Mitwirkung  anderer  Motife  (siehe  I,  §.  33  ff.) 
wird  unterschätzt  und  die  Beeinflussung  des  wirthschaftlichen  Selbstinteresse 
durch  die  äusseren  Lebensverhältnisse  wird  ignorirt  Dieses  Selbstinteresse  ist  eben 
auch  hier  wieder  keine  so  constante  GrOsse,  wie  im  Räsonnement  der  Schale 
angenommen  wird.  Es  ist  daher  auch  für  diesen  Gegenstand  auf  Erörterungen  wie 
diejenigen  von  Knies  hinzuweisen,  politische  Oekonomle,  1.  A.,  S.  147  ff.  —  Vgl. 
sonst  fUr  diesen  Abschnitt  Bau,  Volkswirthschaftspolitik,  II,  §.19  (auch  fUr  weitere 
Li tteraturan gaben).  Röscher,  Ansichten,  2.  A..  1.  Abschnitt,  besonders  §.  3,  S.  15  ff., 
derselbe,  System  I,  §.  71,  Schäffle,  Gesellschaftliches  System,  3.  Aufl.  II,. §.  270. 
Wiskemann,  a.  a.  0.,  S.  179,  Tucker,  progress  of  the  United  states,  besonders 
p.  111  ff.  und  die  oben  in  den  Litteratamadi weisen  des  §.  25,  besonders  S.  48 
genannten  Schriften  über  nordamericanische  Scla?erei,  besonders  Olmsted, 
Cairnes  p.  HS,  49  ff.  und  über  russische  Verhältnisse,  auch  die  neuere  agrar- 
geschichtliche  Litteratnr  tlber  altrömische  Verhältnisse  (M.  Weber,  a.  a.  0.)  und 
über  die  Entwicklungen  der  älteren  „grundherrschaftlichen*'  in  die  neuere  ,^ats- 
herrschaftliche"  Betriebsweise  auf  dem  Lande  (Knapp,  a.  a.  0.  u.  A.  m.). 

I.  —  §.  33  [206].  Einfluss  der  Unfreiheit  auf  die 
ökonomisch- technische  Leistung  des  Arbeiters.  Der 
allgemeinste  und  schwerste  Einwand  wird  vom  rein  wirthschail- 
lichen  Standpnncte  aus  gegen  die  Unfreiheit  wegen  ihrer  Ein- 
wirkung auf  die  ökonomische  und  technische  Leistung  des  unfreien 
Arbeiters  erhoben.  Man  deducirt  hierbei  zunächst  wieder  wirth- 
schaftspsycbologisch ,  besonders  ans  der  angenommenen  Wirksam- 
keit des  Selbstinteresses,  und  socht  die  nachtheiligen  Schlüsse, 
welche  man  auf  diese  Weise  gewinnt,  durch  die  Erfahrung  zu  be- 
legen. In  der  Hauptsache  sind  diese  Schlüsse  auch  thatsächlich 
richtig  und  werden  sie  namentlich  mit  steigender  Wirthscbafts- 
und  CulturentwickluDg  immer  richtiger,  so  dass  zuletzt  gerade  aus 
dem  ökonomischen,  bez.  dem  ökonomisch-technischen  Standpnncte 
ein  allgemeineres  Verdict  gegen  die  Unfreiheit  im  Ganzen  mit 
Recht  gefällt  werden  kann. 

Kos  eher  und  nach  ihm  Wiskemann  legen  dem  Process  des  Unproductir- 
werdens  der  unfreien  Arbeit  die  bekannte  Schablone  von  der  Reihenfolge  unter,  in 
welcher  die  drei  sogenannten  Productionsfitctoren  Natur,  Arbeit  und  Kapital  die  ror- 
waltende  Bolle  in  der  Wirthschaft,  bezw.  im  Productionsprocess  spielen.  Mit  dem 
Beginn  der  grösseren  Bedeutung  des  Arbeltsfactors  fängt  jener  Process  an,  mit  dem 
Siege  der  Kapital-,  besonders  der  Maschinen  wirthschaft  endet  er.    In  der  Hauptsache 
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richtig,  aber  zu  schablonenhaft  Der  Versuch  Tu  ck  er 's,  die  Ökonomisch  zweck- 
mässige Beseitigung  der  Unfreiheit  mit  der  steigenden  BeyOlkernngsdichtiff- 
keit  in  Beziehung  za  setzen,  enthftlt  auch  ein  richtiges  Moment,  aber  ist  ebenf;ii|8 
ZQ  schablonenhaft,  wie  Bosch  er  schon  nachweist  (Ansichten  S.  21). 

Indessen  kommen  zwei  Umstände  erfahrnngsmässig  in  Betracht^ 
welche  bei  der  Benrtheilung  des  ökonomisch-techniseben  Einflusses 
der  Unfreiheit  nicht  übersehen  werden  dürfen,  weil  sie  diese 
Institution  gerade  als  Arbeitssystem  betrachtet  in  weniger  ungün- 
stigem Lichte  erscheinen  lassen. 

Einmal  zeigt  die  unfreie  Arbeit  in  primitiveren  Wii*th- 
Schaftsverhältnissen  wegen  der  Art  der  hier  überhaupt  gewöhnlich 
aliein  erforderlichen  und  meistens  ausreichenden  Arbeit,  femer 
wegen  der  Mittel,  welche  hier  zur  Anspannung  der  Leistung  des 
Unfreien  verfügbar  sind,  weniger  Mängel,  als  ihr  natnrgemäss  in 
anderen  Verhältnissen  ankleben.  Es  lässt  sich  daher  mit  ihr  unter 
Umständen  doch  ein  ausreichender  technisch -ökonomischer  Effect 
erzielen. 

Sodann  bietet  sich  auch  später  bei  höheren  Anforderungen 
an  die  Qualität  der  Arbeit,  bei  dem  Erforderniss  ganz  anderer 
Art  der  Arbeit,  selbst  wesentlich  geistiger  und  ethischer,  und  bei 
dem  Obwalten  humanerer  Auffassung  des  Unfreiheitsverhältnisses 
ein  erfolgreiches  Hilfsmittel:  die  Zulassung  von  Com  pro  missen 
zwischen  den  practischen  Consequenzen  der  Grundideen  der  Un- 
freiheit und  der  Freiheit.  Dadurch  erfolgt  allerdings  eine  Modi- 
fication  der  Unfreiheit,  welche  mit  deren  innerer  Idee  in  Wider- 
spruch steht.  Aber  die  ökonomischen  und  die  humanen  Bedenken 
gegen  diese  Institution  verringern  sich  durch  solche  Abstufungen 
wesentlich.  Die  längere  Beibehaltung,  häufig  selbst  die  erste  Ent- 
stehung der  Unfreiheit,  die  Wahl  bestimmter  milderer  Formen  der 
letzteren  auch  gleich  anfangs  mitunter  finden  in  einer  solchen  Mög- 
lichkeit der  Modification  der  Unfreiheit  zum  Theil  ihre  Erklärung. 

In  wirthschaftlicher  Hinsicht  ist  es  namentlich  der  üebergang  von  der  Natural- 
zar  Qoldwirthschaft,  die  Aendernng  der  landwirthschaftlichen  Caltaren.  Betriebsweisen, 
Betriebsgrdssen,  die  Entwicklang  des  Städtewesens,  der  grössere  Bedarf  städtisch 
coDcentrirter,  reicherer  Befölkernng  nach  mehr,  mannigfaltigeren  und  feineren  Boden- 
producten,  das  hiermit  und  überhaupt  mit  grösserer  und  dichterer  Be?ölkerung 
zusammenhängende  Beddrfniss  intensiveren  Ackerbaus  und  deshalb  zum  Theil  der 
Kleinguter-  statt  der  Grossgüterwirthschaft,  ferner  das  BedUrfniss  nach  feinerer 
industrieller  und  nach  geistiger  Arbeit  (bessere  Stellung  der  Sclaven  der  Kunst-, 
Kunstgewerbe-  und  geistigen  Arbeit  im  Alterthnm.  üebergang  der  Frohnhofwirthschaft 
in  die  städtische  Zunftarbeit  freier  Bürger),  was  Alles  zusammen  auch  die  Modifica- 
tionen  der  Unfreiheit,  besonders  die  Veränderung,  auch  gleich  die  erste  Bestimmung 
der  rom  Unfreien  geforderten  Leistungen  (Dienste,  Naturalabgaben,  6eldabgaben> 
mit  erldärt 

So  hat  sich  im  römischen  Alterthum  wie  in  der  neuen  Well  in  moderner  Zeit 
die  landwirthschaftliche  Arbeit   durch    eigentliche  Sclaven   bewährt   bei   extensiver 
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Caltnr  und  bei  solchen  Cnlturcn,  wo  ein  massenweises  Zasammenarbeiten  nnd  daher 
über  die  Sclafen  eine  entsprechende  Aufsicht  stattfinden  kann,  zumal  so  lange  eine 
^bssige,  im  Allgemeinen  eine  geringe  Qualität  der  Prodacte,  welche  mit  Sclayenarbeit 
allein  zu  erzielen  ist,  genügt  So  sind  die  eigentlichen  nordamericanischen  Sclarenproducte 
Baumwolle,  Zucker,  Heis,  Tabak  gewesen.  (Vgl.  Bodbertus  über  den  Colonat  a.  a.  0., 
M.  Weber,  römische  Agrargeschichte,  Kap.  4  [Schwierigkeit  der  Sclarenarbeit  im 
Gerealienbau  S.  222} .  Cairnes,  1.  c,  8.  unten  S.  (i6).  Im  europäischen  Mittelalter  und 
bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  waren  „Dienste"',  Frohnarbeiten  ebenfalls  ökonomisch- 
technisch leidlich  ausreichend  bei  Naturalwirthschaft  und  extensiver  Grossgtttercultur 
in  der  Landwirthschaft,  besonders  bei  Eigen-  oder  Pachtbetrieb  aaf  geschlossenen 
Kofgütern  (deutsches  Bittergut).  Ein  System  von  Naturalabgaben  bot  den  Vorzag. 
wenn  zwar  Naturalwirthschaft  vorwaltete,  aber  die  eingelieferten,  an  bestimmton  Stellen 
angesammelten  Producte  vom  Grundherrn  und  den  Seinen,  einschliesslich  des  Gefolges 
u.  s.  w.,  wie  in  den  Zeiten  des  älteren  herumziehenden  Königthnms  auf  den  Villen, 
selbst  verzehrt  wurden :  und  wicdenim,  wenn  eigentliche  Verkehrs wirthschaft,  grösserer 
Absatz,  z.  B.  nach  Städten,  möglich  war  und  die  Pflichtigen  hier  mehr,  mannig- 
faltigeres und  besseres  Product  auf  dem  eigenen  Lande,  als  im  Frohndienst  auf  dem 
Herrenboden  erzielten,  wie  in  den  Verhältnissen  des  römischen  Colonats.  Verwand- 
lung der  Natural-  in  Geldabgaben  war  für  alle  Betheiligten  günstiger  bei  überhand- 
nehmender Geldwirthschaft.  (Manche  Belege  für  die  Entwicklung  bei  Maurer  und 
Waitz,  so  V,  269  ff.)  Analog  die  Entwicklang  der  industriellen  Arbeit  ans  der 
Frohnhofwirthschaft  zum  städtischen  Gewerbe  freier  Handwerker. 

II.  —  §.  34  [207].  Psychologische  Motive,  welche 
die  Höhe  der  Arbeitsleistang  bestimmen.  Um  die  Be- 
deutung und  speciell  die  ökonomischen  Ursachen  und  Wirkungen 
der  vorausgehend  genannten  Umstände,  die  Entwicklung  nnd  Um- 
gestaltung  von  Unfreiheitsverhältnissen  und  der  Wahl  einer  be- 
stimmten Unfreiheits-  und  Abhängigkeitsform,  einer  bestimmten  Art 
des  Dienstleistungs-  und  Abgabenzwangs  von  vornherein  unter 
gegebener  technischer  und  ökonomischer  Lage  richtig  *zu  verstehen, 
ist  es  nothwendig,  wieder  auf  die  psychologischen  Motive  hinzu- 
weisen, von  welchen  die  Höhe  der  Arbeitsleistung  des  einzelnen 
Arbeiters,  abgesehen  von  dessen  Arbeitsfähigkeit,  abhängt.  Gerade 
diese  Motive  erklären  auch  die  innere  ökonomische  Notbwendigkeit 
der  Entwicklung  weiterer  Stadien  unfreier  Arbeit,  der  Wahl  milderer 
Formen  statt  der  schroffsten  Sclaverei,  sowie  des  allmäligen  Ueber- 
gangs  zur  freien  Arbeit.  Zugleich  wird  dadurch  der  Entwicklungs- 
gang in  den  sogenannten  Lohnsystemen  der  freien  Arbeit  und  der 
innere  Zusammenhang  dieser  Entwicklung  mit  der  Behandlung  des 
Arbeiters  im  System  unfreier  Arbeit  aufgehellt.  Es  wird  auf  diese 
Weise  auch  der  wichtige  Nachweis  geliefert,  dass  die  Arbeits-  und 
Lohnsysteme,  vom  Menscheneigenthum  und  Sclaverei  an  bis  zum 
Eigenthum  an  Productionsmitteln  oder  an  Kapital  und  den  modernen 
Lohnsystemen,  bis  zum  Stücklohn  und  selbst  zum  Gewinnantheil, 
zur  industriellen  Theilhaberschaft  und  schliesslich  zur  Productiv- 
genossenschaft  hin,  die  Glieder  einer  grossen  Kette  bilden  und  in 
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einem  viel  engeren  psychologischen  Zusammenhange  stehen ,  als 
gemeiniglich  angenommen  wird  (§.  40). 

Es  handelt  sich  hier  darum,  jene  im  ersten  Theile  (I,  §.  33  ff.) 
analjsirten  Leit-  und  Specialmotive  in  ihrer  Wirksamkeit  bei  un- 
freier Arbeit  verschiedener  technisch-ökonomischer  Art  und  unter 
verschiedenen  Rechtsformen  der  Unfreiheit  und  bei  freier  Arbeit 
unter  verschiedenen  Arten  der  Entlohnung  zu  verfolgen ;  die  psycho- 
logischen Momente  als  die  causalen  mit  den  Gestaltungen  der  Un- 
freibeity  als  den  mit  durch  jene  psychologischen  Momente  bewirkten, 
in  Beziehung  zu  bringen. 

Für  manches  Nähere  ist  hier  in  dieser  3.  Auflage  jetzt  auf  die  AasfUhrangen 
über  die  „Ökonomische  Psychologie*'  im  1.  Theile  zu  ?erweiscn.  In  den  beiden 
früheren  Auflagen  fehlten  diese  und  war  nur  in  §.  207  eine  Uobersicht  über  die 
Motire  bei  der.  Arbeit  gegeben,  welche  hier  jetzt  in  dem  entsprechenden  §.  34  fort- 
fallen konnte.  In  jenen  Ausführungen  ist  auch  auf  die  Verhältnisse  der  Unfreiheit 
bereits  mehrfach  Bezug  gonommen  worden,  namentlich  in  den  §.  87  ff.  bei  der 
Erörterung  des  ..zweiten  egoistischen  Leitmotivs'',  „Furcht  ?or  Strafe  und  Hoffnung 
auf  Anerkennung''.  £s  war  aber  in  den  früheren  Auflagen  ein  Manp^el,  dass  dort 
nur  drei  egoistische  Motive  unterschieden  wurden,  das  vierte:  der  Drang  zur  Be- 
tliätigung  u.  s.  w.  (I,  §.  42  ff.)  fehlte. 

§.35  [208].  —  A.  Die  Unfreiheit  in  primitiveren  Wirth- 
schaftsverhältnissen. 

In  wirthschaftlicher  Hiusicht  ist  die  Unfreiheit  hauptsächlich 
ein  Mittel,  über  fremde  Arbeit  zu  Zwecken  der  Production,  beson- 
ders der  Sachgtitererzeugung,  zu  verfügen.  Sie  kommt  dann  als 
das  Arbeitssystem  erzwungener  Arbeit  in  Vergleich  hin- 
sichtlich ihres  ökonomisch-technischen  Nutzeflfectes  mit  dem  System 
der  freien  Arbeit.  Es  lässt  sich  nun  psychologisch  leicht  ableiten 
und  wird  durch  die  reichste  Erfahrung  bestätigt,  dass  die  er- 
zwungene Arbeit  regelmässig  allgemein  der  freien 
Arbeit  im  Leistungseffect  nachsteht.  Aus  diesem  Grunde 
wird  sie  theoretisch  verworfen  und  mit  der  Fortbildung  der 
Volkswirthschaft  in  der  Praxis  öfters  ohne  jeden  gewaltsamen 
oder  gesetzlichen  Eingriff  durch  die  Concurrenz  der  freien  Arbeit 
verdrängt.  Ein  typisches  Beispiel  dafür  ist  das  immer  weitere 
Zurückweichen  der  Sciaverei  vor  der  freien  weissen  Arbeit  in 
Nordamerica  schon  seit  dem  Ende  des  18.  Jahrhunderts. 

So  war  die  Zahl  der  Sclaven  in  den  Jahren  des  Census: 
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1790  Mazimam  1860 

Pennsylvanien  3JS7  i.  J.  1790  0 

Delaware  8,887      „     1790  1798 

Maryland  103,036     „     1810:  111,502    87,108 

District  Colombia  —         „     1820:      6,377       3,181. 

Die  Abnalime  geht  ?on  Jahrzehnt  zu  Jahrzehnt  regelmässig,  meist  schon  in  den 
ersten  Jahrzehnten  des  Jahrhunderts  so  rasch  Tor  sich,  dus  in  den  meisten  der 
genannten  Staaten  die  Scla?erel  schon  1820,  in  Newyork  1830,  in  New- Jersey  1840 
ganz  unbedeutend  geworden  war.  In  einzelnen  der  Übrigen  Staaten  hielt  sie  sich 
vomemlich  nur  noch  mit  zum  Zwecke  ?on  Zucht  und  Handel  mit  Sclaven.  Die 
Gesammtzahl  der  Sclaired  war  dagegen  von  697,897  in  1790  auf  3,953,587  in  1860, 
die  Zahl  der  freien  Farbigen  war  schon  bis  1840  auf  386,343  von  59,466  in 
1790  gestiegen.  (Siehe  Stein-Wappäns,  Geographie  von  Nordamerica,  1855, 
S.  495;  Andree,  Nordamerica,  S.  455.  Zahlreiche  gute  Beispiele  des  Vergleichs 
zwischen  weisser  und  schwarzer  Arbeit  in  Nordamerica  bei  Olmsted,  z.  B.  Cotton 
Kingdom  II,  383.) 

Dennoch  lässt  sich  für  gewisse  wirthschaftliche  Verhältnisse 
auch  die  unfreie  Arbeit ,  selbst  diejenige  der  Sclaven,- ökonomisch 
und  rein  vom  Standpuncte  des  rechnenden  Producenten  aus,  welcher 
den  Unfreien  bloss  als  Productionsmittel  behandelt,  billigen.  Der 
Beweis  für  diese  Behauptung  erfolgt  mittelst  einer  Analyse  des 
Einflusses  jener  Leit-  und  Speeialmotive  und  wird  wiederum  durch 
die  äussere  Beobachtung  bestätigt. 

Der  geringere  ökonomische  Werth  der  unfreien,  besonders  der  hier  zun&chst 
zu  betrachtenden  SclaFenarbeit  beruht  offenbar  in  aUen  Wirthschaftsstufen  darauf, 
dass  bei  dieser  Arbeit  gewöhnlich  die  früher  (I,  §.  34  ff.,  39  ff.)  als  erstes  und 
drittes  egoistisches  unterschiedenen  Leitmotive,  Yortheil  und  Ehre,  so  gut  wie  gar 
nicht  mitwirken.  Das  erste  Motiv  wird  höchstens  in  der  bei  dem  zweiten  mitspielen- 
den Form  der  Hoffnung  auf  Anerkennung,  das  dritte  Motiv  bei  etwas  humanerer 
Behandlung  der  Sclaven  ein  wenig  mit  wirksam.  Etwas  mehr  mag  öfters  das  „vierte 
egoistische  Motiv",  der  Drang  zur  Beth&tigung,  die  Freude  an  der  Arbeit,  als  Th&tig- 
keit,  und  an  den  Arbeitserfolgen  (I,  §.  42  ff.),  wenigstens  bei  den  meisten  Rechts- 
formen der  Unfreiheit  mit  wirken.  YöUig  fehlen  wird  es  nur  ausnahmsweise,  wie 
bei  härtester  ScIaverei,  individueller  Grausamkeit  des  Hecrn  und  widerwärtigster, 
schwerster  Arbeit.  Kaum  allgemein  stärker  wird  das  fünfte  Leitmotiv  zur  Geltung 
kommen,  das  Pflichtgefilhl  (I.  §.  45  ff.).  Aber  gleichwohl  wird  es  auch  nicht  immer 
fehlen  und  selbst  mächtiger  werden  bei  menschlicherer  Behandlung  der  Cnfreien, 
auch  der  Sclaven,  bei  Aufnahme  derselben  in  den  Familienverband,  in  den  Hausdienst 
(die  Kinderpflege!),  daher  in  patriarchalischen  Verhältnissen  (Alt-Griechenland I),  wo 
zwischen  dem  Unfreien  und  seinem  Herrn  und  dessen  Angehörigen  Liebes-  und 
Sympathiebande  entstehen  und  Kaum  gewinnen.  Dafür  liegen  manche  Erfahrungen  vor. 
Soweit  aber  alle  diese  psychischen  Potenzen  nicht  oder  nicht  genügend  mitwirken, 
muss,  wie  schon  im  1.  Theil  bei  den  dortigen  psychologischen  Erörterungen  abzu- 
leiten war  (I,  S.  95),  um  so  mehr  theoretisch  und  practisch  die  Benutzung  unfreier 
Arbeit  unvermeidlich  in  erster  Linie  auf  das  zweite  egoistische  Motiv,  auf  die 
Furcht  vor  Strenge  und  Strafe,  gestützt  und  demgemäss  zweckentsprechend  ge- 
leitet werden. 

Diese  Betrachtung  führt  aber  somit  dazu,  auch  ein  Zurück- 
greifen auf  die  anderen  Motive  überhaupt  und  selbst  bloss  nach 
den  eigennützigen  Erwägungen  des  bloss  seinen  Vortheil  berech- 
nenden Sclavenbesitzers  für  rathsam  zu  erklären.  So  ist  denn 
auch  in  der  Praxis  allgemein  verfahren  worden,  und  nicht  ganz 
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ohne  Erfolg.  Die  Auffassung  der  Sclaven  als  Sachen  war  doch  stets 
nur  eine  rechtliche  Fiction,  welche  kaum  jemals  vollständig  zur  prac- 
tischen  Geltung  gekommen  ist.  Die  Modificationen,  welche  die  Un- 
freiheit bei  ihrer  Fortbildung  ans  der  Sclaverei  zn  milderen  Formen 
erfährt  y  und  die  Gestaltungen ,  welche  sie  oft  von  vornherein  in 
solchen  milderen  Formen ,  wie  namentlich  bei  bäuerlichen  Änsied- 
lungen,  bei  der  Herbeiziehung  von  ländlichen  Arbeitskräften  zum 
Betrieb  des  Herrenguts  erhalten  hat,  beruhen  wesentlich  auf  dem 
leitenden  Princip,  ausser  oder  neben  der  Furcht  diese  anderen,  die 
ArbeitsleistUDg  beeinflussenden  Motive  auch  im  Interesse  des  öko- 
nomischen Effects ,  dieser  Leistung  mit  in  Wirksamkeit  oder  in 
stärkere  Wirksamkeit  treten  zu  lassen.  Man  folgt  hierbei  den  Er- 
fahrungen mit  der  freien  Arbeit. 

Diese  wird  in  ihrer  Leistung  ?on  dem  ersten  nnd  dem  dritten  Leitmotiv,  that- 
sächlich,  was  besonders  die  Handarbeit  nnd  zum  Theil  überhaupt  die  Arbeit  in  der 
materiellen  Prodnction  anlangt,  wohl  gewöhnlich  überwiegend  von  dem  Motiv  wirth- 
schaftlichen  Vortheils  bestimmt  Aber  das  dritte  Motiv,  Ehrgefühl,  Geltnngs- 
streben,  Eitelkeit,  Fnrcht  vor  Schande  nnd  Missachtang,  wirkt  doch  wohl  mehr  oder 
weniger  nnd  ofunals  stark  mit.  Auch  das  vierte  egoistische  Leitmotiv,  Bethätignngs- 
drang,  Freude  an  Arbeit  nnd  Arbeitsergebniss,  kann  sich  mit  geltend  machen.  Und 
endlich  ist  doch  auch  das  Pflichtgefühl,  znmal  bei  höheren  Arbeitsarten,  Diensten 
(Beamtenthnm ,  Militär,  liberale  Berufe),  aber  doch  auch  bei  materieller  Arbeit, 
niederen  Diensten  (Hausdienst)  ein  erfahrungsmüssig  mitspielender  Factor  von  freilich 
individueU,  Zeitalter-,  volks-,  berufsweise  sehr  verschiedener  Stärke. 

§.  36  [209].  Die  Analyse  dieser  Motive,  welche  den  quanti- 
tativen und  qualitativen  Nutzeffect  der  Arbeitsleistung  bestimmen, 
ermöglicht  es  dann,  wie  in  einer  Formel ,  die  Bedingungen  an- 
zogeben, unter  welchen  die  unfreie  und  selbst  die  Slavenarbeit  der 
freien  Arbeit  im  ökonomischen  Effect  nicht  wesentlich  nachstehen 
wird.  Je  niedriger  nemlich  das  allgemeine  Guitarniveau  des 
Volkes  noch  steht  und  je  weniger  daher  das  erste,  dritte,  vierte 
und  fünfte  Motiv,  —  das  erste,  der  wirthschaftliche  Vortheil,  ins- 
besondere auch  wegen  mangelnder  Rechtssicherheit,  —  auf  die  freie 
Arbeit  vorzugsweise  günstig  wirken;  femer  je  technisch  niedriger 
nach  den  gesammten  materiellen  Verhältnissen  des  Volks  die  Arbeits- 
art auch  der  gemeinfreien  BevölkeruDg  ist,  und  je  geringere  An- 
forderungen eben  deshalb  an  die  Qualität  der  Producte  und  der 
unfreien  Arbeit  gestellt  werden,  also  im  Allgemeinen:  bei  vor- 
waltender Naturalwirthschaft  und  extensiver  Landwirthschaft,  bei 
geringer  Entwicklung  des  Werkzeagkapitals ;  mitunter  aach  in  be- 
sonderen Fällen  in  der  indnstriellen  Arbeit  bei  zweckmässiger 
Leitung  durch  den  Herrn  und  seine  Vertreter  und  bei  dem  Mit 
wirken  anderer  Autoritätsverhältnisse  (mittelalterliche  Kloster-  und 

A.  Wagner,  Orandleguap.  8.  Avil.  2.  ThefL    Volksirirthschaft  n.  Recht.  5 
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Frohnhofswirthschaft,  aber  auch  antike  Oekenwirthschaft,  besonders 
in  Griechenland,  weniger  in  Bona);  endlich  je  rücksichtsloser  nach 
dem  Sittenznstande  des  Zeitalters  die  Strenge  des  Herrn  durch 
Furcht  und  Strafmittel  das  allein  erforderliche  Quantum  roher  Ar- 
beit dem  Unfreien  abpresst:  desto  weniger  rein  ökonomische  Be- 
denken bietet  die  unfreie  Arbeit. 

Wir  finden  dieselbe  daher  besonders  in  solchen  Zeitaltern,  wo  diese  Bedingungen 
zusammentreffen,  z.  B.  in  primiti?en  Verhältnissen,  wo  Natnralwirtbschaft  durchaus 
vorherrscht,  bei  geringer  Volksdichtigkeit  eine  ganz  extensive  Landwirthschaft  aus- 
reicht und  wo  die  paar  wenig  yeredelten  Producte  in  der  Hauswirthschaft  unter  dem 
Auge  des  Herrn  hergestellt  werden.  Die  Grossen  können  hier  den  in  solcher  Lage 
erforderlichen  extensiven  Betrieb  auf  grosseren  Gutem  schwer  anders  als  mit  unfreier 
Arbeit  ausftthren.  Auch  die  moderne  Neger-  und  Plantagensclarerei  fUgt  sich  in  die 
Regel  ein:  sie  lohnte  und  lohnt,  wo  ftlr  rohe  Plantagenprodocte  ein  gewisses  Quantum 
roher  Handarbeit  zur  Noth  ausreichte.  Gerade  die  Abpressung  einer  solchen  Arbeits- 
leistung gelingt  der  Strenge,  die  vor  keinem  Zuchtmittel  zurückbebt  und  nach  Recht 
und  Sitte  in  der  Anwendung  keines  einzigen  gehindert  wird,  selbst  bei  dem  wider- 
spänstigsten  Sclaven,  bei  welchem  keines  der  anderen  Motive  irgendwie  mitwirkt. 
(Siehe  oben  S.  62).  Gairnes  a.  a.  0.  sagt  von  der  Sclavenarbeit:  sie  Iftsst  die 
vollständigste  Organisation  zu,  d.  h.:  it  may  be  combined  on  an  extensive  scale  and 
directed  by  a  Controlling  mind  to  a  Single  end.  Aber  ihre  inhärenten  Mängel  sind: 
it  is  given  reluctantly,  it  is  unsküfuU,  it  is  wanting  in  versatility.  Als  weitere  Be- 
dingungen der  Sclavenarbeit  nennt  er:  Fruchtbarkeit  und  weite  Ausdehnung  des 
Bodens.  Gairnes,  Olmsted,  Helper  u.  A.  m.  theilen  characteristische  Beispiele 
für  die  überlegene  Ck>ncurrenz  der  freien  weissen  Arbeit  selbst  in  .,Sclaven- 
producten*'  wie  der  Baumwolle  mit,  z.  B.  dass  Baumwolle  von  deutschen  Colonisten 
in  Neu  -  Braunfels  im  westlichen  Texas  wegen  der  besseren  Qualität,  sorgfältigeren 
Reinigung  sich  preiswürdiger  als  alles  Sclavenproduct  erwios,  bei  welchem  eben  solche 
Qualität  nicht  zu  erreichen  war  (Olmsted,  Back  country,  p.  347.)  Neuerdings,  nach 
der  Emancipation ,  scheint  der  Neger  immer  mehr  in  kleinbäuerlichen  Pacht-  und 
colonatsähnlichen  Verhältnissen,  wo  der  w^irthschaftliche  Erfolg  ihm  mit  zu  Gute  kommt 
passend  beschäftigt  zu  werden.  —  Auch  die  altrOmischen  Verhältnisse  bestätigen 
das  Gesa^ite.  Die  ungeheure  Härte  gegen  die  Sclaven  bei  der  thatsächlich  fast  un- 
begrenzten Strafgewalt  des  Herren,  die  Auswahl  und  ganze  Behandlungsweise  der 
Sclaven  nach  der  Art  der  ökonomisch-technischen  Thätigkeiten,  die  von  ihnen  verlangt 
wurden,  eine  fein  durchgeführte  technische  Arbeitstheilung,  die  Erweiterung  des  land- 
wirthscbaftlichen  Betriebs  zu  einer  auch  die  Stoffe  selbst  verarbeitenden,  Gewerks- 
producte  liefernden  grossen,  sich  selbst  genügenden  Hauswirthschaft,  der  relativ  leichte 
Ersatz  der  Sclaven  durch  Ankauf  neuer  und  durch  den  wohl  besonders  begünstigten 
Sclavenkinder-Nachwuchs,  —  das  Alles  ermöglichte  doch  eine  sehr  umfassende  Ver- 
wendung der  Sclavenarbeit.  (Vgl.  auch  dafür  Rodbertus  und  M.  Weber  a.  a.  0.. 
letzterer  S.  241  mit  der  richtigen  Bemerkung  gegen  Rodbertus,  über  die  grade  erst 
spätere  Entwicklung  des  „antiken  Oekos*'  auf  den  ländlichen  Grossgrundbesitzungen.) 

Milderung  der  Strenge  mdss  dann,  wenn  nicht  zugleich  eines  der  weiteren 
Motive  wirksam  oder  wirksamer  als  bisher  wird,  nothwendig  den  Effect  der  Arbeits- 
leistung verschlechtern.  Dies  hat  die  Erfahrung  auch  gezeigt,  sowohl  auf  den  Plan- 
tagen „gütiger*^  Herren  bei  der  Negersclaverei  als  bei  Frohnarbeitern ,  welche  die 
Herren  nach  dem  humaneren  Geist  der  neueren  Zeit  milder  behandeln  mussten  und 
welchen  gegenüber  ihr  Züchtigungsrecht  etwa  gesetzlich  beschränkt  wurde.  (Siehe 
Röscher,  System  I,  §.  39  mit  den  Beispielen  und  Belegen  in  den  Anmerkungen.) 

Je  mehr  dann  gleichzeitig  die  anderen  Motive  bei  freier  Arbeit 
wirksam  werden  und  je  mehr  die  Anforderangen  an  die  Qualität 
der  Leistung  steigen,  daher  beim  Uebergang  zur  Geldwirthschaft 
und  zur  intensiveren  Landwirthschaft,  bei  stärkerem  Hervortreten 
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des  Bedürfnisses  nach  besserer  Arbeit  und  bei  überhandnehmender 
Wirthschaft  mit  Werkzeug-  nnd  Maschinenkapital,  bei  wachsender 
Schwierigkeit  der  einheitlichen  Leitung  der  Arbeit  in  der  Land- 
wirthschaft  und  im  Oewerke  von  oben  her:  desto  nachtheiliger 
muss  unfreie  Arbeit  ausfallen.  Denn  hinsichtlich  der  Qualität  der 
Leistung  ist  Strenge  über  eine  nahe  Grenze  hinaus  fast  machtlos: 
es  müssen  hier  andere  Motive  als  blosse  Furcht  zur  Wirksamkeit 
kommen.  Dann  tritt  nothwendig,  wenn  auch  nur  rein  ökonomische 
Zweckmässigkeitsrücksichten  obwalten,  das  zweite  Stadium  in  den 
Verhältnissen  der  Unfreiheit  ein:  es  muss  ein  Compromiss  mit  ihr 
geschlossen,  sie  eben  dadurch  selbst  in  ihrem  Grundwesen  modificirt 
werden;  der  Herr  muss  im  eigenen  Interesse  an  das  Interesse,  an 
den  guten  Willen  und  an  andere  Motive  des  Unfreien  appelliren. 
Auch  die  sorgsamste  Leitung  und  Aufsicht  kann  nicht  ersetzen, 
was  diese  letzteren  Momente  bewirken. 

§,  37  [210].  —  B.  Die  Modification  der  Unfreiheit  auf 
b  ö  h  e  ren  Wirthschaftsstafen. 

Mit  der  Fortentwickluog  der  Volkswirthschaft  und  Cultur  ändern 
sich  somit  nothwendig  jene  Bedingungen,  unter  welchen  die  un- 
freie Arbeit  ökonomisch  haltbar  ist  und  erfolgreich  mit  freier  Ar- 
beit concurrirt.  Theils  führt  die  Veränderung,  Vervielfältigung  und 
Verfeinerung  der  Bedürfnisse  und  Güter  zu  anderen  Arbeitsarten, 
theils  wird  allgemein  eioe  bessere  Qualität  der  Arbeitsleistung  ver- 
langt. Beides  hängt  wieder  mit  der  Einbürgerung  der  Geldwirth- 
schaft  und  mit  der  Eutwicklnng  intensiveren  Ackerbaues  und  der 
Technik  im  Werkzeugkapital  zusammen.  In  beiden  Fällen  reicht 
wenigstens  die  gewöhnliche  Sclavenarbeit,  von  welcher  nur  durch 
Furcht  und  Strenge  ein  gewisses  Quantum  von  Leistungen  erpresst 
wird,  nicht  aus.  Bleibt  trotzdem  die  Unfreiheit  oder  das  System 
gezwungener  Arbeit  bestehen,  so  nöthigen  auch  innere  ökonomische 
Gründe  neben  etwaigen  anderen  Umständen  mit  zu  einer  Um- 
gestaltung der  Unfreiheit  in  der  Weise,  dass  jene  anderen  Motive, 
welche  den  Willen  des  Arbeitenden  bestimmen,  zweckentsprechend 
mit  wirksam  werden.  So  entsteht  auch  wieder  mit  unter  wirth- 
schaftlichen  Einflüssen  eine  mildere  Sitte  in  der  Behandlung  der 
Sclaven  und  ein  andres  Recht  der  Unfreiheit.  In  diesem  weicht 
immer  mehr  die  Auffassang  des  Unfreien  als  Sache  derjenigen, 
wonach  er  als  Mensch  mit  einer  in  bestimmter  Weise  beschränkten 
persönlichen    Freiheit    und    beschränkten  Vermögensräbigkeit    be- 
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handelt  wird^).  Durch  eine  Reihe  von  Mittelgliedern  hindurch 
entwickelt  sich  schliesslich  die  volle  persönliche  Freiheit,  wiederum 
wesentlich  mit  unter  dem  Impuls  des  ökonomischen  Bedürfnisses, 
wie  sehr  auch  der  äussere  Verlauf  der  Erscheinung  durch  zufällige 
geschichtliche  Verhältnisse  und  durch  politische,  religiöse  und 
philosophische  Anschauungen  mit  bestimmt  wird  und  vielleicht  selbst 
allein  bestimmt  zu  werden  scheint. 

Diesen  Entwicklnngsprocess  der  Unfreiheit  bedingt  anf  der  einen  Seite  nament- 
lich das  Bedttrfnibs  intendi?erer  Boden bearbeitnng,  mannigfaltigerer,  ge- 
schickterer  Arbeits-  nnd  Kapitalverwendnng  aof  den  landwirthschaftlichen 
Boden^;  anf  der  anderen  Seite  das  BedUrfniss  grosserer  Arbeitstheilnng. 
mehr  indiridnalistischer,  feinerer  Arbeitsqnalität  in  der  Stoff?eredlang« 
grösserer  Yerselbständigung  der  dazu  dienenden  Unternehmungen  und  Los- 
trennang  derselben  von  der  gewöhnlichen  Haaswirthschaft,  mehr  Hervortreten  des 
Werkzengkapit^,  Entwicklang  ond  Anflösnng  der  antiken  Oeken-,  der  mittelalterlichen 
Frohnhofwirthschaft*).  Diese  Umgestaltungen  gehen  aus  grösserer  Volksdichtigkoit, 
höherem  Beichthnm,  feinerer  Cultnr,  besserer  Technik,  neuer  und  vermehrter  Arbeits- 
theilung  hervor,  sind  wie  deren  Wirkungen,  so  umgekehrt  auch  wieder  deren  Voraus- 
setzungen und  lassen  sich  in  der  Formel  zusammenfassen:  Uebergang  von  der 
Naturalwirthschaft,  als  vorherrschende  Eigen  gewinnung  derGater  (I.  §.  188. 189  , 
zur  Verkehrs-  und  G e  1  d wirthschaft  mit  entwickelter  Arbeitsgliederung,  aber  auch 
Absatz  an  Dritte  nach  Aussen^). 

Der  volkswirthschaftliche  Fortschritt  ruft  so  einen  Process 
des  allmäligen  Unproductivwerdens  der  unfreien,  ge- 
zwungenen Arbeit  hervor.  Dieser  Process  aber  vollzieht  sich 
durch  eine  successive  Modification  des  Wesens  der 
Unfreiheit  oder  m.  a.  W.  durch  immer  weitere  Verleihung 
von  Persönlichkeitsrechten  an  die  Unfreien. 


^)  Uebcr  Milderung  der  deutschen  Leibeigenschaft  siehe  Maurer,  Frohnhöfe 
U,  91,  lY,  494,  499;  Waitz,  V,  259,  266,  272  if.,  289;  Sugenheim,  besonders 
die  Entwicklung  in  Frankreich,  S.  79  ff. 

*)  Vgl.  besonders  Rodbertus  in  HildebrandVJahrbttcher  II,  207,  212  ff.,  236, 
damit  aber,  berichtigend  wie  bestätigend,  M.  Weber,  a.  a.  0.,  das  ganze  Kapitel  IV, 
aber  die  Schicksale  des  l&ndlichen  römischen  Arbeiterstandes ,  S.  272  ff.  Deutsche 
Historiker,  wie  z.  B.  Maurer,  betonen  diese  Ökonomischen  Seiten  zu  wenig,  die 
neueren,  besonders  die  Wirthschaftshistoriker  thun  es  mit  Recht  mehr  (Lamprecht, 
Bucher,  t.  Inama-Sternegg  U.A.). 

')  Vgl.  die  genannte  Litteratur  Über  mittelalterliches  Gewerbewesen,  Frohnhof- 
wirthschaft,  Entstehung  der  freien  Innungen,  Gilden,  Handwerkerzünfte  (Schön- 
berg,  Gierke,  Stieda,  Schmoller,  Brentano  u.a.m.). 

*)  Die  Arbeitstheilnng  ist  nicht  das  allein  maassgebende  Moment,  sie  bestand 
z.  B.  innerhalb  der  einheitlichen  Oeken-  und  sp&teren  Frohnhofwirthschaft  auch  schon, 
wenn  auch  in  anderer  Weise,  als  Product  der  nach  einem  Plane  ?on  oben  einwirken- 
den Herren- Autorität,  nicht,  wie  später,  als  Ergebniss  yon  freien  wirthschafUichen 
Bestrebungen.  Das  entscheidende  Moment  ist  die  zur  Arbeitstheilnng  hinzukommende 
regelmässige  Production  ftlr  den  Absatz  an  Dritte,  an  ausserhalb  der  eigenen  Wirth- 
schaft stehende  Personen,  bezw.  Wirthschaften.  Das  hat  namentlich  Bücher  mit 
Recht  in  den  Vordergrand  geschoben  und  zum  Classificationsmorkmal  gemacht.  Siehe 
seine  „Entstehung  der  Yolk&wirthschaff*. 
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§.  38  [211].  Die  Gestaltung  dieses  Processes.  Die 
EntwickluDg  ^)  geht  nicht  leicht  irgendwo  ununterbrochen  vorwärts, 
weil  eine  Menge  anderer  Gesichtspuncte,  Ideen  und  Interessen 
mit  einwirkt  und  zufällige  geschichtliche  Ereignisse  bei  einem  be- 
stimmten Volke  ihren  Einfluss  austlben.  Aber  daraus  ergeben  sich 
doch  nur  Verschiedenheiten  im  Einzelnen  und  in  der  Zeitdauer 
der  Entwicklungsphasen.  Femer  wird  auch  nur  in  seltenen  Fällen 
jenem  ökonomischen  Princip  bewusst  Rechnung  getragen.  Aber 
die  Ideen,  welche  die  Veränderung  verursachen,  lassen  sich  doch 
deutlich  mit  auf  jenes  ökonomische  Princip  zurückführen ,  obwohl 
nicht  nur  die  Nächstbetheiligten ,  die  Sclavenherren ,  die  Grond- 
herren,  die  sich  emancipirenden  Unfreien,  sondern  selbst  die 
Gesetzgeber,  die  Historiker  und  die  Philosophen  die  innere  be- 
wegende ökonomische  Ursache  der  Umgestaltungen  vielleicht  nicht 
erkennen. 

Die  Entwicklung,  welche  wir  geschichtlich  in  einem  be- 
stimmten Volke  verfolgen  können,  vollzieht  sich  endlich^)  auch 
nicht  immer,  ja  sogar  nur  selten  in  der  Weise,  wie  es  hier 
zum  Zweck  der  theoretischen  Analyse  hypothetisch 
voraasgesetzt  wurde:  dass  nemlich  zuerst  eigentliche  Sclaverei 
vorangeht,  als  schärfste  Form  der  Unfreiheit,  mit  der  Auffassung 
des  Sclaven  als  „beseeltes  Besitzthum^'')  und  mit  so  gut 
wie  ausschliesslicher  Geltendmachung  des  Motivs  der  Furcht  im 
Sclaven,  und  dass  sich  aus  der  Sclaverei  alsdann  die  milderen 
Formen  der  Unfreiheit  allmälig  entwickeln,  wie  die  Leibeigenschaft, 
die  Gebundenheit  an  die  Scholle,  die  Hörigkeit,  die  Guts-  und 
Erbnnterthänigkeit,  die  blosse  Frohnarbeitspflicht,  die  unbegrenzte, 
die  begrenzte  in  bestimmt  bemessenen  Diensten  der  und  der  Art, 
des  und  des  Umfangs,  zu  der  und  der  Zeit. 

Dieser  Verlauf  zeigt  sich  aUerdings  in  einem  geschichtlich  wichtigen  und  gerade 
ökonomisch  sehr  lehrreichen  Beispiel,  das  far  diese  Fragen  als  Typus  dienen  kann, 
nemlich  in  der  Entstehung  des  römischen  Colon ats  aus  der  älteren  Scla?erei, 
wenigstens  wie  sie,  allerdings  nicht  unbestritten,  Kodbertas  auffasst.    &)iehe  Bod- 


*)  Vgl.  auch  für  die  methodologische  Seite  der  Frage  die  genannte  Abhandlung 
FOD  Rodbertus,  die  ihren  Werth  gerade  in  dieser  Beziehung  behalten  möchte, 
auch  wenn  ihre  Ergebnisse  sich  nicht  alle  als  haltbar  erweisen. 

*)  Gegenüber  der  Betrachtungs-  und  Behandlnngweise  solcher  Dinge  bei  manchen 
historischen  Nationalökonomen,  die  auch  hier  die  Heraussch&lung  des  Typischen  yer- 
meiden  und  für  fehlerhaft  oder  für  zu  gewagt  halten,  gebe  ich  das  vollständig  zu 
und  habe  es  schon  früher  gethan  (2.  Aufl.,  S.  395).  Aber  in  der  Weise,  wie  im 
Text  geschehen,  glaube  ich  die  Ausführungen  aufrecht  halten  zu  dürfen. 

^)  Wie  bei  den  Griechen  oder  wie  Aristoteles  sagt  (Pol.  I,  6),  der  Sclare 
sei  wie  ein  für  sich  bestehender  beseelter  Theil  des  Herrn. 
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bertas  ».  a.  0.  über  den  Colooat.  Die  Ansichten  der  Historiker  sind  allerdings 
getheilt,  besonders  was  die  arsprttngliche  Entstehanfc  des  Golonats  anlangt.  Auch 
nmfasst  der  Ausdruck  wohl  zeitlich  und  Ortlich  nicht  immer  genan  dieselben 
Personen,  sowohl  sich  hebende  Sclaven,  als  erblich  angesiedelte,  mit  dem  Gute  ver- 
bundene und  dafür  zn  Frohndiensten  yerpflichtete  Freie.  (Vgl.  t.  Savigny,  über 
den  römischen  Golonat  in  den  Berliner  Akademie -Abhandlungen  1822,  1S23,  später 
Ton  ihm  modificirt  in  seinen  Vermischten  Schriften,  1850,  IL  Pnchta,  Institutionen, 
n,  458.)  Die  BeweisfUhmng  7on  Kodbertus,  dass  znm  Golonat  haoptäächlich 
führte  „der  Uebergang  ans  der  Latifundlenwirthschaft  in  die  Parcellen-  und  Zwerg- 
wirthschaft,  der  sich  in  der  Zeit  zwischen  dem  älteren  und  jüngeren  Plinius  so 
machte,  dass  die  Grundbesitzer  Parcellen  ihrer  bisherigen  Grossgüter  an  eigene  Sclaren 
gegen  Naturalpacht  überliessen^*  (a.  a.  0.  S.  207),  und  die  weiteren  Erörterungen 
über  Adscripticii  u.  s.  w.  sind  wohl  landwirthschaftlich  und  national- 
ökonomisch sehr  überzeugend.  Auch  Puchta  S.  461  betrachtet  den  Golonat  als 
Mittel,  „den  Eifer  und  die  Betriebsamkeit  der  unfreien  Arbeiter  anzuspornen,  den 
Herren  aber  eine  erheblichere  Rente  7om  Gute  xu  sichem'\  Andre,  wie  Zumpt, 
Huschke,  Sarigny  erklären  sich  gegen  die  Entstehung  des  Golonats  aus  dem 
Inneren  des  römischen  Rechtslebens  und  f  ü  r  die  Ableitung  aus  wiederholten  Ansied- 
lungen  nach  Land  rerlangender  Barbaren  in  den  römischen  Pro?inzen.  (Siehe 
Rudorff's  Zusatz  zu  Puchta,  IL  462.)  Y^l.  auch  Heisterbegk's  genannte  Schrift 
über  die  Frage  und  darüber  Schäffle  s  Recension  in  der  Tüb.  Zeitschr.  1877, 
S.  171 — 184.  Heisterbegk  verwirft  die  Rodbertus'sche  Theorie  und  sucht,  höchst 
umsichtig,  die  Entstehung  und  Ausbreitung  des  Golonats  in  den  Provinzen,  dann  auch 
in  Italien  mit  den  Steuerrerhältnissen  des  Römischen  Reichs  und  mit  dem  die  letzteren 
berührenden  Interesse  der  agrarischen  Bodencultur  in  Verbindung  zu  bringen. 
Schäffle  stimmt  ihm  bei.  Mommsen  führt  den  Ursprung  des  Golonats  auf 
ßarbarenansiedlungen  unter  Marc  Aurel  zurück,  worin  ihm  M.  Weber  (a.  a.  0.  S.  260) 
indessen  nicht  völlig  beistimmt.  Dieser  Autor  hält  vielmehr  das  Rechtsverhältniss 
der  Colonen  auch  sonst  für  rechts-  und  wirthschaftshistorisch  erklärlich.  Er  sieht  in 
den  Colonen  „erblich  auf  dem  Gute  sitzende,  zwischen  kleinen  Bauern  und  Tage- 
löhnern ungefähr  die  Mitte  haltende,  abhängige  Landwirthe''  (S.  250),  die  sich  von 
den  Gutssclaven  unterscheiden,  meint  aber,  dass  sich  sonst  kaum  etwas  Allgemeines 
über  die  Stellung  der  Goloni  zum  Gutsherrn,  den  thatsächlich  bestehenden  Grad  der 
Abhängigkeit  und  die  socialen  Verhältnisse  der  coloni  sagen  lasse  (S.  272).  Siehe 
Weber  s  Arbeit  für  die  ganze  Frage,  besonders  S.  248  ff. 

Aber  bei  den  HauBScIaven  nnd  bei  deDJenigen  SclaveD,  welche 
zu  höheren  häuslichen ,  pädagogischen,  geistigen ,  zu  industriellen, 
ktlnsüerischen ,  wissenschaftlichen  Functionen  verwendet  werden 
sollen,  bildet  gewöhnlich  von  vornherein  schon,  factisch  nach  der 
Sitte  oder  selbst  rechtlich,  ein  Compromiss  zwischen  der  Auf- 
fassung des  Sdayen  als  Sache  und  als  Mensch  den  Anfang  der 
Entwicklung. 

Ferner  beginnen  die  Beziehungen  der  Unfreiheit  zur  Boden- 
bearbeitung, welche  im  Ganzen  doch  die  practisch  wichtigsten 
Fälle  jener  Institution  in  der  Geschichte  umfassen,  gar  nicht  immer 
mit  der  Bebauung  des  Herrenlandes  mittelst  eigentlicher  Sclaven- 
arbeit.  Häufiger  wird  vielmehr  Herrenland  bei  unseren  europäischen 
Culturvölkern,  besonders  im  Mittelalter,  an  Unfreie  oder  an  unfrei 
werdende  Freie  mit  der  Verpflichtung  dieser  Personen  zu  Diensten 
auf  dem  Herrengute  und  zu  Abgaben  aus  dem  Ertrage  des  eigen 
bewirthschafteten    Bodens    tiberlassen    (Colonen  System).     Dabei 
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richtig,  aber  zu  schablonenhaft  Der  Versuch  Tncker's,  die  Ökonomisch  zweck- 
mässige Beseitigung  der  Unfreiheit  mit  der  steigenden  BeTölkerungsdichtif?- 
keit  in  Beziehung  zu  setzen,  enthält  auch  ein  richtiges  Moment,  aber  Ist  ebenf^i» 
zu  schablonenhaft,  wie  Röscher  schon  nachweist  (Ansichten  S.  21). 

Indessen  kommen  zwei  Umstände  erfahrnngsmässig  in  Betracht, 
welche  bei  der  Benrtheilung  des  ökonomisch-technischen  Einflusses 
der  Unfreiheit  nicht  übersehen  werden  dürfen ,  weil  sie  diese 
Institution  gerade  als  Arbeitssystem  betrachtet  in  weniger  ungün- 
stigem Lichte  erscheinen  lassen. 

Einmal  zeigt  die  unfreie  Arbeit  in  primitiveren  Wirtb- 
schaftsverhältnissen  wegen  der  Art  der  hier  überhaupt  gewöhnlich 
allein  erforderlichen  und  meistens  ausreichenden  Arbeit ,  femer 
wegen  der  Mittel ,  welche  hier  zar  Anspannung  der  Leistung  des 
Unfreien  verfügbar  sind,  weniger  Mängel,  als  ihr  natnrgemäss  in 
anderen  Verhältnissen  ankleben.  Es  lässt  sich  daher  mit  ihr  unter 
Umständen  doch  ein  ausreichender  technisch -ökonomischer  Effect 
erzielen. 

Sodann  bietet  sich  auch  später  bei  höheren  Anforderungen 
an  die  Qualität  der  Arbeit,  bei  dem  Erforderniss  ganz  anderer 
Art  der  Arbeit,  selbst  wesentlich  geistiger  und  ethischer,  und  bei 
dem  Obwalten  humanerer  Auffassung  des  Unfreiheitsverhältnisses 
ein  erfolgreiches  Hilfsmittel:  die  Zulassung  von  Compro missen 
zwischen  den  practischen  Consequenzen  der  Grundideen  der  Un- 
freiheit und  der  Freiheit.  Dadurch  erfolgt  allerdings  eine  Modi- 
fication  der  Unfreiheit,  welche  mit  deren  innerer  Idee  in  Wider- 
spruch steht  Aber  die  ökonomischen  und  die  humanen  Bedenken 
gegen  diese  Institution  verringern  sich  durch  solche  Abstufungen 
wesentlich.  Die  längere  Beibehaltung,  häufig  selbst  die  erste  Ent- 
stehung der  Unfreiheit,  die  Wahl  bestimmter  milderer  Formen  der 
letzteren  auch  gleich  anfangs  mitunter  finden  in  einer  solchen  Mög- 
lichkeit der  Modification  der  Unfreiheit  zum  Theil  ihre  Erklärung. 

In  ▼irthschaftlicher  Hinsicht  ist  es  namentlich  der  Ueborgang  ?on  der  Natural- 
zur  Geldwirthschaft,  die  Aenderong  der  landwirthscbaftlichen  Cultaren.  Betriebsweisen, 
BetriebsgrOssen,  die  Entwicklung  des  Städtewesens,  der  grössere  Bedarf  städtisch 
concentrirter,  reicherer  Bevölkerung  nach  mehr,  mannigfaltigeren  und  feineren  Boden- 
producten,  das  hiermit  und  überhaupt  mit  grösserer  und  dichterer  Bevölkerung 
zusammenhängende  Bedttrfniss  intensiveren  Ackerbaus  und  deshalb  zum  Thcil  der 
Kleingttter-  statt  der  GrossgUterwirthschaft,  ferner  das  BedUrfniss  nach  feinerer 
industrieller  und  nach  geistiger  Arbeit  (bessere  Stellung  der  Sclaven  der  Kunst-. 
Kunstgewerbe-  und  geistigen  Arbeit  im  Alterthum,  Uebergang  der  Frohnhofwirthschaft 
in  die  städtische  Zunftarbeit  freier  Btlrgor),  was  Alles  zusammen  auch  die  Modifica- 
tionen  der  Unfreiheit,  besonders  die  Veränderung,  auch  gleich  die  erste  Bestimmung 
der  Tom  Unfreien  geforderten  Leistungen  (Dienste,  Naturalabgaben,  GeldabgabcnV 
mit  erklärt 

So  hat  sich  im  römischen  Alterthum  wie  in  der  neuen  Welt  in  moderner  Zeit 
die   landwirthschaftliche  Arbeit   durch    eigentliche  Sclaven   bewährt    bei   extensiver 
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den  Zuständen  der  Unfreiheit  —  in  der  Richtung  immer  weiterer 
Modification  des  eigentlichen  Wesens  der  Unfreiheit  —  nach- 
gewiesen wird,  so  darf  dies  nicht  so  veistanden  werden ,  als  ob 
wir  in  der  Geschichte  der  Unfreiheit  auch  nur  bei  einem  be- 
stimmten Volke  jenen  Entwicklungsgang  im  Einzelnen  und  in  einer 
ganz  festen  historischen  Reihenfolge  genau  wiederfinden  müssteu. 
Das  wird  nicht  leicht  der  Fall  sein,  aber  es  ist  auch  hier  nicht 
das  Entscheidende,  d.  h.  nicht  das,  was  uns  allein  berechtigte, 
von  einer  solchen  Entwicklungstendenz  des  Verhältnisses  zu  sprechen. 
Dies  liegt  vielmehr  darin,  dass  wir  bei  einem  Volke,  in  welchem 
die  Unfreiheit  als  Arbeitssystem  besteht,  unter  dem  hervortretenden 
concreten  Bedtlrfniss  nach  bestimmten  Arten  von  Arbeit  —  bald 
der  landwirthschaftlichen  Arbeit  in  extensiverem  Grossgüterbetrieb, 
bald  in  intensiverem  Kleinbetrieb,  bald  industrieller,  bald  liberaler 
Berufsarbeit,  bald  häuslicher  Dienste  verschiedenster  Art  —  regel- 
mässig diejenige  Form  der  Unfreiheit  auf  die  Dauer  Geltung 
gewinnen  sehen,  welche  ökonomisch  hier  die  geeignetste  ist, 
weil  sie  neben  oder  statt  der  blossen  Furcht  mit  Erfolg 
andere  Motive  zur  Arbeit  in  den  Unfreien  wachruft.  Bei  aller 
Verschiedenheit  im  Einzelnen  findet  sich  denn  auch  eine  grosse 
Aehnlichkeit  in  den  typischen  Grundztlgen  der  Entwicklung  oder 
der  nach  dem  obwaltenden  ökonomischen  Bedtlrfniss  geordneten 
Gestaltung  der  Unfreiheit  in  der  antiken  Welt,  besonders  bei  den 
Römern,  im  Mittelalter  bei  den  Germanen  und  Romanen,  und 
noch  bis  in  die  neueste  Zeit  bei  den  Slaven,  besonders  den  Gross- 
russen. 

Vgl.  die  Litteratnr  in  den  Nachweisungen  des  §.  25.  Ein  gensneres  Eingehen 
auf  die  geschichtlichen  Verhältnisse  der  Unfreiheit  zur  näheren  Dorchführang  des 
Vergleichs  ist  hier  nicht  möglich  und  nicht  nöthig.  Vomemlich  ist  auf  die  Agrar- 
geschichte  zu  venreisen.    Für  einige  Hauptpuncte  s.  u.  §.  41. 

§.39  [212].  —  C.  Negersclaverei.  Fast  in  jeder  Hinsicht 
zeigt  nur  die  Negersclaverei  der  europäischen  Golonieen  in  der 
neuen  Welt  ein  andres,  ungünstigeres  Bild  und  wenig  Spuren  einer 
Entwicklung^).    Beides,  besonders  das  Letztere,  erklärt  sich  wohl 


^)  Gefehlt  hat  dieselbe  dennoch  nicht,  auch  u.  A.  in  Nordamerica  nicht,  wie 
denn  selbst  hier  ein  gewisser  Eigenthumserwerb  der  Negersclaven,  einige  freie  Zeit 
fttr  eigenes  Arbeiten,  sogar  die  unten  in  §.  41  unter  Nr.  4  erwähnten  Abfindnngs- 
rerträge  zwischen  Herrn  und  Sclaren  rorkamen.  S.  Andree,  Nordamerica,  S.  456. 
Siehe  f(lr  die  heutige  Negerfrage  in  den  Vereinigten  Staaten,  mit  Fielen  für  die  hier 
behandelten  Puncto  bemerkenswerthen  Ausfuhrungen  F.  Ratzel,  politische  und  wiith- 
schaftliche  Geographie  der  Vereinigten  Staaten  ?on  Nordamerica.  2.  Aufi.  München 
1893,  besonders  Kapitel  X,  S.  261,  291  ff. 
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ans  dem  verhältnissinässig  kurzen  Bestand  der  Insti- 
tution und  aus  dem  tiefen  Kacenunterschied  zwischen 
Herrschern  und  Beherrschten^). 

Kar  sasnahmsweise  war  ein  solcher  Unterschied  anderswo  vorhanden.  Gewöhn- 
lich stammten  auch  hei  den  Alten  selbst  die  Sclaven  zwar  ?on  anderen  „barbahschen'% 
aber  nicht  ?on  so  weit  in  Cultnr,  Sitte  nnd  Verwandtschaft  fernen  Völkern  ab,  be- 
sondeis  was  die  Masse  der  Scla?en  betrifft*).  Die  sonstige  unfreie  Bevölkerung 
war  aber  vollends  theils  nur  die  ontere  Glasse  dos  eigenen  Volis  der  Herren,  theils 
die  unterworfene  Urbevölkerung  des  Landes,  mit  welcher  der  einwandernde,  erobernde 
Uerrenstamm  allm&lig  zn  einem  neuen  Volke  verschmolz.  Für  eine  solche  Ver- 
schmelzung zwischen  Weissen  als  den  Herren  und  den  Nef^em  fehlte  bisher  schon 
die  hinlängliche  Zeit,  selbst  abgesehen  von  der  schwierigen  Ueberwindung  des  Racen- 
Unterschieds  und  der  problematischen  Möglichkeit,  ein  neues  Mischvolk  aus  Weissen 
und  Negern  zu  bilden.  Die  wirklichen  oder  vermeintlichen  Einflasse  des  Klimas 
auf  die  Arbeitsfihigkeit'),  die,  mit  Recht  oder  Unrecht,  jedenfalls  einmal  weit  ver- 
breitete Annahme  von  einem  tieferen  Stande  der  geistigen  Fähigkeiten 
der  Negerrace^)  hemmten  ebenfalls  eine  Modification  des  Negersclavcnrechts.  Der 
selbst  bis  in  die  neueste  Zeit  nicht  genügend  unterdrückte  grossartige  Sclavenhandel 
endlich  machte  es  möglich,  gerade  bei  Arbeitsarten,  bei  welchen  es  nur  auf  die  Ab- 
Pressung  eines  gewissen  Quantums  rohester  physischer  Kraftleistung  ankam,  wie  bei 
den  Massenproducten  des  Plantagengrossbetriebs,  nach  dem  Gesichtsponcte  rein 
ökonomischer  Berechnung  die  Sclaven  sich  unmenschlich  einfach  „aufarbeiten*"  zu 
lassen.  Wie  sehr  aber  auch  die  Negersclaverei,  wo  sie  in  Goncurronz  mit  freier 
weisser  Arbeit  trat  und  wo  es  allmälig  mehr  auf  Qualität  als  auf  die  blosse 
Quantität  der  Leistung  anzukommen  begann,  trotz  der  grausamsten  Strenge  ökonomisch 
unzureichend  wurde,  dafür  liefert  die  schon  erwähnte  ZurUckd rängung  der  Sclaverei 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerica  und  liefern  significante  Beispiele  selbst 
bei  Hauptproducten  der  americanischen  Sclaven-Plantagenwirthschaft,  wie  der  Baum- 
wolle, einen  überzeugenden  Belegt). 

§.40  [213].  —  D.  Es  ist  mithin  Milderung  und  Um- 
gestaltung der  Unfreiheit,  ökonomisch  betrachtet, 
dasMittel,  unfreie,  erzwungene  Arbeit  leistungs-  und 

*)  Letzteres  hebt  auch  Tocqueville  besonders  hervor  (dcmocratie  II,  302).  Bei 
der  Sclaverei  der  Alten  hätte  es  sich  vorncmlich  um  die  Veränderung  des  Gesetzes, 
bei  derjenigen  der  Modernen  um  die  Veränderung  der  Sitten  gehandelt,  um  die 
Sclaven  zu  erheben.  (Siehe  auch  Gairnes  S.  67  ff.)  Ausser  jenem  Moment  wird 
auch  von  ihm  das  Wachsthum  des  Handels,  wodurch  grössere  Nachfrage  nach 
rohen  Producten  der  Sdavenarbeit  hervorgerufen,  und  der  Sclavenhandel  als  er- 
schwerend fttr  die  Negersclavenfrage  erwähnt 

*)  Tocqueville  a.a.O.  nimmt  wohl  zu  weitgehende  Bacengleichheit  zwischen 
Herren  und  Sclaven  im  Alterthum  an.  Vgl.  dagegen  die  Daten  über  die  Abstammung 
der  Sclaven  in  Griechenland  bei  BUchsenschUtz  (S.  117  ff.)t  die  meisten 
griechischen  Sclaven  waren  Barbaren.  Aehnlich  in  Bom,  z.  B.  massenhaft  klein« 
asiatische  Sclaven.  (Siehe  auch  Bücher,  S.  96  ff.,  Wiskemann,  S.  132  ff., 
Weber,  S.  242  ff.) 

*)  Von  Olmsted  passim  vielfach,  Gairnes  p.  35,  Helper  impending  crisis 
29S  ff.,  Tocqueville  u.  v.  a.  m.  wurde  die  Unmöglichkeit  freier  weisser  Arbeit  in 
den  früheren  nordamericanischen  Sclavenstaaten,  wegen  des  heissen  Klimas,  immer 
bestritten. 

^)  Siehe  Th.  Waitz,  Anthrop.,  II,  229  ff.,  I,  968  ff.,  der  einen  specifischen 
Unterschied  der  Kacen  in  geistiger  Hinsicht  bestreitet.    Vgl.  auch  Ratzel  a.  a.  0. 

*)  S.  0.  die  Bemerkungen  und  Daten  in  §.  206 — 207.  besonders  Olmsted  und 
Cairnes.  Jetzt  nach  der  Aufhebung  der  Sclaverei,  wie  bemerkt,  Uebergang  des 
Grosaplantagenbetriebs  mit  in  Parcellen-,  Pacht*  und  ähnliche  Verhältnisse  des  Betriebs 
bei  den  freien  Negern,  wo  auch  wieder  psychologische  Momente  mitspielen. 
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verwendungsfähiger  zu  machen.  In  der  rohesten  Sclaverei 
wird  nur  die  thierische  Seite  des  Sclaven,  seine  physische  Kraft 
und  seine  Fortpflanznngsfahigkeit,  in  Anspruch  genommen  ^).  Mehr 
und  mehr  muss  die  seelische  und  geistige  Seite  des  Sclaven  vom 
Herrn  ausgenutzt  werden:  mit  daher  dann  in  Sitte  und  Recht  die 
Umgestaltung  der  Unfreiheit,  um  dem  ökonomischen  Bedürfniss  ge- 
mäss die  anderen  Motive,  welche  die  Leistung  unter  dem  Impulse 
der  Arbeitslust  bestimmen,  in  Wirksamkeit  treten  zu  lassen.  Dar 
durch  sollte  die  Leistung  eben  dem  veränderten  höheren  Wirth- 
schaftszweck  gemäss  in  ihrem  quantitativen  und  besonders  in  ihrem 
qualitativen  Nutzeifect  gesteigert  werden. 

Die  Mitwirkung  der  christlichen  Kirche  im  Mittelalter  zur  Milderang  und 
Aufhebung  der  Unfreiheit  ist  freilich  nicht  süsser  Acht  zu  lassen.  (Vgl.  7.  Maurer, 
FrohnhOfe,  II,  $0.)  Aber  auch  ihr  Einfluss  wurde  darch  solche  Ökonomische  Momente 
unterstützt.  Wenn  man  ferner  bedenkt,  dass  die  Kirche  selbst  so  viele  Unfreie  besass 
nnd  auch  ihr  der  Verkauf  eigener  Leute  ohne  das  Gut,  also  die  Behandlung  ihrer 
Leute  als  Waare,  noch  besonders  ?erboten  werden  musste  (siehe  7.  Maurer,  Frohn- 
hOfe, II,  89,  mit  dem  Citat  aus  einem  Edict  von  1031),  so  wird  man  jenen  Einüoss 
der  Kirche  auch  nicht  ttbersch&tzen.    (Siehe  auch  Waitz,  V,  2B6.) 

Es  ist,  wie  schon  oben  angedeutet  wurde  (§.  34) ,  nicht  nur 
zur  ökonomischen  Würdigung  des  Systems  erzwungener  Arbeit, 
sondern  auch  zur  richtigen  Würdigung  der  verschiedenen  Lohn- 
Systeme  bei  der  freien  Arbeit  und  der  Angriffe,  welche  von 
socialistischer  Seite  z.  B.  das  Stttcklohnsystem  und  die  industrielle 
Theilhaberschaft  erfahren  haben,  wichtig,  diesen  leitenden  öko- 
nomischen Gesicbtspunct  des  „rechnenden  Arbeitgebers '^  zu  er- 
kennen. 

Er  l&sst  sich  in  der  That  wie  der  rothe  Faden  durch  die  ganze  Reihe  der 
Arbeits-  und  Lohnsysteme  ?on  der  Sclarerei  bis  zur  Gewinn stbetheilung  des  Arbeiters 
▼erfolgen:  fortschreitend  werden  immer  mehr  und  geeignetere  Mittel  angewandt,  um 
anfangs  durch  Furcht  und  Strenge,  dann  durch  Anregung  des  Interesses,  des  Ehr- 
und  des  Pflichtgeftlhls,  auch  der  Arbeitsfreude  des  Arbeiters  ein  Maximum  quanti- 
tativer und  qualitativer  Leistung  zu  erzielen.  Gewiss  liegt  dies  nicht  nur  im  Interesse 
des  Besch&ftigers  der  Arbeit,  sondern  kommt  auch  der  Steigerung  und  Verbesserung 
des  Productionsertrags  und  dadurch  der  Gesammtheit  der  Bevölkerung  zu  Gute.  Mög- 
licher und  wahrscheinlicher  Weise  liegt  es  auch  im  Interesse  des  Arbeiters,  vom 
Sclaven  bis  zum  modernen  Fabrikarbeiter,  hinsichtlich  seines  Antheils  an  jenem 
Ertrage  und  seiner  socialen  Stellung  und  humanen  Behandlung.  Ob  und  wieweit 
aber  in  Wirklichkeit  der  Arbeiter  eine  ökonomische  und  sociale  Verbesserung  an 
und  fUr  sich  und  verglichen  mit  seinem  Beschäftiger  auf  diese  Art  erlangt, 
das  hängt  jedenfalls  nicht  allein  von  dieser  seiner  quantitativ  und  qualitativ  ge- 
steigerten Leistung  ab.  wie  man  zu  voreilig  zu  behaupten  pflegt.  Unter  den  Neueren 
hat  namentlich  wieder  Rodbertus  in  seiner  Forderung,  dass  Einrichtungen  getroffen 


')  Siehe  Weber  S.  40,  mit  dem  Citat  aus  Co  1  um  eil  a,  der  empfiehlt,  die 
Sclaven  grundsätzlich  bis  zur  totalen  Erschöpfung  arbeiten  zu  lassen,  so  dass  sie  nur 
noch  an  den  Schlaf,  nicht  an  andere  Dinge  denken.  Eb.  Begünstigung  der  Kinder- 
erzeugung, Prämien  fur  Weiber  dabei,  zeitweilige  Arbeitsfreiheit,  selbst  Freilassung. 
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vürden,  um  den  Arbeitslohn  mindestens  im  Verh&ltniss  des  geste)g:crten 
ProdnctionsertrafTs  der  Yolkswirthschaft  mit  steigen  zn  lassen,  hier  am  Sch&rfsten 
den  schwachen  Ponct  des  Systems  der  freien  Goncurrenz  bezeichnet  (Siehe  Grund- 
legung I,  S.  740.) 

Wie  weit  in  einer  rein  socialistischen  Organisation  der  Production  und  Yer- 
theilnng  die  die  Höhe  und  Güte  der  Arbeitsleistungen  bestimmende  Motivation  freilich 
zweckentsprechend  wirksam  gemacht  werden  könnte,  bleibt  die  grosse  Frage.  Darüber 
ist  im  1.  Theil  ebenfalls  schon  gehandelt  worden,  —  mit  dem  Ergebniss,  dass  der 
blosse  Recors  auf  Arbeitsfreude,  Ehr-  und  Pflichtgefühl  schwerlich  ausreichen, 
daher  das  Motiv  des  wirthschaftlichen  Vortheils  würde  in  Kraft  bleiben  oder  auf 
das  Motiv  der  Furcht  um  so  mehr  würde  zurückgegriffen  werden  müssen  (siehe  I, 
S.   110,  §.  49 — 51  und  mehrfach  im  ganzen  Kap.  1  des  1.  Buchs). 

An  dieser  Stelle  ist  nur  darauf  hinzuweisen ,  dass  der  Ent- 
wicklungsprocess  in  den  Verhältnissen  der  Unfrei- 
heit seine  auf  demselben  ökonomisch-psychologischen 
Princip  beruhende  Fortsetzung  in  den  Lohnsystemen 
der  freien  Arbeit  findet.  Diese  letzteren  und  die  Unfreiheits- 
zustände  können  sich  daher  in  manchen  Puncten  gegeoseitig  zur 
Erklärung  dienen. 

Es  ergiebt  sich  daraus  auch,  welches  hohe  practische  Interesse  für  die  wichtigste 
sociale  und  wirthschaftliche  Frage  der  Gegenwart  sich  noch  an  die  ökonomische 
Analyse  der  Unfreiheit  als  Arbeitssystem  anknüpft.  Damit  rechtfertige  ich  auch  die 
von  A.  Held  bemängelte  eingehende  Behandlung  der  Unfreiheit  hier  in  der 
Grondlegung. 

III.  —  §.  41  [214].  Die  Phasen,  welche  die  Modifi- 
cationen der  Unfreiheit  durchlaufen.  Davon  verdienen  fol- 
gende aus  dem  ökonomischen  Gesichtspuncte  besondere  Beachtung. 

Vgl.  für  die  griechische  Sciarerei  besonders  Büchsenschütz,  a.  a.  0., 
für  die  römische  Puchta.  Institutionen,  M.  Weber,  S.  238, 242, 271  und  passim 
sonst,  für  die  so  mannigfach  abgestuften  Unfreiheitsverhältnisse  im  germanischen 
Mittelalter  ?.  Maurer  und  G.  Waitz,  r.  Inama-Sterncgg,  Lamprecht,  für 
neuere  Zeiten  Knapp,  für  die  russische  Leibeigenschaft  Tschitscherin 
und  die  weiteren  oben  S.  47  ff.  genannten  Schriften,  für  africanische  Ver- 
hältnisse Post,  a.  a.  0.,  I,  88,  95  ff.,  106  ff.,  111,  mit  rielem  Detail,  freilich  aus 
rerschiedenen  Stämmen,  so  dass  schwer  zu  bestimmen  ist,  wie  weit  gewisse  Grund- 
sätze allgemeiner  gelten  oder  Singularität  sind.  Doch  zeigen  sich  überall,  in  Betreff 
der  Entstehung,  der  verschiedenen  Arten  und  Grade  der  Unfreiheit,  der  Rechte  und 
Pflichten  von  Herren  und  Unfreien,  in  den  Einzelheiten  betreffs  der  Rechtsfähigkeit, 
der  ehelichen  Verhältnisse  bemerkenswerthe  Aehnlichkeiten  zu  den  europäischen 
Verhältnissen  der  Unfreiheit.  Wieder  ein  Beweis  für  die  Macht  des  ., Allgemein- 
Menschlichen"  einem  Rcchtsprincip  wie  der  Unfreiheit  gegenüber.  Es  ist  nicht  zu 
vergessen,  dodS  es  sich  für  uns  bloss  um  die  Hervorhebung  der  typischen  Gestal- 
tungen handelt,  während  sich  die  Verhältnisse  im  Einzelnen  natürlich  sehr  verschieden 
in  der  Geschichte  eines  concreten  Volks  heraus  und  weiter  bilden,  wohl  nirgends 
mannigfaltiger  als  im  Mittelalter,  besonders  bei  den  Germanen.  Im  Folgenden  daher 
nur  Beispiele  als  Beleg. 

1.  Eine  Milderung  der  Sclaverei  und  das  erste  Mittel,  zu 
welchem  man  statt  und  neben  der  Furcht  und  Strenge  greift,  be- 
steht gewöhnlich  darin,  dass  Belohnungen  in  Aussicht  gestellt 
werden. 
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Es  ist  characteristiscli,  dass  schon  die  Alten  hier  namentlich  die  HotfnnDg  aof 
Freilassung  als  Mittel  empfehlen,  um  bessere  Leistung  des  Unfreien  zu  erlangen, 
bei  römischen  Sciarinnen  selbst  betreffs  der  Zahl  der  Geburten  und  der  Auferziehung 
der  Kinder,  obgleich  selbst  ein  Aristoteles  sogar  eine  principieUe  Rechtfertigung 
der  Sclaveroi  ausgesprochen,  indem  er  sie  auf  einen  Katurunterschied  der  herrschen- 
den und  beherrschten  Menschen  zurückführen  und  damit  tiefer  begründen  wollte. 
Aristoteles,  Polit.  I,  5.  Ganz  dieselben  Anschauungen  wieder  bei  den  nord- 
americanisclien  Baumwolllords,  s.  Wiskcmann,  Sclarerei,  S.  135  und  ?.  Holst  passim. 

2.  Weitere  MiJderungen  der  Sciaverei,  —  ebenso  viel 
AbweichaDgen  von  ihrer  inneren  Idee,  als  Zugeständnisse,  dass 
man  mit  der  Strenge  nicht  ausreicht,  sondern  andere  Motive 
wirksam  machen  muss,  —  bestehen  in  der  Anerkennung  gewisser 
persönlicher  Rechte^)  und  gewisser  Vermögensrechte*) 
des  Unfreien;    er  wird   also  nicht  mehr  rein  als  Sache  behandelt. 

So  wird  er  geschützt  gegen  seinen  Herrn,  dem  das  Becht,  den  Unfreien  zu 
tOdten  oder  ihn  grausam  zu  behandeln,  genommen  oder  beschränkt  wird^).    Die  ehe- 


^)  So  bei  den  Sclaren  in  Born:  „sie  werden  erstens  als  Sachen  behandelt: 
insofern  stehen  sie  im  Eigenthum;  zweitens  als  Menschen:  insofern  sind  sie  zu- 
gleich der  Potestas  unterworfen."  (Puchta,  Instit,  HI,  J45,  H,  434.)  —  üeber 
die  Sclaven  in  Griechenland  und  ihre  Auffassung  als  Menschen  siehe  Büchsen- 
schütz  (S.  143).  —  Im  Mittelalter  wirkte  besonders  die  christliche  Beligion  und 
Kirche  in  dieser  Hinsicht  günstig.  Die  alte  strenge  Knechtschaft  milderte  sich  und 
eine  Menge  neuer  Unfreiheitsformen  kam  auf,  bei  welchen  von  einem  völligen  Fehlen 
von  Persönlichkeitsrecbten  von  vornherein  keine  Bedo  war.  Waitz  resumirt  für  die 
Periode  des  9. — 12.  Jahrhunderts  (V,  28V)):  es  hat  zunächst  unter  der  landbauenden 
Bevölkerung,  besonders  in  den  Besitzungen  der  geistlichen  Stifter,  eine  Aus- 
gleichung der  bestehenden  Bechtsuntorschiede  stattgefunden,  im  Grossen  und  Ganzen 
angeschen  in  der  Bichtung,  dass  sich  ein  Zustand  milderer  Hörigkeit,  die  auf 
Zinspflicbt  theils  der  Person,  theiis  der  Güter  beruhte  und  mannigfache  Ab- 
stufungen hatte,  zwischen  die  alte  Freiheit  und  die  bäuerliche  Knechtschaft  einge- 
schoben, jene  grossentheils  beseitigt,  aber  auch  diese  in  nicht  geringem  Umfange 
absorbirt.  —  Die  älteren  Verhältnisse  der  eigentlichen  Knechte  (Gholopen)  in 
Bussland  siehe  bei  Tschitscherin  (Staatswörterbuch,  VI,  394). 

^)  Von  besonderer  Bedeutung  ist  hier  die  Ausbildung  des  peculinm  des 
Sciaven  bei  den  Bömern  (siehe  z.  B.  Puchta,  Instit.,  III,  56,  145).  Das  peculinm 
war  ein  dem  Sciaven  übergebeues  oder  ein  ihm  von  seinem  Erwerb  übcrlassenes 
Vermögen,  welches  rechtlich  nicht  aus  dem  Vermögen  des  Herrn  ausgeschieden  war. 
daher  z.  B.  vom  Gläubiger  des  letzteren  als  Befriedigungsobject  in  Anspruch  genommen 
werden  konnte,  aber  doch  ^.wie  ein  besonderes  Vermögen  vom  Sciaven  besessen  and 
verwaltet  werden  sollte''.  Ueber  das  peculium  des  Colonen  siehe  eb.  II,  45S.  Auch 
iuGriechenland,  spociell  in  A  t  h  e  n  ist  jedenfalls  ein  besondres  Vermögen  von  Sciaven 
vorgekommen,  besonders  durch  eigenen  Erwerb,  wenn  es  auch  der  Herr  jederzeit 
entziehen  konnte.  (Büchsenschütz,  163.)  —  Am  Sciaven  oder  eigentliclien  Knecht 
hatte  der  Herr  auch  in  späterer  Zeit  in  Deutschland  noch  wahres  Eigenthum 
(v.  Maurer,  Frohnhöfe,  II,  85;  Waitz,  V,  191)  und  war  förmlicher  Sclaven- 
handel  im  Schwünge  (cb.  192),  wo  denn  auch  von  einer  Vermögensfähigkeit  im 
rechtlichen  Sinn  beim  Unfreien  nicht  zu  sprechen  ist.  Aber  die  meisten  Unfreien 
kamen  im  Mittelalter  in  eine  mildere  Form  der  Abhängigkeit,  hier  bestand  dann 
durchweg  eine  wonngleich  durch  die  Bechte  des  Herrn  mehr  oder  weniger,  schliess- 
lich oft  nur  noch  unwesentlich  beschränkte  Vermögensfähigkeit  des  Unfreien. 

'}  Das  Becht,  den  Unfreien  zu  züchtigen,  besteht  wohl  allgemein  für  den 
Herrn,  wo  einmal  Unfreiheit  in  irgend  einer  Form  vorhanden.  Es  ist  im  Mittelalter 
ein  Kriterien  für  das  Vorhandensein  von  Unfreiheit  (Waitz,  V,  199).  Das  Becht. 
den  Unfreien  zu  t  öd  ton,   besteht   regelmässig   nur  bei  Sciaverei  und  auch  hier 
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liehe  Verbindung  des  Unfreien  und  sein  Familienverband  ^),  sowie  ein  Anrecht  auf 
die  Ton  ihm  erworbene  fahrende  Habe,  allmälig  auch  ein  Erbrecht ''),  zunächst  ein 
Intestaterbrecht  für  seine  Familie,  dann  mitunter  selbst  ein  testamentarisches  Erb- 
recht^) wird  anerkannt.  Verträge  tlber  Vermögensverhältnissc  und  Leistungen  zwischen 
dem  Unfreien  und  seinem  Herrn,  sogar  über  den  Loskauf  aus  der  Unfreiheit^), 
kommen  vor.  Das  Erbrecht  des  Herrn  wird  immer  mehr  beschränkt,  um  nach  und 
nach  auf  eine  Formalität  zusammen  zu  schrumpfen'^). 

3.  Am  Bemerkenswerthesten  entwickelt  sich  wieder  das  Unfrei- 
heitsverhältniss  im  Zasammenhang  mit  dem  ländlichen  Grund- 
eigentbnm  und  seiner  Bearbeitung^). 

gewöhnlich  nur  in  frtlherer  Zeit.  Beseitigung  desselben  in  Athen  und  Schutz 
des  Sclaren  gegen  Misshandlungen  Fremder  und  bedingt  des  Herrn  (s.  Btlchsen- 
schütz,  151  ff.,  15$).  In  Rom  ähnliches  Vorgehen  unter  den  Kaisern,  (Puchta, 
II,  435,  I,  525  ff.  Lex  Petronia  gegen  willkührlichen  Gebrauch  der  Sclaven  zom 
Thierkampf).  —  In  Bussland  auch  bei  den  alten  Knechten  das  Tödtungsrecht 
zweifelhaft  (Tschits  eher  in,  S.  394). 

^)  In  Griechenland  hing  die  Entscheidung  ganz  vom  Herrn  ab  (Büchsen - 
schütz,  164).  In  Rom  ebenso.  Die  Sclavenehe  heisst  contubernium.  Ungeregelt 
blieb  freilich  Vieles;  mehr  eheartiges  festes  Verhältniss  beim  Villicus,  nicht  bei  den 
ländlichen  Sclaven  (Weber  S.  239).  Staatssclayen  wahrscheinlich  mit  freien  Frauen 
in  Ehe  (Mommsen,  römisches  Staatsrecht,  I,  253).  Im  deutschen  Mittelalter 
vielfach  ein  Recht  des  Herrn,  die  Ehe  zu  genehmigen,  beansprucht,  selbst  bei  den 
<^£reien)  Censualiaten ,  dafür  dann  die  Abgabe  „Beddemund'*  (vadimonium)  (Waitz, 
V,  236  ff.).    Africanische  Verhältnisse,  Post,  I,  109. 

')  Waitz  (S.  241),  hält  es  für  mOglich,  dass  der  Herr  früher  ein  allgemeineres 
Erbrecht  auch  bei  Zinsleutcn  besass,  das  später  beschränkt  wurde,  besonders  auf  die 
raie  der  Eben  mit  Fremden. 

")  In  Rom  ist  es  allerdings  dne  Singularität  geblieben,  dass  die  Staats- 
solaren  über  die  Hälfte  ihres  Vermögens  durch  Testament  verfügen  konnten. 
CFuchta,  II,  436,  Mommsen,  Staatsrecht,  I,  253).  Mommsen  meint,  dass  das 
jährliche  Verpfiegungsgeld ,  welches  den  Staatssclaven  (nebst  eigener  Wohnung  auf 
Öffentlichem  Boden)  gewährt  ward,  sich  nicht  wesentlich  von  einer  Besoldung  unter- 
schied. Ueber  die  griechischen  Staatssclaven  Büchsenschütz  (S.  166),  nach 
welchem  in  Athen  ihre  äussere  Lage  wenig  von  der  der  MetOken  verschieden  ge- 
wesen sei. 

^)  Man  kann  die  eigenthUmliche  Lage  der  römischen  statuliberi  auch  für 
solche  Verhältnisse  wohl  als  Beispiel  anfahren  (Puchta,  II,  437).  Die  unten  unter 
Nr.  4  im  Text  erwähnten  Abfindungsverträge  gehören  auch  hierher.  Wie  weit  aller- 
dings von  einer  Geltendmachung  eines  solchen  Vertrags  vor  Gericht  und  demnach 
wie  weit  von  einem  eigentlichen  Recht  zu  sprechen  ist,  mnss  nach  den  concreten 
Verhältnissen  des  Landes  und  der  Zeit  entschieden  werden.  Bei  der  Sclaverei  ist 
ein  solches  Recht  kaum  zu  constatiren.  —  Im  Mittelalter  finden  sich  vielfach 
genaue  Festsetzungen  der  Dienste  und  Abgaben,  deren  Verletzungen  Seitens  des 
Herrn  wenigstens  bei  gewissen  Classen  von  Abhängigen,  wie  den  (von  Waitz  aller- 
dings nicht  zu  den  eigentlichen  Unfreien  gerechneten)  Censualisten,  auch  auf  gericht- 
lichem Wege  schon  früh  wieder  gut  gemacht  werden  konnten  (siehe  Waitz,  V,  257). 
Auch  in  Russland  Loskäufe  nicht  selten.  Ebenso  unter  den  africanischen 
volkern  jährliche  Taxen  des  Unfreien  an  den  Herrn  und  Loskauf  rorkommend  (Post, 
II,  88.  111). 

^)  Eine  solche  ist  thatsächlich  Öfters  das  Mortuarium  (Todfall)  geworden, 
dessen  Beziehung  zum  Erbrecht  des  Herrn  allerdings  auch  in  den  älteren  deut- 
schen Verhältnissen  vielfach  noch  unklar  ist.  Ein  Anspruch  auf  den  ganzen  Nach- 
läse, dann  auf  grossere  Quoten,  schliesslich  auf  einzelne  Stücke  des  Nachlasses 
scheint  mehrfach  die  Entwicklung  zu  sein.  (Vgl.  auch  Waitz,  V,  247,  über  den 
auf  der  Person  ruhenden  Todfall.  ZOpfl,  II,  168,  Beseler,  Privatrecht,  2.  Aufl., 
S.  777.) 

•)  Vgl.  besonders  Waitz,  V,  261  ff,  283  ff.  Rodbertus  über  den  Colonat. 
Weber,  a.  a.  0. 
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Das  ökonomische  BedUrfoiss  zeigt  sich  hier  besonders  deutlich  als  cansa  xnovens. 
Die  ScUrerei  geht,  etwa  wie  im  römischen  Golonat,  in  eine  Art  schoUeupflichtiger 
Leibeigenschaft  oder  fester  Gutszngehörigkeit  ttber*)  oder  die  Unfreiheit  nimmt  von 
vornherein  und  endgültig  noch  mildere  Formen,  wie  in  der  neueren  nordostdeotschen 
Erbunterthänigkeit,  an.  *)  Die  innigere  wirthschaftliche  und  rechtliche  Verbindung  mit 
dem  Grundei^^onthum  enthält  nur  scheinbar  eine  weitere  Herabdrttckung  der  Lage 
des  Unfreien,  der  hier  zum  Appendix  des  Bodens  wird.  In  Wahrheit  kommt  der 
Rechtssatz,  dass  die  Leute  nur  mit  dem  Boden  zusammen  veräussert,  verpfändet 
werden  können,  dem  Unfreien  selbst  in  socialer  und  ökonomischer  Hinsicht  zu  Gute. 
Seine  Leistungen  fur  den  Herrn  hören  dann  allmälig  auf,  unbeschränkt  zu  sein,  rein 
nach  der  Willktlhr  des  Herrn.  Sie  verwandeln  sich  in  nach  Menge  und  Art  bestimmt 
begrenzte  Arbeitsleistungen  auf  dem  Felde  des  Herrn  und  in  ebenso  begrenzte 
Katuralabgaben  von  dem  Boden,  welchen  der  Unfreie  etwa  zur  Nntzniessung  über- 
lassen erhalten  hat.  Auch  persönliche  Dienstleistungen  erlangen  ihre  Begrenzung. 
Der  Unfreie  erhält  ein  Kecht  an  seiner  fahrenden  Habe,  die  er  selbst  erworben. 
Auch  ein  Erbrecht  daran,  anfangs  mit  weitgehenden  Beschränkungen  durch  vor- 
gehende Rechte  des  Herrn  an  der  Hinterlassenschaft,  bürgert  sich  für  die  Familie 
ein  und  dieses  Familienerbrecht  verdrängt  wieder  das  Herrenerbrecht  oder  beschränkt 
dessen  practische  Bedeutung  auf  ein  Minimum.  Wichtiger  noch  ist  es,  dass  das 
Kotzniessnngsrecht  des  Unfreien  an  dem  ihm  uberlassenen  Boden  eine 
immer  festerere  Gestalt  annimmt.  Die  willkührliche  Ausweisung  seitens  des  Herrn 
fällt  fort  oder  wird  beschränkt  und  eine  Art  Erbpacht  entsteht  Beispiele: 
abhängiges  Land  der  Fiscaliuen,  zu  erblichem  Recht;  Hausbesitz  derselben  in 
den  Städten  zu  Erbzins  (Waitz,  Y,  211).  Unbebautes,  in  Gultor  zu  nehmendes 
Land  auf  Erbzins  gegeben  (eb.  274).  —  Beim  Tode  des  Unfreien  bleiben  dann  wohl 
noch  Rechte  des  Herrn  auf  das  Land  selbst  bestehen,  aber  dieselben  werden  durch 
immer  mehr  sich  vermindernde  Abgaben  ersetzt.  (Ueber  das  Mortuarinm  als  auf  dem 
Jjand  liegende  Abgabe  siehe  Waitz,  277.)  Die  Ablösungsgesetzgcbung  unsrer  Tage 
oudlich  macht  den  ehemals  Unfreien  zum  Eigenthümer  und  beseitigt  in  den  Frohnden 
und  Naturalabgaben,  Mortuarien  u.  s.  w.  die  letzten  Reste  der  Unfreiheit,  und  zwar 
wiederum,  neben  anderen  und  höheren  socialpolitischen  und  sittlichen  Gründen,  auch 
mit  aus  dem  ökonomischen  Grunde,  um  möglichst  die  Bodenproduction  zu  steigern 
und  deswegen  das  eigene  Interesse  des  Bebaucrs  anzuregen,  wie  sich  z.  B.  besonders 
in  der  Beseitigung  der  Zehntlasten  bei  und  wegen  intensiverer  Bewirthschaftung  zeigt, 
weil  der  Zehnte  als  Quotenabgabe  vom  Rohertrage  (nicht  bloss  als  Robertragsabgabe, 
wie  manche  feste  andere  Grundabgaben)  gerade  bei  intensiverem  Betrieb  in  Ver- 
hältniss  zum  Reinerträge  progressiv  wächst. 

^)  Siehe  oben  S.  6S,  besonders  Rodbertus  und  Puchta,  a.  a.  0.,  besonders 
II,  458,  anderseits  aber  Heisterbe gk.  Die  Colonen  sind  Menschen,  welche  mit  einem 
Grundstück  zum  Behuf  der  Cultur  desselben  untrennbar  verbunden  sind.  Sie  sind  in 
beschränkter  Weise  rechtsfähig,  aber  gewissermaassen  Sclaven  des  Grundstücks.  Das 
Verhältniss  zum  Gute  vermittelt  die  Unterwerfung  di^s  Colonen  unter  den  Herrn. 
W'enn  auch  in  einer  Hinsicht  Sclave,  steht  der  Colone  doch  zum  Herrn  in  andrer 
Hinsicht  auf  dem  freien  Fuss  eines  Verpflichteten  in  Beziehung  auf  den  jährlichen 
Kanon,  dessen  Höhe  vertragsmässig  oder  nach  Herkommen  festgesetzt  wird.  Wegen 
widerrechtlicher  Erhöhung  muss  der  Colone  gegen  den  Herrn  vom  Gericht  gehört 
worden.  —  Auch  Freie  konnten  in  Italien  durch  gerichtlich  bestätigten  Vertrag 
Colonen  werden.  Siehe  Weiteres  in  der  oben  genannten  Litteratnr  über  Colonat, 
jetzt  auch  Weber,  a.  a.  0.  —  Ueber  die  Vieldeutigkeit  des  Ausdrucks  Colonus  im 
früheren  deutschen  Mittelalter  siehe  Waitz  (V,  200  ff.),  freie  und  unfreie  Colonen. 
—  Ueber  die  interessanten  russischen  Verhältnisse  siehe  Tschitscherin. 

*)  Der  sprachliche  Ausdruck  giebt  auch  hier  nicht  immer  genau  an,  welches 
Rechtsverhältniss  vorliegt  Der  amtliche  preussische  Ausdruck  „Leibeigenschah'' 
(Landrecht  und  sonst  im  IS.  Jahrhundert),  selbst  in  ungünstigerer  Lage  der  Bauern 
(Pommern),  bedeutet  wesentlich  nur  (Erb)-Unterthänigkeit,  daher  mit  dem  Unterschied 
von  der  Sclaveroi:  „1)  der  Erbunterthan  ist  nicht  als  Person  veränsserlich,  er  gehön 
zum  Gute  und  wechselt  nur  mit  dem  Gute  seiner  Herren;  2)  er  hat  Privatvermögen, 
auch  da,  wo  der  ihm  übertragene  Landbesitz  unerblich  ist''  (Knapp,  Handwörter- 
buch, II,  188). 
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4.  Zu  den  cbaracteristischsten  Fällen  der  Regelang  des  Verhält- 
nisses zwischen  dem  Herrn  und  dem  Unfreien ,  mit  der  deutlich 
aasgesprochenen  Tendenz,  das  Motiv  des  wirthschaftlichen  Vor- 
theils,  ähnlich  wie  beim  Freien,  im  Interesse  des  Herrn  beim 
Uofreien  wirksam  werden  zu  lassen,  gehören  die  „Abfindnngs- 
vertrage",  —  wie  man  das  Verhältniss  wohl  bezeichnen  kann  — , 
durch  welche  dem  Unfreien  gegen  Zahlung  einer  Abgabe  an 
den  Herrn  eine  fast  völlig  freie  Verfügung  über  seine  Leistungen 
eingeräumt,  er  also  zur  grösstmöglichen  Verwerthung  der  letzteren 
angespornt  wird.  Unter  Umständen  kann  sich  daraus,  ähnlich  wie 
bei  starken  Steuern,  die  Nothwendigkeit  einer  im  Vergleich  zur 
freien  Arbeit  selbst  gesteigerten  Leistung  des  Unfreien  ergeben. 

F&IIe  der  Art  sind  in  der  alt^^echischen  Sclaverei,  wie  in  der  modernen  rassi- 
schen Leibeigenschaft  rorgekommen ,  hier  wie  dort  wohl  besonders  bei  Unfreien  in 
der  indostrieilen  und  kaufmännischen  Arbeit.  Selbst  bei  der  Kegersciaverei  findet 
sich  hier  and  da  AehuHchcs.  In  Griechenland  avafpOQa,  in  Rossland  Special- 
fall  des  Obrok.  Bei  den  Bömem  den  Sclaven  in  den  Städten  mitunter  auch  Ge- 
schäftsbetrieb (Verkanf  von  Waaren)  anf  eigene  Rechnung  gestattet  (Weber  S.  277). 
Bei  Negern  Andree  a.  a.  0.  Auch  in  mittelalterlichen  Verhältnissen  vorge- 
kommen, so  Ablösung  der  Dienste  gegen  Geld  bei  Liten  (Waitz,  Y.  206),  in  der 
1.  Hälfte  des  11.  Jahrhunderts  im  Gambrai'schen  bei   Fiscal  inen  (ebenda  S.  213). 

Wieweit  alle  solche  Modificationen  der  Unfreiheit  ein  eigent- 
liches Recht  bilden,  für  das  eventuell  selbst  ein  gerichtlicher 
Schutz  in  Anspruch  genommen  werden  kann,  das  lässt  sieb  nicht 
allgemein  bestimmen^).  Hierin  weichen  die  Verhältnisse  der  ein- 
zelnen Völker  und  der  Zeitalter  wohl  untereinander  mehr  ab,  als 
in  der  materiellen  Seite  jener  Modificationen:  begreiflieb ,  weil  in 
letzterer  das  rein  menschliche  Moment  mehr  zur  Geltung  kommt. 
Für  die  ökonomische  Auffassung  ist  es  aber  auch  nicht  der  ent- 
scheidende Punct  in  Bezug  auf  die  Würdigung  des  Verhältnisses, 
ob  und  wie  weit  formelles  Becht  oder  mächtige  Sitte  die  Unfreiheit 
modificirt,  zamal  in  Zeitaltern,  wo  die  Sitte  mannigfach  ein  mäch- 
tigerer Factor  ist  als  das  Recht,  welches  sich  hier  doch  immer  nur 
Schwer  geltend  machen  lässt  ^). 

IV. —  §.42  [215].  Abschluss  der  Entwicklung.  Ihren 
formellen  Abschluss  findet  die  immer  tiefer  greifende  Modificatiou 
der  Unfreiheit  alsdann  durch  den  schliesslichen  völligen  U  eber- 
gang  zur  persönlichen  Freiheit,   den  die  Gesetzgebung 

^)  Selbst  der  Colone  hatte  in  Rom  ein  Klagrecht  nur  bei  widerrechtlicher 
Erhöhung  der  Abgabe  und  bei  Verbrechen  des  Herrn.  In  Rassland  hatte  der  Leib- 
eigene bis  in  die  neueste  Zeit  kein  Rlafcrecht  Regen  den  Herrn.  Tschitscherin.S.  407. 

«)S.  ?.  Maurer,  Frohnhöfe.  II,  SS  ff. 
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in  der  Emancipation  oder  allgemeinen  Aufhebung  der  persön- 
lichen Unfreiheit  als  Rechtsinstitat  decretirt:  öfters  —  und  häufig 
in  ökonomischer,  mitunter  selbst  in  socialer  und  sittlicher  Hinsicht 
am  Besten  —  erst  dann,  wenn  die  ökonomischen  Voraussetzungen 
zweckmässiger  Verwendung  der  unfreien  Arbeit  verschwunden 
sind.  Das  Ergebniss  des  Processes  des  Unproductivwerdens  er- 
zwungener Arbeit  wird  im  wirthschaftlichen  Verkehrsrecht  anerkannt. 

Obsoletwerden  der  Leibeigenschaft  in  England,  Norwegen,  Dänemark, 
Niederlanden  siehe  oben  S.  51,  Note  1.  Gesetzliche  Aufhebung  der  Leibeigen- 
schaft und  der  verwandten  Verhältnisse  die  Regel.  Vielfacher  Zusammenhang  mit  den 
agrarischen  Verhältnissen,  Bauernbefreiung.  Grundcntlastung,  Ablösungen,  siehe  daher 
namentlich  die  Agrarpolitik,  Buchenberger  I,  §,  22  ff.,  über  Preussen  Knapp 
a.  a.  0.,  über  die  einzelnen  deutschen  und  sonstigen  Länder  die  Artikel  Bauern- 
befreiung im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  B.  IL  Im  Allgemeinen  Sugen- 
heim  fUr  Weiteres.  Auch  Röscher  I,  §.73;  Dahn,  Artikel  Leibeigenschaft  im 
Staatswörterbuch,  VI,  387  ff. —  Wichtigere  Gesetze:  In  Preussen  ältere  Ver- 
ordnungen Friedrich  Wilhelm 's  L  und  Friedrich's  des  Grossen,  dann  Allgemeines  Land- 
recht,  Th.  II,  Tit.  7,  §.  148  (Aufhebung  der  Leibeigenschaft  „als  eine  Art  der  per- 
sönlichen Sclarerei");  £dict  vom  9.  October  1807,  den  erleichterten  Besitz  und  freien 
Gebrauch  des  Grundeigen thums  sowie  die  persönlichen  Verhältnisse  der  Landbewohner 
betreffend,  besonders  §.10,  11;  Edict  vom  28.  October  1807,  die  Aufhebung  der 
Erbuuterthänigkeit  der  sämmtlichen  preussischen  Domänen  betreffend.  Nähere  Be- 
stimmung far  Schlesien  vom  8.  April  1809.  Ueber  die  damalige  Regulirung  der 
gutsherrlich- bäuerlichen  Verhältnisse  (Verordnungen  für  die  verschiedenen  preussischen 
Provinzen  von  1808,  1809,  1810.  Regolirungsedict  vom  14.  September  1811  und 
Declaration  dazu  vom  29.  Mai  1816)  siehe  besonders  Knapp  a.  a.  0.  Aufhebung 
der  Erbuuterthänigkeit  im  Gottbuser  Kreis,  Lausitz,  ehemaligen  sächsischen  Landen  vom 

18.  Januar  1819.  Bestimmungen  für  Theile  des  ehemaligen  Königreichs  Westfalen, 
vom  25.  April  1825.  Im  K.  Westfalen  V.  vom  23.  Januar  1808;  Baiern  Edict 
vom  31.  August  1808;  Württemberg,  Verfassungs  -  Urkunde  von  1819.  §.  25; 
Baden,  Gesetz  vom  23.  Juni  1783,  V.-O.  von  1820:  Grossherzogth.  Hessen,  Gesetz 
vom  31.  August  1808;  Mecklenburg  22.  Februar  1820;  Cbur-Hessen  5.  Januar 
1831;  Königreich  Sachsen  17.  März  1832;  Königreich  Hannover  10.  November 
1831.  —  Oesterreich,  Patent  vom  1.  November  1782  für  Böhmen  und  Mähren, 
vom  20.  December  1782  für  ganz  Deutsch-Oesterreich.  —  Frankreich,  unentgelt- 
liche Aufhebung  aller  bestehenden  Abhängigkeitsverhältnisse,  Dienste  und  Abgaben 
in  der  Revolution,  1789,  1791,  1793.  —  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  in  Russ- 
land durch  Gesetz  vom  19.  Februar  1861,  ausgeführt  von  1863  an,  betrifft  circa 
20  Millionen  Köpfe.  —  Aufhebung  der  Neger-Sclaverei  in  den  britischen 
Colonien  1833  gegen  20  Millionen  Pfund  Sterling  Entschädigung.  —  Aufhebung 
der  Sclaverei  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerica  durch  Gesetz  vom 

16.  August^  1861  (Aufhebung  der  Sclaverei  bei  den  Rebellen  in  beschränkter  Weise), 

19.  Juni  1862  (Aufhebung  der  Sclaverei  in  allen  Territorien  der  Vereinigten  Staaten). 

17.  Juli  1862  (Befreiung  der  confiscirten  Sclaven),  Proclamation  vom  22.  September 
1862  (Freierklärung  aller  Sclaven  in  den  Rebellenstaaten  vom  1.  Januar  1863  an), 
28.  Juni  1863  (Annullimng  der  Sciavenflüchtlingsgesetze   vom  12.  Februar  1793  und 

18.  September  1850).  Vgl.  für  das  Nähere  Gödel,  Sclaverei  und  Emancipation  in 
den  Vereinigten  Staaten,  Ztlrich  1866,  besonders  S.  86.  Neuere  Aufhebung  der 
Sclaverei  in  Brasilien  kurz  vor  dem  Zusammensturz  des  Kaiserthrones. 

Solange  Sclaverei ,  Leibeigenschaft  und  Frohnarbeit  als  In- 
stitute des  positiven  Rechts  bestehen,  pflegen  folgende  Regeln 
zu  gelten: 

1.  Die  Herren  können  dafür  den  Rechtsschutz  des  Staats, 
daher  die  gerichtliche  Hilfe  in  Anspruch  nehmen. 
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Der  fluchtige  Ck)loiie  war  im  römischen  Recht  dem  serrns  fag^itirus  gleich- 
gestellt (Pnchta,  II,  458.)  —  Besondere  Conflicte  in  Betreff  der  flüchtigen  Sclsren 
und  der  Yorschnbleistung  bei  der  Flucht  in  Nordamerica  zwischen  den  freien  nnd 
den  Sclarenstaaten.  Siehe  die  genannten  Gesetze  nnd  Vielerlei  darüber  bei 
von  Holst  a.  a.  0. 

2.  Eine  zwangsweise  gesetzliche  Anfhebung  dieser 
Institute,  nicht  bloss  eine  vertragsmässige,  oder  die  Anwendung  des 
sogen.  Enteignnngsrechts  ist,  weil  es  sich  eben  um  Eigeu- 
thnm  an  Menschen  oder,  wie  bei  Frohnden,  am  erbliche  Zwangs- 
arbeitsleistangen handelt,  principiell  noch  anbedingter  als  in  allen 
anderen  Fällen  von  Eigenthum  in  kritischen  Zeiten  begreiflich  für 
zulässig  angesehen  worden. 

3.  Ob  dabei  eine  Entschädigung  und  in  welcher  Art  und 
Höbe  der  Herren  stattfinde,  ist  theils  nach  den  allgemeinen  Grund- 
sätzen der  Enteignung  entschieden  worden,  theils  nach  dem  Um- 
stände, ob  überhaupt  practisch  die  Rechte  des  Herrn  zur  Zeit  noch 
einen  ökonomischen  Werth  besitzen.  Fehlt  letzterer,  so  konnte 
schon  wegen  der  Unmöglichkeit,  die  Entschädigungssumme  zu 
snbstanziiren,  von  keinem  solchen  Anspruch  die  Rede  sein.  Selbst- 
verständlich werden  aber  und  wurden  auch  gerade  solche  Fragen 
nicht  immer  nach  den  Grundsätzen  des  formellen  Rechts  ent- 
schieden. In  ruhigen  Zeiten  äussern  Opportunitätsrttcksichten,  6e- 
sicbtspuncte  der  Billigkeit,  der  Schonung  der  Interessen  der  bis- 
herigen Berechtigten,  in  bewegten  Zeiten  äussern  Machtfactoren 
ihren  bestimmenden  Einfluss  auf  die  Entscheidung  über  die  Ent- 
schädigung. 

Beispiele:  Die  prenssische  AnsfQhrangs-Yerordnnng  betreffend  die  Auf- 
hebung der  persönlichen  Erbunterthftnigkeit  in  Schlesien  Tom  8.  April  1809,  be- 
sonders §.  7  (einfache  Aufhebung  der  hier  aufgezählten  Rechte).  Ferner  das  prens- 
sische Ablösungsgesetz  vom  2.  März  1850,  besonders  §.  2  und  3  über  die  Berech- 
tigungen, welche  ohne  Entschädigung  aufgehoben  werden.  Siehe  im  Uebrigen  die 
Gesetze  und  Litteratur  über  die  Regelung  der  gutsherrlich  -  bäuerlichen 
Verhältnisse  und  das  AblOsungswesen  auch  grade  filr  diesen  Panct. 


A.  Wagner,  Onmdlegnng.  3.  Anfl.  2.  Theil.   Volkswirthsclmft  n.  Recht  6 
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Die   persönliche  Freiheit. 

Erster   Hauptabschnitt. 
Die  persönliche  Freiheit  im  AUgemeinen. 

§.43  [S.  407—410].  Vorbemerkungen  und  Litleralur.  Kiohe  oben 
VorbemciliUDgDn  g.  1  il'.  and  LilleraiDFii achweis  zd  Kapitel  2,  §.  25.  Diu  Lebro  ron 
der  perBOnlichen  ^oihoil  nftcb  ihttr  Totkswinhschiritiehen  Seite  ist  frObcr  in 
der  PoUtiachcn  Oekonomie  tisi  gar  nicbt  odei  hocbülens  ■□  Betreff  einiger  oinnelner 
Fnncle  gani:  flüchtig  behaudelt  worden.  Es  ist  noihwondiK,  diesen  Miingel  zd  er- 
KAozen.  Wenngleich  die  «peciellere  ErDtterung  der  Fragen  des  Penoncnstanda  und 
der  BerOlkerungsordnung  in  die  Innere  Vcrwaltungslebro  geb&rt.  so  isl  dach  eine 
Itehaadlang  dieser  Fragen  gerade  iu  dem  grundlegenden  Theilo  der  Patitischen  Oeko- 
iiomio  sachlicli  geboten  Dud  mil  Unrecht  bisher  meist  nnlarblleben.  Denn  dieseA 
..Recht  der  Beralkemng"  bildet,  ebenso  wie  das  Eigenlhnmsrecht,  die  Urandlage  der 
volkswirthscbardicben  Entwicklung.  Es  darf  nicht  innger,  so  wenig  als  das  Eigen- 
ihomsreclit.  einfach  als  Thaisacbe  hingenommen,  sondern  masa.  gleich  diesem,  tiin- 
sicbtlich  seiner  totkswirthschaftUcben  Wirkungen,  daher  auch  mit  nach  BocialBkono- 
miachen  Gesichtspuncten  kritisch  ge[iTaß  werden.  FUr  die  Verwaltungslehre,  bei.  das 
Verwaltongarechl  sind  die  Ergebnisse  einer  solchen  Kritik  ebenso  wichtig,  wie  for  das 
Frirairecbt  dio  naüonalOkoDomische  Kritik  dee  Eigeiitbam^. 

Insbcsoadere  mUssen  diu  wichtigen  Consoqueuion .  welche  ans  doi  persönlichen 
Freiheil  im  Verfassungs-  und  VerwaltnugBrechle  (nar  zum  Theil  auch  in  der  Kechts- 
phUosophie)  for  die  «irthschafüicbe  Freiheit  abgeleitet  werden,  einai  nationalBkono- 
mischen  Prüfung  untenogen  werden.  Man  darf  anch  bier  nicht  einfach  n*cb  der 
bgitchen  Consoqnenx  des  »bstraclcn  Princips  rorgehcn,  wie  es  die  rein  indiTidaa- 
liatiBcha  KechtB-  und  Staatslehre  thuu  Die  KalionalOtionoinle  kann  aber  auch  nicht 
die  peisSuliche  Freiheit  mit  allen  ihren  wirklich  oder  Termeiutlich  nothwendigea 
wirthschaftlichen  Conseqnenzen  einfach  als  Thatsachen  hionehmon,  mit  denen  sie 
rechnen  mnas.  Über  die  sie  aber  nicht  weiter  discuiircn  darf  Gerade  aaf  dem  >olk6- 
n-irthschaf dicken  Gebiete  zeigen  sich  erst  die  Bedenklichkoitun  der  in  der  Theorie 
der  persönlichen  Freiheit  nnlorUnf enden  Fictionen ,  z.  B.  hinsichtlich  der  „Freiheit" 
und  „Gleichheit"  der  Parteien  in  der  Yertngsschlicssiiug.  sowie  die  Gefahren  der 
indiridualislischen  Gestaltung  dea  Bechts  der  persönlichen  Freiheit  fUr  den  Veriicbr 
und  für  das  ganze  gesellschaftliche  Leben  der  BerOlkdmng,  z.B.  in  den  Folgen  der 
radicalon  FreizUgigkeitsgeeetugebnag.  Oeftcrs  ist  es  erst  der  ZnsammenhaDg 
iviscben  Bechten  der  personlichen  Freibeil  nnd  der  Becblsordntmg 
der  GtLterproduclion,  z.B.  zwischen  der  Freizügigkeit,  dem  Ein  wand  erangsrecht 
einer-,  nnd  der  Geworliefreihoit .  dem  Freihandel,  der  „Fruihoil  der  Specnlsiion"  an- 
dererseits, welcher  die  wahre  BedeutaDg  eines  Jeden  einzelnen  solchen  Bechts  offenbart 
Deshalb  nnss  die  NalionalDkonomie  farlangen.  dftss  ihre  Kritik  tind  ihre  Postniale 
vom  Eecbto  ibnalichsl  beachtet  werden,  toweit  nicht  andere  schwerer  wiegende  Back- 
eichten  entscheiden.  Wenn  die  frühere  Nationalokoaoinie  z.  B.  Fragen  wie  diejenige 
der  GeweibcTerfassnng  oder,  in  der  modernen  einseitigeti  Formnlining  gesprochen, 
der  Gewerbefreibeit  unter  stillschweigender  sei bstverslltnd  lieber  Voranssetzung  der  Frei- 
lUgigkeit  bobandelt  bat,  wie  auch  Ban.  so  hat  dazu  freUicb  wobi  die  irrige  Be- 
schrtnkung  der  Disclplin  auf  die  Cnteisuchangen  des  Sachgatcrwesens  mit  bei- 
getragen. (Siehe  I,  g.  130.  121).  Dm  so  mehr  mnss  Tom  jetzigen  Standpnncte  unserer 
Wissenschaft  aus  eine  Prüfung  des  Rechts  der  persOolicben  Freiheit  erfolgen.  Meine 
AnffassDBg  dieser  Fräsen  habe  ich  in  dem  Bachtrag  zd  meinem  Beferftt  Über  Äctien- 
gesetlscbaftswesen  in  Eildebrand's  JabrbDch.,  XXI.  S2U — 340  (1873)  ausgofohrt. 

Sehr  wonig  Ausbente  giebt  für  diese  Prüfung  die  Lilterarar  der  Bechtsphilo- 
Bophie,   noch   weniger  als   für  die   Kritik   des  Eigeuthums.     Die  absiract-iiidividoft-'l 
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listiscbe  Rechtsphilosophie,  also  iusbesondere  Kant's  und  seiner  Schule,  hat  sich 
rollends  auf  dem  Gebiete  des  Rechts  der  persönlichen  Freiheit  des  Indindnoms 
meistens  darauf  beschränkt,  aas  der  in  abstracter  Absolntheit  gefassten  Freiheit  einfach 
die  logischen  Conseqoenzen  zn  ziehen,  im  Wesentlichen  onbekümmert  nm  die  Noth- 
wendigkeit  einer  Beschränkung  dieser  Freiheit  nach  Gemeinschaftsinteressen.  Wenn 
Überhaupt  einer,  so  ist  7on  den  Gemeinschaftskreisen  noch  am  Ersten  die  Familie 
mit  ihren  Anforderungen  den  Postnlaten  der  Freiheit  des  IndiTidooms  gegentlber  ge- 
stellt worden;  die  übrigen  Gemeinschaftskreise  wenig  oder  gar  nicht.  Gerade  sie  kommen 
aber  f&r  die  rolkswirthschaiUiche  Auffassung  besonders  in  Betracht:  Gemeinde,  Landes- 
tbeil (Indostriegcgend,  agrarische  Gegend),  Staat.  Wo  der  „Maxime  der  Coezistenz"*  mehr 
Rechnung  getragen  wird,  geschieht  es  doch  nicht  hinsichtlich  der  rolkswirthschaft- 
liehen  und  der  daron  bedingten  socialen  Wirkung  der  Rechte  der  persönlichen  Fireiheit. 

Die  organische  Rechtsphilosophie  geht  zwar  nicht  ebenso  abstract  ?or,  aber, 
sei  es  auch  wegen  mangelnder  Erkenntniss  der  rolkswirthschaftüchen  und  socialen 
Tragweite  der  bezüglichen  einzelnen  Rechte,  sie  berührt  dieselben  kaum  weiter.  Auch 
hier  zeigt  sich  wieder,  dass  die  Rechtsphilosophie  mindestens  in  demselben  Maasse 
der  Fühlung  mit  der  Nationalökonomie ,  als  umgekehrt  diese  mit  jener  bedarf.  Es 
sind  daher  andere  Seiten  der  Freiheit  und  andere  Gonsequenzen  der  letzteren,  als 
die  hier  in  Betracht  zu  ziehenden,  mit  denen  sich  auch  die  organische  Rechts- 
philosophie beschäftigt  (Freiheit  der  Geistesthätigkeit,  Unterrichtsfreiheit,  gewisse  poli- 
tiscbo  Freibeitsrechte  u.  s.  w.).  Vgl.  Trendelenburg,  Naturrecht,  §.  89,  und  selbst 
Ahrens,  Naturrecht,  II,  §.  56  ff.,  §.  92  ff.,  wenn  auch  hier  das  Recht  des  frei- 
geselligen  Verkehrs,  der  freien  Yertragsschliessung,  der  Berufiswahl  (S.  71,  65)  und 
die  Kothwendigkeit  eines  „wirthschaftlichen  Arbeitsrechts^'  erwähnt  wird,  „welches 
in  rieler  Hinsicht  erst  noch  besser  und  Tollständiger  zu  entwickeln  sei'*  (S.  68).  Auch 
Ahrens,  Artikel  Freiheit  und  Freiheitsrechte,  I,  StaatswOrterbuch  III,  730,  ROder, 
Katnrrecht  11,  85  ff.  Auch  Stahl  giebt  in  seinen  Erörterungen  über  das  Recht  der 
Person  (Philosophie  des  Rechts,  II,  1,  S.  Aufl.,  S.  312  ff.)  kaum  mehr  als  hier  und  da 
eine  Bemerkung  über  die  wirthschaftlichen  Freiheitsrechte  (z.  B.  S.  320).  Den  prin- 
cipiellen  Maugel  der  Kant 'sehen  Rechtslehre  hat  Ahrens  in  der  Kürze  gut  dar- 
gelegt im  Artikel  Kant  im  StaatswOrterbnch,  V,  473  ff.,  womit  zu  ?eigleichen 
desselben  Schriftstellers  Gharacteristik  der  Kraus e* sehen  Rechtslebre,  ebenda  VI,  46. 
Das  hier  Gesagte  lässt  sich  auf  die  Lehre  ?on  der  richtigen  wirthschaftlichen  Freiheit 
und  Ton  der  Eigenthumsordnung  sehr  gut  anwenden.  Auch  in  neuesten  Wericen  über 
Rechtsphilosophie  ist  die  sociale  Auffassung  der  persönlichen  Freiheit  und  der  daraus 
abzuleitenden  Rechte  noch  wenig  zu  finden,  wenn  auch  der  einseitig  indiridualistische 
Doctrinarismus ,  mit  dem  die  Früheren  solche  Fragen  behandelten,  einer  etwas  mehr 
historischen  Auffassung  weicht  Das  gilt  sogar  von  einem  so  ausgesprochenen  Indi- 
Tidualisten  wie  Lassen  (Rechtsphilosophie,  Berlin  1882,  §.  49).  Dagegen  ist  der 
sociale  Gesichtspunct  auch  in  solchen  Fragen  z.  B.  ?on  Paulsen  in  der  ansprechenden 
maassTollen  Weise  dieses  Autors  vertreten  (siehe  z.  B.  Ethik,  3.  Aufl.  1894,  II,  254  ff. 
über  die  Eheschliessungsfreiheit).  Wesentlich  indiridualistisch  stehen  Männer  wie 
J.  St.  Mill  und  H.  Spencer,  von  denen  indessen  doch  selbst  jener,  hier  deutlich 
unter  dem  Einfluss  seines  Malthus'schen  Standpuncts  in  der  BerOlkerungsfrage,  Be- 
schränkungen in  der  Ehefreibeit  durch  den  Staat  nicht  unbedingt  verwirft  (on 
liberty,  eh.  5). 

Die  Werke  über  positives  Staatsrecht  (Verfassungs-  und  Verwaltungsrecht) 
und  über  Rechtsgeschichte  (deutsche)  betrachten  gewöhnlich  die  unten  in  §.47 
dargelegten  wirthschaftlich  wichtigen  Gonsequenzen  dieses  Princips  der  persönlichen 
Freiheit  ohne  Weiteres  als  nothwendige  Gonsequenzen  dieses  Princips,  und  demgemäss 
eine  Beschränkung  der  einzelnen  Freiheitsrechte  als  diesem  Princip  zuwidere  Be- 
schränkungen der  Freiheit,  ohne  sich  ihrem  Standpuncte  gemäss,  weil  sie  de  lege 
lata  und  nicht  de  lege  ferenda  handeln,  weiter  auf  das  Für  und  Wider  solcher  Be- 
schränkungen einzulassen.  Es  ist  für  die  Gesammtauffassung  dann  nur  bezeichnend, 
welche  einzelne  Gonsequenzen  die  Autoren  aus  dem  Princip  ziehen  und  wie  sie  sie 
formnliren.  da  das  positive  Recht,  z.  B.  die  Verfassungsurkunden,  hier  doch  der  Auf- 
fassung meist  einen  freien  Spielraum  lässt.    Vgl.  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht, 

2.  AalU4;e,  §.  89,  besonders  I,  243,  namentlich  v.  ROnne,  preussisches  Staatsrecht. 

3.  Auflage,  I,  2,  §.  90—92,  S.  48  ff.,  „von  den  einzeben  aus  der  (verfassungsmässig 
gewährten)  Freiheit  der  Person   entspringenden  Rechten",   als  welche  hier  aus  dem 
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PriDcip  Freizügigkeit  and  freie  Wahl  des  Aufenthaltsorts,  Ausvandeniogsrecht  und 
freie  Wahl  von  Beruf  und  Gewerbe  abgeleitet  werden.  Wesentlich  ebenso  derselbe 
Yerfiisser  in  seinem  Staatsrecht  des  Deutschen  Beichs,  2.  Aufjage,  1876,  l,  110. 
YgL  auch  die  positiren  Bestimmungen  der  Yerfassungsnrkunden  aber  diese  Frei- 
heitsrechte, u.  A.  in  den  genannten  Werken,  nebst  den  bezüglichen  Ausfllhrungs- 
gesetzen,  angeführt  —  Siehe  femer  r.  Holtzendorff  in  dessen  Encydopädie  der 
Rechtswissenschaft,  Abhandlung  das  Yerfassungsrecht,  1.  Auflage,  I,  664.  Lab  and, 
(Staatsrecht  des  Deutschen  Beichs,  1.  Auflage,  I,  Tübingen  1876)  hat  auch  hier  eine 
ron  r.  Rönne  abweichende  Auffassung  und  Behandlung  (rgl.  I,  §.  15).  Ihm  sind  die 
indiriduellcn  FreÜieitsrechte  keine  Rechte  im  snbjectiren  Sinne,  sondern  Rechtss&tzc 
des  objectiren  Rechts  und  damit  Schranken  für  die  Staatsgewalt  (ähnlich  T.Gerber, 
Seydel  u.  A.).  Doch  ist  diese  Auffassung  nicht  allgemein  vertreten.  Siehe  hierüber 
Georg  Meyer,  Deutsches  Staatsrecht  (1-  Auflage,  Leipzig  1885).  S.  643.  £r  unter- 
scheidet Tier  Arten  ,4ndiTidueller  Freiheitsrechte'\  darunter  ab  Nummer  2  „die  Frei- 
heit der  persönlichen  und  wirthschaftlichen  Bewegung'*  und  zwar  Freizügigkeit  im 
Sinn  Ton  Auswanderungsfreiheit,  desgleichen  im  Sinn  der  freien  Niederlassung, 
Gewerbefreiheit,  Yerehdichungafreiheit.  N&heres  derselbe  Yerfasser  in  seinem 
Yerwaltungsrecht  (Leipzig  1884),  2  Bände.  Löning,  Deutsches  Ycrwaltungsrecbt 
(Leipzig  1884),  §.  58  (dem  Staate  principiell  die  Berechtigung  zugeschrieben ,  durch 
gesetzliche  Beschränkungen  der  persönlichen  Freiheit  auf  die  Bewegung  der  Berölkemng 
einzuwirken,  soweit  der  Einiluss  dieser  Bewegung  auf  das  gesellschaftliche  and  staat- 
liche Leben  schädlich  und  gefährlich  ist.  Die  Gesetzgebung  habe  vielfach  geschwankt 
und  sei  erst  neuerdings  zu  einem  Abschluss  gelangt.)  Material  und  Darstellung  des 
Rechts,  selten  mit  principiellen  Erörterungen,  regelmässig  in  den  Werken  über  Staats- 
und Yerwaltungsrecht.  Siehe  auch  die  bezüglichen  Aufsätze  unter  den  Schlagwörtern 
in  dem  Staatslezikon ,  Staatswörterbuch ,  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften 
und  in  V.  Stengers  Wörterbuch  des  Yerwaltungsrechts,  zugleich  für  weitere  Litteratur. 

Mehr  als  in  der  eben  genannten  Litteratur  ist  eine  kritische  Prüfung  der  einzeben 
wirthschaftlich  wichtigen  Freiheitsrechte  des  Indifiduums  in  den  Werken  über  all- 
gemeine Staatslehre  und  (theoretische)  Politik  zu  erwarten.  Allein  eine  der- 
artige Prüfung  allgemeinerer  Art,  wo  die  einzelnen  Rechte  sämmtlich  näher  und  im 
organischen  Zusammenhange  betrachtet  werden,  fehlt  bisher  meistens  noch.  Die  Er- 
klärung liegt  wohl  in  zwei  Umständen,  einmal  in  der  auch  hier  noch  zu  ausschliesslich 
Torwaltenden  Behandlung  solcher  Fragen  aus  dem  Freiheitsstandpuncte  des  Indinduums, 
&tatt  gleichzeitig  aus  dem  Standpuncte  der  Interessen  und  Postulate  der  Gemeinschaft : 
sodann  in  der  rorherrschend  deducti?en  Behandlungsweise  aller  solcher  Fragen,  statt 
der  inductiven,  welche  mindestens  ergänzend  und  modificirend  daneben  hergehen  miiss. 
Die  Entschuldigung  für  dieses  einseitige  Yerfahren  z.  B.  bei  der  Behandlung  so  schwer 
wiegender  Fragen,  wie  der  Freizügigkeit,  liegt  freilich  gegenwärtig  noch  nahe:  die 
möglichst  freiheitliche  Fassung  der  bezüglichen  Rechte  ist  meist  noch  jung  und  die 
Wirkungen  lassen  sich  noch  nicht  immer  an  genügendem  statistischen  Material  und 
an  sonstigen  Thatsachen  prüfen.  Doch  Terschwindet  letzterer  Mangel  täglich  mehr, 
besonders  durch  die  Ausbildung  der  Ortschafts -Bevölkerungsstatistik.  Die  bisherige 
Behandlung  solcher  Puncto  genügt  daher  noch  nicht,  z.  B.  bei  t.  Holtzendorff, 
Politik,  besonders  9.  Kapitel,  passim,  besonders  S.  262  (neben  sehr  richtigen  Be- 
merkungen über  die  Wirthschaftspolitik  S.  259),  R.  t.  Mohl,  Politik  11,  567  ff.  (zu  ein- 
seitig &r  die  freie  Bewegung,  trotz  des  sonst  meist  in  solchen  Fällen  so  richtigen 
Standpuncts  des  Yerfassers  und  trotz  der  richtigen  Bemerkungen  S.  568).  Escher, 
Politik  II,  §.7  ff.  Am  Richtigsten  noch  Bluntschli,  Allgemeines  Staatsrecht, 
2.  Auflage,  II,  476  ff.,  489,  wo  z.  B.  das  Recht  der  freien  Niederlassung  nicht  als 
indiTiduelles  Freiheitsrecht  aufgefasst  wird,  weil  die  Gemeinschaft  bei  der  Regelung 
der  Frage  betheiligt  sei,  weshalb  sie  das  Recht  haben  müsse,  bei  der  Feststellung  der 
Bedingungen  ihr  Interesse  zu  fragen. 

In  einzelnen  Thoilen  der  Politik,  besonders  in  der  Bevölkerungs- 
politik,  z.  B.  hinsichtlich  des  Eheschliessungsrechts  und  in  der  Politik 
des  Armen  wesens  hinsichtlich  dieses  Rechts  und  des  eng  damit  zusammenhängenden 
Rechts  der  Niederlassung,  ist  die  Forderung  einer  concreten  Behandlung  solcher 
Fragen  des  Rechts  der  persönlichen  Freiheit  und  demgemäss  die  Forderung  der 
Prüfung  einer  bestimmten  Fassung  der  einzelnen  hierhergehörigen  Rechte  an  den 
Wirkungen  der  letzteren  auf  die  Gemeinschaft   (raschere  und  langsamere  Yolksrer- 
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mehrang.  Ortliche  Vertheilang  der  Bevölkerung,  Zahl  der  unehelichen  Geburten,  Zahl 
ond  Art  der  Armen  u.  s.  w.)  seit  lange  ttblich.  Gewiss  nur  zum  Yortheil  der  un- 
befangenen wissenschaftlichen  BeurtheUung  dieser  Bechte  und  der  Gestaltung  der 
letzteren  danach.  Die  abstracte  Beweisführung  mit  axiomatisch  angenommenen  all- 
gemeinen Menschenrechten  ist  zwar  neuerdings  auch  in  die  Behandlung  der  be- 
völkerungspolitischen und  Armenfragen  eingedrungen,  z.  B.  in  der  einseitigen  Beaction 
gegen  „Malthusianismus"',  aber  noch  niemals  mit  dauerndem  £rfolg6.  Die  Litteratur 
öiehe  in  den  Specialabschnitten  und  in  der  folgenden  Kategorie  von  Werken. 

Ohne  Zweifel  am  Wichtigsten  ist  wenigstens  far  einen  grossen  Theil  der  Fragen, 
welche  die  wirthschaftlichen  Consequenzen  der  Hechtsordnung  der  persönlichen  Frei- 
heit betreffen,  die  Litteratur  tlber  innere  Yerwaltungslehre  (zum  Theil  Über 
Polizeiwissenschaft  im  älteren  Sinn).  Den  grossen  Fortschritt  gegen  alle  Frtlheren 
hat  hier  L.  v.  Stein  in  seiner  Yerwaltungslehre  gemacht,  namentlich  in  seiner  Lehre 
vom  Bevölkerungswesen  und  dessen  Yerwaltung,  in  seiner  Bevölkerungspolitik  und 
Bevölkern ngsordnuug ,  hinsichtlich  welcher  letzteren  Ausdrücke,  wie  bei  anderen 
St  ei  naschen  Terminologien,  abweichende  Auffassungen  erlaubt  sein  werden;  vergl. 
Yerwaltungslehre  (das  ältere  grössere  Werk)  II,  106  ffl,  auch  fUr  die  Darlegung 
der  früheren  Behandlung  der  Bevölkerungslehre  in  der  Wissenschaft,  Handbuch  der 
Yerwaltungslehre,  1.  Auflage,  S.  57  — 81,  S.Auflage,  II,  30  ff.,  63  ff.  Ferner  H. 
B Osler,  Lehrbuch  des  Yerwaltungsrechts,  besonders  Buch  1,  Erlangen  1872,  Buch  1 
Personenrecht,  u.  A.  ausgezeichnet  durch  reiche  und  sorgfältige  Litteraturnach weise 
und  Belege  aus  der  Gesetzgebung,  namentlich  der  deutschen  particularstaatlichen, 
worauf  hier  für  die  SpeciaUitteratur  verwiesen  wird.  Mohl's  Polizei  Wissenschaft 
bietet  in  diesen  Pnncten  noch  sehr  wenig  und  Gerstner  in  seiner  Bevölkerungslehre, 
Wurzburg  1864,  berührt  diese  von  mir  als  „Bevölkerungsordnung*'  (von  Stein  als 
Bevölkerungspolitik)  zusammen gefassten  Fragen  des  Bevölkerungswesens  nur,  soweit 
sie  von  Bedeutung  für  die  Zahl  der  Bevölkerung  sind.  Siehe  ferner  Löning's  Yer- 
waltungsrecht,  derselbe  in  der  Abhandlung  Armen wesen  im  Schönberg'schen  Handbuch 
der  Politischen  Oekonomie,  Band  III,  und  ebenda  Seydel  in  der  Abhandlung  Sicher- 
heitspolizei,  besonders  Nummer  Y  (3.  Auflage,  S.  893  ff.).  —  Litteratur-Nach weise  für 
die  einzelnen  persönlichen  Freiheicsrechte  siehe  unten  in  den  späteren  Abschnitten. 

Für  die  formelle  Behandlung  des  Folgenden  und  für  das  Maass  des  Eingehens 
auf  die  einzelnen  Fragen  der  Bevölkerungsordnung  in  der  Politischen  Oekonomie 
überhaupt  und  in  dieser  Grundlegung  speciell  siehe  die  Bemerkung  unten  in  §.  59, 
betreffend  die  Erörterungen  über  die  socialen  Freiheitsrechte.  Es  liegt  hier  ein 
Grenzgebiet  der  Politischen  Oekonomie  und  der  Inneren  Yerwaltungslehre  vor. 

I.  —  §.  44  [216].  Das  Freiheitspostulat  als  volks- 
wirthschaftliche  Forderung.  Die  Anerkennung  der  persön- 
lichen Freiheit  aller  Menschen  im  Staate  entspricht  wenigstens 
nach  der  Anschauung  der  modeiiien  Culturvölker  allein  dem  sitt- 
lichen Wesen  des  Menschen  und  ist  ftlr  das  Zusammenleben  eine 
Humanitäts-  und  Gnlturforderung  ersten  Banges.  Der  im  Voraus- 
gehenden gefahrte  Nachweis,  dass  sich  diese  Forderung  wesentlich 
mit  unter  dem  Einfluss  ökonomischer  MotiYC  und  Gesichtspuncte 
zu  erttillen  pflegt  und  dass  sie  gleichzeitig  eine  hochwichtige  öko- 
nomische Forderung  selbst  ist,  hat  eine  allgemeinere  Bedeutung 
ftlr  die  richtige  Würdigung  des  wirthschaftlichen  Lebens  und  der 
Wissenschaft  von  demselben,  der  Politischen  Oekonomie.  Unver- 
kennbar tritt  hier  die  Uebereinstimmung  wirthschaftlicher  Einzel- 
und  volkswirthschaftlicher  Gesammtinteressen  unter  einander  und 
mit  den  höchsten  Humanitätsinteressen  hervor. 
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Der  NatioDalOkoDom  und  insbesondere  uich  deijenige  mos  der  Schale  des  Öko- 
nomischen IndiriduaÜsmns  und  Liberalismas  darf  daraaf  nüt  besonderer  Genngthooni^ 
hinweisen.  Die  Beseitigung  der  ScUrerei  bei  christlichen  YOlkem  in  den  Golonieen 
der  Neaen  Welt,  die  UnterdrQclning  des  ScU?enhandel8.  die  Aufhebung  der  letzten 
Reste  ron  Unfreiheitsrerhältnissen  nnd  der  Frohnden  in  West-  und  Mitteleuropa,  die 
Emancipation  der  Leibeigenen  in  Bossland  ist  anter  dem  Beifall  und  aof  das  Ver- 
langen der  Nationalökonomie  mit  erfolgt  ond  mit  den  triftigsten  wirthschaftlichen 
Grftnden  onterstatzt  worden. 

Die  „persönliche  Freilieit^'  ist  aber  zanächst  eio  formales 
Reehtsprincip,  dessen  sociale  und  wirthschaftliche  Wirkung 
von  dem  Inhalt  und  Umfang  abhängt,  welcher  diesem  Princip 
im  Rechte  gegeben  wird.  So  wenig  die  „Unfreiheit^'  etwas  nach 
Inhalt  und  Umfang  ein  flir  allemal  begrifflich  Festes  ist,  ebenso- 
wenig die  persönliche  Freiheit.  Die  Freiheit  ist  daher  auch  auf 
dem  wirthschaftlichen  Gebiete  „kein  Axiom'',  sondern  ein 
Problem  (G.  Cohn).  Die  (beschichte  zeigt  dies  in  dem  Process, 
welchen  die  Unfreiheit  und  die  Freiheit  durchlaufen.  Jedes  Volk 
und  fast  jedes  Zeitalter  eines  Volks  hat  einen  veränderten  Zustand 
der  Unfreiheit  und  der  Freiheit,  und  hat  dann  auch  einen  anderen 
Begriff  und  selbst  ein  anderes  Ideal  der  Freiheit. 

In  der  geschichtlichen  Entwicklang  der  persönlichen  Freiheit 
offenbart  sich  der  Einfluss  jener  oben  erwähnten  beiden  Principien, 
welche  um  den  Sieg  ringen,  besonders  characteristisch :  des  Princips 
der  möglichsten  Selbständigkeit  des  Individuums  und  des  anderen 
Princips  der  Beschränkung  dieser  Selbständigkeit  nach  Interessen 
und  Zielen  von  Gemeinschaften,  des  Individual-  und  des  Social- 
princips,  des  Individualismus  und  des  Socialismus  (I,  §.  6,  oben 
§.  24).  Je  mehr  das  letztere  Princip  in  Geltung  steht,  desto  ,,be- 
schränktere"  persönliche  Freiheit  des  Individuums  und  umgekehrt. 
In  der  Geschichte  der  modernen  Culturvölker  kommt  diese  ab- 
solutere Freiheit  wenigstens  in  der  Sphäre  des  privatwirthschaft- 
liehen  Systems  und  des  damit  in  enger  Verbindung  stehenden 
Privatrechts  zu  immer  grösserer  Anerkennung.  Die  früheren 
Beschränkungen  dieser  Freiheit  durch  die  Gemeinschaften  der 
Familie,  des  Geschlechts,  des  Stamms,  des  Volks,  des  Standes, 
des  Berufs,  der  Gemeinde,  des  Staats  n.  a.  m.  sind  immer  mehr 
fortgefallen.  Als  sogenannte  nothwendige  Consequenzen  der  per- 
sönlichen Freiheit  sind  im  Rechte  eine  ganze  Reihe  von  einzelnen 
Rechten  des  Individuums  zur  Geltung  gelangt,  wodurch  das  all- 
gemeine Princip  der  persönlichen  Freiheit  erst  seine  allseitige 
practische  Bedeutung  gewonnen  hat. 

Es   ist   nun   zu   untersuchen,   welche   Stellung  vom   wirth- 
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schaftlichen,  d.  h.  vom  einzel-  und  volkswirtbschaftlichen 
Standpnncte  ans  zu  der  Frage  vom  Inhalt  und  Umfang  der 
persönliehen  Freiheit  einzunehmen  oder,  mit  Rtteksicht  auf 
das  sociale  Zusammenleben  der  ja  nicht  isolirt  für  sich 
stehenden  Individuen  ausgedrückt:  welche  gesellschaftlich- 
wirthschaftliche  (socialökonomische)  BevOlkerungs- 
ordnung  zu  geben  ist. 

Letzteres  —  diesen  Ansdrock  also  hier  in  einem  ganz  umfassenden  Sinne  und 
etwas  anders  als  ron  Stein  (Yerwaltnngslehre  II,  106  ff.)  genommen  —  heisst  hier: 
Begelang  der  einzelnen  aus  der  persönlichen  Freiheit  abgeleiteten  Rechte  der  Indi- 
ridnen  mit  Rtteksicht  auf  das  Tolkswirthschaftliche  Zusammenwirken  und  das  gesell- 
schaftliche Zasammenleben  der  die  fie?Olkening  des  Yolkswirthschaftsgebiets  bildenden 
lDdi?idaen  nnd  Familien.  Oder,  nm  einen  &lteren  bekannten  rechtsphilosophischen 
Ausdruck  zu  brauchen :  Regelung  jener  Rechte  der  Indinduen  nach  den  Anforderungen 
der  Maxime  rolkswirthschafUicfaer  und  socialer  Coezistenz.  Die  Verhältnisse  im 
modernen  System  der  freien  Ck>ncurrenz  sind  dabei  besonders  ins  Auge  zu  fassen 
vi,  §.308—323). 

II.  —  §.  45  [217].  Unumschränkte  individuelle  Frei- 
heit als  Forderung  der  liberalen  Volkswirthschafts- 
lehre. 

Die  persönliche  Freiheit  in  dem  atomistisch- individualistischen 
Sinne  möglichster  Unumschränktheit  des  Einzelnen  ist 
bei  den  modernen  Völkern  einerseits  ein  Product  Jahrhunderte 
langer  geschichtlicher  Entwicklung. 

Sie  ist  vorbereitet  worden  durch  die  allmälige  aus  mancherlei  Terschiedenartigen 
Gründen  erfolgende  Zersetzung  und  Auflösung  der  alten,  beschränkenden  Gemein- 
schaftsbande der  GeschlechtBordnung,  der  ständischen,  der  Berufisordnungen  (wie  der 
älteren  Agrar-  und  Gewerbererfassungen) ,  des  Gemeindewesens  u.  s.  w.,  ohne  dass 
für  diese  zerfallenden  Ordnungen  und  Bande  ein  Ersatz  eintrat. 

Die  persönliche  Freiheit  in  diesem  Sinne  ist  jedoch  andrerseits 
ein  Product  der  neueren  und  neuesten  Zeit. 

Erst  hier,  d.  h.  in  der  Hauptsache  in  den  letzten  drei  bis  rier  Menschenaltcm 
und  bis  in  die  letzten  Jahrzehnte  und  Jahre  hinein,  ist  sie  absichtlich  herbeigefahrt 
nnd  consequent  ausgebildet  worden.  Mit  Bewusstsein  wurden  jetzt  die  alten  Ge- 
meinschaflsorduungen  mit  ihren  das  Individuum  nach  Interessen  und  Zielen  von  Ge- 
meinschaften mehr  oder  weniger  beschränkenden  Satzungen  voUends  beseitigt  Oft 
war  freilich  nur  noch  mit  den  letzten  derartigen  Resten  aufzuräumen.  In  bewusster 
Absicht  unterblieb  eine  Reform  oder  vollends  ein  Neubau  dieser  Ordnungen.  Auf 
dem  eingeschlagenen  Wege  wird  gegenwärtig  noch  vielfach  weiter  geschritten  in 
aUen  PlUen,  wo  etwa  noch  nicht  sämmtliche  Onsequenzen  des  absoluten  Freiheits- 
princips  im  Rechte  zur  Geltung  gelangt  sind.  Der  leitende  Gesichtspunct  bei  diesem 
positiven  und  negativen  Verhalten  aber  war  und  ist  der,  dem  Individuum  so  auch  im 
wirthschafUichen  Verkehr  zu  seinem  „natürlichen  Rechte^*  zu  verhelfen.  Hierin  liegt 
ein  Unterschied  von  früheren  Vorgängen,  wo  etwa  die  Staatsgewalt  in  ihrem  politischen 
und,  wenn  auch  nicht  immer  klar  bewusst,  im  volkswirthschaftlichen  Interesse  andere 
Gemeinschaftskreise  und  die  daraus  für  das  Individuum  hervorgehenden  Beschränkungen 
und  Pflichten  beseitigt  hat,  wie  seit  dem  16.  und  mehr  noch  und  consequenter  viel- 
fach im  17.  und  18.  Jahrhundert,  als  sie  die  politisch-ständischen  und  berafs-ständischen 
Ordnungen  brach  oder  schwächte,   in  das  Zunftwesen  eingriff,   die  communale  Selb- 
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ständigkeit  horabdrückte  u.  s.  w.,  als  die  „stadtwirthschaftliche'^  in  die  territorial- 
und  staatswirthschaftliche  Phase  hinüber  geführt  wurde,  im  Zeitalter  des  in  Praxis 
und  Theorie  herrschenden  Mercantilsystems  (I,  §.  150,  151). 

Die  leitenden  Gesichtspuncte  der  Theorie  sind  darch  die  neuere 
Philosophie  eingegeben  und  durch  wirthschaftliche  Er- 
wägungen unterstützt  worden.  Letztere  sind  in  der  Lehre  der 
Physiokraten  und  A.  Smith's  in  engem  Zusammen- 
hange mit  und  stets  beeinflusst  durch  diese  Philo- 
sophie in  ein  System  gebracht:  dasjenige  der  ,,Theorie  der 
freien  wirthschaftlichen  Concurrenz''  oder  des  öko- 
nomischen Liberalismus  und  Individualismus,  der  britischen  Oeko- 
nomik,  unter  welchen  Ausdrücken  man  wohl,  unbeschadet  der 
einzelnen  Abweichungen,  die  Lehre  der  Physiokraten  und  A.  Smith's 
als  ein  in  den  Hauptpuncten  einheitliches  System  zusammenfassen 
kann,  wie  wir  es  schon  im  ersten  Theile  dieses  Werks  gethan 
haben  (I,  §.  1). 

Wie  sehr  gerade  die  physiokratische  und  alsdann  die  Smith'sche 
Nationalökonomie  dem  Boden  der  Philosophie  ihrer  Zeit  entsprossen  sind  und  in 
vieler  Hinsicht  nur  Anwendungen  allgemeiner  philosophischer  Lehren  Über  das  Indi- 
vidaom  und  seine  ^^natürlichen  Eechto'^  auf  das  volkswirthschaftliche  Gebiet  daisteUen, 
ist  bis  in  die  neueste  Zeit  hineio  von  Seiten  der  Kationalökonomen  zu  wenig  anerkannt 
worden,  obgleich  es  nicht  schwierig  nachzuweisen  ist  und  niemals  ernstlich  bestritten 
werden  konnte.  Die  Anerkennung  dieses  Verhältnisses  wurde  auch  namentlich  nur 
versagt,  um  die  alsdann  nothwendige  Consequenz  nicht  zuzugestehen:  dass  die  bis- 
herige Nationalökonomie  an  denselben  Grundgebrechen  leide  wie  die  Philosophie,  der 
sie  entsprungen  ist,  an  falschem  oder  einseitigem  Individualismus  und  Atomismus,  an 
der  Annahme  ganz  unsicherer  Axiome  eines  apriorisch  construirten  Naturrechts  u.  s.  w. 
Ein  solches  Zugeständniss  hätte  dann  wieder  zur  Anerkennung  der  bloss  relativen 
Giltigkeit  der  nationalökonomischen  Sätze  geführt  und  davor  scheute  man  zurück. 
Yergl.  auch  hier  die  treffliche  Ausfahrung  von  Ahrens  über  Kant 's  Rechtsphilosophie, 
StaatswOrterbuch  Y,  474 ,  worin  die  Verwandtschaft  dieser  letzteren  mit  den  Grund- 
anschauungen  des  Smithianismus  herrortritt  Siehe  ferner  u.  A.  Hildebrand, 
National-Oekonomie  I,  27 ff.;  Knies,  Politische  Oekonomie,  1.  Auflage,  passim,  S.  17 ff., 
147  ff.,  178  ff.;  Kautz,  Geschichtliche  Entwicklung  der  National-Oekonomie,  §.54,57, 
59  ff.,  66—69,  besonders  §.  67;  Röscher,  Geschichte  der  National-Oekonomie,  §.  135 ff.« 
besonders  S.  595.  Im  Allgemeinen  namentlich:  H.  R Osler,  tlber  die  Grnndlehren 
der  Smith'schen  Volkswirthschaftstheorie ,  2.  Auflage,  Erlangen  1871,  besonders 
Kapitel  1.  Auch  R.  v.  Mohl,  Geschichte  der  Staatswissenschaft,  III,  299  ffl; 
Sc  hm  oll  er,  Grundfragen,  Kapitel  2  und  3;  Hettner,  Litteraturgeschichte  1 ,  870, 
Braunschweig  1856;  Eisonhajrt,  Geschichte  der  Nationalökonomie,  2.  Auflage, 
2.  Buch,  „kritisch  liberale  individualistische"  Periode,  S.  26  ff.,  Ingram,  Geschichte, 
über  das  „System  der  naturlichen  Freiheit*',  Kapitel  5,  Uebersetzung  S.  92  ff.  An 
einer  Arbeit,  welche  genauer  den  Zusammenhang  besonders  des  Smith 'sehen 
Werks  und  der  Smith'scheu  Schule  überhaupt,  u.  A.  mit  Berücksichtigung  von  Smith' 
theory  of  moral  sentiments,  mit  der  Philosophie  der  Epoche,  besonders  mit  Hume, 
Rousseau,  Kant  nachwiese,  hat  es  bisher  gefehlt.  Ein  Versuch  in  dieser  Richtung 
ist  Oncken,  Smith  und  Kant,  1.  Abtheilung,  Ethik  und  Politik,  Leipzig  1877. 
Jetzt  sind  hier  als  treffliche  Arbeiten  die  beiden  zusammenhängenden  Schriften 
W.  Hasbach's,  die  allgemeinen  philosophischen  Grundlagen  der  von  Qnesnay  und 
Smith  begründeten  Politischen  Oekonomie  (1890)  und  die  Untersuchungen  über 
Smiüi  u.  s.  w.  zu  nennen  (1891).  Auch  die  in  Band  I,  S.  71  der  Grundlegung  ge- 
nannten Schriften  von  Zeyss,  Schubert  u.  A.  m.  gehören  hierher,  sowie  in  Betreff 
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der  BeziehoDgen  zwischen  A.  Smith  und  den  Pliysiokraten  die  ebenda  S.  796  ff. 
erwähnten  Arbeiten  von  v.  Scheel  und  ?.  Si?ors  über  Turgot;  auch  Leser  a.  a.  0. 
und  r.  Skarzynski,  A.  Smith. 

Dem  radical  individaalistisch-atomistischen  Cha- 
racter  dieser  ökonomischen  Lehre,  namentlich  der  extremeren 
Richtung  derselben  (,,Manchesterdoctrin'0  entsprach  nur  ein  solcher 
Begriff  der  persönlichen  Freiheit ,  nach  welchem  das  Individuum 
möglichst  auf  sich  selbst  gestellt  war  und  einer  möglichst  unum- 
schränkten Freiheit  genoss,  insbesondere  in  allen  Verhältnissen  des 
wirthschaftlichen  Verkehrs.  Von  diesem  wirthschaftliche»  Stand- 
puncte  aus  wurden  demgemäss  alle  jene  alten  Ordnungen  nun- 
mehr principiell  angegriffen,  welche  die  freie  wirthschaftliche 
Bewegung,  ,,das  freie  Spiel  der  wirthschaftlichen  Kräfte^^  das  will 
sagen  die  freie  Geltendmachung  des  privatwirthschaftlichen  Selbst- 
interesses des  Individuums  irgend  beschränkt  hatten.  Die  mög- 
lichste Entfesselung  des  Selbstinteresses  wurde  daher  als 
Aufgabe  hingestellt  und  ökonomisch  begründet. 

Diese  Ökonomische  Forderung  aber  gelangte  aus  zwei  anderen  Gründen  um  so 
leichter  und  rollständiger  zur  Geltung:  einmal  weil  sie  ohnehin  durch  die  geschicht- 
liche Entwicklung  bereits  seit  lange  in  der  Verwirklichung  begriffen  war;  sodann 
weil  die  alten  auf  Gemeinschaftsinteressen  begrttndeten  Ordnungen  ?ielfach  wirklich 
verrottet  gewesen  sind,  und  mithin  das  philosophische  Freiheitspostulat,  welches  vom 
Standpuncte  der  natürlichen  Menschenrechte  aus  gestellt  ward,  nun  auch  durch 
eminente  Nützlichkeitsgrttndo  wirksam  unterstützt  wurde. 

Die  Volks wirthschaftslehre  suchte  zu  zeigen  nicht  nur,  dass 
jene  die  Freiheit  des  Individuums  beschränkenden  Ordnungen  weder 
dem  Einzelnen,  noch  grösseren  Gemeinschaften,  noch  der  Gesammt- 
heit  des  Volks  etwas  nützten,  sondern  dass  sie  umgekehrt  allge- 
mein nachtheilig  wirkten  und  dass  der  Einzelne  wie  die 
Gesammtheit  bei  freiester  Bewegung  am  Besten  gediehen.  Je  mehr 
aber  wirthschaftliche,  und  zwar  namentlich  materiell -wirthschaft- 
liche, auf  die  Vermehrung  des  Sachgüter -Vermögens  und  Reich- 
thums  gestützte  Interessen  in  der  Neuzeit  grundsätzlich  zur  Geltung 
kamen,  desto  mehr  musste  wieder  die  möglichst  unumschränkte 
persönliche  Freiheit  des  Individuums  als  eine  Voraussetzung 
wachsenden  Reichthums  anerkannt  werden.  Die  in  der  Wissen- 
schaft übliche  Identificirung  des  einzel-  und  privatwirthschaftlichen 
mit  dem  volks wirthschaftlichen  Standpuncte,  des  Privatreichthums 
Einzelner  mit  dem  Volksreichthum  trug  zur  Verbreitung  dieser  An- 
sicht noch  weiter  bei. 

Die  heutige  Gestaltung  des  Rechts  der  persönlichen  Freiheit 
beruht  daher  vielfach  mit  auf  bestimmten  ökonomischen  Ge- 
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sichtspnncten,  wie  sie  gerade  der  Theorie  der  freien  Conciirrenz 
eigenthttmlich  sind.  Nach  diesen  Gesichtspuncten,  nach  wirklichen 
oder  yermeintlichen  Interessen  der  Privatwirthschaft  nnd  —  mit 
der  eben  genannten  Begriffsidentificirang,  —  der  Volkswirthschaft, 
ist  der  Inhalt  und  Umfang  der  persönlichen  Freiheit  in  der  Theorie 
gewöhnlich  vorzugsweise,  öfters  ausschliesslich  festgestellt  worden 
und  sind  die  Conseqnenzen  davon  auch  in  der  Praxis  im  wirth- 
schaftlichen  Verkehrsrecht  zur  Geltung  zu  bringen  gesucht  worden 
und  grossentheils  zur  Geltung  gelangt,  —  gelegentlich  mit  be- 
wusster '  Hintansetzung  anderer,  auch  politischer  und  sittlicher  Ge- 
sichtspuncte. 

Beispiele  sind  die  radicale  Freizttgigkeitägesetzgebong,  die  „liberale''  Ordnung 
des  Ein-  und  Aosvanderangsrechts;  der  Wegfall  oder  wenigstens  die  Bek&mpfung 
von  Beschränkungen  des  Schankgewerbes,  des  Gasthansgewerbes  überhaupt  und  be- 
sonders desjenigen,  welches  zugleich  gewissen  frivolen  Yergntlgungen  dient  u.  dgl.  m. 

Die  freie  Concurrenz  selbst  aber  gewinnt  natttrlich  eine  sehr 
verschiedene  Bedeutung,  je  nachdem  die  persönliche  Freiheit,  wie 
andrerseits  das  Eigenthum,  mehr  oder  weniger  absolut  gefasst  oder 
beschränkt  sind. 

Davon  hängt  es  wesentlich  ab,  wie  die  Schranken,  welche  Freiheit  und 
Eigenthum  ftlr  die  Privatwirthschaften  im  Verkehr  darstellen,  als  solche  wirksam 
werden  (l,  §.  307,  309).  Die  Goncuirenz  kann  in  gewissem  Umfange  reguUiendes 
Princip  des  privatwirthschaftlichen  Systems  auch  bei  einer  viel  beschränkteren  person- 
lichen Freiheit  und  Eigenthumsordnung  bleiben.  Sie  hat  auch  in  früherer  Zeit  bei 
einer  nach  Gemeinschaftsinteressen  beschränkten  Freiheit  des  Einzelnen,  z.  B.  im 
Zunftwesen,  in  der  älteren  Handelsordnung  keineswegs  ganz  gefehlt  Aber  das 
moderne  System  der  freien  Concurrenz  erhält  eben  erst  durch  dieUnumschr&ukt- 
heit  des  Froiheits-  und  Eigen thumsprincips  seine  characteristische  Eigenthamlichkcit 
(I,  §.  807  ff.). 

Je  wichtiger  nun  die  Rückwirkungen  einer  so  unumschränkten 
Freiheit  des  Individuums  auf  das  ganze  sociale  Leben  und  nicht 
zum  Wenigsten  auf  das  sittliche  Wesen  des  Individuums  selbst  sind, 
desto  bedeutsamer  erscheint  wieder  die  Untersuchung  des  Rechts 
der  persönlichen  Freiheit  aus  dem  ökonomischen  Standpuncte, 
weil  dieser  einen  so  wesentlichen  Einfluss  auf  die  Oestnltnng  des 
Rechts  der  Freiheit  ausübt. 

Für  die  auch  hier  mitspielenden  psychologischen  Momente  kann  jetzt 
wieder  vielfach  auf  die  Ausführungen  in  der  3.  Auflage  des  1.  Theils  über  die 
Motivation  verwiesen  werden  (Buch  1,  Kap.  1).  Das  Yerh&ngnissvoUe  des  neuerea 
Rechts  der  Freiheit  im  Wirthschaftsleben  ist,  dass  dabei  das  erste  wirthschafUiche 
Leitmotiv  des  Vortheils  so  besonders  starke  Anspannung  erfUrt  und  die  besseren 
anderen  Leit-  und  Specialmotivo  zurückgedrängt  werden. 

§.  46  [218].  Der  Einfluss  des  ökonomischen  Standpuncts 
unterscheidet  sich  von  demjenigen ,  welcher  im  vorigen  Kapitel  in 
Bezug  auf  die  Unfreiheit  und  auf  deren  Umgestaltungen  nacbge- 
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wiesen  warde^  vornemlich  dadurch,  dass  im  letzteren  Falle  mehr 
nnbewüSBt  ökonomische  Motive  zur  Geltung  kommen,  die  inneren 
treibenden  Kräfte  werden.  Jetzt  wird  dagegen  in  bewusster 
Absicht  die  persönliche  Freiheit  auch  mit  wegen  bestimmt  ge- 
wollter ökonomischer  Ziele  möglichst  unumschränkt  ge- 
staltet, in  der  Voraussetzung,  dass  dann  diese  Ziele  sicher  erreicht 
werden.  Um  so  nothwendiger  aber  ist  die  Untersuchung  der  beiden 
Fragen,  einmal,  ob  denn  wirklich  diese  Ziele  so  unbedingt  günstig 
sind,  und  sodann,  selbst  wenn  dies  allgemein  oder  wenigstens  auf 
bestimmten  wirthschaftlichen  Gebieten  der  Fall  ist,  ob  diese  Folgen 
wirklich  aus  einer  so  unumschränkten  Freiheit  sicher  hervorgehen. 

Die  erste  Frage  ist  im  5.  Buche  des  ersten  Theils,  besonders 
in  den  Abschnitten  vom  modernen  System  der  freien  Concurrenz 
und  dessen  Nachtheilen  (I,  §.  309  ff.,  316  ff.),  schon  beantwortet 
worden.  Es  hat  sich  dabei  ergeben,  dass  die  aufgestellten  Ziele 
keineswegs  unbedingt  richtig  sind,  sondern  wesentliche  Bedenken 
bieten  und  dass  das  Concurrenzsystem  aus  volkswirthschaftlichen 
wie  aus  sittlichen  Gründen  der  Correctur  und  Ergänzung  bedarf 
(I,  §.  323).  Schon  aus  diesem  Grunde  erscheint  die  unumschränkte 
persönliche  Freiheit,  als  Mittel  zur  Erreichung  dieser  Ziele,  gleich- 
falls von  dem  Standpuncte  einer  weniger  optimistischen  Auffassung 
des  modernen  Concurrenzsystems  aus  nicht  in  so  durchaus  günstigem 
Lichte. 

Die  zweite  Frage  ist  in  jenem  5.  Buche  ebenfalls  schon  mit 
behandelt  worden,  und  zwar  gleichfalls  mit  einem  viel  weniger 
optimistischen  Ergebniss.  Sie  kommt  aber  noch  genauer  im  weiteren 
Verlaufe  dieses  Werks  zur  Erörterung.  Es  lässt  sich  nachweisen, 
dass  selbst  das  an  sich  berechtigte,  wenn  auch  zu  einseitig  in  den 
Vordergrund  geschobene  Hauptziel  des  Systems  der  freien  Con- 
currenz, die  möglichste  Steigerung  der  Production  in  quantitativer 
and  qualitativer  Hinsicht  und  die  möglichste  Verwohlfeilerung  der 
Producte  durch  Verminderung  der  natürlichen  Erzeugungskosten 
(I,  §.  311,  172),  nicht  durch  blosse  Entfesselung  des  „freien  Spiels 
der  wirthschaftlichen  Kräfte''  vermittelst  einer  möglichst  unum- 
schränkten persönlichen  Freiheit  im  Verkehr,  wobei  die  Gesell- 
schaft in  ihre  Atome  zerfällt,  erreicht  wird.  Vielmehr  ist  selbst 
hierfür  eine  Unterstellung  der  Freiheit  unter  und  eine  rechtliche 
Ordnung  derselben  nach  Gemeinschafts-  statt  bloss  nach  Individual- 
interessen, oder,  was  auf  dasselbe  hinauskommt,  nach  wirklich 
volkswirthschaftlichen  statt  bloss  nach  privat  wirthschaftlichen 
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OesichtspuDcten  geboten.  Werden  die  ökonomischen  Ziele  aber  im 
wahren  volkswirthschaftlichen  und  damit  zusammenhängend  im 
socialen  und  humanen  Interesse  berichtigt  nach  dem  Gesichtspuncte 
einer  gtlnstigen  Vertbeilung  des  Productionsertrags  der  Volkswirth- 
Schaft  (I;  §.  262  ff.,  269—290),  so  erweist  sich  vollends  die  Forderung 
einer  möglichst  unumschränkten  persönlichen  Freiheit  unhaltbar. 
III.  _  §.  47  [219].  Die  wirthschaftlich  wichtigen 
Gonsequenzen  des  absoluten  Freiheitsprincips.  Die 
principielle  Formulirang  und  Postulirnng  einer  solchen  Freiheit  hat 
nun  nach  folgenden  vier  Seiten  zu  Gonsequenzen  von  besonderer 
Wichtigkeit  für  die  Privatwirthschaft  und  für  die  ganze  Volkswirth- 
schaft  geführt,  woraus  sich  vier  Gruppen  „individueller  Freiheits- 
rechte" ergeben. 

1.  Einmal  ist  aus  dieser  Freiheit  unmittelbar  die  weitere 
Fordernng  der  persönlichen  Gleichheit  und  zwar  insbesondere 
im  Sinne  der  natürlichen  Gleichberechtigung  (auch  in  Be- 
treff des  vierten  Puncts,  der  Erwerbs-  und  Berufswahl)  der  Menschen 
überhaupt  und  im  wirthscbaftlichen  Verkehr  speciell  abgeleitet 
worden  (§.  48—53). 

2.  Sodann  hat  man  dem  Individuum  eine  Reihe  einzelner 
Freiheitsrechte  zuerkannt,  von  zunächst  mehr  socialer,  indirect 
aber  von  sehr  weittragender  wirthschaftlicher  Bedeutung:  „sociale 
Freiheitsrechte"  (§.  54—89). 

3.  Ferner  ist  eine  möglichst  unumschränkte  Vertrags  frei- 
h  e  i  t ,  was  wenigstens  die  materielle  Seite,  den  Inhalt  der  Verträge 
anlangt,  dem  Einzelnen  eingeräumt  worden,  unter  dem  Einflnss 
der  neben  dem  Princip  unumschränkter  persönlicher  Freiheit  mit- 
wirkenden, ebenfalls  principiell  absolut  zn  Gunsten,  bezw.  nach 
der  Willensbestimmung  des  Eigenthümers  gestalteten  Eigenthums- 
ordnung. 

4.  Endlich  ist  —  gleichfalls  eine  gemeinsame  Gonsequenz 
einer  solchen  Freiheit  und  eines  solchen  Eigenthumsrechts  —  auf 
den  verschiedenen  Gebieten  der  güterproducirenden  Thätig- 
keit,  namentlich  auf  demjenigen  der  Sachgttterproduction,  dem 
Individuum  das  freie  „Recht  zu  arbeiten",  freie  Erwerbs- 
und Berufswahl  zugestanden,  und  —  wieder  eine  Gonsequenz 
dieses  Rechts  und  ein  Mittel,  es  zu  verwirklichen,  —  das  wirth- 
schaiUiche  Verkehrsrecht  für  die  Verhältnisse  des  Grund-  und 
Kapitalbesitzes  und  für  die  grossen  Productionsgruppen 
des  Ackerbaus,  der  Gewerbe,   des  Handels,  der  liberalen  Berufe, 
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der  niederen  persönlichen  Dienstleistungen  möglichst  freiheitlich 
gestaltet  worden:  das  sogenannte  System  der  Freihandels- 
politik, letzteren  Ansdrack  hier  als  CoUectivbezeichnung  ilQr  alle 
die  genannten  Gebiete  verstanden. 

Diese  Ausgestaltung  des  Freiheitsprincips  zu  diesen  als  Gon- 
sequenzen aus  ihm  abgeleiteten  individuellen  Freiheitsrechten  führt 
dann  aber  in  weiterer  Gonsequenz  auch  zu  einem  anderen  Hanpt- 
princip  des  ganzen  modernen  privatwirthschaftlichen  Systems,  nem- 
lieh  zu  demjenigen  der  alleinigen  und  vollständigen  ökonomischen 
Selbstverantwortlichkeit  des  Individuums.  Wie  wenig 
dieses  Princip  haltbar  ist,  hat  sich  nicht  nur  in  der  historischen 
Entwicklung  des  Armenrechts,  sondern  auch  in  der  Nothwendigkeit 
der  Anerkennung  des  (wenigstens  subsidiären)  Rechts  auf  Existenz 
für  unsere  Zeit  (I,  §.  271,  272)  gezeigt.  Es  wird  namentlich  aber 
auch  durch  die  Würdigung  der  Verhältnisse  und  Einflüsse,  welche 
unter  dem  Namen  „  wirtbschaftliche  Gonjunctur''  zusammengefasst 
werden,  zumal  in  heutiger  Zeit  erwiesen  (I,  §.  165—169).  Es  ge- 
nügt, hier  auf  die  bezüglichen  Ausführungen  im  1.  Theile,  auch 
auf  die  mit  hierher  gehörigen  über  die  Organisation  der  Volks- 
wirthschaft  (Buch  5)  und  den  Staat  (Buch  6)  zu  verweisen.  Doch 
wird  die  Frage  auch  im  Folgenden  noch  mit  berührt. 

Von  diesen  genannten  vier  Gonsequenzen  sind  in  der  Grund- 
legung nur  die  drei  ersten  in  ihrer  generellen  wirthschaftlichen 
Bedeutung  zu  untersuchen. 

Und  zvar  die  beiden  ersten  n&her  in  diesem  Kapitel.  Die  dritte  fa&ngt  mit  der 
rolkswiithschaftlichen  Betrachtang  der  ^gonthamsordniiDg  zusammen  und  ist  dort 
mit  zu  bebandeln.  Die  vierte  Gonsequenz  ist  hier  in  der  Grundlegung  nur  anzu- 
deuten. Bei  ihr  liegt  der  Scbweipunct  der  OntorsuchuDg  in  den  speciellcn  Yer^ 
liältnissen  der  einzelnen  Productionsgebiete.  DafUr  ist  auf  die  dritte  HaupUbtbeilung 
dieses  Gesammtwerks,  auf  die  specieÜe  oder  practische  Volkswirthscbaftslehre,  be- 
sonders auf  deren  2.  Theil,  die  Agrarpolitik  und  4.  Tbeil,  die  Gewerbe-  und  Handels- 
politik, zu  verweisen. 


Zweiter   Hauptabschnitt. 
Die   Gleichheit. 

§.  48  [S.  418].  Vorbemerkungen  und  Litteratur.  Vgl.  v.  ScheeU 
Theorie  der  socialen  Frage,  1871.  Auch  Lange,  Arbeiterfrage,  Kap.  2,  S.  105  ff. 
Mario  passim,  besonders  in  den  Erörterungen  über  die  halb-  und  ganzcommunistische 
Schule,  I,  1,  318  ff.  Schäffle,  Kapitalismus,  S.  182  ff.;  Socialer  Körper  I,  197  ff., 
II,  184  ff.  („Die  Socialtheoretiker  begehen  meist  den  Fehler,  Freiheit  und  Gleichheil 
als  ,J>rincipien"  zu  heischen,  oder  sie  in  das  18.  und  19.  Jahrhundert  als  Ideen 
liineinfallen  zu  lassen,  statt  sie  dynamisch  zu  erklären  und  ihr  geschichtliches  Wachs- 
ihum  schrittweise  zu  yerfolgen."    Eb.  S.  137);  III,  383  ff.,  V,  3S5.    Ganz  abstract 
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ans  dem  Princip  der  Rechtsgleichheit  dedacirt  L.  Brentano  in  seiner  „Arbeiter- 
Versicherung'',  Leipz.  1879.  Anders  and  richtig  Schmoller,  Grundfragen,  Kap.  6, 
besonders  die  AusfQhruDgen  gegen  Treitschke.  —  Zn  ?ergleichen  sind  aach  rechts- 
philosophische  Erörterungen,  z.  B.  Bö  der,  Naturrecht  II,  108  ff.,  Ahrens,  Natur- 
recht, II,  46  ff.,  Stahl,  Philosophie  des  Rechts  II,  3.  A.,  S.  821  ff.,  331.  Siehe  auch 
Bluntschli,  Politik,  Stuttg.  1876,  S.  52  ff.  Die  Ökonomische  Seite  des  Gleichheit^- 
princips  kommt  in  den  Betrachtungen  der  Rechtsphilosophen  und  theoretischen  Politiker 
meistens  zu  kurz.  Mit  der  Abweisung  der  VermOgensgleichheit  u.  dgL  ist  das  Problem 
gerade  auch  auf  Ökonomischem  Gebiete  nicht  erschöpft 

Eine  besondere  Wichtigkeit  hat  die  Frage  des  Gleichheitsprincips  für  den 
Sociaiismus.  Bei  dem  absichtlichen  Dunkel,  in  welchem  auch  die  Hauptvertreter, 
Marx  roran,  die  Frage  der  Regelung  der  Yertheilung  des  Productionsertrags  in  der 
Hocialistischen  Ordnung  belassen,  bei  dem  Wechsel  der  Zielpuncte  daftLr  in  den  Pro- 
grammen (Yertheilung  „einem  Jeden  nach  seiner  Leistung",  oder  „einem  Jeden 
nach  seinen  Bedarf nissen'\  siehe  Grundlegung,  Thcil  L  S.  128),  bei  dem  vorsichtigen 
Wechsel  auf  die  Zukunft,  welchen  Marx  ausstellt  für  die  „Vertheilnng  nach  den  Be- 
dürfnissen'', wenn  erst  einmal  die  Menschen  sich  im  Socialstaate  psychiscb  und 
ethisch  in  der  erforderlichen  Weise  geändert  haben  werden  ^),  kann  man  auch  niemals 
genau  feststellen,  wie  sie  sich  zur  Einkommenvertheilung  nach  dem  Princip  der 
Gleichheit  denn  eigentlich  stellen.  Man  wird  aber  behaupten  dürfen,  dass  mindestens 
als  letztes  Ziel  eine  wesentliche  Gleichheit  der  Yertheilung  nur  die  Gonseqnenz  des 
Systems  sein  würde.  Deutlich  tritt  n.  A.  bei  Bebel  und  auch  allgemeiner  in  den 
practischen  Bestrebungen  der  Socialdemokratie  die  sonstige  Gleichheits-  und  Gleich- 
borechtiguugstendenz,  so  in  Betreff  der  Geschlechter,  auch  theilweise  der  Lebensalter 
hervor.  Mitunter  wie  bei  Bebel  in  Betreff  des  weiblichen  Geschlechts  mit  den  will- 
ktthrlichsten  „historischen"'  Erklärungen  der  gedruckten  socialen  Stellung  und  fehlen- 
den Gleichberechtigung  des  Weibes  (so  in  der  „Frau''  der  rothe  Faden  der  Beweis- 
führung), ohne  irgend  genttgendo  Rücksicht  auf  die  rein  natürliche,  in  der 
körperlich-geistigen  Organisation  und  der  Function  des  Weibes  begründete,  auch  in 
der  höheren  Thierwelt  sich  findende  Inferiorität  des  Weibes,  wie  das  neuerdings 
Ziogler  in  der  genannten  Schrift  (besonders  S.  25  ff.)  wieder  schlagend  nach- 
gewiesen hat.  Yieles  in  solchen  ,jBocialisti8chen  Beweisführungen"  kann  man  denn 
auch  nur  ironisch  behandeln  und  braucht  die  Schlüsse  daraus  und  die  Forderungen 
danach  nur  hinzustellen,  um  sie  sich  selbst  widerlegen  zu  lassen.  Im  Folgenden 
genügt  es,  auf  diese  Dinge  nur  beiläufig  hinzuweisen.  Im  ersten  Theile  ist  nament- 
lich in  Buch  4,  Kap.  2  (Regelung  der  Yertheilung,  §.  269  ff.)  die  Frage  von  der 
Zulässigkeit  und  dem  Maasse  ungleicher  Einkommenvertheilung  schon  bebandelt  worden. 

I.  —  §.  49  [220].  Die  Gleichheit  als  ökonomische 
Forderung.  Die  Fordernng  der  persönlichen  Gleichheit 
schliesst  Yor  Allem  diejenige  der  Gleichberechtigung  im  per- 

^)  In  einer  grosseren  Besprechung  des  1.  Theils  meiner  Grundlegung  durch 
einen  jüngeren  socialistischen  Gelehrten,  Conrad  Schmidt  in  Zürich  (Brauns  Archiv 
für  sociale  Gesetzgebung  u.  s.  w.,  B.  YI,  1893,  Heft  S  und  4),  wird  meinem  Buche 
vor  Allem  der  Yorwurf  gemacht,  Marx  nicht  gebührend  gewürdigt  zu  haben,  — 
Schmidts  Yorwurf  Hesse  sich  kürzer  dahin  fassen :  «,an  Marx  noch  nicht  zu  glauben*\ 
wie  der  1.  Auflage  meiner  Grundlegung  damals  aus  anderem  Parteilager  der  fthnlichc 
Yorwurf:  „an  A.  Smith  nicht  mehr  zu  glauben^*  gemacht  ward  — .  Ich  nehme 
beide  Yorwürfe  gelassen  hin.  Marx  ist  ebensowenig  ab  Smith  eine  „Bibel"  ftlr 
mich,  wie  er  es  für  diese  jüngeren  socialistischen  Theoretiker,  die  ganz  nach  der 
Schablone  orthodoxer  Dogmatiker  verfahren,  ist.  Die  Stellen,  welche  C.  Schmidt 
gegen  mich  aus  Marx  in  der  oben  bertlhrten  Frage  anführt,  beweisen  nur,  dass  es 
Marx,  ebenso  wie  andere  Socialisten  immer  gut  verstand,  wenn  man  sie  stellt  — 
auszuweichen.  So  hier  in  Betreff  des  Hinweises  auf  „Dermaleinst**,  wo  mit  „anderen 
Menschen"  ein  Gmndsatz  wie  der  der  Yertheilung  „nach  den  Bedarfoissen"  werde 
durchführbar  sein.  Gegen  solche  „Zukanftsmosik"  giebt  es  ja  natürlich  auch  einst- 
weilen keine  unbedingte,  weil  keine  erfahrungsm&ssige  Widerlegung.  Aber  ist  diese 
Art  der  Marx,  C.  Schmidt  u.  s.  w.  etwas  Anderes  als  Sophistik? 
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sönlichen  und  wirthschaftlichen  Leben  und  Verkehr  oder  der 
Gleichheit  des  Rechts  für  Alle  in  sich.  Fflr  uns  handelt  es 
sich  hier  nar  um  die  Consequenzen  des  Gleichheitsprincips  auf 
socialOkonomischem  Gebiet. 

Die  Forderung  der  Gleichheit,  insbesondere  des  gleichen  Rechts 
im  wirthschaftlichen   Concorrenzkampf  entspricht  einer  individua- 
listisch-atomistischen  Volkswirthschaft,   welche  auf  dem  Grundsatz 
der  freien  Goncurrenz  aufgebaut  ist,  vollständig.     Sie  ist  daher 
auch  Ton   der  modernen  Volkswirthschaftslehre  principiell  gestellt 
worden  y  freilich  unter  Innehaltnng  einer  wichtigen  Grenze.    Von 
Allen  wird  hier  die  höchstmögliche  Kräfteanspannung  im  eigenen 
nnd  im  Gesammtinteresse  erwartet  und  dazu  soll  durch  die  freie 
CoDcurrenz  angespornt  und  genöthigt  werden.    Alsdann  aber  er- 
blilt  ein  Jeder  den  Antheil  am  Volkseinkommen  und  VolksYcrmögen, 
welchen  er  nach  der  Grösse  und  Art  seiner  Leistungen  ökonomisch 
verdient,  —  den  schlechtweg  „gerechten  Antheil"  (I,  §.  313).    Soll 
die   dieser   Auffassung   zu   Grunde   liegende  Fiction    nicht  noch 
schärfer  hervortreten,  als  sie  es  ohnehin  thut,  wenn  nicht  zufolge 
optimistischer  Illusionen  unbestreitbare  Thatsachen  verkannt  werden, 
80  mnss  wenigstens  in  allen  übrigen  Verhältnissen  der  Wirthschaft 
nnd  des  Lebens,  nur  mit  der  freilich  entscheidenden  Ausnahme  des 
Besitzes,  auch  des  ererbten,  selbst,  namentlich  in  dem  bezüglichen 
Erwerbsrecht,  Besitzrecht  und  Recht  der  Berufswahl  und  Berufs- 
ausübung  möglichste  Gleichheit   bestehen.     Dies  fordert  die  Ge- 
rechtigkeit, damit  der  Concurrenzkampf  unter  gleichen  Bedingungen 
gefuhrt  werde.    Ungleichheiten,  welche  nicht  auf  Verschiedenheiten 
der  individuellen  wirthschafUicben  Leistungen  zurückzuführen  sind, 
vor  Allem  Rechtsungleichheiten  werden  daher  grundsätzlich  ver- 
worfen: als  ungerecht,  weil  sie  die  Bedingungen  der  Goncurrenz 
von  vornherein  ungleich  machen;  aber  auch  als  einzel-  und  volks- 
wirthschaftlich  nachtheilig,  weil  sie  für  die  Bevorzugten  den  Sporn 
der  Goncurrenz  beseitigen  oder  schwächen  und  so  muthmaasslich 
die  Leistungen  derselben  zum  allgemeinen  Nachtheil  vermindern. 
Denn  da  nach  der  hier  herrschenden  Ansicht  nur  oder  wenigstens 
weit  überwiegend  der  Vortheil,  das  wirthschaftliche  Selbstinteresse 
die  Individuen  in  der  Wirthschaft  wirksam  antreibt,  die  anderen 
Motive  (I,  §.  34)  bei  Freien  kaum  berücksichtigt  werden ,  so  muss 
folgerichtig  eine  Verminderung  der  Leistungen  angenommen  werden, 
wenn   in   Folge   von   Bevorzugungen  (Privilegien!)   Jemand   nicht 
ebenso  wie  alle  Anderen  der  Goncurrenz  ausgesetzt  ist. 
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Nivellirung  aller  geschichtlich  überkommenen 
Rechtsnngleichheiten  der  Individuen,  wenigstens  der- 
jenigen Ungleichheiten,  welche  irgend  denkbarer  Weise  einen  wirth- 
schaftlichen  Einfluss  ansttben,  wie  Vorrechte  in  Erwerb,  Berufs- 
wahl, Besitz,  ist  die  nothwendige  Forderung,  zu  welcher  die  Theorie 
der  freien  Concnrrenz  gedrängt  wird.  Diese  Fordemug  wird  daher 
in  der  liberal -individualistischen  Nationalökonomie  auch  mit  aller 
Energie  vertreten,  woraus  sich  die  Unterstützung  bekannter  rechts-^ 
philosophischer  und  politischer  Postulate  der  Neuzeit  auch  wieder 
vom  wirtbschaftlichen  Standpuncte  aus  ergiebt. 

Die  nahe  liegende  weitere  Consequenz,  auch  den  Einfluss  rein 
natürlicher  Ungleichheiten,  vor  Allem  des  Geschlechts,  theilweise 
auch  des  Lebensalters,  möglichst  zu  eliminiren,  wird  von  dieser 
Theorie  zwar  mehrfach  auch  gezogen,  aber  doch  behutsamer,  mit 
gewisser  Beachtung  der  historischen  Entwicklungen  und  der  einmal 
gegebenen  natürlichen  Grundlagen  dieser  Ungleichheiten.  Erst  der 
Socialismus  zieht  diese  Consequenz  rücksichtsloser,  dehnt  sie  dann 
aber  sogar,  in  seiner  Weise  folgerichtig,  auf  andere  natürliche  Un- 
gleichheiten, Anlage,  Fähigkeit,  davon  abhängige  Leistung  mit 
ans,  wie  in  der  Forderung  ftlr  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens: 
nicht  mehr  Jedem  nach  seinen  Leistungen,  sondern  „dermaleinst^* 
Jedem  nach  seinen  Bedürfnissen. 

Die  Ungleichheit  der  individuellen  Einkommen  und  Ver- 
mögen selbst  hält  dagegen  die  liberal- individualistische  Theorie 
durchaus  fest.  Nar  soll  dieselbe  parallel  den  individuellen  wirtb- 
schaftlichen Leistungen  gehen  und  thut  das  auch  der  Annahme 
nach,  wenn  sich  die  Menschen  sonst  im  Concurrenzkampf  nur  frei 
und  gleich  gegenüberstehen :  die  grosse  Täuschung  der  Schule  und 
der  schwache  Punct,  an  welchem  die  Angriffe  des  Socialismus  be- 
sonders einsetzen. 

IL  —  §.  50  [221].  Bedenken  gegen  extreme  Durch- 
führung des  Gleichheitsprincips.  In  einer  Hinsicht  geht 
hier  nun  die  liberale  Theorie  nur  einen  Schritt  weiter  auf  der 
Bahn,  welche  sie  in  der  Bekämpfung  der  Unfreiheit  mit  wirth- 
schaftlichen  Gründen  beschritten  hat  (§.  34  ff.).  Sie  darf  auch  ein 
ähnliches  Verdienst  beanspruchen,  soweit  es  sich  um  verrottete, 
ungerechte  oder  unpassende  Vorrechte,  Privilegien  einer-,  Benach- 
theiligungen andrerseits  im  wirthschaftlichen  Erwerb  und,  wie 
immer  mehr  oder  weniger  darauf  rückwirkend,  in  der  sonstigen 
socialen  und  politischen  Sphäre  handelt.    Das  Princip  der  Gleich- 
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heit  and  der  Gleicbberechtigang  enthält  ebenso  wie  das  Prineip 
der  persönlichen  Freiheit  fttr  höber  entwickelte  Völker  die  Eritlllang 
einer  wichtigen  Hamanitäts-  und  Caltnribrderung. 

Der  anbedingten,  rücksichtslos  individualistischen  Durchilihrung 
des  Gleichheitsprinoips  stehen  jedoch,  und  zwar  gerade  bei  Auf- 
rechthaltung des  Princips  der  individuellen  Erwerbs-  und  Besitz- 
Ungleichheit,  selbst  bei  solchen  Völkern,  geschweige  bei  roheren, 
gerade  vom  rein  volkswirthschaftlichen  Standpuncte  aus  erhebliche 
Bedenken  gegenüber.  Von  diesen  erscheinen  zwei  als  die  wichtigsten. 
Einmal  droht  sich  die  wirthschaftliche  Gesellschaft  za  atomiäiren 
and  dadurch  vollends  zu  zerfallen  und  sodann  verbreitet  sich  die 
falsche  Meinung,  dass  die  „schwächeren^'  Elemente  (I,  §.  318)  durch 
Gewährung  der  zunächst  rein  formalen  Rechtsgleichheit  Alles  er- 
langt hätten,  was  sie  brauchen,  um  den  Concurrenzkampf  unter 
gleichen  Bedingungen  auszufechten. 

1.  Die  erste  Gefahr  ist  unläugbar  und  hat  schlimme  Folgen. 
Keinerlei  Solidarität,  keinerlei  organische  Verbindung  mehr,  das 
ist  die  nothwendige  Consequenz:  nicht  „Einer  für  Alle  und  Alle 
für  Einen'*,  wie  es  der  Grundsatz  in  gesunden  socialen  Organismen 
ist,  sondern  umgekehrt  ,,Keiner  für  Alle  und  Jeder  fttr  sich'^  wird 
die  Parole.  Die  Theorie  der  freien  Concurrenz  scheut  vor  dieser 
Consequenz  ausgesprochener  Maassen  keineswegs  zurück,  sondern 
verlangt  gerade  bei  ihren  folgerichtigsten  Vertretern  vielmehr  deren 
weiteste  Verwirklichung.  Aber  unvermeidlich  treten  dann  auch  Er- 
scheinungen im  wirthschaftlichen  Leben  hervor,  wie  sie  im  ersten 
Theile  unter  den  „Nachtheilen  des  Systems  der  freien  Concun-enz" 
(I,  §.  316  ff.)  bereits  dargelegt  wurden. 

Zwar  ist  auch  die  liberal -individualistische  Theorie  in  einer 
Hinsicht  sich  dieser  Gefahr  der  Atomisirnng  und  Isolirung,  dadurch 
der  weiteren  Scbwächnng  der  im  wirthschaftlichen  Concurrenzkampf 
stehenden  an  sich  schon  schwächeren  Individuen,  wenn  nicht  allgemein 
bei  allen  ihren  Vertretern  —  gerade  ganz  folgerichtige  ökonomische 
Individualisten  haben  mehrfach  auch  hier  eine  abweichende  Stellung 
behalten  (z.  B.  Prince-Smith)  —  so  doch  allmälig  bei  den  meisten 
bewusst  geworden.  Man  hat  deshalb  die  Genossenschafts- 
bildung gerade  zur  Stärkung  der  isolirt  schwachen  Elemente 
empfohlen,  aber  durchaus  nur  die  auf  freiem  Zusammenschluss 
beruhende.  Dabei  ist  aber  nicht  nur  die  Schwierigkeit  solcher 
freien  Bildungen  unterschätzt,  sondern  auch  die  Leistungsfähigkeit 
derselben  überschätzt  worden  (Gewerkvereine  der  Arbeiter).     Und 

A.  ^^KB^'i  Gmodlegiuig.    3.  Aufl.    2.  Thoil.  Volks^irth.schaft  o.  Kecbt.  7 
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die  neue  Gefahr  eines  Zerfalls  der  Gesellschaft  in  organisirte 
Interessenverbände  nnd  einer  gefährlichen  Verschärfang  der  Wir- 
knngen  des  Goncurrenzprincips  blieb  unbeachtet. 

Am  Meisten  zeigen  sich  diese  Folgen  bei  der  DarchfUhrang  des  Priucips  der 
Freiheit  and  Gleichheit  in  den  modernen  Gevrerbererfassnngen  aaf  der  Basis  der 
Geverbefreiheit  Es  wird  hier  immer  reigessen,  dass  alle  Schranken,  welche  Zunft- 
zwang, Gewerbogesetz  n.  s.  w.  bilden,  „Tor  allen  Dingen  auch  Schranken  f^r  die 
rolle  Entfaltung  der  Kapitalmacht  sind*'  (Lange,  Arbeiterfrage,  S.  60).  Vgl.  die 
drastischen  Schilderungen  der  Gewerbeverhältnisse  in  Aachen  unter  dem  Eiufluss  der 
wechselnden  Gonjunctur  u.  s.  w.  Ton  A.  Thun  (Industrie  am  Niederrhein,  Leipzig. 
1879,  besonders  S.  47  ff.). 

Die  Durchführung  des  Gleichheitsprincips  hat  ohne  Zweifel 
viele  YoUständig  berechtigte,  im  wahren  Sinne  zeitgemässe  Reformen 
bewirkt. 

So  die  Beseitigung  wirthschaftlich,  finanziell  pririiegirter  Stände,  die  HersteUuog 
allgemeiner  und  gleichmässiger  Besteuerung  (wenigätens  im  Princip,  wenn  auch  noch 
lange  nicht  in  der  practischen  Durchführung),  die  Aufhebung  von  Hechtsungleich- 
heiten, auch  im  Gebiete  des  wirthschaftlichen  Verkehrsrechts,  in  Folge  von  Ver- 
schiedenheiten der  Beligion,  der  Sprache  und  Abstammung^),  die  Abschaffung  un- 
nöthiger,  unpassender  und  unbilliger  rechtlicher  Beschränkungen  und  Benachtheiligungen, 
welche  das  weibliche  Geschlecht  und  welche  Glassen  oder  Einzelne  ron  geringerer 
allgemeiner  und  technischer  (Berufs-)  Bildung  trafen. 

Aber  das  richtige  Maass  in  den  Beformen  ist  nicht  immer 
innegehalten  worden  nnd  an  principiellen  Fehlgriffen  hat  es  nicht 
gemangelt. 

So  wird  z.  B.  ein  so  natürlicher  Unterschied,  wie  der  geschlechtliche 
auch  im  wirthschaftlichen  Verkehrsrecht  niemals  ganz  beseitigt  werden  dürfen  und  — 
können.  Die  Hineinziehung  der  Frau  in  jede  Art  des  Goncurrenzkampfs  der  Er- 
werbsarbeit kann  so  ungünstige  sittliche  und  die  ganze  Volkscultur  botreffende  Folgen 
haben,  dass  die  etwa  gtLnstigen  wirthschaftlichen  Folgen  der  rölligen  rechtlichen 
Gleichstellung  der  Geschlechter  im  Verkehr  nicht  allein  in  Betracht  kommen  dürfen. 
Die  erheblich  günstigere  Griminalfrequenz  des  weiblichen  Geschlechts  ist  z.  B. 
jedenfalls  auch  mit  auf  dessen  geringere  Betheiligung  am  wirthschaftlichen  Concurrenz- 
kampf  zurückzufahren.  (VgL  Quetelet,  phys.  soc.  Brox.  1869,  II,  288.  Guerry. 
ätat  mor.  de  1' Anglet  et  de  France,  1864.  die  meisten  Karten,  Wappaens,  Ber. 
stat.  II,  423,  meine  Gesetzmässigkeit  I,  31,  r.  Oettingen,  Moralstat,  2.  Aufl.,  511  ff., 
auch  451,  485,  499.  Ebenso  beim  Selbstmord,  siehe  meine  Gesetzmässigkeit 
I.  23,  II,  188  bis  142,  272.)  Dgl.  wird  in  den  im  Einzelnen  gewiss  ?ielfach  be- 
rechtigten, im  Ganzen  aber  sehr  oft  übertreibenden  Bestrebungen  für  die  sogenannte 
Emancipation  der  Frau  nur  zu  leicht  übersehen  oder  unterschätzt  Die  Hinein- 
ziehung der  Frau  in  die  niederen  Arten  der  materiellen  Erwerbsarbeit,  in  die  Fabrik, 
oder  vollends  in  das  Bergwerk  wird  mit  Recht  als  ein  überwiegend  ungünstiger  Unter- 
schied des  modernen  Gewerbebetriebs  im  Vergleich  zum  zünftigen  Handwerk  gelten 
müssen,  ähnlich  wie  die  Hineinziehung  der  Kinderarbeit  (über  das  Vorwalten  den 
männlichen  Geschlechts  in  der  Zunft  siehe  Stahl,  Handwerk,  I,  42  ff.).  Für  die 
unbemittelten  Frauen   der  höher  gebildeten  Stände  mag  man  mit  Recht  das  Princip 


^)  Vgl.  übrigens  unten  §.  84  über  Einwanderung  fremdartiger  Elemente: 
was  mutatis  mutandis  unter  Umständen  in  einem  Staate  auch  hinsichüich  solcher  in 
demselben  bereits  wohnender  Berölkerungselemente  gelten  kann,  welche  durch  Ab- 
stammung und  Sitte  sehr  Terschieden  sind  (Chinesenfrage  in  l^ordamerica,  Judenfrage 
in  Osteuropa). 
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der  Gleichheit  mehr  darchführen,  indem  das  „männliche  Arbeitsmonopol"  gebrochen 
oder  beschränkt  wird,  zamal  in  Ländern  mit  grösserer  (meist  die  Männer  stärker 
betreffender)  Aasvanderung,  angQnstigerer  Heirathschance  n.  s.  w.  Das  alte:  est 
modus  in  rebus  wird  aber  trotz  J.  St.  Mill  hier  niemals  zu  vergossen  sein.  Formale 
Gleichheit  wird  nur  zu  leicht  wieder,  anf  natttrlich-Ungleichartiges  angewandt,  selbst 
zur  realen  Ungleichheit,  das  vergessen  aach  viele  männliche  nnd  weibliche  Ver- 
treter der  Fraaenemancipation  gemässigterer  Richtang  leicht,  vollends  unsere  heutigen 
Sociallsten  von  der  Art  Bebel's.  Siehe  tlber  die  hier  nicht  weiter  zu  verfolgende 
„Prauenfrage**  den  Aufsatz  von  J.  Pierstorff  im  Handwörterbuch  der  Staats- 
wis^enschaften  B.  III,  daselbst  S.  660—662  auch  umfassende  Litteraturangabeo. 

Die  Bedeutung  der  Altersunterschiede  wird  vielfach  verkannt,  indem  z.  B.  in 
abertriebenem  Gleichheitsstreben  die  unreife  gewerbliche  Jugend  sich  mehr  oder 
weniger  selbst  oder  höchstens  der  unzureichenden  elterlichen  AuMcht  überlassen 
wird,  wobei  die  sittliche  Zucht  und  selbst  die  ordentliche  technische  Ausbildung  der 
jüngeren  Generation  in  die  BrQche  geht  (Lehrlings wesen,  Herabsetzung  der  Grenze 
des  Yolljährigkeitsalters ;  allgemeine  Gleichstellung  des  mehrfach  bisher  höheren 
Volljährigkeitsklters  auf  21  Jahre  jetzt  im  Deutschen  Reich);  von  den  Einwänden 
gegen  das  Princip  des  gesetzlichen  Schulzwangs  gar  nicht  zu  reden,  durch 
▼elches  man  öfteis  die  „Freiheit"  der  Kinder  und  £ltem  für  zu  sehr  beschränkt 
erachtet  hat,  wie  in  England  und  Frankreich  so  lange. 

Die  so  einflussreichen  Bildungsunterschiede  der  Erwachsenen  werden  in 
falschem  Freiheits-  und  Gleichheitsstreben  in  ihrer  maassgebenden  Bedeutung  ignorirt, 
indem  man  z.  B.  allen  Eltern  als  solchen  ohne  Weiteres  die  gleiche  Fähigkeit  und 
den  gleichen  Willen  zutraut,  genügend  für  ihre  Kinder  zu  sorgen  (Frage  der 
Arbeiterschutzgesetzgebung  und  der  gesetzlichen  Beschränkung  der  Kinderarbeit  darin) ; 
oder  indem  man  es  ab  demttthigenden,  die  Freiheit  und  Gleichheit  verletzenden 
Zwang  bezeichnet,  erwachsene  Arbeiter  und  andere  Personen  zum  Eintritt  in  Yer- 
sichern ngscassen  gesetzlich  anzuhalten  (Fragen  des  gewerblichen  Hilfscassenwesens, 
des  Arbeiter-  und  sonstigen  Yersicherungswesens,  des  Cassenzwangs  und  der  Zwangs- 
casse,  bei  welchen  Fragen  noch  bis  in  die  Gegenwart  solche  Gesichtspuncte  eine  Rolle 
spielen,  namentlich  bei  den  liberalen  Nationalökonomen  und  Politikern,  oder  Frage, 
solche  Arbeiter  gesetzlich  gegen  die  Ausbeutung  durch  zu  lange  tägliche  Arbelts- 
zeit schützen  zu  wollen,  Frage  des  gesetzlichen  Haximalarbeitstags  u.  dgl.  m.). 

Auch  solch  übertriebenes  Oleichbeitsstreben  bat  es  mit  ver- 
scboldet,  dass  die  alten  Wirthscbaftsordnungen  eingerissen  worden 
sind  und  jeder  Versnob  eines  Nenbans  oder  einer  grttndlicben 
Reform  so  lange  unterblieben  ist.  Denn  auf  der  Basis  völlig 
mechanischer  Gleichheit  der  Individuen  war  ein  solcher  Versuch 
unmöglich.  Jetzt,  nschdem  endlich  das  Bedtirfniss  wieder  mehr 
anerkannt  wird,  zeigt  sich  die  Schwierigkeit,  die  „entfesselten 
wirtbscbaftlicben  Kräfte''  der  atomisirten  modernen  Erwerbsgesell- 
schaft von  Neuem  organisch  zu  verbinden. 

§.  51  [222].  —  2.  Fast  noch  gewichtiger  ist  das  zweite  Be- 
denken gegen  die  extreme  Durchführung  des  Oleicbheitsprincips  im 
modernen  Verkehrsrecht  und  im  modernen  Recht  überhaupt 

Die  erlangte  rechtliche  und  politische  Gleichheit  ist 
für  einen  grossen  Theil  der  Bevölkerung  nur  von  verbältnissmässig 
geringem  Werth,  ohne  Gewährung  einer  weiteren  Consequenz  des 
Oleicbheitsprincips,  nemlich  ohne  Gleichheit  der  ökono- 
mischen Lage  oder  wenigstens  der  Erwerbsbedingungen. 

7* 
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Diese  Folgerung  hat  aber  die  liberal -individnalistisclie  National- 
ökonomie 80  wenig  als  die  Rechtsphilosophie  und  die  Politik  ziehen 
wollen.  Die  Theorie  des  Commnnismas  und  des  Socialismus  haben 
sie  dagegen  gezogen,  und  logisch,  wenn  einmal  die  Prämissen, 
aus  denen  die  Gleichheitstbrderung  hervorgegangen  ist,  anerkannt 
werden,  mit  vollem  Rechte.  Denn  wichtiger  und  drückender, 
wenigstens  nach  moderner  Anschauung  drückender  empfunden  von 
der  Masse  der  Bevölkerung  als  jede  andere  Art  der  Ungleichheit 
wird  die  durch  die  ungleiche  Höhe  und  Art  des  Einkommens  und 
Besitzes  bewirkte  ungleiche  Lage  der  Individuen  und  Familien. 
Diese  Ungleichheit  aber  hängt  wieder  vornemlich  von  der  Ungleichheit 
der  Erwerbsbedingungen  und  letztere  Ungleichheit  direct  und  indireet 
von  dem  Institut  des  Privateigenthums  an  den  sachlichen  Productions- 
mitteln  ab.  Deshalb  hat  denn  auch  der  Socialismus  und  haben 
die  seiner  Losung  folgenden  unteren  Classen,  psychologisch  be- 
greiflich genug,  diese  Gleichheit  zur  practischen  Forderung  erhoben. 
Daher  folgerichtig  der  Eampf  gegen  die  geschichtlich  tlberkommenen, 
bestehenden  Besitzverhältnisse,  welche  nivellirt,  gegen  Privatgrund- 
eigenthum,  Privatkapital,  Erbrecht,  privaten  Rentenbezug,  welche 
beseitigt  werden  sollen.  Daher  m.  a.  W.  das  Hervortreten  der 
modernen  „socialen  Frage'',  die  man,  von  diesem  Gesichtspuncte 
aus  wenigstens,  formuliren  kann  als  „den  zum  Bewnsstsein  ge- 
kommenen Widerspruch  der  volkswirthschaftliehen  Entwicklung 
mit  dem  als  Ideal  vorschwebenden  und  im  politischen  Leben  sich 
verwirklichenden  gesellschaftlichen  Entwicklnngsprincip  der  Freiheit 
und  Gleichheit"  (v.  Scheel) 0- 

Die  communistisch-socialistische  Theorie  wird  gerade  von  den 
Vertretern  der  Theorie  der  freien  Concnrrenz  am  Heftigsten  be- 
fehdet. Aber  vergebens  sträuben  sich  dieselben  gegen  das  An- 
erkenntniss,  dass  die  socialistisch-communistische  Theorie  nur  die 
consequentere  Fortbildung  des  Gleichheitsprincips  ist,  die  conse- 
quentere  gerade  auf  dem  Boden  der  WirthschaftsverhUltnisse. 

Es  erscheint  bei  unbefaDgeoer  Prüfung  namentlich  nur  ah  eine  Fiction  der 
GoDcarrenztheorie,  dass  die  von  dieser  geforderte  Gleichheit  des  Wirthschaftsrechts 
wirklich  in  der  Sphäre  der  wirthschaftlichen  Concurrenz  die  Bedingungen  des  Erwerbs 
und  Besitzes  gleich   stelle,  Sonne   und  Wind  gleich  rertheile').     Und   bloss   als  eine 


*)  V.  Scheel,  Theorie  der  socialen  Frage,  S.  16.  üeber  die  allgemeinere 
Formuilrung  der  socialen  Frage  Überhaupt  siehe  meine  Ausführung  in  Hildebrand*s 
Jahrb.,  XXI.  329. 

*)  Siehe  I,  §.  313,  besonders  die  Theorie  von  Prince-Smith.  Eine  solche 
Fiction  bleibt  auch  die  „Gleichheit^'  der  in  Gewerkvereinen  organisirten  Arbeiter 
gegenüber  dem  Privatkapital.   Die  neueren  Arbeiten  Brentano 's  und  seiner  unselb* 
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weitere  Fiction  enreist  sich  die  AuffassüDg,  dass  ererbte  Prodnctionainittel 
(Boden  und  Kapital),  welche  dem  einen  Concurreoten  den  Kampf  erleichtem,  wieder 
nur  auf  wirthschaftlicbe  Loistangen  der  Vorgänger  zurückzufahren  seien,  —  ganz 
abgesehen  7011  dem  Widerspruch,  welcher  zwischen  dieser  Hochschätzung  des  Familien- 
Verbands  und  der  atomistisch-indindualistischen  Auffassung  des  privat wirthschaftlicheu 
Verkehrs  liegt.  (Siehe  I,  §.813,  besonders  Pri  nee -Smith  im  Art  Handelsfreiheit 
bei  BentZBch,  S.  441.) 

Man  kann  auch  in  keinem  dieser  Fälle  einwenden,  dass  die  socialistisch-com- 
munistischen  Forderungen  noch  begründeter  im  System  der  alten  Wirthschaftsordnungen 
mit  ihrer  rechtlich,  nur  zum  Theil  freilich  auch  factisch  noch  grosseren  Ungleichheit 
der  Stellang  der  Einzelnen  gewesen  seien,  als  im  System  der  heutigen  freien  Gon- 
currenz.  Denn  jene  Ordnungen  schufen  vielfach  einen  Schutz  auch  für  die  Schwächeren 
und  die  Ungleichheit  der  Vermögen  war  bei  ihnen  im  Einklang  mit  allen  anderen 
Verhältnissen,  z.  B.  mit  der  ganzen  politisch-ständischen  und  berufsständischen  Ord- 
nung der  Bevölkerung,  während  sie  heute  damit  im  Widerspruch  steht. 

Sicherlich  ist  es  aber  eine  für  das  practische  Wirthschaftsleben 
und  für  so  viele  Fragen  der  wirthschaftlichen  Gesetzgebung  ge- 
iabrliche  Illusion,  bloss  aus  der  formalen  Rechtsgleichheit  eine  reale 
Gleichheit  der  Kampfbedingungen  in  der  freien  Concurrenz  ab- 
zuleiten. Die  Verschiedenheiten  der  natürlichen  Begabung,  der 
Bildung,  des  Gharacters,  des  Besitzes,  der  ganzen  socialen  Stellung 
u.  8.  w.  sind  immer  noch  so  ausserordentlich  gross  und  üben  auch 
bei  voller  Rechtsgleichheit  —  so  selten  sie  noch  besteht  und  so 
häufig  sie  von  der  Sitte  in  ihrer  Wirksamkeit  durchbrochen  wird  — 
einen  so  entscheidenden  £influss  auf  den  Ausgang  des  Concurrenz- 
kampfes  aus,  dass  man  darüber  sich  unmöglich  täuschen  kann. 
Trotzdem  ist  gerade  dem  Princip  dieser  so  gestalteten  Rechtsgleich- 
heit gegenüber  auch  von  Nationalökonomen  so  oft  der  Schluss  ge- 
zogen worden,  dass  mit  ihrer  Gewährung  alles  Nothwendige  er- 
reicht und  z.  B.  jede  weitere  Einmischung  der  Staatsgewalt  und 
der  Gesetzgebung  zu  Gunsten  der  unteren  Volksclassen  eine  „un- 
gerechte*' und  „nnz  weck  massige*'  Politik  sei.  Es  bedarf  angesichts 
der  klaren  Thatsachen  des  Lebens  und  der  Erscheinungen  des 
wirthschaftlichen  Concurrenzkampfs  keiner  Beweisführung  für  die 
Einseitigkeit  dieser  Auffassung. 

III.  —  §.  52  [223].  Entscheidung  hinsichtlich  des 
Gleichheit sprincipes.  Die  hervorgehobenen  Bedenken  recht- 
fertigen die  Forderung,  dass  auch  das  Gleichheitsprincip  so  wenig 
als  das  Freiheitsprincip ,  dessen   Gonsequenz   es  ist,   absolut  hin- 

ständigen  Anhänger  tlbcr  Arbeitsverhältniss ,  Arbeiterrersicherung,  socialen  Frieden 
u.  dgL  tlberschen  dies  nel  zu  sehr.  Auch  wenn  eine  so  vollständige  Organisation 
der  Arbeiter  gelänge  und  trenn  man  sich  völlig  über  die  politischen  u.  s.  ▼.  Be- 
denken dabei  hinwegsetzte,  bliebe  die  Lage  der  Arbeiter  im  Concurrenzkampf  im 
Vergleich  zu  den  kapitalistischen  Unternehmern  eine  ungleiche,  wie  sich  nament- 
Hch  in  jeder  etwas  länger  dauernden  absteigenden  Conjunctur,  Krise  und  flauen 
Zeit  zeigt. 
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gestellt  and  dnrchgefllhrt  werde  und  das»  man  mit  der  Gewährung 
der  Rechtsgleichheit  die  Aufgabe  der  wirthscbaftlichen  Gesetzgebung 
und  der  öffentlichen  Verwaltung,  die  für  den  Concurrenzkampf 
schwächeren  Elemente  zu  stützen  und  zu  heben,  nicht  für  ab- 
geschlossen halte.  Das  Gleichheitsprincip  muss  vielmehr  seinen 
speciellen  Inhalt  und  Umfang  in  den  zu  seiner  Durchführung  be- 
stimmten Gesetzen  wieder  nur  nach  genauer  Untersuchung  der 
concreten  Verhältnisse,  namentlich  auch  der  ökonomischen  Folgen 
erhalten,  welche  bei  dieser  Durchführung  des  Princips  im  be- 
stimmten Falle  zu  erwarten  sind.  Es  darf  dabei  vor  Allem 
nicht  einfach  nach  der  logischen  Gonsequenz  eines 
in  abstracter  Absolutheit  formulirten  Begriffs  vor- 
gegangen werden. 

Besonders  hervorzuheben  sind  auch  hier  bei  dieser  bloss  gene- 
rellen Prüfung  des  wirthschaftlichen  Verkehrsrechts  wohl  folgende 
einzelne  Puncte: 

1.  So  natürliche  Unterschiede  wie  das  Geschlecht,  das  Alter, 
und  die  —  von  der  Kindheit  ganz  abgesehen  —  durch  das  Alter 
bedingte  Reife  auch  in  wirthschaftlichen  Dingen,  mitunter  auch 
heute  noch  nationale  Verschiedenheiten  (Judenfrage,  Chinesen- 
frage, Irländerfrage  in  Grossbritannien,  Einwanderung  von  Ar- 
beitern geringerer  Lebens-  und  OulturbedOrfnisse,  §.  83 ff.),  femer 
solche  der  Bildung  und  hier  und  da  selbst  noch  solche  der 
socialen  Stellung  und  des  Berufs  bedingen  nothwendig  auch 
manche  Verschiedenheiten  des  wirthschaftlichen  Rechts,  wenn  nicht 
bedenkliche  Folgen  auch  für  das  Wirthschaftsleben  wie  fiir  das 
ganze  übrige  Volksleben  entstehen  sollen. 

2.  In  Grossstaaten  wird  man  davor  warnen  müssen^  in 
scheinbar  nothwendiger  Gonsequenz  des  Gleichheitsprincips  durch- 
aus immer  für  das  ganze  Staatsgebiet  wirthschaftliche  Gesetze, 
besonders  solche,  welche  sich  auf  die  Production  und  den  Verkehr 
von  Sachgütern  und  zumal  auf  Grundeigenthum  (nebst  Land-  und 
Forstwirthschaft)  beziehen,  schablonenhaft  gleich  zu  machen. 
Solche  „gleiche  Gerechtigkeit'^  kann  zur  ungerechtesten  Ungleich- 
heit werden  und  fahrt  leicht  zur  Verletzung  jeder  historisch  ge- 
wordenen und  berechtigt  gebliebenen  individuelleren  Gestaltung  der 
landwirthschaftlichen  Verhältnisse.  In  der  Gleichstellung  städtischer 
und  ländlicher,  agricoler  und  industrieller  Verhältnisse,  volkswirth- 
schaftlich  wenig  und  hoch  entwickelter  Provinzen  hat  man  in  der 
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modernen  Gesetzgebung  oft  gefehlt  und  der  geschichtlichen  Ent- 
wicklung ihr  Becht  ungebührlich  entzogen. 

3.  Andrerseits  darf  man  aber  auch  richtige  und  bUIige  Forde- 
rungen nach  einer  Gleichstellung  der  Individuen  und  der  Glassen 
den  unteren  Glassen  nicht  verweigern,  bloss  weil  die  Verleihung 
solcher  Rechte  an  sie  Nachtheile  für  die  höheren  Glassen  oder 
selbst  gewisse  socialpolitische  Bedenken  mit  sich  bringen  könne. 
Vollends  dann  nicht,  wenn  diese  Rechte  nach  dem  positiven  Rechte 
den  höheren  Glassen  gewährt  sind  oder  factisch  nicht  versagt 
werden  können. 

Z.  B.  das  Goalitionsrecht,  das  Recht  zu  gemeinsamen  Verabredungen  über 
die  Lohnhohe  and  die  sonstigen  Bedingungen  des  Arbeitsvertrags  n.  s.  w.  und  das 
weitere  Becht,  zu  solchen  Zvreckcn  vorübergehend  oder  dauernd  Interessenvercine  zu 
bilden  (Ge  werk  Vereinsfrage).  Laoter  Forderungen,  welche  recht  eigentlich  eine 
onrermeidliche  Consequenz  des  Systems  der  freien  Goncurrenz  und  seines  Rechts 
der  persönlichen  Freiheit  sind,  und  deren  Verweigerung  allerdings  dann  auch  eine 
ungerechte  Verletzang  gerade  des  Glcichheitsprincips  in  sich  schliesst.  Diese  Ver- 
letzung wirkt  aber  ökonomisch  um  so  drückender,  je  mehr  das  System  der  freien 
Goncurrenz  die  unteren  Glassen  in  andrer  Beziehung  schutzlos  der  Ausbeutung  preis- 
giebt.  (Vgl.  Bamberger,  die  Arbeiterfrage  unter  dem  Gesichtspunct  des  Vereins- 
rechts, Stuttg.  1873,  worin  zu  einseitig  den  Arbeitern  Goncessionen  im  Vereinsrecht 
rersagt  werden,  nur  weil  sie  gegen  das  Interesse  der  andren  Glassen.  Aber  auch  in 
der  Gegenwart  wird  mannigfach  noch  ähnlich  verfahren).  Soll  jene  Gonsequenz  zu 
Gunsten  der  Arbeiter  nicht  unbedingt  gezogen  werden,  wofür  Vieles  spricht,  so  muss 
überhaupt  eine  allgemeinere  Beschränkung  der  freien  Goncurrenz  stattfinden,  —  u.  A. 
indirect  mittelst  Ausdehnung  des  gern  ein  wirthschaftlichen  Systems  auf  das  Gebiet  der 
Sachgüterprodaction  (§.  59),  direct  mittelst  weitgreifender  gesetzlicher  und  administra- 
tiver Maassregeln  zu  Gunsten  der  Arbeiter,  wenn  auch  theilweise  gegen  das  Interesse 
der  Unternehmer,  wie  im  Arbeiterschutz-  und  Arbeiterversicherungswesen  und  sonst. 

4.  Eine  wenigstens  in  gewissem  Umfang  bestehende  wahre 
(reale)  Gleichheit  der  Parteien  ist  die  Voraussetzung  einer  leidlich 
gerechten  Gestaltupg  des  Inhalts  der  wirthschaftlichen  Verträge 
(Kauf-,  Creditgeschäfte,  Darlehns-,  Pacht-,  Miethvertrag,  Lohn- 
Yertrag  u.  s.  w,).  Die  Wirthschaftspolitik  hat  die  Aufgabe,  bei  den 
einzelnen  Kategorieen  von  Fällen  das  Vorhandensein  dieser  Vor- 
aussetzung und  speciell  zu  prüfen,  ob  letztere  schon  durch  die 
Gewährung  der  formalen  Rechtsgleichheit  erfüllt  sei.  Wenn  nicht, 
80  darf  sie  sich  nicht  bei  dem  Gleichheitsprincip  beruhigen,  sondern 
muss  in  zweckmässiger  Weise  einzugreifen  suchen. 

Insbesondere  zum  Schutz  des  schwächeren,  ärmeren,  unerfahreneren,  auch 
mitunter  des  leichtsinnigeren,  leichter  Versuchungen  unterliegenden  Theils.  Insoweit 
kann  die  Einmischung  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  in  den  Inhalt  des  Kauf- 
vertrags (laesio  enormis,  Täuschungen,  fraudulOse  unübersehbare  Bedingungen  [Ab- 
zahlungsgeschäfte]), der  Creditverträge  (Zins-  und  Wucherfrage),  des  Mieth-  und 
Pachtrertrags  (Bedingungen  dabei),  des  Lohnvertrags  u.  s.  w.  auch  trotz  des  aUge- 
meinen  Prindps  der  Rechtsgleichheit  nicht  immer  beanstandet  werden.  Mit  Becht 
ist  gerade  die  neueste  Gesetzgebung  mehrfach  wieder  mit  entsprechenden  civil-  und 
strafrechtlichen  Bestimmungen  im  Vertragsrecht  vorgegangen  (Wucherrecht).    Analoge 
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Fälle  sind  Beschränkungen  des  Beclamevesens,  der  Verföhrangen  zum  BOrseiispiel, 
strengere  Bdrsenordnuog  u.  dgl.  m.  immer  nach  dem  Gesichtspanct^  dass  die  sich 
hier  gegenflber  stehenden  Interessenten  eben  thats&chlich  nicht  in  gleicher  Weise 
fUiig  sind,  ihr  Interesse  wahizanehmen. 


Dritter  Hauptabschnitt. 

Die   socialen  Freiheitsrechte. 


1.  Abschnitt. 
Im  Allgemeinen. 

§.  54  [S.  427].  Vorbemerkungen  und  Litteratur.  Siehe  besonders 
Stein,  Yerwaltiingslchre,  II.  110—209  (^fOlkerangspoIitik),  245—352,  auch  far  die 
Litteratargeschichte.  Gesetzgebung,  Handbuch  1.  A.S.  63—81, 3.  Aufl.,  II,  S.  20  £,  42  ff., 
63 ff.,  B Osler,  Yerwaltungsrecht,  I,  1,  §.45 — 64,  auch  für  Litteratur  und  Gesetz- 
gebung. Seydel  im  Handbuch  von  SchOnberg,  HI,  843  ff.,  LOning,  eb.  S.  986  ff., 
Bümelin,  ebenda  I,  740  ff..  Geffcken,  eb.  II,  1051  ff.  Hier  wie  in  den  Artikeln 
im  Handvörterbnch  der  Staatswissenschaften  (Rehm,  Freizügigkeit  III,  672  ff.,  Ehren- 
borg,  Fremdenpolizei,  ebenda  679  ff.,  Behm,  Eheschliessung,  ebenda  S.  7,  t.  Philip- 
povich,  Answanderung,  I,  1 000  ff.  u.  a.  m.)  neben  Darlegung  des  geschichtlichen 
und  geltenden  Rechts  auch  mehrfach  principielle  Erörterungen,  über  die  Frage  der 
passenden  Gestaltung,  der  Bedingungen  und  Folgen  der  und  der  Gestaltung  des  Bechts, 
doch  nicht  immer  mit  genügender  Berücksichtigung  gerade  der  rolkswirUischafUichen 
Seite  der  Frage  (vergl.  z.  B.  die  Artikel  von  Behm,  wo  in  der  Littcraturttbcrsicht 
meine  bezüglichen  Ausführunf^en  in  der  Grundlegung,  jedenfalls  die  eingehendsten 
in  der  nationalukonomischen  Litteratur,  die  auch  Andere,  so  Seydel,  berücksichtigt 
haben,  gar  nicht  erwähnt  werden).  Am  Wichtigsten  sind  Stein  und  B Osler.  — 
Das  positive  Becht,  insbesondere  das  deutsche,  in  den  oben  in  §.  43,  S.  S3  ff.  ge- 
nannten neueren  Staats-  und  verwaltungsrechtlichcn  Werken,  besonders  r.  BOnne, 
G.  Meyer.  E.  LOning,  Seydel  (über  Baiern). 

Wo  die  Bechtsphilosophen  und  theoretischen  Politiker  überhaupt  auf  diese  Bechte 
eingehen,  —  am  Meisten  noch  auf  das  Becht  der  Eheschliessnng  —  thun  sie  es  ge- 
wöhnlich ohne  jede  oder  ohne  genügende  Beachtung  der  socialOkonomischen  Sei(e  der 
Frage.  Ahrens,  Naturrecht  II,  52  ff.  passim,  BOder,  Naturrecht  II,  S.  221  passim. 
Trendelenburg,  Naturrecht,  §.  123 ff.  (Eherecht).  Bluntschli,  allgemeines 
Staatsrecht  (Lehre  vom  Staate  II),  8.  617  ff. 

Auch  die  NationalOkonomen  haben  gewöhnlich  diese  Bechte,  entgegen  der  ge- 
schichtlichen Entwicklung,  zu  sehr  bloss  als  einfache  Conseqnenzen  der  persönlichen 
Freiheit  anfgefasst  und  sich,  mit  theilweiser  Ausnahme  des  Eheschlicssungsrechts,  zu 
wenig  damit  beschäftigt.  In  der  nationalOkonomischen  und  verwandten  Litte- 
ratur, namentlich  deijenigen  des  Verwaltong^rechts  und  der  Verwaltnngslehre,  werden 
die  sogen,  socialen  Freiheitsrechte  Tornemlich  in  drei  besonderen  Gebieten  behandelt, 
einmal  in  der  BefOlkerungslehre  und  -Politik  (öffentliches  Eherecht,  Heiraths- 
beschränkungen ,  uneheliche  Geburten ,  Wanderungswesen ,  städtische  Agglomerationen. 
Stadt  und  Land,  Aus-  und  Einwanderung);  sodann  in  der  Gewerbepolitik  (Gewerbe- 
freiheit, Freizügigkeit  als  deren  Complement,  neuerdings  wohl  auch  bei  der  Agrar- 
politik, bei  der  ländlichen  Arbeiterfrage);  endlich  in  der  Lehre  ?om  Armenwesen 
(Heirathsbeschränkungen ,  Freizügigkeit,  Zugrocht  überhaupt,  Niederlassung,  Aufent- 
halts-, Gemeindebürgerrecht,  Heimathrecht,  ünterstutzungswohnsitz  u.  s.  w.).  Da  das 
Armenrecht  geschichtlich  und  nach  geltendem  Bechte  meistens  an  die  Ortsgemeinden 
oder  ähnliche  Körper  sich  anknüpft,  so  wird  von  den  bezüglichen  Fragen  des  Zug- 
rechts, des  Verehoiichungsrcchts  u.  dgl.  in  den  Werken  über  Yerwaltungsrecht  und 
-Lehre  auch  im  Zusammenhang  mit  der  Gemeindeverfassung  gehandelt  Zum  Theil 
gehört  daher  auch  die  Litteratur  tiber  BevOlkerungslehre,  Gewerbe-  und  Agrarpolitik 
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und  Anaeniresen,  bezw.  Gemeindovesen  mit  hierher.  Dafür  ist  auf  andere  Theile 
dieses  Gesammtverks  (Gewerbepolitik,  Agrarpolitik  Buchcuberger's  I,  §.95,  100) 
und  auf  die  Werke  über  PolizciwisseDSchaft  (R.  v.  Mohl)  uud  Innere  Verw^altnngslehre 
(Stein,  Bösier),  sowie  namentlich  aof  die  grosse  Speciallitteratar  tlber  Armen wesen 
uk  rerweisen.  Siehe  znr  Orieutirang  und  für  weitere  Litteraturangaben  die  Abhandlung 
700  Löning  im  Handbuch  SchOnberg's,  Band  III,  Über  Armen  wesen  (3.  Auflage, 
S.  963 — 1030)  und  die  verschiedenen  Artikel  über  Armen  wesen  im  HandwOrter- 
hoch  der  Staatswissenschaft,  B.  I,  819 — 919,  von  Aschrott,  Uhlhorn,  Kroch, 
Ädickos,  V.  Reitzenstein  n.  A.  m.  sowie  die  Schriften  des  Deutschen  Vereins 
für  Armenpflege  und  Wohlth&tigkeit  (periodisch). 

Für  die  rolkswirthschaft liehe  Erörterung  der  socialen  Froiheitsrechte  — 
und  nur  um  eine  solche  handelt  es  sich  hier  —  ist  die  Statistik  der  Eheschliessungen, 
Geburten  (unehelichen  Geburten),  der  inländischen  Wanderungen,  des  Wohnungs- 
wechsels, der  Ein-  und  Auswanderung,  des  Reiser erkehrs  vielfach  die  nothwcndige 
Grundlage.  Grossentheils  kann  dafür  jetzt  in  dieser  8.  Auflage  dieses  Werks  auf 
Buch  4,  Kapitel  1,  Hauptabschnitt  1  im  1.  Theile  der  Grundlegung  (S.  466  — 632) 
rerwiesen  werden.  Daher  sind  im  Folgenden  die  in  den  früheren  Auflagen  in  diesen 
Abschnitten  enthaltenen  statistischen  Ausführungen  uud  Daten  jetzt  meistens  weg- 
gefallen. 

YielAltigc  specielle  Bestätigung  meiner  Erörterungen  über  sociale  Freiheitsrechte 
ond  über  die  damit  in  Zusammenhang  zu  betrachtenden  Verhältnisse  der  Gonjanctur, 
Speculation,  der  nothwendig  mehr  gemeinwirthschaftlichen  Organisation  der  Volks- 
wirthschaft  und  Beschränkung  der  „Freiheit*'  im  privat wirthschafüichen  Verkehr  in 
der  schonen  Arbeit  von  A.  Thun,  Industrie  des  Niederrheins.  —  Weitere  litte- 
rarische Angaben  siehe  unten  in  den  Abschnitten  von  den  einzelnen  socialen  Frei- 
beitsrechten. 

I.  —  §.  55  [224].  Uebersicbt  der  hierher  gehörigen 
Rechte.  Gewisse  Rechte  des  Individuums  sind  als  nothwendige 
Consequenzen  der  persönlichen  Freiheit  aufgetasst  und  als 
solche  dann  in  bewusster  Absicht  von  der  Gesetzgebung  der 
modernen  Cnlturstaaten  anerkannt  und  gewährt  worden. 

Auch  hier  ist  es  wieder  für  die  Neuzeit  characteristisch,  dase  auch  die  Gesetz- 
gebung solche  Bechte  immer  mehr  als  Consequenzen  des  allgemeinen  Princips  dex 
persönlichen  Freiheit  auffasst.  Daher  die  principiellere,  aber  auch  die  doctrinärcre 
Behandlung,  im  Vergleich  zu  der  concretercn  der  früheren  Zeit,  in  welcher  diese 
Rechte,  wenigstens  fQr  gewisse  Classen  (Stände),  auch  nicht  immer  fehlten  uud  z.  B. 
das  Becht  der  Auswanderung  ftlr  den  Freien  meist  allgemein  vorhanden  war,  wie  im 
germanischen  Mittelalter. 

Wegen  ihrer  allgemeineren  Bedeutung  für  das  gesellschaftliche 
Zusammenleben  kann  man  jene  Rechte  als  sociale  Frei  hei  ts - 
rechte  des  Individuums  bezeichnen.    Dahin  gehören 

A.  für  den  Staatsangehörigen  folgende  vier: 

1.  das  Recht  der  freien  Eheschliessung, 

2.  drei  Rechte,  welche  sich  auf  die  freie  örtliche  Be- 
wegung oder  auf  den  Ortswechsel  des  Individuums  wie  seiner 
Familie  beziehen,  sowohl  zur  Erreichung  allgemeiner  persönlicher, 
als  insbesondere  auch  wirthschaftl icher  Zwecke,  des  Erwerbs 
a.  s.  w.,  nemlich: 

a)  das  Recht,  beliebig  nach  eigener  Wahl  an  jedem  Orte  des 
Inlands  zeitweilig  seinen  Aufenthalt  oder  dauernd  seinen  Wohnsitz 
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(Domicil)  zu  nehmen,  mit  oder  ohne  den  Zweck  des  Erwerbs  da- 
selbst, und  hier  allen  anderen  Staatsangehörigen,  also  auch  den 
Ortsgebürtigen,  im  Wesentlichen  im  Rechte  gleich  zu  stehen^); 
oder  das  Freizttgigkeits-  oder  freie  Aufenthalts-  nnd 
Niederiassnngsrecht. 

b)  Das  Recht,  beliebig  im  In-  und  Auslande,  also  eventuell 
mit  Passirung  der  Staatsgrenze,*  frei  zu  reisen  oder  das  freie 
Reiserecht. 

c)  Das  Recht,  dauernd  sein  Vaterland  zu  verlassen,  seinen 
Wohnsitz  im  Ausland  zu  nehmen,  eventuell  auch  danach  ans 
der  heimischen  Staatsangehörigkeit  auszuscheiden, 
oder  das  freie  Auswanderungsrecht. 

Bei  der  Auswanderung  ist  die  fac tische  und  rechtliche  Seite  besonders  zu 
unterscheiden:  das  tbatsächliche  Hinauswandern  und  Verlegen  des  Wohn- 
sitzes und  das  Ausscheiden  aus  dem  Staatsverband.  Jenes  kann  dem  Indi- 
viduum freistehen ,  ohne  nothwendig  das  zweite  mit  sich  zu  führen ,  auch  wenn  es 
der  Ausgewanderte  will.  Hier  lässt  sich  daher,  wie  z.  B.  im  Allgemeinen  bis  zur 
neuesten  Zeit  in  England,  nicht  unbedingt  von  einem  Answanderungsrecht  des 
Staatsangehörigen  sprechen,  wenn  darunter  gleichzeitig  ein  Becht  der  Aufgabe  des 
Staatsbürgerrechts  verstanden  werden  soll.  Leuteres  ist  hier  ein  character  indelebilis, 
den  aufzuheben  sich  die  Gemeinschaft  noch  besonders  vorbehält,  eveotaeU  nur  im 
Wege  eines  Specialgeseucs:  für  die  Auffassung  des  Yerh&ltnisses  des  Individuums 
zur  Gemeinschaft  ein  immerhin  bemerkenswerther  Punct  Yergl.  Pözl,  Artikel 
Staatsbarger,  Staatswörterbuch,  IX,  652.  Die  englische  Statistik  z&hlte  daher  froher 
ihre  Staatsangehörigen  in  den  Nordamerikanischen  Vereinigten  Staaten  noch  nach 
Millionen  (1S71  3.^'^Mill.  Siehe  unten  §.  79  ff.).  Jetzt  ist  auch  in  England  das  Recht 
des  Ausscheidens  aus  dem  Staats  verband  allgemein  gew&hrt. 

In  diesen  vier  Fällen  liegt  also  eine  individualistisch- 
freiheitliche (,) liberale '')  Gestaltung  des  allgemeinen  Ehe- 
schliessnngs-,  Zng-,  Reise-  und  Auswanderungsrechts  vor. 

B.  Alle  diese  Rechte  hat  zunächst  nur  der  Inländer  oder 
der  Staatsangehörige,  in  Bundesstaaten  und  z.  Th.  in  Staatenbunden 
gewöhnlich  auch  der  Angehörige  eines  anderen  Einzelstaats, 
auch  wenn  nicht  ohnehin  ein  allgemeines  Bundesindigenat  besteht 
Dem  Ausländer  sind 

1.  die  correspondirenden  Rechte  der  Eheschliessung  mit 
Inländern^)  und  an  einem  inländischen  Orte,  der  Einwanderung, 


^)  In  welchem  Umfange,  das  bestimmt  immer  noch  das  Gesetz  spedeU.  Das 
etwa  noch  bestehende  besondre  Gemcindeangehörigkeits-  oder  Gemeindebürgerrecht 
braucht  z.  B.  nicht  ohne  Weiteres  durch  Aufenthalt  oder  Niederlassung  erworben  zu 
werden.     Vgl.  das  deutsche  Gesetz  über  Freizügigkeit  vom  1.  November  1867,  §.  21. 

*)  Die  ausländische  Frau  erwirbt  nach  unsren  Gesetzen  gewöhnlich  durch  die 
Heirath  mit  einem  Inländer  das  StaatsbUrgerrccht  Ein  persönliches  Recht  liegt  hier 
aber  eigentlich  nur  fQr  den  inländischen  Mann  vor,  eine  Fremde  mit  der  rechüichen 
Folge,  dass  dieselbe  durch  die  Heirath  Inländerin  mit  allen  Bechten  einer  solchen 
wird,  heirathen  zu  dürfen. 
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der  Niederlassnng,  auch  znm  Zweck  des  Erwerbs,  und  des 
Reisen 8  im  Inlasde,  eventuell  ebenfalls  zu  diesem  Zwecke,  zwar 
in  der  Regel  nicht  als  eigentliche  persönliche  Rechte  gegeben 
worden. 

2.  Aber  es  stehen  ihm  dieselben  Befugnisse  theilweise  nach 
heutigen  völkerrechtlichen  Grundsätzen  oder  nach  besondren  inter- 
nationalen Verträgen  (Handels-  und  ähnlichen),  doch  mitunter  mit 
einzelnen  abweichenden  Normen  zu. 

3.  Soweit  dies  nicht  der  Fall  ist,  pflegt  wenigstens  thatsächlich 
und  als  Regel  der  Ausländer  in  der  Eheschliessung,  Ndeder- 
lassung  und  im  Reiseverkehr  dem  Inländer  gleichgestellt  zu 
sein  und  seiner  Einwanderung,  auch  zum  Behufe  der  gewerb- 
lichen Niederlassung,  nichts  entgegen  zu  stehen,  —  Ausnahmen 
ungerechnet,  wozu  auch  Repressalien  gehören  können,  und  vor- 
behaltlich einiger  Beschränkungen.  Auch  kann  der  Ausländer  ge- 
wöhnlich unter  bestimmten,  nicht  allzu  schwierigen  Bedingungen 
das  inländische  StaatsbOrgerrecht,  wenn  auch  nicht 
immer  sofort  und  nicht  überall  mit  allen  politischen  Rechten^)  er- 
werben. 

4.  Ausdrücklich  werden  endlich  mitunter  gewisse  Be- 
fugnisse wirthschaftlicher  Art,  welche  den  Wohnsitz  oder 
Aufenthalt  im  Inlande  voraussetzen,  z.  B.  hinsichtlich  des  Ge- 
werbebetriebs, dem  Ausländer  ebenso  wie  dem  Inländer  eingeräumt, 
so  dass  der  erstere  hier  also  ein  eigentliches  persönliches  Recht 
erwirbt. 

l^ach  §.  1  der  deatschen  Gewcrbeordnang  vom  21.  Juni  1869  ist  der  Ge- 
werbebetrieb Jedermann  gestattet,  soweit  nicht  das  Gesetz  Ausnahmen  oder  Bo- 
schrinkongen  bestimmt.  Solche  bestehen  fUr  Ausländer  hinsichtlich  des  Gewerbe- 
betriebs im  Umherziehen  und  des  Marktverkehrs,  nach  n&heren  Vorschriften  des 
Bandesraths.  Siehe  Jacobi,  Gewerbe-Gesetzgebung,  S.  91,99.  —  In  England  darf 
nach  dem  Fremdengesetz  ron  1844  ein  Angehöriger  eines  befreundeten  Staats 
.also  Suspension  im  Kriegsfall)  auf  21  Jahre  Land  und  Hänser  miethen  und  alle  Ge- 
werbe betreiben.    Siehe  POzl  a.  a.  0. 

Indessen  bleibt  der  Ausländer,  so  lange  er  nicht  das  einheimische 
Staatsbtirgerrecht  erworben  hat,  immer  als  Fremder  unter  dem 
Fremdenrecht.  Daher  kann  er  eventuell  aus  dem  Staatsgebiete 
zeitweilig  oder  bleibend  ausgewiesen  werden. 

IL  —  §.  56  [225,  226J.  Bedeutung  der  liberalen  Ge- 
staltung dieser  Bechte.  Diese  vier  hochwichtigen  socialen 
Freiheitsrechte  der  freien  Eheschliessung,   der  Freizügig- 

^)  So  in  England  und  Frankreich  bleibend,  in  Nordamerica  zeitweilig 
fehlende  passire  Wahlrechte  für  die  Parlamente.  Vgl.  POzl  im  Staatswörterbuch 
IX,  652. 
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keit  und  freien  Niederlassung,  des  freien  Reisens  und  der 
Ans-  und  Einwanderung  haben  auch  für  die  wirthschaft- 
liehen  Verhältnisse  die  grösste  Bedeutung. 

1.  Das  freie  Recht  der  Eheschliessung  und  damit  das 
Recht  der  Gründung  einer  eigenen  Familie  ist  nicht  nur  wegen 
der  Folgen  der  Ehe,  der  Kindererzeugung  und  Volksvermehrung, 
für  das  Individuum  und  für  die  Gesammtheit  wirthschaftlich  so 
wichtig,  sondern  überhaupt  wegen  des  Einflusses  des  ehelichen 
und  familienweisen  Zusammenlebens  der  Bevölkerung  auf  Steigerung 
der  wirthschaftlichen  Leistungen,  grössere  Umsicht  und  Sparsam- 
keit im  Verbrauch,  sowie  besonders  auch  auf  gesunde  sociale  und 
sittliche  Verhältnisse  und  auf  das  Heranwachsen  der  Jugend  in 
der  Liebe  und  Fürsorge,  aber  auch  in  der  Zucht  des  Elternhauses: 
eine  der  wichtigsten  Bedingungen  eines  gesunden  Volkslebens, 
worüber,  nusser  bei  extremen  Socialisten,  welche  selbst  die  Einder- 
erziehung aus  der  Familie  herausnehmen  wollen,  auch  heute  keinerlei 
ernstliche  Meinungsverschiedenheit  besteht. 

Indem  dem  IndividoDm  das  freie  Recht,  nach  seiner  Wahl  eine  Ehe  einzugehen 
gewährt  wird,  spornt  die  Aussicht  anf  diese  Möglichkeit,  auf  die  Gründung  eines 
eigenen  Heerds  und  befriedigenden  Hansstands  —  notorisch  einer  der  mächtigsten 
sinnlich-sittlichen  Impulse  im  Menschen  aller  Gnlturstufen  und  aller  Nationalitäten  — 
zugleich  in  hohem  Maasse  zu  wirthschafclicher  Tüchtigkeit  an,  um  dies  Ziel  zu  er- 
reichen.  Und  ist  es  erreicht,  so  dient  die  Sorge  ftlr  Weib  und  Kind  auch  wieder 
zum  weiteren  Ansporn  dauernder  wirthschaftlicher  Tüchtigkeit  und  wirthschaftlichen 
Vorwärtsstrebcns  und  Vorwärtskommens,  im  Gebiete  des  Erwerbs  wie  des  Vorbrauchs 
der  Güter.  Die  familienwirthschaftliche  Lebensweise  der  BeFöIkerung  wird  femer 
auch  im  Allgemeinen  wirthschaftlich,  z.  B.  hinsichtlich  der  Durchfuhrung  des  öko- 
nomischen Princips,  besonders  beim  Verbrauch  der  Güter  (Sparsamkeit!  „Oekonomie*' 
im  besonderen  Sinne  der  Hauswirthschaft.  wirthschaftliche  Function  der  Hausfrau!) 
vor  der  rein  indifidualwirthschaftlchen  Vorzüge  bieten,  welche  für  die  Volkswirth- 
schaft  grosse  Bedeutung  gewinnen.  Nicht  gering  anzuschlagen  ist  dabei  auch  der 
Ersatz  des  egoistischeren  Erwerbs-  und  Spartriebs  des  Einzelnen  durch  das  von 
Egoismus  zwar  nicht  freie,  aber  doch  auch  sittlich  anders  zu  beurthcilonde  und 
anders  wirkende,  mehr  „altruistische"'  Streben,  für  die  Angehörigen  zu  erwerben  und 
zu  erübrigen. 

Vollends  Tor  einer  allgemein  socialistisch-communistischen  Lebensweise,  wie  man 
sich  letztere  in  der  „socialistischen  Gesellschaft**  (Bebel,  Bellamy  u.  A.)  auch  denken 
mag,  mit  grossen  gemeinsamen  Küchen-  und  Hausein  rieh  tungen  u.  dgl.  m.,  wird  auch 
nach  dieser  Seite  der  familienwirthschaftlichen  Oekonomie  betrachtet  —  von  anderen 
und  natürlich  viel  wichtigeren  socialen,  culturlichen ,  sittlichen,  mit  den  berechtigten 
Gemüthsbedürfnissen  in  Vorbindung  stehenden  Seiten  der  Frage  ganz  abgesehen  — 
die  familienwirthschaftliche  Lebensweise  Vorzüge  behaupten  dürfen.  Dieselben  möchten 
gegenüber  der  Kostenersparung  bei  dem  socialistischen  Grossbetriebsprincip  Immerhin 
erheblich  in  die  Wagschale  fallen  und  öfters  selbst  grösser  als  die  Vortheile  letztrer 
Art  sein.  Das  wird  von  den  auch  hier  so  optimistischen  Socialisten,  wie  BebeU 
wiederum  ganz  übersehen.  Auch  bei  der  socialistischen  Organisation  dieser  Dinge 
würde  sich  das  alte  Wort  „auf  Regimentskosten  wirthschaften'*,  aller  Controlen  un- 
geachtet, wahrscheinlich  wieder  bewahrheiten.  Wenn  Socialisten  und  andere  Arbeiter- 
freunde (z.  B.  P.  Göhre)  darauf  hinweisen ,  dass  in  der  heutigen  Production  (Fabrik- 
wesen!) und  bei  den  heutigen  Wohnungsverhiütnissen  das  Familienleben  der  unteren 
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Classen  zerstört  verde,  so  gilt  es  doch  eben  hier  Reformen  herbeizuf Uhren ,  aber 
nicht  ?ollends  den  Familienrerband  aufzuheben. 

2.  Von  den  drei  Freiheitsrechten  der  räumlichen 
Bewegung  stehen  die  Freizügigkeit  und  zum  Theil  das  freie 
Ein-  und  Auswanderungsrecht  mit  dem  Eheschliessungsrecht  in 
Verbindung.  Erstere  ist  öfters  dessen  Voraussetzung.  Auch  aus 
diesem  Grunde  sind  diese  Rechte  wirthschaftlich  wichtig.  Aber 
davon  abgesehen  sind  alle  drei  Rechte  oftmals  die  Voraussetzungen 
einer  ordentlichen  Verwerthung  der  Arbeitskraft  und  des  Eigen- 
thnms  ftir  den  Einzelnen,  sowie  die  Bedingungen  der  localen  Con* 
centration  gewisser  Arten  der  Production  und  der  Ausdehnung  der 
Grösse  der  Unternehmungen,  der  weitergehenden  Arbeitstheilnng, 
lu.  a.  W.  der  Entfaltung  des  Grossbetriebs  (I,  §.  321fr.),  damit 
aber,  wenn  auch  neben  schweren  Bedenken,  vielfacher  grosser 
ökonomischer  und  technischer  Vortheile  auch  fflr  die  ganze  Volks- 
wirtbschaft. 

Namentlich  verlangt  das  Interesse  der  Industrie  das  freie  Eheschliessungsrecht, 
die  Freizügigkeit  und  je  nachdem  auch  die  Freiheit  der  Ein-  und  Auswanderung  fUr 
die  unteren  arbeitenden  Glassan,  um  tlber  die  erforderlichen  Arbeitskräfte 
leicht  an  den  Orten  des  jeweiligen  Bedarfs  verfügen  zu  können.  Dieser  Bedarf  der 
Industrie  an  Arbeitskräften  pflegt  mit  der  Entwicklung  der  Industrie  selbst,  wenn 
auch  in  Folge  der  oft  noch  bedeutenderen  Entwicklung  der  maschinellen  Technik 
uicht  immer  in  demselben  Verhältniss,  zu  wachsen.  Er  schwankt  aber  nach  vorüber- 
gehenden CoDJuncturen  erheblich  und  verändert  sich  besonders  in  einzelnen  Zweigen, 
je  nach  deren  Blttthe  und  Verfall,  und  demgemäss  in  einzelnen  OertUchkeiten  auch 
«ianernd.  Die  Industrie,  bez.  auch  die  industriellen  privatkapitalistischen  Unternehmer 
^ind  daher  sehr  dabei  interessirt,  dass  ihr  Bedarf  an  „Händen*^  jederzeit  leicht  ge- 
deckt werden,  aber  die  Arbeitermenge  sich  auch  dem  Wechsel  dos  Bedarfs  leicht 
aoscbmiügen  kann:   eben  dies  wird  durch  jene  Rechte  gleichzeitig  bewirkt  (§.  7H  ff.). 

Hieraas  erklärt  sich,  dass  die  volle  Anerkennung  dieser  Rechte  in  den  moderneu 
Staaten  auch  regelmässig  ein  dringendes  Verlangen  der  industriellen  Interessen  und 
dor  Vertreter  derselben  ist. 

111.  —  §.  57  [227].  Volkswirthschaftliche  Recht- 
fertigung dieser  Rechte.  Die  liberal-individualistische  Volks- 
wirthschaftslehre  hat  das  Verlangen  nach  möglichst  ,,  liberaler'^ 
(^«estaltang  dieser  Rechte  mit  besonderem  Eifer  und  mit  ihren  besten 
Beweisgründen  unterstützt.  Hier  kamen  auch  wieder  wichtige 
Interessen  der  persönlichen  Freiheit,  in  der  modernen,  durchaus 
individualistischen  Auffassung  der  letzteren,  zur  Geltung,  und  damit 
wichtige  allgemeine  Culturinteressen,  ja  wahre  Humanitätsinteressen. 
Die  früher  bestandenen,  namentlich  die  aus  den  letzten  Jahr- 
hunderten herrührenden  Beschränkungen  der  Eheschliessung,  des 
Zugrechts,  der  Ein-  und  Auswanderung,  des  Reiseverkehrs  waren 
vielfach  ein  Ausfluss  des  reinsten  bureaukratischen  Polizeistaats 
und  der  engherzigsten   communalen  Kirchthumpolitik  und  ebenso 
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kleinlich  als  drückend  geworden.  Indem  die  Volkswirthschaftslehre 
nachwies,  wie  nachtheilig  solche  Beschränkungen  auch  in  wirth- 
schaftlicher  und  zwar  in  volks-  und  einzelwirthschafüicher 
Hinsicht  einwirkten,  hat  sie  mächtig  dazu  heigetragen,  die  öffent- 
liche Meinung  noch  mehr  dagegen  einzunehmen  und  ihr  AngriffiS' 
Waffen  in  die  Hand  gegeben. 

Der  Nachweis,  dass  solche  nationale  Prodactionszweige,  welche  man  in  neuerer 
Zeit  für  die  Entwicklung  des  Yolksreichthums  allgemein  fur  besonders  wichtig  hielt, 
wie  die  Industrie,  das  Fabrikwesen,  der  Bergbau,  dass  ferner  die  Bildung  grosser 
Städte,  der  Brennpuncte  höheren  Wirthschafts-  und  Caltorlebens,  wesentlich  durch 
Freizügigkeit,  freies  Eheschliessungsrecht  u.  s.  w.  bedingt  seien,  hat  dabei  besonders 
schwer  gewogen.  So  sind  unter  dem  Beifall  und  auf  das  Andringen  der  Volkswirth- 
schaftslehre jene  alten  Hemmungen  und  Beschränkungen  der  persönlichen  Freiheit 
der  Individuen  in  Bezug  auf  Eheschliessung  und  räumliche  Bewegung  gefalleu.  Die 
Volkswirthschaftslehre  hat  sich  dies  zu  besonderem  Verdienst  angerechnet  und  aber- 
mals, ähnlich  wie  in  der  Frage  der  persönlichen  Unfreiheit,  konnte  sie  an  einem 
populären  Beispiel  zeigen,  wie  die  Erfüllung  wichtiger  wirthschaftlicher  Forderungen 
zugleich  die  Erfüllung  hoher  Freiheits-  und  Gulturforderuugen  sei.  Die  Harmonie, 
ja  die  Identität  aller  „gesunden  wirthschaftlichen  Interessen''  und  aller  Freiheits-, 
Cultur-  und  Humanitätsinteressen  schien  bei  diesen  socialen  Freiheitsrechten  noch 
augenfälliger  als  in  anderen  Fällen  vorhanden  zu  sein. 

In  der  That  ist  auch  bereitwillig  anzuerkennen,  dass  diese 
Rechte  in  einer  Hinsicht  wirklich  eine  wichtige  und  berechtigte 
Freiheitsforderung  sind.  Ebenso  darf  die  liberale  Volkswirthschafts- 
lehre mit  Fug  behaupten,  dass  die  Gewährung  dieser  Rechte 
ähnlich  wie  die  Entwicklung  der  persönlichen  Freiheit  und  wie 
die  Durchführung  des  Gleichheitsprincips  durch  ökonomische 
Gründe  wesentlich  unterstützt  worden  sei  und  dass  sie,  die 
Nationalökonomie,  die  Bedeutung  dieser  Gründe  mit  zur  Geltang 
gebracht  habe. 

IV.  —  §.58  [228].  Kehrseiten  dieser  Rechte.  Leider 
sind  auch  hier  nur  die  Kehrseiten  jener  fast  ausschliesslich  nach 
dem  Gesichtspuncte  des  Individualinteresses,  und  daher  sehr  absolut 
formulirten  Rechte  von  der  modernen  Gesetzgebung  und  von  der 
(theoretischen)  Politik  und  der  Volkswirthschaftslehre  meist  gan% 
übersehen,  jedenfalls  zu  wenig  gewürdigt  worden.  Es  ist  ftlr  eine 
unbefangene  wissenschaftliche  Prüfung  nothwendig,  jene  Rechte 
auch  von  diesen  anderen  Seiten  aus  und  sie  überhaupt  nicht  nur 
vom  Gesichtspuncte  des  Individuums,  nicht  nur  „individualistisch", 
sondern  auch  von  demjenigen  der  betheiligten  Gemeinschaftskreise 
und  der  Gesammtheit  aus ,  d.  h.  „gesellschaftlich"  zu  betrachten  ^). 


')  So  wenigstens  hinsichtlich  der  Freizügigkeit  auch  Bluntschli,  allgemeines 
Staatsrecht,  2.  Auflage,  II,  489,  siehe  oben  Yorbemerkungen  §.  43,  S.  84. 
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In  dieser  Hinsicht  bedürfen  nun   folgende  Fancte  besondrer  Er- 
wägung. 

1.  Die  früheren  Beschränkungen  der  Eheschliessnng  und  der 
örtlichen  Bewegung  der  Individuen  sind  neuerdings  stets  nur  als 
Verletzungen  der  ,,natürlichen''  persönlichen  Freiheit  der  Einzelnen 
und  als  Benachtheiligungen  der  auch  an  freier  Bewegung  interes- 
sirten  Volkswirthschaft  betrachtet  worden.  Die  Unhaltbarkeit  dieser 
Beschränkungen  wurde  dabei  jedoch  gewöhnlieh  zu  einseitig  an 
einigen  solchen  Fällen  nachgewiesen,  in  welchen  die  an  und  für 
sich  nicht  unrichtige  Berücksichtigung  gewisser  Gemeinschafts- 
interessen bei  der  gesetzlichen  Regulirung  jener  socialen  Rechte  der 
Eheschliessung  und  der  örtlichen  Bewegung  in  falscher  oder  über- 
triebener Weise  erfolgt  war.  Die  Verwerflichkeit  der  Beschränkungen, 
welche  in  diesen  Fällen  öfters  ganz  begründet  war,  ist  dann  aber  ohne 
Weiteres  verallgemeinert  worden,  als  ob  nun  bloss  eine  radical  indi- 
vidaalistisch-atomistische  Fassung  jener  Rechte  das  Richtige  wäre. 

Die  BeweisftthruDg  der  Yolkswirthe  der  sogeDannteQ  deutschen  Freibandelsschule 
auf  dem  volkswirthschaftlichen  Congresse  (1858  ff.)*  ^^  der  Pablicistik,  im  Parlamente, 
ist  meistens  in  diesen  wie  in  anderen  ähnlichen  Fragen  so  erfolgt,  überschiesst  aber 
eben  deswegen  das  Ziel,  roUends  wenn  der  Einzelfall,  die  Anecdoto,  wie  öfters 
bei  dem  witzigen  K.  Brann,  das  ganze  Beweismaterial  gegen  die  beschränkenden 
Gesetze  ist 

2.  Die  volkswirthschaftlich  nachtheiligen  Wirkungen  solcher 
Beschränkungen  und  umgekehrt  die  volkswirthschaftlich  günstigen 
Wirkungen  der  möglichst  freiheitlichen  Fassung  jener  Rechte  sind 
zwar  öfters  richtig  von  der  Nationalökonomie  abgeleitet  und  durch 
die  Erfahrung  bestätigt  worden.  Jedoch  nicht  in  dem  Umfang 
und  mit  der  principiellen  Tragweite,  wie  es  gewöhnlich  behauptet 
wurde. 

Die  Naüonalökonomie  hat  Recht,  wenn  sie  den  Einfluss  der  Gestaltnng  jener 
Rechte  aof  die  Prodnction  im  Allgemeinen,  anf  gewisse  Productionszweige  wie  das 
Fabrikwesen  insbesondere,  in  der  oben  dargelegton  Art  nachweist.  Aber  wiederum 
übersieht  sie,  dass  zum  Theil  unmittelbar  und  uoth wendig  mit  dieser  Wirkung  ver- 
bunden, zum  Theil  sie  wenigstens  regelmässig  begleitend  eine  andre  ungünstige  Ein- 
wirkung einhergeht:  nicht  nur  auf  die  Yertheilung  des  Productionsertrags ,  sondern 
auch  auf  die  Sicherheit  und  Gleichm&ssigkeit  des  Gangs  der  Production  und  des  Ab- 
satzes, besonders  in  der  Industrie  und  im  Handel  (§.  59,  73),  sowie  auf  die  Ökono- 
mische Lage  der  an  diesem  Gang  der  Production  zunächst  interessirten  und  davon  am 
Meisten  abhängigen  Personen,  nemlich  eines  grossen  Theils  der  arbeitenden  Classen, 
namentlich  der  Fabrikarbeiter  und  kleinen  Hausindnstriellen.  Hier  gelten  die  Sätze, 
welche  früher  über  die  Nachtbeile  des  Systems  der  freien  Conen rrenz  abgeleitet 
worden  (I,  §.317  ff.).  Oefters  erfolgt  hier  auch  wieder  die  falsche  Ideutificirung  des 
einzelwirthschaftlichen  Producenteninteresses^  z.  B.  an  der  Entwicklung  eines  Industrie- 
zweigs, mit  dem  volkswirthschaftlichen  Gesammtinteresse. 

3.  Im  ZusammenhaDg  hiermit  steht  die  YerkeDUung  schwerer 
wirthBchaftlicher,    socialer  und  sittlicher  Bedenken   und  mancher 


112      l.B.  2.K.  Person]. Freih.  3.U.A.  Soc.  Freih.rechte.  I.A.  Im Allgem.  §.  59. 

nnbestreitbar  nngtlnstiger  Folgen,  welche  eine  Fassung  jener  socialeD 
Rechte,  besonders  desjenigen  der  Eheschliessnng  und  der  Frei* 
zügigkeit,  rein  nach  dem  wirklichen  oder  selbst  nur  nach  dem 
vermeintlichen  „Freiheits''- Interesse  des  Individuums  für  wichtige 
Gemeinschaftskreise,  wie  Familie  und  Gemeinde,  für  die  zumeist 
berührten  unteren  Classen  der  Bevölkerung  und  schliesslich  für 
das  ganze  Volksleben,  wenigstens  in  der  Gestaltung  des  modernen 
privatwirthschaftlichen  Productionsbetriebs  bei  freier  Concurrenz  mit 
sich  führt. 

Eine  solche  Fassung  dieser  Bechte  wäre  fttr  den  Einzelnen  und  fUr  kleinere  cuid 
grossere  Gemeinschaftskreise,  denen  derselbe  angehört,  immer  nnr  anter  der  Voraus* 
setzong  segensreich,  dass  der  Einzelne  stets  richtig  sein  eigenes  bestes  Interesse  ?er- 
stände  und  dass  dessen  fiefoignng  für  diese  Gemeinschaftskreise  und  damit  für  alle 
anderen  YolksangehOrigen  und  für  das  ganze  Volk  günstig  wirkte;  femer  dass  alle 
Beschränkungen  der  indinduellen  Freiheit,  welche  nach  Gesicbtspuncten  und  Zielen 
des  Interesses  ron  Gemeinschaften  eintreten,  den  Einzelnen  und  diese  Gemeinschaften 
und  damit  wieder  alle  Anderen  und  das  ganze  Volk  nothwendig  schädigten.  Alles 
dies  wird  zwar  von  der  liberalen  Theorie  behauptet,  aber  nicht  genügend  bewiesen« 
Die  Argumente  laufen  zum  Theil  nur  auf  dieselben  petitiones  principii  jener  Theorie 
hinaus,  welche  im  ersten  Theil  bei  der  Kritik  des  Concurrenzsystems  schon  nach- 
gewiesen worden  sind  (§.312  If.). 

V.  —  §.59  [229],  Die  socialen  Freiheitsrechte  als 
Gegenstand  nationalökonomischer  Untersuchung.  Die 
bedenklichen  Wirkungen  der  absoluten  Fassung  jener  Rechte  lassen 
sich  nicht  nur  mit  Sicherheit  deductiv  als  Gestaltungstendenzen 
ableiten,  sondern  schon  liegen  dieselben  auch  unverkennbar  für 
die  Beobachtung  zu  Tage.  Es  gilt  dies  von  allen  vier  ohnehin  in 
engem  Zusammenhang  stehenden  socialen  Freiheitsrechten,  wenn 
auch  nicht  von  allem  in  gleichem  Maasse,  am  Meisten  wohl  vom 
Rechte  der  Freiztlgigkeit  in  dessen  heutiger  Gestaltung. 

Mit  Hilfe  der  Statistik,  als  der  Methode  der  systematischen  Massen- 
beobachtung,  besonders  für  sociale  und  volkswirthschaftliche  Phänomene  (Theil  I 
der  Grundlegung,  §.  SO  if.)  ISsst  sich  dies  schon  jetzt,  trotz  immer  noch  vielfach  sehr 
unvollständigen  und  unvollkommenen  Materials,  untersuchen.  Siehe  im  Theil  I,  §.  207  Ü\ 
die  dort  mit  fUr  die  Zwecke  dieser  Betrachtang  der  socialen  Freiheitsrechte  zusammen- 
gestellten Daten. 

Eine  speciell  auf  das  Einzelne  eingehende  Darlegung  der  wirthschaftlichen, 
socialen  und  sittlichen  Wirkungen  jener  Hechte  und  demnach  der  modernen  Gesetz- 
gebung, welche  dieselben  so  absolut  individualistisch  formulirte,  gehört  nicht  an  diese 
Stelle  und  überhaupt,  wenigstens  nach  der  in  diesem  Werke  festgehaltenen  Systematik, 
nicht  in  die  Politische  Oekonomic,  sondern  in  die  freilich  nahe  verwandte  Wissen- 
schaft der  Inneren  Yerwaltungslehrc  (im  Wesentlichen  die  alte  Polizei- 
wissenschaft). Diese  unterscheidet  sich  vom  positiven  Yerwaltungsrecht  namentlich 
dadurch  ,  dass  sie  nicht,  wie  letzteres,  nur  aus  dem  Standpuncc  de  lege  lat«. 
sondern,  wenn  auch  in  Anknüpfung  an  Darlegungen  und  namentlich  an  Ter- 
gleichungen  des  geschichtlichen  und  positiven  Verwaltungsrecbts,  aus  dem  Standpanct 
de  lege  ferenda  den  Gegenstand  behandelt.  Sie  nimmt  daher  auf  die  allgemeineren 
Wirkungen  einer  bestimmten  Gestaltung  des  Kechts  Rticksicht. 

Wegen  der  allgemein  wirthschaftlichcn  Bedeutung  der  socialen  Freihcitsrechto 
ist  es  jedoch  auch  die  Aufgabe  der  Politischen  Oekonomie,  sich  mit  denselbtm 
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ZV  bcsch&ftigeD.  Dies  wird  besonders  in  diesem  grandlegenden  Theile  nicht 
QDterbleiben  dürfen,  um  die  bedenklichen  Wirkungen  einer  absolat  indindnalistischen 
Formnlirang  dieser  Rechte  wenigstens  im  System  der  freien  Concarrenz  auch  vom 
7oIkswiithschaftlichen  Standpuncte  zu  prüfen. 

Die  Bedenken,  welche  eine  rein  individualistische  Fassung 
jener  Rechte  bietet,  dienen  namentlich  wiederum  dazu,  die  Prin- 
cipienfragen ,  welche  sich  an  die  Organisation  der  ganzen  Volks- 
wirthschaft  und  an  das  Verhältniss  des  privat-  zum  gemeinwirth- 
8chaftlichen  System  knüpfen,  richtiger  beurtheilen  und  lösen  zn 
können  (I,  Buch  5).  Es  ist  daher  auch  vom  volkswirthschaftlichen 
Standpuncte  ans  Stellung  zu  der  Gesetzgebung  über  die  socialen 
Freibeitsrechte  zu  nehmen  und  demnach  mit  zu  entscheiden,  ob 
und  wie  den  bedenklichen  Wirkungen  dieser  Rechte  in  ihrer 
modernen  absoluten  Fassung  etwa  durch  eine  Veränderung  der 
Gesetzgebung  zu  begegnen  sei.  Wegen  des  innigen  Zusammen- 
hangs zwischen  diesen  Rechten  und  dem  privatwirthschaftlichen 
aaf  der  Grundlage  freier  Concurrenz  beruhenden  System  lässt  sich 
indessen  leicht  zeigen,  dass  eine  einfache  directe  Beschränkung 
der  socialen  Freiheitsrechte,  mehr  oder  weniger  nach  der  Schablone 
der  finheren  Zeit,  nur  bedingt  in  sehr  begrenztem  Umfange  gerade 
aach  wegen  der  Bedürfnisse  einer-  und  der  Wirkungen  des  privat- 
wirthschaftlichen Systems  andrerseits  in  Frage  kommen  kann,  von 
allen  anderen  Gegengründen  gegen  solche  Wiederbeschränkung  in 
heatiger  Zeit  abgesehen.  Diese  Rechte  sind,  in  gewissem  Maasse 
wenigstens,  wie  eine  Voraussetzung,  so  eine  Consequenz  des  privat- 
wirthschaftlichen Systems,  wie  es  sich  in  der  modernen  Welt  ge- 
staltet hat. 

Eine  Abhilfe  gegen  die  Nachtheile,  welche  diese  Rechte  fQr 
die  Gemeinschaft  und  schliesslich  doch  auch  wieder  für  die  Familie 
nnd  das  Individuum  hervorrufen,  ist  daher  auch  viel  weniger  von 
einer  veränderten  Socialgesetzgebung  direct  in  Betreff  dieser  Rechte 
selbst,  als  von  einer  veränderten  Organisation  der  Volkswirthschaft 
zu  erwarten:  namentlich  von  einer  zweckmässigen  Ausdehnung 
des  gemein-,  besonders  des  zwangsgemein wirthschaftlichen  auf 
Kosten  des  privatwirthschaftlichen  Systems  sowie  von  einer  Regelung 
des  letzteren  auf  den  einzelnen  hier  in  Betracht  kommenden  Ge- 
bieten. 

Neben  den  grossen  Gebieten  der  immateriellen  Production, 
den  Thätigkeiten  für  Rechtsschutz  und  allgemeine  Cnltnr-  nnd 
Wohlfahrtsf^rderung,  wo  ohnehin,  nach  dem  „Gesetz  der  wachsenden 
Ausdehnung  der  öffentlichen  Thätigkeit"  (I,  §.  362  ff.)  das  gemein- 

A.  Wagner,  Grundlegung.   8.  Anfl.   2.  Theil.  Volkswirthschaft  n.  Recht.  S 
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wirthschafUiche  System  sieb  immer  mehr  absolut  nnd  relativ,  gcgen^ 
über  dem  priyatwirtbscbafilicben ,  entwickelt,  ist  ancb  auf  die 
weitere  Herfibemabme  passender  Zweige  der  Sacbgttterprodoctiony 
wie  X.  B.  Eisenbabnban  im  Staatsbabnsystem  u.  y.  a.  m.,  aof  Staat, 
Gemeinde,  öffentlicbe  Verbände  Bedacht  zu  nehmen  (I,  §.368). 
Dadurch  wird  es  möglich,  den  Gang  der  Prodaction,  deshalb  den 
Bedarf  an  Arbeitskräften  zeitlich  und  ränmlich  gleicbmässiger  za 
gestalten  and  mit  einem  Schlage  einen  guten  Theil  der  faeutigeo 
Bedenken  gegen  die  moderne  Fassung  jener  Freifaeitsrechte  zu 
beseitigen. 

Der  gleichmäasigere  Gmng  des  Eisenbahnbaas,  wie  ihn  z.  B.  ein  rationeUcs 
SUatsbahnsystem  statt  des  bald  fieberhaft  übertriebeueD ,  bald  ganz  stockenden,  weil 
?om  Gange  der  Specolation  abhingigen  Piiratbahnsystems  ennOgiicht,  wird  aJJe  die 
zahlreichen  and  wichtigen  Indnstrieen  und  deren  Arbeiter,  welche  direct  und  indirect 
ttLT  die  Bahnen  arbeiten,  ebenfalls  gleichmissiger  in  Gang  halten,  Ueberspecalation  hier, 
Krise  dort,  wenn  nicht  Terhüten,  so  weniger  intensir  gestalten,  dadorch  die  ökono- 
mische  Lage  grosser  BeTölkeningsmassen  mehr  in  gleichem  Znstande  erhalten,  in  Folge 
dessen  die  Schwankungen  in  der  natürlichen  Bewegung  (£heschliessnngen.  Gebarten, 
TodesfUle)  and  in  der  Ortlichen  Bewegung  (Ein-  und  Auswandemng,  Ab-  und  Zuzug 
in  den  Industriesitzen  u.  s.  w.)  wUnschenswerth  einengen ,  und  demgemlss  im  Ganzen 
die  Wirkungen  der  heutigen  socialen  Freiheitsrechte  viel  weniger  bedenklich  machen. 
Nattkrlich  desto  mehr,  je  mehr  es  so  gelingt,  den  Einilnss  der  Gonjnnctur  und  Specu- 
lation  zu  beschränken,  die  Gemein wirthschaft  auszudehnen,  den  Gang  der  materiellen 
Prodnction  fester  zu  regeln. 

Diese  Seite  des  Staatsbahn wesens  ist  lange  Zeit  za  wenig  beachtet.  YgL  jedoch 
schon  meine  Darlegung  in  Bau-Wagner,  Finanzwissenschaft  I,  §.  231,  besonders 
sub  b  nebst  Anmerkung  k  und  §.  232,  2.  A.  g,  233,  236,  246,  256,  „Zeitplan''  für  den 
Eisenbahn  bau,  3.  Aufl.  von  Fin.  I,  §.272,  276,  282.  Aus  der  Speculationsperiode 
1871 — 73  und  Krisis  1873 — 74  ff.  wird  der  tonangebende  Einfiuss  des  Eisenbahn baues 
auf  einen  grossen  Theil  der  gesammten  Industrie  (durch  das  Medium  der  Arbeitslohne 
auch  auf  die  nicht  direct  &lt  die  Bahnen  arbeitenden  Zweige)  allgemein  hervor- 
gehoben, wozu  allerdings  ein  wegen  der  französischen  Milliarden  fieberhafter  Staats- 
bahnbau diesmal  mit  beitrug.  (Ygl.  z.B.  Oechelh&user,  wirthschafUiche  Krisis, 
Berlin  1876.)  Dieser  fehlerhafte,  weil  zu  ungleichmSssige  Staatsbahnbau  l&sst  sich 
aber  vermeiden  (§.  78).  Zu  beachten  ist  nur,  dass  der  Staats bahnbau  bloss  ein, 
wenn  auch  besonders  wichtiger  Belegfall  ftlr  die  Richtigkeit  der  obigen  Boweis- 
ftthrung  ist. 

Erst  diese  weiteren  Folgen  einer  mehr  gemein  wirthscbaftlicfaen 
statt  der  heutigen  mehr  privatwirthschaftlichen  Organisation  der 
Volkswirthschaft  zeigen  die  grosse  Tragweite  einer  solchen  Um- 
gestaltung, wie  sie  ohnehin  unter  dem  Einflnss  der  modernen 
Technik  sich  yoUziehen  mnss  (I,  §.  284,  294).  Das  vorliegende 
Beispiel  belegt  aber  von  Neoera  die  Wichtigkeit  nationalökono- 
mischer Untersachungen  der  socialen  Freiheitsrecbte  auch  für  die 
Verwaltangslehre.  Die  nach  dem  modernen  Lebensbedflrfniss  so 
erwünschte  möglichst  liberale  Gestaltmig  dieser  Rechte  kann  bei 
einer  in  stärkerem  Grade  gemeinwirthschaftlichen  Organisation 
im  weiteren  Maasse  zugegeben  werden,  weil  sie  dann  nicht  von 
solchen  Schattenseiten  begleitet  ist. 
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Freilieb  darf  daraas  nicht  geschlossen  werden,  dass  bei  völliger 
Verallgemeinerang  und  gar  bei  Aasschliesslichkeit  einer  gemein- 
wirthschaftlicfaen  Organisation  der  gesammten  Prodaction,  wie  sie 
der  äocialismus  im  Aage  hat,  jene  Freiheitsrechte  würden  bestehen 
können.  Vielmehr  wäre  es  hier  schwerlich  zn  vermeiden,  nicht  nur 
die  Eheschliessung  (and  Kindererzeugang!)  einer  amtlichen  Regelang 
von  oben  za  anterziehen,  am  den  im  socialistischen  Wirthschafts- 
System  enthaltenen  Schwierigkeiten  des  Bevölkerangsproblems  za 
begegnen  (I,  §.  249,  259),  sondern  namentlich  anch  die  Freizügig- 
keit und  Ein-  and  Answandernngsfreiheit  sehr  wesentlich  za  be- 
schränken, mnthmaasslich  ganz  anfzaheben,  am  Angebot  and  Be- 
darf von  Arbeitskräften  richtig  aaszagleichen.  Es  bedarf  nar  einigen 
Nachdenkens  über  die  Voranssetzungen  einer  allgemeinen  socia- 
listischen Prodactionsordnang,  am  das  einznsehen. 

Bei  dem  grossen  Umfang,  welcher  nothwendig  das  privat- 
wirtbschaftliche  System  anf  dem  Gebiete  der  Prodaction,  mindestens 
für  unabsehbare  Zeit,  behalten  mass  and  sicherlich  behalten  wird, 
kommen  dann  am  so  mehr  zar  Bekämpfang  der  Nachtheile,  welche 
die  individaalistische  Fassang  der  socialen  Freiheitsrechte  bewirken 
kann,  Regelongen  des  wirthschaftlichen  Rechts  aaf  den  einzelnen 
Specialgebieten  der  Yolkswirthscbaft  in  Betracht.  Dadarch  kann 
ein  Einflnss  daraof  aasgeflbt  werden,  dass  eine  nachtheilige  Ans- 
fibung  dieser  Freiheitsrechte  nnterbleibt  oder  verringert  wird. 

Hier  handelt  es  sich  Bamentlich  nm  Maasnahmen ,  welche  die  allgemelDen  Ge- 
fahren der  Aasschreitangen  der  Specnlation,  der  Schfranknngen  der  Gonjnncmren,  der 
zu  raschen  nnd  Übertriebenen  Entwicklangen  auf  einzelnen  Prodnctlonsgebieten  yer- 
mindem.  Daher  kommt  in  erster  Linie  eine  von  solchen  Gesichtspnncten  ausgehende 
Gestaltung  der  Gewerbeordnung,  der  Handels-,  Geld-,  Credit-,  Bank-,  Actiengesell- 
schafks-,  Börsen gesetzgebnng  in  Betracht  Weiter  aber  liegen  auch  für  die  Agrar- 
politik hier  Aufgaben  Tor,  namentlich  eine  Gestaltang  der  ländlichen  Verhältnisse, 
▼eiche  die  Be?Olkemng  gern  auf  dem  platten  Lande  and  in  der  agrarischen  Thätigkeit 
verweilen  lässt,  and  so  den  Zazog  in  die  Städte  and  Indastriesitze  nicht  noch,  wie 
gegenwärtig  Tielfach,  kanstlich  steigert.  Endlich  sind  aach  an  die  Finanz-  and  Steaer- 
poUtik  in  allen  diesen  Beziehungen  Anforderungen  zu  stellen.  (Siehe  Weiteres  über 
diese  Fragen  unten  §.  77,  78). 

Karz:  die  gesammte  Volkswirthschaftspolitik  mass 
die  Rtlckwirkangen  jeder  ihrer  Maassregeln  anf  die  Austlbang  der 
socialen  Freiheitsrechte  and  dadarch  aaf  die  nattlrliche  and  die 
Wander angsbewegnng  der  Bevölkerung  sorgsam  mit  bertlck- 
sichtigen. 
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2.  Abschnitt. 
1.  Das  Recht  der  Eheschllessung. 

§.  60  [S.  437,  43S].  Litterarische  Aofcaben.  Stein,  Vervaltangslchre 
II,  124—162,  Handbuch  1.  A.  S.  73—76,  3.  Aufl..  H,  20  ff. ;  H.  Bösler,  Venraltungs- 
lecht  I,  1,  S.  115  ff.,  auch  fUr  Litteratur  und  Gesetzgebung,  B.  y.  Mohl,  Polizei- 
wissenschaft, 3.  Auflage,  I,  130  ff.,  152  ff.  passim;  Gerstner,  Grundlehre  der 
Staatsyeriraltnng,  Warzburg  1864,  H,  1,  BeyOlkerungslehre,  S.  143  ff.,  180  ff.,  201  ff.  — 
y.  BOnne,  Staatsrecht  des  Deutschen  Beichs,  2.  Auftage,  S.  121  ff.;  derselbe, 
preussisches  Staatsrecht,  3.  Auflage,  I,  2,  S.  179  ff.;  Fried  her  g,  Becht  der  Ehe- 
schliessung in  seiner  geschichtlichen  Entwicklung,  Leipz.  1865.  In  der  Litteratur  des 
YerwaltungsrechtB  wird  der  Gegenstand  yielfach  in  Zusammenhang  mit  Heimathrecht, 
Freizügigkeit,  Niederlassung  u.  s.  w.  behandelt.  Siehe  dafOr  unten  §.  65  bei  dem 
nächsten  Abschnitt  3.  Die  neueren  Werke  yon  G.  Meyer,  LOning  an  den  oben 
S.  84  genannten  Stellen.  Behm,  Artikel  Eheschliessung  im  Handwörterbuch  der 
Staatswissenschaften  KI,  7  ff.  Ueber  Baierns  yom  deutschen  Beichsrecht  noch 
abweichend  gebliebenes  Becht  siehe  Seydel,  baierisches  Staatsrecht  B.  Y,  182  ff. 
Auch  Aufs&tze  in  Hirth's  Annalon  1886,  1891. 

Bau,  Volkswirthschaftspolitik,  I,  §.  11  ff.,  besonders  §.  15  und  15a  (auch  für 
Litteratur).  Boscher,  I,  5.  Buch  Bevölkerung,  besonders  §.  255,  258.  Sch&ffle. 
System,  3.  Auflage,  II,  565  ff.,  Kapitalismus,  S.  671  ff.,  yielfach  im  Anschluss  an 
Mario,  Weltökonomie,  der  eingehend  die  BevOlkcrungsIehre  behandelt,  II,  376—422, 
m,  69—138.  Vgl.  auchSchäffle,  Socialer  Körpern,  234 ff.,  UI,  1—51;  Peschel, 
Yölkorkunde  S.  227  ff.  Wappäus,  Beyölkerungsstatistik,  U,  215ff.  A.  y.  Oettingen, 
Moralstatistik,  2.  Aufl.,  S.  75  ff.  Meine  Gesetzmässigkeit  der  scheinbar  willkuhr- 
lichen  menschlichen  Handlungen,  Hamburg  1864,  II,  90  ff.  G.  BUmelin,  Beden 
und  AuÜB&tze,  Tübingen  1875,  über  die  Malthus'schen  Lehren,  S.  305  ff. 

Gesetzgebung:  Gesetze  des  Norddeutschen  Bundes  vom  4.  Mai  1868  über 
die  Aufhebung  der  polizeilichen  Beschränkungen  der  Eheschliessung,  Beichsgesetz 
yom  6.  Februar  1875  über  die  Beurkundung  des  Personenstands  und  die  Ehe- 
schliessung, besonders  §.  28  ff.  Baierisches  Gesetz  über  Heimath,  Yerehelichung 
u.  s.  w.  yom  16.  April  1868  und  23.  Februar  1872,  21.  April  1884.  Ueber  die 
neuere  deutsche  Beichs-  und  die  ausführende  Particulargesetzgebung  auf  diesem 
Gebiete  sind  mancherlei  Commentare  u.  dgl.  erschienen.  Siehe  u.  A.  P.  Hinschius, 
Beichsgesetz  über  Beurkundung  des  Personenstands  u.  s.  w.,  2.  Aufl.,  Berlin  1876  und 
das  umfassende  Werk  yon  y.  Sicherer,  Personenstand  und  Eheschliessung  in 
Deutschland,  Erlangen  1879;  derselbe,  Artikel  Standesregister  in  y.  Stengel's 
Wörterbuch  des  deutschen  Yerwaltungsrechts.  Siehe  auch  hier  die  Daten  in  der 
Vorbemerkung  zu  Abschnitt  8  unten  §.  65. 

Es  ist  nicht  die  Aufgabe  dieses  Werks,  auf  die  Geschichte  und  das  heutige 
Becht  der  Eheschliessung  näher  einzugehen.  Weiteres  litterarisches  und  legislatives 
Material  siehe  daher  in  den  genannten  Werken.  Aus  der  Bevölkerungsstatistik  be- 
sonders die  Daten  der  Eheschliessungs-,  Heirathsaltcrs-,  unehelichen  und  ehelichen 
Geburts-,  Kindersterblichkeitsstatistik.  Siehe  dafür  die  Mittheilungen  in  dieser  3.  Auf- 
lage der  Grundlegung  Theil  I,  Buch  5,  besonders  §.  210,  211  219—222. 

I.  —  §.61  [230J.  Das  ältere  Recht  und  seine  Reform. 
Gharacteristiscb  für  das  (öffentliche)  Eherecht,  welches  wir  in 
unseren  modernen  Staaten  geschichtlich  überkommen  haben,  ist, 
dass  nicht  nur  die  rechtsgiltige  Form  der  Eheschliessung  dem 
individuellen  Belieben  entrückt,  sondern  auch  das  Recht,  eine  Ehe 
einzugehen,  in  materieller  Hinsicht  an  gewisse  allgemeine  rechtliche 
Bedingungen  und  an  die  Zustimmung  von  Gemeinschaften  oder 
von  Vertretern  solcher  geknüpft  war.    Darin  lag  die  rechtliche  An- 
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erkennuDg  der  nnbestreitbaren  Tbatsache,  dass  jede  neue  Ehe 
nicht  nur  das  Interesse  des  Oatten,  sondern  direct  als  solche,  als 
Lebensgemeinschaft  der  Gatten,  und  indirect  wegen  der  Folgen 
der  Ehe  ttlr  die  Eindererzeugung  und  die  Bevölkernngsyermehrang, 
das  Interesse  engerer  und  weiterer  Gemeinschaften,  denen  die 
Gatten  angehören,  nnd  schliesslich  des  ganzen  Volks  berühre. 

A.  Die  Volksgemeinschaft  nahm  ihr  Interesse  insbesondere  in 
den  Rechtsnormen  Aber  die  Ehehindernisse  wahr.  Im  heutigen 
Eherechte  der  modernen  Galturstaaten  sind  diese  Ehehindernisse 
mit  Recht  gegen  früher  vielfach  beseitigt  nnd  beschränkt  worden. 
Aber  völlig  fehlen  sie  auch  jetzt  keineswegs. 

Indem  namentlich  das  unbedingte  Ehehindemiss  des  verheiratheten  Stands, 
mithin  die  Monogamie,  sowie  dasjenige  eines  nahen  Verwandtschaftsgrads  festgehalten 
wird,  trftgt  das  Becht  gewissen  sittlichen  Anschannngen  des  Volksbewusstseins  ge- 
bohrend  Rechnung.  (Siehe  Beichsgesetz  vom  6.  Februar  1875,  §.  33.  Aach  der 
hier  genannte  Fall,  dass  die  Ehe  verboten  ist  zwischen  einem  wegen  Ehebrachs 
Geschiedenen  nnd  seinem  Mitschuldigen,  gehört  hierher.  In  diesem  Falle  ist  nach 
einem  in  das  Gesetz  gebrachten  Zusatz  allerdings  Dispensation  zulässig,  ein  Sieg  des 
Individualprincips  über  die  sittliche  Anschauung.  Ebenso  im  Entwurf  des  deutschen 
borgerlichen  Gesetzbuchs  Artikel  1237.  Daselbst  Artikel  1231—1244  Bestimmungen 
aber  die  Ehehindernisse.)  Indem  ein  bestimmtes  Alter  der  EhemQndigkeit  verlangt 
wird,  werden  auch  sanit&re  Interessen  der  Gesammtheit,  welche  beim  Ehehindemiss 
der  Verwandtschaft  ebenfalls  ein  wenig  mitspielen,  wahrgenommen.  Beispiel:  das 
prenssische  Landrecht  setzt  18  Jahre  für  den  Mann,  14  für  das  Weib  fest,  was  ein 
prenssisches  Gesetz  vom  December  1872,  um  der  Rechtsgleichheit  Willen,  im  ganzen 
Staate  einführte.  Das  neue  Reichsgesetz  vom  6.  Februar  1875  bestimmt  mit  Recht 
wieder  höhere  Ziffern:  vollendetes  20.  und  16.  Jahr,  mit  Zulassung  von  Dispensation. 
Ebenso  im  genannten  Entwurf  Artikel  1233.  In  der  Erhöhung  des  Alters  der  Ehe- 
mündigkeit  wie  in  allen  solchen  Bestimmungen  des  Rechts  über  die  Ehehindemisse 
zeigt  sich  die  un beseitigbare  Berücksichtigung  des  Gemeinschaftsinteresses  vor 
deijenigon  des  Individualinteresses:  sehr  mit  Recht,  aber  im  Widerspruch  mit  der 
sonst  beliebten  absoluten  Fassung  der  persönlichen  Freiheit  des  Individuums. 

B.  Die  Einmischang  der  grössten  Gemeinschaft^  derjenigen 
des  Volks  nnd  ihres  Vertreters,  des  Staats,  in  die  Eheschliessnng 
ist  geschichtlich  nicht  häafig  nnd  namentlich  selten  ans  eigentlich 
popnlationistischen  Tendenzen,  besonders  um  die  Eheschliessungen 
wegen  ihres  Einflasses  anf  die  Volksvermehrnng  zu  befördern  oder 
zu  beschränken,  vorgekommen,  obwohl  es  an  characteristischen 
Beispielen  dafUr  nicht  gefehlt  hat. 

Ueber  Ehebefördernng  siehe  Röscher,  System  I,  §.  255.  Das  bedeutendste 
Beispiel  aus  dem  Alterthum :  die  augnsteische  Gesetzgebung  in  der  Lex  Julia  et  Papia 
Poppaea,  siehe  darüber  Pnchta,  Institutionen,  I,  520  ff.  Einderpr&miensystem 
Golbert's,  ähnlich  in  anderen  L&ndem  im  17.  Jahrhundert.  Stein,  Yerwaltungs- 
lehre,  143  ff.;  kurzweg  hier  vom  „überwundenen  Standpuncf'  bei  Ehebefördernng 
sprechend,  was  einseitig  nnd  unhistorisch;  auch  in  nenester  Zeit  sind  in  Frankreich 
ähnliche  Tendenzen  herrorgetreten  und  Begünstigungen  kinderreicher  Ehen  durch  die 
Gesetzgebung  erwogen  worden.  Siehe  Hohl,  Gerstner  a.  a.  0.  —  Ueber  Ehe- 
beschr&nkungen,  neuerdings  die  practischere  Seite  der  Frage,  Rau,  Volks- 
wirthschaftspolitik  II,  §.  15  ff.,    Röscher,  I,  §.  25S,    Stein,  Yerwaltungslehre  II, 
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NiederlassQDgBrecht  und  der  absoluten  und  relativen  Häufigkeit 
wilder  Ehen  und  der  unehelichen  Geburten  wurde  benutzt,  um  auch 
vom  sittlichen  Standpuncte  aus  eine  möglichst  freiheitliche  Ge- 
staltung dieser  Rechte  zu  fordern.  ^)  Die  oft  kleinliche  und  chicanöse 
Handhabung  der  geltenden  Beschränkungen  der  Eheschliessnngs- 
freiheit  und  der  damit  in  Verbindung  stehenden  Rechte  der  Nieder- 
lassung und  Freizügigkeit  und  des  Gewerbebetriebs,  häufig  im  eng- 
herzigen Interesse  der  betheiligten  Kreise,  der  Goncurrenten ,  der 
Gemeinde  als  der  zur  Armenunterstützung  eventuell  verpflichteten 
Gemeinschaft,  diente  ebenfalls  nur  zur  Discreditirung  dieser  Be- 
schränkungen in  Bausch  und  Bogen.  Dem  Einwand,  dass  der 
Missbrauch  den  richtigen  Gebrauch  nicht  aufheben  darf,  begegnet 
man  mit  der  Bemerkung,  dass  bei  solcher  Gesetzgebung  ein  Miss- 
brauch unvermeidlich  sei.  Die  zunächst  berührten  und  ärmeren 
Glassen  schienen  dabei  endlich  besonders  benachtheiligt  zu  werden, 
im  Widerspruch  mit  der  Forderung  nicht  nur  formaler,  sondern 
realer  Rechtsgleichheit.  Die  Bevormundung  dieser  Classen,  welche 
in  dem  früheren  Eherechte  mit  enthalten  war,  wurde  aber  aus  all- 
gemeinen und  hier  noch  aus  besonderen  Gründen  in  einer  so  per- 
sönlichen Sache  wie  der  Eheschliessung  verworfen. 

Das  endgiltige  Urtheil  über  die  Triftigkeit  dieser  Gründe  und 
über  den  Werth  unseres  heutigen  Eherechts  hängt  nothwendig  von 
der  gesammten  Auffassung  des  socialen  und  volkswirthschaftlichen 
Lebens  und  danach  von  der  Ansicht  Ober  das  für  letzteres  aufzu- 
stellende Ziel  ab. 

Dafür  ist  aaf  den  Inhalt  dieses  ganzen  Werks,  besonders  dieses  grundlegenden 
Theils,  und  auf  die  Erörterung,  frelche  unten  speciell  an  die  Betrachtung  der  Frei- 
zügigkeit und  Niederlassungsfreiheit,  des  yolkswirthschafUich  fnchtigsten  der  fier 
socialen  Freiheitsrechte,  angeknüpft  wird  (§.  74),  zu  verweisen.  Hier  können  folgende 
Erwägungen  genügen. 

III.  —  §.  63  [232].  Socialökonomische  Bedenken 
gegen  das  heutige  liberal-individualistische  Ehe- 
recht. Vom  volkswirthschaftlichen  Standpuncte  aus,  von  welchem 
wir  hier  das  Eherecht  in  erster  Linie  zu  betrachten  haben,  ent- 
spricht die  heutige  Gestaltung  desselben  wieder  durchaus  den 
philosophischen  und  politischen  wie  den  besonderen  ökonomischen 

^)  Siehe  A.  y.  Oettingen,  Moralstatistik,  2.  Auflage,  S.  282  ff.,  der  don 
Einfluss  der  Gesetzgebung  über  Eheschliessung,  Niederlassung  und  Gewerbebetrieb  zu 
wenig  betont.  Vgl.  übrigens  S.  110.  Wapp&us,  Bevölkerungsstatistik  II,  3S5  ff., 
3S9.  Maximum  unehelicher  Kinder  (bei  Vergleich  nach  Staaten)  in  Deutschland 
im  rechtsrheinischen  Baiern  und  Mecklenburg  mit  den  längst  dauernden  und  strengsten 
Niederlassungs-  u.  s.  w.  Erschwerungen.  Verbesserung  seit  der  neueren  Gesetzgebung 
besonders  in  Baiem,  s.  u.  S.  124. 
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Solche  Rechte  der  ZnstimmuDg  besass  die  Familie  (das  Geschlecht),  bezw. 
das  Familienhaupt  (Vater,  Eltern),  der  gesellschaftliche  (and  damit  oft 
zusammenfallend  der  politische)  Stand,  welchem  ein  oder  beide  Noptorienten 
angehorten,  die  Gemeinschaft  gleichen  Besitzrechts  bei  der  daraus  herror- 
gehenden  Abh&ngigkeit  des  Untergebenen  7om  Herrn  (wie  in  Lehens-  nnd  in 
Grnndherrlichkeitsrerh&Itnissen),  die  Religionsgemeinschaft,  der  Berufs- 
und  Erwerbsstand,  endlich  namentlich  die  Gemeinde,  besonders  seit  dem 
16.  Jahrhundert  (Deutschland,  Kirchspiel  in  England)  als  die  eventuell  zur  Armen- 
untersttttzung  verpflichtete  Gemeinschaft  Manche  dieser  Consensrechte  sind  mit 
den  Einrichtungen,  an  welche  sie  sich  knüpften,  obsolet  geworden,  andere,  noch  bis 
in  die  neueste  Zeit  bestehende,  sind  ausdrücklich  vom  Gesetze  aufgehoben  worden. 
Nur  kleine  Reste  haben  sich  erhalten,  wie  in  dem,  jetzt  meist  sehr  beschr&nkten, 
elterlichen  und  wie  im  staatlichen  Consensrechte,  welches  bei  Givilstaats- 
dieoem  und  besonders  bei  MUitirpersonen  in  einiger  Hinsicht  das  ältere  Gonsensrecht 
des  gesellschaftlichen  Standes  vertritt. 

Id  der  Hauptsache  sind  im  modernen  Eheschliessangsrecht 
alle  solche  ältere  Beschränkungen  fortgefallen,  ist  also  darin  gerade 
das  Individnalprincip  statt  des  Gemeinschaftsprincips  (§.  24) 
zu  umfassender  Geltung  gelangt. 

Siehe  besonders  Stein  a.  a.  0.,  bei  aller  Einseitigkeit  und  mitunter  Schiefheit 
seiner  Schablonisirung  nach  Geschlechterordnnng,  ständischer,  staatsbürgerlicher  Ord- 
nung doch  hier  wie  in  seiner  ganzen  Yerwaltungslehre  ?iel  Treffliches:  der  Haupt- 
mangel bleibt  nur  bei  Stein,  wie  bei  den  Volkswirthen  der  liberalen  Schule,  dass 
sie  keine  Fortbildung  ttbcr  die  heutige  staatsbürgerliche  Periode  hinaus  für  zu- 
lässig, kaum  für  möglich  anzunehmen  scheinen.  Geber  die  Beseitigung  der  meisten 
älteren  Ehehindemisse,  resp.  Ehebeschränkungen  privat-  und  öffentlich  rechtlicher 
Art  im  neuesten  Deutschen  Recht  siehe  das  Gesetz  von  186S  und  y.  Sicherer 
a.  a.  0.  (Buch)  S.  S28  ff.  In  Baiern  (und  Elsass- Lothringen)  ist  dieses  Gesetz 
nicht  eingeführt  Baiern  hat  seine  aparte  Gesetzgebung  in  einigen  Puncten  behalten, 
wonach  dort  auch  für  den  Staatsangehörigen  ein  obrigkeitliches  „Verchelichungs- 
zeagnifls"  vorgeschrieben  geblieben  ist.  Dasselbe  hat  zwar  nicht  die  Bedeutung  einer 
Verehelichnngsbewilligung,  wohl  aber  kann  aus  verschiedenen  Gründen,  n.  A.  auch 
solchen,  welche  die  fehlende  oder  unsichere  Subsistenzf&higkeit  der  Brautleute  be- 
treffen, ein  Einspruch  gegen  die  Gewährung  des  Yerehelichungzeugnisses  Seitens  der 
Heimathsgemeinde  des  Mannes  erhoben  werden.  Es  steht  dieses  Eheschliessungsrecht 
in  Verbindung  mit  dem  baierischen  Heimathsrecht  (im  Unterschied  vom  reichsrecht- 
lichen Recht  des  Unterstützungswohnsitzes)  und  mit  der  Verpflichtung  zur  Armen- 
unterstützung.  Doch  wird  bestritten  (Seydel,  Rehm),  dass  die  verbliebenen  Ehe- 
beschränkungen eine  nothwendige  Gonsequenz  des  Helmathsrechts  seien,  wie  sie  denn 
bei  gleichem  Heimathsrecht  in  Oesterreich  fehlen  (siehe  u.  A.  Seydel,  Annalen 
1891,  S.  76,  Rehm  a.  a.  0.  S.  13). 

II.  —  §.62  [231].  Gründe  fllr  die  Veränderung  des 
älteren  Eherechts.  Diese  liberal-individualistische  Gestaltang 
gerade  des  Eherechts  ist  auf  die  mannigfaltigste  Weise  begründet 
worden.  Yornemlich  in  ihr  sah  man  eine  nothwendige  Gonsequenz 
der  persönlichen  Freiheit.  Eine  Beschränkung  der  letzteren  auf 
diesem  Gebiete  allerpersönlichsten  Interesses  des  Einzelnen  galt 
daher  ToUends  als  ausserhalb  der  Gompetenz  des  Staats  liegend. 
Die  günstigen  socialen  und  wirthschaftlichen  Folgen,  welche  oben 
anerkannt  wurden  (§.  56),  fielen  schwer  ins  Gewicht.  Der  nicht 
zu  läugnende  Zusammenhang  zwischen  dem  Eheschliessungs-  und 
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Die  Richtigkeit  dieser  Sitze  Uast  sich  bereits  mit  dem  jetzigen  Befftlkenings- 
sutistischea  Material  erh&rten,  wie  das  theil weise  im  1.  Theil  in  Bach  4,  Kapitel  1 
geschehen  ist  Die  Conseqaenz,  welche  hier  aas  den  statistischen  Thatsachen  für  die 
Frage  des  Eherechts  gezogen  wird,  wird  Zostimmnng  oder  Abweisung  je  nacJi  der 
Stellang  des  Einzelnen  zn  den  Malthns^scJien  Lehren  finden.  Im  Wesentlichen 
abereinstimmend  Bttmelin,  Aufsätze  S.  304  über  die  Malthns*sche  Lehre.  In  dieser 
und  der  yorausgehenden  Abhandlung  ^ttber  den  Begriff  und  die  Dauer  einer  Generation^' 
mehrfach  Erörterangen  und  statistische  Daten  zor  Bestätigung  des  oben  Gesagten, 
besonders  der  Schlusssätze.  Siehe  besonders  über  die  Kindersterblichkeit  S.  330  ff. 
und  Ober  die  Bedenken  eines  raschen  Wachsens  der  Bevölkerung  in  alten  Gulturii&dem. 
ganz  in  Einklang  mit  dem  Kern  der  Malthus'schen  Lehre,  S.  324  E  Die  bedenkliche 
sofortige  starke  Steigerung  der  Trauungen  und  Geburten  in  günstigen  Jahren ,  bei 
gutem  Erwerb,  missigen  Preisen  der  Lebensmittel  (siehe  Grundlegung  I,  §.219  ff.), 
das  Herabgehen  des  Heirathsalters  in  solchen  Jahren  (Belgien,  siehe  meine  Gesetz- 
mäsngkeit  II,  94,  96,  England),  das  nnyerhältnissmässig  niedrige  Heirathsalter  auch 
der  Männer  in  England  —  fast  die  Hälfte  der  getrauten  Männer  unter  25  Jahre  alt, 
selbst  unter  20  Jahren  2.4  Procent  trotz  des  nördlichen  Landes!  Wappäus,  II,  276. 
Statistik  des  Deutschen  Beichs  N.  F.  H.  44,  S.  51*  ff.,  so  jetzt  in  England  und  Schottland 
3.3,  im  Deutschen  Beich  nur  0.16,  in  Frankreich  2.3,  in  Italien  1.0,  in  Russland  aber 
freilich  37.4  [!?]  Procent  Männer  unter  20  Jahren,  in  denselben  Ländern  in  dieser 
Reihenfolge  14.5,  8.8,  21.1,  17.2,  58.0  [!]  Weiber  unter  20  Jahren  in  die  Ehe 
tretend;  zwischen  2(^30  Jahren  bezw.  Männer  und  Weiber  in  denselben  Ländern 
72.8  und  68.5,  65.7  und  70.1,  62.1  und  59.5,  62.9  und  65.5,  44.1  und  33.7  Proc. — 
die  überall  noch  so  grosse  Kindersterblichkeit  (I,  §.211),  die  sofortige  Steigerung  der 
Sterblichkeit  in  ungünstigen  Jahren  (I,  §.  222)  sind  nicht  nur  yollgiltige  Beweise  für 
die  starken  Tendenzen  der  Volksrennehrung,  für  die  mächtige  Wirksamkeit  der 
repressi?en  Hemmmittel  und  f&r  die  immer  noch  so  ungenügende  Wirksamkeit  einer 
richtigen  Prärention  und  damit  eben  für  die  Richtigkeit  der  Malthus'schen  Lehre  im 
Kern,  trotz  der  Dnhaltbarkeit  der  Formel :  sie  zeigen  ausserdem  auch,  dass  hier  grOsste 
Gemeinschäftsinteressen  vorliegen,  welche  man  nicht  ohne  Weiteres  grundsätzlich  preis- 
geben kann,  selbst  wenn  sie  mehr,  als  es  der  Fall  ist,  mit  Individualinteressen  in 
Widerspruch  ständen.  Ob  und  welche  Beschränkung  des  Eheschliessungsrechts  des- 
wegen statthaben  soll,  muss  immer  mit  Rücksicht  auf  die  Erfordernisse  der  persön- 
lichen Freiheit  und  ausserdem  nach  der  concreten  Sachlage,  aber  darf  nicht  allein 
nach  jenen  Erfordernissen  entschieden  werden,  sondern  stets  zugleich  mit  Rücksicht 
auf  die  Bedürfnisse  der  Gemeinschaft :  dies  gilt  es  festzuhalten,  gerade  dies  wird  aber 
von  der  modernen  Freiheitstheorie  bestritten. 

Dass  freilich  auf  diesem  schwierigen  Gebiete  die  Sitte  mehr  als  das  Recht  es 
sein  sollte,  von  welcher  Abhilfe  gegen  Uebelstände,  wie  die  in  Betreff  der  Ehe* 
schliessung  u.  s.  w.  ang^euteten,  zu  erwarten  wäre,  soll  mit  den  vorausgehenden  Be- 
merkungen nicht  bestritten  werden.  Auf  die  Folgen  einer  sehr  raschen  Yolksrer- 
mehrung,  voUends  wenn  sie  in  Zeiten  ungünstigen  Erwerbs  hineindanert,  ist  aus  den 
bevOlkerungsstatistischen  Daten  Deutschlands  im  Vergleich  zu  Frankreich  leicht  ein 
Schluss  zu  ziehen.  Siehe  auch  darüber  Grundlegung  Theil  I,  S.  495  ff.  die  zahlreichen 
Daten  über  beide  Länder. 

3.  Das  neue  Eherecbt  steht  auch  im  Widerspruch  mit  öfters 
noch  anerkanDten  privatrechtlichen  Pflichten  der  Familie, 
bez.  der  näheren  Verwandtschaft^)  zur  Hilfsleistung  an  be- 


'}  Diese  Verpflichtungen  sind  auch  durch  die  neueste  deutsche  Armengesetzgebung 
nicht  beseitigt  worden.  Deutsches  Gesetz  über  den  ünterstützungswohnsitz  Tora 
6.  Juni  1870,  §.61,  Alin.  2.  YgL  Bocholl,  System  des  Deutschen  Armenpflege- 
rechts, Berlin  ISTS,  S.  245  ff.,  für  Preussen  Bruch  in  Emminghaus'  Armen- 
Wesen,  Berlin  1870,  S.  48  ff.  Nach  dem  Landrecht  besteht  in  Preussen  eine  Unter- 
stützungs-  und  Alimentationspflicht  unter  Gatten,  für  Kinder  und  deren  Descendentea 
gegenüber  den  Eltern,  für  Eltern  und  Grosseltem  gegenüber  den  Kindern  und  Enkeln, 
für  voll-  und  halbbürtige  Geschwister  unter  einander. 
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dttrftige  Angehörige  und  vor  Allem  mit  der  öffentlic  h-reebt- 
lichen  ArmenunterstUtzangspflicbt  der  Gemeinden 
and  ähnlicher  kleinerer  localer  Körper  (Kirchspiele,  Unionen, 
England). ') 

Entweder  muss  man  auch  diese  Pflichten  nnninehr  beseitigen,  was  folgerichtig, 
aber  practisch  schwierig  ist,  weil  eine  anderweite  Begelong  der  Unterstützung  schwer 
hält  oder  den  Grandsätzen  der  herrschenden  Theorie  widerspricht,  wie  diejenige 
mittelst  allgemeinen  Yersicherungs-  und  Gassenzwangs  für  den  Eintritt  in  Hilfscassen, 
oder  endlich  selbst  principielle,  jedenfalls  aber  practische  Bedenken  hat,  wie  die  Ueber- 
tragnng  der  Pflicht  direct  auf  den  Staat.  Oder  man  erhält  folgewidrig  jene  Pflichten 
aufrecht,  welche  nur  innere  Berechtigung  haben,  wenn  die  betreffienden  Gemeinschafts- 
kreise, wie  Familie  und  Gemeinde,  ein  Zustimmungs-,  bez.  ein  Widerspruchsrecht  gegen 
leichtsinnige  Eheschliessung  besitzen.  Dann  geräth  man  aber,  wie  in  unserem  heutigen 
Armenrocht,  welches  vornehmlich  die  Gemeinde  zur  Unterstützung  verpflichtet,  und 
zvar  die  Gemeinde  des  kurz  dauernden  Aufenthalts,  bez.  der  Geburt  (§.  66),  in  einen 
UDhaitbareD  Communismus,  da  den  Mitgliedern  der  Gemeinschaft  jede  Einwirkung  auf 
das  ihnen  zur  Last  fallende  Individuum  fehlt,  —  was  in  jeder  eigentlich  socialistisch- 
communistischen  Organisation  des  Gemeinwesens,  welche  auch  nur  auf  einige  practische 
Darchführbarkeit  Ansprach  macht,  undenkbar  wäre. 

IV.  —  §.64  [233].  Die  Frage  einer  Reform  des  jetzigen 
Rechts  der  Eheschliessung.  Eine  Veränderung  des  Ebe- 
recbtSy  welche  diesen  Bedenken  Rechnung  trägt  und  wieder  direete 
Erschwerung  der  Eheschliessung  eintreten  lässt,  bietet  ohne  Zweifel 
grosse  Schwierigkeiten.  Das  jetzige  Recht  hängt  mit  dem  ge- 
sammten  neuern  socialen  und  wirthschaftlichen  Recht  eng  zusammen. 
Eine  einzelne  Maassregel  zur  Beschränkung  der  Freiheit  verspricht 
auch  kaum  grossen  Erfolg.  Man  wird  ferner  auch  von  dem  hier 
eingenommenen  Standpuncte  aus  zugeben  dürfen ,  dass  die  Ebe- 
freibeity  als  unmittelbarste  Gonsequenz  der  persönlichen  Freiheit  in 
deren  beutiger  Auffassung,  das  für  das  Individuum  wertbvollste 
der  socialen  Freibeitsrechte  ist  und  aus  guten  Gründen  weniger 
ah  eines  dieser  anderen  eine  direete  Wiederbeschränkung  nach 
dem  Stande  der  öffentlichen  Meinung  und  nach  berechtigteren 
Individualbedtirfnissen ,  als  sie  in  anderen  ähnlichen  Fällen  zuzu- 
geben sind,  bei  unseren  Gnlturvölkem  verträgt. 

Von  einzelnen  directen  Maassregeln  zur  Verhütung  leicht- 
sinniger Ehen  verdient  noch  am  Meisten  eine  allgemeine  Er- 
höhung des  gesetzlichen  Heirathsalters  besonders  bei 
dem  männlichen  Geschlechte  eine  Erwägung. 

Ein  esolche  Maassregel  ferstOsst  nicht,  wie  fast  jede  andere,  gegen  die  materielle 
Rechtsgleichheit,  [sondern  trifit  alle  Classen  gleichmässig.    Der  Einwand,  dass  dann 

^)  Siehe  das  Deutsche  Gesetz  Über  den  UnterstQtzungswohnsitz  7om  6.  Jani  1S70, 
über  FreizQgigkeit  yom  1.  November  1867.  Die  nach  §.  2  des  ersten  Gesetzes  bestehende 
Öffentliche  Dntersttltznng  ist  ?on  Orts-  und  Landarmen?erbänden  zn  leisten.  Die 
ersteren  kOnnen  ans  einer  oder  mehreren  Gemeinden  (oder  Gntsbezirken)  bestehen,  §.  3. 
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die  Zahl  der  vildcD  Ehen  und  der  danua  sMmmenden  wie  sonstiger  uaebclicben  Im- 
buHeii  nur  om  do  sl&rlier  boia  «rorde,  beveül  oicbl  so  viel,  nls  gewobniicb  im^cBDUJiaoD 
wird,  nenn  er  aach  nicht  übersehen  venten  darf. 

Mario.  Ur,  9S.  befürwortet  2ä  Jahro  für  Hlnaer,  22  J&hro  fUrWoiber  als  ge- 
setilicbes  Ueiratbsiltar.  —  Die  Frag:c  der  ttnchelicheo  Gubnrton  nnd  die  bezO^licbu 
SlBti:.tik  ist  aucb  im  1.  Tbeile  in  Bucb  4.  Kapitel  1  mit  berührt.  wetiD  anth  nicht 
guuaaer  rcrfolgt  wordea,  eiehe  l,  %.  2IS,  2Z2.  besaadots  S.  336.  Rein  papolalioiiiBtisch 
betrachtet,  reicht  die  Kahl  der  onebelichen  Gebaneo  nicht  aus.  tim  ädlräl  in  Uodem. 
wo  sie  nach  der  Gesetzgebung  iiber  Niedorlaiwaiig;  a.  a.  w.  sehr  gross  i^l  (Bftieni; 
über  20  Frocent  aller  Geburten,  selbst  die  gUjistis«r  dastehende  PfaU  eingerechneU 
iii  1841—50,  Wappäns,  11.  3S7.  4SI),  die  Lücke  ia  der  ehelicbeti  Fraoblbarkeii 
aaszDgleicbcn.  Dies  zeigt  z.  B.  der  Vorgleich  Baieros,  Hannorers.  Mecklenburgs  mit 
Prenssen,  Sachten  (siehe  Wappftas,  1,  1511).  Ziemlich  allgemein  bewahrheitet  sich 
ancb  der  Satz,  dass  in  Jibron  ungünstigen  Erwerbs  and  hober  Preise  der  Nabrangs- 
miitel  mit  der  alsdann  eiutretcudco  VeTminderung  der  TrauQngen  and  ehelichen  Gu- 
bncion  keine  Steigerang,  sondern  selbst  eine  Äbuabme  der  unebelichen  Gebarten 
Schritt  h&lt:  die  erschwerte  Verheintbung  fuhrt  also  nicht  immer  zn  einer  termebtten 
2iih]  unehelicher  Geburten.  (Vgl.  r.  Oellingen.  Moralstsüstili,  Z.Auflage.  S.  IS». 
'Ml  (T.,  WappftUB.  II.  39S  IT.  Frappante  Daten  für  WUrtemberg  in  Uildebrand's 
Jahrbüchern.  lX'(lä87),  364,  wo  in  dar  achtimmen  Periode  lon  1853—^5  die  Zahl  der 
unehelichen  Geburten  »on  über  9000  in  1849—51  auf  unter  8000,  in  1S55  aogar  auf 
T1I2  eloki,  obgleich  die  Trauaugszabl  aosserordeatlich  abnimmt:  ISäl  1  Traanng 
auf  161,  ISö:;— 56  auf  bez.  I9T,  202.  237.  208,  183  Personen  der  BecBlkerung. 
Vgl-  auch  Tabinger  Zeitschriil  1868,  XXIV,  620.  G2:i.)  Die  entgegengesetzte  Er- 
fanrang  in  LSndera  mit  erschwerter  Niederlassnag  ist  aach  deswegen  nicht  so  un- 
gUnalig,  als  man  rein  nach  der  absoluten  und  relitiTen  Zahl  der  nnehelicbeo  Ge- 
barten geneigt  ist.  anzunehmen,  weil  ein  grosser  Tbcit  dieser  Geburten  wilden  Ehen 
cntsprosgeD  ist  und  spftter  legilimirl  wird.  (Siehe  f.  Oettingon,  8.294.)  Leider 
gestattet  die  Statistik  der  unehetichen  Geburten  nicht  die  wichtige  Dnterscbeidnng 
zwischen  solchen  ..illogitimea"  und  .,eigcnllich  unehelichen",  d.  b.  ans  ganz  rorüber- 
gehender  Geschlechts  rorbindung  stamm  an  den  Kindern.  Im  rechtsrheinischen  Bii«rii 
(Sadbaiem  ausser  Franken)  war  die  Quote  der  uuoheUcben  Gebarten  von  allen  iui 
Durchschnitt  der  4  Jahrzehnte  1941— 90t  22.33,  23.56.  23.10.  15.00,  1981- 65 
15.37,  Haiimum  2S.S0,  1860  und  1864.  1869  noch  32.21  (Eintritt  der  neuen  liberalen 
Gesetzgebung),  IS69  19.83.  1S70  1T.94,  dann  Weiler  sinkend  bis  mm  Minimum  14.31 
in  1879.  Aehnlicher  Verlauf  in  Balerisch- Franken  (früher  22— 24.  jetzt  ca.  14  Frocent), 
aber  doch  auch  in  der  Ptalz  (ron  9  — 11  herab  auf  5  —  6  Procent)  (Seichsstaiistik, 
Heft  44,  S.  19  S).  In  Baden  sank  dio  Proportion  der  unefaelicben  Gebuitcn  ron 
14 — 16  beit  der  liberalen  Gcseizgebnng  auf  ca.  8  Procent  (ebenda  S.  24).  in  WUrtem- 
berg TOn  14  — 15  auf  9— 10  Procent  (ebenda  S.  25),  in  Mecklenburg-Schwerin  von 
18- 2U  auf  unter  14  (ebenda  S.  26).  Ueberall  macht  die  „liberale  Aera"  unzweifel- 
haft einen  bedeutenden  Eiuacbnitt.  Die  starke  Abnahme  der  Proportion  der  unebelichen 
Geburten  zeigt  auch  .  dass  nnter  denselben  fraber  liele  nar  illegitime  aus  wilden  Ehen 
waren.  Aber  dio  Verschieden  heilen  des  Sinkens  der  Proportioa  und  der  bleibenden  Habe 
der  letzteren  beweisen  auch,  wie  viel  andere  Factoren  hier  mitwirken.  Ferner  ergiebt 
die  neuere  starke  Slelgerung  der  gsnren  Geburbfreqnenz  {Sndbaiem  fmher  35 — 36. 
nenotdings  41—43.  Franken  3,1  —  34  früher,  jetzt  36  — 4U  auf  1000  Lebende)  dio 
hemmende  Wiikung  des  fruburcn  Kechts  auf  dio  gesanimto  Geburtsfreqocnz. 

Unbedingt  ist  mindeetens  vor  zu  TrUher  Heirath  auch  bei  der 
Ocltung  des  beiitigen  Hechts  zu  warnen  und  die  öffentliche 
Meinung  in  dieser  Beziehung  aufzalilärcn:  —  freilich  ein  Überhaupt 
und  vollende  tn  diesem  Falle  immer  nur  langsam  und  schwach 
wirkendes  Hilfsmittel. 

Um  so  mehr  wird  aber  wieder  auf  den  Zusammenhang 
der  Organisation  der  Volkswirthschaft  nnd  der  Organi- 
eatioi]  der  gesamailen  wirihschafilicben,  namentlich  der  gewerbr  ' 
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liehen  Arbeit  im  privatwirtb schaftlichen  System  mit  der  Be- 
völkerungsbewegung und  speeiell  mit  der  Eheschliessung 
hinzuweisen  sein.  Durch  eine  mehr  gemeinwirthschaftliche  Or- 
ganisation, Schaffung  neuer  corporativer  Organisationen  im  Gewerbe, 
durch  Einschränkungen  der  Gewerbefreiheit,  der  Speculationsfreiheit 
und  durch  die  oben  (§.  59)  angedeuteten  Maassnahmen  auf  den 
einzelnen  Gebieten  des  Wirthschaftslebens  wird  i  n  d  i  r  e  c  t  auf  eine 
fac tische  Beschränkung  der  Eheschliessnngen  hingewirkt  werden, 
ohne  den  Zwang  des  Rechts.  In  derselben  Richtung  kann  eine 
andere  Regelung  der  Armenuntersttttzung  mittelst  des  auf  dem 
Princip  des  Zwangs  beruhenden  Versicherungs-  und  Hiifscassen- 
wesens  für  die  arbeitenden  Glassen,  auch  eine  etwaige  Verpflichtung 
der  Eltern,  ihre  Kinder  in  Unterstützungs-  und  Ausstattungscassen 
einzukaufen,  wirken. 

(Siehe  Manrus,  Freiheit  in  der  Yolkswirthschaft,  S.  136.) 
Aof  diese  YerhältDissc ,   besonders  auf  den   günstigen  Einflass,   welchen   eine 
andere  und    festere  Organisation  der  nationalen  Arbeit  auf  die  Bewegung  der  Be- 
rOikerang  ausüben   müsste,  wird  am  Schluss  des  folgenden  Abschnitts  etwas  näher 
eingegangen  (§.  76  —  78). 

3.  Abschnitt. 
3.   Das  Zugrecht. 

§.65  [S.  446 — 448].  Litterarische  Angaben  und  Vorbemerkungen. 
Stein,  Verwaltungslehre,  II,  272—352;  Handbuch,  1.  Auflage,  S.  66—68,  2.  Auflage, 
S.  136  ff.  über  Heimath wesen  und  Verwandtes,  3.  Auflage,  H,  S.  42  £;  Verwaltnngs- 
lehre  II,  S.  245—272,  Handbuch,  1.  Auflage,  S.  70—73,  2.  Auflage,  S.  143  ff.,  über 
Pass-  und  Fremden  wesen ;  über  Armenwesen  Handbuch,  1.  Auflage,  S.  419  ff.,  2.  Auf- 
lage, S.  796  ff.,  8.  Auflage,  II,  S.  63  ff.;  H.  Kösler.  Verwaltungsrecht,  I,  1,  S.  152  ff. 
über  Heimath,  S.  138  ff.  über  Aufenthalt,  wiederum  auch,  neben  Stein,  besonders  fUr 
die  Speciallitteratur  und  Gesetzgebung.  K.  y.  Mohl,  Polizeiwissenschaft,  3.  Auflage, 
I.  852  über  Armenwesen  (Litteratur  S.  354  Anm.),  III,  S.  103  ff.  Maassregeln  in  Be- 
ziehung auf  Fremde  (Aufenthalt  und  dergl.  incl.);  Bau,  Volkswirthschaftspolitik  II, 
§.  15a.  Seydel  im  SchOnberg scheu  Handbuch  UI,  3.  Auflage,  S.  893;  Löning, 
ebenda,  S.  986;  Rehm,  Artikel  Freizügigkeit,  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften, 
HI,  672.  —  Derselbe,  Erwerb  ?on  Staats-  und  GemeindeangehOrigkeit  in  geschicht- 
licher Entwicklung,  Hirth's  Annalen  1892,  S.  137  ff.  —  f.  Rönne,  deutsches  Staats- 
recht, 2.  Auflage,  S.  111  ff.  (Litteratur  über  das  Deutsche  Freizügigkeitsgesetz  da- 
solbfit  Anmerkung),  d  erselbc,  preussisches  Staatsrecht,  3.  Auflage,  I,  2,  §.  90,  S.  48  ff., 
n,  1,  S.  545ff.  Arnoldt,  Freizügigkeit  und  Unterstützungswohnsitz,  Berlin  1872. 
Seydel  in  Hirth's  Annalen  1876,  S.  159;  LOning,  Deutsches  Verwaltungsrecht, 
i^.  5r);  Georg  Meyer,  Verwaltungsrecht ,  1 ,  1 04 ;  G n e i s t ,  Artikel  Freizügigkeit  in 
V.  Stengel's  Wörterbuch;  f.  Stengel,  Artikel  Niederlassung,  ebenda;  Ernst  Meier, 
Artikel  Freizügigkeit  in  y.  Holtzendorfi's  Encyclopädie  der  Rechtswissenschaft.  Hier 
Dod  in  den  anderen  genannten  Sammelwerken  auch  die  Artikel  Gemeinde.  Ueber 
Baiern  mit  seiner  theilweise  noch  abweichenden  Gesetzgebung  siehe  Pözl,  Baierischcs 
Verwaltungsrecht,  3.  Auflage,  München  1871,  §.  90  ff.  (Fremdenpolizei),  96  ff.  (Annen- 
wesen), Hirth^s  Annalen  1871,  S.  469,  Seydel,  daselbst  1886,  S.  719  und  1891, 
^-  72,  sowie  in  seinem  baierischen  Staatsrecht,  HI,  90. 

Aelteres  Recht:  Ueber  die  lehrreichen  früheren  Verhältnisse  in  Mecklenburg- 
Schwerin  biehe  den  Aufsatz  von  Böhlau,  die  Wandelung  des  Heimathsrochts  in 
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Meckleobarg^Schirerin  in  Hildebr.  Jahrb.  1872,  XIX, 321.  Schatz,  über  Verehelichang 
und  Debersiedlungsrecht  mit  Rücksicht  auf  WQrtemberg,  in  derTUbinger  ZeitschiiftV 
(1848);  ?gl.  anch  Hildebr.  Jahrb.  1867,  IX,  327  und  besondere  Tübinger  Ztschr.  1868, 
XXIV,  617  ff.  ttber  die  Wirkungen  der  Beschränkung  des  YerehelichongBrechts  in 
WOrtemberg  (s.  o.  S.  124).  Die  Art.  7on  P  Ozlim  Deutschen  StaatswOrterbuch :  Aufenthalts- 
recht,  I,  508,  Fremde  und  Fremdenrecht,  III,  755  ff.,  y.  Medicus  über  Niederlassung, 
Freizügigkeit,  YII,  298,  v.  Stahl  und  Brater  über  Armenpflege,  Armenpoliiei ,  I, 
369—419;  v,  Lette  im  Staatslezicon  (Rotteck  und  Weicker,  3.  Auflage)  über  Frei- 
zügigkeit, y,  700  ff.;  im  Staats-  und  Gesellschaftslexlcon  7on  H.  Wagener  der 
Artikel  über  Armenwesen,  II,  594;  in  Rentzsch'  Handwörterbuch  der  Volksvirth- 
scbaftslehre  die  Artikel  Armnth  ron  Miller,  51,  Freizügigkeit  7on  Rentzsch,  309, 

Deber  0 esterreich  Ulbrich,  österreichisches  Staatsrecht  (Berlin  1873\ 
§.36.  Ueber  England  siehe  die  Angaben  im  folgenden  Absatz,  auch  ebenso  für 
andere  Länder,  Frankreich,  Italien  die  Hauptbestimmungen  in  den  Artikeln 
der  Sammelwerke. 

Mit  der  Gesetzgebung  über  Freizügigkeit,  Aufenthalt  und  Niederlassung  steht 
diejenige  über  Armenpflege  in  untrennbarer  Verbindung.  Vgl.  darüber  ausser 
der  genannten  Litteratur  noch:  Em  min  gh aus,  Armenwesen  u.  s.  w.  in  den  euro- 
päischen Staaten,  Berlin  1870;  Roch  oll,  System  des  Deutschen  Armenpflegerechts, 
Berlin  1873;  Kries.  Betrachtungen  über  Armenpflege  und  Heimathsrecht ,  mit  be- 
sonderer Rücksicht  auf  Preussen,  2  Artikel,  Tübinger  Zeitschrift,  IX  (1853);  Bitzer, 
Recht  auf  Armenunterstützung  und  Freizügigkeit,  Stuttgart  1863;  Rau,  Volkswirth- 
schaflspolitik,  II,  §.  324  ff.  Hier,  bei  Stein,  Rösler,  Mohl  weitere  SpeciaUitteratur. 
Münster  berg,  Deutsche  Armengesetzgebong  u.  s.  w.,  Leipzig  1887.  Vgl  über  Eng- 
land besonders  Kries,  englische  Armenpflege,  Berlin  1863.  A  sehr  Ott,  englisches 
Armenwesen,  Leipzig  1886.  Ueber  englische  und  deutsche  (preussische)  Verhältnisse : 
Gneist,  Verwaltung,  Justiz  und  Rechtsweg,  Berlin  1861,  S.  349  ff.,  433  ff  Der- 
selbe, Selfgo?emment  in  England,  3.  Auflage,  Berlin  1871,  über  die  Communal- 
Armen?erwaltnng,  §.  117 — 130,  S.  684  ff.  (ebenda  Über  Niederlassungsrecht  in  Eng- 
land, S.  710  ff.).  Über  Fremdenpolizei  u.  s.  w.,  S.  260  ff.  Derselbe,  englisches  Ver- 
waltungsrecbt,  2.  Auflage,  Berlin  1867,  II,  1180  ff.,  derselbe,  3.  Auflage,  (englisches 
Verwaltnngsrecht  der  Gegenwart,  Berlin  1884),  II,  §.  125. 

Deber  den  Zusammenhang  zwischen  Freizügigkeit  und  Gewerbefreiheit,  Jacobi, 
Gewerbegesetzgebung  im  Deutschen  Reiche,  S.  11,  20,  K.  Braun,  Gewerbefreiheit 
und  Freizügigkeit,  Frankfurt  a.  M.  1860.  Derselbe,  Studien  über  Freizügigkeit  in 
Faucher 's  Vierteljahrsschrift  1863,  III;  derselbe,  die  Freizügigkeitsgesetzgebnng  der 
Schweiz.  1864,  I.  Deber  die  socialpolitischen  Bedenken  gegen  die  Freizügigkeit  siehe 
den  Aufsatz  ron  Stülpnagel  und  Schwabe  im  Berliner  Städtischen  Jahrbuch  1872, 
VI,  94  ff 

Gesetzgebung:  Deutsches  Gesetz  über  J^^reizügigkeit  vom  1.  NoTember  1867« 
über  Dnteretützungswohnsitz  ?om  6.  Juni  1870,  Aenderung  darin  1893/94  im  Reichs- 
tag verhandelt,  preussisches  Ausführungsgesetz  dazu  vom  8.  März  1871,  ältere;« 
preussisches  Gesetz  über  die  Aufnahme  neu  anziehender  Personen  vom  31.  De- 
cember  1842,  über  Armenpflege  von  demselben  Datum,  ferner  Gesetz  vom  21.  Mai  1856, 
Städteordnung  vom  30.  Mai  1853  (östliche  Provinzen),  19.  März  1856  (Westfalen^ 
15.  Mai  1856  (Rheinland),  über  Recht  zur  Erhebung  von  Einzugsgeldem  für  An- 
ziehende und  Hausstandsgeldem  bei  Errichtung  eines  selbständigen  Hansstands,  Ge- 
setz vom  14.  Mai  1860,  Gesetz  vom  2.  März  1867  (hebt  das  Recht  der  Gemeinden, 
Einzugsgcld  bloss  für  den  Erwerb  der  Gemeindeangehörigkeit  (nicht  des  Bürgerrechts) 
zu  erheben,  wieder  auf).  Baiern,  wo  das  Reichsgesetz  über  UnterstUtzungswohnsitz 
(wie  auch  in  Elsass- Lothringen)  nicht  gilt,  Gesetz  über  Heimath,  Verehelichung  und 
Aufenthalt  vom  16.  April  1868,  Gesetz  vom  22.  Februar  1872,  21.  Februar  1884,  Ge- 
setz vom  29.  April  1869  über  öffentliche  Armenpflege.  Oesterreich:  Gemeinde- 
gesetz  vom  5.  März  1862,  Heimathsgesetz  vom  3.  December  1863.  Staatsgrundgeoetz 
Artikel  IV  und  VI,  Gesetz  vom  25.  Juli  1871,  10.  Mai  1873.  Siehe  weitere  Gesetz- 
gebung bei  Stein,  Rösler,  Rönne,  Mohl,  Rau  a.  a.  0. 

Statistik.  Man  ist  vornemlich  beschränkt  auf  die  den  Volkszählungen  ent- 
nommenen Daten  über  die  Grösse  und  Veränderung  der  Ortsbevölkerung,  wobei 
wieder  der  nicht  immer  gehörig  beachtete  Dnterechied  zwischen  der  Bevölkerung  des 
Gemeindebezirks  und  des  „Orts *\  in  dem  Sinne  von  räumlich  zusammenhängendem 
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Wohogebäsdecomplex,  Schirierigkeiten  fttr  die  Yergleichang  macht,  besonders  z.  B.  in 
Italien  (siehe^Gmndlegong.  I,  S.  478).  Siehe  Wapp&as,  U,  479  ff.,  besonders  493, 
r.  Oettingen,  2.  Auflage,  S.  377  ff.,  besonders  Be hm  und  Wagner,  die  BerOlkerung 
der  Erde,  III,  1874,  mit  der  Einleitung  ron  H.  Wagner  über  den  Begriff  des  „Orts''; 
N.  IV,  1876,  S.  75  ff.  Hanptdaten  für  die  grosseren  St&dte  im  Gothaischen 
Almanach,  auch  in  Kolb's  Statistik,  in  den  einzelnen  Artikeln  der  Staaten,  auch 
GesammtUbersicht,  z.  B.  7.  Auflage  1875,  S.  778.  Leider  fehlen  meist  Vergleiche, 
▼eiche  sich  über  längere  Perioden  erstrecken:  der  fUr  die  Fragen  im  Text  wichtige 
Pnnct  In  dieser  Hinsicht  siehe  Schirabe,  Statistik  des  preussischen  Städtewesens, 
in  üildebrand's  Jahrbüchern  1866,  VII,  1  ff.,  mit  Tab..  siebe  auch  daselbst  über  die 
Wirkungen  der  Eisenbahnen  auf  die  St&dte,  S.  25  ff.  Dann  Preussisches  Statistisches 
Jahrbuch,  I,  110.  Auch  Jannasch,  Wachsthum  und  Concentration  der  Bevölkerung 
in  Preussen,  Preussische  Statistische  Zeitschrift  1878,  262,  darin  mehrfach  Daten 
aber  städtische  Agglomerationen,  auch  in  anderen  Ländern.  Auch  sonst  in  der  Zeit- 
schrift des  preussischen  Bureaus,  der  Statistist.  Gorrespondenz  bezügliche  Daten.  Eine 
Tortreffliche  Arbeit  ,JZur  Eisenbahn-  und  Berülkerungsstatistik  der  Deutschen  Städte,  be- 
sooders  der  Deutschen  Klein-  und  Landstädte  ?on  1867  —  75''  im  October-Heft  der 
MoDats-Hefte  zur  Statistik  des  Deutschen  fieichs  1878.  Siehe  jetzt  die  theoretischen 
Bemerkungen  Ober  die  Örtliche  Yertheüung  der  Bevölkerung  und  die  Wanderungen  in 
Grundlegung.  Theil  I,  §.  203,  206  und  die  Daten  über  heimische  Wanderungen  §.  224, 
sowie  aber  Yoiksdichtigkeit  in  §.  230—238,  besonders  §.  237  (Städte).  Daselbst  auch 
weitere  Litteraturangaben.  Auch  der  Zusammenhang  der  Wanderungsfrage  mit  dem 
Folkswirthschaftlichen  Bevölkerungsproblem,  wie  er  in  dem  ganzen  Buch  4  im  Theil  I 
verfolgt  wurde,  ist  ftlr  diesen  Abschnitt  vom  Zugrecht  wichtig.  Vgl.  dazu  besonders 
den  Aufsatz  von  Schumann,  ttber  innere  Wanderungen,  im  Statistischen  Archiv  von 
6.  T.  Mayr,  1890,  Band  2,  S.  503,  sowie  ebenda  III,  1.  Halbband  1893,  S.  183, 
den  Aufsatz  von  Bauchberg,  über  innere  Wanderungen  in  Oesterreich,  und  das 
Refent  G.  v.  Mayr's  über  Binnenwanderungen  im  Verein  für  Socialpolitik ,  1S93. 
Verhandlungen  S.  29. 

Daten  über  die  locale  Bewegung  der  Bevölkerung  durch  Ab-  und  Zuzug 
nach  Jahren  und  Jahresperioden,  bez.  Abschnitten  im  Jahre  sind  für  die  social- 
politischen  and  volkswirthschaftlichen  Fragen,  welche  sich  an  das  Niederlassungsrecht 
und  die  Freizügigkeit  knüpfen,  von  besonderem  Werthe.  Der  blosse  Passanten - 
oder  Reiseverkehr  muss  davon  abgesetzt  sein.  Solche  Daten  setzen  aber  eine  ge- 
naue amtliche,  bez.  polizeiliche  Controle  des  Ab-  und  Zuzugs  voraus.  Sne 
solche  Controle  fehlt  jedoch  vielfach  oder  die  geführten  Listen  werden  nicht  zu 
Tabellen  concentrirt  oder  die  Listen  sind,  zumal  bei  den  heutigen  Yerkehrsverhältnissen, 
nach  dem  Wegfall  der  Passpflichtigkeit  lückenhaft,  auch  wo  ein  polizeilicher  Melde - 
zwang  für  An-  und  Abmeldungen  besteht,  wie  meistens  noch  in  Deutschland,  speciell 
in  Preussen  auch  neben  der  Freizügigkeit.  (Vgl.  darüber  Meitzen  in  der  Zeitschrift 
des  preussischen  Statistischen  Bureaus  1874,  S.  81  ff.  über  das  polizeiliche  Meldewesen.) 
—  Man  hat  für  diese  Zwecke  förmliche  Bevölkerungsregister,  namen weise 
Register  im  Anschlnss  an  die  Volkszählung  für  alle  Haushaltungen  und  Familien 
nnd  für  die  natürlichen  (Geburt,  Tod),  wie  für  die  aus  Ab-  und  Zuzug,  Domicil- 
wechsel  u.  8.  w.  hervorgehenden  Veränderungen  erwogen  (sie  bestehen  in  Belgien 
nach  Gesetz  vom  2.  Juli  1856,  mit  AusfUhrungsinstruction  vom  14.  Juli  1856,  siehe 
BoU.  de  la  commiss.  centr.  de  la  Statist,  en  Belgique  VII,  119,  137).  Schon  der 
Brüsseler  statistische  Gongress  hat  sie  als  ,.in  jeder  Gemeinde  unumgänglich''  befür- 
vortet.  Aber  sie  haben  sich  aus  begreiflichen  Gründen  wenig  verbreitet,  bieten 
(grosse  Schwierigkeiten  und  sind  unvermeidlich  lückenhaft,  auch  wenn  man  strengere 
Strafbestimmungen  für  unierlassene  Meldungen  trifil.  In  Berlin  hat  man  in  den 
70er  Jahren  an  die  Errichtung  von  „Hausbüchern"'  gedacht,  welche  die  Haus- 
besitzer führen  sollten,  doch  ist  der  Plan  nicht  verwirklicht  worden  und  hat  viel 
Opposition  gefunden.  Alle  Ab-  und  Zugänge  der  im  Hause  wohnenden  Bevölkerung, 
incl.  der  vorübergehend  als  Gäste  u.  s.  w.  sich  aufhaltenden,  sollton  hier  controlirt 
werden.  Bei  dem  polizeilichen  Meldewesen  sind  etwas  zuverlässiger  meistens  die 
Daten  für  den  Zuzug.  Diejenigen  für  den  Abzug  sind  gewöhnlich  zu  klein,  weil 
mehr  polizeiliche  Abmeldungen  als  Anmeldungen  unterbleiben.  (Dies  hat  z.  B.  seine 
Bestätigung  gefunden  in  Berlin,  dessen  Bevölkerung  zu  Ende  1875  nach  den  Listen 
Ober  Geburten  und  Sterbefälle,  Zu-  und  Abzüge  auf  Uber  1  Million  veranschlagt  wurde. 
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w&hrend  die  Zihlaog  vom  1.  December  1875  nur  ca.  967,000  EiDwoboer  ergab.) 
Deshalb  bleibt  man,  irie  filr  die  Frage  der  Wanderongen  (siehe  GruDdiegiuig  I,  a.  a.  0.\ 
auch  f&r  die  FreizQgigkeitsfrage  doch  haDpts&chlich  auf  die  Ortschaft sstatistik 
und  die  ZosammeDstelloDgen  Über  die  YerAnderong  der  st &d tischen  und 
ländlichen  BeTölkernng  angewiesen.  FQr  Berlin  rgl.  den  genannten  Aufsatz 
7on  r.  Stalpnagel  und  Schwabe  über  den  Za-  und  Wegzag  Ton  Berlin  in  1871, 
St&dtisches  Jahrboch  für  Statistik,  VI  (1872),  S.  94  ff.,  aoch,  wie  oben  bemerkt,  für 
die  principielle  Seite  der  Freizügigkeit,  worauf  diese  Berliner  Verhältnisse  ein 
frappantes  Licht  werfen  (S.  96  ff.).  Weitere  Daten  in  den  folgenden  Jahrgängen  des 
trefflichen  BOckh'schen  Statistischen  Jahrbachs  fQr  Beriin,  sowie  für  eine  Reihe  von 
Deutschen  Städten  im  Statistischen  Jahrbuch  Deutscher  Städte  (z.  B.  II,  1892,  S.  29, 
37,  3S).  Jetzt  auch  in  den  Veröffentlichungen  des  Berliner  stat  Bureaus  wöchentlich. 

Von  Interesse  für  die  im  Text  behandelten  Fragen  ist  auch  die  Geburts- 
statistik der  Ortsbevölkerung,  welche  zeigt.  In  welchem  Maasse  sich  letztere  aus 
Personen  verschiedenen  Geburtsorts  und  -Landes  zusammensetzt  Vgl.  K.  Brämer. 
Heimathssinn  und  Wandertrieb  der  Bevölkerung  des  prenssischen  Staats,  Preussische 
Statistische  Zeitschrift  1873,  S.  336.  Besonders  aber  das  Werk  des  ehemaligen 
baierischen  statistischen  Vorstands  G.  Mayr,  die  baierische  Bevölkerung  nach  der 
Gebürtigkeit  (Heft  32  der  Beiträge  zur  baierischen  Statistik),  München  1876,  in  der 
Einleitung  mit  specicUen  Erörterungen  einwirkender  Umstände.  Neuerdings  sind  in 
den  Arbeiten  der  amtlichen  Statistik  derartige  Berechnungen  häufiger  und  durch  Zu- 
rückgehen auf  das  Detail  noch  lehrreicher  geworden  (z.  B.  in  Oldenburg,  Base^. 
Siehe  Band  31  der  Beichsstatistik,  Grundlegung  I,  S.  569. 

Von  grossem  Interesse  wären  statistische  Daten  über  Wanderungen,  insbesondere 
auch  innere,  und  über  die  Zusammensetzung  der  Ortsbevölkerung,  besonders  in  den 
Städten,  in  früheren  Zeiten.  Einiges  Material  dazu  findet  sich  mitunter  noch  in  den 
städtischen  Archiven,  aber  doch  sehr  lückenhaft,  und  die  Verarbeitung  ist  schwierig. 
Dm  so  dankenswerther  ist  die  wichtigste  hierher  gehörige  Arbeit,  die  von  K.  Bücher, 
wo  mit  ebenso  grossem  Scharfsinn  und  Combinationsgabe  als  Fleiss  ein  mangelhaftes 
Material  doch  mit  einigem  Erfolg  ausgebeutet  worden  ist,  in  seiner  Schrift,  die  Be- 
völkerung in  Frankfurt  a.  M.  im  14.  und  15.  Jahrhundert,  I,  Tübingen  1886,  be- 
sonders S.  422  ff.,  465  ff.,  602  ff.  (von  Werth  für  die  Rechtsfragen  und  die  Be- 
dingungen der  Aufnahme,  daher  auch  gerade  für  die  Fragen  dieses  Abschnitts  die 
Ausführungen  daselbst  S.  334  ff.).  Femer  auf  Grund  dieses  Materials,  mit  Ver- 
gleichungen  neuerer  Verhältnisse ,  der  für  die  ganze  Wanderungs-  und  Freizügigkeits- 
frage wichtige  Abschnitt  über  innere  Wanderungen  und  Stätewesen  in  Büchers 
Schrift  „Entstehung  der  Volkswirthschaff\  S.  251  ff.,  wo  mir  indessen  in  Betreff  der 
Vergleichung  der  modernen  mit  den  spätmittelalterlichen  Wanderungen  und  in  Betreff 
der  zu  erwartenden  Ermässigung  der  neuesten  inneren  Massenwanderungen  die 
Schlüsse  und  Drtheile  etwas  anfechtbar  und  namentiich  für  die  (legenwart  und  dem- 
nächstige Zukunft  etwas  zu  optimistisch  erscheinen  (siehe  a.  a.  0.  S.  260,  283,  be- 
sonders S.  302  —  304,  vgl.  dagegen  unten  §.70). 

Endlich  mag  für  die  ganze  Frage  dieses  Abschnitts  wieder  auf  das  geistvolle 
Buch  G.  Han.se n  s,  die  drei  BevOlkerungsstufen  (siehe  Grundlegung,  I,  466,  Buchen- 
berger,  I,  610)  verwiesen  werden.  Ueber  sociale  und  sitüiche  Seiten  des  Vagabunden- 
thums  und  verwandter  Verhältnisse,  welche  mit  der  Freizügigkeit  in  gefrisser  Ver- 
bindung, siehe  C.  Lieb  ich.  Obdachlos,  Bilder  aus  dem  socialen  und  sitUichen  Elend 
der  Arbeitiosen,  mit  einem  Vorwort  von  mir.    Berlin  1894. 

I.  —  §.  66  [234].  Aelteres  und  oeaeres  Zugrecht. 
Das  Zugrecht  bezieht  sich  auf  das  Recht  des  Aufenthalts- 
wechseis  im  Inlande,  die  Wahl  des  zeitweiligen  Aafent> 
haltsorts  (^^Aufenthaltsrecht'^  im  engern  Sinne,  aach  zn- 
sammenhängend  mit  dem  Reiserecht)  und  bleibenden  Nieder- 
lassnngsorts  oder  Domicils  (,,Niederlas6ungsrecht^'  in 
diesem  Sinne).  Es  hat  neben  seiner  eminenten  Bedeutung  f&r 
die  rein  persönlichen  Interessen  des  Individuums  und  der  Familie 
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eine   ganz    besondere    einzel-,    privat-    wie    yolkswirthschaftliehe 
Wichtigkeit. 

Denn  die  allgemeinste  Ursache  des  Wechsels  des  Aufenthalts  und  Wohnorts  nnd 
der  damit  Terbandenen  Niederlassang  ist  eine  wirthschaftliche :  die  Aasubung  des 
Berufs ,  der  Erwerb,  bez.  der  bessere  Erwerb.  Hier  liegt  fur  den  Einzelnen,  vom 
(irossonternehmer  bis  zum  letzten  Handarbeiter,  daher  oft  ein  wirthsehafdiches  Be- 
dilrfniss  ersten  Banges  ?or,  sich  möglichst  frei  bewegen  za  können.  Und  soweit  die 
Befriedigung  dieses  BedUrüüsses  die  Voraussetzung  von  wirthschaftlichen  Leistungen 
des  Einzelnen  überhaupt  oder  von  besseren  Leistungen  desselben  ist,  —  handle  es 
sich  um  die  Errichtung  nnd  Leitung  einer  Unternehmung,  um  eine  Kapitalanlage 
oder  um  die  Verwerthung  der  Arbeitskraft  schlechtweg,  —  besteht  hier  auch  wieder 
ein  allgemeines  und  grosses  volkswirthschaftliches  Interesse  und  daher  ein  solches 
des  Staats  an  der  entsprechenden  Gestaltung  des  Zugrechts. 

Das  Zugrecbt  in  liberal-individualistischer  Gestaltung, 
80  dass  der  Staatsangehörige  sich  möglichst  frei  nach  seinem  Be- 
lieben örtlich  bewegen  und  niederlassen  kann,  heisst  Recht  der 
Freizügigkeit.  In  den  Cnlturstaaten  unserer  Zeit  ist  dieses 
principiell  gewährt  worden,  sowohl  als  notbwendige  Consequenz 
der  persönlichen  Freiheit,  als  auch  speciell  aus  einzel-  und  volks- 
wirthschaftlichen  Gründen.  Bedingungen  und  damit  Grenzen  dieses 
Rechts  fehlen  zwar  auch  heute  nicht,  sie  sind  aber  möglichst  re- 
docirt  worden.  Die  wichtigsten  verbliebenen  kleinen  Einschränkungen 
stehen  mit  dem  Armenrecht  in  Verbindung. 

Insbesondere  sind  die  meisten  geschichtlich  überkom- 
menen Beschränkungen  der  freien  Wahl  des  Aufenthalts- 
and Wohnortes  im  älteren  Zugrecbt,  welche  ans  den  dem  Indivi- 
dualinteresse entgegenstehenden  Interessen  von  Gemeinschaftskreisen 
hervorgegangen  waren,  grösstentheils  gesetzlich  aufgehoben  worden, 
soweit  sie  nicht  ohnehin  bereits  verschwunden  waren. 

§.  67  (334).  A.  Rechte  zur  Beschränkung  des  Zugrechts  be 
standen  früher  mannigfach,  wechselnd  nach  Zeitaltern,  volks- 
wirthschaftlichen  Entwicklungsstufen,  allgemeinen  Rechtsverhältnissen 
(Grundherrlichkeit,  Hörigkeit),  nach  dem  Interesse  der  Autoritäten 
iD  den  Orten  des  Zuzugs  und  des  Abzugs  nnd  hier  je  nach  dem 
Wechsel  dieses  Interesses  zu  Gunsten  bald  der  Erleichterung,  bald 
der  Erschwerung  des  Zu-  und  Abzugs. 

Besonders  wichtig  waren  seit  der  Periode  der  Städtebildung 
im  europäischen  Mittelalter  die  Rechte  in  Betreff  des  Zuzugs  für 
die  städtische  Gemeinde  und  des  Abzugs  für  die  ländlichen 
Grundherren,  deren  Interesse  auf  Beseitigung  der  früheren  Frei- 
zügigkeit und  Bindung  der  bäuerlichen  Classen  an  die  Scholle 
hinausging.  Daher  denn  auch  Wegzugsbeschränkungen  die  älteren, 
später    aber    (16.,    17.  Jahrhundert)    von   Neuem   mehrfach    ber- 

A.  WagB«r,  Grnndtogniig.   8.  Aufl.   2.  Theil.  Yolkswirthsobaft  u.  R«eht.  9 
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vortretenden.  Die  Stadtgemeinde  scheute  die  Gefahr,  Schatz  ge- 
währen oder  Armenanterstütznng  leisten  zu  müssen,  bei  dem  Za- 
zng  nener  Ankömmlinge  (wie  bei  der  Verheirathnng  und  Nieder- 
lassung zur  Grttudung  eines  Hausstands  Seitens  schon  Heimath- 
berechtigter).  Im  Interesse  einzelner  Berufs-  und  Besitzstände, 
wie  der  zünftigen  Grewerbtreibenden,  der  ländlichen  (Gross-)GrnDd- 
besitzer  u.  dgl.  m.,  wurde  je  nachdem  der  Zuzug  oder  der  Abzug 
der  Personeu,  die  man  als  Goncurrenten  fürchtete  oder  als  Arbeits- 
kräfte brauchte,  rechtlich  beschränkt.  Auch  Interessen  der  durch 
den  Staat  vertretenen  ganzen  Volkswirthschaft  spielten  bei 
diesen  Beschränkungen,  besonders  seit  der  Neuzeit,  mitunter  mit, 
nemlich  Bücksichten  auf  langsamere  Volksvermehrung,  auf  ruhigere 
stabilere  Lebensverhältnisse  der  Bevölkerung,  auf  Erhaltung  der 
Glaubenseinheit,  wie  in  den  Zugs-  und  Niederlassungsbeschrän- 
kungen wegen  Beligionsverschiedenheit  (Juden,  Evangelische  in 
katholischen  Ländern  und  umgekehrt),  auf  Abhaltung  von  fremden 
Bevölkerungselementen,  welchen  man  schädliche  wirthschaftliche 
Eigenschaften  zuschrieb  (Jaden). 

Vgl.  besonders  Stein,  Yerwaltnngslehre.  Mit  theilireiser  Benntzong  der  Stein- 
sehen  Darstellung  gebe  ich  folgende  Uebersicht  ttber  die  älteren  Verhältnisse. 

Am  Wichtigsten  waren  in  den  letzten  Jahrhunderten  die  Bechte  der  Ge- 
meinden, Beschränkungen  der  Freizügigkeit  and  Niederlassung  für  Orts- 
fremde und  der  Eheschliess'ung  und  der  Gründung  eines  Hausstands  für 
Einheimische  eintreten  zu  lassen,  bez. Bedingungen  fQr  die  Erlangnng  der  Erlaubnis» 
zur  Yerheirathung  und  zum  Einzug  zu  stellen.  Hehrfach  hingen  diese  Verhältnisse  in 
den  Städten  mit  den  Bechten,  fut  immer  mit  den  Interessen  der  Handwerkerzünfte 
zusammen.  In  früherer  Zeit  lag  es  meistens  im  Interesse  der  Städte,  zur  Mehrung 
der  städtischen  Be?Olkerung,  zur  Verstärkung  der  Wehrkräfte  und  zur  Erlangung  Ton 
Arbeitskräften  für  niedere  Dienste  den  Zozog  zu  erleichtem.  Angehörige  der  Land- 
gemeinden, der  Grundherrschaften  (auch  unfreie)  und  andrer  Städte  wurden  daher 
gern  als  Schutzbürger  aufgenommen,  selbst  gegen  den  Willen  der  Grundherrschaften, 
ja  im  Kampfe  mit  ihnen. 

Später  schlössen  sich  Zünfte  und  Städte  mehr  ab,  das  Interesse  wurde  in  lang- 
samerer Vermehrung  der  städtischen  Be?Olkerung,  daher  in  Erschwerungen  der  Heirath, 
der  Begründung  selbständigen  Hausstands  und  des  Zuzugs  yon  Aussen  gesehen :  theils 
um  die  gewerbliche  Goncurrenz  im  Orte  fern  zu  halten,  theils  und  im  Laufe  der  Zeit 
immer  mehr,  am  sich  gegen  Verarmte  oder  leicht  zu  Verarmende  zu  schützen.  Daher 
für  Ortsangesessene,  Heimath  berechtigte  das  communale  Eheconsensrecht,  die 
Forderung  7on  Vermögens  nachweisen,  gutem  Leumund,  einem  bestimmten 
Alter  (auch  über  die  Grossjährigkeit  hinaus),  besonders  für  den  Mann  Zahlung  tod 
Bürgergeld,  von  der  ortsfremden  Frau  Zuzugsgeld  u.  dgl.  m.;  und  analog  ftlr 
diejenigen  am  Orte  nicht  heimathberechtigten  Personen,  welche  sich  daselbst  nieder- 
lassen wollten,  ähnliche  Bedingungen  und  gemeindliche  Zostimmnngsrechte,  be- 
sonders Vermögens-  oder  Erwerbsnachweise,  Zahlung  yon  Einzugsgeldern, 
Verpflichtung,  das  Bürgerrecht  zu  erwerben  (unter  weiteren  erschwerenden  Be- 
dingungen, namentlich  auch  Zahlung  yon  Bürgergeld),  besonders  für  den  selb- 
ständigen Gewerbebetrieb;  endlich  besonders  auch  yon  Personen  der  arbeiten- 
den Classe  (Lohnarbeiter,  Dienstboten)  und  yon  allen  Fremden,  welche  sich  auck 
nur  kürzere  oder  längere  Zeit  am  Orte  aufhalten  wollten,  die  Forderung,  sich  durch 
amtliche  Documente   (Heim athsch eine,   Pässe)   ttber  den  unbestrittenen  Besitz 
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eines  anderen  Heimathsorts  auszuweisen,  nach  welchem  sie  erentuell,  besonden  im 
Falle  der  Yeiarmung ,  auch  aus  strafrecihtiichen ,  sittenpolizeilichen  Gründen  zurück- 
geschoben werden  konnten;  demgemflas  auch  strenger  Anmeldezwang  im  neuen 
Orte,  erentuell  Verpflichtung,  hier  zum  Theil  wiederum  gegen  eine  Gebühr,  die 
(widerrufliche)  Erlaubniss  zum  Aufenthalt  (erentuell  nur  auf  Zeit)  und  darüber  eine 
amtliche  Bescheinigung  einzuholen  (System  der  A  u f  e  n  t  h al  tsk ar t  en). 

Die  autonomen  Bechte  der  Gemeinde  als  solcher  sind  auf  diesem  Ge- 
biete zwar  seit  dem  16.  und  17.  Jahrhundert  durch  die  aufstrebende  Staatsgewalt 
in  der  Periode  des  Uebergan|8  t on  der  stadtwirthsohafUichen  zur  territorial-,  staats- 
QDd  eigentlich  rolkswirthschanlidien  Phase  rielfach  beschränkt  worden,  theUs  schon 
etwas  zum  Schutze  der  £inzelfreiheit  des  Staatsangehörigen  (aufkommende  Idee  der 
staatsbürgerlichen  Bechte),  theils  aus  sicherheits-  und  bettelpolizeilichen  Bdcksichten, 
indem  die  Staatsgewalt  nichtansässige  Personen,  um  sie  dem  Yagantenthum  zu  ent- 
ziehen, den  Gemcäaden  zur  Armenunterstützung  zuzuweisen  suchte.  Aber  diese  beiden 
Tendenzen  führten  nothwendig  zu  einer  allgemeineren  Staatsgesetzgebung 
laf  diesem  Gebiete,  worin  in  Anknüpfung  an  die  geschichtlich  überkommenen  Yer- 
biltnisse  durch  ein  Gompromiss  die  sich  so  rielfach  kreuzenden  Interessen  leidlich 
MUgeglichen  werden:  die  Interessen  des  Individuums  an  Freizügigkeit  freier. Ehe- 
schliessung und  Kiederlassung;  der  Production,  der  kapitalistiMshen  Untemdimer, 
besonders  in  der  Industrie,  an  freier  Bewegung  der  Arbeitskräfte  und  Kapitalien ;  des 
Staats  an  sicherer  Versorgung  der  Verarmenden,  sowie  zur  Wahrung  der  sicherheits- 
poHzeilichen  Rücksichten,  anderseits  auch  an  Durchführung  des  Principe  der  ataats- 
bOigerlichen  Gleichheit  und  der  Entwicklung  der  nationalen  (Gross-)  Industrie;  der 
Gemeinden,  besonders  der  Städte  und  einzelner  Interessentenkreise  in 
ihnen,  wie  der  Zunfte,  an  Beschränkung  der  BevOlkerungsrermehrung,  des  Zuzugs 
und  der  Eheschliessung  Dürftiger,  an  Minderung  der  gewerblichen  Goncurrenz  und 
schliesslidi  an  massig  bleibender  Annenlast,  umgekehrt  der  ländlichen  Grund- 
besitzer, namentlich  der  grosseren,  insbesondere  bei  der  Ausbildung  eigener  und 
p&chteriicher  Gutswirthschaften  (England  seit  16.  Jahrhundert,  deutscher  Osten  dgl.) 
an  Festhaltang  der  erforderlichen  ländlichen  Arbeitskräfte. 

Dieses  O>mpromi88  wurde,  besonders  früher  und  in  einzelnen  Ländern,  wie  in 
Djij^land,  Süddeutschland  bis  in  die  neuere  Zeit  hinein,  unter  stärkerer  Berück- 
sichtigung des  Gemeindeinteresses  (der  parishes  in  England),  geschlossen  Daher 
bier  rielfach  noch  eine  Beibehaltung,  selbst  eine  weitere,  jedoch  einheitlichere  Aus- 
bildung der  älteren  beschränkenden  Bechte  der  Gemeinden  auf  diesem  Gebiete,  nur 
eine  nothdQrfÜge  Berücksichtigung  des  Indiridualinteresses  und  des  Principe  der 
staatsbürgerlichen  Gleichheit.  Die  commnnalen  Bechte  waren  aber  nicht  mehr  ein 
ÄQsfluss  der  Autonomie,  sondern  der  Staatsgesetzgebung  über  Heimathrecht,  Aufent- 
halts-, Niederlassungs-,  Zug-,  Armenrecht,  und  die  Bechte  wurden  auch  nicht  mehr 
immer  von  den  Gemeinden  und  ihren  Organen  selbst,  sondern  von  Staatsbehörden, 
insbesondere  von  der  Polizei  ausgeübt,  aber  doch  im  Interesse  und  wohl  auch  unter 
einer  gewissen  Mitwirkung  der  Gemeinden. 

Charmcteristische  Beispiele  für  diese  Gesetzgebung,  welche  zwischen  den  älteren 
Verhältnissen  der  commnnalen  Autonomie  und  der  hentigen  Freizügigkeit,  aber  sachlich 
den  älteren  Vorschriften  näher  steht,  sind  die  suddeutschen  Gesetze  auf  diesem 
Gebiete.  Vgl  besonders  die  baierischen  Gesetze  über  Armenwesen  vom  16.  No- 
Tember  1816,  Heimath,  Ansässigmachung,  Vorehelichung  vom  11.  September  1825, 
1.  Joli  1884,  25.  Juli  1850,  die  badischen  vom  31.  December  1831,  15.  Februar 
1851,  4.  October  1862,  in  Wurtemberg  Gesetz  vom  15.  April  1828,  revidirtes 
Borgerrechtsgesetz  vom  4.  December  1838,  Gesetz  vom  5.  Mai  1852  u.  a.  m.,  z.  Th. 
die  Gemeindeordnungen.  (Siehe  darüber  Bitzer 's  oben  genannte  Schrift,  Becht  aof 
Aimenunterstützung  und  Freizügigkeit,  „Beiträge  zur  Frage  eines  allgemeinen  deut- 
schen Heimathrechts'*;  über  WUrtemberg  speciell  Tübinger  Zeitschrift  XXIV 
(1868),  S.  617  ff.) 

In  Frankreich,  Preussen  ist  das  Princip  der  staatsbtlrgerlichen  Gleichheit 
und  das  Freiheitsinteresse  des  Individuums  früher  zur  Geltung  in  der  Gesetzgebung 
gelangt,  das  —  unvermeidliche,  siehe  §.69.  —  Gompromiss  zwischen  den  oben 
genannten  sich  kreuzenden  Interessen  oder  m.  a,  W.  wieder  zwischen  dem  Indiridual- 
ond  dem  Gemeinschaftsprincip  wurde  daher  hier  seit  länger  mehr  zu  Gunsten  des 
£inzeteen  und  des  Productionsinteresses  und  zu  Ungunsten  der  Gemeinde  ge- 

9* 
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flchlosseo.  (Ueber  Pro 088  6 n  siehe  besonders  Stein  U,  342,  BitzerS.  182,  Rönne, 
prenssisches  Staatsrecht,  I,  2,  S.  50  (f.,  II,  1,  545,  Ernst  Meier  im  r.  Holtzendorff's 
Bechtalexicon  S.  439.)  In  Preussen  war  prac tisch  Freizügigkeit  seit  lange  be- 
gtüifitigt,  aber  die  einschlagenden  Fragen  in  den  Stidteordnnngen  von  180S,  1831 
und  im  Poblicandom  vom  8.  April  1809  nicht  aasreichend  geregelt.  Daher  die 
beiden  Gesetze  vom  31.  December  1842  über  Aufnahme  neu  anziehender  Personen 
ond  über  Yerpflichtang  zur  Armenpflege.  Das  allgemeine  Prindp  ist:  keinem 
selbständigen  Prenssen  darf,  der  Begel  nach,  der  Aufenthalt  Tenreigert  oder 
durch  Ustige  Bedingungen  erschwert  werden  an  dem  Orte,  wo  er  eine  eigene  Wohnung 
und  Unterkommen  sich  selbst  rerschaffen  kann.  „Im  Sinne  der  Freizügigkeit  gegeben, 
hat  es  (das  erste  Gesetz  rom  31.  December  1842)  die  Yertheidiger  der  Freizügigkeit 
nicht  befriedigt  und  den  Widerspruch  der  Gegner  derselben  hervorgerufen,  weichen 
es  besonders  in  seiner  Verbindung  mit  dem  i&menrecht  nicht  genügte**  (y.  BOnne 
a.  a.  0.)  Der  zeitweilige  Bückschritt  in  der  Bichtung  auf  Freizügigkeit,  welcher 
gegen  die  Gesetzgebung  von  1842  in  den  St&dteordnungen  der  50  er  Jahre  und  noch 
in  dem  (wieder  etwas  liberaleren)  Gesetze  vom  14.  Mal  1860  hinsichtlich  des  com- 
munalen  Bechts  zur  Erhebung  ron  Einzugsgeldem  u.  s.  w.  gemacht  wurde  (Ähnlich 
z.  B,  in  der  westfiUischen  Landgemeindeordnung  vom  24.  Juni  1861),  wurde,  schon 
vor  der  Gesetzgebung  des  Norddeutschen  Bundes  auf  diesem  Gebiete,  durch  das 
Gesetz  Tom  2.  M&rz  1867  wieder  beseitigt.  Die  norddeutsche  bezw.  deutsche  Beichs- 
gesetzgebung  ist  eine  ziemlich  consequente  Fortbildung  der  preussischen.  Ein 
spedeUer  Pnnct  des  Streits  ist  seit  den  1870  er  Jahren  bis  heute  die  Dauer  der 
Erwerbung  des  neuen  Unterstützungswohnsitzes  für  den  Neuangezogenen.  Hier 
kreuzen  sich  manche  Interessen,  besonders  zwischen  grosseren  Stadtgemeinden  und 
Landgemeinden,  zwischen  Industriesitzen  und  Ackerbauorten,  zwischen  dem  Osten  und 
Westen.  Es  ist  jetzt  eine  Yerftnderung  des  geltenden  Bechts  in  diesem  Puncte  ange- 
bahnt Siehe  die  betreffende  Vorlage  im  Beichstage  in  der  Session  1893/94.  — 
Ueber  England  siehe  Gnelst  a.  a.  0.,  auch  D.  Meier  bei  Emminghaus, 
Aschrott,  englisches  Armenwesen  S.  162  £,  168  ff*. 

§.  68  [234].  B.  Das  jetzige  Recht  der  Freizügigkeit  enthält 
im  Unterschied  von  frttheren  gewöhnlich  ansdrUcklich  und  sonst 
als  ohne  Weiteres  folgende  Consequenz  ftir  Jeden  kraft  seiner 
Staatsangehörigkeit  (Staats-,  bez.  ReichsbUrgerrecht,  Indigenat) 
neben  dem  —  in  Deutschland  bloss  von  der  Bedingung,  im  Orte 
eine  Wohnung  und  ein.  Unterkommen  zu  finden ,  abhängig  ge- 
machten —  Rechte  der  freien  Wahl  des  Aufenthalts  und  Wohnorts 
regelmässig  y  insbesondere  auch  bei  uns  nach  Reichsrecht,  das 
Recht  der  Niederlassung  auch  zum  Zweck  des  Gewerbebetriebs 
und  das  Recht  des  Grundeigenthnmserwerbs  unter  denselben  Be- 
dingungen wie  fUr  die  Ortsheimischen.  In  den  Steuern  und  Ab- 
gaben stehen  die  Zuziehenden  den  Einheimischen  gleich.  Besondre 
Abgaben  auf  den  Act  des  Zuzugs  sind  fortgefallen.  Das  Glaubens- 
bekenntniss  des  Zuziehenden  ist  gleichgiltig.  Die  Rechte  der  Gre- 
meinde.  Zuziehende  wegen  wirklicher  Armuth  abzuweisen, 
sind,  wie  in  der  neuesten  deutschen  Gesetzgebung,  sehr  beschränkt 
worden.  Der  Anspruch  auf  Armenuntersttttzung  (der  sog.  Unter- 
stUtzungswobnsitz)  in  der  neuen  Gemeinde  wird  gleichwohl  in  yer- 
hältnissmässig  sehr  kurzer  Zeit  erworben,  in  Deutschland  bisher  nach 
2  Jahren  ununterbrochenen,    nach  zurückgelegtem  24.  Jahre  auf 
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freier  SelbstbestimmnDg  bernhenden  AnfenthaltB  im  ,,0rt8anneii- 
verband^^y  während  welcher  Zeit  keine  Unterstütznng  seitens  des 
letzteren  gewährt  sein  darf.  Die  ortsfremde  Fran  erlangt  den 
Untersttttzangswohnsitz  sofort  durch  Verehelichnng  mit  einem 
heimathberechtigten  Manne,  die  Kinder  dareh  die  Abstammung. 

Die  obigen  Pancte  meist  nach  den  deutschen  Gesetzen  aber  Freizngigkelt  nnd 
Uotentatzongswohnsitz.  Einige  Beschrftnkungen  der  Freizügigkeit  sind  noch  für 
gevisse  besomfte  Personen  (z.  Th.  wegen  Betteins,  Landstreidberei)  geblieben.  Ab- 
weichend Ton  der  reichsdeutschen  Gesetzgebang  Über  den  UnterstQtzungswohnsitz  ist 
die  baierische  ttber  Heimathrecht  geblieben.  (Siehe  darüber  Seydel  a.  a.  0.) 
Abvdchnngen  in  diesem  Pnncte  anch  bisher  noch  in  Elsass-Lothringen.  Kene  Be- 
schiinknngen  Ton  einschneidender  Bedentong  sind  ans  den  K&mpfen  des  Reichs 
gegen  den  Ultramontanismos  nnd  gegen  die  Socialdemokratie  henrorgegangen  (Inter- 
niniBgen,  Ausweisung  selbst  ans  dem  Wohnort),  Gesetz  betreffend  den  Jesuitenorden 
vom  4.  Juli  1872,  Gesetz  betreffend  Verhindernng  der  unbefugten  Ausübung  von 
Kirchen&mtem  vom  4.  Mai  1872,  Gesetz  betreffend  die  Bestrebungen  der  Socialdemokratie 
Tom  21.  October  1878,  ron  denen  aber  die  beiden  letzten  1890  wieder  aufgehoben 
worden  sind. 

Die  Folge  der  Gleichgiltigkeit  des  Glaubensbekenntnisses  ist  practisch  besonders 
rollstftndige  Gleichstellung  der  Juden  mit  den  Christen,  also  in  Deutsch- 
land allgemeine  Freizügigkeit  derselben,  da  die  neuere  Gesetzgebung  über  die 
Joden  in  letzterenstetsnur  eine  Religionspartei,  keine  besondere  Nation  all  t&t 
sieht  In  einem  Lande  mit  in  1871  521,000  oder  1,25  Proc,  in  1890  568,000  oder 
1,15  Proc  Israeliten  unter  der  Bevölkerung  und  darunter  einem  so  starken  Theil 
meist  auch  in  nationaler  und  culturlicher  Hinsicht  noch  immer  sehr  rom  Deutsch- 
thum  abweichender  polnischer  Juden  in  den  ehemals  polnischen  Gebieten  Preussens 
QAd  deren  Nachbarschaft  (in  1871  beide  Pronnzen  Preussen  41,000,  1890  nur  noch 
36,000.  Posen  62,000,  1890  nur  noch  44,000,  Schlesien  47,000,  1890  48,000)  ist 
diese  Freizügigkeit  der  Joden  von  nicht  zu  unterschätzender  vielfach  bedenklicher 
wirthschaftlicher  und  socialpolitischer  Bedeutung  im  Deutschen  Reiche.  Vgl.  unten 
§*  84,  85,  auch  mit  weiteren  statistischen  Daten  über  die  jüdische  Bevölkerung. 

II.  —  §.  69  [235J.  Der  Sieg  des  Individnalprincips  im 
heutigen  Recht.  Das  Recht  der  Freizügigkeit  in  dieser  Gestalt 
ist  ein  besonders  characteristisches  Beispiel  der  neuesten  Rechts- 
bildungen auf  dem  Gebiete  der  persönlichen  Freiheit.  Die  früheren 
GemeioBchaftsinteressen  brachten  freilich  manche  harte  Be- 
schränkung für  das  Individuum  mit  sich  nnd  waren  nicht  selten 
gerade  in  den  wichtigsten  Fällen ,  demjenigen  der  grundherrlichen 
Abhängigkeit  ursprünglich  freier  Ansässigen  auf  dem  Lande  und 
demjenigen  der  Dorf-  und  besonders  der  Stadtgemeinde  in  über- 
triebener Weise  zur  Geltung  gekommen ,  im  ersten  Falle  betreffs 
des  Abzugs  bis  zum  völligen  Verbot  des  Abzugs  (Schollenpflichtig- 
keit),  im  letzteren  betreffis  des  Zuzugs  bis  zur  Verweigerung  der 
Aufnahme.  Nunmehr  sind  sie  aber  den  Individualinteressen  und  den 
damit  vermeintlich  ganz  zusammenfallenden  volkswirthschaftlichen 
Interessen  (der  Production)  so  viel  als  möglich  geopfert  worden. 

Wenn  noch  nicht  rOllig,  wie  die  Regelung  der  Bechte  in  Bezug  auf  die  Er- 
werbung  des   Unterstatzungsanspruchs  und   auf  die  Armenuntersttttzungspflicht  der 
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Gemeinde  zeigt  so  Itg  dafür  der  Gmnd  weniger  in  principiellen  Bedenken,  noch 
weiter  auf  der  betretenen  Bahn  zu  gehen,  als  in  der  Torl&ofig  noch  nnrermeidlichen 
Koth wendigkeit,  jene  Pflicht  an  die  Gemeinde  zu  knüpfen,  so  lange  keine  anderweite 
YorBoige  getroffen,  das  Venichenings  -  and  Hil&caseenwesen  nicht  entsprechend 
organisirt  war  nnd  nicht  etwa  der  Staat  direct  die  Öffentliche  Armenlast  nbönommen 
hat,  was  schon  Öfters  erwogen  worden  ist  (Ygl.  Emminghaas,  Armen wesen, 
S.  22  ff.,  Plan,  ganz  bei  der  gesetzlichen  Armenpflege  vom  Erwerb  eines  Unter- 
stotznngswohnsitzes  abzusehen  ond  nur  die  Staatsangehörigkeit  als  Yorbedingnng 
fbr  Unterstfltzong  vorzubehalten,  so  lange  nicht  intematioDale  Gegenseitigkeit  besteht.) 
Im  Ganzen  sind  sonst  die  Standpnncte  im  Heimaths-.  Zugs-  nnd  Niederiassongsrechte 
einfach  umgekehrt,  nnd  wenn  frflher  die  Gemeinschafbrinteressen  sehr  fiel,  die  Indifidnal- 
inteiessen  sehr  wenig  beachtet,  wurden,  so  ist  jetzt  das  EntgegengttBetzte  der  FalL 
(Vgl  den  in  der  Vorbemerkong  S.  126  genannten  Anfiatz  ron  Schwabe  ttber  Berlin.) 

Schon  der  innige  Connex  des  Heimaths-,  Zug-  und  Nieder- 
lassnngsrechts  mit  dem  Recht,  bez.  der  Pflicht  der  Armennnter- 
Stützung  zeigt  jedoch,  dass  es  ein  vergebliches  Beginnen  ist, 
jenes  erstere  Recht  nnr  nach  dem  G^sichtspuncte  des  Individual- 
interesses als  Consequenz  der  persönlichen  Freiheit  und  den  ver- 
meintlichen Anforderungen  des  einzel-,  privat-  und  volkswirthschaft- 
lichen  Interesses  gemäss  zu  gestalten.  Auch  wenn  man  die  Pflicht 
der  Armenuntersttltzung  anders  regelt,  z.  B.  sie  direct  dem  Staate 
als  solchem  auferlegt  oder  Interessentengruppen,  wie  die  Ver- 
einigungen von  Arbeitgebern  und  Arbeitern ,  local ,  provinzieU  oder 
im  ganzen  Staatsgebiete  organisirt,  mittelst  eines  umfassenden  Ver- 
sicherungs-  und  Hilfscassenwesens  wie  in  der  neuen  deutschen 
Arbeiterversicherung,  zur  Tragung  wenigstens  eines  wesentlichen 
Theils  der  jetzigen  Armenlasten  heranzieht:  immer  wird  sich  auch 
hier,  mindestens  für  zahlreiche  übrig  bleibende  Fälle,  die  Noth> 
wendigkeit  ergeben,  ein  Gompromiss  zu  schliessen  zwischen 
den  Forderungen  des  Individuums  nach  unumschränkter  Freizügig- 
keit und  den  Forderungen  irgend  welcher  Gemeinschaften,  zu 
welchen  das  Individuum  gehört,  nach  einer  gewissen  Beschränkung 
dieser  Freizügigkeit.  Es  muss  das  Recht  des  Individuums  auf 
Zug-  und  Niederlassungsfireiheit  mit  solchen  Pflichten  desselben 
gegen  die  Gemeinschaft  hinsichtlich  der  Ausübung  dieses  Rechts 
so  verknüpft  werden,  dass  sich  unvermeidlich  eine  Beschränkung 
der  Individualfreiheit  daraus  ergiebt 

Die  Gestaltung  dieses  Compromisses  und  daher  des  Zug-  und 
Niederlassungsrechts  muss  von  dem  Ergebniss  der  Prüfung  der 
socialen,  ökonomischen  und  sittlichen  Folgen  der  radicalen  Frei- 
zügigkeit abhängen.  Das  Urtheil  über  diese  Folgen  wird  freilich 
nothwendig  wieder  von  dem  socialpolitischen  und  wirtbschafUichen 
Standpunct  des  Urtheilenden  selbst  mit  bedingt  werden  und  dem- 
nach verschieden  ausfallen,  je  nach  dem  idealen  Ziele,  welches 
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ftir  die  ganze  Entwicklung  der  Volkswirthscbaft  und  Goitor  als 
erstrebenswerth  gilt.  Die  Wirkungen  der  Freizügigkeit  können 
aber  andererseits  selbst  gut  mit  znr  PrflAing  der  Richtigkeit  dieser 
Ziele  nnd  jener  Standpnncte  in  einem  besonders  wichtigen  und 
characteristischen  Falle  dienen  (§.  76). 

Nicht  zu  übersehen  ist  auch,  dass  die  Frage  des  Zngrechts 
mit  jenen  Maassregeln  znr  Regdnng  der  Einkommenvertheilnng 
zosammenhängty  welche  mehr  oder  weniger  bestimmt  im  modernen 
Cnlturstaate  als  nothwendig  anerkannt  zu  werden  and  in  der  That 
in  der  Gesetzgebung  nnd  Verwaltnng  durchzudringen  beginnen: 
das  (wenigstens  subsidiäre)  Recht  auf  Existenz,  das  Recht  auf 
Arbeit,  die  weitere  Verbesserung  der  ökonomischen  Lage  der 
unteren  Classen  nnd  die  Theilnahme  derselben  an  Culturgfltem,  mit 
Hilfe  positiver  Social-,  Wirthschafts-,  Finanzpolitik  (I,  §.  271  ff.,  277  ff.). 

Wie  von  der  natürlichen  Bevölkerungsbewegung  ist  die  Durch- 
führung dieser  Rechte  und  die  Erreichung  dieser  Ziele  auch  von 
der  Wanderungsbewegung  und  von  dieser  practisch  oft  in  be- 
sonderem Maasse  abhängig.  Daher  wird  wiederum  eine  entsprechende 
Beeinflussung  dieser  letzteren  Bewegung  in  der  erforderlichen 
Richtung  als  nothwendig  anzuerkennen  sein,  was,  auch  von  diesem 
Standpunct  betrachtet,  eine  richtige  Stellungnahme  znr  Freizügig- 
keit bedingt  (I,  §.  273). 

III.  —  §.  70  [236].  Die  Freizügigkeit  im  Znsammen- 
bang  mit  der  modernen  Gommunications-Technik.  Die 
Freizügigkeit  unseres  heutigen  Rechts  ist  die  personal -rechtliche 
Voraussetzung  des  massenhaften,  häufigen  und  leichten  Ortswechsels 
der  Individuen,  auch  ein  und  derselben  Einzelnen,  wie  die  Benutzung 
der  Dampfkraft,  die  Eisenbahnen  und  Dampfschiffe,  dafür  die  tech- 
nische, und  wegen  der  Wohlfeilheit  die  ökonomische,  die  moderne 
Gestaltung  des  Productionsprocesses  und  der  wirthschaftlichen  Er- 
werbsordnung ebenfalls  die  ökonomische  Voraussetzung  sind  und 
letztere  Gestaltung  auch  die  Ursache  ist.  Das  grosse  Maass  der 
Beschränkungen  des  älteren  Zug-  und  Niederlassungsrechts  wäre 
bei  den  heutigen  Gommunicationsmitteln  nicht  mehr  aufrecht  zu  er- 
halten, —  ein  Umstand,  welcher  auch  oft  zur  Begründung  der  er- 
folgten Umgestaltung  des  Rechts  benutzt  worden  ist.  Man  kann 
jedoch  mit  dem  Hinweis  auf  das  Zeitalter  der  Eisenbahnen  wohl 
eine  Reform,  aber  nicht  gleich  jede  Beseitigung  der  älteren 
Beschränkungen  ausreichend  begründen.  Vielmehr  hätte  man  um- 
gekehrt gerade  in  diesem  Zeitalter  doppelt  vorsichtig  sein  müssen. 
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den  leichten  Ortswechsel,  welchen  die  nenen  Commnnicationen  an- 
vermeidlich  so  stark  begünstigen,  nicht  zn  einer  noch  fieberhafteren 
Bewegung  mittelst  einer  radicalen  Gesetzgebung  ttber  Freizügigkeit 
zu  steigern. 

Denn  freilich  sind  die  grossartigen  practischen  Wirkungen 
der  Freizügigkeit  in  Betreff  der  Massenbaftigkeit,  der  Weite  des 
Weges,  der  Periodicität,  auch  in  den  (inneren)  Wanderungen  hin 
und  her  (bei  den  agrarischen  und  sonstigen  Wanderarbeitern),  des 
häufigen  Ortswechsels  derselben  Individuen  erst  durch  Eisenbahnen 
und  Dampfschiffe  ermöglicht  worden.  Für  den  Staat  und  die  Volks- 
gemeinschaft hat  die  moderne  FreizUgigkeitsfrage  erst  dadurch 
ihre  weittragende  Bedeutung  erlangt. 

Bei  nnroUkomiiienon  Gommanicatioiien  kann  der  best&ndige  Ortswechsel  der 
Indindaen  kaam  Dimensionen  annehmen,  velche  für  weite  Kreise  oder  gar  fQr  das 
ganze  Land  und  Volk  kritisch  werden.  Das  frühere  Bettier-  und  Yagantenthom  fiel 
und  fiült  doch  unter  einen  anderen  Gesichtspanct,  wenn  sein  Auftreten  aach  mit  der 
Gestaltung  des  Zag-  und  Niederlassongsrechts  in  Yerbindang  steht  Höchstens  konnte 
froher  ein  einmaliger  Ortswechsel  einer  grosseren  Anzahl  von  Personen,  also  z.  B. 
eine  Ein-  and  Answanderangsbewegnng  von  Land  zu  Land,  ein  beständiger  Zozng 
von  Leuten  ans  dem  platten  Lande  in  die  St&dte  stattfinden,  wie  in  der  grossen  sp&t 
mittelalterlichen  Anfechwnngperiode  der  St&dte  and  schon  in  der  älteren  Bildangs- 
Periode  der  Städte,  dann  bei  den  grossen  inneren  Golonisationen  (deutscher  Osten). 
Aber  diese  Personen  blieben  dann  auch  an  dem  neuen  Wohnort  doch  einigermaassen 
sesshaft,  mindestens  für  einige  Zeit,  wie  selbst  die  alten  wandernden  Gesellen  des 
Zunfthandwerks.  Erst  die  Massenhaftigkeit  und  beständige  Flnctuation 
einer  solchen  Bewegung  berührt  allgemeinere  Volks-  und  Staatsinteressen,  ohne  Unter- 
stützung durch  gute  Gommunicationen  wird  sich  die  Bewegung  unrermeidlich  immer 
in  etwas  engeren  Grenzen  halten  müssen.  Die  Freizügigkeit  in  Verbindung  mit 
hochentwickeltem  Gommunicationswesen  steigert  dagegen  nicht  nur  die  Massenkeiftig- 
keit  des  Ortlichen  Ab-  und  Zuzugs  der  Bevölkerung,  sondern  macht  den  Ortswechsel 
grosser  Massen  zu  einem  beständigen  nnd  führt  hierdurch  zn  einem  Zustande,  weldien 
man  ganz  richtig  mit  dem  hierfür  schon  zum  technischen  Ausdruck  gewordenen 
Worte:  „modernes  Nomadenthum*'  bezeichnet  hat.  Durch  die  fortwährenden 
Schwankungen  im  Ortlichen  Bedarf  an  Arbeitskräften  nnd  in  den  Erwerbsaussichten 
nach  dem  Gang  der  Gonjoncturen  wird  dieser  Gharacter  der  Wanderungsbewegong 
noch  verstärkt,  aber  immer  bildet  auch  dabei  der  Stand  der  Communicationsmittd 
die  diese  Bewegung  erst  recht  ermöglichende  Bedingung. 

Hier  liegen  auch  meine  Disseospuncte  Bücher  gegenüber  in  Betreff  seiner 
Vergleichung  der  älteren  und  der  heutigen  Wanderung,  seines  Urtheib,  dass  man 
nicht  von  einer  steigenden  Mobilisirung  der  Gesellschaft  reden  kOnne,  seines  Schlusses, 
dass  in  einiger  Zeit  wieder  ein  Sättigungspunct  in  der  städtisch-industriellen  Bevölke- 
rung, damit  eine  wieder  grossere  Sesshaftigkeit  der  Bevölkerung  überhaupt  eintreten 
weide,  nnd  seines  schlies&ch  im  Ganzen  für  die  modernen  Verhältnisse  mir  zn  opti- 
mistisch erscheinden  (Jrtheils  (Entstehung  der  Volkswirthschaft  S.  256  ff.,  283,  302  fi.). 
Die  fortdauernde  Verschiebung  innerhalb  der  nationalen  Production  in  unseren 
am  Weltverkehr  stark  betheUigten  Ländern,  besonders  mit  unter  Einfluss  des  Wechsels 
der  Technik,  mehr  von  der  agrarischen  Thätigkeit  ab  zur  indostriell-mercantilen  hin 
(siehe  Grundlegung  Theil  I,  §.  247,  258),  die  stossweise  Entwicklung  nnd  Be- 
wegung unter  dem  Einfluss  der  Schwankungen  von  Gonjoncturen.  Spoculationen, 
technischen  Wandlungen,  die  heutige  Leichtigkeit  und  relative  Wohlfeilheit  und  Sicher- 
heit des  Personentransports  auch  über  weitere  Entfernungen  (auch  wenn  man  Bücher, 
S.  256,  zugiebt,  dass  der  Gütertransport  noch  mehr  erleichtert  sei,  als  der  Personen- 
transport, woraus  er  mir  hier  zu  viel  abzuleiten  scheint),  der  individualistischere 
Gharacter  des  modernen  Menschen  —  das  sind  so  wesentlich  von  früheren  Verhält- 
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nissen  danernd  veiBchiedene  Factoren,  daas  ich  glauben  mOchte,  sie  werden  es  nicht 
leicht  wieder  zu  einem  Boheponct  kommen  lassen. 

Die  Freizügigkeit  in  Verbindung  mit  den  DampfeommanicationeD 
hat  demnach  zwei  wohl  zu  unterscheidende  wichtige  Folgen  für 
das  Volksleben  und  auch  für  die  Volks wirthschaft,  einmal  eine 
grosse  Veränderung  in  der  Ortlichen  Vertheilung  der  Bevölkerung 
im  Staatsgebiete,  sich  in  verhältnissmässig  rascher  Zeit  vollziehend, 
und  sodann  auch  wegen  des  häufigen  Ortswechsels  eines  Theils 
der  Bevölkerung  eine  beständige  Veränderung  in  der  Zusammen- 
setzung der  Bevölkerung  der  Wohnorte  auch  aus  verschiedenen 
Individuen.  Auch  wenn  man,  einseitig  genug,  jener  ersten  Folge 
nur  gflnstige  Seiten  für  die  Volkswirthschaft  und  Cultnr  abgewinnt: 
die  zweite  Folge  bat  um  so  augenfälligere  und  fttr  das  Ganze  über- 
wiegende Schattenseiten.  Sie  ist  aber  fUr  die  unvermeidlichen 
Wirkungen  einer  atomistisch-individualistischen  Gesetzgebung  noch 
characteristischer. 

§.  71  [237].  —  A.  Die  veränderte  örtliche  Vertheilung 
der  Bevölkerung,  welche  die  Freizügigkeit  und  die  Dampfcom- 
mnuicationen  ermöglichen,  hat  fttr  den  Staat  und  das  Volk  im 
Ganzen  and  wiederum  für  Stadt  und  Land  und  fttr  gewisse  Classen 
von  Städten  ihre  verschiedene  Bedeutung.  Die  wichtigsten  hierher 
gehörigen  Erscheinungen  kann  man  schon  mit  Hilfe  der  neueren 
Bevölkerungsstatistik  genauer  verfolgen.  Es  wird  dadurch  aber 
nur  im  Einzelnen  bestätigt,  was  sich  als  nothwendige  Gestaltungs- 
tendenz des  modernen  Wirthschaftslebens,  besonders  der  industriellen 
Entwicklung,  der  ganzen  neueren  Gestaltung  des  Wirthschaftsrechts 
und  speciell  wieder  der  Einflüsse  des  FreizUgigkeitsrechts  im' Zeit- 
alter des  Dampfes  von  vornherein  deductiv  ableiten  lässt. 

In  der  rorigen  Auflage  waren  bier  in  den  Noten  (S.  456 — 462)  eine  Anzahl 
stfttisdscher  Daten  zom  Beleg  nnd  znr  Illostration  der  S&tze  des  Textes  gegeben 
vorden.  Dieselben  sind  hier  jetzt  grOsstentheils  weggelassen,  weil  das  betreffende 
statiflUscbe  Material  eingehender  und  systematischer  in  den  bovOlkeningsstatistischen 
Aosfahrongen  des  1.  Theils,  besonders  in  Betreflf  der  Wanderangen  (§.  224),  der 
Volksdichtigkeit  (§.  229—238),  der  Yertheilang  der  BevOlkerong  auf  Sudt  und  Land, 
d«r  Verschiebungen  darin,  der  Entwicklang  der  St&dte,  namentlich  der  Grossstädte 
(§.  237)  mitgetheilt  worden  ist.  Darauf  ist  hier  jetzt  auch  zar  Begrttndang  mit  zo 
verweisen.  Nur  einige  der  älteren  Daten  der  früheren  Auflagen  sind  zar  Ergänzung 
der  Daten  im  1.  Theile  belassen  und  ebenso  zu  diesem  Zweck  hier  einige  wenige 
hinzugefQgt  worden.  Fast  Punct  fttr  Punct  finden  die  Ausführungen  im  Text  Be- 
fttltigaog  durch  Thun*s  Darstellang  der  industriellen,  allgemein  wlrthschafUichen 
and  socialen  Verhältnisse  am  Niederrhoin,  siehe  besonders  daselbst  Über  Aachen» 
S.  47  ff.,  61,  69  ff.  —  Erst  während  des  Drucks,  daher  von  mir  nicht  mehr  zu  be- 
ontzen,  erhalte  ich  B.  68  N.  F.  der  ReichssUtistik,  Volkszählung  von  1893  (Berlin  1894). 
vorin  mancherlei  Weiterführung  der  im  1.  Theil  der  Grundlegung  Buch  4  benutzten 
Daten  aus  B.  44  und  ebenfalls  Vergleichungen  mit  früheren  Zeiten  und  mit  anderen 
Uodem.  Siehe  für  das  Folgende  daselbst  besonders  die  Daten  llber  die  Veränderung 
der  städtischen  und  ländlichen  BeTOlkerung  und  nach  Grossen  classen  der  Wohnplätze. 
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1.  Es  zeigt  sich  ein  ungemeiD  starker  Zazag  der  Land- 
bevölkerung in  die  Städte ,  besonders  in  die  Grossstftdte  und  die 
Sitze  der  Industrie  und  des  Bergbaus.  Die  Folge  ist  zunächst 
öfters  schon  eine  absolute  Abnahme,  wenigstens  districtweise,  oder 
doch  eine  schwache  Zunahme  der  Landbevölkerung,  jedenfalls  eine 
viel  schwächere  als  in  den  grösseren  Städten. 

Wie  diese  Bewegung  schon  7or  der  Beichsperiode  nnd  7or  dem  grossen  Auf- 
schwnng  der  deutschen  wirthschaftÜchen  Entwicklang  in  dieser  Periode  begann, 
zeigen  folgende  iltere  Daten.  In  Preassen  (alten,  vor  66er  Umfangs)  stellt  sich 
folgende  Vermehrang  heraas,  wenn  die  BerOlkerang  Ton  1816  =»  1000  gesetzt  wird: 

1822     1881     1840     1849     1858    1864 

Stftdte  1099     1249     1411     1590     1817    2077 

plattes  Land         1142     1269     1461     1575     1672     1774 

Staat  1130     1263     1447     1579     1702     1847. 

Die  st&rkere  Vermehrang  der  Bevölkerang  des  platten  Landes  zu  Anfang  mag  wohl 

etwas   mit   auf  allm&lig  vollst&ndiger  werdende  Z&hlang  zarückznführen  sein.    (Siehe 

Orandlegnng  I,  S.  473.)     Die  Entwicklang  im  Deatscben  Reich  seit  1867  siehe  eh. 

8.  566,  591,  592.    Siehe  aach  über  die  inneren  Wanderoogen  eb.  S.  545  C  nnd 

Verhandlangen  des  Vereins  ftlr  Socialpolitik,  1893,  besonders  die  Tabelle. 

Aas  diesen  Verhältnissen  geht  gelegentlich  ein  förmlicher  Mangel  an  Arbeits- 
kräften her?or,  besonders  in  Gegenden,  wo  etwa  gleichzeitig  die  Answandenmg,  d.  h. 
bei  ans  fast  nar  die  überseeische  Aaswanderang,  bedeatend  ist  Dieser  Mangel  an 
Arbeitskräften  wird  kritisch  fttr  Gegenden  des  Grossgrandbesitzes,  besonders  seitdem 
wiedenim  die  Eisenbahnen  nnd  der  Freihandel  die  Concnrrenz  billigeren  Getreides 
aas  schwach  bevölkerten  Ländern  extensiver  Bodencnltar  in  West-  and  Mittelearopa 
ermöglicht  haben  (preassischer  Osten).  Kommen  daza  noch  klimatische  nnd  in  der 
Bodenbeschaffenheit  liegende  Erschwerangen  des  Wechsels  der  Prodnctionaiweige, 
wie  bei  ans  zam  Theil  im  nordöstlichen  Deatschland  in  Hinsicht  des  Ueboigangs  zn 
intendverer  Wirthschaft  and  zar  Yiehprodaction ,  so  wirkt  die  FreizOgigkeit  hier 
schliesslich  aach  für  die  ganze  nationale  Prodaction  nicht  anbedenklich.  Freilich 
kann  eine  gegebene  Agranrerfassang  nnd  bestehende,  historisch  überkommene  Grand- 
besitzrerth^ong,  an  welche  sich  die  Betriebsgrössen  anschUessen,  wie  ebenfidls  wieder 
in  unserem  Osten  der  Grossgrandb^tz,  die  Sachlage  noch  erschweren.  Aendernngen 
darin,  innere  bänerliche  Golonisationen  sind  dann  am  so  mehr  erwünscht.  Aber 
allein  fon  ihnen  ist  hier  das  Heil  aach  kaam  za  erhoffen,  wenn  die  übrigen  maass- 
gebenden  Factoren  in  Wirksamkeit  bleiben.  Vgl.  die  Verhandlnnj^en  des  Yereins  tSr 
Socialpolitik  in  1893  and  besonders  die  schöne  Schrift  Serin g  s  über  innere  Golo- 
nisation,  sowie  dessen  and  ▼.  Mayr*s  Referat,  worin  mir  nar,  wie  in  den  ganzen 
dortigen  Erörterangen,  der  Zasammenhang  der  Wanderangsbewegnng  Ton  Osten  nach 
dem  Westen  mit  der  natüriichen  Volksfermehrnng  (Gebortsüberschoss)  nnd  mit  der 
künstlich  gesteigerten  Entwicklang  anserer  Voll»wirtfaschaft  in  übertriebener  indoatrielU 
mercantiler  Richtnng  nicht  immer  scharf  genag  herrorzotreten  scheint. 

2.  Die  kleinen  Landstädte,  welche  nicht  besondere  Er- 
werbsquellen in  grösserer  Industrie  und  Handel,  in  Behörden  nnd 
wichtigeren  Staatsanstalten  haben,  stagniren  besten  Falles  nnd 
kommen  dadurch  wenigstens  relativ  zurflck^). 

3.  In  den  Grossstädten,  in  den  Sitzen  der  Industrie, 
in  den  Bergbaudistricten  drängen  sich  dagegen  immer  grössere 
Bevölkerungsmassen  zusammen '). 


^  Siehe  Grandiegang  I,  S.  592. 

^  Siehe  ebenda,  S.  562,  594,  die  Tabellen  25^27,  S.  576  ff.,  aach  Tabelle  28« 
S.  589,  Tab.  17  and  18,  S.  547  ff.  mit  den  Erl&nterangen. 
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Basch  herbeigezogen  bei  zu  Alligen  gOnstigen  Goignnctaren  der  Industrie,  des 
Handels  n.  s.  w.  Yenirsachen  sie  die  schlimmste  Wohnungsnoth,  weil  der  H&nserban 
dem  Bedarf  nicht  sofort  nachkommen  kann.  Ans  der  Wohnnngsnoth  aber  gehen 
wieder  die  bedenklichsten  weiteren  wirthschafUichen ,  socialen  und  sittlichen  Uebel- 
stinde  henror:  nicht  nnr  die  fielfach  elende  und  doch  enorm  thenre  Befriedigung 
eines  der  wichtigsten  BedOrfhisse,  sondern  Öfters  sehr  peinliche  sociale  Abh&ngigkeits- 
Terhiltniase,  nnwirthschaftlichste  —  wenigstens  vom  Standponcte  der  Yolkswirth- 
schaft  ans!  —  Specnlation  in  Gebäuden  nnd  Baogrtlnden,  schliesdich  eine  feindliche 
Spanonnv  zwischen  Hausbesitzern  nnd  Bevölkerung,  ein  „Glaasengegensatz**,  wie  sie 
äbalich  kaum  in  anderen  Kreisen  nnd  wirthschafUichen  Gebieten  sich  finden.  Unter 
dieser  dicht  zusammengedrängten  Bevölkerung  wachsen  fOr  die  Staats-  nnd  Stadt- 
Tenraltung  die  Schwierigkeiten  hinsichtlich  der  Erhaltung  der  Ordnung,  der  Erhebung 
der  Steoem  immer  mehr,  vollends  bei  dem  beständigen  Ortswechsel  eines  Tbeib  der 
BerOUerung  (§.  72). 

Für  all  dergleichen  nnd  die  neueren  Verhältnisse  Berlins  typisch.  Vgl.  den 
oben  genannten  Aufsatz  von  Schwabe  und  Stülpnagel  über  Freizügigkeit,  von 
Schwabe  über  die  „Yolksseele  Berlins**,  Städtisches  Jahrbuch,  Band  4,  und  über  die 
WohniingsverhältniBse  Berlins  Brach  im  Städtischen  Jahrbuch  1872  (VI),  14  ff. 
Die  Einwohnerzahl  von  Berlin  incl.  Militär  war:  1820  202,000,  1831  249,000,  1840 
329,000,  1852  483,000,  1858  459.000,  1867  702.000,  1871  826,000,  1875  967,000, 
iS80  1,222,000,  1885  1,315,000,  1890  1,579,000;  allerdings  haben  kleine  Annexionen 
Ton  Nachbargemeinden  stattgefunden.  Aber  die  Entwicklung  der  noch  nicht  in- 
communialisirten  Vororte  ist  relativ  noch  rascher  erfolgt,  besonders  im  letzten  Jahr- 
zehnt (siehe  darüber  Grundlegung I,  S.  592).  —  Ueber  die  Wohnnngsnoth  siehe 
UDten  im  Bach  8,  vom  städtischen  Grnndeigenthnm,  wo  der  Zusammenhang  mit  dem 
priraten  städtischen  Gmndeigenthnm  nachgewiesen  wird. 

Eioe  der  Hauptschwierigkeiten,  welche  lange  der  Einführung  der  ClaBsensteaer 
in  den  grösseren  preussischen  Städten  entgegenstand,  war  die  Erhebung  einer  solchen 
directen  Steuer  hier.  Dieselbe  machte  sich  anch  nach  erfolgter  Einführung  fühlbar 
geoog.  In  Berlin  waren  im  Jahre  1875  4,336,000  Mark  Staatsdassensteaer  zn  er- 
heben, wovon  im  Laufe  des  Jahres  nnr  3,116,000  Mark  oder  72  Procent  eingegangen 
varen.  1 4 Va  Procent  wurden  in  Folge  von  Tod,  Verzug  nach  ausserhalb,  Eecla- 
mationen  o.  s.  w.  in  Abzug  gebracht,  3V4  Procent  fielen  aus  in  Folge  fruchtloser 
Execntion,  Auswanderang  n.  s.  w.;  der  Best  von  IOV4  Procent  wird  mnthmaasslich 
zQffi  gronea  Theil  auch  ausbleiben,  da  von  vielen  anbemittelten,  nach  ausserhalb 
verzogenen  Personen  die  Stener  aach  mit  Hilfe  fremder  Behörden  schwerlich  zu  er- 
langen ist  and  ausserdem  viele  Beetanten  gar  nicht  zu  ermitteln  sind.  (Ofßcielle  Mit- 
theUung.)  Siehe  aach  Finanzwissenschaft  II,  2.  Auflage,  S.  639,  über  Pfändungen  bei 
der  Classenstener. 

4.  Die  Bevölkerung  vertheilt  sich  so  nach  und  nach  anf 
Land,  Stadt ,  Städtekategorieen  ganz  anders.  Die  Qnote  der 
Städter  und  Grossstädter  wächst. 

Es  ergiebt  sich  dies  schon  aus  zahlreichen  neuem  Daten.  Siehe  besonders 
Grondlegung  I,  §.237,  Jannasch,  a.a.O.,  S.  275.  Lehrreich  ist  namentlich  der 
Vergleich  zwischen  verschiedenen  Staaten.  Je  nachdem  dieselben  in  der 
modernen  Wirthschaftsentwicklung  mehr  oder  weniger  vorgeschritten  sind,  pflegt  aach 
die  Quote  der  grossstädtischen  and  der  städtischen  Bevölkerung  überhaupt  stärker 
oder  schwächer  zn  sein  nnd  rascher  odor  langsamer  zu  wachsen. 

Neben  den  oft  gerühmten  günstigen  Folgen  für  die  Volkswirth- 
schaft  und  Coitar  haben  alle  diese  Entwickinngen  unverkennbar 
auch  yiele  üble  Folgen,  für  die  Sitte  und  die  Cbaractertttchtigkeity 
iHr  das  politische  Leben ,  für  die  wirthschaftliche  Lage  und  Zu- 
friedenheit des  ganzen  Volks ,  für  die  Gesammtheit  der  socialen 
Verhältnisse.    Die  Bedürfnisse,  die  Ansprüche  werden  grösser,  die 
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Oenttsse  raffinirter,  die  Lebensyerhältnisse  werden  künstlicher,  un- 
gesunder für  Körper,  Seele  and  Geist.  Das  Gemtlthsleben  erleidet 
schwere  Einbussen.  Der  Volkscharacter  ändert  sich  und  keines- 
wegs gerade  oder  gar  allein  zum  Besseren.  Unruhige,  dem  dema- 
gogischen Agitatorenthum  leicht  zngängliche  städtische  Proletarier- 
massen,  rast-  und  ruheloses  Treiben  in  den  Mittelclassen ,  Jagen 
nach  Gewinn  um  jeden  Preis  und  ohne  jedes  Bedenken,  unsinnige, 
gewissenlose,  unproductive  Concurrenzwuth,  und  Unbehagen  fast 
tiberall,  —  das  sind  die  Schattenseiten,  welche  die  Vertreter  der 
Theorie  der  freien  Concurrenz  nicht  unbefangen  genug  neben  den 
Lichtseiten  des  modernen  Wirthschafts-  und  Gulturlebens  erkannt  haben. 

So  sagen  Schwabe  und  Stfllpnagel  (Berliner  St&dtisches  Jahrbuch  1872, 
YL  97):  „Die  Freizügigkeit  erhebt  das  unstete  Wandern  zam  Princip,  sie  macht 
Indiridaen  flOssig,  die  nichts  haben  und  deshalb  wandernd  Alles  gewinnen  woUen, 
die  den  Boden  reilassen,  wo  die  natürlichen  Verhältnisse  sie  heranwachsen  Uessen, 
und  sich  auf  ein  unbekanntes  Terrain  begeben,  wie  weiland  die  Goldsucher.  .... 
Sie  vermehren  oft  einfach  die  catilinarischen  Existenzen,  tragen  zur  persönlichen 
Unsicherheit  bei  und  beginnen  Krieg  gegen  die  geordnete  Gesellschaft**  (mit  einem 
characteristischen  Beispiel  ron  einem  Berliner  Tumult,  wo  sich  unter  84  Yerhafleten 
nur  6  —  8  Berliner  befanden,  die  meisten  nur  Wochen  oder  Monate  hier  gewesen 
waren).  Vgl.  Lieb  ich,  Obdachlos.  In  den  Asylen  ganz  überwiegend  Ortsfremde, 
meist  erst  seit  Kurzem  Zugezogene. 

Diese  Schattenseiten  erscheinen  wegen  der  zweiten  Folge  der 
heutigen  Freizügigkeit  noch  bedenklicher. 

§.  72  [238].  —  B.  Beständige  Veränderung  in  der  Zu- 
sammensetzung der  örtlichen  Bevölkerung.  Eine  Orts- 
bevölkerung, in  welcher  ein  nicht  unbeträchtlicher  Theil,  besonders 
der  unteren  Classen,  auf  der  Wanderschaft  von  Ort  zu  Ort,  in  den 
Grossstädten  ausserdem  noch  von  Hans  zu  Haus,  von  Strasse  zu 
Strasse  ist,  und  sich  so  theilweise  aus  immer  wieder  anderen  Indi- 
dividuen  zusammensetzt,  bietet  nothwendig  in  socialer,  ökono- 
mischer und  sittlicher  Hinsicht  viele  unerfreuliche  Seiten. 

Ein  solches  zusammengewürfeltes,  jedes  organischen  Zusammenhangs  entbehrendes 
Conglomerat  kann  keinen  gesunden  Gemeingeist  in  sich  entwickeln.  Ein  nicht  un- 
bedeutender Theil  dieser  Bevölkerung  wird  wie  Staub  vom  Winde  ron  jedem  Wechsel 
der  grossen  wirthschaftlichen  Gonjuncturen  von  einem  Ort  zum  andern  gejagt  Seine 
ökonomische  und  sociale  Lage  unterliegt  grossen  Schwankungen,  ist  bald  unrerhftltniss- 
massig  über  den  mittleren  Stand  empor-,  bald  ebenso  unter  denselben  herabgedrückt. 
Eine  derartige  Bevölkerung  ist  namentlich  ungeeignet  für  eine  tüchtige  Selbstverwaltuni^ 
der  Gemeinden,  schon  weil  ihr  Interesse  und  Verständniss  dafür  fehlt.  Förmlich 
darauf  hingewiesen,  immer  nur  dem  eigenen  materiellen  Interesse  oder  dem,  was 
augenblicklich  dafür  gilt,  zu  folgen,  wird  ein  zahlreicher  Theil  der  Bevölkerung,  der 
Arbeiterstand  voran,  aber  auch  solche  Unternehmer,  welche  mit  wenig  stehendem 
oder  fizirtem  Kapital  arbeiten,  wie  die  handeltreibende  Glasse  und  ein' Theil  des 
Hand werkerth ums  und  der  HausindustrieUen,  systematisch  zum  höchstmöglichen  winh* 
schaftlichen  Egoismus  erzogen  und  fühlt  sich  aller  Pflichten  gegen  die  Gesammtheit, 
vollends  gegen  die  Gemeinde,  deren  zuftlliger  Angehöriger  der  Einzelne  oft  nur  kurze 
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Zeit  ist,  ledig.  Fieberhafte  Ruhelosigkeit  ist  die  Folge.  Jeder  Ökonomische  Miss- 
erfolg, jede  ungünstige  Conjunctur  treibt  zum  Wechsel  des  Orts,  oft  des  Benif8.  Dem 
„Glttcke**  jagt  Jeder  nach  und  sieht  sich  doch,  selbst  wenn  er  es  erreicht,  meistens 
enttiuscht  Das  Gittck  selbst  heisst  aber  nichts  Andres  als  möglichst  leichter  und 
mOjdichst  grosser  Gelderwerb.  Die  Erwerbsart  wird  gleichgiliig.  Das  „non 
ölet"  wird  Maxime  (siehe  Grundlegung  I,  S.  102).  Ist  die  Conjunctur  danach,  so 
wird  alle  Welt  zum  BOrsenspieler,  vom  Gross^rondbesitzer  bis  zum  Hausknecht,  der 
üppigste,  firivolste  und  &usserlichste  Luxus  macht  sich  dann  in  allen  Classen  breit, 
beim  glücklichen  ParvenU,  der  plötzlich  reich  geworden,  wie  beim  Arbeiter,  dessen 
Lolm  vorübergehend  auf  das  Doppelte  steigt  (Vgl.  Thnn,  Industrie  am  Niederrhein, 
S.  76,  68.)  Und  wenn  der  Erwerb  einmal  zu  aorUchig  geworden  oder  gar  „mit  dem 
Aennel  das  Zuchthaus  gestreift  worden",  so  ist  das  Verschwinden,  das  Fortziehen  in 
eioen  andern  Ort  oder  schliesslich  das  Auswandern  ja  so  leicht.  Ohnehin  aber  kann 
io  der  „Menschen wüste"  der  Grossst&dte  ein  Jeder  nach  seiner  FaQon  leben,  unbehelligt 
durch  fremde  Gontrole,  aber  auch  ohne  den  Halt,  den  eine  solche  so  vielfach  gew&hrt. 
Die  unruhigen,  unsteten  Massen,  welche  die  Freizügigkeit  so  in  den  Gross-  und 
lodostriest&dten  zusammenführt,  sind  natürlich  auch  jedem  demagogischen  Umtrieb 
extremster  Art  (soclaldemocratische ,  neuestens  auch  immer  mehr  Boden  gewinnende 
anarchistische  Agitation!)  willkommene  Beute.  Die  „gef&hrlichen  Classen",  die  Ver- 
brecherwelt, breiten  sich  nur  um  so  ungestörter  aus.  Wohin  man  auf  dieser  Bahn 
treibt,  das  zeigt  uns  am  Schlagendsten  so  manche  furchtbare  Seite  des  socialen  Lebens 
Qnd  der  Volk^wirthschaft  Nordamericas,  ein  Vorbild,  dem  wir  in  Westeuropa  und 
uunmehr  auch  in  Deutschland  mit  allen  Kräften  nacheifern. 

Siehe  n.  A.  die  genannten  Arbeiten  über  Berlin,  besonders  im  Berliner  Städtischen 
Jahrbuch,  z.  B.  Jahrgang  4,  1878,  S.  69.  Bevölkerung  ca.  850—950,000  Personen 
io  den  Jahren  1871 — 74.  Gleiche  Daten  aus  neuester  Zeit  im  Statistischen  Jahrbuch, 
m  Band  18,  für  1891  (Berlin  1893),  S.  90  ff.,  auch  mit  Specialisirong  nach  Monaten, 
Altersclassen ,  Familienstand,  Geburtsort,  Beruf,  lauter  auch  für  die  hier  behandelte 
Frage  wichtige  Poncte.  Die  Analyse  derselben  mOchte  meine  Bedenken  gegen 
Bücher's  oben  S.  136  erwähnte  Auffassung  der  modernen  Wanderungsbcwegang  noch 
mehr  bestätigen. 

Polizeüicb  durch  das  Meldewesen  controlirte  Bewegung  dos  Zu-  und  Ab- 
zugs in  Berlin  in  Tausenden  mit  1  Decim.: 
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Diese  Zahlen  spiegeln  den  Gang  der  wirthschaftlichen  Bewegung  ab.  Auch 
diese  Wanderung  ist  stärker  in  Perioden  wirthschaftlichen  Aufschwungs  als  Abschwungs 
—  ähnlich  wie  die  Aus-  und  Einwanderung  (I,  S.  559).  Der  Abzug  war  jedenfalls 
noch  grosser,  da  sonst  die  Zählungen,  z.  B.  die  vom  1.  December  1875,  eine 
stärkere  Zahl    der   ortsanwesenden  Bevölkerung  constatirt  hätten.    Im  Ganzen  gehörte 
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in  den  70  er  Jahren  sonnch  ge$eü  ein  Achtel  der  Beiliner  Berdlkening  zum  ,Jlomnden- 
thnm'%  dts  auf  der  Wandenchaft  ron  Ort  zn  Ort  ist,  etwas  weniger,  wenn  man  be- 
rQcksichtigt,  dass  mehr&ch  dieselbe  PerMtn  Ofteis  im  Jahre  den  Ort  wechselt  Nenei^ 
dings  sind  die  Promillesitze'  etwas  kleiner  geworden«  auch  in  der  Anlschwiingqieiiode 
1888 — 90,  wie  hinfig,  wenn  die  absoluten  Grundzahlen  wachsen.  Aber  die  ahsolote 
Zahl  der  Zo-  und  Abgezogenen  ist  doch  erheblich  gewachsen.  Die  zn  geringe  Zahl 
der  Abgemeldeten  wird  im  Statistischen  Jahrbuch  jetzt  in  einer  besonderen  Colon  ne 
erginzt  (z.  B.  1891  deren  103.9  statt  95.6  Promille). 

Innerhalb  der  Stadt  stellt  sich  dieser  nomadische  Character  der  BerOlkerunr 
wieder  in  andrer  Weise  dar,  im  steten  Wohnungswechsel  Vgl.  darAber  Engel  s 
und  meine  Bede  in  der  Debatte  ttber  Wohnungsnoth  im  Eisettacher  Gongiess  1872, 
auch  unten  Buch  3,  besonders  aber  den  Aufmtz  „das  Nomadenthum  in  der  Berliner 
BerOlkerung*'  von  Schwabe  im  Berliner  Stidtischen  Jahrbuch,  TU,  29  ff.  Danach 
wechselte  damals  j&hilich  ungef&hr  die  H&lfte  der  directen  Miether  (im  Unter- 
schied Ton  Aftermiethem ,  Chambregamisten  u.  s.  w.)  ihre  Wohnung,  —  bemerkens- 
werther  Weise  am  Häufigsten,  wenn  mehr,  etwas  seltener,  wenn  weniger 
Wohnungen  leer  standen  (resp.  53.7  Prooent  in  1867  bei  5.5  Procent  leerstehender 
Wohnungen  und  38  Procent  in  1871  bei  1.2  Procent  leerstehender  Wohnungen),  d.  h. 
wenn  etwas  mehr  Wohnungen  leer  stehen,  ist  das  Publicum  noch  etwas  weniger  sess- 
haft,  um  sich  in  Preis  und  Qualität  der  Wohnung  ein  wenig  zu  t erbessem.  Aehnliche 
Er&hrongen  auch  neoerdings.  Als  wohnungswechselnd  angemeldet  1887  761,000, 
1891  887  000,  abgemeldet  683,000  und  746.000,  doch  incL  der  ron  auswärts 
Kommenden  und  dahin  Gehenden  (Jahrbuch,  Band  18,  S.  95).  Meine  Ausführungen  in 
Eisenach ,  S.  237 ,  werden  durch  diese  damals  nodi  nicht  bekannte  Thatsache  sonst 
nicht  modificirt« 

WerthfoU  ftlr  die  Gharacteristik  und  Messung  der  örtlichen  Bewegung  der 
BefOlkerung  ist  auch  die  mit  Hilfe  des  neueren  Yolkszählungsmaterials  ermOf^chte 
Statistik  der  Ortsbevölkerung  nach  den  Geburtsorten,  woraus  man  sieht, 
wie  sich  diese  Bevölkerong  ans  Ebgeborenen  und  F^mden  und  aus  welchen  Fremden 
sie  sich  zusammensetzt  (Siehe  m  Prenssen  in  1871  K.  Brämer  in  der  Zeit- 
schrift des  Preossischen  Statistischen  Boreaus,  Jahrgang  1873,  S.  341).  Es  waren 
hiemach  geboren  von  der  ortsanwesenden  Bevölkerung  Preussens  unter  je 
10,000  Personen  jedes  Geschlechts: 

in  der  Zählungsgemeinde 

in  andern  Gemeinden  des  nemlichen  Kreises 

in  andern  Kreisen  derselben  Provinz 

in  andern  preussischen  Provinzen 

in  andem  deutschen  Staaten 

in  andem  europäischen  Staaten 

ausserhalb  Europas 

ohne  Angabe 

Diese  Vermischung  der  Bevölkerung  hat  freiÜch,  neben  den  Bedenken,  auch  ihr 
Gutes  und  ihr  Grossartiges  in  politischer,  socialer,  nationaler  Hinsicht  und  ist  von  den 
mächtigsten  Folgen.  Sie  verwischt  das  Stammesartige  immer  mehr  und  giebt  der  Ge- 
sammtheit  ein  gleichartigeres  Gepräge.  Ueber  Berlin  siehe  Statistisches  Jahrb,  18 78, 
S.  8  ff.  Unter  der  gezählten  Bevölkerung  waren  1864  49,6,  1871  43.8,  1875  41,3  ge- 
borene Berliner,  die  abrigen  zugezogen;  aus  welchen  Provinzen  und  Ländern  eb.  S.  13. 
Neuere  Daten  Jahrbuch,  Jahrgang  1S91  (Band  IS).  S.  2  ff.  Siehe  auch  Grundlegung  I, 
S.  567.  üeber  Baiern  siehe  das  oben  genannte  Werk  v.  Mayr,  mit  kartographischer 
Darsteiluog  und  grösster,  sehr  lehrreicher  Speciaiisinng,  (Heft  32  der  baierischen 
Sutistik\  aber  Oldenburg  statistische  Kachrichten,  Heft  19.  und  ftlr  die  ganze  Fta^e 
Bücher,  Entstehung  der  Yolkswirthschaft.  S.  264  C 

IV.  —  §.  73  [239].  Die  Freizügigkeit  im  Zusammen- 
bang  mit  der  Gestaltung  der  modernen  wirthsehaft- 
liehen  Rechtsordnung  und  des  Productionsbetriebs. 
Die  einzelnen  Theile  des  modernen  Personalrechts  bilden  mit  dem 
gesammten  wirthscbaftlicben  Verkehrsrecht  die  Glieder  einer  grossen 
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Kette  und  lassen  sich  nicht  ausserhalb  dieses  Znsammenhangs  und 
desjenigen  mit  der  ganzen  volkswirthschaftlichen  Entwicklang  aus^ 
reichend  würdigen.  Die  Freiztlgigkeit  speciell  steht  hier  in  enger 
Verbindung  vor  Allem  mit  der  Gewerbe  fr  eiheit,  dem  inneren 
and  Susseren  Freihandel  oder  doch  einem  den  auswärtigen  Handel 
nor  massig  durch  Zölle  beschränkenden  handelspolitischen  System 
and  mit  der  Entwicklung  der  ganzen  nationalen  Volkswirthschaft 
immer  mehr  in  der  Richtung  der  Suprematie  von  Industrie,  Berg- 
bau und  Handel  über  die  heimische  Agrarproduction  und  in  der 
Richtung  einer  steigenden  Theilnahme  am  Welthandel  in  der  Form 
der  Fabrikatenausfuhr  und  der  Agrarproducteneinfuhr  (I,  §.  254) 
in  der  heutigen  Phase  der  Weltwirthschaft  (I,  §.  252—254).  Die 
Freizügigkeit  wird  hier  eine  wichtige  Mitbedingung  für  die  höhere 
practische  Bedeutung  jener  Gestaltung  des  Verkehrsrechts  und 
dieser  Entwicklung  der  Volkswirthschaft,  wie  umgekehrt  jene  Ge- 
staltung und  diese  Entwicklung  wieder  der  Freizügigkeit  erst  ihre 
grosse  practische  Wichtigkeit  verschaffen.  Die  Beweisführung  ist 
etwa  die  folgende. 

Die  Blttthezeiten ,  die  Perioden  aufsteigender  Conjanctar  der  Industrie  and  des 
Handels  sind  es  besonders,  in  welchen  der  starke  Zuzog  der  kleinstädtischen  und  der 
LandbefOlkerang  in  die  Grossst&dte  und  in  die  Industrie-  und  Montanhezirke  erfolgt. 
Die  Freizügigkeit,  als  rechtliche  Voraussetzung  dieser  Bewegung,  wird  daher  auch 
7or  Allem  im  Interesse  der  Industrie  und  des  Handels  verlangt  und  als  Gonsequenz 
der  Gewerbefreiheit  und  des  Freihandels  anfgefasst  (§.  56).  Nun  wechseln  aber 
Mperiodisch'*  die  BlQthozeiten  mit  Zeiten  der  Erisis,  der  Stagnation  und  Flauheit  in 
unserem  heutigen  Wirthschaftaleben  ab.  Wiederum  ist  dann  die  Freizügigkeit  hier 
das  Hilfsmittel,  um  den  schlimmen  Folgen  dieses  periodischen  „naturgesetzlichen'* 
Umschwungs  für  Unternehmer  und  Arbeiter  abzuhelfen.  Denn  nunmehr  können  die 
uibcschiftigten  Arbeitermassen,  die  bankerotten  Unternehmer  dank  der  Freizügigkeit 
und  Gewerbefreiheit  wieder  in  ihre  ursprüngliche  Heimath  ziehen  oder  sich  anderen 
Orten  und  Industriezweigen  zuwenden^).  Oder,  wenn  sie  nicht  wollen,  so  zwingt  sie 
schon  die  Noth  dazu,  und  „die  Harmonie  ist  hergestellt*'.  So  wird  also  der  best&ndige 
Ortswechsel  eines  Tlicils  der  BeyOlkerung,  besonders  der  unteren  Glassen,  mit  seinen 
oben  angedeuteten  ungünstigen  Folgen  förmlich  ein  nothwendiger  Bestandtheil  in  dem 
grossartigen  Mechanismus  des  modernen  Prodnctionsgetriebes  und  des  heimischen  wie 
des  Weltrerkehrs,  der  nothwendigen  Entwicklung  und  der  periodischen  Schwankungen 
denelben.  Er  erscheint  auf  diese  Weise  gerechtfertigt  und  ist  entweder  keiner  Ab- 
taderung  f&hig  oder  würde  seiner  günstigen  wirthschafiilichen  Folgen  wegen  einer 
solchen  nur  zum  NachtheU  des  Ganzen  und  der  n&chstbetheiligten  Kreise  unterliegen. 
Da  jene  Entwicklung  als  unvermeidlich,  als  Volkswirthschaft  und  Cultnr  auf  eine 
höhere  Stufe  führend  und  als  schliesslich  daher  auch  im  Wesentlichen  erwünscht ,  da 
sie  femer  namentlich  als  durch  die  Yermehrung  der  Bevölkerung  (I,  §.  251  ff.)  be- 
dingt und  verursacht  gilt,   so  erscheint  auch  ihre  wichtige  rechtliche  Voraussetzung, 


')  Jene  rückl&ufige  Bewegung  dient  den  Anhängern  der  unbedingten  Freizügig- 
keit als  Widerlegung  der  Bedenken  gegen  letztere.  Ebenso  die  Wiederabnahme  des 
Zuzugs.  Siehe  z.  B.  die  Bemerkungen  des  8.  Jahrgangs  des  Berliner  Städtischen  Jahr- 
buchs (nach  Schwabens  Tode  herausgegeben  von  Hupp6),  S.  23.  Dieser  Trost  will 
venig  besagen.  Dass  die  Veränderungen  in  Berlin  auch  so  gross  nicht  waren,  zeigt 
die  oben  S.  142  mitgetheilte  Statistik. 
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die  Frelzfif^gkeit ,  als  onbediDgt  geboten  und  gerechtfertigt  £ioe  Beweisftthruog, 
womit  maa  in  der  Theorie  der  freien  Concurrenz  die  Frage  der  Freizügigkeit  dann 
als  erledigt  ansieht. 

§.  74  [240].  Id  dieser  BeweisfühniDg  zu  Onnsten  radicaler 
Freizügigkeit  (wie  ebensolcher  Gewerbefreiheit,  Handelsfreiheit  und 
wirthschaftlicher  Freiheit  überhaupt)  bewegt  man  sich  aber  in  einem 
logischen  Cirkel,  auch  wenn  man  auf  die  bedenklichen  Seiten 
und  Folgen  des  Andranges  der  Bevölkerung  in  die  Städte  und  In- 
dnstriesitze  und  des  ruhelosen  Ortswechsels  keine  Rücksicht  nehmen 
will  oder  sie  durch  die  günstigen  Seiten  und  Folgen  des  modernen 
Wirthschaftsrechts  aufgewogen  betrachtet.  Der  Angelpunct  der 
Argumentation  liegt  in  zwei  Sätzen,  in  welchen  die  Anhänger  der 
Theorie  der  freien  Concurrenz  sich  scheiden. 

Die  Einen,  die  harten,  aber  ehrlichen  Pessimisten,  gehen  von 
der  Annahme  aus,  dass  die  Periodicität  der  günstigen  und  un- 
günstigen Bewegung  des  Wirthschaftslebens,  des  Auf-  und  Nieder- 
gangs der  Speculation,  des  Aufschwungs  der  Industrie  und  des 
Handels  und  der  Krise,  der  Hausse  und  der  Baisse  eine  Natur- 
nothwendigkeit  sei,  welche  sich  aus  der  unabänderlichen 
Organisation  der  Volkswirthschaft  überhaupt,  jedenfalls  der  modernen 
Volkswirthschaft  ergebe.  ^)  Diese  Organisation  sei  eben  doch 
wesentlich  und  unvermeidlich  die  privatwirtbschaftliche  und  dürfe 
und  könne  aoch  gar  nicht  durch  eine  andere,  die  socialistische, 
mit  ihrer  Utopie  von  der  regelmässigen  statt  der  regellosen  Pro- 
duction  ersetzt  werden. 

Die  Anderen,  die  sanguinischen  Optimisten,  wollen  zwar  eine 
solche  Xothwendigkeit  der  Periodicität  nicht  zagestehen,  weil  da- 
nach die  beste  dieser  Volkswirthschaften  an  einem  organischen 
Fehler  leiden  müsste;  aber  sie  erwarten  alles  Heil  von  ,,f ort- 
schreitender wirthschaftlicher  Bildung^',  freiwilliger 
Vorsicht  der  Betheiligten,  also  von  höherer  Intelligenz  und  moralisch- 
besserem Willen  u.  dgl.  m.,  nur  nicht  von  Aenderongen  des  Wirth- 
schaftsrechts, noch  von  staatlichem  zwangsmässigen  Eingreifen.-) 
Die  Freizügigkeit  fangirt  nun  wesentlich  als  Ausgleichungs- 

*)  Darauf  läuft  die  Theorie  der  Speculation  und  Krise  von  J.  St.  Mi II  u.  A.  zn. 
hinaus,  siehe  unten  S.  147.  Gleiche  Anschauung  wieder  bei  Brentano,  Arbeiter- 
und  Productionskrisen ,  Jahrbuch  des  Deutschen  Reichs,  1878,  Heft  4,  8.119. 

*)  So  ar{pimentirt  z.  B.  im  Bastiat' sehen  Optimismus  ein  Theil  der  deutschen 
Frcihandclsschule  in  solchen  Fragen,  z.  Th.  auch  0.  Michaelis  in  seinen  Arbeiten 
über  Krise  und  Speculation.  Bezeichnend  ist  namentlich  die  Stellung  dieser  Schule 
zur  Frage  des  Actiengesellschaftswesens,  z.  B.  auf  dem  Mainzer  Tolks- 
wirthschaftlichen  Congress  1869  (siehe  I,  S.  SOS).  Vgl.  überhaupt  im  i. Theil  die  Aub> 
fuhrungen  über  freie  Concurrenz,  §.  308  ff. 
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mittel  zwischen  den  beiden  Strömangen  des  Wirthschaftsgangs 
und  wird  dadurch  begründet. 

In  letzter  Linie  liegt  der  Irrthum  dieser  Änffaasung  in  ihren 
beiden  Abarten  wieder  in  der  der  Theorie  der  freien  Concarrenz 
eigenthfimlichen  Identificirnng  der  Volkswirthschaft  mit  dem  privat* 
wirthschafüichen  System  nnd  in  der  Verkennnng  der  nothwendigen 
und  heilsamen  Function  des  Rechts  und  des  Staats  zur  Einschränkung 
und  Begelung  der  Concurrenz  im  Wirthschaftsleben.  Man  braucht 
aber  im  vorliegenden  Falle  gar  nicht  bis  auf  diesen  Grundirrtbum 
znrfickzogehen,  um  die  Beweisftlhrung  zu  Gunsten  der  Freizügigkeit 
zu  widerlegen. 

yyNaturnothwendig'^  ist  nemlich  eine  solche  Penodicität 
des  Gangs  der  Volkswirthschaft  wenigstens  in  dem  jetzigen  Maasse 
nur  auf  dem  Boden  des  heutigen  Wirthschaftsrechts  und  speciell 
unter  Voraussetzung  der  Freizügigkeit.  Wenn  letztere  allerdings 
als  Äusgleichungsmittel  in  diesem  Process  fungirt  und  in  mancher 
Hinsicht  wohlthätig,  daher  hier  auch  so  muss  fuDgiren  können,  so 
ermöglicht  sie  doch  erst,  dass  eine  solche  Ausgleichung  in  diesem 
Umfange  nothwendig  wird,  weil  sie  eine  Mitbedingung  der  Ueber- 
speculation  und  der  ans  dieser  freilich  naturnotbwendig  hervor- 
gehenden Krise  ist.  Diese  ,,Natumothwendigkeit^^  liegt  aber  nicht 
in  der  „Natur  der  Sache'S  uicht  in  der  ^^natürlichen  Organisation 
der  Volkswirthschaft'^,  auch  nicht  einmal  in  der  „natürlichen 
Organisation'' jedes  privatwirthschaftlichen  Verkehrssjstems,  sondern 
in  der  Rechtsbasis,  welche  man  dieser  Volkswirthschaft  in  der 
radicalen  Freizügigkeit,  Gewerbefreiheit  u.  s.  w.  wenigstens  in  ge- 
wissem Maasse  freiwillig  gerade  so  gegeben  hat.  Auf  dieser 
Basis  muss  sich  dann  allerdings  die  Bewegung  des  Wirthschafts- 
lebens  zwischen  den  Extremen  extravaganter  Ueberspecuiation  und 
der  Krise  vollziehen. 

Man  kann  auch  nicht  Alles  auf  die  „Conjuncturen*' 
schieben  und  damit  entschuldigen,  weil  sie  das  ursächliche 
Moment  wären,  sondern  diese  Conjuncturen  selbst  werden  auch 
wieder  erst  durch  unser  Wirthschaftsrecht  im  grossen  Umfang  er- 
möglicht (I,  §.  165 — 169).  Die  Erwartung,  dass  die  „fort- 
schreitende wirthschaftliche  Bildung"  hier  Abhilfe  schaffen  wird, 
ist  nur  eine  optimistische  Selbsttäuschung  und  widerspricht  der 
Logik  der  Thatsachen,  welche  den  in  der  Krisis  Rainirten  nicht 
die  Betheiligung  an  der  Speculation  bei  der  nächsten  günstigen 
Conjunctur  widerräth,  sondern  die  geschicktere  Ausnutzung  solcher 

A.  Wafner«  Orandlegiuig.   8.  Aufl.  2.  Tbeil.    Volkswirthschaft  n.  Recht  10 
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CoBJnnctar  nnd  daher  doch  die  neue  Betheiligang  an  der  Speca- 
lation  zur  WiedergntmachuDg  früherer  VerloBte  und  zur  nanmehrigen 
Gewinnerzielnng  gerade  anrftth. 

§.  75  [241].  Wie  die  Freizügigkeit  in  die  periodische  Be- 
wegung des  Wirthschaftslebens  in  Wahrheit  verbängniBSvoll,  nach 
der  Meinung  der  liberalen  Theoretiker  aber  nur  wohlthätig  znr  noth* 
wendigen  y,AngIeichnng^'  des  bald  grösseren,  bald  kleineren  Ar- 
beitsbedarfs eingreift,  ist  leicht  an  den  einschlagenden  Thatsachen 
nachzaweisen. 

Verfolge  man  z.  B.  den  aufsteigenden  Gang  der  Bewegung  nach  einer  Krise 
und  einer  an  diese  sich  JcnQpfenden  l&ngeren  Periode  der  gesch&fdichen  Stagnation. 
Allm&lig  zeigt  sich  wieder  ein  grosserer  Bedarf  des  In-  nnd  Auslands,  der  wülige 
und  billige  Credit,  die  Folge  stark  angesammelten  disponiblen  (unbeschäftigten)  Kapitals 
und  wiederhergestellten  Vertrauens,  kommt  zu  Hilfe,  die  Conjunctur  gestaltet  sich 
günstiger.  Kurz,  wie  dioser  Zustand  im  heutigen  Wirtbschaftssystem  nur  zu  dauern 
pflegt,  gilt  es,  den  Goncurrenten  zuforzukommen  und  die  Zeit  auszunutzen.  Nun  wird 
mit  Terst&rkter  Kraft  gearbeitet,  es  stellt  mehr  Gewinn  in  Aussicht,  durch  höhere 
Lohne  zieht  man  Arbeiter  aus  der  Fremde  heran  oder  entlockt  sie  den  Goncurrenten 
oder  anderen,  7on  der  aufsteigenden  Bewegung  nicht  oder  noch  nicht  berohrten 
Geschäftszweigen,  die  „Besenrearmee'*  der  Arbeiter  kommt  jetzt  zur  Action,  die 
Kinderarbeit  wird  in  höherem  Maasse  benutzt').  Nunmehr  wird  die  Freizügigkeit 
von  practischer  Bedeutung.  Zwar  die  inländische  Kundschaft  ist  bald  versorgt,  ihr 
Bedarf  l&sst  sich  auch  richtiger  schätzen,  aber  um  so  mehr  lockt  der  weite  Welt* 
markt,  die  Überseeischen  Länder  mit  grossem,  längre  Zeit  nur  schwach  befriedigtem 
Bedarf  an  Fabrikaten  und  mit  geringer  eigener  Didustrie.  Hier  steigert  sich  aber 
noch  die  Concurrenz,  weil  alle  Industrieländer  diesen  Markt  auszubeuten  suchen.  Um 
so  mehr  gilt  es  zuvorzukommen  und  nun  wird  zum  Zweck  der  Production  für  den 
Weltmarkt  vollends  an  Arbeitskräften  herangezogen,  was  zu  haben  ist,  dem  „Frei- 
handelsprincip"  zu  Khren.  Ein  Theil  der  Bevölkerung,  der  Arbeiter  ist  aus  seinem 
gewöhnlichen  Wohnort  und  seiner  bisherigen  Beschäftigung  fortgezogen,  die  Production 
hat  eine  andre,  momentan  sehr  rentable  Richtung  erhalten.  Allein  bald  kommt 
der  Ruckschlag.  Der  überseeische  Absatz  stockt,  weü  die  dortigen  Märkte  dank  der 
allgemeinen  Concurrenzwuth  überfüllt  sind,  die  Gonsumtionskraft  überschätzt,  die 
Richtung  des  Gonsums  nicht  gehörig  berücksichtigt  worden  —  und  wie  sollen  solche 
Fehler  auf  einem  Markte  ganz  vermieden  werden,  dessen  Bevölkerung  anderer  Basse 
oder  Nationalität,  anderer  Sitte  und  Gultnr  angehört,  unter  anderen  natürlichen  klima- 
tischen Bedingungen  producirt  und  consumirt?  Verluste  atktt  Gewinn  erfolgen,  die 
Production  wird  eingeschränkt,  Halbzeit  gearbeitet,  die  Löhne  werden  gekürzt,  Ar- 
beiter entlassen  und  nun  „dient  die  Freizügigkeit  als  Ausgloichnngs- 
mittel'',  um  in  den  verschiedenen  Productionszweigen  und  an  den  verschiedenen 
Orten  Nachfrage  und  Angebot  von  Arbeitskräften  wieder  ins  Gleichgewicht  zu  setzen 
—  wenigstens  für  einen  neuen  Augenblick'). 

Aber  wäre  denn  diese  ganze  Ausgleichungsfanction  erforderlich 
gewesen,  wenn  nicht  zuvor  das  moderne  Wirthscbaftsrecht  nnd 
speciell  die  Freizügigkeit  selbst  die  Bedingungen  geschaffen  hätten^ 

^)  Siehe  die  Nachweise  aus  der  Specnlationsperiode  der  1870er  Jahre  in 
A.  Thun's  Aufsatz  in  der  Zeitachr.  des  K.  Preuss.  Stat.  Bur.  1877,  S.  54  ff.;  ders.« 
Industrie  des  Niederrheins,  S.  47,  48,  mit  den  Daten  über  die  grosse  Abnahme  der 
Einderbeschäftigung  nach  dem  Bückschlag  1873  ff.,  also  nicht  unter  dem  Einfluss 
veränderter  Gesetzgebung,  sondern  unter  demjenigen  der  gewerblichen  Arbeitscoigunctur. 
Aehnliche  Erfahrungen  mehrfach  neuerdings  Ende  der  80er  Jahre. 

*)  Auch  dafür  reichste  und  schlagendste  Belege  bei  Thun  a.  a.  0. 
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das8  eise  Uebertreibung  und  daher  wieder  ein  Rückscblag  statt- 
finden  mnsste?!  Hier  liegt  der  logische  Cirkel,  in  welchem  sich 
die  Beweisführung  der  Theorie  der  freien  Concnrrenz  bewegt. 

Die  hier  behandelte  Frage  ist  n&her  za  nntennchen  in  der  Lehre  Ton  der 
Specaktion,  Uebeispecolation  und  Kiisis,  Yorg&nge,  welche  in  der  modernen  yo]][s- 
▼irthschaft  mit  der  „Tendenz  des  Eapitalgewinns  auf  ein  Minimum  zu  sinken'* 
znsammenh&ngen  und  wesentlich  durch  die  Mitwirkong  des  Gredits  ihre  Erklftrong 
äaden.  Siehe  darüber  meinen  Artikel  Krisen  in  Bentzsch's  Handwörterbuch  der 
Volbwirthschaftslehre,  S.  525—587.  mit  den  dortigen  Litteraturangaben,  S.  537.  In 
dem  Abschnitt  ?om  Ursprung  der  Krisen  S.  529  ff.  bin  ich  daselbst  noch  durchaus 
Mill's  Lehre  ?on  der  sinkenden  Tendenz  des  Kapitalgewinns  und  den  Schlössen 
gefolgt,  welche  derselbe  aus  dieser  Tendenz  fUr  die  Speculation  und  Kriese  ableitet, 
siehe  Mill,  Grundsätze,  B,  lY,  Kap.  4,  besonders  §.  5.  Man  kann  dieso  Lehre  ab 
eine  „Theorie  der  Ueberspeculation  und  Krise'*  bezeichnen.  Mill  u.  A.  m.,  auch 
ich  in  dem  genannten  Aufsatz  begehen  nur  den  Fehler,  die  Gestaltung  der  Dinge 
als  durch  die  Natur  der  Yolkswirthschaft  begründet  anzusehen,  w&hrend  sie  nur  im 
System  der  freien  Concurrenz  und  specieU  ftlr  die  Bechtsbasis  der  Yolkswirthschaft 
im  modernen  Yerkehrsrecht  des  prifatwirthschaftlichen  Systems  sich  in  der  ange- 
deuteten Weise  verlaufen  müssen.  Danach  bedarf  auch  meine  Beweisführung  a.  a.  0., 
freilich  aber  auch  diejenige  aller  früheren  Schriftsteller  der  Smith 'sehen  National- 
ökonomie aber  Speculation  und  Krise  einer  durchgreifenden  Modification.  Eine 
vdtere  Folge  der  obigen  Auffassung  ist,  dass  die  übliche  Zurückfuhrung  einer  be- 
stimmten Krise,  bezw.  Ueberspeculation  auf  die  und  die  einzelnen  Factoren,  z.  B. 
die  Bewegung  7on  1871 — 73  ff.  auf  die  Actiengesetzgebung,  die  5  Milliarden  zwar 
oicht  unrichtig,  aber  einseitig  ist  Das  üebel  sitzt  bedeutend  tiefer:  in  der  heutigen 
Bechtsbasis  des  priratwirthschaftlichen  Systems.  Das  wird  z.  B.  in  der  guten  Schrift 
Ton  Oechelbftuser  über  die  damalige  wirthschaftliche  Krisis  doch  wieder  ganz 
flbenehen,  fthnlich  in  den  zahlreichen  Broschüren  jener  Zeit,  z.  B.  v.  Berliner, 
Irisis,  Hannover  1878,  LOhnis,  Marasmus  in  Handel  und  Industrie  1877,  London 
1878  (bei  vielen  richtigen  Ausführungen  besonders  S.  147  ff.). 

Der  tiefere  Nachweis  des  Zusammenhangs  der  Ueberspeculation  und  Krisen  mit 
dem  herrschenden  Wirthschaftssystem  der  freien  Concurrenz  und  der  modernen  Pro- 
ductionstechnik  ist  den  SociaUsten  zu  verdanken,  von  denen  hier  mit  ihrer  unter  sich 
vieder  abweichenden,  aber  sich  richtig  ergänzenden  Beweisführung  einerseits  be- 
BODders  Bodbertus  in  den  Socialen  Briefen  und  der  Handelskrise  von  1857,  ander- 
seits Harz,  das  Kapital,  und  Fr.  Engels  in  Dühring's  Umwälzung,  S.  236  ff.  hervor- 
zuheben sind.  In  der  schOnen,  an  interessanten  Daten  und  Gesichtspuncten  roichen 
Abhandlung  von  Röscher,  Absatzkrisen,  in  den  Ansichten  der  Yolkswirthschaft  11, 
fehlt  eben  doch  diese  Zurückfuhrung  der  modernen  Krisen  auf  die  tief üreo  Ursachen. 
Die  Yergleiche  mit  älteren  Krisen  führen  hier  mehr  irre,  als  dass  sie  belehren.  Ygl. 
Zeller,  über  die  plötzlichen  und  zeitweisen  Stockungen  der  volkswirthschaftlichen 
Bewegung,  Tübinger  Zeitschrift  1878  und  1879.  Dann  besonders  Thun  a.  a.  0., 
durch  dessen  Ausführungen  ich  durchaus  in  meiner  Ansicht  bestärkt  bin. 

Mit  blossen  Behauptungen,  ohne  den  Yersuch  eines  Nachweises  und  ohne 
die  geringste  objective  Berücksichtigung  der  Gegenargumente,  hat  damals  Brentano 
die  Absatzkrisen  als  etwas  unbedingt  Noth wendiges  hinzustellen  gesucht:  „sie  seien 
anzertrennlich  von  der  Individualität  des  Consums.  So  lange  diese  bestehe,  so  lange 
Würden  Rechenfehler  Deijenigen,  welche  die  Production  so  zu  leiten  haben,  dass  die 
fertigen  Producte  einen  concreten  Gebrauchswerth  haben,  welcher  den  aufgewendenten 
Productionskosten  entspreche,  unvermeidlich  sein''.  (Jahrbuch  1879,  S.  119,  Heft  4 
gleich  Arbeitsversicherung  S.  216.)  Diese  Auffassung  ist  unrichtig  und  übersieht 
völlig,  dass  der  Ck>nsum  selbst  wieder  nach  den  Productions-  und  Absatzergebnissen, 
daher  nach  der  jeweiligen  Höhe  der  Lohne,  Gewinne,  Renten,  m.  a.  W.  nach  den 
MCoDJuncturen"  schwankt.  Das  maassgebende  Moment  der  Speculation  und  die  die 
selbe  befördernden  Umstände  der  heutigen  Wirthschaftsordnung  (u.  A.  Actienwesen- 
Verden  ganz  bei  Seite  gesetzt  Nicht  aus  der  „Individualität  des  Consums*',  sonder). 
AUS  der  „Individualisirung  der  Production"  gehen  die  Krisen  zumeist  hervor.  Den 
Fehler  ist  diese  individualistische  „Planlosigkeit".    Das  muss  man  wenigstens  offe  r 

10*  n 
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inerkeDiiDn.  Üunit  ist  ja  Docb  oicbl  gassgt.  dsss  dies  batecbEi^e  Ziel  dos  Socialis- 
nius,  „pUn massige"  statt  tegellosei  Productlon,  rOllig  erreichbar  iiei,  well  das  an' die 
Erfüllung  der  atlgemeinen.  sIs  nnerfilllbar  erscheinenden  Voranssel jungen  des  aociali- 
stiachen  Wirtbschafls-  nnd  Bochts»y»lems  gekaUpft  vILie.  Aber  die  DUgDOie  des 
Uetiels  ist  deshalb  doch  ricblig  gcstolll,  wenn  «ucb  das  therapeutiscbe  VcTfAhrea 
nicht  Tollsl&adig  ausführbar  bl.  Umsomehr  ist  eiau  partiullo  Abhilfe  in  einer  parlioU 
inhglicben  ..planmtraigen  Regelung  der  Produclian"  —  eltraa  Weiteres  habe  ich 
nie  befUrvDrtet  —  ^iod  Oben"  al^  lösbare  Aufgabe  anzaerlLeunen.  womit  das  Speca- 
latioD^moment  woolgstens  anf  einigen  Gebieten  eotfUll  und  damit  dia  HaoptnrMohu 
der  Kriten.  Vgl  oben  §.  59.  Siehe  jetzt  «uch  den  Artikel  Kriuen  roo  UerkuRi  im 
HBudwBrterbuch  der  Slaaa«i»ieDScbaftua  B.  4.  S.  891  S.,  daselbst  Litteratutziiaammen- 
alullniig  S.  ytO.  Eine  gate  Deberalchl  der  urs&chlichon  Momente,  der  rcrachiedenan 
Lehrmeinungen,  wo  aber  auf  Gesichtspunulc  wie  die  obigen  neileicht  auch  etwas 
hätte  eiogegangeD  werden  dürfen. 

V.  -  §,  76  [242,  243],  Entscheidung  über  das  Zug- 
recht  nach  den  Bchliesslichen  socialßkonoiiiiscbeii 
Wirkungen  beschränkenderer  und  freierer  Gesetz- 
gebung. Wenn  man  sich  die  im  Vorausgehenden  dargelegten 
Wirkungen  der  Freizügigkeit  vergegenwärtigt,  so  wird  man  uube- 
taugen  zugestehen  mUssen,  dasB  die  Bedenken  gegen  dieses  Recht, 
gerade  auch  vom  wirthschaftlichen  Standpuncte  aus,  schwer  genng 
wiegen.  Auch  eine  Aliwägung  der  V'ortheile  und  Nachtheile  fuhrt 
mindestens  nicht  sicher  zu  dem  Ergebnis^,  dass  die  ersteren  un- 
bedingt vorwalten  und  deshalb  die  letzteren  eben  einmal  mit  in 
den  Kauf  genommen  werden  müssen,  eine  Bewcisftlhrang,  welcher 
sich  objectivere  Anhänger  der  Theorie  der  freien  Concnrrenz  mit- 
unter bedienen.  Für  die  BchlieasHche  Entscheidung  und  daher  für 
die  Gestaltung  des  Compromisses  zwischen  den  Forderungen  der 
Einzelfreiheit  und  der  GcmeinschaftBiDteressen  (§.  69)  mltssen  des- 
halb um  so  mehr  die  letzten  socialen  nnd  (ikononiischen  Wirkungen 
einer  mehr  das  Individuum  beschränkenden  und  einer  freieren 
Gesetzgebung  auf  dem  Gebiete  des  Verkehrsrechts  im  Allgemeinen 
und  des  Eherechts  und  des  Zug-  und  Niederlassungsrechts  im  Be- 
sonderen mit  in  Betracht  gezogen  werden. 

A.  Eine  beschränkende  Gesetzgebung  hat  im  Wesentlicbeu 
wohl  folgende  Wirkungen. 


neuen  Hanssinnds  in  allen  Heimatbsori  durch  die  Erwcrbsverbattniase  schwieriger 
ist.  (Ein  Bei^iiiel  bietet  Süi)de»lscbland.  besonders  Baieru  bis  in  die  neuere 
Zeit,  ohemala  Uanoorer.  gegenüber  Pteassen.)  Das  sociale.  «rirthscb>ftlichu. 
Iialiäscbe  Lebea  ist  conserrativer.  Alles  behäbiger.  Die  Bevölkerung  der  SlUtv 
■flchai  nicht  w  rasch.  Aber  der  winhschaftliche  FortBchriK  ist  auch  leicht  auf 
.-Uleu  Ciebielen  langsamer,  und  mit  deswegen,  weil  die  C«ncurreu<t  nicht  so  stark 
idrkt.  Die  Industrie  insbeaendero ,  der  Grossbetiieb  specteil  entwickeli  sieb,  wenn 
überhaupt,  so  jeden&lls  schwerer,  langsamer.  Viele  energische  oud  luohligo  Elemanta 
koounen  auch  gegen  das  Gosastmtinlercase  nicht  so  zur  Geltung,  zum  viRhsobi' 
liehen  prodnctiien  Schaffen,  wie  bei   freierer  Geseligehuig.     Gerade  aie   rerkomsM 
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dann  wohl  oder  gerathen  anf  Abwege  oder  werden  znr  Answandemog  gedr&ngt. 
Viele  Unbilligkeiten  nnd  Härten  der  Beschränkungen  treffen  femer  Einzelne,  besonders 
zahlreich  aas  den  unteren  ärmeren  Glassen,  nnd  dies  bereitet  Erbitterung.  Denn 
Dicht  nur  wird  nnrermeidlich  bei  der  Handhabung  beschränkender  Gesetze,  besonders 
solcher  anf  dem  Gebiete  des  Eherechts  nnd  des  Zog-  nnd  Niederlassnngsrechts,  im 
Einzelnen  oftmals  gefehlt  nnd  kommen  nnlantere  NebeneinflQsse  leicht  mit  znr  Geltung, 
selbst  bei  scharfer  Controle  der  unteren  ExecntiTorgane  7on  Oben,  der  Gemeinde- 
rerwaltangen  rom  Staate  ans.  Es  ist  auch  abgesehen  davon  unmöglich,  selbst  bei 
durchaus  gesetzmässiger  Anwendung  des  Rechts  auf  den  einzelnen  Fall,  immer  Härten 
imd  Unbilligkeiten  auszuschliessen.  Wie  alles  Recht,  muss  auch  das  hier  in  Frage 
stehende  Ehe-  und  Zugrecht  u.  s.  w.  schablonenhaft  rerfahren  und  kann  nicht 
casuistisch  jeden  einzelnen  Fall  berücksichtigen.  Die  Einwendungen,  welche  die 
Schule  der  freien  Goncurrenz  aus  solchen  Verhältnissen  gegen  Beschränkungen  des 
yeri[ehr8rechts  entnimmt,  sind  daher  auch  nicht  unrichtig,  nur  beweisen  sie  zuviel; 
veil  sich  mit  ähnlichen  Argrumenten  ein  grosser  Theil  des  Rechts,  z.  B.  auch  des 
Criminalrechts,  des  sonstigen  Yerwaltungsrechts.  als  unhaltbar  hinstellen  lässt. 

Schliesslich  handelt  es  sich  immer  um  die  grossen  Dnrch- 
scbnittswirknngeD.  Diese  sind  bei  der  beschränkenden  Ge- 
setzgebung anf  dem  Gebiete  des  Verkebrsrechts  doch  wohl  ans 
dem  einfachen  Grande  im  Ganzen  günstiger  zu  beurtheilen  als  bei 
der  radical  freiheitlichen  Gestaltung  dieses  Rechts  nach  dem  blossen 
Individualinteresse,  weil  die  grosse  Mehrzahl  der  Menschen  aus 
Mittelschlag  besteht  und  den  Voraussetzungen  der  Concurrenztheorie 
nicht  entspricht.  Für  diesen  Mittelschlag  ist  auch  ein  regel- 
massigerer  Gang  der  Production,  wie  er  hier  stattfindet,  günstiger. 
Und  dasselbe  gilt  vom  Ueberwiegen  der  agrarischen,  der  hand- 
werklichen nnd  kleinindustriellen  Thätigkeit  trotz  der  technischen 
Mängel,  die  dabei  bleiben  mögen. 

B.  Die  freiere  Gestaltung  der  Gesetzgebung  über  die  socialen 
Freiheitsrechte  bildet  zugleich  mit  die  rechtliche  Voraussetzung  der 
Zustände,  welche  im  5.  Buch  des  Theils  I  als  günstige  (§.  311) 
und  als  oachtheilige  Folgen  (§.  317  ff.)  des  Systems  der  freien 
Goncurrenz  nachgewiesen  wurden.  Sieht  man  in  letzterer  Beziehung 
auch  von  dem  gerade  besonders  häufigen  und  bedenklichen  Siege 
der  gewissenloseren  Elemente  ganz  ab  (I,  §.  320),  so  hat  der  Sieg 
der  begabteren  (kräftigeren)  Elemente  und  des  Grossbetriebs  auch 
neben  seinen  günstigen  Folgen  für  das  Gesammtinteresse  über- 
wiegende Bedenken  gerade  für  das  Wohl  jener  Masse  der  Be- 
völkerung, welche  den  grossen  Mittelschlag  in  Bezug  auf  körper- 
liche, geistige  und  Charactereigenschaften ,  auf  Leistungsfähigkeit 
and  wirkliche  Leistung  bildet.  Unter  Hinweis  auf  die  Ansführungen 
im  1.  Theile  hier  nur  noch  Folgendes  zur  weiteren  Begründung 
dieser  Ansicht. 

Die  Ehefreiheit,  die  Freizügigkeit,  die  Geverbefreiheit  und  eo  viele  andri.* 
t^Freiheiten'^  des  modernen  YerkehrsrcchtB  stellen  an  Jeden  die  Zumuthnng  höchst- 
möglicher  Intelligenz  nnd  Thatkraft,  der  Fähigkeit  sein  eigenes  ökonomisches 
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und  flociiles  Interesse,  seine  eigene  Begabung,  seinen  eigenen  Gbaracter  richtig  und 
jedenfalls  richtiger  als  irgend  ein  Anderer  zn  benrtheilen;  die  Znmnthang,  sich  auch 
nach  eingetretener  Entt&nschnng  nicht  entmnthigen  zn  lassen,  nm  immer  wieder  das 
wenigstens  relati?  Richtigste  zn  w&hlen.  Diesen  Znmuthungen  entspridit  aber  nur 
ein  Theil,  eine  Minorit&t  des  Volks,  ein  andrer,  weit  grosserer  Theil  ent- 
spricht ihnen  nicht. 

1.  Diejenigen  Elemente  der  BevOlkerong,  welche  an  sich  oder  durch  das  GlQck 
begünstigt  diesen  Znmnthungen  wirklich  entsprechen,  gedeihen  gewiss  im  Allgemeinen, 
wenn  man  7on  den  Yersnchnngen  der  Gewissenhaftigkeit,  denen  gerade  sie  leicht  aus- 
gesetzt sind,  absieht,  bei  einer  möglichst  freien  Gestaltung  des  Yerkehrsrechts  am 
Besten.  Und  ihr  Ökonomisches  GedeUien  kommt  anch  mehr  oder  weniger  nnd  wohl 
fast  immer  doch  in  Etwas  der  Gesammtheit,  also  auch  den  übrigen  minder  b^higten 
Elementen  zn  Gate.  Sie  sind  die  Pioniere  des  wirthschafUichen  Fortschritts,  die 
Männer  des  to  go  ahead-spirit,  sie  werden  die  Gründer  nnd  Leiter  der  grossen  neoen 
Wirthschaftsexperimente,  die  Entdecker  nod  Erfinder,  sie  errichten  die  grossen  Dnter^ 
nehmnngen,  sie  bilden  die  neoen  grossen  PriratvermOgen,  aas  ihnen  geht  die  neae  öko- 
nomische Aristokratie  hervor.  Sie  fördern,  wie  die  Schale  rühmt,  in  aasserordentlichem 
Maasse  die  Prodaction,  und  wenn  ihr  eigenes  Einkommen  and  YermOgcn  davon  anch 
in  erster  Linieden  Yortheil  hat:  die  ganze  BevOlkerang  nimmt  daran,  freilich  „mehr 
oder  weniger"',  mit  Theil. 

2.  Aber  andererseits  unterliegt  es  auch  keinem  Zweifel,  dass  die  grosse 
Masse,  der  Mittelschlag,  jenen  Zamuthungen  nicht  entspricht  und  dass  das 
radical  freie  Yerkehrsrecht  ^  dieselbe  daher  doch  überwiegend  bedenklich  wirkt, 
namentlich.  Ökonomisch  betrachtet,  in  Bezug  auf  die  YertheUung  des  Productions- 
ertrags.  Wird  ron  den  natürlichen  Eigenschaften  and  Ffthi^eiten  selbst  abgesehen, 
so  würde  die  grosse  Masse  jener  Zumuthung  nur  dann  entsprechen,  wenn  die  indiri- 
duelle  Selbsterkenntniss  ebenso  verbreitet  w&re,  wie  sie  es  bekanntlich  nicht  ist  Jeder 
pflegt  an  seine  BeflihiguDg  für  den  Beruf  seiner  Wahl,  an  sein  Glück,  an  die  Bichtig- 
keit  seiner  Schritte  im  Leben  zu  glauben.  Das  freie  Yerkehrsrecht,  die  Freizügigkeit 
speciell  ermöglicht  nicht  nur,  sondern  verführt  auch  zur  Yoruahme  desjenigen  Schrittes, 
welcher  gerade  lockend  erscheint  Das  städtische  Leben,  die  bessere  Yerwerthung 
der  Arbeitskraft  in  der  Stadt  und  in  der  Industrie  bei  zugleich  meistens  leichterer 
Arbeit  und  grosserer  Ungebnndenheit  des  ganzen  Leben,  die  Genusssacht,  die  Hoff- 
nung, sein  Glück  zu  machen,  Einkommen,  vielleicht  grosseres  YermOffen  za  erwerben, 
lockt  hinaas  and  treibt  eine  Zeitlang  rastlos  weiter.  Die  vom  Glück  begünstigten,  die 
begabteren,  oft  auch  die  gewissenloseren  Elemente  wissen  geschickt  in  die  Speichen 
des  Rads  zu  greifen  und  sich  auf  den  Wagen  der  Fortana  zu  schwingen.  Die  grosse 
Mehrzahl  bleibt  zarück,  wird  zar  Seite  und  unter  die  R&der  geworfen,  verkümmert, 
verwahrlost,  stirbt  und  verdirbt  Einmal  von  der  heimischen  Scholle,  von  Yerwandten 
und  Bekannten  losgelöst,  vom  Misserfolg  verbittert,  nur  über  sich,  nicht  anter  sich 
sehend,  stets  den  Yerhftltnissen,  den  Anderen,  den  Höherstehenden,  den  Reicheren, 
niemals  sich  selbst  die  Schuld  zuschiebend  wird  ein  solcher  BevOlkerungstheil  durch 
die  Freizügigkeit  and  ähnliche  Rechte  in  der  That  zam  Nomadenthom  and  zar  Plage 
für  die  Gesdlschaft  wie  für  sich  selbst 

Eine  solche  Entwicklang  der  socialen  Verhältnisse  ist  ein 
theurer  Preis  fttr  die  etwaige  Steigemng  des  Prodactionsertrags, 
für  die  Kostenermässignng  nnd  selbst  ftlr  die  etwaige  Arbeits- 
erleichterung der  Handarbeiter  bei  besserer  Prodactionstechnik,  wie 
im  Grossbetrieb,  ftlr  die  Blflthe  einzelner  Industriezweige  nnd  für 
das  erwünschte  Emporkommen  einiger  tüchtiger  ElementCf  welchen 
ein  beschränkendes  Verkehrsrecht  den  Boden  fttr  seine  Entwicklung 
verengt  oder  wegnimmt. 

Ygl.  zu  Obigem  im  Allgemeinen  Schmoller's  Kleingewerbe,  besonders  den 
Schiassabschnitt  S.  652  fiP.,  666  ff.  Auch  Brentano,  Arbeitergilden  II,  passim,  be- 
sonders Kapitel  5.    Namentlich   Thun's   genannte  Arbeiten.    LandwirthschafUiche 
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Jfthrbücher  1878,  S.  308  ff.  —  Nicht  nor  in  der  sooialistlschen  Litteratar,  wo  man 
far  derartige  Bedenken  natttrlich  keinen  Sinn  liat,  sondern  auch  in  der  „nen-liberal- 
indindaaliaiischen''  Litteratnr  (wie  man  sie  rieUeicht  nennen  könnte),  welche  den 
Groasbetrieb  ans  ökonomisch-technischen  and  cultorhistorischen  RQcksichten,  zwar  nicht 
durcbans  nniichtig,  aber  einseitig  und  übertreibend  gUnstig  beurtheilt  (neuerdings 
Brentano,  r.  Schalz-G&rernitz,  Losch  u.  A.  m.) ,  scheint  mir  eben  die  dar- 
gelegte Seite  aller  dieser  Verhältnisse  zn  wenig  gewürdigt  za  werden.  Zom  Beleg  für 
meine  Ansicht  beziehe  ich  mich  auf  die  Schilderungen  Liebich's  in  seiner  Schrift 
„Obdachlos*'  und  auf  mein  Vorwort  dazu,  wdches  ich  mit  den  Sätzen  auf  voriger 
Seite  150  glaubte  abschliessen  zu  dürfen. 

VI.  —  §.  77  [244].  Principielle  Statthaftigkeit  einer 
Beschränkung  der  Freizügigkeit.  Das  Ergebniss  des 
Voransgehenden  ist,  dass  ans  dem  volkswirthschafüichen  und  social- 
politischen  Gesichtspnncte  wegen  der  Polgen  für  die  Gemeinschaft 
und  die  Einzelnen  eine  Beschränkung  der  Freizügigkeit  als  prin- 
cipiell  berechtigt  erscheint.  Eine  solche  Beschränkung  wirkt  hier 
weiter  als  bei  einem  der  drei  anderen  socialen  Freiheitsrechte.  Sie 
ist  aber  auch  nothwendiger  und  hat  dabei  weniger  Bedenken  als 
namentlich  die  directe  Beschränkung  der  Eheireiheit,  während  sie 
mittelbar  zu  einer  Beschränkung  der  letzteren  führt  (§.  64).  Sie 
bewirkt  ausserdem,  dass  andere  nachtheilige  Gonsequenzen  des 
modernen  Wirthschaftsrechts  und  Wirthschaftslebens  nicht  so  stark 
hervortreten  können.  Eine  Beschränkung  der  Freizügigkeit  be- 
deutet soviel  wie  die  Einführung  eines  Hemmungsrads  in  den 
Mechanismus  des  Verkehrs,  namentlich  in  den  Gang  der  speculativen 
Prodoction.  Die  dadurch  bewirkte  Verlangsamung  der  Bewegung 
jenes  Mechanismus  ist  überwiegend  vortheilhaft  für  alle  Betheiligten, 
besonders  für  die  arbeitenden  Classen  und  schliesslich  für  die  ganze 
Volkswirthschaft.  Denn  diese  Verlangsamnng  führt  zur  grösseren 
Oleichmässigkeit  der  Production  und  Gonsumtion  und  der  wirth- 
scbaftlichen  Lage  der  ganzen  Bevölkerung.  Die  Ueberspeculation 
auf  der  einen,  die  Krise  auf  der  anderen  Seite  wird,  wenn  nicht 
verhütet,  so  doch  in  ihrer  Intensität  gelindert  und  der  in  kurzen 
Perioden  regelmässig  sich  vollziehende  Wechsel  erschwert.  Da- 
mit wird  eine  der  schlimmsten  Seiten  unserer  heutigen  Volkswirth- 
schaft gebessert. 

Von  der  Beschränkung  der  Freizügigkeit  gilt  aber,  was  oben 
von  derjenigen  der  socialen  Freiheitsrechte  im  Allgemeinen  gesagt 
wurde  (§.  59) :  sie  kann  und  darf  nur  in  begrenztem  Umfange  eine 
einfache  directe  Beschränkung  in  der  Weise  der  früheren  Zeit 
sein.  Das  ist  aber  fUr  den  Zweck  auch  gar  nicht  nöthig,  welcher 
durch  eine  reale,  aus  den  gesammten  Lebensverhältnissen  der 
Bevölkerung   hervorgehende   und   so  indirect  darauf  hinwirkende 
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Beschränknng  der  Freizügigkeit  am  Besten  und  ohne  die  harten 
Störungen  für  das  Individuum  wie  im  älteren  Zngrecht  erreicht 
wird.  Die  Beschränkung  mnss  sich  daher  hauptsächlich  indirect 
als  nothwendige  Folge  theils  einer  veränderten,  mehr  gemein-,  be- 
sonders zwangsgemeinwirthschaftlichen  Organisation  der  Volkswirth- 
schallt,  theik  anderer  tiefgreifender  Reformen  im  Gebiete  des  privat- 
wirthschaftlichen  Systems  und  seines  Rechts  auf  den  verschiedensten 
Specialgebieten  ergeben :  namentlich  in  der  Richtung  einer  Dämpfung 
der  Speculation  und  der  speculativen  Ausbeutung  der  Conjuncturen, 
in  den  Beziehungen  zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgebern,  in  der 
Gewerbe  Verfassung,  im  Armenpflegereoht  und  ttberhaupt  auf  all' 
den  oben  am  Schluss  des  §.  59  schon  genannten  einzelnen  Ge- 
bieten und  nach  den  dort  und  im  folgenden  §.  78  hervorgehobenen 
Gesichtspuncten.  Nur  soweit  die  Anforderungen  des  Armenrechts 
es  nothwendig  machen  und  soweit  nicht  auf  eine  andere  Weise 
indirect  vorgebeugt  werden  kann,  werden  wieder  einzelne  der 
älteren  directen  Beschränkungen  zu  erwägen  sein. 

Eine  nfthere  Ansfühning  dieser  Puncte  gehOrt  nicht  in  diese  Grandlegung,  son- 
dern in  die  Innere  Verwaltangslehre  und  zum  Tbeil  in  den  speciellen  ond  pnctischen 
Theil  der  Politiscben  Oekonomie,  namentlich  was  die  Regelong  des  Versichernngs-, 
des  Hilfecassenwesens  und  der  ArmennnterstOtzung  anlangt.  Die  Erörtemng  in  §.  7S 
entb&lt  daher  auch  nicht  eine  erschöpfende  Beliandlnng  der  Frage,  sondern  beschränkt 
sich  auf  Herrorbebung  einiger  leitender  Gesichtspuncte,  zugleich  zur  weiteren  Ans- 
ffthmng  der  Bemerkungen  in  §.  59.  Zu  beachten  ist  auch  dafar  nur  wieder,  dass  die 
FreizUgigkeitsfrage  in  einer  Zeit  immer  st&rker  vorwaltender  st&dtischer  Bofölkerung 
und  industrieller  Prodnction,  zumal  bei  den  beutigen  Communicationsmitteln,  eine  ganz 
andre  Gestalt  und  Bedeutung  erlangt  als  früher,  bei  ▼orbeirschendem  Ackerbau  und 
unentwickelten  Communicationen. 

Die  Ausdehnung  zwangsgemcinwirthschaftlicher,  staatlicher  und  communaler 
Production  führt  practisch  namentlich  zu  einer  Einengung  des  Gebiets  des 
Actiengesellschaftswesens,  dessen  höchst  nachtheiligor  Elnfluss  auf  die  Spe- 
cnlationsbewegung  1871  ff.  in  Deutschland  und  Oesterreicb,  wie  fraher  in  anderen 
L&ndem  so  besonders  stark  herrorgetreten  ist  (vgl,  Oechelhäuser,  wirthschafüiche 
Krise,  S.  31  ff..  M.  Wirth,  Oesterreichs  Wiedergeburt,  Wien  1875,  passim,  S.  30  ff.). 
Alles  weitere  Studium  und  alle  neuere  Urtheile  über  das  Actienwesen  und  Yorschlfige 
zur  Verbesserung  desselben  haben  mich  nur  immer  mehr  in  der  Ueberzeugung  be- 
stärkt, die  ich  im  Jahre  1873  in  meinem  Referat  tlber  die  Actienfrage  auf  dem 
Eisenacher  socialpolitischen  Congresse  vertrat:  dass  die  Reform  des  Actienrechts 
erst  in  zweiter  Linie,  die  principielle  Einengung  des  Gebiets  des  Actien- 
wesens  mittelst  Ausdehnung  der  öffentlichen  Untemehmungsform  in  erster  Linie  steht. 
Im  Texte,  besonders  in  §.  59,  77,  78  werden  nur  weitere  Consequenzen  aus  dieser 
Ansicht  gezogen,  durch  welche  die  Wahrheit  und  die  practische  Tragweite  der  letz- 
teren noch  sch&rfer  hervortritt.  (Vgl.  im  Debrigen  die  genannten  Eisenacher  Ver- 
handlungen 1873  ond  mein  Referat  mit  Anmerkungen  in  Hildebrand's  Jahrb.  1873,  II). 
Die  Erfahrungen  in  der  jüngsten  Speculationsftra  1888  ff.  haben  meine  Ansicht  nicht 
widerlegt  und  auch  wohl  gezeigt,  dass  eine  blosse  Reform  des  aUgemeinen  Actien- 
rechts (wie  in  der  deutschen  Novelle  von  1884),  zumal  ohne  weitere  Specialisirong 
desselben  oder  ohne  ein  daran  sich  schliessendos  System  von  einzelnen  Gesetzen, 
welche  nach  Zwecken  der  Unternehmung  die  Actiengesellschaften  unterscheiden,  dem 
Uebel  nicht  genügend  abhilft.  Dass  ausserdem  die  mangelhafte  BOrsenorganisa- 
tion  und,   wohl  mehr  noch,  die  ungenügende,  eigenüich  fehlende  Bankgesetz- 
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gebnng,   besonders  für  Depositen-  und  ESectenbanken,  starke  Mitschuld  haben,  soU 
oatürüch  nicht  gel&agnet  werden. 

Man  kann  einwenden,  dass  meine  Vorschlftge  anf  L.  Blanc's  Ideen  und  Pläne 
in  seiner  Organisation  du  travail  zurückgehen,  die  freie  Concarrenz  der  Privaten  durch 
die  stärkere  Concarrenz  des  Staats  zu  bekämpfen.  Diese  Ideen  enthalten  aber  auch 
eisen  richtigen  Kern,  den  ich  gern  adoptire.  Sie  gehen  nar  zn  weit,  indem  die 
Fähigkeit  des  Staats,  Cntemehmangen  zu  betreiben,  tiberschätzt  wird;  deshalb  sind 
(^eirisse  passende  Gebiete  auszusuchen,  wie  ich  es  Teisuche.  Darin  liegt  auch 
der  Dnterschied  meiner  Au£Ea8sang  rem  Sodalismos.  Ich  beziehe  mich  u.  A.  auf 
meine  Aufsätze  über  Staatssocialismus  (Ttlb.  Ztschr.  18S7)  und  über  Yersicherungs- 
vesen  (ebenda  ISSl). 

VII.  —  §.  78  [244a].  Reale  Beschränkung  der  Frei- 
zflgigkeit  durch  wirthschaftsorganisatorische  Maass- 
regeln. Der  wichtigste  Gesichtspunct  für  die  Erreichung  des  an- 
gegebenen Zieles  muss  in  unseren  Volkswirthscbaften  technisch  und 
ökonomisch  hoch  entwickelter  Industrie  sein:  zu  verhindern,  dass 
jede  günstige  Gonjunctur  gleich  übertrieben  ausgebeutet  werde, 
denn  dies  ftihrt  notbwendig  stets  zu  Rückschlägen.  Daher  einmal 
soweit  als  es  technisch  und  ökonomisch  möglich,  an  Stelle  der 
priyatwirtbscfaaftlichen  gemeinwirthschaftliche  Production,  wodurch 
der  Speculation  mehr  Gebiete  entzogen  werden.  Sodann  Anbringung 
von  Hemmungen  im  privatwirthschaftlichen  System,  damit  da,  wo 
es  fnngiren  muss,  ein  gleichmässigerer  Gang  der  Production  inne 
gehalten  werde.  Erst  in  dritter  Linie,  soweit  die  beiden  genannten 
Mittel  nicht  wirksam  zu  machen  sind,  darf  an  eine  formal -recht- 
liche Beschränkung  der  Freizügigkeit  in  der  Weise  des  älteren 
Zagrechtes  gedacht  werden. 

1.  Die  weitere  Ausdehnung  des  gemeinwirthschaftlichen  Systems, 
besonders  auch  anf  passend  gewählte  Gebiete  der  Sachgüterpro- 
duction,  ist  eben  deshalb  mit  zu  fordern,  weil  sie  zugleich  günstige 
Folgen  fUr  die  Bevölkerungsbewegung  mit  sich  bringt. 

Es  gilt,  Gebiete  wie  vor  Allem  das  Gommunicationswesen  und  die  Verkehrs- 
anstahcn,  namentlich  den  auf  alle  Zweige  der  volkswirthscbaftlichen  Prodnction  so 
stark  einwirkenden  Eisenbahnbau,  möglichst  der  priratwirthschaftlichen  Specalation  zu 
entziehen,  neben  den  anderen  Gründen  auch  um  die  zeitliche,  durch  Eheschliessungen 
Qnd  Geburten  yermittelte  und  die  Ortliche,  darch  Ab-  und  Zuzug  bewirkte  Bevölkerungs- 
bewegung gleicbmissiger  zu  machen.  Dies  zu  bewirken  liegt  sehr  wohl  in  der  Macht 
^d.  wenn  man  sieb  die  gdnstigen  Folgen  der  bezeichneten  Art  vergegenw&rtigt,  auch 
in  der  Pflicht  des  Staats.  Natürlich  darf  der  Staat  und,  soweit  sie  mit  eintritt,  die 
ücmeinde  nicht  den  Fehler  begehen,  die  Fon  Ihr  übernommenen  Gebiete  der  materiellen 
Production  zeitlich  ebenso  ungleichm&ssig  zu  cultiriren,  als  dies  seitens  der  Privat- 
speculation    geschieht.^)      Aber    es    ist    nicht    unmöglich,    diesen    Fehler    zu    yer- 

^)  Dies  war  öfters  ein  Fehler  beim  Staatseisenbahnbau  auch  in  deutschen  Staaten« 
besonders  neuerdings.  So  waren  z.  B.  in  Preussen  Anfang  1876  aus  Crediten  für 
Staatseisenbahnanlagen  noch  489.2  Millionen  Mark  verfügbar,  deren  gleichmfissigere 
Verwendung  an  sich  erwünscht  gewesen  w&re,  aber  auch  nicht  so  erfolgte.  W&re 
nicht  der  Niedergang  der  sonstigen  gewerblichen  Thätigkeit  gewesen,  so  hätte  sich 
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meiden.*)  Die  erforderlichen  Finanzoperationen  lassen  sich  sehr  wohl  dieser  For- 
derung entsprechend  einrichten.  Kamentlich  bietet  hier  eine  rationelle  Benutzung  des 
öffenüichen  Gredits  nOthigenfalls  eine  gnte  Mithilfe. 

Auf  allen  Gebieten  seiner  Thätigkeit  mass  der  Staat  nur  Hyper- 
centralisation  und  Concentration  aller  obersten  Behörden  in  der 
Hauptstadt  oder  starke  Arbeitermassen  beschäftigender  Productions- 
betriebe  an  wenigen  Orten  vermeiden,  um  nicht  dadurch  den  Zuzug 
der  Bevölkerung  nach  und  die  Übermässig  starke  und  rasche  An- 
häufung derselben  an  einzelnen  Orten  seinerseits ,  wenn  auch  nur 
indirecty  zu  begünstigen.  Eine  richtige  Verwaltungspolitik,  welche 
sich  des  Einflusses  ihrer  einzelnen  Maassregeln  auf  die  zeitliche 
und  örtliche  Bewegung  der  Bevölkerung  bewasst  ist,  kann  hier 
viele  der  vorhandenen  Uebelstände  beseitigen. 

Wird  in  dieser  Weise  verfahren,  so  fällt  ein  grosser  Theil 
der  Bedenken  gegen  das  jetzige  Recht  der  Freizügigkeit  fort 
Denn  wenn  dieses  Recht  auch  nach  dem  Interesse  des  Individuums 
gestaltet  bleibt,  so  kann  sich  dieses  Interesse  bei  der  dargelegten 
Einengung  des  Gebiets  des  privatwirthschaftlichen  Systems  nicht 
mehr  so  einseitig  und  zum  Nachtheil  der  Gemeinschaft  und  schliess- 
lich so  vieler  Individuen  selbst  geltend  machen.  Gerade  dies  zu 
verhüten,  ist  die  Aufgabe.  Und  so  wirkt  die  erörterte  Umgestaltung 
der  volkswirthschaftlichen  Organisation  segensreich  als  indirecte, 
aber  reale  Beschränkung  der  Freizügigkeit  Die  Bevölkerungs- 
bewegung wird  wenigstens  theilweise  dem  sie  sonst  so  stark  be- 
herrschenden Einflüsse  des  Gangs  der  privatwirthschaftlichen  Specu- 
iation  entzogen. 


das  wieder  nachtbeilig  endesen.  Jetzt  war  es  relatiy  gOnstig.  Auch  darin  zeigt  sich 
schon  ein  Vorthoil  der  gemein wirthschafUichen  Prodaction;  sie  kann  und  hat  hier  die 
zeitlichen  Schwankangen  der  privatwirthschaftlichen  Prodaction  etwas  ausgleichen 
helfen.  Fttr  Eisenbahnzwecke  sind  der  preussischen  Regierung  1872 — 78  an  Grediten 
769.6  Millionen  Mark  gewährt.  Der  fianverwaltung  wurden  überwiesen  1872 — 76 
bez.  47.8,  47.6,  91,  81.6,  110.4,  im  1.  Quartal  1877  16.0,  1.  April  1877—78  115J, 
1.  April  bis  SO.  November  1878  84.5  Millionen  Mark.  Seit  der  grossen  preassischea 
Verstaatlichangs&ra  zeigt  sich  in  dem  ziemlich  regelmässigen  Ansban  des  Netzes  der 
Nebenbahnen  (Secnndärbahnen)  daher  der  angedeutete  Vortheil  immer  mehr,  —  eine 
weitere  günstige  Seite  des  Staatsbahnprincips  (siehe  Finanzwissenschaft  I,  3.  Auflage, 
§.  272)  neben  der  anderen ,  dass  der  Bezug  der  Gesammtrente  des  Bahnnetzes  durch 
den  Staat  die  finanzielle  Möglichkeit  des  Ausbaus  auch  unrentabler  Linien  schafft 

^)  Dies  ist  mir  bestritten  worden  im  Hinblick  auf  die  Abhängigkeit  der  Re- 
gierung von  politischen  Stimmungen,  Parlamenten  u.  s.  w.  Gewiss  liegen  hier  Schwierig- 
keiten vor.  Aber  in  dem  maassgebenden  Puncto  besteht  ein  Unterschied:  die  Be- 
gierung  und  die  Volksvertretung  wie  die  Privatspeculanten  können  die  Causalzusammen- 
hänge  erkennen,  aber  die  beiden  ersteren  vermögen  allein  demgemäas  zu  handeln, 
während  die  Speculation  dies  niemals  vermag,  weil  sie  den  günstigen  Augenblick  ftkr 
sich  wahrnehmen  muss  oder  Überhaupt  nicht  fangiren  kann.  Dies  wende  ich  auch 
gegen  die  Ausführungen  von  Nasse  ein  in  seinem  Aufsatz  „über  Verhütung  der 
Productiooskriscn  u.  s.  w,'\  Jahrbuch  for  Gesetzgebung  u.  s.  w.  1879,  Heft  1,  S.  167  C 
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2.  Aaf  dieses  Ziel  ist  aach  anf  dem  grossen  Gebiete  der  Pro- 
dactioD  hinzuwirken  y  welches  dem  privatwirthschaftlichen  System 
wahrscheinlich  endgiltig  oder  wenigstens  für  anabsehbar  lange  Zeit 
verbleiben  wird.  Es  mnss  hier  eine  Erschwerung  der  Speculation 
eintreten,  so  dass  der  Gang  der  Prodnction  gleichmässiger  wird 
UDd  die  wechselnden  Conjnnctnren  weniger  tiefgreifende  und  um- 
fassende Verändemngen  in  diesem  Gange  herbeiführen.  Dieses 
lässt  sich  durch  die  directe  Beschränkung  der  Freizügigkeit  in 
der  Weise  des  früheren  Zug-  und  Aufenthalts-  und  Niederlassungs- 
rechts erreichen.  Soll  diese  directe  Beschränkung  aber  aus  anderen 
Grflnden  und  wegen  der  nothwendigen  und  berechtigten  Rücksicht 
anf  die  individuelle  Freiheit  in  unserer  Calturperiode  vermieden 
werden,  so  müssen  umgekehrt  Mittel  gewählt  werden,  welche  die 
Speculation  und  die  Ausbeutung  der  Conjuncturen  durch  sie  er- 
schweren nnd  dadurch  wiederum  indirect,  aber  gleichfalls  real  zu 
einer  thatsächlichen  Beschränkung  der  Freizügigkeit  führen. 

Als  ein  hierzu  mit  anzuw^endendes  Mittel  erscheint  eine  Einrichtang,  darch 
▼eiche  die  Lasten,  welche  die  Freizügigkeit  mit  sich  bringt,  möglichst  auf  die  Schaltern 
Derjenigen  gawüzt  werden,  welche  zameist  die  wirklichen  oder  die  ihrer  individaellen 
Meinung  nadi  Terhandenen  Vortheile  ?on  der  Freizügigkeit  haben:  die  Arbeitgeber 
Qod  die  Arbeiter.  Zu  diesem  Zwecke  moss  namentlich  die  Armenlast  in  den  be- 
tfaeiligten  Kreisen  Ton  der  Gemeinde  förtgenommen  and  aaf  die  in  einem  amfassenden 
Hilfiioikssen-  oder  Yersicherangswesen  mittelst  des  Princips  des  Gassenzwangs  rer- 
bundenen  Arbeiter  and  Arbeitgeber  Übertragen  werden:  eine  Forderang,  welche 
allerdings  mit  der  weiteren  FoiSerang  einer  wieder  mehr  corporatiFen  Organisation 
der  Qewerke  zusammenhangt,  aber  aach,  richtig  verwirklicht,  einen  werthvollen  prac- 
tischen  Anfang  za  einer  solchen  Organisation  büdet.  Es  wird  dadarch  einmal  die 
ArmenUst  viel  gerechter  yertheilt,  w&hrend  die  jetzige  Yerpflichtang  der  Gemeinde 
rar  Armenonterstützang  im  Grande  eine  im  schlechten  Sinne  wahrhaft  „commani- 
stische*'  Einrieb tang  ist.  Es  wird  sodann,  was  fdr  unsere  Frage  noch  mehr  in 
Betracht  kommt,  hierdurch  die  leichte  Heranziehang  ron  Arbeitskräften  bei  jedem 
specolatiren  Aufschwang  und  folgeweise  die  Uebertreibung  der  specnlativen  Pro- 
doction  erschwert,  wenn  der  Unternehmer  umfassendere  Verpflichtungen  in  grosseren 
Beiträgen  za  den  Hüfscassen,  erentuell  auch  in  Fttrsoige  fttr  Arbeiterwobnangen 
Q.  dgL  m.  tragen  muss.  (Vgl.  die  Eisenacher  Debatte  ttber  Wohnungsnoth.  Auch 
Mauros,  Freiheit  der  Arbeit,  S.  240  ff.)  Denn  gewerbliche  Krisen  werden  stets  am 
Richtigstea  rerhatet,  wenn  retardirende  Gewichte  in  der  Periode  des  speculativen 
Aa&chwongs  angebracht  werden.  (Mit  Kecht  betont  auch  Oechelh&user  a.  a.  0., 
dass  die  Krise  eigentlich  in  der  Hausseperiode  schon  latent  vorhanden  sei: 
übrigens  durchaus  keine  neue  Lehre.) 

Man  konnte  einwenden,  dass  die  grossartigste  nnd  erfolgreichste  Organisation 
der  Art,  welche  wir  schon  seit  länger  besitzen,  das  Knappschaftscassenwesen 
des  Bergbaus,  nicht  die  hier  abgeleiteten  Folgen  far  die  grossere  Gleichmässlg- 
keit  der  Production  hatte.  Aber  hier  wirkt  bisher  der  Speculationsfactor  ungewöhnlich 
starte,  weil  unsere  anderen  Forderungen  nicht  erfallt  sind:  der  Bergbau  ist  tiber- 
viegend  Privat-  und  neoerdings  selbst  Actienberghan  und  die  wichtigsten  Gonsumenten 
der  Bergbauproducte,  die  Eisenbahnen,  unterstehen  vollends  stark  dem  Speculations- 
&ctor  des  privatwirthschaftlichen  Systems.  Die  grossen  Schwankungen  auf  diesen 
Specolationsgebieten  übertragen  sich  daher  nothwendig  aaf  den  Bergbau,  das  Hatten- 
vesen  trotz  der  Institation  der  Knappschaftscassen,  welche  aber  auch  noch  weiter 
eotvickelt  werden  muss.    Mittlerweile  ist  in  unserem  neuen  Arbeiterversicherangs- 
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iresen.  mit  seinen  drei  grossen  Gliedern,  der  Kranken-,  der  Unfall-  und  der  Alters- 
nebst  InvalidenTeisichening  in  der  hier  verlangten  Weise  weiter  gearbeitet  worden. 
Die  Lasten,  welche  dadorch  besonders  den  industriellen  Arbeitgebern  aufgelegt  worden 
sind,  möchten  immerhin  auch  bereits  etwas  ermässigend  auf  die  specnlatire  Aus- 
dehnung der  Geschäfte  in  Zeiten  günstiger  Gonjunctur  eingewirkt  haben.  Aber  sie 
haben  sich  freilich  hierzu,  ebenso  wie  Lohnsteigerongen,  nicht  ausreichend  genug 
gezeigt  Das  beweist  nichts  gegen  die  hier  vertretene  Ansicht,  sondern  nur,  dass 
diese  Gewichte  noch  nicht  hemmend  genug  sind.  Umsomehr  ist  auch  auf  die  ander- 
weiten Maassregeln  Werth  zu  legen. 

Der  Text  wOrtlicb  aus  der  1.  Ausgabe.  Den  Widerspruch  zwischen  unserer 
Armenpflege  und  der  heutigen  Wirthschaftsordnung,  deren  wesentlicher  Besandtheil 
hier  die  Freizügigkeit,  und  die  Noth wendigkeit  eines  allgemeinen  Versicherungswesens 
der  Arbeiter  habe  ich  hier  und  oben  in  §.  64  (frtüier  238)  schon  1876  hervorgehoben. 
Hierin  stimme  ich  mit  Brentano  in  dem  genannten  Aufsatze  über  Productionskrisen 
und  in  seiner  Arbeiterversicherung  überein. 

Im  Uebrigen  kommen  als  Mittel  zu  dem  angegebenen  Zwecke  die  oben  am 
Schluss  des  §.  59  schon  angedeuteten  Maassregeln  auf  allen  dort  genannten  Gebieten 
in  Betracht.  Besonders  wichtig  sind  darunter  die  Normen  für  das  Geld-,  Credit-, 
Bank-,  Actiengesellschafts- ,  Börsenwesen  in  der  Gesetzgebung  und  richtige  solide 
Gesch&ftsgmnds&tze  bei  den  Anstalten  des  Creditwesens,  u.  A.  eine  vorsichtige  Gredit- 
politik  der  Banken  (vgl.  Wagner,  Zettelbankpolitik,  S.  518  ff.,  542  ff..  Nasse  in  dem 
genannten  Aufsatz).  Auch  die  grossen  Gentralbanken  sind  hier  mitunter  durch  zu 
willfährige  Creditgewähmng  nicht  ohne  Schuld  an  Börsen-,  Gründungs-,  Emissions- 
ezcessen  geblieben  und  haben  gelegentlich  wohl,  wenigstens  indirect,  der  Specolation 
die  Spielgelder  zu  bereitwillig  mit  zur  Verfügung  gestellt,  bei  den  Ultimoregulimngen, 
in  der  Ausdehnung  des  Lombard-  und  Wechseldiscontogesch&fts  in  Speculations- 
zelten  u.  dgl.  m. 

3.  Unterbleibt  ein  VorgeheD,  wie  das  hier  empfohlene,  so  wird 
ein  Zurückgreifen  auf  einzelne  der  früheren  formal  rechtlichen 
Beschränkungen  der  Freizügigkeit  schwerlich  ganz  zu  vermeiden 
und  dann  auch  zu  rechtfertigen  sein.  Von  solchen  wäre  unter  der 
Voraussetzung,  dass  die  Gemeinde  die  in  erster  Linie  zur  öffent- 
lichen Armenunterstützung  verpflichtete  Gemeinschaft  verbleibt  ^)y 
die  Erhebung  von  Einzngsgeldern  am  Meisten  zu  erwägen. 

Sie  würden  in  gtlnstiger  industrieller  Gonjunctur  doch  leicht  und  ganz  erwünscht 
auf  den  Arbeitgeber  überw&lzt  werden,  bezw.  gleich  von  ihm  übernommen  werden 
müssen.  (Vgl.  Thun,  Industrie  des  Niederrheins,  S.  47,  das  Beispiel  ron  Anwerbung^ 
von  Arbeiterinnen  durch  Agenten.)  Die  Gonsequenz  des  modernen  Freizügigkeits- 
rechts ist  freilich  wohl,  dass  der  Staat  direct  in  erster  Linie,  nicht  nur  sub- 
sidiär, die  Annenlast  übernimmt,  da  das  Becht  der  Freizügigkeit  als  Staatsbürger» 
liches  gilt.  Aber  von  den  practischen  Bedenken  bezüglich  der  Ausübung  der 
Armenpflege  direct  durch  Staatsorgane  abgesehen,  dadurch  würde  nur  eine  gerechtere 
Yertheüung  der  Armenlast  erfolgen,  die  übrigen  Bedenken  gegen  die  Freizügigkeit 
bleiben  bestehen. 

4.  Auf  die  Frage,  ob  innerhalb  des  Staats-  und  Volkswirth- 
Schaftsgebietes  allen  Theilen  der  Staatsangehörigen  heimischen  Be- 

')  Die  Frage  einer  Veränderung  der  Frist  für  die  Erwerbung  des  Untei^ 
Stützungswohnsitzes,  die  in  der  1.  Auflage  hier  mit  erw&hnt  war,  betrifft  die  Ver- 
theilnng  der  eyentuellen  Armenlast  auf  die  Geburts-,  bezw.  bisherige  Wohngemeinde 
(Heimath)  und  die  Zuzugsgemeinde.  Ob  man  die  Frist  kürzer,  wie  die  erstere,  linger, 
wie  die  letztere  Gemeinde  meist  wünscht,  bestimmt,  ist  für  die  im  Text  behandelte 
Frage  ron  secundärer  Bedeutung. 
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Yölkernng  nnbedicgt  gleiche  Freizügigkeit  gewährt  werden  könne 
and  dürfe,  daher  auch  ganz  fremdartigen,  einer  anderen  Race, 
Nationalität,  Gnitarsehicht  angehörenden  Elementen  (Irenfrage  in 
Grossbritannien,  Jadenfrage  in  den  heutigen  Caltnrstaaten),  wird 
im  folgenden  Abschnitt  bei  der  Erörternng  der  internationalen  Frei- 
zügigkeit mit  eingegangen  (§.  83,  84).  Die  Frage  wird  daselbst 
nicht  anbedingt  bejaht. 

4.  Abschnitt. 
3.  Das  Aus-  und  Einwandernngsreclit. 

§.  79  [S.  477 — 481].  Yorbeinerkongen  nnd  litterarisclie  Angaben. 
Die  Ans-  and  Einvanderung  sind  zun&chst  Thatsachen  der  Ortlichen  Be- 
Töil[erang8bewegang  und  zn  anterscheiden  von  den  damit  zusammenhängenden, 
aber  nicht  nothwcndig  damit  unmittelbar  verbundenen  Rechtsverhältnissen,  dem 
Vüflast  und  dem  Erwerb  der  Staatsangehörigkeit 

Deber  Aus-  und  Einwanderung  siehe  Stein,  Verwaltungslehre  II,  16:) 
bis  209,  Handbuch  1.  A.,  S.  76—81,  3.  A,  II,  67,  69.  H.  Rösler,  Verw&ltungs- 
rccht,  I,  1,  S.  127  ff.  Über  Staatsangehörigkeit.  B.  v.  Mohl,  Polizeiwissenschaft, 
3.  Auflage,  I,  §.  18,  passim,  §.  20.  Bau,  Volkswirthschaftspolitik,  I,  §.  16,  17. 
Röscher,  Colonieen.  Colonialpolidk  und  Auswanderung,  2.  Aufl.  1S56,  besonders 
3.  Aufl.  in  dem  von  Jan  nasch  geschriebenen  Theiie,  1885;  und  derselbe,  System 
I.  §.  256,  259—261.  Gerstner,  BevOlkerungslehre,  S.  191  ff.,  217  ff.  Bamolin 
in  SchOnberg's  Handbuch  I,  8.  A.,  S.  756,  eb.  Geffcken  II,  S.  1056.  v.  Philip- 
povich,  Artikel  Auswanderung  im  1.  B.  des  Handwörterbuchs  der  Staatswissen- 
schaften, mit  sutistischen  Anhängen,  daselbst LitteraturUbersicht  S.  1032.  Derselbe 
in  den  Schriften  des  Vereins  für  Socialpolitik,  B  52,  1892,  Auswanderung  und  Aus- 
vandernngspolitik  in  Deutschland,  besonders  Einleitung,  dann  Bericht  über  verschiedene 
deutsche  Under.  Bokemeyer,  Auswanderungswesen  in  der  Schweiz,  Belgien, 
England,  Deutschland,  Berlin  1892.  G.  Meyer,  Art.  Auswanderungsunternehmungen 
im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaft. 

Auf  die  Geschichte  der  Ein-  und  Auswanderung  und  auf  Golonisirung  nnd 
Colonialpolitik  ist  hier  nicht  die  Aufgabe  näher  einzogehen.  Allgemeinere  Werke 
Über  die  moderne  europäische  Auswanderung  und  americanische  Einwanderang  sind: 
Legoit,  r^migration  europöenne,  Paris  1861,  Duval,  bist,  de  Tämigr.  europ.  etc. 
an  19.  siöcle,  Paris  1862;  Fr.  Kapp.  Geschichte  der  deutschen  Einwanderung  in 
America,  Leipz.  1868,  Brom  well,  bist,  of  emigration  to  the  United  states  fr.  1819 
bis  1855,  Bedfield  1856.  Leroy-Beaulieu,  de  la  colonisation  chez  les  peuples 
modernes,  3.  6d.  Paris  18S6.  Smith,  emigration  and  Immigration,  study  an  social 
Science,  London  1891.  Die  litteratur  Über  neueres  Golonialwesen  und  Colonialpolitik 
(ältere  englische  Werke  von  Brougham  1803,  Merivale  1862,  das  genannte  Werk 
Koscher 's.  Verhandlungen  im  deutschen  Colonialverein,  Aufsätze  in  dessen  Zeit- 
schrift, sowie  in  Jannasch's  Zeitschrift  „Export").  Englische  Beports.  Neuere 
litterarische  Angaben  in  dem  Artikel  von  Phiiippovich  im  Handwörterbuch  der 
Staatswissenschaften. 

Die  Rechtsfragen:  v.  BOnne,  Deutsches  Staatsrecht,  §.  11,  S.  95,  vom  Beichs- 
ttnd  Staatsbtlrgerrecht,  2.  Aofl.  I,  108,  II  2.  Abtheilung,  S.  224,  derselbe,  preuss. 
Staatsrecht,  I,  2,  §.  86— S8  und  91.  Laband,  Staatsrecht  des  Deutschen  Beichs  I, 
§.  13  ff.  Gneist,  englisches  Verwaltungsrccht,  2.  Aufl.,  §.  83,  II,  939.  Die  Artikel 
im  StaatswOrterboch  von  Bluntschli:  Answandernngsrecht  von  POzl  I.  579,  Aus* 
winderungspolitik  von  Brater  I,  582,  Fremdenrecht  III,  757  ff.,  Einwanderung  II, 
360,  Deutsches  BQrgerrecht  HI,  98:  Staatsangehörige  IX,  649,  alle  von  POzl;  in 
Holtzendorff's  Encyclop&die  Artikel  Naturalisation  von  E.  Meier.  Georg  Meyer, 
dcntsches  Staatsrecht  §.  75  ff.,  S.  179  ff.,  auch  S.  627  ff.,  derselbe,  Vorwaltnngs- 


158     IB.  3.K.  PersOuLFreih.  3.H.A.  4.A.  Aas- n.  Einwandernngsrecht  §.80. 

recht  I,  133  ff.,  Seydel,  baierisches  SUatsieclit  I,  519  ff.,  derselbe  in  Hirth*s 
Annalen,  187«.  S.  135  ff.  und  1883,  S.  577 ff.  Bebin,  eb.  1892,  S.  137  ff,  Zorn, 
Artikel  AnswaDderang  und  Reichs-  und  Staatsangehörigkeit  in  t.  Stengefs  Wörter- 
buch. —  Ans  der  Gesetzgebnng  siehe  besonders  das  dentsche  Gesetz  ttber  Erwerb 
nnd  Verlast  der  Bandes-  and  Staatsangehörigkeit  Tom  1.  Juni  1870  and  Reichs- 
verfassung  Artikel  3  and  4  Nr.  1. 

Für  die  Statistik  der  Aas-  and  Einwandemng,  besonders  der  grossen  neaeren 
transoceanischen,  ist  hier  jetzt  sowohl  betrefis  der  Methode  der  Aufnahme  der  Daten, 
der  Mängel  darin,  als  betreffs  der  Daten  selbst  aaf  den  1.  Theil  der  Grandlegnng  zu 
verweisen,  wo  diese  Statistik  besonders  eingehend  behandelt  worden  ist.  Siehe  I, 
§.  206,  225 — 228.  Daher  sind  die  Aasführangen  in  den  Mheren  Auflagen  (2.  Aaü. 
S.  477 — 481)  hier  jetzt  weggefallen.  Fttr  einige  Pancte  mag  indessen  hier  noch 
darauf  mit  verwiesen  werden,  besonders  was  die  M&ngel  des  AufhahmeFerfahrens 
und  die  daher  rührenden  LUcken  in  den  Daten  anlangt  Siehe  aosserdem  die  Artikel 
im  HandwOrterbach  der  Staatswissenschaften  über  Auswanderung.  Engelbrecht, 
Verbreitung  der  Einwanderer  in  den  Vereinigten  Staaten,  Prenssische  Statistische 
Zeitschrift  1887.    Ratze Ts  genanntes  Werk  über  Nordamerica. 

I.  —  §.  80  [245].  AuswanderuDgarecht.  A.  Entwick- 
lang  und  moderne  Gestaltung  desselben.  Diese  Ent- 
wicklung ist  ein  neuer  Beleg  daftlr,  dass  im  Reebtsgebiete  der  per- 
sOnlicben  Freiheit  das  Individualprincip  gegen  das  Gemein- 
schaftsprincip  immer  vollständiger  zur  Geltung  gelangt  ist. 
Zwar  war  die  Auj9wanderung  im  Mittelalter  und  später  ftlr  den 
Freien  der  Regel  nach  frei,  wenn  sich  auch,  namentlich  gegen 
Ausgang,  schon  andere  Ideen  verbreiten.^)  Aber  das  der  Aus- 
wanderung widersprechende  Gemeinschaftsinteresse  trat  in  der 
Ausbildung  des  sog.  Abzugsrechts  (Detractrecht,  Nach- 
steuer, gabella  emigrationis,  detractus  personalis)  früher  wirksam 
hervor.    Jetzt  ist  dasselbe  meistens  beseitigt.') 

Dasjenige  Gut  oder  Vermögen,  welches  auf  heimischem  Boden  und  in  der 
heimischen  Gemeinschaft  (Gemeinde)  erworben  war,  galt  nach  der  Grundidee  dieses 
Rechtes  nicht  als  reines  Prifateigenthum,  wortlber  nur  der  Wille  des  EigenthOmers 
rerfUge.  In  Folge  dessen  wurde  das  Auäwanderungsgut  zu  Gunsten  der  Gemein- 
schaft, wie  dieselbe  im  Gemeindeverband  dnrch  die  Gemeinde,  im  grundherriichen 
Verband  durch  den  Grundherrn  und  späterhin  im  Staatsverband  durch  den  Landes- 
herm  rcprasenürt  wird,  mit  einer  Abgabe,  der  sogenannten  Kachsteuer  oder  dem 
Nachschoss,  belegt.  Verwandter  Art  war  der  Abschoss  oder  die  Erbsteuer 
ftr  an  Fremde  fallende,  aus  der  Gemeinschaft  hinausgehende  Erbschaften.  Das 
Abzugsrecht  wurde  sp&ter  von  der  Staatsgewalt  aach  noch  besonders  aus  einem  Staats- 
obcreigenthum  abgeleitet  und  mitunter  in  die  Classe  der  sogenannten  niederen  oder 


')  Ausdrücklich  wird  ein  Recht  zur  Auswanderung  den  Dissidenten  im 
>^'o8tfäiischen  Frieden  zuerkannt;  anderseits  auch  dem  Landesherrn  das  Recht,  ihnen 
diu  Auswanderung  zu  befehlen.  Unter  andere  Gesichtspuncte  f&llt  die  Auswandern ngs-, 
wie  die  Zugbeschrinknog  überhaupt  bei  Hörigen  u.  dgl. 

')  Siehe  Gerber,  Deutsches  Privatrecht,  4.  Aufl.,  §.  48;  Beseler,  Deutsches 
Privatrecht,  §.  65,  III.  v.  Rönne,  Preussisches  Staatsrecht,  §.  91,  I,  2,  S.  77. 
Pözl,  StaatswOrterbuch  I,  581;  Brunn  er  in  HoltzendorfTs  Rochtlexicon,  Artikel 
Nachsteuer.  Ursprung  wohl  in  vogteilichen  Verhältnissen.  Die  einseitige  Verurtheilong 
des  Rechts  selbst  bei  Historikern  und  Juristen  wie  den  genannten  beweist,  dass  die 
tiefere  wirthschaftliche  Seite  solcher  Rechte  nicht  erkannt  wird.  Vgl.  dagegen  be- 
sonders Stein,  n,  191  ff.,  193  ff. 
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notzbaren  Begalien  eingereiht  Anerkennong  doBBochts  für  den  Landesherrn  in 
den  Beichsabachicden  von  1555  und  1594.  Aa£faäsang  als  Regal  im  Prenssisdien 
Luidrecht  Theil  II,  Titel  17,  Abschnitt  2,  Tom  Abfahrtsgelde  (in  der  Regel  10  V«  vom 
Vermögen)  §.141  ff.,  Tom  Abschoss  §.  161  ff.  Die  Höhe  schwankt  sonst  in  Deutsch- 
lind  und  anderswo  zwischen  57o  ^^^  33VsVo-  —  ^  Preussen  zerfiel  das  Abzugs- 
recht in  das  ausländische,  wenn  Vermögen  ausser  Landes  ging:  der  hierher 
gehörige  FalU  wo  theils  der  Staat,  theils  Private  in  Folge  von  Verleihung  das  Recht 
hatten;  sodann  in  das  inl&ndische,  fttr  das  vom  einen  in  einen  anderen  Juris- 
dictionsbezirk gehende  Vermögen:  es  wurde  nur  von  Privaten  ausgeübt 

Das  AbzQgsrecht  diente  stets  practisch  als  Mittel  zur  Erschwerung  unliebsamer 
Aoswanderungen.  Es  ist  indessen  der  Idee  der  persönlichen  Freiheit  und  des 
abaolaten  Privateigenthums  schon  im  18.  und  im  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  ge- 
opfert worden,  zum  Theil  bevor  noch  das  moderne  Verkehrsrecht  seine  voUo  Aus- 
bildung erhalten  hatte.  Gewöhnlich  erfolgte  die  Aufhebung  durch  völkerrechtliche 
Vertrige  oder  auch  durch  einseitiges  Gesetz,  unter  Voraussetzung  der  G^enseitigkoit, 
also  eventuell  Retorsion  vorbehalten.  Zwischen  den  deutschen  Staaten  untereinander 
hob  die  Bnndesacte  in  Artikel  18  und  der  Bundesbeschluss  vom  28.  Juni  1817  alles 
Abzogsrecht  auf.  In  Preussen  ist  das  inländische  Abzngsrecht,  nach  firQheror 
TorQbergehender  Aufhebung  von  1777 — 87,  durch  Gesetz  vom  21.  Jani  1816,  das 
aosUadäche  durch  Verträge  aufgehoben  und  durch  Verordnung  vom  11.  April  1822 
&af  den  Fall  der  Betorsion  beschränkt  worden.  In  dieser  Beseitigung  des  Bechts 
liegt  der  Sieg  des  Individualinteresses  Uber  das  Gemeinschaftsinteresse  besonders 
deutlich  in  den  practisch  wichtigsten  Fällen,  wo  die  Auswanderung  nicht  durch  eine 
ebenso  starke  und  vermögende  Einwanderung  ausgeglichen  wird. 

Die  sonst  freie  Aaswandening  ist  aber  in  den  letzten  Jahr- 
hunderten der  mereantilistischen  Wirthschaftspolitik  und  des  Ab- 
solutismas  aus  popalationistischen,  wirthschaftlichen  und 
militärischen  Gründen  öfters  auch  direet  verboten  oder 
an  schwer  zu  erlangende  Erlaubniss  geknüpft  worden.^) 

Theils  allgemein,  so  im  18.  Jahrhundert  in  Oesterreich,  in  Preussen 
im  Gesetz  vom  2.  Juli  1812,  das  durch  Gesetz  vom  15.  September  1818  wieder  auf- 
gehoben wurde;  theils  ftlr  gewisse  Altersclassen  (das  sogenannte  militär- 
pflichtige Alter  in  den  Staaten  mit  Gonscription,  vgl.  v.  Bönne  ttber  Preussen, 
l  2,  S.  76.  Verfassung  von  1850,  Artikel  11;  Geseu  vom  11.  März  1850);  theils 
fttr  geschickte  Gewerbetreibende,  Unternehmer  und  Arbeiter,  so  in  Oester- 
reich für  Glasmacher  1752,  Sensenschmiede  1781,  desgleichen  in  England  im 
IS^  Frankreich  im  17.  und  18.  Jahrhundert  und  öfters. 

Die  allgemeineren  Verbote  blieben  freilich  selten  lange  aufrecht 
erhalten.  Es  wurde  dann  die  Einholung  der  Bewilligung  des 
Staats,  später  wenigstens  die  Anmeldung  der  Auswanderungs- 
absicht  verlangt  und  nur  die  nnbewilligte,  bez.  unangemeldete  Aus- 
wanderung verboten  und  mit  Strafe  bedroht. 

Die  letzte  Entwicklung  aber  war  ein  nahezu  vollständiger 
Sieg  des  Individualinteresses  in  der  Erlangung  voller,  durch 
AbzQgegelder  nicht  erschwerter  Auswanderungsfreiheit.  Ausdrück- 
lich wurde  hierin  eine  Consequenz  des  Bechts  der  persönlichen 
Freiheit  erkannt.  In  den  stark  bevölkerten  Ländern  Europas  trug 
zum  Siege  der  Auswanderungsfreiheit  auch  wohl  der  Eiofluss  der 


^)  Siehe  besonders  Stein,  Yerwaltungslehre  II,  197  ff. 
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Malthas'flchen  Anschaaangen  in  der  Bevölkernngsfrage  und  die 
Schwierigkeit  gentigender  Versorgung  der  dürftigeren  Classen  mit 
bei.  Nar  eine  wichtigere  Ansnahme  blieb  als  Rest  der  nach  In- 
teressen und  Zielen  der  Gemeinschaft  erfolgenden  Ordnung  des 
Answanderungsrechts  in  den  Beschränkungen  für  militärpflichtige 
Personen  in  den  Staaten  der  Conscription  und  der  allgemeinen 
Wehrpflicht. 

Beispiel:  Deutsches  Beichsgesetz  7om  1.  Jali  1870  §.  15,  17,  20.  Die  £nt> 
lassong  aas  der  Staatsangehörigkeit  wird  verweigert:  Wehrpflichtigen  yom  roilendeten 
1 7.  bis  vollendeten  25.  Jiäire ,  veon  sie  nicht  ein  Zeugnias  beibringen  können ,  dass 
sie  nicht  bloss,  um  sich  der  Dienstpflicht  zo  entziehen,  entlassen  werden  woUen: 
Milit&rpersonen ,  welche  zum  stehenden  Heer  oder  der  Flotte  gehören,  Officieren  des 
Bcurlanbtenstandes  und  Beamten,  bevor  sie  ans  dem  Dienst  entlassen  sind;  Personen  in 
der  Reserve  des  Heeres  und  der  Flotte,  oder  in  Land-  nnd  Seewehr  und  nicht  als 
Officiere  angestellte  Personen,  nachdem  sie  zum  activen  Dienst  einberufen.  Aus 
andren  Gründen  darf  in  Friedenszeit  die  Entlassung  nicht  verweigert  werden. 
Bei  Krieg  oder  Kriegsgefahr  bleiben  aber  dem  Kaiser  andere  Anordnungen  vor- 
behalten: die  durchaus  richtige  Betonung  des  Gemein  Schafts-  vor  dem  Indi- 
vidualintersse.  Einige  weitere  Bestimmungen  in  Gesetzen  vom  26.  Februar  1876, 
6.  Mai  1880,  11.  Februar  1888.  Die  im  Prenssischen  Landrechte  angedrohte  Strafe 
der  Yermögensconfiscation  ist  durch  das  Gesetz  vom  11.  März  1850  nnd  Strafgesetz- 
buch von  1851  auf  Geldbusse  von  50 — 1000  Thaler  oder  Geftngoiss  von  1  Monat  bis 
1  Jahr  ersetzt  worden.  Ebenso  jetzt  im  ganzen  Deutschen  Reichenach  dem  Straf- 
gesetzbuch von  1871,  §.  140.  Das  Vermögen  des  Angeschuldigten  kann  abereventueU 
in  Beschlag  genommen  werden. 

Die  allgemeine  Tendenz  der  Zeit,  alle  Verhältnisse  des  Lebens 
der  privatwirthschaftlichen  Behandlung  zu  nnterstellen,  kam  in  der 
Entwicklung  der  überseeischen  AnswanderangsbefÖrdernng  als  grosses 
lucratives  Transportgeschäft  der  Handelsmarine  characteristisch 
zar  Erscheinnng.  Darch  die  Verbindung  eines  Netzes  von  Aus- 
wanderangsagenturen  mit  diesem  Geschäft  ist  die  über- 
seeische Massenauswanderang  vollends  ein  Object  gewöhnlicher 
privatwirthschaftlicher  Speculation  geworden.  Eine  Erleichterung 
oder  selbst  eine  Begünstigung  der  Auswanderung  ist  öfters  früher 
auch  in  Deutschland  durch  Ermässigung  der  Tarife  der  Verkehrs- 
anstalten (Eisenbahnen)  erfolgt. 

Siehe  schon  Grundlegung  I,  §.  226,  besonders  S.  560.  Von  Bremen  wurden  von 
1832—1892  2,984,852  (Durchschnitt  j&hrlich  1845- 49  =^  8 U290,  1865— 69  62,093, 
1880—84  106J42,  1890—92  136,888),  von  Hamburg  2,191,787  (Durchschnitt  in 
denselben  Perioden  5,416,  45,579,  97,261,  117,438)  Auswanderer  (Deutsche  und 
Fremde)  befördert,  neuerdings  mehrfach  mehr  Fremde  (Scandinaren,  Ostenrop&er)  als 
Deutsche.  Einzelne  Bremer  Geschäftszweige,  wie  z.  B.  Baumwolle,  sind  indirect  mit 
durch  das  Auswanderergeschäft  emporgekommen :  Möglichkeit  billigerer  Rackfrachten. 
In  Bremen  beschäftigten  sich  1873  20  Hänser  mit  der  Auswandererezpedition. 

Theils  aus  humanen  Rücksichten  des  Zeitalters,  theils  wegen 
der  schreienden  Missbräuche,  welche  das  speculative  Aus- 
wauderertransportgeschUft  besonders   in  den  Ein-  und  AnsschifT- 
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häfen  und  aof  den  Schiffen  sich  in  Handlangen  und  Unterlassungen 
hatte  zu  Schulden  kommen  lassen,  hat  der  Staat  dann  den  Aus- 
wandernden seinen  Schutz  gewährt  und  eine  Gontrole  Ober  die 
Transportmittel  (Schiffe)  u.  dgl.  m.  eingeführt. 

Vgl.  besonders  Stein,  II,  206.  t.  ROnne,  Preussisches  Staatsrecht  II,  2, 
S.  407.  Prenssisches  Gesetz  Tom  7.  Mai  1859,  Badische  Verordnung  Tom 
7.  Norember  1865,  Hamburger  Yeiordnnng  vom  20.  Februar  1855,  28.  April  1868, 
20.  April  1884,  Bremer  Verordnung  vom  14.  Jnli  1854,  O.Joli  1866,  27.  November 
1S6S,  7.  December  1868,  10.  Juli  1872,  23.  Febmar  1873,  21.  November  1877, 
20.  Febniar  1881.  Englische  Acte  von  1825,  1855,  1863,  1872,  französische 
TOD  1860.  Das  Deutsche  Beich  übt  jetzt  ebenfalls  von  sich  ans  eine  Uebenvachong 
über  das  Answandemngswesen  durch  einen  Beichscommissar  aus,  seit  1869,  Jahres- 
berichte desselben  an  den  Beichskanzler.  Beichs-Auswandemngsgesetz  entworfen, 
aber  noch  nicht  dem  Beichstag  vorgelegt 

§.  81  [246].  —  B.  Für  die  volkswirthschaftliche  Be- 
urtheiluDg  des  freien  Answandernngsrechts  ist  bei  nns 
in  der  Gegenwart  die  überseeische  Massenanswandernng 
der  unteren  arbeitenden  Glassen,  der  kleinen  Gewerbetreibenden 
Qnd  Banem  nnd  die  Einzelanswanderung  wohlhaben- 
derer Leate,  besonders  grosser  Unternehmer  und  reicher 
Kapitalisten  zu  unterscheiden. 

1.  Die  erstere  hat  zunächst  in  tiefer  liegenden  Verscbieden- 
beiten  der  gesammten  socialen  und  Wirthschaftsverhältnisse  der 
Ein-  und  Auswanderungsländer  ihren  Grund.  ^)  Kleine  und  vollends 
kleinliche  Beschränkungen  der  Auswanderungsfreiheit  werden  hier 
eben  deshalb  ihren  Zweck  verfehlen,  von  allen  principiellen,  aus 
der  persÖDlichen  Freiheit  abgeleiteten  Einwänden  abgesehen.  Sie 
werden  sich  im  Zeitalter  der  Dampfcommunicationen  auch  undurch- 
fflbrbar  erweisen.  Hat  die  heimische  Gemeinschaft  ein  wesentliches 
Interesse,  dass  die  Massenauswanderung  unterbleibe,  was  jedenfalls 
nicht  immer  nnd  selten  in  der  Ausdehnung  der  Fall  ist,  wie  es 
bänfig  von  einzelnen  Interessirten  behauptet  wird,  so  gilt  es  vor 
Allem,  den  Answanderungslnstigen  die  Heimath  lieber  und  wirth- 
schaftlich  vortheilhafter  zu  machen.  Einzelne  hierhergehörige  Maass- 
regeln, besonders  agrarpolitische,  welche  die  Erwerbung  von  länd- 
licbem  Grundbesitz  erleichtern  (neuerdings  in  Preussen  mittelst  des 
Rentengutprincips,  „innere  bäuerliche  Golonisationen'^),  sind  nützlich 
nnd  zweckmässig.  Allzuviel  wird  man  sich  auch  von  ibnen  nicht 
versprechen  dürfen,  zumal  nicht  in  den  Hauptländem  der  euro- 

*)  Vgl.  Grandlegnng  I,  §.  225,  Stein,  H,  a.  a,  0.  Verhandlongen  von  Ver- 
stnunlnngea  l&ndlicher  Arbeitgeber,  so  in  Berlin  1872,  Danzig  1872,  bei  Gelegenheit 
<ler  damaligen  Steigemog  der  Answandentng,  das  genannte  Werk  des  Vereins  für 
Socialpolitik,  von  Philippovich  a.  a.  0. 

A.  Wagner,  Grmdleguag.  8.  kuH.  2,  TbeO.   VollcBwirthscIiaft  n.  Beeht  11 
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päisohen  Massenanswandernng,  in  den  germanischen,  wo  doch 
vielleicht  ein  alter  angeborener  Wandertrieb  mitspielen  möchte.  ^) 
Im  Priocip  darf  daher,  wie  in  nnserem  neueren  Rechte,  Aas- 
wandernngsfreiheit  beibehalten  werden. 

Id  allen  solchen  Fragen  neigen  die  Fractiker  zn  dem  Fehler,  einzelnen 
ihnen  gerade  angenf&lligen  Erscheinungen  nnd  Ursachen,  sowie  momentanen  Ver- 
hältnissen eine  nel  zu  grosse  und  zu  allgemeine  Bedeutung  zuzuschreiben.  Die  Gross- 
grundbesitzer des  nordöstlichen  Deutschland  haben  in  den  Jahren  1871—73  und 
wieder  18S1  ff.,  die  Mitwirkung  einzelner  Anregungen  zum  Auswandern  überschätzt, 
z.  B.  dem  Agenturwesen  einen  Übertriebenen  Einfloss  darauf  beigelegt.  Andere 
fahren  die  Auswanderung  in  diesen  massig  be?ölkerten  Landestheilen ,  besonders  in 
Pommern,  neuerdings  im  preussichen  Osten  überhaupt,  einseitig  auf  die  Verhältnisse 
des  Grundbesitzes  zurück,  während  früher  gerade  im  südwestlichen  Deutschland  bei 
freier  Bodentheilung  die  Auswanderung  am  Stärksten  war.  Vgl.  die  statistischen 
Daten  und  Erörterungen  in  Grundlegung  I,  §.  225  ff. 

Um  SO  mehr  müssen  aber,  besonders  in  den  Ländern,  wo 
das  Gemeinschaftsinteresse  darch  die  Massenaas wanderang  verletzt 
wird,  folgende  Grandsätze  zar  Geltang  kommen. 

a)  Die  Aaswanderang  darf  nicht  noch  künstlich  darch  das 
specalative  Aaswandernngs-Agentur-  and  Transport- 
geschäft gesteigert  werden.  Dies  geschieht  wenigstens  in  Etwas 
notorisch  aach  bei  ans.  Dadarch  werden  öfters  aach  die  wahren 
Individaalinteressen  verleiteter  Einzelner  verletzt  Das  specalative 
Agentarwesen  würde  wohl  passend  ganz  aasgeschlossen.  Es  wäre 
za  erwägen,  ob  die  Fürsorge  für  den  Transport  der  Aaswandemden 
and  für  den  Abschlass  der  Ueberfahrverträge  nicht  aasschliessHch 
öffentlichen  Behörden  oder  nninteressirten  Beamten  tiber- 
tragen werden  könnte. 

Aehnlich,  aber  noch  nicht  soweit  gehend  R.  r.  Mohl,  Polizei  Wissenschaft, 
3.  Auflage,  I,  169.  Auch  bei  Stein,  II,  207  diese  Seite  des  Agentnrwesens  noch 
nicht  gewürdigt,  ebenso  wenig  bei  G essler,  über  Auswanderung  u.  s.  w.,  Tab.  Ztschr. 
Xyni  (1862),  375,  besonders  401  ff.  Ernstlichere  Erörterung  in  Mecklenburg.  Die 
norddeutschen  Grundbesitzer  schieben,  wie  gesagt,  oft  einseitig  die  Schuld  den  Agenten 
zu  und  übersehen  die  tiefer  liegenden  mächtigen  allgemeinen  Ursachen.  Die  Bremer 
und  Hamburger  Rehder  l&ugnen  umgekehrt,  wie  z.  B.  im  Winter  1875  —  76  bei  Ge- 
legenheit der  StrafgesetznoTelle  im  Reichstag,  die  auch  das  Auswandemngswesen  bc 
rührte,  jeden  Miteinfloss  des  Agenten:  ebenso  einseitig  geurtheilt  Es  ist  eben 
principiell  verfehlt,  dass  jemand  ein  Gewerbe  daraus  machen  darf,  eine  ihm 
ganz  gleichgültige  dritte  Person  zur  Auswanderung  mit  zu  ?eranlassen,  Wohl  und 
Wehe  eines  Menschen  von  einem  kleinen  Prorisionsrerdienst  eines  Andern  abhängig: 
zu  machen:  ein  neues  Beispiel  für  den  inneren  inhärenten  Mangel  des  frei- 
händlerischen Concnrrenzsystems  bei  der  Anwendung  auf  solche  Fälle. 

b)  Eine  Begünstigung  der  Auswanderer,  selbst  DQrftiger,  dnrch 
Verkehrserleichternngen,  wie  billige  Eisenbabntarife,  ist  in  der  Regel 

')  Das  dürfte  auch  Bücher  (Entstehung  der  Volkswirthschaft,  S.  259)  gegen- 
tlber  festzuhalten  sein.  Vgl.  über  innere  Ck^lonisation  Bnchenberger,  Aj^r- 
Politik  l,  S.  521  ff.,  über  die  ländliche  Arbeiterfrage  ebenda  S.  547  ff.,  über  interlocale 
und  internationale  Arbeiterpolitik  ebenda  S.  5S4  ff. 
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anstatthaft.  Das  Individualinteresse  mnss  hier  hinter  dem  Gemein- 
schaftsinteresse  zurückstehen.  Anders  natürlich,  wenn  die  Aus- 
wanderung erwflnscht  ist.^) 

c)  Es  ist  strenger  und  umfassender  dafQr  zu  sorgen,  dass  der 
Auswanderer,  bevor  er  das  Machtgebiet  des  Heimathsstaats  ver- 
lägst,  seine  öffentlich-rechtlichen  und  privatrechtlichen 
Verpflichtangen  gegen  sein  bisheriges  Land  und  dessen  Ange- 
hörige erfüllt  oder  für  die  Erfüllung  genügende  Bürgschaft  leistet. 
Die  Beschränkungen  der  Auswanderungsfreiheit  Wehrpflichtiger 
sind  hiernach  principiell  durchaus  gerechtfertigt  und  können  weder 
als  Verletzung  der  persönlichen  Freiheit  noch  aus  dem  Grunde 
angefochten  werden,  dass  sie,  wie  alle  solche  Rechtssätze,  in  einzelnen 
Fällen  zu  Härten  für  den  BetroflFenen  führen. «)  Auch  die  Erfüllung 
der  St  euer  pflichten  ist  ernstlich  zu  controliren.  Dasselbe  gilt  von 
den  privatrechtlichen  Pflichten  gegen  die  Familie  (Kinder,  Ehe- 
frau, Eltern)  und  von  denjenigen  Pflichten,  welche  aus  gewissen 
Contracten,  auch,  besonders  für  ländliche  Arbeiter,  aus  dem 
Arbeits  vertrage  herrühren. 

Besonders  Klagen  hierüber  in  Pommern  und  andern  nordöstlichen  prenssischen 
L&ndem  in  1870  er  und  80  er  Jahren.  £s  handelt  sich  hier  nicht  nm  Bestrafung  des 
CoQtractbrochs,  sondern  nar  nm  Sicherstellung  dafür,  dass  erentaell  ci^ilrechtlich  eine 
Eotschldigang  erlangt  werden  könne. 

d)  Zur  Durchführung  dieser  Grundsätze  ist  eine  schärfere 
staatliche,  bez.  polizeiliche  Controle  der  Auswanderung,  theils 
am  Wohnorte,  theils  und  namentlich  an  den  Einschiffhäfen 
and  an  den  Grenzen  des  Landes  geboten.  Die  daraus  hervor- 
gehende Beschränkung  des  persönlichen  Verkehrs  kann  in  den 
Formen  so  mild  als  möglich  sein,  ist  aber  nicht  ganz  zu  vermeiden. 
Sie  lässt  sich  jedoch  in  dem  allein  lästigen  Falle,  an  den  Grenzen, 
und  daher  für  den  grossen  Reiseverkehr,  fast  ganz  beseitigen,  wenn 
durch  internationale  Verträge '  eine  Controle  an  allen  wichtigeren 
europäischen  Einschiff häfen  erreicht  wird,  worauf  jedenfalls  hin- 
zastreben  ist. 

Hier  wie  in  manchen  anderen  Fällen  (Arbeiterschatzgesetzgebung!) 
stOsst  man  wieder  auf  die  Nothwendigkeit  internationaler,  statt  bloss  nationaler 
Hegelong  solcher  Verhältnisse.  Siehe  im  Folgenden  anter  l^nmmer  2.  Im  Deutschen 
Reich  wird  eine  neue  reichsgesetzliche  Begelang  des  Aaswandemngswesens  geplant 
Gesetzentwarf  rerOffentlicht,  der  manche  Kritik  erfahren  hat  (ron  Jannasch  a.  A.)* 


^)  S.  Mohl,  I,  168.  Die  Aufhebung  der  billigeren  Bahntarife  for  Aaswanderer 
Auf  den  preussischen  Bahnen  seit  1872  ist  wohl  gerechtfertigt 

")  Siehe  oben  S.  160.  Maurus,  Freiheit,  S.  149,  kommt  in  der  Polemik  gegen 
diese  Beschränkungen  wieder  in  Selbst  widersprach  mit  seinem  richtigen  Haaptprincip 
S.  12,  siehe  oben  §.  19,  S.  35. 

11* 
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2.  Die  Einzelanswanderong  wohlhabender  Leute 
kann  wegen  CoUision  des  Individnal-  und  GememschaftsintereBses 
zu  einer  besonderen  Frage  des  Auswanderangsreehts  werden. 
Eine  solche  CoUision  liegt  Tor,  wenn  die  Auswanderer  ihr  Heimath- 
land verlassen,  um  sich  einer  dauernden  Belastung  darch  die 
heimische  Besteuerung  zu  entziehen. 

Practisch  spielt  dieser  Fall  bisher  kaum  eine  Rolle.  (In  der  Schweiz,  be- 
sonders im  Kanton  Zürich,  soll  er  sich  zn  zeigen  beginnen.)  Aber  oft  ist  damit 
auch  7om  theoretischen  Standpnncte  aas  z.  B.  in  der  liberalen  Fresse  gedroht 
worden  in  der  Frage  st&rkerer  directer,  gar  der  ProgressiTbestenerang,  der  Vermögens-, 
der  Erbschaftsstener,  was  natürlich  in  keiner  Weise  eine  Wideilegang  der  Berechtigung 
solcher  Steuern  ist.  Aoch  in  Prenssen  hat  es  bei  der  grossen  Beform  der  directen 
Bestenemng  1890  ff.  in  der  Presse,  in  den  Eandgebnngen  Ton  Interessenten,  im 
Landtage  an  derartigen  Befürchtungen,  wie  Drohungen  nicht  gefehlt.  Je  mehr  daher 
in  einzelnen  Ländern  Steuern  dieser  Art  nach  dem  (socialpolitischen)  Stenerprincip 
der  Leistungsfähigkeit  (Finanzwissenschaft  II,  2.  Auflage)  zur  Geltung  kommen  sollten, 
desto  leichter  wird  die  practische  Bedeutung  jener  CoUision  her?ortreton.  Alsdann 
erweist  sich  wiederum,  wie  so  oft,  gerade  bei  den  heutigen  Verkehrs-  und  Cultur* 
rerhftltnissen,  das  Hinstreben  auf  rOlkerrechtliche  Begelung  solcher  Fragen 
nothwendig.  NamentUch  in  Bundesstaaten,  wie  dem  Deutschen  Beiche,  der  Schweiz, 
wo  die  Verlegung  des  Wohnsitzes  und  die  Aenderung  der  Einzelstaats-Angehörigkeit 
so  leicht  ist,  drohen  hier  in  der  That  aus  einer  st&rkeren  Ungleichmlssigkeit  der 
directen,  der  Erbschafts-,  gewisser  Verkehrssteuem  (Immobilien-,  Besitzwechsel- Abgabe) 
Schwierigkeiten  hervorzugehen,  welche  ihrerseits  wieder  bei  uns,  wie  so  manche  andere 
Gründe,  auf  eine  wenigstens  in  gewissem  Maasse  gleichartige  Gestaltung  der  Einzel- 
staatsgesetzgebung über  diese  Steuern  hindrängen. 

Andrerseits,  und  vollends,  wenn  eine  solche  Regelung  nicht  zu 
erreichen  ist,  würde  wenigstens  principiell  im  Gemeinschafts- 
interesse  auch  heute  wieder  eine  Abzugs  Steuer  zu  rechtfertigen 
sein.  In  allen  übrigen  Beziehungen  ist  auch  für  die  Einzelaas- 
wanderung die  Erfüllung  der  öffentlich-rechtlichen  und  privatrecht- 
liehen  Pflichten  in  der  vorhin  angegebenen  Art  sicher  zu  stellen. 
Besonderer  Schutz  ist  erforderlich  gegen  die  Gefahr  vor  Schein - 
auswanderung ,  um  sich  den  öffentlichen  Rechtspflichten  zu  ent- 
ziehen. 

Wie  z.  B.  lS66ff.  seitens  Frankfurter  Bürger,  die  Schweizer  Bürgerrecht 
(Schafthausen  u.  A.  m.)  erlangten,  um  sich  der  preussischen  Militärpflicht  zn  ent- 
ziehen, was  mit  Recht  abgestellt  wurde.  Aehnlich  später  in  Elsass-Lothringen.  Hier 
ist  das  richtige  Bechtsprincip  für  das  Auswanderungsrecht  in  Betreff  der  rechtlichen 
GUtigkeit  der  Auswanderung,  factische  Verlegung  des  Domiclls  zu  verlangen. 

II.  —  §.  82  [247].  Das  Einwanderungsrecht  A.  Bei 
der  Entscheidung  für  die  Gestaltung  desselben  ist  der  thatsächliche 
Gharacter  und  die  Bedeutung  der  Einwanderung  in  den  einzelnen 
Ländern  mit  zu  berücksichtigen. 

1.  Die  Einwanderung  hat  in  den  europäischen  Staaten  der 
Gegenwart  nirgends  den  Gharacter  der  Massenhaftigkeit.  Die 
Rechtsfragen,  welche  sich  an  sie  knüpfen,  haben  daher  auch  that- 
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säe  hl  ich  eine  andere  Bedeatong,  als  bei  der  Aoswanderang  und 
als  in  den  grossen  überseeischen  Ländern  der  Masseneinwanderong. 
Es  handelt  sich  bei  nns  meist  nm  die  Einwanderung  einzelner 
Personen  ans  den  verschiedensten  Bernfen  nnd  Classen  nnd  nm 
den  zeitweiligen,  wenn  aoch  oft  längeren  Aufenthalt  von  fremden 
Arbeitern  im  Inland.  Im  Allgemeinen  besteht  kein  Interesse 
der  Gemeinschaft,  in  solchen  Fällen  Schwierigkeiten  gegen  die 
Niederlassung  nnd  den  Aufenthalt  mit  und  ohne  Absicht  des  Er- 
werbs der  Staatsangehörigkeit  und  mit  und  ohne  Ausübung  von 
Erwerbsthätigkeity  zu  erheben. 

Ob  nnd  unter  welchen  Bedingungen  das  einheimische 
Staatsbfirgerrecht  dem  Einwanderer  gewährt  wird,  das  be- 
rührt hier  mehr  nur  die  politischen,  als  die  wirthschaftlichen  Ver- 
hältnisse und  wird  wieder  bloss  in  Ländern  der  Masseneinwanderung 
eine  Angelegenheit  von  grösserer,  indirect  auch  von  Tolkswirth- 
schaftlicher  Bedeutung. 

Bemerkenswerth  ftr  Deatschknds  Kosmopolitismos  und  fOr  die  starke  Neigung 
unserer  Geaetzgebiuig ,  alle  solche  Fragen  bloss  nach  dem  Indindnalinterdsse,  hier 
sogar  des  Ansl&nders,  zu  entschdden,  ist  es  Ubrigens  immerhin,  dass  bei  ans  die 
Enrerbong  des  rollen  Staats-  und  BeichsbUrgerrechts  leichter  fast  als  in  allen 
loderen  Staaten  ist  Deutsches  Gesetz  rom  1.  Juni  1870.  Die  Bedingungen,  unter 
denen  Ausländem  nur  die  Naturalisationsurkunde  ertheilt  werden  darf,  in  §.  8.  Hier 
vird,  ausser  der  Dispositlonsl&higkeit,  nur  verlangt:  ein  unbescholtener  Lebenswandel, 
Finden  einer  eigenen  Wohnung  oder  eines  Unterkommens  an  dem  Orte,  wo  sie  sich 
niederlassen  wollen,  F&higkeit,  sich  und  ihre  Angehörigen  an  diesem  Orte  nach  den 
hier  bestehenden  Yerhiltnissen  zu  em&hren.  Vor  der  Ertheilung  der  Naturalisations- 
nzkunde  muss  die  betreffende  Gemeinde,  bez.  der  Armenverband  Uber  die  Erfüllung 
dieser  Erfordernisse  gehört  werden.  Nach  §.10  begründet  die  Naturalisationsurkunde 
mit  dem  Zeitpuncte  der  Aushändigung » alle  mit  der  Staatsangehörigkeit  rerbundenen 
Rechte  und  Pflichten:  ein  weitgehendes  Zugest&ndniss ,  welches  Frankreich,  Gross- 
britannien und  die  Vereinigten  Staaten  in  Betreff  der  politischen  Wahlrechte  nicht 
oder  nicht  sofort  gewähren.  Natnralisirt  wurden  Beichsfremdo  im  Deutschen  Reiche 
1872-76  2296,  2381,  6532,  9604,  3643,  wieder  ?erUehen  wurde  die  Reichs-  und 
Staatsangehörigkeit  (Blickwanderer)  in  denselben  Jahroo  an  897,  1284,  1514,  3735, 
2007  Personen.  Neuerdings  sind  übrigens,  namentlich  gegenüber  gewissen  Ein- 
wanderern (Joden,  besonders  polnischen,  politisch  Verdächtigen)  thatsächlich  einige 
£nchwerungen ,  wie  der  Einwanderung  überhaupt,  so  namentlich  des  Erwerbs  des 
Staatsbürgerrechts  eingetreten,  Maassregeln  nur  im  Verwaltungswege,  die  deshalb 
immer  il^e  Bedenken  haben. 

2.  Die  fiberseeischen,  schwach  bevölkerten  Golonialländer 
europäischer  Nationalität  smd  dagegen  gegenwärtig  in  derselben 
Lage  wie  Mitteleuropa  nnd  speciell  Deutschland  im  Mittelalter,  als 
68  auf  neu  erobertem  oder  auf  heimischem  Boden  zu  colonisiren 
galt,  wie  Russland,  Ungarn,  Preussen  noch  im  letzten  Jahrhundert 
und  wie  durch  Krieg  herabgekommene  (z.  B.  Deutschland  nach 
dem  80jährigen  Kriege)  oder  in  ihrer  gewerblichen  Entwicklung 
zurückgebliebene  Länder,  wie  Theile  von  Deutschland,  England  im 
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17.  und  18.  Jahrhandeii;  (hagenottische  EinwandeniDg) ^) :  8ie  be- 
günstigen speciell  aach  aas  volkswirthschaftlichen  Gründen 
im  Gemeinschaftsinteresse  die  Masseneinwandemng  nnd  er- 
leichtem deshalb  die  Niederlassang,  den  Landerwerb  nnd  die  Er- 
werbung des  Staatsbürgerrechts.  Das  wichtige  Beispiel  von  Nord- 
america  (Vereinigte  Staaten  und  Britisch -Nordamerica)  zeigt 
jedoch,  dass  man  selbst  hier  das  Einwanderangsrecht  nicht  rein 
nach  dem  Gesichtspancte  des  Individualinteresses  des  Einwanderers, 
sondern  nach  allgemeinen  eigenen  Landesinteressen  gestaltet  hat. 

Das  ergiebt  sich  ans  den  AnfordeniDgen  hinsichtlich  eines  gewissen,  wenn  anch 
sehr  niedrigen  YennOgensbesitzes'),  ans  dem  Aosschloss  verbrecherischer,  anch  kränk- 
licher, arbeitsnnfähiger  Elemente  nnd  ans  den  Bedingungen  fUr  den  Erwerb  des 
StaatsbOigerrechts ').  Hierin  tritt  überaU  der  mit  Becht  znn&chst  massgebende  Oe- 
sichtspnnct  hervor,  das  Becht  der  Einwanderung  in  erster  Linie  mit  Bdcksicht  aof 
das  Interesse  der  ganzen  heimischen  Gemeinschaft  zn  ordnen.  Das  Interesse 
des  einzelnen  Einwanderers,  selbst  des  Inl&nders,  welcher  z.  B.  etwa  billigere  fremde 
Arbeitskräfte  wünscht,  steht  erst  in  zweiter  Linie. 

§.  83  [248].  —  B.  Die  Theorie  der  freien  Goncurrenz  hat  aber 
auch  principiell  vom  volkswirthschaftlichen  Standpuncte  aus 
internationale  Freizügigkeit  in  der  Form  eines  möglichst 

*)  Vgl.  Stein,  II,  168  ff.,  besonders  179  ff. 

^  So  dürfen  z.  B.  nach  einer  britisch-nord amerikanischen  Verordnung 
vom  20.  Juni  1S68  nnr  solche  Einwanderer  landen,  welche  die  Mittel  znr  Weiterreise 
haben ,  5  — 10  Dollars  pro  Kopf,  ftlr  die  Uebrigen  hat  der  Schi&fOhrer  einzustehen. 
Ueber  die  Vereinigten  Staaten  siehe  das  Werk  von  Smith  und  derselbe  in  der 
Zeitschrift  Folitical  science  quarterly  1889,  3  Artikel,  Noble,  ebenda  1892.  Kener- 
llch  aUgemeinere  Tendenz  zur  Verschärfung  der  Controle,  eventuell  mit  Verleg^ung 
der  letzteren  schon  in  die  europäischen  ^nschiffhäfen,  siehe  v.  Philippovich's 
Buch  über  Auswanderung,  S.  IX.  Im  Jahre  1847  war  eine  Art  Eopfabgabe  von 
1  Dollar  zur  Deckung  der  Kosten  der  Einwanderungsbehörden  eingeführt,  später  aber 
als  inconstitntionell  wieder  beseitigt.  Eine  Acte  von  18S2  führte  aber  wieder  eine 
Controlabgabe  von  Vs  Dollar  fUr  jeden  Passa^er  ein.  Ausgeschlossen  worden  Idioten, 
Geisteskranke,  Personen,  die  leicht  zur  öffentlichen  Last  worden,  Verbrecher  («jclusive 
politische).  Derartige  Personen  können  zurückgeschickt  werden.  Doch  sind  das  von 
über  10  Millionen  Einwanderern  nur  6000  geworden.  Im  Jahre  18^5  wurde  zum 
Schutz  der  heimischen  Arbeit  die  Einwanderung  von  Arbeitern  unter  schon  ab- 
geschlossenem Arbeitscontract  (ausser  Dienstboten  und  gewisse  liberale  Berufe)  ver- 
boten. Verbesserungen  des  Gesetzes  1S87,  1888.  Ausschluss  der  Ghineseneinwanderung 
1888.  1891  auch  Ausschluss  von  „Polygamisten"  und  von  Personen  mit  ekelhaften  und 
ansteckenden  Krankheiten.  Die  üblen  Erfahrungen  mit  den  neuesten  Masseneinwanderem, 
Italienern,  Slaven,  Ungarn,  osteuropäischen  Juden  haben  die  Neigung  zur  Absperrang 
deutlich  gesteigert.  Gedanken  ventilirt,  gewisse  Elementarkenntniss  (Lesen  und 
Schreiben)  zu  verlangen,  auch  selbst  Kenntniss  des  Englischen,  was  aber  als  unmöglich 
abgewiesen  wird. 

')  In  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerica  wird  für  die  Erwerbung 
des  Bürgerrechts  ein  fünQähriger  ununterbrochener  Aufenthalt  in  der  Union,  wovon 
mindestens  ein  Jahr  in  demjenigen  Staate  oder  Territorium,  welchem  der  Betreffende 
angehören  will,  verlangt  Die  Absicht,  die  Naturalisation  zu  erwerben,  muss  drei 
Jahre  vor  Ablauf  dieser  fünf  Jahre  beim  court  of  record  angemeldet  werden.  Nach- 
weis unbescholtenen  Lebenswandels  wird  gefordert.  —  Südamericanische  Staaten, 
auch  Australien  verwenden  Staatsmittel  znr  Gewinnung  und  Beförderung  euro- 
päischer Einwanderer. 
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liberalen  EinwaDderuiigsrechts  verlangt  Diese  Forderung 
entspricht  dem  kosmopolitischen  Gharacter  jener  TheoriCi  wie  dem 
Geiste  unserer  neneren  Socialgesetzgebnng  und  wird  anch  darch 
Hamanitätsrttcksichten  zn  unterstützen  gesacht.  Die  internationale 
Freiztigigkeit  erscheint  hier  nur  als  eine  Ergänzung  der  nationalen 
und  als  eine  weitere  Consequenz  des  Rechts  der  persönlichen  Frei- 
heit Die  Gewährung  solcher  Feizttgigkeit  führt  übrigens  nicht 
noth wendig  zu  der  Forderung ,  dass  den  Einwanderern  auch  die 
sogen.  Naturalisation  sofort  oder  sehr  leicht  zu  Theil  werde. 
Die  politische  Seite  dieser  Frage  ist  selten  ganz  übersehen  worden. 
Aber  dem  Tolkswirthschaftlichen  Interesse,  welches  die  Theorie  der 
freien  Goncurrenz  hier  vertreten  will,  genügt  es  auch,  wenn  nur 
dem  Fremden  der  Aufenthalt  und  die  Niederlassung,  iDsbesondere 
diejenige  zu  Erwerbszwecken,  in  gleicher  Weise  wie  dem  Inländer 
zusteht,  dem  fremden  Arbeiter  z.  B.  das  Recht,  im  Inlande  seine 
Arbeit  zu  vermiethen.  Dem  nicht  nataralisirten  Fremden  gegenüber 
behält  der  Staat  dann  noch  das  Ausweisungsrecht,  womit 
alle  politischen  Bedenken  in  der  Frage  abgewiesen  werden. 

Practische  Bedenken  hat  eine  solche  internationale  Frei- 
zügigkeit in  unseren  Ländern  gegenwärtig  allerdings  nicht  immer 
in  erheblichem,  in  manchen  Ländern  thatsächlich  nur  in  geringem 
Maasse.  Die  allgemeinen  Vortheile  der  Freizügigkeit  können  ihr 
zwar  selbst  bei  den  heutigen  Verkehrsverbältnissen  nicht  ebenso 
wie  der  nationalen  Freizügigkeit  nachgerühmt  werden,  weil  sie 
eben  von  geringerer  practischer  Bedeutung  ist.  DafUr  hat  sie  aber 
auch  die  früher  dargelegten  Nachtheile  nicht  in  gleichem  Grade. 

Der  principiellen  Forderung  müssen  jedoch  trotzdem 
zwei  principielle  Bedenken  entgegen  gestellt  werden.  Die- 
selben beginnen  auch  bei  uns  schon  mitunter  practisch  zu  werden 
und  werden  dies  ohne  Zweifel  allmälig  immer  mehr.  Auch  hier 
zeigt  sich  daher  schliesslich  wieder,  dass  unbedingte  inter- 
nationale Freizügigkeit  unter  Umständen  sehr  wohl  wichtigen  Ge- 
meinschaftsinteressen widerspricht,  selbst  wenn  sie  noch  viel  all- 
gemeiner vom  volksmrthschaftlichen  Interesse  gefordert  würde. 
Auch  in  letzterer  Hinsicht  wird  diese  Frage  jedoch  wie  gewöhnlich 
zu  einseitig  bloss  nach  dem  Vortheil  der  Production  oder  gar 
einzelner  Prodncentenkreise  und  damit  wahrer  Privatinteressenten 
beurtheilt  Die  Wirkung  auf  die  Vertheilung  des  Productionsertrags 
und  auf  die  Masse  der  heimischen  unteren  Classen  erfährt  dabei 
ebensowenig  eine  genügende  Berücksichtigung,  als  die  schliessliche 
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Wirkimg  dieser  iDteroationalen  Freizügigkeit  anf  die  gesammten 
ZoBtände  des  Volks  and  auf  dessen  dauerndes  Wohl. 

Auch  in  grosseren  Staaten  mit  sehr  yerschiedenen  Bevölkernngs- 
elementen  nach  Race,  Nationalität,  religiösem  Glauben,  sittUchen 
Anschanungen  and  Sitten,  Caltarzastand  können  ähnliche  Bedenken 
hinsichtlich  der  nationalen  Freizügigkeit  auftauchen  (Judenfrage  in 
Osteuropa  und  darüber  hinaus).  Die  folgenden  Erörterungen  be- 
ziehen sich  zum  Theil  auf  solche  Fälle  mit,  wenn  auch  zuzugestehen 
ist,  dass  die  Beschränkung  der  Freizügigkeit  innerhalb  der  Staats- 
angehörigen Bevölkerung  fttr  einzelne  Theile  derselben  von  jenem 
Character  und  für  gewisse  Gebietstheile  grössere  und  auch  etwas 
verschiedene  principielle  und  practische  Bedenken  als  bei  der  inter- 
nationalen Freizügigkeit  hat 

.    §.  84  [249].    Die  beiden  principiellen  Bedenken  sind 
die  folgenden. 

1.  Einmal  können  bei  solcher  Freizügigkeit  auch  sehr  fremd- 
artige, besonders  nach  der  Nationalität  oder  selbst  nach  der 
Race,  auch  nach  Glauben,  sittlichen  Ansichten,  Culturzustand, 
Lebensbedürfnissen  (auch  materiellen,  Nahrung,  Wohnung),  daher 
nach  Lebensansprflchen  und  Lebensweise  ganz  verschiedene  Ele- 
mente ins  Inland  kommen  oder  absichtlich,  z.  B.  von  den  grossen 
Arbeitgebern  hereingezogen  werden. 

Auch  darauf  wirken  die  modernen  CommunicatioDsmittel  nnd  überhaupt  der 
Kosmopolitismus  der  neuem  Zeit  mit  hin.  Die  Ausgleichung  der  Sitten  und  der  ge- 
sammten  Lebensrerhältnisse ,  die  Gev&hrung  rollen  Bechtsschutzes  für  den  Fremden 
&ussem  ihren  Einflnss.  Ein  wichtiges  Beispiel  einer  solchen  Einwanderung  in  der 
Gegenwart  ist,  Tom  Import  7on  Negeisclaren  und  Ton  der  nicht  sehr  verschieden  za 
beurtheilenden  Uerbeiziehung  Ton  Koolies  in  die  PlAntagen  der  Europ&er  abgesehen, 
die  freie  chinesische  Einwanderung  nach  Nordamerica,  besonders  nach  Caliibmien. 
Aber  z.  B.,  wenn  auch  innerhalb  desselben  Staatsverbands,  die  Verbreitung  der 
freien  Neger  in  Kordamerica,  auch  die  irische  Einwanderung  nach  England 
nnd  Schottland,  die  Ausbreitung  der  Juden  von  den  ehemals  polnischen  Ge- 
bieten aus  ins  innere  Deutschland,  Oester reich  und  Russland  ist  ebenfalls  hier  za  er^ 
wfthnen.  Letztere,  weil  gerade  im  polnischen  Judenthum  das  jüdisch-nationale  Element 
sich  noch  ausgeprägter  erhalten  hat,  als  unter  dem  Einfloss  einer  in  der  Geschichte 
beispiellosen  Abgeschlossenheit  nnd  (wenigstens  relativ  grossen,  wenn  auch  nicht  voll- 
ständigen) Reinheit  der  Nationalität  überhaupt  mehr  oder  weniger  noch  heute  allgemein 
unter  den  Juden.  Ferner  fällt  die  anhaltende,  wenn  auch  nicht  als  eigentliche 
definitive  Einwanderung  zu  bezeichnende  Beschäftigung  deutscher  Arbeiter  in  Frank- 
reich und  Russland,  pcunischer,  scandinavischer,  italienischer,  böhmischer  in  Deutsch- 
land —  und  ähnliche  Verhältnisse  in  anderen  Ländern  (Frankreich,  Italiener,  Belgier) 
—  zum  Theil  mit  unter  den  hier  in  Frage  stehenden  Gesichtspunct 

Bei  der  Wichtigkeit  dieser  Verhältnisse  mögen  folgende  statistische  Angaben 
hier  Platz  finden. 

Nach  dem  Censns  von  1890  fanden  sich  in  den  Vereinigten  Staaten  neben 
45.82  Millionen  eingeborenen  und  9.12  Millionen  fremden  Weissen,  zusammen  also 
54.94  Millionen  Weissen,  7.64  Millionen  Farbige,  wovon  7.51  Millionen  eingeborene, 
127,680  fremde   (ohne  die  wilden  Indianer).    Zu   den  Farbigen  überhaupt  gehfirten 
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(ausser  den  Asiaten)  6.34  Millionen  Neger,  1.13  Millionen  Malatten,  58,606 
drilisirte  Indianer.  Die  Farbigen  (meist  Neger  nnd  Mulatten)  lebten  f^rösstentheils  in 
den  Sodstaaten  (6.75  Millionen),  aber  doch  immerhin  auch  730,000  in  den  Nord- 
staaten, 157,000  in  den  Weststaateo.    S.  Katzel,  Nordamerica,  Kapitel  10. 

Die  Zahl  der  Chinesen  (inclnsi?e  wenige  Japanesen)  war  in  den  Vereinigten 
Staaten  nach  dem  Census  ron  1S70  63,254,  wovon  63,042  noch  in  China  selbst  ge- 
boren. Die  Zahl  der  Einwandrer  ans  China  war  bis  inclnsive  1874  bereits  160,979, 
bis  indosire  1877  schon  207,270,  ans  Japan  im  Ganzen  erst  341,  bis  inclnsire  1892 
nach  der  neuerlichen  Erschwerung  der  Chineseneinwandernng,  296,244  (in  1892 
allein  2728).  Der  Census  ron  1890  z&hlte  107,475  Chinesen,  daron  fast  alle,  106,115 
als  Fremde  (Japaner  nur  2039  überhaupt). 

Von  22,712,010  Einwohnern  in  England  und  Wales  in  1871  waren  nach 
dem  Census  in  Irland  geboren:  566,540  Personen  oder  2.49  Procent.  Ebenso  war 
das  irische  Element  damals  immer  stärker  in  Schottland  rertreten,  nach  dem 
Census  von  1871  waren  207,770  Personen  in  Schottland  in  Irland  geboren,  6.184 
Procent  der  6e?Ölkerung.  Waren  diese  Zahlen  ganz  correct,  so  w&ren  allerdings  in 
den  letzten  zwei  Jahrzehnten  diese  Iren,  da  eine  Znrttckwanderung  in  erheblichem 
Maaase  nicht  anzunehmen  ist,  grossentheiis  verstorben  oder  weiter  (nach  America) 
gewandert  und  h&tten  keinen  entsprechenden  Nachschub  erfahren.  Denn  nach  dem 
Census  7on  1891  w&ren  Ton  28,168,197  Bewohnern  Ton  England  und  Wales  nur 
74,528,  also  nur  ca.  V4  Procent,  in  England  geboren,  Ton  3,998,294  Bewohnern 
Schottlands  nur  27,323,  nur  ca.  '/,  Procent.  —  Deber  die  nachtheiligen  Folgen 
der  Einwanderung  der  Iren  nach  Schottland  ftlrdie  Lage  und  Cnltur,  die  Sitten 
der  einheimischen  Arbeiterclassen  rerbreitet  sich  der  schottische  Censusbericht  für 
1871  in  sehr  bemerkenswerther  Weise.  Bei  der  grossen  principiellen  Bedeutung  der 
Frage  mSgen  die  betreffenden  Ausführungen  hier  Platz  finden.  Sie  stehen  im  8. 
decennial  census  of  the  population  of  Scotlaud,  taken  3.  April  1871,  with  report, 
?ol.  I,  Edinb.  1872,  p.  XIX,  und  70I.  II,  Ed.  1874,  p.  XXXIV.  „Mit  dem  Jahre 
1820  begann  die  Inrasion  oder  Einwanderung  der  irischen  Basse,  welche  allmftlig 
anwuchs,  bis  sie  nach  1840  enorme  Dimensionen  erreichte,  als  sich  der  Eisenbahnbau 
über  das  Land  auszudehnen  begann.  Diese  irische  Inrasion  kann  leicht  ernstere 
Wirtungen  auf  die  schottische  BoTölkernng  ausüben,  als  selbst  die  Invasion  der 
kriegerischen  Horden  der  Sachsen,  D&nen  und  Normannen.  Schon  bilden  in  manchen 
unserer  Städte  die  in  Irland  geborenen  Personen  5 — 15  und,  wenn  wir  ihre  hier 
geborenen  Kinder  einschliessen ,  10 — 30  Procent  der  Bevölkerung.*'  (Die  in  Irland 
Geborenen  betrugen  in  1S71  207,770,  wie  bemerkt,  die  GesammtbevOlkerong  irischer 
Abstammung  an  400,000  —  zerstreut  über  alle  Theile  Schottlands,  besonders  im 
Westen,  wo  sie  in  den  meisten  Grafschaften  6.3,  7.8,  8.4,  10.5,  13.3,  in  Benfrew 
14.43  Proc.  der  Bevölkerung  ausmachten.  Von  den  grösseren  St&dten  hatten  Aberdeen 
0.883,  Leith  3.735,  Edinburgh  4.078,  Paisley  9.749,  Dondee  11.931,  Glasgow  14.32, 
Oreenok  16.558  Procent).  „Die  Einwanderung  einer  solchen  Masse  Arbeiter  der 
niedersten  Classe,  mit  kaum  irgend  welcher  Erziehung,  kann  nur  nachtheilige 
Wirkungen  auf  die  Bevölkerung  ausüben.  Bis  jetzt  scheint  der  grösste  Theil  dieser 
Irl&nder  sich  durch  ihren  Aufenthalt  bei  uns  nicht  gehoben  zu  haben,  aber  es  ist 
gewiss,  dass  die  mit  ihnen  verbundenen  Schotten  sich  wesentlich  verschlechtert  haben. 
Es  ist  eine  peinliche  Erwägung,  welches  die  schliesslichen  Wirkungen  dieser  irischen 
Einwanderungen  auf  Sitten  und  Gewohnheiten  des  Volks  und  auf  die  zuktlnftigen 
Aussichten  des  Landes  sein  werden."  Und  in  vol.,  a.  a.  0.:  „Der  hohe  Antheil  der- 
irischen  Bevölkerung  in  Schottland  hat  unzweifelhaft  ungünstige  Folgen  gehabt,  die 
Moralität  der  unteren  Classen  sehr  rerschlimmert  und  die  Nothwendigkeit  polizei- 
licher und  sanitärer  Zwangsmaassregeln  sehr  rermehrt,  wo  sich  die  Irländer  zahlreich 
niedergelassen  haben."  —  Solchen  Verhältnissen  gegenüber  steht  die  individualistische 
Politik  rathlos  und  lässt  auch  hier  „die  Dinge  gehen".  Freilich  sind  die  Zustände 
durch  die  Vernachlässigung  Irlands  so  arg  geworden.  Aber  daraus  folgt  auch  für 
die  schuldigen  Briten  nicht,  dass  man  nun  das  ganze  Volk  in  der  Heimath  inficiren 
llsst  Und  wenn  nun  seitdem  einigermaassen  .,von  selbst"  das  irische  Element  wieder 
zurückgedrängt  worden  ist,  so  hat  es  doch  Jahrzehnte  lang  jene  üblen  Einflüsse 
ausgeübt. 

Im  preossischen  Staate  (alten,  vor  1866er  Unfangs  auch  nach  1866  gerechnet 
nnd  ezdusive  HohenzoUem,  in  1871  aber  die  ganze  Zahl  der  in  Frankreich  befind- 
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liehen  Tmppea  Hdf  die  sUen  Proviazcci  gereclinet.  vis  das  Gesammtresalut  indesseii 
wenig  Sndeit)  haben  Bich  TOQ  Ende  1S46  bis  Ende  l^Tl.  dann  veiler  bis  Ende  I'^TS 
nad  ISUQ  nacb  der  TolksaAblaag  fclgendo  Ver&nderao^en  in  dur  BeTOlkeran^ 
uberbaopt  nnd  ntcb  den  üUiibeusbelieDiitDtssea  ergeben  io  TansoDden; 
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16.63 

Ealhol 
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7.5(18 

7.921 

9.424 

31.01 

18,97 

Juden 

215 

271 

2S4 

SOS 

32.2- 

8.45 

Die  Termohran^  der  Jaden  war  ako  Fnlbcr  gUnstigec,  als  die  der  Cbiisten  (aar  die 
bier  nicbt  mitgerecbnelen  Dissidenlen  aoBganommen).  Wie  weit  dies  tod  giOsscrcr 
Einwanderung  ran  Juden  and  Ton  der  notoriscb  günstigeren  natUilicben  Vennebrnng 
danelbea  (j^tobso  Geburlonubl.  niedrige  Sterblicbkuil)  odor  frQbaror  Onrallst&ndigkeit 
der  Jadeniahlung  berrabtl.  lässt  sieb  mit  dem  verbundenea  Material  nicbl  bestimmen. 
N'enerdings  ist  die  judisclie  Vermobrung  ungUDStiger  als  die  dar  Chrislcn.  was  mit 
weiteren  Veiscbie bangen  der  Juden  aach  Weatcn  and  Süden ,  in  andere  preussischo 
Provinzen  nnd  dentacbe  Staaten  and  ausaerbalb  Deatscblanda  zaäanunonb&ngeo  mag. 
Die  Uebertritte  tarn  Chriatentbam  sind  notorisch  za  wenig  ifiblreich,  um  din  j;eriagcro 
Vennebmni;  zu  crkllLreii.  mehr  kommt  rteileicbt  der  Debertritt  la  den  „Coatessiona- 
losen"  in  Betracht.  Die  Verschied enhciien  der  Yermebrung  bei  Evangelischen  nnd 
Kalholiliea  b&ngt  wobl  mit  TerBchiedener  Betheilignng  an  der  AoBWandcrang.  stärkerer 
Vermcbrang  der  oatdenlscben.  besonders  polnischen  BevflllLerun^  (siehe  Grundlegung  L. 
S,  alO  iT.).  auch  mit  der  stärkeren  BecTUIimng  der  hier  nicbl  mit  ciDgerocbnelen 
DIssideniea  aus  der  ciangeliecben  BetOlkerung  zusammen. 

Sehr   bemerke nswcrth    ist    aber    die    ürti  tcbe    Vcrsobicbang    des    jüdischen 
Elements.     Es  war  die  Zahl  der  Juden: 


in  den  Proriuian  boiw.  Berfrken: 

1^411 

1871 

1875 

ISHU 

PraDssen  (Ost-  und  Wesi-) 

29.«21 

41.057 

41,439 

36,161 

Posen  Ptorini 

S1.299 

61,982 

62.488 

44.34« 

(     ..     Rcgiemngsbfirirk 

5ä,:i44 

40.224 

4ll.4T<l 

28.431) 

Schlesien 

30,650 

46.623 

47.048 

48.DDS 

Pommern 

S,487 

13.036 

13,210 

13.246 

Brandenburg  (mit  Berlin) 

10.965 

47.484 

56.887 

98,061 

(Rep.-Bezlrk  Potsdam  nnd  B«rlln 

11.915 

40.563 

50,012 

§7.917) 

Sacbaen  Profinz 

4.U86 

5,917 

11.1  ST 

7,94» 

Westfalen 

14.771 

17.245 

17.623 

19.172 

Rheinland 

2S.3S8 

38,423 

89.243 

47.234 

Hannorer  (in  1345:) 

11.208 

12,799 

13.519 

IS.112 

R.-B.  Wiesbaden  (in  IS51:)      ca. 

11.S00 

18,360 

18.831 

30.075 

Kflnigretch  Sachsen 

9*8 

3,357 

Ö.3fi0 

9.368 

Baiem  (in   IS40;) 

52.288 

50.662 

51 .335 

53.885 

Grosshenogtlium  Baden 

23,268 

25,703 

26.492 

26,735 

I 


Regierungsbezirk  Wiesbaden,  d.  h.  Nasana  und  Stadt  Fruikfurt  a.  M,  Vnch  der 
Zählung  von  1871  bat  besonders  in  1872—73  diese  Verschiebung  noch  veiter  enge- 
daoorL  Ans  obigen  Daten  in  den  preussiüchen  Provinzen  und  Bezirken  ergieljt 
sich  das  für  1S75  nicbt  correct.  weil  hier  mit  Ausnahme  von  Berlin  (45,464  Jnden 
bei  !i6S,634  Personen  im  Ganzen)  keine  genaue  Ansziblung  der  Confessiouiangebilrigeu 
erfolgte,  sondern  bloss  eine  Berechnung  derselben  nach  Torbältniss  der  allgemeinen 
Volkazanabme.  Sonst  wurden  wohl  Posen  eine  weitere  Abnahme,  die  mittleren  und 
westlichen  Provinzen  eine  närkere  Zunahme  der  Juden  zeigen.  Die  wieder  genaaeren 
Daten  fur  1890  bestätigen  das.  In  Berlin  allein  1S90  79.2S6  Jaden  (hier,  wie  immer, 
ohne  die  Gelanften  and  Confessionslosen  gerechnet)  bei  1,579.244  Einwohnern.  Weiteres 
Eingeben  ins  Einzelne  zeigt,  dass  aocb  vom  Lande  in  die  Städte,  von  den  kleineren 
in  die  mittleren  und  grosseren,  und  zwar  auch  im  deutschen  Westen  aas  alten  liod- 
licbeD  Sitzen  der  „Schutzjaden"  die  jüdische  Einwanderung  geht. 

Gesammtzahl  der  Juden   im   Deutschen   Reich    1S71    512.000   (1.2j  Procenl). 
davon  in  Prenssen  326.000.  1^90  568.000  (I.IK  Procent).  davon  in  Preussen  372.00 
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Aehnliche  Bewegung  in  der  österreichischen  Monarchie,  wobei  allerdings 
die  fraheren  Zahlen  wohl  nicht  ganz  genau  (ein  Fehler,  der  in  den  deutschen 
Proriazen  aber  nicht  stark  gewesen  sein  kann): 


1846 

1870 

1890 

Gesammtee  Deutsch-Oesterreich                                  ca.  119,000 

198,621 

288,101 

Nieder-Oesterreich                                                               4,296 

52,350 

128,784 

Ober-Oesterreich,  K&mthen,  Erain,  Steiermark,  Tirol            9S0 

1.988 

4,047 

Böhmen                                                                                 70,037 

89,933 

94.479 

Mähren,  Schlesien                                                                40,064 

49,041 

55,366 

Die  St&rkc  des  Zuzugs  aus  Bussisch-Polen  und  Galizien  und  Ungarn  nach 
Deutschland  und  Deutsch-Oesterreich  iSsst  sich  nicht  genau  angeben.  Die  Statistik 
zeigt  eine  ausserordentlich  starke  Zunahme  der  jüdischen  Bevölkerung  in  Galizien  und 
Ungarn,  was  aber  jedenfalls  auf  grosse  Unrollst&ndigkeit  der  älteren  Daten  mit  zurück- 
zuf&hren  ist  Die  ökonomische  nnd  sociale  Bedeutung  jener  Yorschiebong  des  pol- 
nischen Judenthums  nach  Berlin  und  Wien  ist  bekannt.  Gesammtzahl  der  Jnden 
1S90  in  Oesterreich-Ungam  1,866,200,  daron  in  West-Oesterreich  1,141,600  (Galizien 
770,468,  Bukowina  82.717),  in  Ungarn  724,600.  Im  Jahre  1870  sollen  es  nur 
1.376,000  (West-  822,000,  wovon  GaUzien  576,000,  Ungarn  554,000)  gewesen  sein  (?). 
Dabei  ist  hier  7on  dem  relativ  starken  Gontingent  getaufter  Juden  im  Staatsdienst, 
liberalen  Professionen,  auch  im  Handelsgeschäft,  m.  a.  W.  in  der  höheren  Gesellschaft 
(Berlin  und  Wien!)  nnvermeidlich  in  der  Statistik  ganz  abgesehen. 

In  Gross  Staaten  wie  Bassland,  Deutschland,  Oesterreich-Ungam  kommt  hier 
also  in  der  That  nicht  nur  die  jüdische  Einwanderung  aus  dem  Aaslande,  sondern  in 
einigen  Landestheilen  auch  diejenige  aus  anderen  Provinzen,  nach  der  Sachlage  in 
diesen  beiden  Ländern:  aus  den  ehemals  polnischen  in  die  rein-russischen  und 
deutschen  mit  in  Betracht.  In  Bussland  sind  in  dieser  Hinsicht  noch  innerhalb  des 
Reichs  Beschränkungen  geblieben,  deren  unbedingte  Wegräumung  jedenfalls  nicht  nur 
nach  dem  Princip  der  staatsbürgerlichen  und  confessionellen  Gleichheit  erfolgen  darf, 
sondern  nach  Erwägung  aller  einschlagenden  Interessen  und  Würdigung  der  Folgen  für 
alle  Betheiligten,  d.h.  eben  für  die  ganze  Gemeinschaft.  Im  Königreich  Polen  wurden 
1867  783,000  Jaden,  13.7  Procent  der  Bevölkerung,  im  übrigen  Bussland  1,829,000 
gezählt,  davon  aber  1,784,000  in  den  sogenannten  westlichen  ehemals  polnischen 
GouTemements  und  einigen  benachbarten  (wie  Kurland.  Bessarabien).  Hier  kommen 
meist  10 — 12  Procent  der  Bevölkerung  auf  die  Juden.  Vollständige  Freizügig- 
keit derselben  im  Rassischen  Reiche  ist  daher  eine  Frage  von  grosser  Tragweite. 
Bisher  hat  man  nur  denjenigen  Juden  in  Rassland  Freizügigkeit  gewährt,  welche 
kaufmännischen  Gilden  angehörten  oder  Zeugnisse  über  die  Absolvirang  höherer 
SchuJen  besassen,  also  das  zum  Theil  proletarische  Judenthnm  der  polnischen  Provinzen 
ausgeschlossen.  Von  Erweiterung  der  Freizügigkeit  war  in  den  70er  Jahren  die  Rede. 
Aber  sie  ist  anterblieben  und  neuerdings  hat  man  bekanntlich  in  Rossland  auf  Aus- 
wanderung der  Juden  hinzuwirken  begonnen.  Auch  Deutschland,  insbesondere 
Prenssen,  hat  seit  einiger  Zeit  den  weiteren  Zazog  der  polnischen  Juden  aas  Galizien 
und  Russisch-Polen  zu  hindern  gesucht. 

Die  Daten  der  neueren  Volkszählungen  über  die  Staatsangehörigkeit  der  orts- 
anwesenden Bevölkerung  geben  keine  ganz  ausreichende  Kenntniss  der  fremden  Elemente, 
da  sie  die  Reisenden  nicht  ausscheiden,  auch  nach  den  Berufen  meist  nicht 
genauer  trennen.  Im  Deutschen  Reich  fanden  sich  z.  B.  1871  75,702  österreich- 
ungaiische  Personen,  14,535  Russen,  12,435  Schweden -Norweger.  4019  Italiener, 
worunter  wohl  eine  grössere  Anzahl  Arbeiter,  in  1875  wurden  im  Deutschen  Reich 
anwesende  Reichsaasländer  290,799  gezählt,  in  1885  434,525  (davon  Oesterreicher 
155,331,  Ungarn  6,775,  Rassen  (meist  Polen)  48,853,  Schweden-Norweger  13,174, 
Italiener  8234,  sonst  vomemlich  aus  den  Grenzländern  Schweiz,  Frankreich,  Holland, 
Belgien,  Dänemark),  1890  im  Ganzen  433,271.  —  In  Frankreich  1872  112.579 
Italiener,  39,361  Deutsche  (exclusive  Elsass- Lothringer),  52,954  Spanier,  42,834 
Schweizer,  1885  naturalisirte  Fremde  103,886  (0.28  Procent  der  Bevölkerung),  andere 
Fremde  1.126,531  (2.97  Procent),  davon  Deutsche  100,114,  Belgier  482.261,  Italiener 
264,568,  Spanier  79,550,  Schweizer  78,584  u.  s.  w.  Man  sieht,  dass  die  ,.Fremden- 
frage'\  auch  in  Betreff  der  Arbeiterconcnrrenz  anders  als  z.  B.  bei  uns  liegt,  freilich 
wohl  im  Zosammenhang   mit   der   schwachen   französischen  Volksvermehrung  durch 
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Gebartsüberscbuss,  trotz  der  geringen  Answandemng  (Grundlegung  I,  S.  515).  —  Von 
den  Bewohnern  in  England  (mit  Wales)  waren  1891  50,599  in  Deutschland,  45,074 
in  Rassland,  20,797  in  Frankreich,  9909  in  Italien,  Überhaupt  in  der  Fremde  and 
auf  See  (inclusive  britische  UnterUianen  34,895)  237,313  geboren.  —  Von  kleineren 
Ländern  ist  es  die  Schweiz,  wo  ein  erheblicher  Theil  der  Bevölkerung  aus  Aus- 
ländern besteht,  1888  von  2,917,754  229,650.  Davon  aus  den  4  Kachbarlindem. 
Deutsches  Beich  112,342,  Frankreich  53,627,  Italien  41,881,  Oestemich  -  Ungarn 
14,181.  Die  „Fremdenfrage''  spielt  daher  auch  in  der  Schweiz  eine  Rolle.  —  In 
Nordamerica  sind  es,  wie  schon  bemerkt,  die  neueren  Einwanderungselemente  der 
Italiener,  Slawen,  neuerdings  Juden,  die  neben  den  Iren  Bedenken  zu  bieten  beginnen. 

2.  Sodann  können  durch  diese  internationale  Freizügigkeit 
aach  in  unseren  Ländern,  wenn  auch  nicht  in  so  kurzer  Zeit  auf 
einmal  und  in  solcher  Massenhaftigkeit  wie  in  den  überseeischen 
Einwanderungsrändern,  so  doch  nach  und  nach  oder  in  einzelnen 
kritischen  Zeitpuncten  und  in  einzelnen  Gegenden,  so  viele  fremde 
Arbeitskräfte  aus  der  Sphäre  der  Handarbeit  herbeigezogen 
werden,  dass  dadurch  die  unteren  arbeitenden  Classen  des  Inlands 
eine  lästige  Concnrrenz  erfahren  und  die  Löhne  herabgehen  oder 
doch  am  Steigen  gehindert  werden. 

Dieser  Fall  kann  sich  leicht  mit  dem  erstgenannten  combiniren,  indem  z.  B. 
nicht  nur  Arbeiter  aus  einem  Lande  mit  niedrigeren  Lohnsätzen  einwandern  oder 
herbeigezogen  werden,  sondern  zugleich  Arbeiter  einer  anderen  Basse  oder  Nationalit&t 
mit  einem  von  Natur  oder  nach  der  erreichten  Cnltur  niedrigeren  Maassstab  der 
LebensansprUche,  selbst  in  Bezug  auf  den  Nahrungsbedarf,  nach  dessen  Qualit&t  und 
Quantität  (Italiener,  Polen  in  Deutschland,  Gontinentale  in  England,  Iren  daselbst, 
Chinesen  in  America).  Durch  eine  solche  Concnrrenz  droht  im  Inlande  das  ganze 
Niveau  der  Ökonomischen  Lage  und  der  Lebensverhältnisse  der  Masse  des  Volks 
zu  sinken. 

Wie  wenig  es  auf  die  Naturalisation  in  der  Frage  dieses  Paragraphen  an- 
kommt,  zeigt  Frankreich,  wo  1872  nur  15,303  naturalisirte  Fremde,  dagegen 
730,844  nicht-naturalisirte  gezählt  wurden,  2.03  Procent  der  Bevölkerung.  Seitdem 
hat  sich  die  Zahl  der  Naturalisirten  versiebenfacht  (siehe  oben),  aber  doch  beträgt 
sie  nur  Vn  ^^^  nicht-naturalisirten  Fremden. 

§.  85  [250J.  Das  erste  Bedenken  ist  früher  kaum  auch  nur  er- 
wogen,  das  zweite  selten  gebührend  gewürdigt  worden.  Nach  dem 
individualistischen  Princip  der  Socialgesetzgebung  erscheint  eine 
internationale  Freizügigkeit,  auch  wenn  sie  die  beiden  angedeuteten 
Folgen  hat,  allerdings  nur  consequent.  Kosmopolitische  und 
humane  Gesichtspuncte  in  dem  ersten,  wirthschaftliche  in  dem 
letzten  Falle  werden  zu  Gunsten  einer  solchen  Freizügigkeit  ja 
auch  noch  mit  geltend  gemacht.  Insbesondere  gilt  es  iür  hart, 
in  der  Frage  der  Gleichstellung  der  Juden  auch  für  religiös  in- 
tolerant —  obgleich  hier  nicht  die  religiöse ,  sondern  nur  die 
nationale  und  die  wirthschaftspolitische  und  wirthschaftsethische 
Seite  der  Frage  in  Betracht  kommt  und  es  sich  weniger  um  die 
bereits  heimischen  (wenn  auch  neuerdings  an  Deutschlands  Ost- 
grenze auch  mit),  als  um  neu  einwandernde  Personen  handelt  — , 
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den  Fremden  nicht  zuzulassen  und  fttr  ungerecht  gegen  den 
Unternehmer,  ihn  im  Bezug  beliebiger  Arbeitskräfte  zu  beschränken, 
zumal  etwa  in  einer  Zeit,  wo  die  einheimischen  Arbeiter  ,,über- 
triebene"  Lohnforderungen  stellen,  sich  gewerkvereinlich  zur  Durch- 
setzung dieser  und  ähnlicher  Forderungen  organisiren  und  die 
„Concnrrenzfähigkeit''  der  heimischen  Production  auf  inländischem 
wie  besonders  auf  fremden  Märkten  gefährdet  ist.  Allein  diese 
ßegenbeweisfäbrung  widerlegt  theils  die  Bedenken  in  den  beiden 
genannten  Fällen  gar  nicht ,  theils  zeigt  sie  nur,  dass  bier  Gol- 
lisionen  zwischen  verschiedenen  partiell  berechtigten  Principien  vor- 
liegen, welche  nicht  einseitig  zu  Gunsten  des  Individualismus  und 
Kosmopolitismus  oder  des  Untemehmerinteresses  oder  des  ver- 
melDtlichen  Interesses  der  heimischen  Production  entschieden  werden 
dürfen. 

1.  Die  Einwanderung  ganz  fremdartiger  Elemente  kann 
vom  hier  zunächst  maassgebenden  Interessenstandpuncte  der 
heimischen  Volksgemeinschaft  aus  nicht  unbedingt  frei- 
gegeben werden,  weder  als  Üonseqnenz  der  persönlichen  Freiheit 
des  Einwanderers,  noch  als  solche  der  Freiheit  der  wirthschaft- 
Uchen  Stellung  des  Unternehmers. 

Eine  solche  Einwanderung  kann  durch  Yennischang  mit  dem  heimischen  Volke 
den  ganzen  Stamm  verderben,  durch  Einfahrung  neuer,  auch  wirthschaftlicher  Sitten 
dfts  Volksleben  und  den  Verkehr  schädigen,  mit  dem  ökonomischen  das  Gulturniveau 
der  Nation  herabdracken.  Wirthschaftlich  und  sittlich  bedenkliche  Elemente,  wie 
z.  B.  die  Iren  in  England,  die  polnischen  Juden  in  Deutschland,  Oesterreich,  Ungarn 
u.  a.  L.  m.  können  so  zum  wahren  Verderben  der  Heimath  und  der  heimischen 
Nationalität  werden.  Wer  unbefangen  an  die  starke  Mit-,  ja  Hauptschuld  eines 
erheblichen  und  maassgebenden  Theils  des  Judenthums  an  den  hiisslichsten  und 
schädlichsten  Dingen  im  modernen  (wie  zum  Theil  schon  im  früheren)  Wirthschafts- 
leben  denkt,  Börsentreiben,  Gründungsexcesse,  Unehrlichkeit  im  Handel  und  Wandel, 
Wacher  in  allen  Arten  und  Formen,  unanständige  Practiken  in  den  liberalen  Berufen, 
in  der  Presse,  u.  s.  w.,  der  wird  zum  Schluss  kommen  dürfen,  ja  müssen,  dass 
man  es  hier  in  der  That  in  solchen  jüdischen  Elementen  mit  wahren  rolkswirth- 
schafüichen  und  social-ethischen  „Schädlingen*^  zu  thun  hat.  Wahrnehmungen  dieser 
Art  entspringt  die  neuere  antisemitische  Bewegung  und  da  liegt,  bei  allen  ihren 
Cebertreibungen  ihr  richtiger  Kern.  Mit  „Rassenhass",  „religiöser  Intoleranz'*  hat  diese 
Bewegung  in  diesem  ihren  Kern  nichts  zu  thun.  (Vgl.  z.  B.  die  Schriften  des  Vereins 
ftir  Socialpolitik  über  die  bäuerlichen  Zustände,  B.  22—24,  1883.  wo  der  Judenwucher 
aof  dem  Lande  überall  hervortritt.  Darüber  auch  die  objectire  Behandlung  der  Frage 
ron  Schmoller,  Jahrbuch  1883  I,  621  ff.) 

Verhältnisse  herbeizuführen,  welche  solch  weitreichende  Ein- 
flüsse ausüben,  darf  nicht  ohne  Weiteres  als  Recht  des  Individuums, 
weder  des  fremden  Einwanderers  noch  des  inländischen  Unter- 
nehmers und  auch  nicht  des  inländischen  Staatsangehörigen  gelten. 
Die  Staatsgesetzgebung  muss  hier  nach  den  concreten  Um- 
ständen entscheiden,  aber  kann  aus  diesem  Grunde  sehr  wohl  Be- 


1 74   1 . B.  3. K.  PersOnL Freih.  3 .U.A.  Soc. Freili. rechte.  4. A.  EinvanderoDgsreclit  §. S6. 

schränknngen  der  Freizügigkeit  festhalten  oder  einfahren,  vollends 
der  internationalen,  aber  gegebenen  Falls  anch  der  nationalen. 

Im  Falle  Ton  GhineseDeiDvanderuDg  nach  America  oder  gar  nach  Europa, 
woran  in  Unternehmerkreisen  (selbst  Berlins!),  z.  B.  in  der  Zeit  der  Strikes  und  Lohn- 
steigerungen während  der  Grfmdnngs&ra  der  ISTOer  Jahre,  anch  schon  gedacht  worden, 
wird  die  Bichtigkeit  dieses  Grandsatzes,  weil  sie  zu  sehr  auf  der  Hand  liegt,  kaum 
allgemeiner  bestritten  werden,  höchstens  von  einzelnen  liberalen  Doctrin&ren  in  Theorie 
und  Politik.  Aber  in  den  andern  Fällen  liegt  die  Frage  im  Princip  ebenso,  wenn 
anch  eine  gradweise  Verschiedenheit  gewöhnlich  bestehen  wird  und  in  obigen  Bei- 
spielen besteht,  soweit  keine  Bacendiflerenz  vorliegt.  Jener  Grundsatz  besagt  auch  nur, 
dass  Beschränkungen  der  Freizügigkeit  statthaft  sein  kennen,  also  mit  dem  Hinweis 
auf  aligemeine  Menschenrechte  oder  auf  die  Gonscquenzen  der  Principien  der  persön- 
lichen Freiheit  und  der  Verkehrsfreiheit  nicht  ohne  Weiteres  abzuweisen  sind.  Ob 
sie  wirklich  eintreten  sollen,  ist  nach  specieller  Untersuchung  zu  entscheiden.  Auch 
kann  die  Sache  sehr  wohl  so  liegen,  dass  absichtlich/ z.  B.  um  die  heimische  Be- 
Fölkerung  durch  die  Goncnrrenz  der  Fremden  anzuspornen,  trotz  dieses  oder  jenes 
Bedenkens  keine  Beschränkung  der  Freizügigkeit  eintritt.  Es  giebt  auch  in  Deutsch- 
land gut  srermanische  Leute,  welche  z.  B.  in  der  Judenfrage  meinen,  das  lässige 
deutsche  Wesen  bedürfe  des  jüdischen  „Sauerteigs*',  um  etwas  Gährung  hinein  zu 
bringen.  Die  Frage  wäre  dann  nur,  ob  die  Menge  und  Beschaffenheit  dieses  „Sauer- 
teigs^* sich  richtig  bestimmen  lässt.  Gegen  ein  Zuviel  erheben  sich  selbst  bei  einer 
solchen  Auffassung  Bedenken.  Jedenfalls  aber  sollte  die  Entscheidung  immer  ge- 
troffen werden  nach  der  Beurth eilung  der  Wirkungen  der  Freizügigkeit,  nicht 
nach  einem  absoluten  Princip,  dem  ein  apriorisch  construirter  Inhalt  zu  Grunde  ge- 
legt wird. 

§.  86  [251].  —  2.  Die  freiwillige  oder  darch  die  Unternehmer 
eingeleitete  Einwanderung  fremder  Arbeiter  ist  nach  dem  soeben 
erörterten  Grundsatz  zu  behandeln,  soweit  sie  sich  aus  ganz  fremd- 
artigen Elementen  recrutirt,  wie  z.  B.  in  Europa  (und  America)  ans 
Asiaten,  Africanem,  überhaupt  ans  Personen  anderer  Race.  In  dem 
bei  uns  noch  practisch  wichtigeren  Falle,  dass  Arbeiter  ans  einem 
anderen  Staate  oder  Volkswirthschaftsgebiete  und  daher  der  Regel 
nach  auch  anderer,  aber  doch  in  den  Lebensverhältnissen  nicht 
allzu  verschiedener  Nationalität  zur  Concurrenz  mit  der  heimischen 
Arbeiterbevölkerung  herangezogen  werden,  wird  man  sich  jedenfalls 
über  die  Gonsequenz  der  vollen  Einwanderungsfreiheit  klar  sein 
müssen  und  diese  Freiheit  eben  deshalb  wieder  nicht  immer  gleich 
ohne  Weiteres  gewähren.  Gilt  diese  Freiheit  auch  als  nothwendige 
Folge  des  ganzen  modernen  wirtbschaftlichen  Verkehrsrechts  und 
als  Postulat  des  Untemehmerinteresses  und  des  allgemeinen  volks- 
wirthschaftlichen  Productionsinteresses:  sie  richtet  eben  entschieden 
ihre  Spitze  gegen  die  Arbeiterclasse.  Die  Gerechtigkeit  und  das 
berechtigte  Interesse  dieser  Classe  verlangt  dann  wenigstens  im 
System  der  freien  Concurrenz,  dass  die  einheimischen  Arbeiter 
volle  Coalitionsireiheit  mit  allen  Conseqnenzen  der  letzteren  ge- 
niessen,  daher  namentlich  Vereine  für  die  Geltendmachung  ihrer 
Interessen  bilden  dürfen  (Gewerkvereinsfrage);  ferner,  dass  ihnen 
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speciell  als  Correlat  der  gegen  sie  gerichteten  internationalen  Frei- 
zügigkeit nnd  des  Freihandels  die  volle  Freiheit  internationaler 
Vereinigung  werde,  am  den  Arbeitsmarkt  dnreh  eine  Regelung  der 
Ein-  nnd  Auswanderung  nach  ihrem  Interesse  zu  gestalten. 
Werden  dagegen  diese  Rechte  versagt  oder  beschränkt,  wie  denn 
neben  ihrer  Berechtigung  und  ihrem  Nutzen  erhebliche  social- 
politisehe  und  politische  Bedenken  voller  Coalitions-,  Gewerkvereins- 
und internationaler  Vereinsfreiheit  n.  E.  nicht  zu  läugnen  sind, 
so  kann  auch  internationale  Freizügigkeit,  welche  zu  einem  Druck 
auf  die  Lage  der  heimischen  Arbeiter  ftlhrt,  nicht  unbeschränkt 
gewährt  werden.  Die  Theorie  der  freien  Concurrenz  und  der  wirth- 
schaftliehen  Verkebrsfreiheit  zieht  also  entweder  nicht  alle  Con- 
seqaenzen,  wenn  sie  vor  der  Gewährung  vollen  nationalen  und 
internationalen  Coalitions-  und  Arbeitervereinsrechts  zurückschreckt, 
oder  sie  zieht  zu  weit  gehende  Consequencen,  wenn  sie  volle  inter- 
nationale Freizügigkeit  proclamirt. 

Auch  gewisse  Forderungen  des  kosmopolitischeu  Soci&lismiis  lassen  sich  übrigens 
leicht  an  einem  Beispiel  wie  der  intemationjden  Freizügigkeit  als  viel  zu  einseitig 
nnd  za  absolut  erweisen,  so  z.  B.  im  Falle  ron  Ghineseneinwandernng. 

Selbst  im  Osten  der  Vereinigten  Staaten  begann  schon  in  den  70er  Jahren 
die  chinesische  Concarrenz  bei  gewöhnlicher  Handarbeit  mitzuspielen  und  von  Unter- 
nebmem  wurde  dies  nicht  ungern  gesehen:  eine  höchst  kurzsichtig  egoistische  Auf- 
fassung eines  Verh&ltnisses.  das  nicht  nur  fUr  die  Volkswirthschaft  und  für  die  Lage 
der  Arbeiter  der  europ&isch-americanischen  Race,  sondern  für  die  ganze  occiden- 
talische  Cultur  von  unberechenbar  schlimmen  Folgen,  ja  geradezu  Terh&ngnissroll 
werden  könnte,  wenn  die  Sache  practisch  sich  ausdehnte.  Eine  gunstige  Seite  gewinnt 
der  chinesischen  Aus-  und  Rückwanderung  Sturz  ab,  in  der  Schrift  dieses  Titels, 
Berlin  1876,  besonders  S.  12.  Siehe  dagegen  in  roHster  Uebereiostlmmung  mit  der 
obigen  Auffassung,  Kirchhof,  Über  die  Cbinesenfrage  in  Califomien  in  der  „Gegen- 
wart*' (ron  Lindau)  1876,  Nummer  24 — 26.  Im  Allgemeinen  Ratzel,  die  chinesische 
Auswanderung,  Berlin  1876,  derselbe  in  seinem  Buch  über  Nordamerika,  Seward, 
Chinese  Immigration,  New-York  ISSl,  Sartorius  ?.  Waltershausen  in  der  Tübinger 
Zeitschrift  1883,  Band  .S9,  S.  320.  Neuerdings  sind  denn  anch  im  Jahre  188S  in 
America  Beschränkungen  der  Ghineseneinwanderung  eingetreten.  Siehe  die  oben 
S.  166  genannte  americanische  Litteratur.  Aehnlich  in  Britisch -Kordamorica  und 
Aastralien.    Siehe  Lee,  Qaart.  Journal  of  Economists,  1SS9. 

In  Deutschland  zieht  neuerdings  die  theils  bleibende,  theils  zeitweilige  Be- 
schäftigung russisch-  und  preussisch-polnischer  Arbeiter,  zunächst  im  Osten,  dann 
aber  auch  weiter  nach  Westen  hin  die  Aufmerksamkeit  auf  sich,  weil  berechtigte  Be- 
fürchtungen für  die  Entgermanisirung  unserer  Ostmarken  entstehen.  Der  grosse  Ge- 
bartsüberschuss  der  deutsch  -  polnischen  Bevölkerung  legt  solche  Befürchtungen  ohne- 
hin nahe.  Daher  denn  administrative  Hemmungen  in  den  80  er  Jahren,  die  aber  jetzt 
wieder  schwächer  geworden  sind,  z.  Th.  wegen  des  Arbeitermangels,  einer  Mitfolge 
des  Abzugs  der  deutschen  Arbeiter  nach  Westen.  Dieser  Abzug  hängt  aber  selbst 
wieder  mit  der  Concunenz  der  billigeren  polnischen  Arbeitskräfte  zusammen.  Siehe 
darüber  die  Verhandlungen  des  Vereins  für  Socialpolitik,  1893,  die  dortigen  Referate 
nnd  die  daselbst  mitgetheilten  statistischen  Daten  über  die  Beschäftigung  fremd- 
polnischer Arbeiter.  Mit  Recht  nahm  man  in  diesen  Verhandlungen  in  der  Frage 
eine  ähnliche  Stellung  ein,  wie  ich  es  hier  thue,  betonte  namentlich  die  Gefahr  einer 
Repolonisirong  deutscher  Districtc.  Alles  Belege,  wie  man  über  derartige  Fragen 
nicht  individualistisch  bloss  nach  dem  Interesse  der  Nächstbetheiligten ,    vollends  der 
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Arbeitgeber,  entscheiden  kuin.  NatOrlich  spielt  hier  anch  ein  i^chtiges  Interesse 
der  deutschen  Arbeiter  mit,  welche  durch  die  billigeren,  einer  niedrigeren  Galtorstiife 
angehörenden  polnischen  Arbeiter  unterboten  und  rerdringt  zn  werden  drohen. 


5.  Abschnitt. 
4.    Das  Seiserecht. 

§.87  [S.  496].  Litterataran^aben.  S.  Stein,  II,  245— 271,  Handbuch, 
1.  Aofiage,  8.  70  —  73,  3.  Anilage,  II,  S.  64.  H.  BOsler,  Yerwaltangsrecht,  I,  1, 
§.  55,  Mohl,  Polizeiwissenschaft,  III  (Pr&renürjustiz),  §.  11.  POzI,  Arükel  Fremde, 
Fremdenrecht,  im  StaatswOrterbuch  Fon  Blantschii  III,  755,  besonders  761  ff.,  Artikel 
Aufenthalts  recht,  ebenda  I,  508.  Pütt  er,  practisches  europäisches  Fremdenrecht, 
Leipzig  1845,  Heffter,  eorop&isches  Völkerrecht  der  Gegenwart,  5.  Auflage, 
Berlin  1867,  S.  115  ff.,  neue  Ausgabe  von  Geffcken,  Artikel  FrcmdenpoUzei  von 
Stftrk,  HandwOrterbnch  der  Staatswissenschaft,  Band  III,  Artikel  Fremdenrecht  ron 
Ehren berg,  Seydel  im  Schönbcrg'schen  Handbuch  IH,  S.  909.  —  ?.  BOnne, 
Deutsches  Staatsrecht,  2.  Auflage,  I,  117;  derselbe,  Preussisches  Staatsrecht, 
3.  Auflage,  I,  2,  §.  90,  besonders  II,  2,  §.  378—381,  S.  123  ff.,  Laband,  Deutsches 
Staatsrecht  I,  194,  G.  Meyer,  Yerwaltangsrecht  I,  S.  153,  LOning,  desgleichen, 
S.  265,  Artikel  Passweseo  von  JoUy  in  v,  Stengeb  Wörterbuch,  POzl,  baierisches 
Yerwaltangsrecht,  §.90  —  92,  Seydel,  baierisches  Staatsrecht,  Y,  27.  Pradier- 
Fod^re,  prccis  de  droit  administrativ,  7  6d.,  Par.  1867,  p.  337,  340  fttr  Frankreich. 
Far  Grossbritanjiien  siehe  Gneist,  englisches  Yerwaltangsrecht,  II,  913,  919. 
Siehe  auch  die  zum  Theil  mit  hierhergehOrige  Litteratur  vor  dem  vorigen  Abhschnitt, 
i^.  79.  —  Gesetzgebung:  siehe  das  norddeutsche  Gesetz  über  Passwesen  vom 
12.  October  18Ö7. 

Statistik  des  Fremdenverkehrs  Öfters  iu  Bade-  und  ahnlichen  Orten  publidrt, 
auch  mitunter  nach  den  polizeilichen  Meldungen  in  andren  St&dten ,  z.  B.  Beiün 
(siehe  BOckh,  Berliner  statistisches  Jahrbuch,  Jahrgang  18.  S.  94,  Unterscheidung 
nach  den  Arten  der  Quartiere).  Allgemeine  Statistik  des  personlichen 
Grenzverkehrs  ezistirt  in  Kussland,  in  den  Anhängen  zur  amtlichen  Handels- 
statistik,  ist  aber  natürlich  ebensowenig  vollständig  als  diejenige  des  Waarenverkehis. 
(Auszöge  siehe  im  Gothaischen  Almanach  1875,  S.  787.)  Die  Steigerung 
des  Yerkehrs  zeigt  den  Einfloss  der  Eisenbahnen  und  des  liberaleren  Passrechts.  ^ 
passirten  die  russische  Grenze:  eingehend  1830—34  i.  G.  326.000,  ansgeh^d 
289,000,  1850—54  bez.  318,000  und  267,000  (Nicolai's  Kegime,  Krimmkrieg),  1855—59 
879,000  und  833,000,  1860—64  1,667,000  und  1,790,100,  1865—69  2,272,000  und 
1,996,000,  im  Ganzen  1830—69  6,334,000  und  5.984,000,  wovon  Rassen  1,911,000 
und  2,315,000,  die  übrigen  Ausländer,  und  auf  der  europäischen  Grenze:  5,789,000 
und  5,374,000,  die  andern  auf  der  asiatischen  Grenze.  Sehr  entwickelt,  im  engen 
Zusammenhange  mit  der  Kopfsteuer  und  mit  der  communalen  Haft  for  dieselbe, 
ist  in  Rosslaod  noch  das  inländische  Passwesen.  Ygl.  darüber  K.  Walcker, 
Selbstverwaltung  des  Steuerwesens  und  rassische  Steuerreform,  Berlin  1869,  S.  275, 278  ff. 

1.  —  §.  88  [252].  Auch  das  moderne  Reiserecht  hat  im  Ver- 
gleich zur  früheren  Zeit  einen  sehr  freiheitlichen  ^  den  Individual- 
interessen entsprechenden  Cbaracter  erhalten.  Dazu  haben  neben 
veränderten  politischen  Verhältnissen  und  neben  den  Einwirkungen 
wie  den  Anforderungen  der  neuen  Communicationsmittel  auch 
volkswirthschaftliche  Rücksichten  beigetragen.  Das  freie 
Reiserecht  des  Individuums,  zunächst  eine  Consequenz  der  persön- 
lichen Freiheit  in  deren  heutiger  individualistischer  Auffassung,  be- 
rührt allgemeinere  Interessen  der  Volkswirthschaft,  weil  auch  von 
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ihm  die  Verwerthang  der  Arbeitskraft  und  des  Kapitals  mit  ab- 
hängt und  weil  die  grössere  Arbeitstheilang,  der  Femabsatz  der 
Prodoete,  der  Handel  eine  nicht  nur  in  technischer  Hinsicht  leichte, 
in  ökonomischer  wohlfeile,  sondern  auch  in  rechtlicher  Hinsicht 
freie  Beisebewegnng  erfordert.  Gegen  eine  freiere  Gestaltung  des 
Keiserechts  erheben  sich  auch  nicht  solche  Bedenken,  wie  gegen 
die  moderne  Gestaltung  der  drei  anderen  socialen  Freiheitsrecbte. 

Die  älteren  Beschtftnkangen  des  ReiseFerkehrs  sind  meistens  aas  anderen  ßla 
ans  socialen  und  Folkswirthschaftlichen  Gesichtsponcten  henrorgegangen.  Sie  hingen 
gewöhnlich,  was  den  Ausl&nder  betrifft,  mit  antiqnirten  Rechtsanschanangen  hinsicht- 
lich der  Rechtlosigkeit  des  Fremden,  auch  mit  wirtbscliaftlichcn  Ansichten  über  den 
Vorbehalt  des  Erwerbs,  der  Handelsth&tigkeit,  des  Besitzes  fUr  den  Stadtbarger  und 
Staatsangehörigen,  was  den  InUoder  betrifit,  mit  ebenfalls  antiqairten  politischen  An- 
schauungen und  mit  sicherheitspolizeilichen  Rücksichten  zusammen.  Letztere  sind  im 
heutigen  Reise-  und  Fremdenrecht  vielleicht  schon  etwas  zu  sehr  zurückgetreten. 
Auch  fiscalische  Interessen  haben  mitunter  bei  der  Gestaltung  des  Reiserochts  mit- 
gespielt (gebQhrenpflichtige  Pässe  und  Visa  bei  Pass-  und  Visirzwang),  können  jedoch 
nur  in  Ausnahmefällen,  nemlich  in  Verbindung  mil  dem  socialpolitiscben  Steuersystem, 
auf  Berechtigung  Ansprach  machen  (§.  89).  Strengere  Gontrole  des  Reiseverkehrs  an 
den  Grenzen  hing  hier  und  da  auch  mit  dem  strengeren  handelspolitischen  System 
der  Prohibition  und  des  Schutzzolls  zusammen ,  ist  aber  jedenfalls  damit  nicht  noth- 
▼endig  und  namentlich  nicht  unbedingt  in  der  lästigen  Form  des  allgemeinen  Pass- 
und  Vlsirzwangs  verbanden. 

Man  wird  daher  im  Ganzen  auch  vom  socialen  und  volks- 
wirthsehaftlichen  Standpuncte  aus  als  Regel  ein  möglichst 
freies  Reiserecht,  wie  das  moderne  deutsche  billigen  können: 
daher  die  Beseitigung  der  Unterscheidung  zwischen  reisenden  In- 
und  Ausländern,  die  Aufhebung  der  allgemeinen  Gontrole  der 
Reisenden  an  den  Grenzen  und  diejenige  des  allgemeinen  Pass- 
and  Visirzwangs  sowie  des  Zwangs,  Erlaubniss  in  Betreff  des  Reise- 
anfentbalts  am  einzelnen  Orte  und  Aufenthaltskarten  zu  nehmen 
n.  dgl.  m.;  statt  dessen  nur  die  Anerkennung  der  Pflicht  des 
Reisenden,  sich  auf  amtliches  Erfordern  der  zuständigen  Behörden 
und  ihrer  Organe  über  seine  Person  zu  legitimiren,  zu  welchem 
Zwecke  einem  Jeden  auf  sein  Verlangen  Legitmationsurkunden  aus- 
zustellen sind  (System  der  Passfreiheit.  Deutsches  Gesetz  von  1867). 

Von  diesen  Regeln  werden  indessen  zeit-  und  ortsweise  allge- 
meine oder  auf  besondere  Classen  von  Individuen  sich  beziehende 
Ausnahmen  aus  sicherheitspolizeilichen  und  dergleichen 
Gründen  und  daher  stets  auch,  richtige  Handhabung  solcher  Maass- 
regeln vorausgesetzt,  in  einem  eminenten  Gemeinschafts-  und  speciell 
Volkswirthschaftsinteresse,  statthaft  sein.  Die  Geschichte  auch  der 
freiesten  Völker  zeigt,  dass  Ausnahmen  nicht  immer  zu  vermeiden 
sind.  Eine  besondere  Bedeutung  können  sie  aus  sanitäts- 
polizeilichen Rücksichten  gewinnen  (Pestcordon!). 

▲.  Waffttcr,  Graadleguig.    S.  Aitil.    2.  Tbeil.  Yolkswirthachmft  n.  Recht.  12 
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Aoch  die  Vereinigten  Staaten  führten  v&hrend  des  BOrgerkriegs  Passzwang 
ein.  Erlass  der  allgemeinen  Passpflichtigkeit  in  Berlin  auf  Gmnd  des  Gesetzes  von 
1867  im  Sommer  1878,  nach  den  Attentaten  gegen  den  Kaiser  nnd  in  Yerbindong 
mit  der  Gesetzgebung  gegen  die  gemeingofthrlichen  Bestrebungen  der  Sociaidemocratie. 
Passzwang  an  der  deutschen  und  Ostorreichisehen  Grenze  für  die  Reisenden  aus  Rnss- 
land  wegen  der  Pestgefahr,  Februar  1879. 

II.  _  §.  89  [253].  Frage  der  BeBchränkung  der 
Beisefreiheit  aus  yolkswirthschaftlichen  GrÜDden. 
Schwieriger  und  bestrittener  ist  die  Frage,  ob  Ausnahmen  von  der 
allgemeinen  Reisefreiheit  wenigstens  unter  Umständen  eintreten 
dürfen  nnd  sollen,  in  zwei  anderen  Fällen,  welche  die  Volkswirth- 
schaft  unmittelbar  berühren.  Der  eine  betrifft  die  Ausübung 
Yon  Gewerben  im  Umherziehen  oder  den  sogen.  Hansir- 
handel und  die  Wanderlager,  der  andere  den  längeren 
Reiseaufenthalt  der  reicheren,  besonders  grundbesitzenden 
Classen  zu  Zwecken  des  Lebensgenusses  im  Auslande  (sogen. 
Frage  des  Absentismus).  Dort  liegt  also  eine  bestimmte  Art 
des  gewerblichen,  hier  des  Vergnügungs-Reiseverkehrs  vor. 

1.  Die  wichtige  Frage  des  Hausirhandels  u.  s.  w.  ist  hier 
nicht  näher  zu  erörtern,  sie  gehört  in  die  Practische  Volkswirth- 
schaftslehre ,  speciell  in  die  Handels-  nnd  Gewerbepolitik.  Hier 
muss  nur  darauf  hingewiesen  werden,  dass  dieselbe  nnd  die  ihr 
jetzt  zu  Theil  gewordene  Entscheidung  ^)  —  eine  Consequenz  voller 
Reisefreiheit  und  Gewerbefreiheit  —  eine  Bedeutung  nicht  nur 
speciell  für  das  Gewerbewesen,  sondern  auch  weiter  für  allgemeinere 
Verhältnisse  des  Wirthschaftslebens  hat.  Auch  wenn  man  nicht 
allen  Klagen  der  unter  der  Concurrenz  umherziehender  Händler 
leidenden  Geschäftsleute  der  stehenden  Gewerbe  Glanben  schenkt, 
so  wird  doch  nicht  zu  bestreiten  sein,  dass  hier  der  tüchtige  sess- 
hafte  Gewerbebetrieb  durch  eine  unsolide  und  unehrliche  Con- 
currenz leicht  untergraben  nnd  mancherlei  Schaden  gestiftet  wird.  ^) 
Es  kommen  daher  gerade  hier  wieder  öfters  besonders  dunkle 
Schattenseiten  der  freien  Concurrenz  zur  Geltang  (I,  §.  320).   Des- 


^)  Vgl.  Titel  3  der  deutschen  Gewerbe-Ordnung  ?om  21.  Joni  1869,  besonders 
§.  55^63,  desgleichen  in  der  Redaction  ?on  18S3,  Gesetz  7om  1.  Jnli  1S83,  Artikel 
6,  7, 11, 14  und  die  Commentare  daziL  Darin  einige  Erschwemngen  nnd  Beschr&nkangen 
gegen  die  Gewerbe-Ordnung  Fon  1869.  Dazu  z.B.  Jacobi,  Gewerbegesetzgebung  im 
Deutschen  Reiche,  S.  86  ff.;  v.  ROnne.  preussisches  Staatsrecht  11,  2,  §.  452,  S.  413, 
Deutsches  Staatsrecht,  §.15.  —  Das  Halten  Fon  Wanderlagern  nimmt  zwischen  dem 
stehenden  und  dem  Hausirgewerbebetrieb  eine  Mittelstellung  ein,  siehe  Jacobi,  S.  SS. 

")  Oefters  Klagen  in  den  Handelskammerberichten,  z.  B.  schon  länger  ans  der 
Provinz  Hannover.  Neuerdings,  besonders  seit  dem  Rückgang  der  Geschäfte  1874  ff., 
fast  aus  allen  Theilen  Deutschlands.  Daher  auch  Anregung  amtlicher  Unter- 
suchungen der  Verhältnisse.    Häufige  Erörterungen  in  den  Parlamenten. 
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halb  kann  die  Eventualität  von  Beschränknngen  des  Verkehrs 
wenigstens  nicht  so  ohne  Weiteres  mit  dem  Hinweis  darauf  abge- 
wiesen werden  y  dass  es  sich  hier  nur  um  selbstverständliche  Con- 
seqnenzen  des  freien  Reiserecbts,  der  gewerblichen  FreizOgigkeit 
und  der  Gewerbefreiheit  handle. 

Eine  besondere  Besteuerung,  aach  eine  höhere  als  beim  stehenden  Gewerbe, 
kann  mit  zum  Zweck  der  Beschränkung  dienen.  Die  neuere  Gewerbesteuergesetz- 
gebung mit  eigenen  Steuern  des  Uauslrgewerbes  und  Wanderlagerbetriebs  verfolgt 
solche  Gesichtspuncte  gelegentlich  ein  wenig  mit. 

2.  Die  Frage  des  Absentismus  hängt  mit  der  Frage  des 
Eigenthums  überhaupt  und  des  Grundeigenthums  speciell 
zusammen  und  ist  an  dieser  Stelle  ebenfalls  nur  kurz  zu  berühren. 

Oftmalige  ErOrteningen  darüber  in  England,  besonders  in  Verbindung  mit 
Steuerprojecten  für  die  abwesenden  Grundherren  Irlands,  aber  auch  allgemein  fOr 
die  im  Ausland  lebenden  Inl&nder.  Vgl.  schon  A.  Smith,  wealth  of  nations.  B.V, 
eh.  2,  M'Culloch.  princ.  of  pol.  econ.  ed.  1843,  p.  152,  der  Nachtheile  (wenigstens 
hinsichtlich  der  Ausgabe  des  Einkommens)  bestreitet,  Senior,  der  sie  bedingt  zu- 
giebt,  stehe  dessen  polit  econ.,  4.  ed.,  p.  155 — 161.  Auch  M'Culloch  gestSt  in- 
dessen zu,  dass  das  impro^ement  of  the  estates  und  die  Verfeinerung  der  Sitten 
unter  dem  Absentismus  leiden  kOnne.  Siehe  auch  Hermann,  Untersuchungen,  2.  Aufl., 
S.  617  ff.,  besonders  628,  Anmerkung.  Rau,  YolkswirthschaftBlehre,  §.  340,  Anmerkung. 
Boscher,  II,  §.  56,  57. 

Dem  Grundsatz  des  absoluten  Privateigenthums  entspricht  es, 
dass  der  Besitzer  eines  solchen  und  der  Bezieher  von  Renten  daraus 
mit  diesem  seinem  Eigen thum  nach  seinem  Belieben,  seinem  In- 
teresse gemäss  schalten  kann,  unbekümmert  um  die  Folgen,  welche 
daraus  ftir  Andere  hervorgehen,  wenn  diese  Anderen  und  deren 
Gesammtheit  nur  nicht  in  ihren  Bechten,  wenngleich  in  ihren  In- 
teressen, verletzt  werden.  Qui  jure  suo  utitur,  neminem  laedit. 
Die  Yerzehrung  von  Einkünften  aus  dem  Eigenthum  im  Auslande 
oder  überhaupt  fem  von  den  Orten,  wo  jene  Einkünfte  gewonnen 
oder  reell  producirt  wurden,  lässt  sich  also  aus  dem  Standpuncte 
des  absoluten  Eigenthums  so  wenig  als  aus  demjenigen  der  per- 
sSnlichen  Freiheit  anfechten.  Das  Recht  dazu  ist  vielmehr  eine 
Conseqnenz  dieser  beiden  Principien. 

Aber  für  die  Gesammtheit  und  speciell  für  diejenigen  Kreise, 
welche  an  der  Production  jener  Einkünfte  betheiligt  sind,  femer 
namentlich  für  den  Grand  und  Boden  oder  die  Landgüter,  als 
deren  Renten  jene  Einkünfte  bezogen  werden,  ist  die  regelmässige 
Verzehmng  der  letzteren  in  der  Fremde  und  zum  Theil  überhaupt 
entfernt  vom  Productionsorte  mit  manchen  Nachtbeilen  verbunden. 

Das  Prirateigenthum  (der  Boden,  aber  öfters  auch  das  Kapital),  wird  in  der 
Abwesenheit  des  Herrn  nicht  immer  in  der  besten  Weise  renrendet.  Die  fortfliessenden 
Beuten  dienen  nicht  einmal  theilweise  zur  Vermehrung  des  localen  oder  heimischen 
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Kapitals,  noch  zu  neuer  Nachfrage  nach  Arbeit  an  Ort  und  Stelle,  noch  kommen  sie 
dem  Landgate  zu  Statten.  Das  private  Grand-  und  Kapitaleigenthnm  verliert  daher 
hier  manche  seiner  gtlnstigen  allgemein -rolkswirthschaftlichen  Wirlrangen  und  damit 
den  besten  Titel  seiner  Tolkswiithschiitlichen  (nicht  nur  privatwirthschafUichen)  Be- 
rechtigung. 

Unter  diesen  Umständen  lässt  sich  eine  Intervention  des 
Staats  im  Gemeinschaftsinteresse  principiell  recht- 
fertigen. Dieselbe  kann  eventaeil  auch  in  einer  Erschwerung 
des  Absentismns  mittelst  einer  entsprechenden  Bestenernng  des 
ausserhalb  verzehrten  Einkommens  bestehen.  Eine  solche  Be- 
steuerung hat  Aehnlichkeit  mit  dem  Abzugsrecht.  In  den  Steuern 
auf  Reisepässe,  besonders  auf  Auslandspässe  (Russland)  ist  mit- 
unter ein  solcher  nicht  unberechtigter  socialpolitischer  Steuerge- 
sichtspunet  mit  zur  Geltung  gelangt.^)  Ausserdem  kann  im  Fall 
des  Absentismus  von  grösseren  Eigenthümem,  deren  Grund  und 
Boden  verpachtet  ist,  die  Frage  einer  anderweiten  gesetzlichen 
Regulirung  der  Verhältnisse  des  Grund eigenthums  besonders  practisch 
und  auch  hier  die  Staatseinmischung  nicht  kurzweg  mit  dem  Princip 
absoluten  Eigenthums  abgewiesen  werden  (vgl.  Buch  3,  Kap.  2, 
unten). 

unter  Nicolaas  war  das  HinansreiBen  in  Bassland  theils  verboten,  theils  durch 
hohe  Passsteaern  (einige  100  Bobel)  erschwert.  Nenerdings  wurde  ftlr  den  Auslands- 
pass  5  Babel  gezahlt,  für  jedes  halbe  Jahr  der  Abwesenheit  eines  Bossen  im  Aaslande 
weitere  5  Babel.  Der  Ertrag  der  Passsteuer  war  um  1880  2.5  Millionen  Babel, 
woza  aber  die  inländischen  Baaernpässe  das  Meiste  beitragen,  siehe  den  Tarif  bei 
Waicker,  S.  279.  Eine  Abwesenheitssteoer  als  Ersatz  für  die  eingehende  heimische 
Steuer  haben  auch  englische  NationalOkonomen  mehrfach  gUnstiger  beortheilt,  so 
A.  Smith.  Siehe  meine  Finanzwissenschaft  II,  1.  Auflage,  §.  290,  S.  40,  2.  Auflage, 
S.  83,  wo  auch  neuere  Daten  über  Bassland. 


^)  Siehe  Finanzwissenschaft  II,  2.  Auflage,  §.  160. 
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Erstes  Kapitel, 
Einleitung. 

Die  Eigenthumsordnimg  im  AUgemeinen. 

1.  Abschnitt. 

Orientlrende  Vorbemerkungen  Aber  den  Standponet  nnd  die 
Behandlnngswelse,  nebst  Litteratnmachwels. 

§.  90  [S.  502,  503].  Behandlung  der  Eigenthumsfragen  in  der 
Nationalökonomie.  Vgl.  hierzu  die  Vorbemerkongen  zu  Buch  6  des  1.  Theils, 
besonders  S.  873,  nnd  in  diesem  Theil  II  §.  1  ff.,  besonders  §.3.  S.  8,  auch  zu 
Kapitel  3  des  vorigen  Bachs  §.  43. 

Der  Zweck  dieses  nnd  der  folgenden  zwei  BQcher  ist  die  Anfstellnng  einer 
oationalokonomisch  nnd  socialrechtlich  haltbaren  Eigonthamsiehre 
und  Eigentbomspolitik  statt  der  bloss  individnalistischen ,  rein  priratrecht- 
lichen  Eigenthumalehre  der  heutigen  Jurisprudenz  (§.  1).  Es  sollen  daher  die  ge- 
schichtlich überkommene  und  bestehende  Eigenthumsinstitution  und  ihr  Hecht  einer 
generellen  Prttfbug  vom  Standpuncte  der  Volkswirthschaft  und  der  Socialpolitik  aus 
unterzogen,  femer  die  Anforderungen,  welche  hiemach  hinsichtlich  der  rechtlichen 
Zulaaaung  des  Prirateigenthums  überhaupt  und  desjenigen  an  den  verschiedenen  Ob- 
jecten  (Eigenthumsarten,  —  Frage  der  Ausdehnung  des  Eigenthums)  und  hinsichtlich 
des  Inhalts  dieses  Eigenthumsrechts  zu  stellen  sind,  erörtert  werden.  Nach  dem  Er- 
gebniss  dieser  Untersuchung  sind  dann  wieder  national-  oder  socialOkonomische  Postu- 
late  für  die  socialrechtliche  Gestaltung  der  Eigenthumsordnung  aufzustellen. 

Diese  Aufgabe  führt  zu  den  mannigfachsten  Berühmngen  mit  der  Rechts- 
philosophie, besonders  in  der  Frage  der  Begründung  des  Privateigenthums  als  Rechts- 
iMÜtot,  mit  der  Bachtsgeschichte,  besonders  in  Bezug  auf  die  Entwicklang  dieses 
Instikots  und  des  Eigenthumsrechts  (Ausdehnung  und  Inhalt  des  Eigenthums),  wobei 
das  GmndeigeDthum  und  seine  Rechtsgeschichte  an  Bedeutung  allem  anderen  Eigen- 
thum  vonnsteht;  und  jene  Aufgabe  führt  auch  und  vorzugsweise  zur  Berührung  mit 
dem  bestehenden  Privatrecht,  was  namentlich  die  Frage  der  Zulassung  von  Privat- 
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eigenthom  An  allen  in  Betracht  kommenden  Objecten  nnd  die  Frage  des  Inhalts  des 
Eigenthumsrechts  überhaupt  nnd  bei  den  einzelnen  Eigenthnmskategorieen  anlangt. 
Vom  rolkswirthschaftlichen  nnd  socialpolitischen  Standpnncte  ans  ergeben  sich  nnn 
gevisse  Anforderungen  an  die  Eigenthnmsozdnnng,  welche  eine  Auseinandersetzung 
mit  rechtsphilosophischen  Lehren  und  Thesen  und  mit  S&tzen  des  geltenden  Bedits 
nOthig  machen.  Die  Aufgabe  in  diesem  Werk  beschr&nkt  sich  nach  dessen  Zweck 
durchaus  darauf,  die  rechtsphilosophische,  die  lechtsgeschichtliche  und  die  positir- 
rechtliche  Seite  der  Eigenthnmslehre  nur  soweit  in  die  Erörterung  hineinzuziehen, 
als  es  eine  solche  Auseinandersetzung  erfordert.  Die  sich  hiernach  fttr  die  Darst^Unng 
eigebenden  Grenzen  sind  im  Folgenden  möglichst  streng  innegehalten  worden. 

Die  nationalOkonomiächo  und  sodalpoUtische  Untersuchung  des  Eigenthums  und 
seiner  Ordnung  muss  namentlich  die  Fragen  beantworten,  ob  und  wie  weit  Prirat- 
eigenthum  an  und  für  sich  und  Privateigenthum  bestimmter  Kategorieen,  wie  Kapital-, 
Gnmd-,  „geistiges^*  Eigenthum,  als  eine  nothweiidige  Bedingung,  wenn  nicht  jeder 
Tolkswirthschaft  überhaupt,  so  doch  ihrer  höheren  Entwicklung  und  daher  der  reich- 
licheren Bednrfnissbefriedigung  des  ganzen  Volks  anzusehen,  mithin  insbesondere  im 
yolkswirthschaftlichen  Prodnctionsinteresse  gelegen  ist;  ferner  ob  und  wie  weit  neben 
Privateigenthum  Gemeineigenthum  in  irgend  einer  Form  („Öffentliches"*,  „gesellschaft- 
liches^') im  Gesammtinteresse  auch  noch  oder  grade  wieder  bei  unseren  GaltorvOlkem  be- 
stehen soll;  endlich  wie  das  Prirateigenthum,  wenn  dasselbe  als  eine  Existenz-  und 
Gedeihensbedingong  der  Volkswirthschaft  einmal  anerkannt  ist,  nach  dem  Interesse  der  letz- 
teren, daher  namentlich  unter  Beachtung  des  volkswirthschaftlichen  Vertheüungsinteresses 
(Grundlegung  Theil  I,  §.  262—296)  zweckm&ssig  gestaltet  und  wie  die  Gollisiou 
zwischen  dem  Indiridual-  oder  dem  eigentlichen  Privatinteresse,  welches  nach  einem 
absoluten  Eigenthumsrecht  strebt,  und  dem  Gesammtinteresse,  welches  nur  ein  in  den 
Befugnissen  des  Eigenthum ers  beschränktes  und  mit  Pflichten  verbundenes  Privat - 
eigenthumsrecht  zugestehen  kann,  ausgeglichen  werden  soll:  Fragen,  welche  sich  za- 
sammenfassen  lassen  als  Fragen  nach  der  Existenz  oder  Begründung,  der  Zu- 
lassung oder  Berechtigung,  nach  dem  Begriff,  der  Ausdehnung  und  dem 
Inhalt  des  Privateigenthums,  unter  diesem  Inhalt  auch  das  Erbrecht  inbegriffen 
(§.  ISO,  131). 

Es  war  früher  nicht  ttblich,  auch  nur  entfernt  in  dem  Umfange,  wie  es  im 
Folgenden  geschieht,  Unteisuchungen  über  das  Eigenthum  in  der  National- 
ökonomie anzustellen.  Den  älteren  LehrbOchem  und  Systemen  fehlen  dieselben 
daher  meistens  gänzlich,  die  neueren  gehen  wenigstens  noch  nicht  näher  darauf  ein, 
wenn  auch  schon  mehr  als  auf  die  Rechtsordnung  der  persönlichen  Freiheit.  Die 
Existenz  des  Privateigenthums  und  das  bestehende  Vermögensrecht,  welches  sich  an 
diese  Institution  anschliesst,  galt  und  gilt  vielfach  noch  heute  der  libend- individua- 
listischen Politischen  Oekonomie  als  die  selbstverständliche  Rechtsgrundlage,  welche 
einfach  anzunehmen,  über  welche  aber  nicht  zu  discutiren  ist  So  erklärt  es  sich, 
dass  das  PrivatvermOgensrecht  bisher  kaum  weiter  in  der  Volkswirthschaftslehre  er> 
örtert,  am  Wenigsten  aber  seine  hauptsächlichen  Institute,  wie  das  Eigenthum,  einer 
Kritik  unterzogen  oder  zu  begründen  und  zu  modificiren  gesucht  wurden.  Die  Be- 
gründung galt  far  überflüssig,  die  Kritik  und  Modification  fQr  unzulässig.  Und  während 
auch  in  der  Politischen  Oekonomie  längst  eine  Menge  Eiurichtungeu  des  öffentlichen 
Rechts  kritisch  zersetzt  wurden,  blieb  —  mit  theilweiscr  Ausnahme  des  Familien-  und 
Erbrechts  —  das  Privatrecht,  namentlich  die  Privateigenthumsordnung,  noch  immer 
ein  Koli  me  tangere  fur  die  theoretische  Betrachtung. 

In  der  gegenwärtigen  Entwicklung  unserer  Wissenschaft  ist  dieser  Standpunct 
nicht  mehr  haltbar.  Man  kann  und  darf  die  Aufgabe  einer  nationalökouomischen 
Beurtheilnng  des  Eigenthums  nicht  mehr  bei  Seite  lassen  oder  nur  als  eine  neben- 
sächliche behandeln,  wie  dies  in  den  Vorbemerkungen  zu  diesem  Theil  II  der  Grund- 
legung (§.  1  ff.)  schon  erörtert  wurde. 

Freilich  mangelt  es  bei  dieser  Sachlage  leider  noch  sehr  an  den  geoignolea 
Vorarbeiten,  was  sich  bei  der  vorwiegend  prlncipiellen,  auch  mehr  dogmatischen  Be- 
handlung, nach  welcher  dieses  Werk  strebt,  um  so  empfindlicher  fühlbar  macht  Durch 
diesen  Mangel  ist  die  ausführlichere  Darstellung  der  principiollon  Fragen,  wie  die- 
jenige nach  der  Begründung  des  Privateigenthums  überhaupt,  nach  der  Zulassung  der 
Berechtigung  und  socialökonomischen  Nothwendigkeit  privaten  Kapital-    und  Grand- 
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eigenthuiDs  oebim  oder  aosschliesalich  statt  öffeiitlichaa  Eigeothoms,  im  Folgenden 
BOibweodi^  fcoworden. 

§.91  [(S.  503 — 506].  Die  Eigenthamslehre  in  den  rerachiedenen 
Litteratunveigen.  Die  frühere  nationaldkonomische  Fachlitteratur  bietet 
für  die  prindpielle  Behandlnng  solcher  Fragen  noch  sehr  wenig.  Nor  für  das  priraU» 
tirnndeigenthnm  oder  fUr  Haoptkategorieen  desselben,  vie  das  l&ndliche,  das  Wald- 
nnd  Bergwerkseigentham,  hat  die  Nationalökonomie,  lom  Theil  unter  Verwerthang  der 
rechtsgeschichtlichen  Ünterdochangea  und  in  Verbindung  mit  ErOrternngen  ttber  Fort- 
biidung  der  Agrarrer&ssnng  und  mit  finanzvissenschaftlichen  Fragen  (Staatseigenthom 
von  Domänen,  Forsten,  Bergwerken  u.  s.  w.),  umfisssendere  Vorarbeiten  geliefert.  Aach 
die  vermögensrechtlichen  Seiten  des  Familienrechts  nnd  das  Erbrecht,  besonders  in 
Bezug  nof  Grondeigenthum  nnd  Grandbesitzvertheilong  (b&nerliches  Erbrecht)  worden 
in  Betracht  gezogen.  Die  Ergebnisse  solcher  Untersachnngen  sind  for  den  grund- 
legenden und  theoretischen  Theil  des  Systems  allerdings  noch  nicht  allgemeiner  benutzt 
worden,  am  Meisten  von  Schi  ff  le.  Dntersnchungen  über  die  ökonomische  Natur  des 
st&dtisclien  Gmndeigenthums  und  desjenigen  an  Wegeboden  fehlten  früher  grOssten- 
theils.  Die  aparte  ökonomische  Stellung  des  Kapitaleigenthums  hat  trotz  der  werth- 
rollen  Fingerzeige  der  socialistischen  Kritik  die  indiridualistischen  Nationalökonomen 
last  bis  in  die  Gegenwart  hinein  noch  beinahe  ebensowenig  besch&ftigt  als  die  Rechts- 
philosophen und  die  positiven  Juriston.  Auch  sie  haben  daher  noch  kaum  Forderungen 
prindpielier  Art  für  eine  aparte  Rechtsstellung  des  Kapitaleigenthums  erhoben,  obwohl 
die  Fabrikgesetzgebung  und  die  Bcschr&nkuiig  des  Arbeitsvertragsrechts  dazu  hätte 
führen  können.  Doch  beginut  wenigstens  in  der  neueren  deutschen  theoretischen 
Litteratur  (v.  Böhm-Bawerk),  in  der  historischen  Richtung  (Knies,  Schmoller, 
Schönberg,  v.  Miaskowski,  Brentano),  auch  mit  unter  dem  Einflass  der 
socialistischen  Kritik  und  Doctriu  die  Bodchäftigung  mit  den  grossen  Rechtsfragen,  in 
Anknüpfung  an  die  bezüglichen  Fragen  der  Practischen  Nationalökonomie,  auch  in 
thcoretisch-nationalökonomischen  Werken  jetzt  regelmässiger  zu  werden.  Und  in  der 
fremden  Litteraiur  (Nordamerica,  Italien  [Loria],  seltener,  aber  doch  auch  etwas,  Eng- 
land, am  Wenigsten  noch  bei  den  Franzosen,  mit  Ausnahme  des  Kreises,  der  lidi 
um  Gide  groppirt)  treten  wenigstens  ähnliche  Tendenzen  neuerdings  ebenfalls  hervor. 

Die  sociaiistische  Litteratur  ist  zu  einseitig  kritisch  und  begründet  ihre 
positiven  Forderungen,  wie  die  Abschafiong  des  privaten  Kapital-  und  Grundeigen- 
thums  nnd  des  Erbrechts  zu  wenig.  Die  neueren  „historischen^'  Venuche,  entwicklungs- 
gesetzlich die  Entstehung  des  Privateigenthums  zu  erklären  (Engels),  sind  ja  als 
Zeichen  eines  Bedürfnisses  nach  tieferer  Auffassung  immerhin  beachtenswerth,  aber 
doch  nicht  befriedigend  (§.  7).  Die  psychologischen  Seiten  der  Frage  von  Gemein- 
und  Privateigen tho Ui  und,  in  Verbindung  damit,  von  socialistischer  und  privatwirth- 
scbafdicher  Ordnung  von  Prodnction  und  Vertheiiung  werden  überhaupt  nicht  genauer 
ins  Auge  gefasst,  so  sehr  das  auch  für  die  practischen  Forderungen  dos  Sociaiismus 
geboten  wäre.  Die  Schwierigkeiten,  welche  vor  Allem  vom  maassgebenden  Interossen- 
sundpnnct  der  Prodnction  der  Verwirklichung  dieser  Forderungen  entgegenstehen,  selbst 
wenn  man  die  sociaiistische  Kritik  des  geltenden  Eigenthumsrechts  und  seiner  ökono- 
mischen Wirkungen  anf  Prodnction  und  Vertheilang  für  völlig  gelangen  anerkennen 
könnte,  werden  verhüllt,  oft  einfach  übersehen.  Es  handelt  sich  daher  im  Folgenden 
auch  nicht  um  ein  näheres  Eingehen  auf  die  sociaiistische  Litteratur  und  ihre  Beweis- 
führungen, —  was  nach  dem  Plane  dieses  Gesammtwerks  Aufgabe  der  fünften,  der 
litierargeschichtiichen  Abtheilung,  —  sondern  nur  um  eine  Prüfung  und  zum  Theil  um 
eine  Antikritik  der  Ergebnisse  der  socialistischen  Eigenthumskritik  und  der  hauptsäch- 
lichen Pofitulate  für  die  Eigenthamsordnuug,  welche  aus  dieser  Kritik  abgeleitet  werden. 

Die  Rechtsphilosophie  hat  die  Frage  nach  der  Begründung  des  Privat- 
eigenthums natürlich  zuvörderst  und  am  Eingehendsten  behandelt.  Die  viSrschiedenen 
Schulen  und  Autoren  stellen  mancherlei  vordchiedene  Versuche  der  Begründang  an, 
von  denen  m.  E.  keiner  als  ganz  gelungen  bezeichnet  werden  kann.  Der  allgemeine 
Mangel  ist  die  fehlende  oder  ungenügende  Unterscheidung  der  verschiedenen  Eigen- 
thumsarten  und  die  unterbleibende  Betrachtung  der  ökonomischen  Seiten  der  Privat- 
eigenthumsinstitotion,  der  Wirkungen  der  letzteren  auf  Prodoction  und  Vertheiiung, 
der  Stellung  von  Privat-  und  Gemeineigenthum  zu  einander.  Der  Gewinn  der  rechts- 
philosophischen Untersuchungen  über  das  Eigentfaum  ist  deshalb  für  die  National- 
ökonomie nur  ein  geringer.  Die  vagen  Allgemeinheiten,  die  Deductionen  aus  Willkür- 
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liehen  Axiomen,  der  schon  gerflgte  Mangel  (Theil  I,  §.852)  an  irgend  welcher 
näherer  Ftthlong  mit  der  Nationalökonomie,  welcher  bei  einer  so  eminent  wirthschaft- 
liehen  Einrichtung  wie  das  Eigenthnm  freilich  nicht  begreiflich  ist,  aber  nnr  am  so 
tlblere  Folgen  hat,  ^-  alles  Dieses  bewirkt  hier  mehr  als  in  anderen  Fragen  der 
rolkswirthschafUichen  Grundlegung,  dass  der  NationalOkonom  doch  noch  &st  ganz 
ohne  Unterstützung  Seitens  der  Bechtsphilosophie  gelassen  wird.  Vgl.  die  Vor- 
bemerkungen zu  Buch  6  in  Theil  I,  §.  352,  353. 

Die  Rechtsgeschichte  ^-  und  ähnlich  die  räumlich  rergleichende 
Darstellung  des  Rechts  Ferschiedener  Volker,  wie  in  neuerer  ethnographischer  Forschung 
und  in  cnlturgeschichtlichen  Werken  —  liefert  dagegen  für  die  Entwicklung  des 
Grund eigenthums,  besonders  des  ländlichen,  reiches  und  nationalOkonomisch  hoch- 
wichtiges Material,  sowohl  fttr  das  classische  Alterthum,  als  namentlich  fUr  das 
germanische  Alterthum  und  Mittelalter  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein.  Diese 
Entwicklungsgeschichte  des  Grundeigenthums  lässt  sich  ähnlich  wie  diejenige  der  Un- 
freiheit im  Wesentlichen  auf  ein  Ökonomisches  Princip  zurOckfahren ,  dast  sie 
theilweise  selbst  beherrscht:  der  nothgedrungene  Uebergang  von  extensivem  Land- 
wirthschaftsbetrieb  zu  immer  intensirerem,  bei  vermehrter  Bevölkerung,  fahrt  wie  tlber- 
haupt  zu  Privateigen thum  an  Boden,  anstatt  des  fraheren  Gemeineigenthums,  so  auch 
zu  immer  umfassenderem,  inhaltsreicherem  Eigenthumsrecht  (§.  110).  Das  ländliche 
Grundeigenthum  ii^t  derjenige  Theil  des  Eigenthums,  welcher  die  eingehendste  volk»- 
wirthschaftliche  Wtlrdigung  mittelst  Verwerthang  der  rechtsgeschichtlichen  Forschungen 
gefunden  hat.  Das  Untersacbungsgebiet  ist  aber  so  gross,  dass  eine  gewisse  Arbeits- 
Uieilung  nothwendig  ist  zwischen  Fach-  und  Rechtshistoriker  und  NatiooalOkonom. 
Wttnschenswerth  und  fast  unentbehrlich  sind  nur  den  ersteren  auch  nationalOkonomische 
und  speciell  landwirthschaftlich-technische  Kenntnisse,  wie  neuerdings  die  Erfolge  von 
Rodbertus  in  altrOmischer  Agrargeschichte  bewiesen  haben. 

Nach  der  in  diesem  Gesammtwerke  innegehaltenen  Vertheilung  des  Stoib  wird 
ttbrigens  in  die  Geschichte  des  Grundeigenthums  in  dieser  Grundlegung  nur  soweit, 
als  es  die  principielle  Behandlung  der  grossen  Cardinalfragen  dieser  Abtheilung  mit 
sich  bringt,  eingegangen.  Weiteres  darüber  gehOrt  nach  unserem  Plane  in  die  Dar- 
stellung des  Agrarwesens,  daher  in  die  3.  Hauptabtheilung,  Theil  II  (Buchen- 
berger,  Band  I  mehrfach).  Es  ist  in  Recensionen  der  1.  Auflage  der  Grundlegung^ 
der  Zweifel  ausgesprochen  worden,  ob  ich  nicht  an  dieser  Stelle  schon  zu  weit  auf 
diese  historischen  Verhältnisse  eingegangen  sei  und  dadurch  zu  viel  aus  dem  genannten 
Theile  anticipirt  habe.  Vieles  wird  hier  von  subjectiver  Ansicht  abhängen.  Die  ohne- 
hin ziemlich  abstracto  Behandlung  der  genannten  Fragen,  die  wieder  von  anderer 
Seite  bemängelt  wurde,  schien  mir  dies  Hineinziehen  doch  zu  gebieten.  Ich  habe 
geglaubt,  hieran  in  dieser  8.  Auflage  festhalten  zn  bollen.  Wesentliche  Erweiterungen, 
zu  denen  die  neueren  agrargeschichtlichen  Arbeiten  hätten  Anlass  bieten  kOonen,  sind 
indessen  absichtlich  nach  dem  ganzen  Zweck  der  ErOrterungon  dieser  Dinge  in  diesem 
grundlegenden  Theile  gleichfalls  unterblieben. 

Auch  die  Übrigen  rechtsgeschichtlichen  Unter^uchongen ,  wie  aber 
Erbrecht,  Vertragsrecht.  Forderungsrecht,  Pfandrecht,  Zinsrecht 
u.  s.  w.,  die  Vergleichuogen  zwischen  der  rOmisch-rechtlichen  und  deutsch- 
rechtlichen Gestaltung  der  einzelnen  Institute  und  Rechte  und  der  geschichtlichen 
Entwicklung  eines  jeden  in  beiden  Rechtssystemen  bieten  fttr  die  nationalOkonomische 
Behandlung  der  Eigenthumslehre  grOsstes  Interüs.«e  und  immerhin  schon  manche  Aus- 
beute. Mehr  und  mehr  erkennen  auch  unsere  Rechtshistoriker  den  fast  immer  grossen, 
oft  entscheidenden  Einfluss  volkswirthschaftlich  und  Ökonomisch- technischer  Verhält- 
nisse auf  die  Fort-  und  Umbildung  der  Priratrechtsinstitate,  speciell  der  veimOgens- 
rechtlichen  an.  Der  grundsätzliche  Unterschied  zwischen  römischem  und  deutschem 
Rechte  wird  mit  Fug  wesentlich  auf  die  theils  natürlichen  (Klima!  Boden bebauungs- 
art!),  theils  geschichtlich-znf&Iligen ,  aber  eben  einmal  bestehenden  Verschiedenheiten 
des  Wirthschaftslebens  zurückgeführt  Arbeiten,  wie  diejenigen  von  Ihering, 
Las s alle  über  römisches.  Arnold  über  deutsches  und  römisches,  Gierke  Über 
deutsches.  Endemann  über  kanonisches  Recht  sind  nicht  dankbar  genug  von  den 
NationalOkonomen  zu  begrttssen.  Die  Rechtsgeschichte  des  Wuchers  z.B.  ist  schon 
deswegen  auch  für  die  allcemeineren  volkswirthschaftlichen  Lehren  wichtig,  weil  in 
der  Wuchergesetzgebung  ein  geschichtlich  und  principiell  hoch  bedeutsamer  Versuch 
vorliegt,   dem  Kapitaleigenthum,   oder  doch  einer  Hauptart  desselben,  dem  Leih- 
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kapital,  eine  principiell  aparte  Stellong  im  Rechte  za  geben:  ein  an  und  für 
sich  ganz  richtiger  Qesichtspunct,  dessen  Verwirklichung  im  geltenden  Becht  ein 
notbwendiges  Problem  der  Zukunft  ist  und  in  der  neuesten  Gesetzgebung  (Wucherrecht, 
Böisenrecht,  Bankrecht  n.  s.  w.)  auch  bereits  mit  Bewusstsein  erstrebt  wird. 

Ein  näheres  Eingehen  auf  die  einzelnen  Institute  und  Sätze  des  Vermögens- 
rechts  kann  indessen  zumal  in  einer  nationalökonomischen  Grundlegung  nicht  er- 
folgen, und  wurde  ohnehin  das  Gebiet  der  Politischen  Oekonomie  aaf  Kosten  der 
Bechtsgeschichte  und  der  positiven  Rechtslehre  zu  weit  ausdehnen.  In  unserer  Dis- 
eiplin  und  insbesondere  hier  in  der  Grundlegung  handelt  es  sich  nur  darum,  den 
sodalöhonomischen  Gesichtspunct  in  der  prindpiellon  Kritik  der  geschichtlich  über- 
kommenen geltenden  Eigenthumsordnung  und  in  den  principiellen  Anforderungen  an 
die  Gestaltung  dieser  Ordnung  zur  Geltung  zu  bringen.  Daher  kommen  hier  nur  zur 
Erörterung  die  allgemeinsten  Principieofragen  der  Eigenthumsordnung,  die  Fragen, 
ob  und  wie  weit  überhaupt  Privateigenthum,  ob  Kapital-,  ob  Grundeigentum,  ob  Erb- 
recht aus  rolkswirthschaftlichen  Gründen  bestehen,  welche  Rechte  aus  diesen 
Gründen  das  Eigenthumsrecht  gewähren,  welchen  etwaigen  Beschränkungen  und  Ver* 
pflichtungen  es  unterliegen  muss,  welche  es  aber  auch  ertragen  kann.  Und  um  ähnlich 
allgemeine  Fragen  handelt  es  sich  bei  der  Freiheit  der  Verträge.  Die  Beweis- 
ilüimng  in  diesen  Fragen  muss  dann  doch  mehr  socialOkonomisch  als  juristisch, 
mehr  logisch  deducirend  als  geschichtlich  inducireod  sein. 

Die  Litteratur  des  heutigen  Rechts,  römischen  uod  deutschen  Ursprungs, 
sowie  das  codificirte  Recht  ist  für  die  sociaiökonomische  Untersuchung  der  Eigen- 
thumsordnung zum  Zweck  der  Kritik  des  geltenden  Rechts,  z.  B.  der  Definitionen  und 
Formulimngen  der  Begriffe  heranzuziehen.  Diese  Litteratur  hat  es  mit  der  Lex  lata 
zu  tfaun,  unsre  Untersuchung  handelt  de  lege  ferenda.  Aber  daron  abgesehen, 
so  sind  die  Standpuncte  auch  sonst  verschieden.  Die  heutige  Wissenschaft  des  Prirat- 
rechts  steht  doch  überwiegend  auf  dem  Boden  des  römischen  Rechts  und  ist  von 
dessen  rein  individualistischer  Auffassung  des  Privatrechts  und  besonders  des  Eigen- 
thomsrechtj  durchdrungen,  wozu  ja  freilich  in  Wechselwirkung  mit  dem  römischen 
Recht  die  moderne  Gultnrentwicklong  auch  von  sich  aus  beigetragen  hat.  Der  erste  Ent- 
wurf des  deutschen  bürgerlichen  Gesetzbuchs  und  diejenige  kritische  Litteratur,  welche 
ihm  bebtimmt,  liefert  einen  neuen  Beweis  dafür  (§.  9,  126).  Aus  dem  römischen  Recht 
rOhren  namentlich  auch  jene  Begriffsbestimmungen  und  Formulirungen  her,  welche 
im  Privatrecht  stets  das  Herrscha&moment  in  möglichst  absoluter  Weise  zur  Geltung 
bringen.  Diese  Auffassung  ist  aber  in  der  Volks wirthschaft  und  im  socialen  Leben 
unhaltbar  und  muss  daher  von  unserem  socialrechtlichen  Standpuncte  aus  principiell 
bekämpft  werden.  Die  Sodalökonomie  darf  sich  dabei  auch  nicht  durch  den  beliebten 
Einwand  der  privatrechtlichen  Jurisprudenz  irre  machen  lassen,  dass  ihre  Forderungen 
in  Betreff"  des  Privatrechts  «juristisch  falsch'',  „unlogisch''  seien  u.  dgl.  m.  Die 
Jurisprudenz  überschreitet  mit  solchen  Urtheilen  ihre  Competenz.  Ihre  Aufgabe  ist 
doch  nur  eine  wesentlich  technische  und  formale.  In  solchen  Fragen  handelt  es  »ich 
dagegen  um  Eigenthumspolitik.  Unsere  Eigenthumsordnung  und  das  ganze  Eigen- 
thumsrecht kann  recht  wohl  aus  volkswirthschaftlichen  und  socialpolitischen  Gründen 
erheblich,  in  Manchem  selbst  von  Grund  aus  verändert  werden,  einerlei  ob  dies  in 
Einklang  oder  in  Widerspruch  mit  der  rein  formalen  Logik  der  individualistischen 
Privatrechtswissenschaft  steht.  Es  liegt  für  die  Jurisprudenz  nach  eingetretener  Ver- 
änderung des  geltenden  Rechts  lediglich  die  neue  Aufgabe  vor,  nunmehr  die  neuen 
Rechtssätze  nach  ihrer  formal  logischen  Methode  zu  behandeln,  eine  Aufgabe,  welche, 
nebenbei  bemerkt,  auch  in  einem  durchaus  socialistisch  geordneten  Gemeinwesen  mit 
seiner  eigcnthümlichcn  Productions-  und  Vertheilnngsordnung  vorhanden  bliebe.  Eine 
andere  gesetzliche  Stellung  des  Eigenthums  z.  B.  oder  eine  Veränderung  der  rechtlich 
zulässigen  Verschuldungsformen  des  Grundeigenthums  kann  nicht  damit  angegriffen 
werden,  dass  hie  der  heutigen  Jurisprudenz  unhaltbar  erscheint,  sondern  dass  sie 
volkswirthFchaftlich  und  socialpolitisch  bedenklich  ist.  Es  darf  dabei  auch  hervor- 
gehoben werden,  dass  z.  B.  der  absolute  Privateigcnthumsbegriff*  nicht  einmal  eine 
richtige  Abstraction  des  geltenden  Rechts  ist  (§.  126  fil),  sondern  mit  anerkannten 
Sätzen  des  öffentlichen  Rechts  und  zum  Theil  selbst  des  Privatrechts  in  Widerspruch 
steht  Ausserdem  ist  die  Neigung  der  Privatrechtsjuristen,  aus  den  Begriffen  alle 
darin  möglicher  Weise  logisch  enthaltenen  Consequenzen  zu  ziehen,  auch  vom  rein 
juristischen  Standpuncte  ans  bedenklich  und  gerade  mit  der  historisch- realistischen 


186     2.B.  Eigenthum.  l.K.  Im  AUgemeineD.  1.  A.  Vorbamerkangen.  Litteratur.  §.  91, 92. 

AoffassQDg  des  Bccfats  in  Widersprach.  Dies  wird  ?od  einzelnen  der  henrorragendaten 
Jaristen,  namentlich  wieder  von  Iheriug,  von  Gierlie  u.  A.  m.  selbst  anerkannt 
Der  NationalOkonom  und  Socialpolitiker  hat  allen  Grand«  gegen  diese  einseitig  „logische** 
Methode  der  Jaristen  Einsprach  za  erheben. 

Bei  einer  richtigeren  Behandlang  des  Privateigenthnms  in  der  Bechtswissen- 
Schaft  mosste  diese  Institotion  überhaupt  nicht  nur  im  Privat  recht,  sondern  auch 
im  Öffentlichen  Recht  ihre  Stelle  finden.  Wie  die  Dinge  liegen,  bietet  jedoch  die 
Litteratur  des  öffentlichen  Rechts  fUr  unsere  Untersuchungen  wenig.  Der  Schuti 
des  Privateigen thums  wird  zwar  als  eine  der  ersten  Aufgaben  des  Staats  be* 
trachtet.  BezQgliche  S&tze  von  der  Heiliirkeit  und  Dnverletzlichkeit  des  Eigenthums 
sind  in  unsere  Verfassungen  gdcommen.  Die  daraus  entspringenden  Aufgaben  werden 
im  Staatsrecht  behandelt  und  aUenfidls  dann  einmal  ein  Wort  aber  Princip,  Berech- 
tigung, Maass,  Cautelon  der  Zwangsenteignung  geäussert  Aber  im  Uebrigen  wird 
die  Lehre  vom  Privateigentham  so  gut  wie  vollständig  dem  Privatrecht  überlassen 
und  dessen  Auffassong  und  Behandlong  des  Eigenthums  wiederum  in  das  Staatsrecht 
als  die  selbätverständliche  herüber  genommen.  Auch  dies  ist  nor  eine  Gonseqoenz 
des  einseitig  individualistischen  Standpuncts  unserer  Rechtswissenschaft  in  der  Eii^en- 
thumslehre  und  im  Vermögensrecht  überhaupt.  Die  directe  und  indirecte  Eiuwirkang 
der  gesammtcn  Eigenthumäordnung  auf  die  Gesellschaft  und  dadurch  in  eminentem 
Maasse  auf  den  Staat  wird  dabei  verkannt,  obwohl  in  Bezug  auf  das  Grund  eigen- 
thum, dessen  Gestaltung  und  Vertheilnng  und  auf  gewisse  Pancte  des  Familien - 
rechts  die  richtige  Einsicht  nicht  gefehlt  hat  Man  hat  es  aber  unterlasson,  daraus 
die  weiteren  Gonsequtinzen  fUr  die  Auffassung  und  Behandlung  des  Privatrecbts 
überhaupt  zu  ziehen.  Die  Folge  der  jetzt  anzustrebenden  socialrechtlichen  Auf- 
fassung dos  Eigenthums  ist  ei,  dass  dasselbe  auch  im  Staatsrecht  seinen  Platz 
finden  muss.  Bisher  sind  es  gewöhnlich  nur  einzelne  Eigenthumskategorieen 
und  besondere  Rechtsinstitute  und  -Verhältnisse,  wie  z.  B.  eben  das  Ex- 
propriationsrecht, welche  im  Staatsrecht  und  speciell  im  Verwaltungsrecht  behandelt 
werden,  nicht  die  Institution  des  Priirateigenthums  als  solche  und  ihr  Rocht;  eine 
Behandlung,  die  dann  sogar  ihre  Bedenken  hat,  denn  sie  trftgt  zu  der  irrigen  Auf- 
fassung bei,  z.  B.  im  Enteignongsrecht  etwas  privatrecbtlich  Anomales  zu  finden 
(siehe  unten  Buch  3,  Kapitel  3).  Auch  L.  Stein  ist  in  seinem  Verwaltongsrecht  hier 
über  dio  Früheren  noch  nicht  hinausgekommen  (vgl.  B.  VII).  Einen  wichtigen,  wohl  grund- 
sätzlich richtigen  Fortschritt  bezeichnet  dage^ron  U.  ROsler  in  seinem  socialen  Ver- 
waltungsrecht Jetzt  i»t  im  Allgemeinen  auf  die  Polemiker  der  schärferen  Tonart  gegen  den 
Entwurf  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  und  gegen  den  tanzen  Geist  dieses  Entwnrfi)  zu 
verweisen,  namentlich  0.  Gierke,  Anton  Menger  (§.  9,  Näheres  über  sie  in  §.  126). 

§92.  Für  die  specielle  Litteratur  über  die  einzelnen  Lehren  (Begründung, 
Begrifi',  Kapital-,  Grandeigenthum)  vgl.  unten  die  einzelnen  von  diesen  handelnden 
Kapitel  und  Abschnitte  und  die  litterarischen  Vorbemerkungen  dazu.  Hier  folgt  zu- 
nächst eine  Uebersicht  über  die  allgemeinere  Litteratur,  welche  in  den  Vor- 
bemerkungen in  Buch  3  und  4,  besonders  §  132  ff,  155  ff.  noch  weitere  Ergänzungen 
mit  Ausführungen  über  wichtigere  Autoren  und  Litteraturzweige  findet 

KationalOkonomische  Litteratur.  Kautz,  Nationat-Oekouomie,  I,  §.  22  ff., 
auch  für  weitere  Litteraturangaben.  Röscher.  System  I,  §.77 — 88,  siehe  auch 
dessen  Vorrede  zu  den  hier  auch  ihrerselbst  wegen  mit  zu  nennenden  „national- 
Ökonomisch -civilistischen  Studien"  von  H.  Dankwardt  (Leipzig  1862  und  1869), 
jetzt  auch  in  Röscher 's  Ansichten,  3.  Auflage.  Band  I,  S.  89,  v.  Mangel  dt,  Grnnd- 
riss,  2.  Auflage,  §.  24;  derselbe,  Volkswirtbschaftsiehre ,  Kapitel  6,  passim, 
M.  Wirth,  National -Oekonomie  I,  4.  Auflage.  S.  377^397  (hauptsächlich  über 
geistiges  Eigenthum),  II,  3.  Auflage.  S.  71ff.  Dühring,  Gursus  der  National-  und 
Social -Oekonomie,  O.Abschnitt,  I.Kapitel  —  Wichtiger,  z.  Th.  auch  in  Verbindung 
mit  an ti kritischen  Erörterungen  der  socialistischen  Kapitalkritik:  Hildebrand, 
Natioual-Ockonomie  I,  §.  21,  §.  44—45,  §.  62.  Knies,  politische  Oekonomie,  I.Auf- 
lage, S.  ISO — 147  (besonders  über  das  Eigenthum  bei  den  Griechen,  ROmern  und 
alten  Germauen),  2.  Auflasse,  S.  280  ff'.,  besonders  der  neue  Zusatz  hier  S.  199 — 223; 
derselbe,  das  Geld,  Berlin  1873,  namentlich  Abschnitt  II,  S.  81  ff.  (i^griff  des 
Eigenthums).  siehe  unten  §.  12H.  Schäffle.  System,  3.  Auflage,  passim  besonders 
II,  5U5  ff.  bis  541  (besonders  werthvollc  Erörterungen  über  Familien -Vermögensrecht, 
Erbrecht),   II,  345  ff.,  IL,  384  fi'.  (u.  A.  über  die  rechtsphilosophischc  Rechtfertigung 


des  K;^iuJgeviiinE  und  über  Man).  U.  T9  IT.  ((.'eisli^eB  Eigeathom  a.  9.  w.);  der- 
selbe. Kspitalismua  nnd  SocialUmug .  bosoudBra  S.  59  IT..  S2ff.  (Kritik  der  Elpjii' 
thamibegrundnngun),  S.  312  ff..  dKtiii  im  IS.Vortnig.  S.ßlQlf.  piKsiin;  derselbe, 
Tli«aria  der  aosBcblieaijeiiden  Abs&tzrerhJilluisse  ^be«ouders  wichtig  fQr  die  Tbeorie 
d«  geistigen  Eiicenihiims) ;  der»ielbe.  Bau  und  Loben  dos  socialen  KDrpent  I, 
31  j.  Tti7  ff..  UI,  SM  und  tnehrfacb  pasoim  an  vencbiedeDeu  Stellca  dieses 
KrosMu  Werks.  Sch&ffle  hat  auch  auf  diesem  Gebiete  nnler  allen  Natioaal- 
Cfconoioea  die  bedeutendeten  ErOrleruiigeu  xngcstelli,  foruialt  nur  etwas  ta  a(>bo- 
riatiKb.  Mit  leUterem  Utostaadu  wag  es  ju^ammeuhiUiKeii.  dass  a  aocb  l>al 
ihm  noch,  wie  bei  den  anderen  Autoren,  biuber  doch  ineif>i  nur  einiulue  Puncte 
der  ÖgenlhuiOBiiiBtitatian  sind,  iiiciit  diese  in  ihrer  Totalität,  wclclie  erOrtort 
«eideD.  Dan  Werthvallste  bei  ScbkQIe  aiod  die  Än!)fiihruD|reu  über  Familie n-Ver- 
m&feiurocht,  OUcntlichoi  Vetmfigeo,  i^eistiges  Eigentbum.  Mani;hfach  Anechloss  an 
Mario.  Le  Play.  —  Lange,  Ansichlen  Mills.  :i.  Kapitel;  derselbe.  Atbeiter- 
frage,  8.  AnBage,  Kapitel  6.  H.  ROüler,  (irnndlehreu  der  Siniih'acben  Valkswirlh- 
schaftslehro.  2.  Aaflage.  besonders  Kapitel  V Hl  (mciales  nud  Priratrecbt) ;  derselbe. 
Voriiwiuigoii,  S.  tU9  und  überhaupt  Kapitel  2  daselbst  «om  Besitz.  Mauras,  Freiheit 
in  der  ToUitwinliscbaf^,  besondeiB  Abschnitt  3.  Schmoller,  timndfragen  dw 
R«clils.  busondeis  Abschnitt  4,  ä.  53  ff.  Sonst  ttbcrbaupt  Mario,  a.  a.  Ü..  das  gaait 
Werk,  —  Mehrfach  A.  Samtor.  Prltateigeolhum  und  geseUscbafilicIies  Eigenihum 
in  Nummer  22  und  ^3  der  Zeitschrift  ..Wage"  ISTi<  (obgleich  der  Verfasser  an  der 
Ableitung  des  Ptirateigenthumii  aus  dem  Princip  der  iiidiTiduolleu  Persönlichkeit 
festhilt.  kommt  er  doch  zu  ziemlich  ähnlichen  SfhlUssen  wie  ich).  In  seiner  selb- 
•dadigen   Schrift  UeselUcbafts-   und  Frivaleigenlhum   (Leipzig  13TT,   eine  Kcconsion 

Sib  Ich  in  der  Jenaer  I.itteralur-ZeltDng  vom  31.  März  1S7T)  sucht  der  Verfasser  die 
odivenditkeil  vom  „gesellschaftlichen"  neben  Priiateigenlhum  nachzuweisen  und 
teriaugt  fui  jenes  den  ganzen  Groud  und  Boden,  siehe  dagegen  unten  Buch  3, 
Kapital  3.  Eine  specielte  UntermchunK  über  den  EigentbumsbeghlF.  mit  Bertick- 
■icbliKUii^  der  Juri&ilschen  Lilteratnr  liefene  A.  Samter  in  Conrad'«  Jahrbuch  ISTS, 
l,  SlfS  (auch  aelljsiandig:  darüber  Baron  in  POii'i  Kritischer  Vi erteljabrschrift  1B7S}. 
Daan  ZnaammenraseunK .  Erweiterung  und  Fortführung  dieser  Arbeiten  in  Samiers 
grOsMiem  %'erke  da«  Eigenthum  in  seiner  socialen  Bedeutung  (Jena  l8TD)i  dsraber 
«Um  jurlBtiftche  Reccnsion  iu  Hildebrand's  Jahrbüchern.  N.  F.,  l,  S41  von  Petnice, 
die  vobl  zu  einseitig  die  SciJw&cbun  nud  das  Dilettantische  des  Werks,  nicht  aocb 
HOB  (intus  lisrrorhebL  Lindwurm,  Eigeiilh umstecht  ntid  MunsohhuitBidee  im  Staate, 
LeipiU  ISTS.  Schmidt-U'ernouL,  die  Eigenthumsfrage  in  der  Neuzeit.  Reial,  1867. 
1b  ScbSnboti^'s  Handbuch  wird  das  Eigenthum  (Pririteigenthum)  in  der  Abhandlung 
Klelnw&ehter's  aber  volkwirthschafilicbe  Production  kurz  mit  bchandi^lt  (3.  Auflage, 
LS.  33s— 2311.  auch  über  Erbrecht.  S.  239t,  <j.  Cobn  handelt  über  Privateigenthiim 
ond  GeMmmieigenthum  iu  seiuem  Sjatom  t,  -111—420.  im  Kapitel  tou  der  Ulledenng 
des  Zusammenlebens,  v.  PhilippuTich .  lirnndriss,  g.32  — 34,  über  VornOi(eas-. 
beMüdera  Eigentbums-.  Erb-,  Verkehr»recht  und  mehrfach  passim.  besonder«  im 
5.  Buche  von  den  wirthschafispoli tischen  Parteien.  Im  Hondwfirterbuch  der  Staats- 
wlaenscbaft  bat  H.  r.  Scheel  den  kuizen.  aber  klaren  und  scharfen  ÄRibel  Eigeu- 
thoB  IUI.  U— 22),  auch  Erbrecht  (ebenda  S.  290— 21'5)  verfasst.  Das  au  solbstftndigea 
(iedankuu  nicht  arme,  aber  doch  mancbfach  aondorbare  Buch  von  0.  Effertz,  Arbelt 
nad  Boden.  2.  AuU..  Berlin  IbUU,  bietet  für  dieäe  Lehren  weniger  skt  tu  erwarten  gewesen. 
Bisrabn  vcrdun  die  liechti-  und  Eigen tbamsfragon  auch  vielfach  in  J.  Wolfs 
System  der  Socialpolilik .  1.  Buch,  Grundlegung.  Socialiamus  und  kapiluliitiiche  Ge- 
aelbchaftMrdnung  (Stuttgart  1892).  Dieses  von  der  Kritik  !>chr  ruracUedeu  beurthoille, 
TOD  keinem  Geringeren  als  W.  Koacber  ausserordeutlich  gelobte,  von  jüngeren  Nalional- 
{ÄonoMen  ebenso  stark  geisdelio  Buch  [W.  Somban.  Singer)  hat,  wie  besonders 
DiehKPreuss.  Jahrbucher.  Dec.-Hefl  1893)  mit  liecht  bemerkt,  eben  die  llieoroiische 
Seite  der  Streitfragen  nicht  scharf  genug  verfolgt,  während  es  in  den  kritischen, 
Mtiitl-  nnd  wi rthschaß.-'pali tischen .  vielfach  gelnngonen  Au^hningeii  gegen  den 
Somallsmns  doch  manchfach  im  Rechte  ist-  Aus  der  neacron  theoretischen  Oster- 
taichischen  Lliieraiur  tat  besonders  v.  BBhm-Bawerk's  vertrcH'Iiches  Werk  Kapital 
ond  Kapitalzius  auch  für  die  priucipielle  Frage  vom  Priiaioigcntbum .  specielt  vota 
Kapital,  wichtig.  Sielie  unieu  Buch  3.  bapltd  I.  §.  134  Nühores  darüber.  Ebenfo 
boruhrt  E.  Sax'  Grundk'Eung  der  Slaalswinbscliaft  mehrfach  die  Principic n fragen  des 
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Eigenthums.  Auch  das  Werk  ron  Felix,  Entvicklongsgeschichte  des  Eigenthnma 
(siehe  unten  S.  192),  ist  partienweise  für  diese  Fragen  zn  beachten. 

Von  der  fremden  national  ökonomischen  Litterator  beschäftigt  sich  die 
classische  englische,  namentlich  die  ältere,  mit  dem  Eigentham  als  solchem 
so  wenig  principiell  als  mit  anderen  Fragen  und  Einrichtungen  der  „GmndlegQDg^*. 
Meistens  wird,  wie  ron  den  Physiokraten  (Qaesnay,  Tlirgot).  so  ron  A.  Smith  und 
Andern  nnr  die  Pflicht  des  Staats,  far  den  Schutz  des  Eigentlioms  zu  sorgen  und  die 
Nothwendigkeit  gesicherten  Eigenthums  für  die  Volkswirthschaft  betont,  vgl.  A.  Smith, 
vealth,  £.  Y,  p.  II,  of  the  expense  of  jubtice,  im  Anfang.  Etwas  eingehender,  ein 
wenig  principiell  M' Gull  och,  principles  of  poiitical  economy,  eh.  II,  sect.  1,  ed. 
r.  1844,  p.  71  tf.  Erheblich  bedeutender,  mehrfach  mit  socialpolitischen  Gesichtsponcten 
J.  St.  Mi  11,  Buch  1,  Kapitel  1  und  2,  vgl.  auch  seine  Autobiographie  passim  (London 
1874).  Von  neueren  Engländern  siehe  z.  B.  Fawcett,  manual  of  poiitical  ecooomy, 
B.  II,  eh.  1,  d.  Ausgabe  (1869),  S.  97  &,  (Anerkennung  des  geschichtlich  wandelbaren 
Characters  des  Eigenthums  auch  nach  dem  Umfange  der  Bechte,  die  es  giebt). 
Gairnes,  essays  in  poiitical  economy,  London  187ä,  Abh.  ttber  land,  p.  187  ff. 
(aus  Fortnightly  Her.  Jan.  1870)  mit  guten  principiellen  Erörterungen.  H.  D.  Macleod, 
der  die  ganze  Nationalökonomie  so  ziemlich  zu  einer  Geld-,  Credit-  und  Banklehre 
degradirt,  i!)t  in  seinen  principles  of  economical  philosophy  (Isicl),  2.  ed.  Lond.  1872, 
I,  124  consequent  genug,  den  Unterschied  zwischen  einem  socialistischen  und  öko- 
nomischen Zustand  der  Gesellschaft  darin  zu  finden,  dass  dort  kein,  hier  wohl  Prirat- 
eigenthum  besteht,  hier  daher  nur  freier  Tausch,  weshalb  nur  hier  (?)  überhaupt 
Werth  und  Gesetze  des  Tausches  vorzufinden  seien;  vgl.  auch  p.  154,  176  daselbst 
Mars  hall  bringt  keine  eigentliche  nationalökonomiache  principielle  Erörterung,  aber 
berührt  doch  die  Eigenthumsfragen  in  meiner  eingehenden  Renten-  und  Preistheorie. 
Sidgwick  (poiitical  economy)  kommt  auf  die  Prirateigenthumsf ragen  bei  den  „Grund- 
sätzen der  distributiven  Gerechtigkeit''  (p.  502). 

Die  französische  Litteratur  nahm  früher  und  nimmt  zum  Theil  noch  jetzt 
die  Institotion  des  Privat  eigenthums  einfach  als  eine  gegebene  hin,  deren  nothwendige 
Sicherung  durch  den  Staat  sie  im  volkswirthschaftlichen  Interesse  dringend  verlangt. 
So  schon  die  Physiokraten,  z.B.  in  der  4.  Maxime  Quesnay's  („die  Sicherheit 
des  Eigenthums  ist  der  wesentliche  Grund  der  ökonomibcben  Ordnung  der  Geseil- 
schafi'^j.  Sie  sehen  im  Privateigenthum  namentlich  auch  eine  Hauptbedin^ung  ordent- 
licher Bodencultur,  besonders  genügender  Zuführung  von  Kapital,  ihr  Eintreten  für 
das  Privateigenthum,  selbst  Ton  Boden,  hängt  daher  mit  ihrer  ganzen  Doctrin  zu- 
sammen. Von  Späteren:  J.  B.  Say,  traite  1.4,  eh.  14,  über  das  Eigenthumarecht. 
welches  der  Volkswirth  nur  betrachte  als  eine  Thatsache,  welche  besteht  oder 
nicht  besteht.  Auch  Sismondi  bat  noch  nicht  systematisch  zusammenfassende  Er- 
örterungen über  die  Eigenthumsinstitution ,  berührt  aber  in  seinen  trefflichen  Unter- 
suchungen über  die  Verhältnisse  des  Grün  deigen  thums  und  diejenigen  der  Kapitalisten 
und  Arbeiter  (Yertheilung  des  Productionsertrags)  doch  die  principiellen  Puncte  der 
Eigenthumsfrage  vielfach,  stets  ungleich  tiefer  als  J.  B.  Say  und  die  französische 
Freihandelsschule.  Vgl.  besonders  Sismondi*8  nouveaux  princips  d'öconomie 
politiqae,  2.  i&d.  I,  1.  S,  IL  1.  7,  eh.  9  (IL  S47  ff.);  derselbe,  6tudes  d'6conomie 
politique  I,  1.  sect  (Bruz.  1887,  I,  107  ff.).  —  In  der  neueren  Zeit  hat  das  Auf- 
tauchen des  theoretischen  Socialismus  (St.  Simon,  Fourier,  Proudhon  u.  s.  w.\ 
dann  1848  der  socialistische  Character  der  Rerolution,  1871  der  Commune- Au£stand 
auch  die  Nationalökonomen  auf  die  Erörterung  der  Eigentbumslehre  hingedrängt,  — 
ohne  grossen  Erfolg  für  die  Wissenschaft,  selbst  nicht  in  der  Giundeigenthumsfi«ge. 
Bastiat's  Antikritik  und  seine  schiefe  und  oberflächliche  Polemik  gegen  die  Gnud- 
rententheorie  sind  ein  T^'pus  dieäer  französischen  „conservativen'"  Nationalökonomie. 
Vgl.  Basti at,  harmonies  6conomiques  cb.  8,  9,  13,  pamphlets  über  propri6t(&  et  loi 
und  proprict6  et  spoliation  in  den  oeuvres  (ed.  v.  1854)  lY,  275 ,  394.  Vgl.  auch  den 
Briefwechsel  zwischen  Proudhon  und  Bastiat  in  des  letzteren  Werken,  V,  120  ff. — 
Thiers,  propriet6,  Par.  1848;  D.  von  Schneider.  Berl.  1848  („Arbeitsthcorie*%  nicht 
eben  tief,  siehe  unten  §.  102,  114  ff.).  J.  Garnier,  trait6  d'economie  politique,  6.  M., 
Par.  166S,  p.  93  ff.  Band  rillart,  manuel  d*6conomie  politique  (1.  Ausg.,  Par.  1857) 
1.  Th.,  eh.  7.  Bedeutend  gründlicher  und  eingehend  A.  Clement,  essay  aar  la 
science  sociale,  Par.  1867,  L  129  ff.  (Eigenthum  Frucht  der  Arbeit  und  Sparsamkeit, 
aber  Recht  des  Eigenthums,    wie  alle  andren  Bechte  nur  zu  rechtfertigen  durch  da^ 
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coiistatirte  GemeiDschaftsiDteresse),  135  ff.,  160,  172.  Menier,  arenir  ^conomique, 
Paris  1875,  tom.  1,  p.  181  ff.  Le  Play,  r6fonne  sociale,  besooden  Utto  2  propri6t6 
(namentlich  über  Erbrecht),  in  der  6.  Aasgabe,  Toors  et  Paris  1878.  I,  228  ff. 
Gide,  principes,  behandelt  Terh&Unissmässig  eingehend  nnd  principiell  das  Eigen- 
thnmsiecht  (lirre  4,  eh.  3).  —  Das  schOne  Werk  des  französischen  Belgiers  E.  De 
La^eleye,  de  la  propri6t6  et  de  ses  formes  primitives,  Par.  1874  (auch  in  englischer 
Uebersetznng  t.  Marriott,  mit  Einleitung  r.  Gliffe-Leslie,  London  1878,  eine 
treffliche  deutsche  Bearbeitung  mit  Zusätzen  von  B (Ich er,  „das  Ureigenthum*\ 
Leipzig  1879),  bescbftftiet  sich  Tomemlicb  mit  dem  Grundeigenthum  und  dem  all- 
gemeinen Nachireis  des  Uerrorgehens  des  privaten  Grundeigen tbums  aus  dem  Gemein- 
eigenthum  bei  den  meisten  Ydlkem,  geht  aber  mehrfach  auf  die  allgemeinen  Principien- 
fragen  ein,  ygl.  besonders  eh.  26  (Eigenthumstheorie),  eh.  1  u.  pi>6face.  Der  Verfasser 
steht  auf  einem  der  deutschen  socialpoUtisch-ökonomischen  Schule  ganz  ^verwandten 
StandpuDcto.  Vgl.  darüber  u.  A.  seinen  Aufsatz  in  der  Bevue  des  deuz  mondes 
F6rr.  1878. 

In  der  neueren  italienischen  Litteratur  auf  dem  Gebiete  der  Rechts- 
philosophie und  der  Nationalökonomie  beginnt  sich  unter  den  Einflüssen  der 
Krause- Ah rens 'sehen  Schule  dort  und  der  neueren  deutschen  socialpolitischen 
hier  eine  der  letzteren  manchfach  verwandte  Auffassung  der  volkswirthschaftlichen 
Hauptprobleme  und  eine  ähnliche  Behandlung  der  Wissenschaft  wie  bei  den  neueren 
deutschen  Gelehrten  zu  zeigen.  Vgl.  darüber  meines  speciellen  Schülers  V.  Cusumano 
(Professor  in  Palermo)  le  scuole  economiche  della  Germania,  Napoli  1876,  p.  84  Anm, 
Besonders  interessant  sind  in  dieser  Hinsicht  die  neueren  Arbeiten  von  F.  Lampertico, 
durchweg  mehr  an  die  deutsche  als  an  die  französische  und  englische  Litteratur  an- 
knüpfend nnd  die  Wissenschaft  wesentlich  fördernd:  economia  dei  popoli  e  degli  stati, 
bis  jetzt  4  Bände,  Milane,  vol.  3  la  proprietä  Mil.  1876,  besonders  c.  2  u.  3.  In  den 
recht  brauchbaren  kleinen  Grundrissen  nnd  Compendieo  von  L.  Cossa,  (elementi  di 
economia  politica,  zahlreiche  Auflagen,  guida  allo  studio  dell'  Econ.  polit.,  2.  ed. 
Mil.  1878,  8.  ed.  u.  d.  T.  introduzione  etc.  1892)  findet  sich  noch  zu  wenig  von  der 
neueren  Auffassung  und  mitunter  etwas  schiefe  Polemik  (z.  B.  in  der  2.  Schrift  S.  226 
der  2.  Auflage.)  neben  werth voller  kritisch -litterargeschichtlicher  Behandlung  auch 
mancher  hierher  gehörigen  Litteratur,  besonders  in  der  sehr  erweiterten  3.  Auflage 
(introduzione).  Eine  werthvoUe  und  bedeutende  Leistung,  wohl  der  erheblichste  neueste 
Beitrag  zur  kritischen  und  theoretischen  Litteratur  über  die  nationalökonomischen 
g^ndlegenden  und  Bechtsfragen ,  auch  speciell  über  die  auf  Eigenthum  sich  be- 
sehenden ist  das  preisgekrönte  grosse  Werk  von  A.  Loria  (Professor  in  Padua,  auch 
ein  Schüler  deutscher  Wissenschaft)  analisi  deila  proprietä  capitalista,  2  vol.  Torino 
1889   (vgl.  darüber  die  Anzeige  von  Lexis  in  Schmoller's  Jahrbuch  1894,  Heft  1). 

Socialistische  und  verwandte  Litteratur.  Mehr  oder  weniger  gehört 
die  ganze  socialistische  und  communistische  Litteratur  hierher,  weil  in  ihr  das  Privat- 
eigenthum  wenigstens  in  seinen  wichtigsten  Pancteo,  dem  Grund-.  Kapitaleigenthum, 
Erbrecht,  der  Vertragsfreiheit  angegriffen  zu  werden  pflegt,  von  dem  einen  Autor  und 
der  einen  Schule  mehr  diese,  von  andren  mehr  jene  Seite.  Ein  grosser  Theil  nament- 
lich der  französischen  Litteratur  ist  zu  phantastisch,  um  ernstlicher  in  Betracht 
za  kommen  (Fourier  u.  A.  m.).  Wo  die  Forderongen  noch  gemässigter  bleiben, 
wie  z.  B.  in  der  St  Simonistischen  Bekämpfung  des  Erbrechts  (Bazard),  sind 
es  auch  mehr  die  leitenden  Gesichtspuncte  und  Grundanschaunngen,  aus  denen  ein 
wiMenschaftlicher  Gewinn  für  die  Kritik  des  Privateigenthums  zu  entnehmen  ist,  als 
die  Ausführungen  und  formulirten  Vorschläge,  an  welchen  letzteren  es  öfters  ganz 
fehlt  Vgl  besonders  St.  Simon,  sjsttme  industriel,  Paris  1821—22,  Gatechisme 
des  Indu^els,  Paris  1823 — 24,  die  erste  Schrift  theil  weise  in  den  oenvrcs  choisies 
de  St  Simon,  Bruz.  1859,  vol.  lU;  die  zweite  ebenda  S.  67  ff.  (ohne  das  3.  Heft, 
das  von  A.  (3omte  herrührt).  Dann  besonders  Bazard,  ezposition  de  la  doctrine 
de  St  Simon,  Paris  1830.  Am  Wichtigsten  bleiben  indessen  doch  für  die  allgemeine 
Eigenthnmslehre,  trotz  der  Widersprüche  und  der  schliesslichen  allgemeinen  Skepsis, 
aod  der  französischen  Litteratur  dieser  Art  die  verschiedenen  Schriften  Proodhon's, 
seine  erste  bezügliche  Schrift:  Qo*est  ce  que  la  propri^t6?  zuerst  1840,  später,  ver- 
mehrt um  den  Brief  an  Blanqui,  als  1.  B.  seiner  oenvres  complt^tes,  Paris  1873. 
Ferser  die  nachgelassene  Schrift:  th^rie  de  la  propri^t6,  Paris  1866.  Vgl.  auch  das 
Systeme  dos  contimdictions  öconomiques  (vol.  4  und  5  der  gesammten  Werke),  auch  in 
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B.  7  le  droit  au  trarail  et  le  droit  de  propriöt^  Vgl.  aber  Proadhon  aucli  Hack 
in  der  Tnbiuger  Zeitschrift,  B.  27,  1871,  S.  365  ff.  Sonst  aber  die  &ltereD,  besonden 
firanzOsischen  Socialisten,  uamentlich  L.  Stein  in  seinem  Gommunismos  und  Sodalis- 
mus  Frankreichs,  Mario.  Oritanisation  and  Arbeit,  Schäffle,  Sodalismos  nnd 
Kapitalismus,  Hildebrand,  Nationalökonomie  der  Gegenwart,  B.  1,  J.  Haber  in 
seinen  kleinen  Schriften,  Leipzig  1871.  Jetzt  besonders:  E.  Die  hl,  Proadhon,  1.  Ab- 
theilang,  die  Eigen thnms-  and  Wenhlehre,  Jena  1888,  eine  Darstellimg  and  ein- 
gehende Eritik  der  Proodhon'schen  Lehre,  eine  Kritik,  worin  die  neuere  bezOgÜche 
sodalokonomische  Litteratar  mehrfach  mit  bertthrt  wird.  Soweit  sich  der  Verfasser 
gegen  mich  wendet,  habe  ich  doch  keinen  Anlass  gefunden,  meine  frühere  Beband- 
lang  der  Eigenthamsfrage  za  indem  (so  in  Betreff  der  ^^Begrandang"*),  aber  ich  halte 
Diehrs  sonstige  Aasführnngen  für  beachtenswerth  and  die  ihnen  von  einzelnen  Seiten 
gewordenen  Abweisungen  nicht  für  gerechtfertigt  Siebe  auch  2.  Abtheilung  Ton 
Diehl's  Werk,  1890. 

Theil weise  geht  der  französischen  die  englische  socialistische  Litteratar  zeit- 
lich roran,  aus  der  neuerdings  Anton  Menger,  das  Recht  auf  den  vollen  Arbeits- 
ertrag (1.  A.,  Stuttgart  1887,  2.  A.,  ebenda  1891),  einige,  zwar  nicht  unbekannte,  aber 
doch  zu  wenig  beachtete,  beinahe  neben  den  Franzosen.  Deutschen  vergessene 
Autoren  besonders  hervorgehoben  hat  Auch  wenn  man  ihm  nicht  darin  beistimmt, 
dass  diese  Autoren  bedeutender  und  klarer  als  Bodbertus  und  Marx  seien  und  dass 
letztere  sie  plagiirt  h&tten  (siehe  schon  Grundlegung  Theil  I,  S.  37  Note),  kann  man 
A.  Menger  doch  zugeben,  dass  diese  Autoren  veniienen,  wieder  mehr  hervorgehoben  zu 
werden :  W.  G o  d  wi n ,  enquiry^  conceming  political  justice,  3.  ed.  1 798,  W. T  h om ps on , 
inquiry  into  the  principles  of  the  distribution  of  wealth  etc.  1824,  3.  ed.  1S69. 
Darüber  A.  Menger  a.  a.  0.  Geber  Godwin  auch  A.  Held,  zwei  Bacher  zur 
socialen  Geschichte  Englands  (Leipzig  1881),  S.  89  ff..  Ober  Thompson  ebenda 
S.  379.  Bei  Thompson  eine  Ableitung,  Begründung  und  Formulirung  einer  „Mehi^ 
werththeorie''  in  der  That  ähnlich  wie  bei  Marx  (vgl.  unten  §.  133).  Siehe  ausserdem 
Ch.  Hall,  effects  of  civilisation  on  tho  people  in  European  states  1803.  Endlich 
ist  doch  auch  fur  die  Werththeorie,  wie  für  Anderes,  mancher  beztigliche  Gedanke  mit 
zuerst  bei  R.  Owen  zu  finden.  Siehe  auch  darttber  (wie  aber  andere  ältere  eng- 
lische Autoren)  A.  Held  a.  a.  0.,  S.  342  ff.,  367  (Note).  Er  rechnet  W.  Thompson 
zu  Owen 's  Schalem. 

Die  deutsche  socialistische  Litterat ur  steht  m.  £.  dennoch  wissen- 
schaftlich bedeutend  hoher  als  die  englische  und  französische,  obgleich  sie  ohne 
Zweifel  von  letzterer  ihre  ersten  Anregungen  und  einige  Ihrer  Hauptideen  erhalten 
hat,  auch  practische ,  so  z.  B.  Lassalle  mit  von  L.  Blanc.  Aber  die  deutschen 
Socialisten  haben  von  ihrer  Lehre  das  Phantatische  abgestreift,  nüchternere  Eritik 
geabt  und  aberall  viel  mehr  mit  eigentlich  ökonomischen  Raisonnements  arga- 
mentirt,  so  auch  speciell  auf  dem  Gebiete  der  Eigenthums fragen,  auch  discutir- 
barere  Vorschläge  aufgestellt;  dass  sie  dabei  glauben,  den  Sodalismus  aberhaupt 
erst  „von  der  Utopie''  zu  einer  „Wissenschaft''  gemacht  zu  haben  (Fr.  Engels), 
ist  freilich  ein  Irrthum.  Denn  sie  stecken  alle,  ihr  grosser  Dialectiker  E.  Marx 
inbegriffen,  noch  recht  tief  in  der  „Utopie'',  wie  vor  Allem  auch  ihre  völlig  unzu- 
längliche ökonomische  Psychologie  beweist  (vgl.  unten  §.  133).  Auch  mit  ihrer 
„materialistischen  Geschichtsauffassung",  bezw.  Philosophie  bewegen  sie  sich  noch  auf 
sehr  phantastischem  Boden  und  sind  sie  engste  orthodoxe  Docmatiker. 

Vgl.  vor  Allem  Rodbertus  in  den  in  Grundlegung  Theil  I,  S.  39  genannten 
Schriften,  namentlich  die  1.  Schrift  .,Zur  Erkenntniss"  und  die  „Socialen  Briefe"; 
aber  seine  Stellung  zum  Privatkapital  siehe  die  Vorbemerkung  unten  .  zu  Buch  3, 
Eapitel  1,  <$.  132.  Oebcr  Rodbertus  die  in  Grundlegung  I,  S.  40  genannten  Schriften 
von  Eozak,  Dietzel,  G.  Adler,  M.  Wirth,  mir.  Dann  E.  Marx,  das  Eapifal, 
1.  B.:  der  Productionsprocess  des  Eapitals,  besonders  Abschnitt  3,  4,  7,  sowie 
Band  2,  der  Gircalationsprocess  des  Eapitals.  Lassalle,  Eapital  und  Arbeit,  be- 
sonders Eapitel  2  und  4.  Ueber  Marx  und  seine  Lehre  siehe  Schäffle,  im 
Eapitalismus  S.  308  ff.,  im  System  3.  Auflage  II,  385  ff.;  derselbe  „die  Quint* 
essenz  des  Socialismus"  und  passim  im  Socialen  Eörper,  namentlich  HI,  besonders 
S.  307  ff.,  398  ff.  Vgl.  femer  £.  Jäger,  der  moderne  Socialismus,  Berlin  1873, 
1.  B.  E.  Marx,  Zosammenfassung  der  M.'schen  Thesen  ebenda  S.  38.  G.Adler, 
Grundlagen  der  Marx'schen  Eritik  der  bestehenden  Volkswirthschaft,  Tabingen  1887, 
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K. Gross,  K.  Marx.  Leipzig  1 885.  Nftheres  llber  Marx  ooten  §.  1 33.  Ueber  die  practischen 
2äele  der  Marx'schen  und  der  Agitation  der  internationalen  Arbeiterassociation  siebe  Rad. 
Meyer,  EmancipaHonskampf  des  4.  Stands,  2.  B.,  Berlin  1874 — 75,  namentlich  anch 
aber  die  YerbancUiingen  und  Beschlüsse  dieser  Liga  auf  ihren  Congressen,  so  in  Betreff 
der  Abschaffung  des  Gnindeigenthnms  und  Erbrechts  in  Basel  1869,  vgl.  Meyer, 
I,  92 — 174.  Ueber  nnd  gegen  den  Baseler  Beschlnss  tlber  dio  Abechaffong  des 
Gmndeigenthnms  siehe  meine  Abschaffang  des  privaten  Grandeigenthnrns,  Leipz.  1870 
(in  der  Polemik  zn  einseitig,  in  der  Begründung  der  Nothwendigkeit  —  statt  bloss 
der  Zweckmässigkeit  —  des  Gmndeigenthnms  zn  weit  gehend,  s.  n.  Bnch  3,  Kap.  2). 
—  Ueber  die  gesammten  Tendenzen  der  deutschen  Socialisten  unterrichtet  gut 
Cusumano,  scnole  econ.  deUa  Germania,  S.  261  ff.  Siehe  auch  Fr.  M  eh  ring,  die 
deutsche  Socialdemocratie,  ihre  Geschichte  und  Lehre,  2.  Auflage,  Bremen  1878, 
F.  Brandes,  LassaUe,  Berlin  1877.  r.  PI  euer.  Lassalle,  Leip.  1884.  Fr.  Engels, 
Ursprung  der  Famüie,  des  Privateigenthums  und  des  Staats,  4.  Aufl.,  Stuttgart  1892. 
Bebel,  die  Frau.  —  Wie  sich  die  Führer  des  deutschen  Arbeiterstands  die  Verwirk- 
lichung ihrer  Ökonomischen  Ziele  denken,  ist  mit  aus  den  ehemaligen  Zeitungen 
der  Partei  zu  entnehmen ,  besonders  dem  Berliner  „Neuen  Social -Democraten*^ 
(Las sa  1  le  *sche  Richtung)  und  dem  Leipziger „YolksstaaC*  (in  t erna ti  o  n  al e  Richtung), 
mit  Fachartikeln,  die  bei  klier  oft  berechtigten  Ankhige  gegen  die  Form,  inhalt- 
lich von  ihrem  Standpuncte  aus  mitunter  vortrefflich  sind  und  wissenschaftlich 
insofern  hoher  stehen,  als  die  Artikel  der  meisten  gegnerischen  Bl&tter  über  be- 
deutendere volkswirthschaftliche  Principien-  und  Organisationsfragen.  Eine  Schrift 
wie  die  von  Fr.  Engels  gegen  Dühring  erschien  in  dem  „Vorwärts'*.  Vgl.  über 
die  Arbeiterpresse  A.  Held,  die  Arbeiterpresse  der  Gegenwart,  Lcipz.  1873,  und 
namenüich  Rud.  Meyer,  Emancipationskampf,  passim  und  speciell  I,  408  ff. 

Die  rechtsphilosophische  und  verwandte  Litteratur  (allgemeine  Politik 
u.  8.  w.)  hier  näher  anzuführen,  ist  weder  nOthig  noch  mOglich.  Vgl.  die  folgenden 
Abschnitte  von  der  Begründung  des  Eigenthums  und  den  bezüglichen  Theorieen. 
Die  meisten  grossen  Theoretiker  und  Systematiker  der  neueren  Philosophie,  welche 
die  practische  Philosophie  behandelt  haben,  kommen  in  Betracht,  die  Naturrechts- 
lehrer  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  u.  A.  m.  Am  Wichtigsten  sind  Locke,  Kant, 
Fichte,  Hegel.  Schleiermacher,  Krause,  von  neueren  Fremden  J.  Benth am, 
tndte  de  ligislation  publ.  par  Dumont,  Paris  1802,  besonders  II,  33  ff.:  Gomte, 
traitA  de  propri<^t6,  2.  vol.,  Paris  1834.  Vgl.  über  den  heutigen  Stond  der  Eigen- 
thnmslehre  in  der  Rechtsphilosophie  und  der  ^gemeinen  Politik  besonders  Bluntschli, 
Artikel  Eigenthum  in  StaatswOrterbuch,  B.  III,  297—322;  Warnkönig,  Artikel 
Eigenthum  im  Staatslezicon,  3.  Auflage,  IV,  741  ff  (mit  kurzer  Uebersicht  über  die 
Autoren,  sonst  besonders  nur  über  geistiges  Eigenthum);  derselbe,  Rechts- 
philosophie Freiburg  1839;  Ahrens,  juristische  Encyclopftdie  und  besonders  Natur- 
recht in  der  7.  Auflage  II,  §.  68  ff.',  S.  107  ff.;  Köder,  Naturrecht  II,  223  ff.; 
Trendelenburg,  Naturrecht,  2.  Auflage,  §.  93  ff. ;  Stahl,  Rechtsphilosophie  II, 
1,  3.  Auflage,  B.  3,  besonders  Abschnitt  2,  S.  350  ff.  Val.  Meier,  das  Eigenthum 
in  den  verschiedenen  Weltanschauungen,  Freiburg  1871.  Lassen,  Rechtsphilosophie, 
Berlin  1882,  §.  54  ff.  F.  Paulsen,  Ethik,  9.  Auflage,  Berlin  1894,  II,  305  ff. 
6.  Merkel,  juristische  Encyclopftdie,  Berlin  1885.  Miraglia,  modema  filosofia  del 
diritto  e  i  suoi  rapporti  con  il  diritto  industriale,  Napoli  1874,  passim,  besonders 
S.  28  ff.  Dann  aus  der  Litteratur  der  Politik:  Escher,  practische  Politik,  1,306  ff. 

Für  die  Rechtsgeschichte,  die  römische  und  deutsche,  kommen  zunächst 
die  Lehrbücher  und  ähnliche,  den  Stoff  verarbeitende  Werke  in  Betracht.  Siehe 
dieselben  oben  §.  25  in  der  Vorbemerkung  zum  2.  Kapitel  des  1.  Buchs;  für  die 
römischen  Verhältnisse  besonders  Puchta,  Institutionen,  namenüich  II,  §.  235 ff.; 
Air  die  deutschen  Zöpfl,  Rechtsgeschichte,  4.  Auflage,  III,  §.  97  ff.,  Brunn  er, 
Rechtsgeschichte,  I,  58  ff..  197  ff.  (Boden). —  Von  allgemeineren  Werken:  vor  Allem 
V.  I bering,  Geist  des  römischen  Rechts  (die  einzelnen  Bände  lingen  jetzt  in  ver- 
schiedenen Auflagen  vor,  B.  I  in  4ter  1878,  die  anderen  in  Ster,  Leipzig  1874,  75, 
77,  4.  und  5.  A.  1883—91,  dazu  als  Supplement  Sach-  und  Qaellenregister  187S); 
dann  der  Zweck  im  Recht  I,  Leipzig  1878,  auch  2.  A.  1S84;  beide  Werke  ihrem  ganzen 
Inhalt  nach  hierhergehörig.  Lassalle,  System  der  erworbenen  Rechte,  „eine  Ver- 
söhnung des  positiven  Rechts  und  der  Rechtsphilosophie",  2  B.,  Leipzig  1861,  2.  A. 
von  L.  Bücher  1880,  B.  1  Theorie   der   erworbenen  Rechte   und    der  CoUision   der 
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Bechtc,  B.  2  das  Wesen  des  römischen  und  germanischen  Erbrechts  in  historisch- 
philosophischer Entwicklung.  K.A.  Schmidt,  der  principielle  Unterschied  zwischen 
dem  römischen  and  deutschen  Rechte,  Rostock  185.H.  Rodbertns,  in  HUdebraad's 
Jahrbüchern  II,  1864,  206  ff.;  derselbe  passim  in  seinen  Socialen  Briefen  an 
V.  Kirchmann  und  in  seiner  Creditnoth  des  Grundbesitzes,  v.  Scheel,  die  wirth- 
schafUichen  Grundbegriffe  des  Gorpos  juris,  in  Hildebrand's  Jahrbllchera  1866,  IV. 
Bruder,  zur  ökonomischen  Characteristik  des  römischen  Rechts,  Tübinger  Zeit- 
schrift, B.  32,  33,  35.  Wilmans,  Reception  des  römischen  Rechts  und  sociale 
Frage,  Berlin  1890.  —  Dann  die  verschiedenen  ebenfalls  meist  ihrem  ganzen 
Inhalte  nach  hierhergehOrigeu  Werke  v.  W.  Arnold,  namentlich  sein:  Coltur  und 
Rechtsleben,  Berlin  1865,  Gultur  und  Recht  der  Römer,  Berlin  18K8  (besonders  B.  2 
Vermögensrecht,  S.  99  ff.  und  hier  über  Eigenthum  S.  171;  im  3.  B.  ttber  Erbrecht 
S.  398);  zur  Geschichte  des  Eigenthums  in  den  deutschen  Städten,  Basel  1861;  Recht 
und  Wirthschaft  in  geschichtlicher  Ansicht,  Basel  1863.  —  Endemann,  die  national- 
ökonomischen Grundsätze  der  kanonistischen  Lehre,  in  Hildebrand's  Jahrbüchern  1863, 
I,  auch  selbständig  erschienen;  derselbe,  Studien  in  der  romanisch-kanoniatischen 
Wirthschaft  und  Rcchtslehre  bis  gegen  Ende  des  17.  Jahrhunderts,  Berlin  1874,  I, 
besonders  Nr.  1  über  die  Wucherlehre,  2.  B.  1883.  Braun  und  Wirth,  die  Zins- 
wuchergesetze, Mainz  1866.  Nenmann,  Geschichte  des  W^uchers  in  Deutschland, 
1865.  Funk,  Zins  und  Wucher,  Tübingen  1868.  —  Dankwardt's  oben  S.  186. 
genannte  Schrift.  —  „Die  volkswirthschaftlichen  Grundztige  des  allgemeinen  Land- 
recbts  und  der  unter  Stein  und  Hardenberg  erlassenen  Gesetze'',  Berlin  1 8H9  (grössten- 
tbeils  nur  über  letztere).  Vgl.  auch  Degen kolb,  Artikel  preussisches  Landrecht  in 
der  3.  Auflage  des  Rofteck 'sehen  Staatslexicons,  XII,  134  ff.  —  Für  die  handels- 
rechtliche Litteratur  und  Litteraturgeschichto  besonders  Goldschmidt's 
Handbuch  des  Handelsrecht,  2.  Auflai?e,  I,  Erlangen  1874 — 75,  3.  Auflage  1891.  — 
Ueber  das  Grundeigenthum  speciell  siehe  unten  Buch  3,  Kap.  2,  Vorbemerkungen. 
Der  wichtigste  und  am  Meisten  bearbeitete  Theil  der  Rechtsgeschichte  des  VermOgens- 
und  speciell  des  Eigenthumsrechts  Die  Vorarbeiten  dafür  siud  auch  die  umfassendsten 
(Maurer,  Waitz,  G.  Haussen,  letzterer  besonders  die  Verhältnisse  rom  national- 
ökonomischen  Standpuncte  aus  und  in  Verbindung  mit  der  Geschichte  der  Feldsystome 
behandelnd,  jetzt  Lamprecht,  Meitzen,  v.  Inama-Sternegg,  siehe  oben  §. 8V 
Aber  eine  allgemeine.  Alles  zusammenfassende  Arbeit  fehlt  in  der  deutschon  Litteratur 
noch.  Das  französische  Werk  von  Laboulaye,  histoire  du  droit  de  propriöte 
foncidre  en  Occident,  Paris  1839,  und  die  genannte  Schrift  von  De  Laveleye  (siehe 
oben  S.  189)  müssen  daher  auch  für  uns  als  die  wichtigsten  allgemeineren  bezeichnet 
werden.  Vgl.  auch  Sir  Henry  Maine,  ancient  law,  2.  ed.  1871.  Eine  Art  ver- 
gleichende Culturgeschichte,  mit  sehr  viel  mehr,  als  der  Titel  besagt,  aber  auch  mit 
sehr  viel  Anderem,  ist  das  Werk  von  L.  Felix,  Entwicklungsgeschichte  des  Eigen- 
thums unter  culturgeschichtlichem  und  wirthschaftlichem  Gesichtspuncte,  3  B.  Leipzig 
1S83 — 89.    Die  principielle  nationalökonomische  Betrachtung  tritt  zu  sehr  zurück. 

Ueber  das  positive  heutige  römische,  deutsche  und  codificirte 
Recht  siehe  die  Lehrbücher  und  die  neueren  Rechtsbücher  (Preussisches 
Landrecht,  Oesterreichisches  bürgeriiches  Gesetzbuch,  Code  Napoleon,  Badisches 
Landrecht  u.  s.  w.,  Entwurf  des  deutschen  bürgerlichen  Gesetzbuchs),  über  Eigeo- 
thum.  Besonders  benutzt  wurden  im  Folgenden:  v.  Scheurl's  und  Puchta's 
Institutionen,  Puchta's,  Vangerow's,  Arndt's,  Windscheid's,  Dernbarg*s. 
Baron 's  Pandecten,  Bruns'  Abhandlung  über  das  römische  Recht  in  Holtzen- 
dorff's  Rechtsencyclopädie,  Gerber's,  Beseler's.  Stobbc's  Deutsches  Privatrecht, 
Kraut's  Grundriss,  K.  Dahn's  Deutsches  Rechtsboch,  Nördlingeo  1877.  —  Neuere 
monographische  Bearbeitungen  der  römischen  Eigen thnmslehre  sind:  K.  Seil, 
römische  Lehre  des  Eigenthums,  2.  A.  1852;  Pagen  Stecher,  römische  Lehre  vom 
Eigenthum,  in  ihrer  modernen  Anwendbarkeit,  Heidelberg  1857 — 59,  Leist,  tiber 
die  Natur  des  Eigenthums,  1859,  einer  der  wenigen  positiven  Juristen,  welche  auf 
die  nationalökonomischen  Seiten  der  Eigenthumslehre  mehr  eingehen.  Er  bat  die 
„Arbeitstheorie*^  modificin  adoptirt,  aber  wie  begreiflich  unter  den  Romanisten  wenig 
Anklang  gefunden. 

Für  die  socialrechtliche  Auffassung  des  Eigenthums  siehe  endlich  besonders 
H.  Rösler,  wie  in  seiner  Schrift  über  die  Smith'sche  Nationalökonomie,  so  besondeis 
in  seinem  Socialen  Verwaltungsrecht,  I,  Buch  2  das  Sachenrecht,  S.  305  ff.,  worauf 
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far  die  Aosfahrung  über  die  einzelnen  Rechte  und  Verpflichtungen  des  Eigenthams, 
auf  die  im  Folgendon  meist  nicht  specicller  eingegangen  wird,  besonders  zu  verweisen 
ist.  —  Vgl.  hierzu  auch  noch  in  L.  \r.  Stein 's  Schrift  „Gegenwart  und  Zukunft  der 
Kechts-  und  Staatswissenschaft  Deub^chlandä"  (Stuttgart  1876)  den  Abschnitt  über  das 
Priratrecht  der  staatsbtlrgerlichen  Gesellschaft,  S.  224  ff.;  bei  yiel  Richtigem  in  der 
Grundansobauung  muss  dieses  Buch  doch  besonderer  Skepsis  in  den  rechtsgeschicht- 
lichen Entwicklungen  und  Schabion isirungen  begegnen. 


2.   Abschnitt. 

Einleitende  Betrachtung  der  Elgenthamslehre  aus  dem 
Yolkswlrthsehaftllchen  &eslchtspuncte. 

I.  —  §.  93  [254].  Feststellung  der  Terminologie 
und  Unterscheidung  von  Eigenthamsarten  nach  dem 
Eigenthumssnbject.^)  Socialökonomisch  zerfällt  das  ,, Eigen- 
thum''  nach  der  Unterscheidung  seines  rechtlichen  Inhabers ,  des 
^yEigenthümers^'  oder  des  Eigenthumssubjects,  in  verschiedene 
Kategorieen,  welche  auch  in  der  Rechtsgeschichte  der  ver- 
schiedensten Völker  nachzuweisen  sind  und  sich  bis  in  unsere 
modernen  Rechtssysteme  hinein  verfolgen  lassen.  Unter  diesen 
Kategorieen  sind  die  für  die  socialökonomische  Betrachtung  wich- 
tigsten das  Gemein eigenthum  und  das  Individual-  oderPrivat- 
(Sonder-)Eigenthum. 

A.  Ersteres  ist  das  gewissen  Gemeinschaften  als  solchen  ge- 
hörende Eigenthum.  Es  dient  nach  einer  bestimmten  Rechtsordnung, 
welche  von  der  Gemeinschaft  oder  ihrem  rechtlichen  Vertreter  (der 
auch  wohl  nominell  oder  formell  als  juristisches  Eigenthumssubject 
des  Gemeineigenthums  fungiren  kann)  gegeben  wird,  den  ein- 
heitlichen Gesammtzwecken  der  Gemeinschaft  oder  auch  den 
Einzelzwecken  der  Mitglieder  des  Gemeinschaft.  Eine  solche  Ge- 
meinschaft kann  auf  natürlicher  Verbindung  des  Bluts  und 
der  Verwandtschaft  beruhen,  wie  die  Familie,  das  Geschlecht,  der 
Stamm ^),  oder  eine  freie  Gemeinwirthschaft  oder  eine  Zwangs- 

*)  Vgl.  besonders  A.  Samt  er,  Eigenthumsbcgriff,  in  Conrad's  Jahrbüchern, 
ß.  30,S.  269,  namentlich  im  Anfang.  Derselbe,  ücsellschafts-  und  Privateigen- 
tham,  S.  5Ü  £f.,  69  ff.  Derselbe,  Eigenthum  in  seiner  socialen  Bedeutung,  ein- 
drehender, besonders  Abschnitt  I,  III,  in  der  Bildung  der  Kategorieen  und  in  den 
Begriffsbestimmungen  mehrfach  anders  als  ich  hier. 

*)  Die  LebensTcrhältnisse  vilder  und  überhaupt  äusseren ropäischer  Yölker,  wie 
■sie  die  neuere  vergleichende  Anthropologie  und  Völlcerkunde  (Th.  Waitz,  Bastian 
u.  A.)  zu  untersuchen  begonnen  haben,  ist  für  solche  Poncte  besonders  wichtig  und  dient 
auch  zur  Erlil&rung  mancher  Ueberreste  älterer  Rechtsverhältni»äc,  wie  sie  sich  im 
Beginn  der  geschichtlich  bekannten  Periode  der  antiken  Völker,  der  Kelten,  Germanen, 
Slawen  finden.  Im  Allgemeinen  passim  die  Schriften  von  Lippert  (Familie,  Caltur- 
geachichte).  Felix  (Geschichte  des  Eigenthums),  Post  (africanische  Jurisprudenz, 
A.  Wagner,  Qnuidlegnng.   8.  Anil.   2.  Theil.  Volkswirtfaschafl  n.  Reebt.  13 
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gemeinwirthschaft  sein.  Danach  lässt  sich  verschiedenartiges 
Genieineigenthum  unterscheiden  und  ist  solches  auch  in  der  ge- 
schichtlichen Entwicklung  der  Völker  hervor-  und  die  eine  Form 
desselben  an  die  Stelle  der  anderen  getreten. 

Das  Gemeincigenthum  der  näheren  Blatsgemeinschaften  ist,  wenigstens  bei  unseren 
CultarvOikem,  regelmässig  durch  das  Individaaleigenthum  verdrängt  worden  oder  in 
letzteres  übergegangen.  'Das  Grundeigenthum  freier  Gemein wirthschaften  hat  zwar 
früher  mitunter,  besonders  bei  der  Kirche  nnd  ihren  Einrichtungen  (Stiftungen), 
in  Genossenschaften,  Gilden  u.  dgl.  m.  keine  geringe  Rolle  gespielt,  (üeber  das 
deutschrechtliche  ,,Gesammteigenthum''  siehe  Besclcr,  Privatreclit,  §.  S3.)  Völlig 
ist  diese  auch  jetzt  nicht  vorbei .  doch  erlangt  es  nur  ausnahmsweise  eine  aparte 
ökonomische  Bedeutung  in  neueren  bezüglichen  Bildungen,  wie  bei  einigen  Arten 
neuerer  (Erwerbs-  und  Wirthschafts-)  Genossenschaften  (Consumvereiue,  Bau-,  Productiv- 
genossenschaftcn) ,  bei  Gewerkvereinen.  Das  ^emeineigenthum  von  Zwangsgemein- 
schaften kann  geschichtlich  mit  dem  Gemeineigenthum  von  Blutsgemeinschaften  zu- 
sammenhängen, so  bei  der  ans  der  Familie,  dem  Geschlecht,  der  Sippe  hervorgegangenen 
Ortsgemeinde,  bei  dem  aus  dem  Stamme  hervorgegangenen  Volk  and  dessen  nationalem 
Staat.  Je  mehr  die  Zwangsgemein  wirthschaften  die  Functionen  der  alten  Blutsverbände 
und  deren  Erweiterungen,  sowie  diejenigen  der  freien  Gemein wiithschaitcn  (z.  B.  der 
älteren  Gilden)  übernehmen,  desto  principiell  wichtiger  in  ökonomischer  Beziehung 
wird  ihr  Gemeineigenthum,  obgleich  dasselbe  boincm  Umfange  nach  im  I^ofe  der 
geschichtlichen  Entwicklung  gewöhnlich  abgenommen,  namentlich  der  zumeist  in  Be- 
tracht kommende  Grund  und  Boden  grossentheils  in  Privateigenthum  übergegangen  ist. 
Mit  der  vollen  Ausbildung  der  reinen  Orts-  und  Kinwohnergemeinde  und  ihres  wesent- 
lich nur  auf  dem  Grund  des  Wohnverhältnisses  beruhenden  Ortsbürgerrechts  und  Ein- 
wohnerrechts und  mit  der  vollen  Entwicklung  des  allgemeinen  Staatsborgerrechts  ist 
das  Gemeineigenthum  der  beiden  wichtigsten  hierher  gehörigen  Gemeinschaften,  der 
Gemeinde  (nebst  deren  Erweiterungen,  Kreisen,  Provinzen  als  öffentlichen,  mit 
Persöulichkeitsrccht  ausgestatteten  Körpern  u.  s.  w.)  und  des  Staats,  immer  mehr 
den  allgemeinen  Zwecken  gewisser  localer  und  nationaler  oder  staatlicher  Bevölkenings- 
gemeinschaften  dienstbar  geworden:  direct,  indem  es  unmittelbar  von  diesen  Gemein- 
schaften und  ihren  Mitgliedern  benutzt  wird  (zur  allgemeinen  Benutzung  bestimmtes 
oder  öffentliches  Vermögen  im  engeren  Sinne),  iudirect.  indem  es  dem  rechtlichen 
Repräsentanten  der  letzteren,  der  Gemeinde  und  dem  Staate  als  solchen  oder  als 
eigenen  Einzelwirthschaften,  für  deren  Vorwaltungs-  nnd  Finanzzwecke  dient 
(Verwaltungs-  und  Finanzvermögen  oder  eigentliches  öffentliches  Vermögen,  s.  I,  §.  125). 

In  letzteren  Fällen  liegt  ein  eigentlich  ,, öffentlicher'^,  im 
umfassendsten  Sinne  ^^ gesellschaftlicher''  Zweck  und  eine 
dementsprechende  Function  vor,  nach  welcher  dieses  Gemeineigen- 
thum auch  als  ^^öffentliches''  oder  ^^gesellschaftliches" 
von  anderem,  namentlich  dem  älteren,  dem  Bluts-  und  dem  frei- 
gemeinwirthschaftlichen  Gemeineigenthum  unterschieden  werden 
kann.  Wesentlich  nur  von  diesem  Gemeineigenthum  ist  im  Folgenden 
mit  ZU  handeln.  Es  ist  gerade  nach  seiner  socialökonomischen 
Bedeutung  dem  Privateigenthum  gegenüber  zu  stellen,  auch  wenn 
es  im  Rechte  nach  den  formellen  Grundsätzen  des  Privateigenthums, 

Bausteine  u.  m.  a.),  die  Zeitschrift  für  vergleichende  Kechtswissenschaft.  Einseitige 
und  zum  Theil  falsche  Entwicklung  dos  Privateigenthums  in  Verbindung  mit  der 
hypothetisch  construirten  Geschichte  der  Familie  bei  neueren  Socialisten  wie  bei 
Fr.  Engels. 
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bez.  des  Privatrechts  behandelt  wird,  wie  dies  in  gewissem  Um- 
fange bei  allem  diesem  öffentlichen  Eigenthum,  ganz  oder  fast 
ganz  vollständig  bei  dem  für  die  eigenen  Verwaltungs-  und  Finanz- 
zwecke des  Staats  and  der  Gemeinde  n.  s.  w.  dienenden  Theile 
desselben  zu  geschehen  pflegt. 

Samter,  Ei>enthiim8begriff,  S.  27S  £  Zasammenliang  mit  der  römisch-recht- 
lichen Auffassung  dos  Eigenthums  und  dem  Streben,  überall  auch  bei  Gemeincigen- 
thum  juristische  Personen  als  Eigeuthumsobjecte  dafür  zu  j6ngiren,  lesp.  zu  construiren. 
Siehe  bei  Samt  er  a.  a.  0.  die  abweichende  Ansicht  7on  Brinz  und  die  Citate  ans 
Dernburg's  preussischem  Privatrecht.  Letzterer  sagt  von  Institutionen,  wie  Gesammt- 
eigenthum  und  verwandten  S.  83 :  ..Diese  Institutionen  treten,  obgleich  wirthschaftlich 
dazu  bestimmt,  der  Einseitigkeit  des  Privateigenthums  die  Waage  zu  halten,  nach 
juristischen  Begriffen  wieder  in  dessen  Rahmen  ein.''  Siehe  auch  Samt  er,  Eigcn- 
thum,  S.  71  ff. 

B.  Individual-,  Privat-  oder  Sondereigenthum,  und 
zwar,  dem  herrschenden  juristischen  Begriff  und  Sprachgebrauch 
gemäss,  darunter  zunächst  nur  dasjenige  an  körperlichen  Sachen 
(Sacbgtitern)  verstanden^),  bezeichnet  hier  das  den  einzelnen 
Privatpersonen,  bez.  den  Privatwirtbschaften  zustehende 
Eigenthum:  das  Eigenthnm  an  res  in  commercio  oder  an  Sachen, 
welche  nach  der  Rechtsordnung  freie  Verkehrsgtlter  (I,  §.  122)  sein 
können.  Es  wird  dabei  also  vorausgesetzt,  dass  die  Rechtsordnung 
keinen  ausschliesslichen  Vorbehalt  dieser  Sachen  für  das  „  öffent- 
liche''  oder  Gemeineigentbum  zu  Gunsten  localer  Gemeinschaften 
(der  eigentlichen  Gemeinde  und  sogen.  Communalverbände,  der 
Kreise, Bezirke, Provinzen)  oder  der  ganzen  staatlich-nationalen 
Volkswirthschaft  gemacht  hat. 

In  einigen  älteren  Bochtssystemen  kommt  auch  ein  Eigenthum  an  heiligen 
Sachen  vor.  Das  „Privat'^eigcnthum  des  Staats  an  den  öffentlichen,  zu  allgemeiner 
Benutzung  dienenden  Sachen  ist  freilich  andrer  Art  und  oft  andren  Ursprungs  als  das 
^onstige  Prifatcigenthnm.  POzl  u.  A.  haben  daher  vorgeschlagen,  hier  nur  von  einer 
Herrschaft,  nicht  von  einem  Eigenthum  des  Staats  zu  sprechen,  so  dass  der  Aus- 
druck „Staatseigen thum*'  sich  auf  das  Verwaltungs-  und  Finanzvermögen  beschränken 
würde,  welches  der  Staat  nach  den  Grundsätzen  des  Privatrechts  besitzt  und  benutzt 
(siehe  I,  §.  125  und  Pözl,  Artikel  herrenlose  Sachen  im  Staatswörterbuch  V,  130). 

II.  —  §.  94  [254].  Fragestellung.  Die  wichtige  social- 
ökonomische  Frage  betrifft  nun  die  rechtliche  Stellang  des 
öffentlichen  oder  Gemeineigenthums  und  des  Privateigenthums  in 
der  Eigenthumsordnung  sowie  die  factische  Stellung  beider  im 
modernen  Wirthschaftsleben,  sowie  die  Gestaltung  der  Privateigen- 


^)  Ucber  die  gerade  auch  vom  nationalökonomischen  Standpuncte  zu  fordern  Je 
Erweiterung  des  Eigenthumsbegrifis  und  die  Statuirung  eines  Eigenthums  an  Rechten 
und  ftpeciell  auch  eines  geistigen  Eigenthums  siehe  unten,  besonders  §.  123  (f., 
128  fr.  Dagegen  Samter,  EigenthumsbeKriff,  S.  272;  er  hält  an  der  Beschränkung 
des  Eigenthumsbegriffs  auf  Sachen  fest  (Eigenthum,  S.  40  ff.). 

in* 
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tliumsordnung  speciell.  Der  Erörterung  dieser  Frage  ist  die  „Grund- 
legung" im  ganzen  weiteren  Verlauf  dieses  Werks  gewidmet.  Die 
rechtsphilosophische,  die  rechtsgeschichtliche' und  formal  juristische 
Untersuchung  ist  dabei  nur  Mittel  zum  Zwecke,  d.  h.  zur  Erledigung 
jener  principiell  socialökonomischen  Frage  für  die  Verhältnisse 
unserer  modernen  Cnlturvölker  in  der  Gegenwart.  Die  Betrachtung 
des  Privateigenthums  steht  dabei  auch  hier  im  Vordergrunde,  weil 
die  moderne  thatsächliche  Entwicklung  im  Wirthschaftsleben  und 
die  juristische  Auffassung  dies  mit  sich  gebracht  haben,  wie  im 
Folgenden  alsbald  näher  dargelegt  wird.  Es  handelt  sich  aber 
gerade  darum,  diese  bevorzugte  factische  und  Rechtsstellung  des 
Privateigenthums  an  ihren  socialökonomischen  Folgen 
zu  prüfen  und  nach  dem  Ergebniss  einer  solchen  Prüfung  Re- 
formen im  Wirthschaftsleben  und  im  Rechte  zu  stellen  und  zu  be- 
gründen und  zwar  wesentlich  zweierlei: 

1.  Die  Einengung  des  factischen  Herrschaftsgebiets  des  Privat- 
eigenthums in  unseren  Volkswirthscbaften  zu  Gunsten  des  Gemein- 
eigenthums,  eventuell  mit  der  Rechtsfolge,  dass  gewisse  Sachen 
grundsätzlich  ^, ausser  Verkehr  gebracht",  daher  ein  Privateigen- 
thum  von  Privatwirthschaften  daran  gar  nicht  zugelassen  werden 
soll  —  die  von  mir  sogenannte  Frage  der  „Ausdehnung"  des 
Privateigenthums. 

Jener  Ansschlnss  des  Privateigenthums  an  gewissen  Objecten,  bezw.  an  den- 
selben, wenn  sie  gewissen  Zwecken  (ihren  normalen,  für  die  sie  bestimmt  sind)  dienen, 
ist  die  letzte  Conseqnenz  der  principicllen  Gegner  alles  oder  bestimmter  Arten  Privat- 
eigenthums an  sachlichen  Productionsmitteln ,  namentlich  privaten  Grün dei gen thums 
(z.  B.  des  Forstbodens,  Eiseubahnbodens).  So  lautet  die  Forderung  des  extremen 
Socialismus  (I,  §.294).  Davon  zu  unterscheiden  ist  der  Fall«  dass  zwar  das  Gebiet 
der  res  in  commercio  nicht  principiell  eingeengt,  aber  thats&chlich  ein  grösserer 
Theil  dieser  Sachen,  besonders  wieder  des  Grund  und  Bodens  überhaupt  oder  des- 
jenigen bestimmter  Art,  in  die  Hände  des  Staats,  der  Gemeinde  u.  s.  w.  als  Yerwal- 
tungs-  und  Finanzvermögen,  hie  und  da  auch  zu  öffentlicher  aUgemeiner  Benutzung 
Übergehen  soll.  Diese  Entwicklung  scheint  sich  bei  uns  in  cha  acteristiächcn  Fällen 
zunächst  an^bahnen  und  wird  im  weiteren  Verlauf  in  diesem  Werke  mehrfach  em- 
pfohlen. Sie  kann  aber  dermaleinst  zu  einer  principiellen  Beschränkung  der 
res  in  commercio  fuhren.  Die  Socialisten  wollen  hier  nur  wie  gewöhnlich  das  Ziel 
durch  den  Zwang  der  Rechtsordnung  erreichen  und  damit  eine  mögliche  Entwicklung 
unbedingt  realisiren,  Und  zwar,  wenngleich  neuerdings  auch  hier  gern  diese  Ent- 
wicklung als  eine  sich  von  selbst  yollziehendo,  wie  eine  reife  Frucht  der  Gesellschaft 
in  den  Schooss  fallende  bezeichnet  wird,  im  Grunde  doch:  sofort  oder  baldigst 
In  dem  Hinweis  auf  die  „revolutionäre  Dictatur  des  Proletariats'*  ab  „Uebergangs- 
stufe*'  wird  doch  auch  auf  die  Anwendung  von  Gewalt  und  (Rechts*)Zwang  selbst 
hingezeigt  (Marx).  Wir  Anderen  halten  einen  langsamen  geschichtlichen  £nt- 
wicklungsprocess  für  nöthig  und  auch  für  segensreicher.  Derselbe  wird  namentlich 
wieder  von  der  Entwicklung  der  Technik  bestimmt  und  kann  allmälig  thatsächlich 
und  innerhalb  der  sich  erfahrungsmässig  bewährenden  Grenzen  zu  jenem  Ziele  näher 
hinführen.  Völlig  schwerlich  jemals,  weil  neben  technisch  -  ökonomischen  Bedenken, 
wie    Schwierigkeit   der  Leitung    der  Betriebe   (LandwirthschaftI),    vor  Allem    die  in 
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diesem  Werke  oft  betonten  psychologischen  Momente  das  unwahrscheinlich  machen. 
Wie  weit  überhaupt  möglicher  und  zweckmässiger  Weise,  das  hängt  wesentlich  eben- 
falls von  solchen  psychologischen  Momenten  mit  ab  (siehe  Theil  I,  Buch  1,  Kapitel  1). 

2.  Die  Beschränkung  der  dem  Privateigenthümer  als 
solchem  in  Bezng  auf  das  Privateigenthumsobject  zustehenden 
Rechtsbefugnisse  —  die  von]  mir  sogenannte  Frage  des  „In- 
halts'' des  Privateigenthnms. 

A.  Samter,  EigenthumsbegrifT,  S.  277,  Note  23  macht  es  mir  zum  Vorwurf, 
dass  ich  zwar  das  absolute  Privateigenthum  angreife,  aber  doch  in  meiner  Eigen- 
thomslehre  lediglich  das  Privateigenthum  behandelte  n.  s.  w.  Ich  gebe  ihm  darin 
Recht,  dass  ich  in  der  1.  Auflage  in  §.  254,  S.  489  das  Privateigenthum  nicht  gleich 
zam  Ausgangsponct  hätte  nehmen  sollen  und  habe  deshalb  schon  in  der  2.  Auflage 
obigen  §.  254  (jetzt  in  dieser  3.  Auflage  mit  kleinen  Abänderungen  und  Zusätzen  als 
§.  93,  94)  auch  neu  abgefasst.  Aber  ich  habe  doch  sachlich  schon  damals  in  den 
Abschnitten  von  der  „Ausdehnung"'  des  Privateigenthnms  das  Gemeineigenthum  überall 
eingehend  behandelt.  Dass  ich  überhaupt  die  Frage  nach  Berechtigung  und  Stellung 
desselben  an  die  Frage  der  Ausdehnung  des  Privatoigenthums  anknüpfe,  hängt  mit 
meinem  Streben  zusammen,  vom  bestehenden  factischen  und  Bechtszustand  möglichst 
auszugehen,  ihn  zu  prüfen  und  dadurch  erst  den  Beweis  für  die  Nothwendigkeit  einer 
Beschränkung  der  Ausdehnung  und  des  Inhalts  des  Privateigenthums  zu  führen,  nicht 
mit  einer  unbewiesenen  These  zu  beginnen. 

III.  —  §.  95  [254a]  Das  [moderne  Privateigenthum^). 
Dasselbe  hat  sich  in  der  modernen  Welt,  vielfach,  besonders  auf 
dem  europäischen  Gontinent,  unter  dem  Einflüsse  des  römischen 
Rechts,  inhaltlich  als  möglichst  absolutes  (unbeschränktes)  ent- 
wickelt. Zugleich  umfasst  es  principiell  und  der  Regel  nach  auch 
practisch  mit  wenigen  Ausnahmen  alle  Arten  Sachgüter,  so  dass 
seine  „ Ausdehnung ''  eine  fast  universale,  nur  noch  durch  wenige 
in  Resten  der  alten  und  einigen  neuen  Regalien^)  bestehende  aus- 
schliessliche Rechtsvorbehalte  des  Staats  beschränkte  ist  und  auch 
thatsäcblich   das   Orundeigenthum,    besonders   am   Boden,    immer 


*)  Vgl.  auch  hierzu  besonders  Samtor,  der  Eigen thumsbegritf.  Er  nimmt 
„Privateigenthum*'  hier  nur  als  Eigenthum  des  Einzelnen,  „Gesellschaftseigen- 
thom**  als  Eigenthum  mehrerer,  namentlich  der  kleineren  und  grOsäeren  Gemein- 
schaften. Ebenda  S.  280.  Näheres  in  der  selbständigen  Schrift  über  Eigenthum, 
mit  weiteren  Ausfahrungen  der  früheren  Schriften  und  hie  und  da  Modificationen  der 
Formuiirungen. 

*)  Die  Lehre  ron  den  Begalien  greift  hier  auch  in  die  Eigenthumslehrc  ein. 
Siehe  darüber  meine  Finanzwissenschaft,  2.  Auflage,  I,  §.  141,  145—  147,  3.  Auflage, 
§.  201,  207  und  U,  1.  A.  §  347,  348  ff.,  2.  Aufl.,  §.  108.  Die  indiridualisüsche  National- 
ökonomie ist  mit  gutem  Grunde  den  Regalien,  mit  wenigen  Ausnahmen,  wie  z.  B. 
dem  Mtmzregal,  abhold.  In  jedem  Monopol,  wie  auch  den  modernen,  für  Tabak 
und  dergleichen,  ist  eben  neben  dem  finanziellen  Moment  ein  priiicipielles  Moment 
der  Oigasisation  der  Yolkswirthschaft  in  mehr  gemeinwirthschaftlichcr,  auf  Öffentlichem 
Staatseigenthum  an  Kapitalien,  Grundstücken,  Gebäuden  beruhender  Richtung  anzu- 
erkennen (Pierstorff)-  Daher  auch  die  grundsätzliche  Opposition  der  politischen, 
M:daleu  und  Ökonomischen  Individualisten  (Linksliberale,  Fortschrittspartei)  gegen  Ein- 
filhrung  von  Monopolen  an  sich  folgerichtig  und  begreiflich  von  deren  socialökono- 
mischem  und  politischem  Gosammtstandpuncle  aus. 
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mehr  verdrängt  hat.  Auch  gewährt  es  im  Allgemeinen  immer 
mehr  für  alle  Arten  Sachgüter,  namentlich  für  Immobilien  ebenso 
wie  für  Mobilien,  principiell  die  gleichen  and  thatsächlich  nach  den 
positiven  Rechtssystemen  wenigstens  annähernd  auch  wirklich  die 
gleichen  Rechte ,  soweit  eben  nicht  die  ,,Natar  der  Dinge '^  die 
völlige  Gleichheit  hindert,  wie  das  bei  Grundeigenthum  der  Fall 
ist  (s.  a.).  Das  moderne  Privnteigenthnm  gilt  daher  der  modernen 
juristischen  und  ökonomischen  Auffassung  nod  in  Folge  dessen 
sowie  in  Folge  seiner  practischen  Einbürgerung  auch  der  An- 
schauung des  grossen  Publicums  als  ,,das  Eigenthum"  schlecht- 
weg, welches  sich  „selbstverständlich"  auf  alle  Arten  Sachen, 
einschliesslich  alles  Rodens,  erstreckt  und  schon  begrifflich 
unbeschränkt  ist.  Dieses  „absolute"  Privateigenthum  wird 
auch  für  die  Volkswirthschaft  von  der  individualistisch -liberalen 
Schule  der  freien  Concörrenz  erstrebt.  Es  wird  hier  auch  als 
Gorrelat  der  unumschränkten  individuellen  persönlichen  Freiheit 
und  als  Grundpfeiler  der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung  angesehen. 
Für  die  Politische,  die  Socialökonomie  ist  es  daher  gegenwärtig 
die  Aufgabe,  gerade  dieses  Privateigenthum  nach  seiner  volks- 
wirthschaftlichen  Nothwendigkeit  und  seinen  volkswirthschaftlichen 
Folgen  zu  untersuchen. 

Hierbei  ist  jedoch  von  vornherein  zu  beachten,  dass  ein  solches 
allen  Privaten  im  Princip  zustehendes  absolutes  Privateigentham 
selbst  heute  noch  nicht  allgemein  ein  wirklicher  Bestandtheil  des 
positiven  Rechts  ist.  Vielfach  erweist  es  sich  nur  als  ein  Postulat 
der  juristischen  Logik,  welche  den  abstracten  absoluten  Eigentbums- 
begrifi  mit  allen  seinen  Gonsequenzen  zur  Geltung  bringen  will. 
Im  bestehenden  Recht  ist  das  absolute  Privateigenthum  namentlich 
noch  heute  nicht  bei  allen  Arten  Sachgütern  gleichmässig  durch- 
gedrungen. 

Besonders  steht  das  Grundeigenthum  noch  immer  etwas  appart  da  uud  einzelne 
Arten  desselben^  wie  das  Eigenthum  an  Waldboden  und  an  Urundstücken ,  welche 
Mineralsubstanzen  enthalten  [,,B<^i'gwerksboden*'  in  diesem  Sinne  ^)],  werden  im  Rechte 
wiederum  verschieden  behandelt.  Die  Geschichte  des  Eigeuthums  aber  zeigt  uns 
früher  allenthalben  ein  inhaltlich  mehr  oder  weniger  beschränktes  Eigenthum.  Und 
was  die  Aubdehnong  des  Privateigenthums  bctriilt,  so  iiuden  wir  wohl  überall  iu 
älterer  Zeit,  bei  den  Germanen  und  auch  bei  anderen  Völkern  auf  niedriger  Ent- 
wicklungsstufe des  Wirthschaftslcbens,  das  erwähnte  Gemein-  oder  Gesammteigenthum 
grösserer  oder  kleinerer  Gemeinschaften ,  namentlich  am  Boden,  lange  statt,  auch 
später    noch  neben  der  Institution  des  Sondereigenthums,    welches  sich  etwa  nur  auf 


^)  Nemlich  im  Unterschied  von  demjenigen  Bergweiksboden,  an  welrhem  nach 
bergrechtlichen  Grundbätzen  ein  Bcrgwerkseigenthum  schon  besieht,  bez.  auf  welchem 
ein  Bergwerk  betrieben  wird.    (Siehe  §.  99.) 
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gewisse  Gebrauchsgegenstände  bezieht.  Aach  mancherlei  andre  Abweichungen  vom 
.j-einen",  „vollen'*  Privateigenthum  der  Individuen  kommen  vor.  Hierhin  gehört  auch 
die  Unterscheidung  vom  Obereigenthum  und  Onter*  oder  Nutzeigenthum  im  mittel- 
alterlichen deutschen  Recht.  (B eseler,  §.82.)  Derartigem  „beschränkten'*  Eigen- 
tham  wird  allerdings  von  solchen  Vertretern  der  positiv-rechtlichen  und  rechtaphilo- 
sophischen  Auffassung,  welche  bewusst  oder  uubewusst  vom  römisch-rechtlichen  Be- 
griff des  Eigenthums  (des  sog.  quiritischen ,  das  übrigens  ursprünglich  in  Kom  auch 
nur  an  beweglichen  Sachen  bestand,  s.  Puchta,  Institutionen  11,  §.  235,  S.  612,  613), 
in  allen  ihren  Beweisführungen  ausgehen,  der  Name  des  wirklichen  Eigenthums  ver- 
sagt, weil  er  dem  apriorischen  abstracten  Begriff  widerspricht.  Aber  dieses  Yorgeheu 
beruht  auf  einer  petitio  principii. 

Die  socialökonomische  Untersuchung  des  Eigenthums  und  seiner 
Ordnung  hat  daher  davon  Act  zu  nehmen,  dass  gerade  nach  ge- 
schichtlicher Auffassung  das  beutige  so  universell  ausgedehnte  und 
inhaltlich  so  absolut  formulirte  Privateigentbura  eine  historische 
Erscheinung  ist,  und  zwar  eine  solche  von  sehr  jungem  Alter. 
Erst  der  Sieg  des  Individualprincips  über  das  Gemeinschaftsprincip 
(§.  24)  hat,  allerdings  im  Anschluss  an  eine  aus  mancherlei 
wichtigen  ökonomischen  und  sonstigen  Gründen  eingetretene  that- 
sächliche  und  rechtliche  Entwicklung,  auch  principiell  die  allge- 
meinste Ausdehnung  des  Privateigenthums  auf  alle  Sachgüter,  auch 
auf  allen  Boden,  zum  vollen  Durchbruch  gebracht  (Beseitigung 
der  älteren  Regale  u.  s.  w.,  Theilung  der  „Gemeinheiten^^  u.  A.  m.). 
Und  erst  jener  Sieg  hat  jene  alten  Beschränkungen  oder,  wenn 
man  sie  so  nennen  will,  jene  abweichenden  Eigenthumsbildungen 
immer  mehr  vermindert  und  verdrängt  und  die  Ansicht  geschaffen, 
dass  das  principiell  alle  Sachgüter  gleichmässig  umfassende,  allen 
Privaten  zustehende,  inhaltlich  absolut  gefasste  Privateigenthum, 
bei  welchem  der  Wille  des  „herrschenden''  Eigenthtimers  das 
wesentlich  allein  entscheidende  Moment  ist,  überhaupt  allein  „Eigen- 
tham"  sei. 

IV.  —  §.  96  [254bJ.  Die  Aufgabe  der  Politischen 
Oekonomie  in  Bezug  auf  die  Eigenthumslehre  ist  hiernach  im 
Wesentlichen  eine  vierfache. 

1.  Es  ist  einmal  Stellung  zu  nehmen  zu  der  rechtsphilo- 
sophischen und  auch  nationalökonomischen  Begründung  des  Privat- 
eigenthums, daher  namentlich  eine  Kritik  der  bezüglichen  „Eigen- 
thumstheorieen "  vom  volkswiithschaftlichen  und  gesellschaftlichen 
Standpuncte  aus  zu  liefern.    S.  unten  Kap.  2  in  diesem  Buch  2. 

2.  Es  ist  sodann  die  rechtswissenschaftliche  und  positiv-recht- 
liche Formulirung  des  Eigenthumsbegriffs  einer  kritischen  Prüfung 
aus  dem  socialökonomischen  Gesichtspuncte  zu  unterziehen  und  ein 
social-,   nicht  nur  privatrechtlich  haltbarer  Privateigenthumsbegrilf' 
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ZU  formuliren,  woran  sich  eine  Uebersicht  über  die  Fragen  von  der 
Ausdehnung  und  dem  Inhalt  des  Privateigenthums  knüpfen  kann. 
S.  unten  Kapitel  3  in  diesem  Buch  2. 

3.  Es  ist  darauf  specieller  die  Frage  von  der  socialökonomiscb 
richtigen  Ausdehnung  des  Privateigenthums  und  hiermit  zugleich 
diejenige  von  der  Stellung  des  Geraeineigenthums  rechtlich  auch 
noch  in  der  modernen  Eigentbumsordnung  und  factisch  im  modernen 
Wirthschaftsleben  zu  untersuchen.  Dies  geschieht  im  unten  folgenden 
dritten  Buche  dieses  Tbeils  II  der  Grundlegung. 

4.  Es  ist  endlich  zum  Abschluss  der  Erörterungen  über  die 
Eigentbumsordnung  die  Frage  vom  socialökonomiscb  richtigen 
Inhalt  des  Privateigenthums  genauer  zu  behandeln.  Damit  be- 
schäftigt sich  das  vierte  Buch. 

In  den  folgenden  Paragraphen  werden  zunächst  noch  einige  Pancte  von  aU- 
gemeiner  Bedeutung  f(lr  die  spätere  B«handlung  der  Fragen  der  Eigen thnmsordnung 
zusammenfassend  erörtert.  Es  ist  dafür  auch  auf  den  2.  Abschnitt  des  1.  Kapitels 
des  vorigen  Buchs  1,  §.  14  ff.  mit  zu  verweisen. 

V.  —  §.  97  [257].  Eintheilung  des  Eigentbums  nach 
Zwecken  und  Objecten.  A.  Dieser  nach  dem  Gesagten  er- 
forderlichen Eintheilung  des  Eigentbums  sind  zwei  haaptsächliche 
Eintheilungsprincipien  zu  Grunde  zu  legen. 

Vgl.  Mario,  Weltöiionomie,  1.  A.,  II,  493,  499.  Der  Einwand  von  Juristen 
(z.  B.  Bluntschli  in  der  ,.Gcgenwart''  vom  4.  Januar  1S79),  dass  die  erste  Unter- 
scheidung wegen  der  äusserlichen  Uufassbarkeit  der  Function  juristisch  uubrauchbar 
sei,  trifft  gerade  hei  den  practisch  wichtigsten  Fällen,  bei  stehendem  Kapital  (Ge- 
bäude, Maschinen,  Werkzeuge)  und  beim  Boden  gar  nicht  zu  und  ist  auch  beim  um- 
laufenden Kapital,  besonders  bei  den  Roh-  und  Hilfsstoffen,  leicht  zu  widerlegen. 
Im  Verwaltungsrecht  ist  der  Unterschied  auch  schon  vielfach  beachtet  (Steuerrecht). 
Auch  im  Pfand nngsrecht  kommt  er  vor. 

1.  Das  erste  Eintheilnngsprineip,  die  Unterscheidung  von 
G e brau chs - (6 en u 8 S-) Vermögen  und  Produ et iv vermögen 
(Kapital  und  Boden,  I,  §.  128),  ist  das  wichtigste, 
welches  von  der  Rechtsphilosophie,  der  Jurisprudenz  und  dem 
positiven  Privatrecht,  ja  gewöhnlich  selbt  von  der  Nationalökonomie 
bisher  fast  ganz  unbeachtet  geblieben  ist.  Dies  hat  in  primitiveren 
Verhältnissen  des  Volkslebens  und  der  Volkswirthschaft  nach  der 
thatsächlichen  Gestaltung  des  Eigentbums  weniger  Bedenken.  Es 
wird  aber  mit  der  Entwicklung  der  Volkswirthschaft  verhängniss- 
voll für  die  Begründung  und  Behandlung  der  Eigenthumsinstitution, 
und  zwar  immer  mehr  mit  dichterer  Bevölkerung,  grösserer  Arbeit«- 
theilung,  Trennung  von  Stadt  und  Land,  Scheidung  von  besitzenden 
*und  nichtbesitzenden,   besonders  von  grundbesitzenden  und  nicht- 
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grandbesitzenden  Glassen,  mit  Verdrängung  der  Natural-  durch  die 
Verkehrs-  und  Geldwirthschaft  und  mit  vorherrschender  Production 
nicht  mehr  ftlr  den  Eigenbedarf,  sondern  für  den  Markt,  den  Be- 
darf fester  Kunden  und  vollends  beliebiger  Dritter  (I,  §.  151, 
188,  189). 

2.  Das  zweite  Haupteintheilungsprincip  ist  auch  für  die 
nationalökonomische  Betrachtung  des  Eigenthums  die  übliche  Unter- 
scheidung zwischen  beweglichem  und  unbeweglichem  Eigen- 
thum.  Diese  Unterscheidung  mnss  aber,  wenn  sie  nicht  eine  rein 
äusserliche  bleiben  soll,  mit  der  erstgenannten  combinirt  werden. 
Dadurch  gewinnt  sie  erst  ihre  wahre  Bedeutung,  welche  ihr  in  der 
Rechtswissenschaft  und  im  geltenden  Rechte  grossen theils,  viel- 
fach aber  auch  in  der  Nationalökonomie  fehlt. 

An  diese  Haupteintheilung  muss  sich  alsdann  eine  weitere 
Unterscheidung  innerhalb  der  genannten  Kategorieen  nach  den 
speciellen  ökonomischen  Zwecken  und  Functionen  der 
einzelnen  Bestandtheile  des  Eigenthums  anknüpfen. 

Hierzu  liegen  wenigstens  beim  Grnndeigenthum  in  der  aparten 
Stellung  des  Bergwerksbodens,  d.  h.  hier  des  Mineralsubstanzen 
in  oder  unter  sich  fahrenden  Bodens,  und  zum  Theil  auch  des 
Waldbodens,  etwas  auch  des  städtischen  und  dörflichen  Wohnungs- 
bodens im  Rechte  schon  Anhaltspuncte  vor. 

Die  Entwicklung  des  Bergrechts  im  System  der  sogenannten  Bergbanfreiheit,  wie 
sie  wieder  im  neuesten  Bergrecht  Preussens  u.  a.  L.  zur  Anerkenn ang  gelangt  ist, 
ist  ein  gutes  typisches  Beispiel  fdr  die  Gestaltung  des  Prirateigenthumsrechts  nach 
Maass^abc  rolkswirthschaftlicher  Zweckmäüsigkeit.  £s  bleibt  hier  nicht  dem 
Belieben  oder  der  Indolenz  des  GrundeigetithQmers  überlassen,  ob  er  die  in  seinem 
Grundstuck  befindlichen  Mineralsubstanzen  gewinne  oder  nicht,  sondern  sein  Eigen- 
thumsrecht  als  solches  bezieht  sich  auf  diese  Substanzen  gar  nicht  mit.  Es  kann 
unter  gewissen  Cautelen  auch  ein  Dritter  das  Becht  erlangen,  dieselben  zu  gewinnen. 
In  diesem  Ausschluss  der  genannten  Substanzen  aus  dem  Eigenthumsrecht  des 
Eigenthümers  des  Bodens  und  in  dieser  Nöthigung  des  Eigenthtlmers,  Andere  auf 
seinem  Grundstück  schürfen  zu  lassen,  liegt  aber  gegenüber  dem  absolut  gefassten 
Grnndeigenthum  eine  wesentliche  Gebrauchsbeschränkung  im  Gemein- 
schaftsinteresse. Vgl.  über  das  Bergrecht  Wagner,  Finanzwissenschaft  I,  3.  A., 
g.  249.  Die  Beschränkung  des  Wald  eigenthümers  in  Bezug  auf  die  etwaige  voll- 
ständige Abholzung  und  auf  die  Bewirthschaftung  der  Forsten  im  Allgemeinen  enthält 
gleichfalls  eine  principiell  berechtigte  Eigenthumsbcschränkung  nach  dem  Gemein- 
scbaftbinterosse,  welche  mit  den  üblichen  Einwendungen  gegen  Siaatsbcvormundung 
nicht  als  unstatthaft  bezeichnet  werden  kann.  Vgl.  Kau,  Volkswirthschaftspolitik  l, 
§.  153,  besondeis  156  ff.,  Rose h  er,  II,  KationalOkonomic  des  Ackerbaus  §.  188,  1U3  ([. 

Die  Unterscheidung  muss  nur  noch  principieller  begründet  und 
auf  andere  Fälle  analog  ausgedehnt  werden.  In  letzterer  Beziehung 
ist  wiederum  der  Einfluss  der  Entwicklung  der  Technik,  der  Be- 
völkerungsverhältnisse, besonders  der  örtlichen  Vertheilung  der  Be- 
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völkerung,  uud  die  allgemeine  Entwieklaug  des  Wirtbschaftslebens 
zu  beachten.  Die  hier  nothwendigen  UnterscheiduDgen  sind  daher 
nicht  ein  für  allemal  gegeben  and  für  alle  Länder  gleichartig, 
sondern  zeitlich  nnd  räumlich  (geschichtlich)  wandelbar,  historiBcbe 
und  örtliche,  nicht  natürliche  rein  ökonomische  Kategorien. 

Die  EntwickluDg  des  Maschiaenwesens  macht  z.  B  auch  im  Rechte  weitere 
Unterschcidnugen  im  KapitaleigCDtham  noth wendig.  In  der  Fabrikgesetzgebung  — 
besonders  in  der  Weise,  wie  sie  in  England  schrittweise,  specialistisch  von  einer  be- 
stimmten Art  von  Fällen  in  allmäligcr  Generalisirong  (umgekehrt  wie  auf  dem 
Continent,  wo  man  von  einem  allgemi  inen  Princip  ausgeht  und  das  dann  auf  alle 
darunter  fallende  Fälle  anwendet)  ausgebildet  wurde  —  zeigt  sich  dies  mehrfach 
characteristisch,  so  in  der  Verschiedenheit  der  Spccialbestimmungcn  nach  der  ver- 
schiedenen technischen  Natur  der  Gewerbszweigo  und  Maschinen.  Die  Bildung  grosser 
Städte  macht  ebenso  im  Grundeigenthum  und  dann  selbst  noch  weiter  innerhalb  der 
Kategorie  des  städtischen  Gruudeigenthums  („gross städtisches^*  —  ,,kIeiD- 
städtisches'*)  Unterschiede  zweckmässig,  unter  Umständen  nothwcndig. 

§.  98  [258].  —  B.  Bei  der  Durchführung  der  Eintheilung 
nach  diesen  Principien  ist  ferner  noch  Folgendes  zu  beachten. 

1.  Die  principale  Unterscheidung  zwischen  Gebrauchsver- 
mögen und  Productionsmitteln  (Kapital  und  Boden)  gestaltet 
sich  nach  den  früheren  Erörterungen  (I,  §.  121)— 132;  vom  einzel- 
und  Volks  vvirtbschaftlichen  Standpuncte  aus  nicht  ganz  gleich- 
massig.  Volksvvirthschaftliches  Gebrauchsvermögen  kann  in  die 
einzelwirthschaftliche  Kategorie  des  Kapitals  fallen.  Für  die  Fragen 
des  Privateigenthums  ist  die  einzelwirthschaftliche  Unterscheidung 
im  Allgemeinen  maassgebend. 

2.  Die  wichtige  Unterscheidung  zwischen  beweglichem  und 
unbeweglichem  Eigenthum  gewinnt  im  Laufe  der  Wirthschafts- 
entwicklung  eines  Landes  ebenfalls  eine  verschiedene  wirthschaft- 
liche  Bedeutung  y  welche  für  das  Becht  nicht  gleichgiltig  ist.  Das 
bewegliche  Eigenthura  pflegt  von  vorneherein  im  höheren  Maasse 
A r b  e  i t s  eigenthum  zu  sein,  d.  h.  auf  dem  Erwerb  direct  oder 
(unter  Vermittlung  des  Kapitals)  indirect  durch  Arbeit  und  zwar 
auch  durch  Arbeit  des  Eigenthümers  selbst  zu  beruhen.  Das  un- 
bewegliche Eigenthum  ist  zunächst  Eigenthum  an  einem  blossen 
Naturfactor  und  beruht  auf  der  ersten  Besitznahme  (ersten  Occupation), 
eventuell  auf  Gewalt  gegen  die  früheren  Besitzer.  Später  wird 
aber  auch  das  Grundeigenthum  durch  Hineinwendung  von  Arbeit 
und  Kapital  mehr  und  mehr  Arbeitseigenthum  (intensive  Landwirth- 
schaft,  intensives  Wegewesen,  —  auch  Gebäude-,  Bergwerkseigen- 
thum).  Beide  Eigenthumsarten  nähern  sich  also  einander  in  ihrer 
ökonomischen  Natur  allmälig,  was  auch  eine  Annäherung  des 
Grundeigenthumsrechts  an  das  immer  absoluter  gefasste  Mobileigen- 


Durchführung  der  EigeQthumseiutheiluiig.  203 

thamsrecbt  rechtfertigt.  Aber  niemals  wird  das  Grund-  und  Ge- 
bäudeeigenthum  so  reines  Arbeitseigenthum  wie  das  bewegliche. 
Die  völlige  Gleichstellung  im  Rechte,  worauf  die  neuere  Ent- 
wicklung in  Theorie  und  Praxis  immer  mehr  hindrängt,  ist  eben 
deshalb  stets  auch  ein  ökonomischer  Fehler. 

Die  Eigenthumsfrage  hängt  hier  zusammen  mit  der  Theorie  der  Grund- 
rente. Ich  halte  an  dem  Kern  der  Kicardo-ThUnon 'sehen  Grundrententheorie 
fest.  Geber  die  ganze  Streitfrage:  Berens,  kritische  Dogmengeschichte  der  Grund- 
rente, Leipzig  1868.  Den  Zusammenhang  der  Bentenlehre  mit  der  Grundeigenthums- 
frage  hat  auch  Cairues  in  seiner  oben  frcnannten  Abhandlung  über  political 
economy  and  land  betont,  essays  p.  193  ff.  £r  entscheidet  die  Frage  ähnlich  wie 
ich.  Vgl.  auch  Platter,  zor  Grundrententheorie,  Hildebrand's  Jahrbücher,  1876,  I, 
57.  Aoch  in  der  neoesten  theoretischen  and  practisch-agitatorischen  Polemik  gegen 
privates  Grondeigentham  ausserhalb  der  Kreise  des  eigentlichen  Socialismas  wird 
wieder  besonders  gein  an  die  Grandrententheorie  angeknüpft. 

3.  Die  Unterscheidung  von  Kapital-  und  Grundeigenthnm 
lässt  sich  auf  Gebäude,  mitunter  auch  auf  gewisse  grössere 
maschinelle  Einrichtungen,  welche  in  dauernder  Verbindung 
mit  dem  Boden  stehen,  nicht  streng  anwenden.  Gebände  theilen 
die  ökonomische  Eigenthtimlichkeit  beider  Eigenthumsarten  und 
zwar  wieder  in  wechselndem  Verhältniss.  Vom  Rechte  ist  nament- 
lich zu  beachten,  wie  weit  Gebäude  die  ökonomische  Natur  von 
Grundeigenthnm  (besonders  hinsichtlich  der  Renteubildung  unter 
dem  Einfluss  der  Conjunctur,  I,  §.  166  ff.)  annehmen.  Das  gross- 
städtische Gebäudeeigenthum  bezieht  gewöhnlich  in  umfassendem 
Maasse  Renten,  welche  nicht  auf  individuelle  ökonomische  Leistungen 
des  EigenthOmers  zurückzuführen  sind,  und  verlangt  auch  deshalb 
im  Rechte  eine  Sonderstellung. 

§.  99  [259].  —  C.  Mit  Benutzung  der  dargelegten  Eiutheilungs- 
grundsätze  lässt  sich  folgendes  Schema  für  die  Eintheilung 
des  (Sach-)  Eigenthums  aufstellen. 

Dasselbe  geht  in  der  SpeciaUsirnng  so  weit,  als  es  hier  für  die  Lehre  rom 
allgemein  en  wirthschaftlichen  Verkehrsrecht  nach  dem  geilen  wärt!  gen  Stande  der 
volkswirthschaftlichcn  und  technischen  Entwickluiig  in  den  Ländern  der  curopftischen 
Galtar  nothwendig  erscheint.  In  der  Praxis  braacht  man  nicht  Überall  so  weit  za 
bpecialisiren,  jedoch  hier  und  da,  z.  B.  in  Betreff  des  Grundcigenthams,  auch  heate 
schon  weiter.  Und  die  Tendenz  der  höheren,  grössere  Arbeitstheilung  mit  sich 
fuhrenden  Entwicklung  der  Volkswirtfaschaft  ist  es:  immer  feinere  Specialisirungen 
des  Eigenthums  für  alle  Ökonomischen  und  Rechtsfragen,  welche  sich  an  das  letztere 
knüpfen,  nothwendig  zu  machen.  Im  einzelnen  Lande  und  Zeitalter  muss  darüber 
die  Beobachtung  der  ökonomischen  Function  des  Eigenthums  entscheiden. 

Siehe  I,  §.  128.  Die  folgende  Einthcilang  berührt  sich  mit  den  üblichen  Ein- 
theilangen  des  Vermögens,  des  Kapitals,  des  Rodens  und  zum  Theil  der  Arbeitsarten 
in  den  Lehrbüchern,  lallt  aber  nicht  damit  zusammen.  Vgl.  Rau,  Volkswirthscliafrs- 
lehre,  §.  S6  ff.,  94  Ü'.,  119,  123  ff.;  Koscher,  System  I,  33,  84,  8Ö,  42,  43. 
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(I.)  Eigenthum  an  Gebrauchsvermögen.  Dasselbe  kann 
in  zweifacher  Weise  eingetheilt  werden. 

Einmal  nach  dem  oben  dargelegten  Gesichtspuncte: 

(A.)  Eigentbnm  an  beweglichem  Gebrauchsvermögen,  nemlicb 

(1)  an  Verbrauchs  vermögen  (z.  B.  Nahrungsmittel), 

(2)  an  Nutz  vermögen  (z.  B.  Kleider,  Wäsche,  Betten,  Möbel). 
(B.)  Eigenthum    an    unbeweglichem  Gebrauchs  vermögen, 

nemlich 

(1)  an  Höfen,  Gärten  u.  s.  w.  (Parks), 

(2)  an  Area  (Tenne)  für  Wohngebäude, 

(3)  an  Wohngebäuden. 

Sodann  eine  zweite  Eintheilung  nach  der  Beziehung  zu 
den  Arten  der  Bedürfnisse  und  der  Grösse  des  Bedarfs  der 
Individual-  und  Familienwirthschaft,  eine  Eintheilung,  welche  a.  A. 
für  das  sociale  Steuerrecht  wichtig  ist  und  für  das  Pfändangsrecht 
mit  in  Betracht  kommt 

(A.)  Gebrauchsvermögen,  qualitativ  geeignet  und  quantitativ 
ausreichend  für  die  Befriedigung  der  nothwendigen  Existenzbedürf- 
nisse (I,  §.  268); 

(B.)  desgl.  der  Existenzbedürfnisse  zweiten  Grads  im  üblichen 
Umfange ; 

(C.)  desgl.  der  üppigeren  Befriedigung  dieser  letzteren  (Luxus - 
vermögen) ; 

(D.)  depgl.  der  Gulturbedttrfnisse. 

(11.)  Eigenthum  an  Productionsmitteln(Productivverroögen). 

(A.)  Kapital  eigenthum, 

(1)  an  beweglichen  Productionsmitteln, 

(a)  Eigenthum  an  Geld  kapital,  als  dem  Kapital  für  alle 
Verwendungsarten ; 

(b)  Eigenthum  au  anderen  beweglichen  Productionsmitteln, 
als  dem  Kapital  für  specielle  Verwendungsarten,  nemlich 

(a)  an  stehendem  Kapital,  besonders  an  Maschinen, 
Werkzeugen, 

{ß)  an  umlaufendem  Kapital,  besonders  an  Haupt-  und 
Hilfsstoffen,  dann  an  Unterhaltungsmitteln  für  die  Producenten 
während  der  Dauer  der  Production. 

(2)  Eigenthum  an  Kapitalien,  welche  mit  dem  Boden  mehr 
oder  weniger  untrennbar  verbunden  worden  sind,  nemlich  Ge- 
bäude, gewisse,  der  Production  dienende  technische  Einrichtungen 
am  und  im  Boden,  gewisse  Bodenmeliorationskapitale. 
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(B.)  GrundeigeDthum, 

(1)  an  OrandstUcken  (Plätzen)  itir  Gebäude  und  für  den 
Standort  der  Production  überhaupt:  im  Wesentlichen  städtisches 
Grnndeigenthnm,  dessen  weitere  Unterscheidung  in  grossstädti- 
sches und  kleinstädtisches  nothwendig  werden  kann  und 
bei  uns  im  Allgemeinen  schon  nothwendig  geworden  ist. 

£ine  solche  Unterscheidung  ist  dem  Rechte  bereits  nicht  mehr  gänzlich  fremd: 
im  Finanzrecht  kommt  sie  mehrfach,  wie  in  Oesterreich,  Preussen,  bei  der 
Oebindestener  vor,  indem  diese  Steuer  in  den  grösseren  Orten,  d.  h.  in  denen, 
wo  die  Mehrzahl  der  Häuser  im  Wege  der  Vermiethang  nutzbar  gemacht  wird, 
nach  dem  Miethertrag,  in  den  tibrigen  Orten  nach  anderen  Merkmalen  aufgelegt 
wird  (Osterr.  Hauszins-  und  Hansclas sensteuer).  Eine  Unterscheidung  zunächst 
nach  äusseren  Zweckmässigkeitsgründen,  worin  aber  doch  implicite  das  Anerkenntniss 
liegt,  dass  mit  der  ökonomischen  Natur  und  Stellung  auch  die  rechtliche  Behandlung 
Terschieden  sein  kann. 

(2)  Grnndeigenthum  an  Grundstücken  (Plätzen)  für  die  Auf- 
findung und  Aneignung  (durch  die  verschiedenen,  je  nach  der 
Art  der  Gegenstände  und  den  Fund-  und  Gewinnungsorten  und 
•Bedingungen  sich  richtenden  technischen  Thätigkeiten)  solcher  (un- 
organischer) Stoffe  im  Boden,  welche  in  ihrer  natürlichen  Form  zu 
weiteren  Productionszwecken,  eventuell  auch  als  Gebrauchsvermögen 
Domittelbar  zu  Consumtionszwecken  dienen,  daher  schon  in  dieser 
Form  einen  gewissen  unmittelbaren  Gebrauchswerth  haben,  ohne 
sich  spontan  oder  durch  Einfluss  des  Menschen  wieder  zu  erzeugen: 
im  Wesentlichen  Bergwerksbodeneigenthum ,  d.  h.  Eigenthum  an 
Boden,  welcher  Mineralsubstanzen  etc.  führt. 

So  wenigstens  in  der  grossen  Mehrzahl  der  Fälle.  Etwas  abweichend  stehen 
z.  B.  die  Localitätcn  der  SteinOlqnellen,  Mineralquellen  und  der  gewöhnlichen  Wasser- 
qnellen  da.  Dieselben  sind  in  mancher  Hinsicht  mehr  zur  folgenden  dritten  Boden- 
k&tegorie  zu  rechnen. 

(3)  Grundeigenthum  an  Grundstücken  für  die  Aneignung 
(durch  Thätigkeiten  des  Sammeins,  Jagens,  Fischens,  Abweiden- 
iasseus,  Lesens  u.  dgl.  m.)  solcher  (organischer)  Stoffe  (Pflanzen, 
Thiere),  welche  gleichfalls  schon  in  ihrer  natürlichen  Stoffform  zu 
Productionszwecken  oder  als  Gebrauchsvermögen  dienen  können, 
natürlichen  Gebrauchswerth  haben  oder  erlangen,  sich  aber  spontan 
ohne  menschliches  Znthun  wieder  erzeugen:  im  Wesentlichen 
Eigenthum  an  Jagd-  und  Fischereigründen,  an  natürlichen  Weiden, 
am  Boden  wild  wachsender  Pflanzen,  Bäume  (Naturwald,  Urwald), 
an  Torflagern  u.  dgl.  m.;  eventuell  auch  der  Boden  der  Quellorte. 

(4)  Grundeigenthum  an  Grundstücken,  um  auf  bezw.  in  den- 
selben unter  Einwirkung  menschlicher  Arbeit  und  Kapitals 
die  Stoffe  des  Bodens  und  der  Luft  erst  in  die  dem  menschlichen 
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Bedürfniss    entsprechende   prianzliehe  Form    zu  bringen  und 
ihnen  so  erst  Gebrauchswerth  zu  verleihen:  im  Wesentlichen 

(a)  ländliches  oder  agrarisches  Grundeigenthum  an  Gärten, 
Aeckern  und  Wiesen, 

(b)  W  aldeigenthum  an  Kunst-  und  Cult Urwäldern. 

Hier  spielen  die  Licbig'sche  BodcnerschOpfungsfrage  und  die  mit  ihr 
zusammenliangciidcn  Puncto  der  Pflanzcnphysiologic  und  Pflanzenernäbrung  in  die 
ökonomiscbe  Würdigung  der  Grundstücke  und  damit  in  die  Grundeigentb  ums  frage 
hinein.  Vgl.  die  trelflicbe  Schrift  von  Conrad,  Liebig's  Ansicht  von  der  Boden - 
beschaffenheit,  Jena  1^64,  besonders  S  ff. 

(5)  Eigenthum  an  den  zur  Communication  dienenden 
Grundstücken:  Wege-  oder  Strasseneigenthuni.  Dasselbe 
ist  wesentlich  nach  technischen  Momenten  und  nach  den  mit  diesen 
zum  Theil  wieder  zusammenhängenden  Verhältnissen  der  Benutz- 
barkeit  der  Wege  zu  specialisiren.  Besonders  wichtig  ist  der 
Unterschied : 

(a)  von  Wegen,  welche  in  der  Hauptsache  eine  beliebige  Be- 
nutzung zu  Transporten  gestatten,  wie  die  gewöhnlichen  Landwege, 
die  See,  die  Fltlsse,  und 

(b)  Wegen ,  bei  welchen  der  Transportdienst  aus  technischen, 
im  Wesen  des  Weges  liegenden  Gründen  fest  organisirt  sein  muss, 
wie  besonders  bei  den  Eisenbahnen,  als  (nach  Weber)  denjenigen 
„Strassen,  auf  welchen  sich  die  Fuhrwerke  nicht  beliebig  auf  allen 
Stellen  ihrer  Breite,  sondern  auf  festbestimmten  eisernen  Spuren 
bewegen". 

Von  allen  Arten  des  Grundeigenthnms  ist  diese  fünfte  Kate?orie  noch  am 
Wenigsten  untersuciit,  weder  juristisch  noch  nationaldkonomisch,  obirohl  die  pracdsch 
hier  wicbstigstc  Anwendung  des  Expropriationsrechts  sowie  das  Wcgcservitatbwesen 
eine  principiellc  Untersuchung  hier  besonders  nahe  legte,  üeber  die  obige  Unter- 
scheidung der  Frage  siehe  meine  Finanzwissenschaft  I,   b.  Auflage,  §.  260,  S.  047. 

(6)  Eigenthum  an  den  bleibend  von  Gewässern  (insbesondere 
natürlichen  Quellen,  Bächen,  Flüssen,  Seeen,  See  an  den  Küsten, 
aber  auch  von  künstlichen,  Canälen,  Teichen)  eingenommenen 
Bodentheilen. 

Der  Zweck  dieser  verschiedenen  Bodenkategorien  bedingt  Ver- 
schiedenheiten der  Benutzungsweise,  daher  wieder  der  menschlichen 
Arbeit  und  Kapitalverwcndung  zum  Behuf  der  dem  Zweck  ent- 
sprechenden Benutzung.  Um  letztere  zu  ermöglichen  oder  wenig- 
stens zu  erleichtern,  müssen  die  Rechtsnormen  für  Benutzung  und 
Besitz  (Eigenthum)  des  Bodens  sich  den  ökonomisch -technischen 
Bedingungen    der    Benutzung    anpassen,    daher    sich    demgemäss 
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specialisiren    und    differenziren:    ein    Haiiptgesichtspiinct   für   alle 
Grundeigenthamsordnung. 

Siehe  unten  Buch  3,  Kapitel  2  Näheres;  auch  die  Verfolgung  des  voraus- 
scehenden  Moments  in  meiner  Abhandlung  Grundbesitz,  yolkswirthschaftlichc  Principien- 
frage  der  Rechtsordnung  im  Handwörterbuch  der  Staatsvissenschaften  III,  besonders 
S.  118  ff. 

§.  100  [260].  —  D.  Dieses  Schema  der  ökonomischen  (Sacb-) 
Eigentbnmskategorieen  hat  iür  die  Lehre  vom  Eigenthum  in  volks- 
wirtbschaftlicher  Betrachtung  durchgreifende  Bedeutung. 

1,  Es  zeigt  zunächst  die  grosse  Verschiedenheit  der 
Bestandtbeile  des  Privateigenthums.  Jede  Eigenthumsart  wirkt 
nun  in  wirthschaftlicher  und  socialer  Hinsicht  auf  den  Eigcnthümer 
und  auf  die  ganze  Bevölkerung  anders  ein.  So  weist  das  Schema 
darauf  hin,  dass  der  Versuch,  das  „Privateigenthum  an  sich",  in 
abstracto  und  ohne  Rücksicht  auf  diese  verschiedenen  Kategorieen 
seiner  ökonomischen  Zwecke  und  Functionen  zu  „begrllnden*',  wie 
in  der  Üblichen  Weise  der  bisherigen  Rechtsphilosophie,  von  vorne- 
herein verfehlt  ist. 

2.  Dasselbe  gilt  von  aller  principiellen  Polemik  gegen 
das  „Privateigenthum  an  sich".  Die  verschiedenen  Gründe 
für  und  wider  diese  Institution  haben  einen  ganz  verschiedenen 
Werth,  je  nachdem  unter  Eigenthum  die  eine  oder  die  andere 
jener  Arten  verstanden  wird.  Die  wissenschaftliche  Polemik  gegen 
dies  Eigenthum  richtet  sich  daher  nicht  gegen  das  ganze  Rechts- 
institut, sondern  nur  gegen  bestimmte  Eigenthumsarten  und  auch 
gegen  diese  nur  unter  Voraussetzung  einer  bestimmten  rechtlichen 
Formulirung  und  auf  einer  gewissen  historischen  ökonomisch -tech- 
nischen Entwicklungsstufe,  bei  einer  gewissen  Art  des  Productions- 
betriebs.  Demnach  will  sie  gar  nicht  allgemein,  sondern  nur  historisch 
und  örtlich  relativ  gelten  in  gewissen  Zeiten  und  Ländern.  Dasselbe 
ist  auch  von  der  neueren  Polemik  des  wissenschaftlichen  Socialismus 
zu  sagen,  welche  sich  überhaupt  nur  gegen  das  Privateigenthum 
an  Prodnctionsmitteln  und  auch  gegen  dieses  nicht  an  und  für  sich, 
sondern  unter  den  gegebenen  und  der  Annahme  nach  sich  in  be- 
stimmter Richtung  weiter  entwickelnden  Prodnctionsbedingungen 
in  unserer  heutigen  Volkswirthschaft  wendet. 

Die  landläufige  Polemik  der  Gegner  der  Socialisten,  wie  sie  z.  B.  in  der  Presse 
der  liberalen  und  conservativen  Parteien  wenigstens  früher  geführt  wurde,  gipfelte 
meistens  in  dem  Vorwurfe,  dass  der  Socialismus  „Abschaffung  des  Eigenthums''  predige  : 
eine  tendeoziöse  oder  oberflächliche  Entstellung.  (Siebe  I,  §.214,  Scliüffle, 
Quintessenz  des  Socialismus). 
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3.  Auch  die  Aufstellung  des  üblichen  engen  juristischen 
(Privat -)Eigenth ums begriffs,  welcher  abstract  a  priori  con- 
struirt  wird,  erweist  sich  sofort  als  theoretisch  verfehlt.  Sie  ist 
auch  practisch  bedenklich,  wenn,  wie  in  der  modernen  Jurisprudenz 
und  im  modernen  Recht  unter  römisch -rechtlichem  Einfluss,  nun 
aus  dem  einen  Eigenthumsbegriflf  für  alle  Arten  Eigenthum  die 
gleichen  Gonsequenzen  gezogen,  daher  z.  B.  dem  Eigenthümer  die 
gleichen,  möglichst  absoluten  VerfUgungs-  und  Ausschlussbefugnisse 
gegeben  werden. 

4.  Die  blosse  Unterscheidung  von  Mobil-  und  Grundeigen- 
thum^  welche  das  ältere  und  neuere  Recht  kennt,  genügt  noch 
nicht.  Die  Rechtsentwicklung  muss  der  weiteren  wirthschaftlichen 
Theilung  der  Eigenthumsarten,  einer  Folge  veränderter  Technik 
und  Oekonomik  des  Wirthschaftslebens,  nach  Maassgabe  des  obigen 
Schemas  folgen.  Dies  ist  fast  gar  nicht  geschehen.  Es  sind  neue 
ökonomische  Eigenthumskategorieen  in  die  alte  Schablone  gezwängt 
und  so  z.  B.  das  moderne  Kapitaleigenthum  und  das  grossstädtiscbe 
Grundeigenthum  verkehrt  behandelt  worden. 

Hier  rächt  sich  die  vollständige  Vernachlässigang  nationalökonomischer  Studien 
an  unseren  Joriätcu,  worüber  L.  v.  Stein  mit  vollem  Rechte  so  herbe  Klage  geführt 
hat.  Die  Romanisten  sind  sich  so  lange  gar  nicht  klar  gewesen  Ober  die  grand- 
verschiedene Gestaltung  der  antiken  und  der  modernen  Wirthschaftsunternehmangen, 
wie  sie  z.  B.  Rodbcrtus  meisterhaft  darlegt.  Die  Germanisten  haben  zwar 
stets  viel,  mehr  die  Abhängigkeit  des  Rechts  von  der  Gestaltung  der  Wirthschaft 
und  die  daraus  hervorgehende  Wechselwirkung  von  Recht  und  Wirthschaft  er- 
kannt. Aber  sie  zogen,  wie  die  geschichtliche  Rechtsschule  überhaupt,  keine  ge- 
nügenden Gonsequenzen  für  die  Gegenwart,  welche  ihrerseits  ein  verändertes 
Wirthschaftsrecht  braucht  weil  sie  voUständiii:  andere  ökonomische  und  technische 
Verhältnisse  in  der  Wirthschaft  besitzt.  Auffassungen  wie  diejenigen  W.  Arnolds 
standen  unter  den  positiven  Jnristen  doch  noch  sehr  vereinzelt.  Vgl.  seine  Cultur  und 
Recht  der  Römer,  S.  46  iL,  99  ff.  und  Geschichte  des  Kigenthums,  S.  202  ff.  Richtig 
auch  Samter,  Eigenthumsbegriif,  besonders  S.  293.  —  Neuerdings,  besonders  unter 
Ihering's  Einflass  unter  den  Romanisten,  dann  in  Fol|2:e  der  Verbindung  von  rechts- 
und  wirthschaftsgeschichtlichen  Studien  bei  den  Germanisten  und  unter  der  hier  sehr 
segensreichen  Einwirkung  der  eigentlichen  Wirthschaftshistoriker  ist  das  allerdings 
erheblich  besser  geworden.  Aber  wie  verhältnissmässig  isolirt  Männer  wieO.  Gierke 
doch  immer  noch  stehen,  wie  die  ältere  juristische  Auffassung  noch  immer  die  weit- 
aus verbreitetste  ist,  ist  doch  nur  zu  bekannt  und  hat  von  Neuem  der  Entwurf  des 
bfirgerlichen  Gesetzbuchs  gezeigt.  Daher  sind  unsere  Bemerkungen  noch  nicht 
antiquirt. 

5.  Diese  verkehrte  Stellung  im  Rechte  hat  dazu  ge- 
führt^ dass  einzelne  Eigenthumskategorieen  eine  ökonomisch  nnd 
social  vielfach  bedenkliche  Function  ausüben,  was  m.  E.  z.  B.  für 
grossstädtisches  Grund-  und  Gcbäudeeigenthum,  mindestens  unter 
den  continentalen  Bau-  und  Wohnungsverhältnissen ,  nur  wie  ab- 
sichtlich verkannt  werden  könnte.  Daraus  ist  wieder  die  Polemik 
gegen  derartiges  Eigenthum  hervorgegangen :  an  sich  oft  mit  Recht, 
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nur  dass  dieselbe  daon  häufig  wieder  zu  sehr  yerallgemeiaert  wurde. 
Eine  Widerlegung,  z.  B.  der  BocialistiBchen  Augriffe  auf  y,Eigeii- 
thum'',  moss  an  der  Hand  obigen  Schemas  specialiBiren  und 
danach  bestimmen,  ob  und  wie  weit  die  Polemik  im  einzelnen  Falle 
begründet  ist. 

VI.  —  §.  101  [261].  Uebersicht  der  ökonomischen 
Hanptpnncte  der  Privateigenthumslehre.  Im  Folgenden 
soll  die  Auffassung  des  Eigenthums^  welche  im  Vorausgehenden 
generell  dargelegt  ist,  ihre  genauere  Begrtlndung  finden,  und  zwar 
namentlich  hinsichtlich  folgender  Puncto: 

1.  Die  innere  Begründung  des  Privateigenthums  schlecht- 
weg durch  die  gewöhnlich  daflir  aufgestellten  Theorieen,  insbe- 
sondere durch  die  in  §.  102  angeführten  vier  ersten,  wird  sich 
als  unhaltbar  erweisen  (§.  104—119). 

2.  Das  Privateigenthum  ist  nur  auf  die  rechtsbildende 
Kraft  des  menschlichen  Gemeioschaftslebens  im  Dienst 
bestimmter  Gemeinschaftszwecke  zurückzuführen  und  findet  nur  so 
seine,  aber  auch  ausreichende  Begründung.  Dabei  kommen  dann 
auch  die  richtigen  Gesichtspuncte  der  Zweckmässigkeit  und  Postulate 
der  Gerechtigkeit,  welche  in  den  anderen  Eigenthumstheorieen  ent- 
halten sind,  als  Fermente  nothwendig  und  berechtigtermaassen  mit 
zur  Geltung  (§.  120  ff.). 

3.  Diese  Gesichtspuncte  und  Postulate  haben  für  die  einzelnen 
Eigenthumsarten  wieder  eine  wesentlich  verschiedene 
Bedeutung.  In  der  weiteren  Untersuchung  sind  daher  die  ver- 
schiedenen Eigenthumstheorieen,  dem  obigen  Schema  gemäss,  aus- 
einander zu  halten,  besonders  auch  fUr  die  Fragen  in  Bezug  auf 
die  Ausdehnung  des  Privateigenthums,  daher  der  Stellung  des 
letzteren  und  des  G  e  m  e  i  n  eigenthums  zu  einander  (Buch  3). 
Hehrfach  ist  dabei  auch  zu  beachten,  dass  jene  Eategorieen  mit 
dem  Wechsel  der  geschichtlichen  Phasen  des  Wirthschaftslebens 
und  der  Technik  eine  verschiedene  ökonomische  Bedeutung  er- 
halten. 

4.  Die  apriorische,  abstract-absolute  Formulirung 
des  juristischen  Privateigenthumsbegriffs  ist  principiell 
unhaltbar,  bei  jeder  Art  Eigenthums  mehr  oder  weniger,  bei 
gewissen  Arten  noch  in  besonderem  Maasse.  Ein  allgemeiner  Eigen^ 
thumsbegriff  ist  so  weit  zu  fassen,  dass  er  auf  die  verschiedenen 
Eigenthumsarten  anwendbar  ist.  Er  verlangt  aber  dann  für  jede 
der  letzteren  noch  eine  besondere  engere  Fassung  (§.  126  ff.). 

A.  WBgB«r«  Onindlaguig.   8.  Anfl.   2.  Thell.  YolkiwirUiBehaft  n.  Recht  14 
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5.  Ebenso  unhaltbar  sind  die  Forderungen^  welche 
man  aus  jenem  absoluten  Eigenthumsbegriff  für  die  Eigenthums- 
ordnungy  fttr  die  Ausdehnung  und  den  Inhalt  des  Privat- 
eigenthums  gezogen  bat  (§.  130  ff.). 

6.  Jede  der  grossen  ökonomischen  Eigenthumskate- 
gorieen  muss  vielmehr  im  Princip  ihre  in  vielen  wichtigen  Puncten 
besondere  Eigenthumsordnung  erhalten.  Wie  weit  diese 
Forderung  im  positiven  Recht  zu  verwirklichen  und  wie  und  wie 
weit  alsdann  zu  speeialisiren  ist,  das  hängt  wesentlich  von  der 
Entwicklung  der  Technik  und  des  Wirthschaftslebens  ab.  Diese 
Entwicklung  muss  also  beobachtet  und  das  Ergebniss  der  Beob- 
achtungen zu  entsprechenden  Reformen  des  Eigenthumsrechts  be- 
nutzt werden. 

Es  ist  dies  der  richtige  und  wichtige  Gedanke,  welchen  Rodbertos  scharf- 
sinnig und  tlberzengend  fttr  eine  Hanptart  dos  Eigenthoms,  das  l&ndiiche  Grundeigen- 
tham,  nnd  für  ein  Hanptgebiet  des  auf  dasselbe  bezuglichen  Rechts,  fttr  die  Ver- 
schuldung des  Grundbesitzes,  verfochten  hat.  (Vgl.  besonders  Rodbertns'  classisches 
Werk:  Zur  Erkl&ning  und  Abhilfe  der  heutigen  Greditnoth  des  Grundbesitzes,  2  Bde., 
Jena  1S69.)  Dieser  Gedanke  ist  nur  ftlr  alle  grossen  ökonomischen  Eigenthums- 
kategorieen  und  ihr  Recht  richtig  zu  verallgemeinem,  um  ein  Princip  von  funda- 
mentaler Bedeutung  für  das  Rechts-  und  Wirthschaftsleben  zu  gewinnen.  (Ueberein- 
stimmend  Samter,  Eigen  ihn  msbegriff,  und  in  den  anderen  Schriften.) 


Zweites  Kapitel. 

Die  Theorieen  für  die  Begründung  des  Privat- 

eigenthums. 

1.  Abschnitt. 

Uebersicht  und  allgemeine  Kritik. 

I.  —  102  [255].  Uebersicht.  Unter  der  rechtsphilosophischeo 
Begründung  des  Privateigenthums  versteht  man  die  ZarückfÜhrung 
dieser  Eigenthumsinstitution  als  solche  auf  ein  oberstes  Princip, 
ans  welchem  sie  nothwendig  hervorgeht  und  auf  welches  daher 
ihre  Berechtigung  als  Institution  des  Rechts  zurückzuftihren  ist. 
Versuche  einer  solchen  Begründung  oder  sogen.  ,,Eigenthnm8- 
theorieen''  sind  mancherlei  aufgestellt  worden,  von  der  Rechts- 
philosophie (dem  Naturrecht)  selbst,  von  der  Rechtswissenschaft, 
von  der  Politik  und  der  Nationalökonomie,  theils  einzeln,  theils 
gemeinsam.     Die   wichtigsten  Theorieen   —   wobei  hier  von  den 
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zahlreichen  feineren  Nuancen,  durch  welche  sich  die  einzelnen 
wieder  weiter  unterscheiden  lassen,  abgesehen  wird  —  sind  die 
folgenden.  Sie  können  selbst  wieder  nach  ihrem  Grundunterschied 
in  grössere  Abtheilungen  gebracht  werden. 

VgL  eine  äbnlicbe,  aber  nicbt  ganz  hiermit  übereinstinuDende  Debersicht  in 
de  Laveleye,  propri^t^,  S.  382  ff.  Ferner  Ahrens,  Natorrecbt,  II,  §.  74;  Kantz, 
Kational-Oekoiiomie  I,  §.22,  besonders  Anmerkung  11;  Scbäffle,  Kapitalismus, 
S.  &2ff.;  Boscher,  System,  §.77,  Anmerkung;  Knies,  Geld,  S.  84  tf.;  G.  Cohn, 
System  I,  §.  £06  ff.;  v.  Scheel,  Artikel  Eigenthum  im  HandvOrterbnch  der  Staats- 
wissenschaft.  Das  Beachtensvrertheste  bleibt  trotz  der  zu  weit  gehenden  Skepsis  immer- 
hin Proadhon,  qu'est  ce  que  la  propri6tä,  besonders  eh.  2  und  3,  und  die  posthume 
tb6orie  de  pro|»ri6t(^,  eh.  4.  Siehe  darüber  K.  Diehl,  a.  a.  0.,  I,  S.  4  ff.,  38  £  Vgl. 
auch  Samter  s  genannte  Schriften. 

A.  Eigen thumstheorieen^  welche  die  Institution  auf  einen 
inneren,  im  Wesen  des  Menschen  liegenden  Grund  zurück- 
zufQhren  oder  dadurch  wahrhaft  zu  ,, begründen''  suchen.  Dieser 
innere  oder  eigentliche  Grund  der  ganzen  Institution  als  solcher 
wird  hier  mit  Becbt  von  der  oder  den  einzelnen  äusseren  (ge- 
schichtlichen) Entstehungsursachen  des  Eigenthums  einer  Person  im 
concreten  Fall  oder  von  den  Erwerbsarten  des  Eigenthums, 
welche  die  Institution  als  schon  bestehend  voraussetzen,  scharf 
unterschieden. 

Diese  Theorieen  sind  gegenwärtig  in  der  deutschen  Rechtsphilosophie 
durchaus  die  herrschenden  und  zwar  bemeikenswenher  Weise  in  der  unter  1  genannten 
Formnlirang.  Grund  und  Entstehungsursache  besonders  scharf  unterschieden  von 
Ahrens,  Naturrecht  II,  §.  74,  S.  134. 

Hierbin  gehören  zwei  Theorieen,  welche  indessen  einen  ge- 
meinsamen innersten  Kern  haben  und  insofern  eine  einzige 
Haupttheorie  bilden. 

1.  Einmal  wird  das  Eigenthnm  ohne  Weiteres  aus  der  mensch- 
lichen  Natur  überhaupt  und  aus  dem  Wesen  und  Begriff 
der  individuellen  Persönlichkeit  speciell  abgeleitet.  Das 
Eigenthum  ist  hier  eine  nothwendige  Consequenz  der  menschlichen 
Natur  und  der  Selbständigkeit  der  Individuen.  Diese  Theorie  lässt 
sich  daher  passend  mit  dem  Namen  der  „natürlichen''  Eigen- 
thumstheorie  bezeichnen,  —  ein  freilich  wieder  etwas  vieldeutiger 
Ausdruck,  welcher  indessen  in  diesem  Sinne  im  weiteren  Verlauf 
wohl  als  technischer  benutzt  werden  darf. 

Der  Ursprung  dieser  Auffassung  liegt  in  Deutschland  besonders  in  der  idealistischen 
PhUoeophie  Fichte's  und  in  dessen  Eigen thumslehre.  Siehe  Fichte,  Naturrecht, 
Ausgabe  Ton  1796,  S.  152  ff.;  Geschlossener  Handelsstaat,  1801.  VgL  darüber  be- 
sonders Schmoller,  in  Hildebrand's  Jahrbüchern  1865,  Y,  24,  30,  45;  auch  Zeller, 
Geschichte  der  Deutschen  Philosophie,  S.  616  ff.  Sodann  die  Krause'sche  Philosophie 
Zk  B.  bei  Ahrens,  Naturrecht  II,  §.  64  ff.    Uebrigens  doch  im  Ganzen  auch  Hegel, 
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Bechtsphilosophie,  B.  8  der  Werke,  1S40,  §.  44  ff.,  bei  dem  das  Eigenthnm  das  Mittel 
ist,  sich  die  Sphäre  äusserer  Freiheit  za  geben.  Vgl.  dazu  Zeller,  a.  a.  0.,  S.  S14; 
Prantl  im  StaatswOrterbuch Y,  62,  —  Trendelenburg,  Naturrecht  §.93.  Stahl. 
Bechtsphilosophie  ü,  1,  350  ff.  („Das  Eigonthum  ist  der  Stoff  für  die  Offen- 
barung der  Individualität  des  Menschen'*,  S.  351).  —  Aehnlich  neuere  Staats- 
rechtslehrer und  Politiker,  siehe  Bluntschli,  Artikel  Eigenthnm,  S.  297.  Treitschke 
'  in  seinem  Aufsatz  über  Socialismus  u.  7.  a.  m. ;  Lassen,  Bechtsphilosophie,  §.  54, 
übrigens  neben  der  richtigen  Hervorhebung,  dass  Eigenthum  im  Sinne  des  Bechts 
nicht  von  Natur,  sondern  nur  durch  das  Becht  sei  (S.  593).  Anders  und  mit  weit 
mehr  Bücksicht  auf  die  teleologische  Nothwendigkeit  des  Eigenthums  Paulsen. 
Ethik,  3.  Auflage,  II,  305  ff.,  376.  —  Siehe  auch  Proudhon,  qu'est  ce  que  la 
propri6t6,  eh.  2,  §.  1 ,  de  L a v e  1  e y e ,  propriät6 ,  S.  390,  S a m t e r .  gesellschaftliches 
jffid  Privateigenthnm ,  S.  40,  derselbe,  Eigenthum,  S.  314,  316  ff. 

2.  Sodann  wird,  in  einer  gerade  für  die  nationalökono- 
mische Aaffassung  bedeutsamen  Weise,  diese  Theorie  in  der  Art 
formnlirty  dass  eine  Seite  der  menschlichen  Natur,  die  wirth- 
schaftliche,  zur  Begründung  des  Eigenthums  dient.  Das  Eigen- 
thum überhaupt  und  speciell  auch  das  Eigenthnm  an  Productions- 
mitteln  oder  das  Grund-  und  Kapitaleigenthum  erscheint  hier  als 
nothwendige  Gonsequenz  der  wirthschaftlichen  Natur  der  indivi- 
duellen menschlichen  Persönlichkeit.  Insbesondere  ist  es  wieder 
das  wirthschaftliche  Selbstinteresse  im  menschlichen  Triebleben, 
weiches  noth wendig  (Sonder-) Eigenthum  verlangt,  freilich  auch 
im  Gesammtinteresse,  um  Arbeitslust,  Fleiss,  Sparsamkeit,  Umsicht 
im  wirthschaftlichen  Leben  zu  verbürgen.  In  dieser  Modification 
nennen  wir  die  Theorie  im  Folgenden  die  natürlich-ökonomische 
oder  die  zweite  Eigenthumstheorie. 

Auch  ohne  specielle  Formulirung,  die  h&ufig  ganz  fehlt,  ist  diese  Theorie  aus 
den  Beweisführungen  der  NationalOkonomen  zu  abstrahiren.  Die  Argumente  der 
letzteren  enthalten  sie  implicite.  Sie  wird  häufig  mit  der  Arbeitstheorie  confandirt, 
ist  aber,  wenn  auch  mit  in  ihr  enthalten,  doch  7on  ihr  zu  unterscheiden.  Siehe  nnteo. 
Vgl.  z.  B.  M*  Gull  och,  principles  of  political  economy,  ed.  1843,  Edinb.,  V,  77  ff. 
Mill,  Politische  Oekonomie  II.  Kapitel  1,  Röscher;  I,  §.77. 

B.  Eigenthnmstheorieen,  welche  ein  bestimmtes  Prineip  des 
Eigenthumserwerbs  im  concreten  Fall  axiomatisch  hin- 
stellen und  es  zum  allgemeinen  inneren  Grunde  machen,  darauf 
also  die  Privateigenthumsinstitution  als  solche  begründen  wollen.  ^) 
Allein  hiermit  wird  ein  logischer  Fehler  begangen.  Das  vermeint- 
liche Begründungs -„  Prineip ''  ist  eigentlich  auch  nur  ein  Postulat 
für  die  Privateigenthumsordnang,  ein  Postulat  der  Gerechtigkeit, 
—  denn  ein  solches  ist  es,  wenn  bei  der  Occupationstheorie  die  zeit- 


^)  Ahrens,  Naturrecht  II,  S.  134  ff.  Proudhon,  qu'est  ce  quo  la  propri6t6. 
eh.  2,  §.2,  eh.  3,  §.4,  Diehl.  I,  35  ff.  De  Laveleye,  propridtö,  p.  381,  384. 
Knies,  Geld,  S.  84.  Bodbertus,  Beleuchtung  der  socialen  Frage,  BerÜn  1875 
passim. 
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lieh  frühere  Aasübnog  des  WillensactSy  bei  der  Arbeitstheorie  die 
Aufwendung  eigener  Mtthe  Eigenthnm  begründen  soll,  —  ein  Postulat, 
welches  möglicher  Weise  für  die  Ordnung  dieses  Eigenthumsrechts 
als  leitendes  Princip  dienen  kann,  aber  deswegen  noch  kein  Princip 
für  die  Begründung  der  Institution  des  Eigentbums  ist,  aus  welchem 
diese  Institution  —  noch  dazu  in  heutiger  Gestaltung  —  nothwendig 
folgen  mttsste.  Es  lassen  sich  in  diese  zweite  Kategorie  der  Eigen- 
thumstheorieen  folgende  zwei  bekannte  Theorieen  stellen: 

1.  Die  Occupationstheorie  oder  die  specifisch  juristische 
(besonders  römisch-rechtliche)  Theorie,  die  dritte  in  der  hier  inne- 
gehaltenen Reibenfolge.  Die  erste  Occupation  ist  zwar,  wie  nicht 
bestritten  wird,  zunächst  nur  eine  bestimmte  Erwerbsart  des  Eigen« 
thums  im  geltenden  Rechte.  Ihre  Bedentang  ist  aber  dann  gene- 
ralisirt  und  das  Eigenthnm  allgemein  auf  die  erste  Besitzergreifung 
herrenloser  Sachen  zurückgeführt  worden.  Der  innere  Rechtsgrund 
wird  hier  in  dem  „  natürlichen '^  Rechtsanspruch  des  ersten  Occu- 
panten  auf  diejenigen  Sachen  gefunden,  welche  er  zuerst  vor  allen 
Anderen  seinem  Willen  anterwort'en  hat. 

So  die  Natarrechtslehrer  des  17.  und  1 8.  Jahrhunderts,  nach  dem  Vorgänge  von 
Hugo  Grotius,  unter  Mitannahme  eines  bezüglichen  stillschweigenden  Vertrags. 
(Vgl.  Ahrens,  a.  a.  0.  II,  136.)  In  der  Occupation  als  Moment  der  Begründung 
des  Eigenthums  ist  es  auch  nach  der  römisch-rechtlichen  Auffassung  der  Willensact, 
der  maassgebend  ist,  nicht  der  Arbeitsact,  der  z.  B.  bei  den  nationalOkonomisch  so 
genannten  occupatorischen  Arbeitsarten  (Jagd,  Fischfang,  Früchtesammeln,  Bergbau) 
vorkommt.  Die  Einseitigkeit  der  rOmisch- rechtlichen  Eigenthumslehre  liegt  in  der 
aUeinigen  Betonung  des  Herrschaftsmoments  wie  im  ganzen  römischen  Piiratrecht, 
so  auch  im  Eigenthom.  (Vgl.  darüber  Stahl,  Bechtsphilosophio  II,  S.  368  ff.  und 
den  Anhang  über  den  Werth  des  römischen  Pri?atrechts,  S.  509.)  Gut  characterisirt 
Stahl  das  römische  und  germanische  Recht  folgendermaasscn:  „während  das  erstere 
die  Guterwelt  bloss  als  eine  vorhandene  auffasst,  deren  Objecto  die  Individuen  sich 
durch  ihren  Willen  aneignen  und  gegenseitig  mittheilen  (also  Occupation  und  ander- 
^eits  Eroberung  seitens  des  Volksganzen!),  fasst  sie  das  germanische  Becht  zugleich 
als  eine  durch  die  menschliche  Gemeinschaft  stets  neu  zu  producirende  auf,  wonach 
denn  die  Rücksicht  auf  diese  Production  und  deren  Förderung  ein  bestimmendes 
Moment  auch  für  die  Art  der  Aneignung  und  der  Mittheilung  werden  muss."  Volks- 
wirthschafÜich  ist  selbstrersfändlich  nur  die  letztere  Auffassung  richtig  und  damit 
das  römische  Recht  in  materieller  Hinsicht  verurtheilt,  oder  wiees  Ahrens,  etwas 
zu  eng,  ausdrückt,  dieselbe  Stelle  von  Stahl  citirend:  die  Römer  konnten  kein  Ar- 
beitsrecht erzeugen  (II,  140  Anmerkung). 

2.  Die  Arbeitstheorie  oder  die  speeifiseh  national-öko- 
nomische Eigenthamstheorie,  die  vierte  hier  zu  prtlfende.  Der 
innere  (rechtsphilosophisehe)  Rechtsgrand  des  Privateigentbums 
wird  hier  in  dem  ,,natflrlichen''  (oder  dem  y^natürlichen  Gerechtig- 
keitsgefbhl  entsprungenen '')  Rechtsanspruch  des  Arbeiters  auf  die 
Prodnete  seiner  Arbeit  gefunden. 

Dieses  Moment  halte  ich  wenigstens  für  das  der  Arbeitstheorie  wesentliche: 
Der  Arbeiter  hat  durch  seine  Arbeit,  seine  mtthevoUe  Thätigkeit  die  Güter,  welche 
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ins  Eigeothuin  treten  sollen,  geschaffen.  Die  Entstehung  dieser  Güter  ist  die  Wirkung 
jener  Arbeit,  die  Verbindung  des  Prirateigenthums  mit  der  Arbeit  daher  gerecht 
und,  wie  man  auch  sagen  kOonte,  ttXi  eine  andere  Entscheidung  kein  zureichender 
Grund  da.  Man  sieht  freilich  sofort,  wie  leicht  sich  diese  Theorie  gegen  Grund- 
eigenthum  und  gegen  die  jetzige  Eigenthumsordnung  benutzen  l&sst.  Von  der  also 
aufgefassten  Arbeitstheorie  ist  die  oben  sogenannte  natürlich  -  ökonomische  Theorie  zu 
unterscheiden,  was  aber  keineswegs  immer  von  den  Vertretern  der  ersteren  geschieht 
Dieselben  lassen  meistens  darüber  im  Unklaren,  ob  sie  dem  Arbeiter  das  Eigenthum 
am  Product  seiner  Arbeit  zuschreiben,  weil  sie  dies  für  gerecht  und  für  logisch 
consequent  wegen  der  Entstehung  der  im  Eigenthum  stehenden  Güter  durch  jene 
Arbeit,  oder  weil  sie  dies  wegen  der  wirthschaftlichen  Natur  des  Menschen  ftlr 
nützlich  und  zweckmässig  halten,  um  zur  Arbeit  anzuspornen.  In  der  Regel  denken 
sie  wohl  an  Beides,  was  ja  zusammenhängt,  aber  doch  wesentlich  verschieden  ist.  — 
Die  Arbeitstheorie  wird  auf  Locke  zurückgeführt  Ton  civil  gorernment  II,  §.  25  ff.), 
der  Tom  Bedürfniss  ausgeht.  Dieses  ftlhrt  zur  Arbeit  und  so  wird  das  Prirateigen- 
thum  an  dem  Arbeitsproduct  auf  die  Arbeit  begründet  (übrigens  nur  ein  Eigenthum 
begrenzten  Umfangs  nach  Locke):  was  seinem  ursprünglichen,  natürlichen  Zustand 
entfremdet  wird  durch  Vermischung  mit  der  menschlichen  Arbeit,  wird  so  Eigenthum 
des  Menschen.  Siehe  Locke's  Theorie  in  dem  Auszuge  aus  seiner  genannten  Schrift 
von  Schär  er  in  der  Tübinger  Zeitschrift  1859,  XV,  5.S7.  Sehr  deutlich  tritt  in 
dem  knappen  Text  des  §.  77 «von  Röscher  I,  bei  M.  Wirth,  Grundzüge  I,  378, 
M*Gulloch,  principles,  p.  77  ff.  die  Betonung  der  noth wendigen  Rücksicht  auf  das 
wirthschaftliche  Selbstinteresse  bei  der  Eigenthomsinstitution  hervor.  Die  Arbeits- 
theorie femer  z.  B.  bei  Bastiat,  petits  pamphlets,  propri6tö  et  loi,  oeuvres,  ed.  1854, 
IV,  275  ff.  Er  versteht  unter  Eigenthum  „das  Recht,  welches  der  Arbeiter  auf  den 
Werth  hat,  den  er  durch  seine  Arbeit  geschaffen  hat'',  S.  276,  und  eifert  sehr  gegen 
die  unten  sogenannte  Legaltheorie:  nach  ihm  existiren  Gesellschaft,  Personen,  Eigen- 
thum vor  den  Gesetzen  oder:  weil  es  Eigenthum  giebt,  g^ebt  es  Gesetze,  nicht  um- 
gekehrt, also  gerade  entgegengesetzt  dem  Standpnncte  von  Bentham,  siehe  unten. 
Ganz  gut  zeigt  Cairnes  die  Unzulässigkeit,  die  Arbeitstheorie,  der  er  sonst  beitritt, 
auf  privates  Grundeigen  thum  anzuwenden,  gegen  Bastiat,  Garey  u.  s.  w.,  im 
richtigen  Anschluss  an  die  Ricardo  sehe  Grundrententheorie  in  der  Frage,  essays  in 
poUtical  economy,  London  1873,  in  dem  essay  über  die  Bodenfrage,  p.  190  ff.  Siehe 
auch  Bastiat 's  harmonies  ^conom.,  eh.  8  u.  9.  Femer  Thiers,  de  la  propri6te, 
besonders  B.  1,  Kap.  12.  Diehl,  a.  a.  0.  I,  36  ff.  Besonders  beachtenswertii,  weil 
einige  Consequenzen  für  die  juristische  Auffassung  des  Eigenthums  aus  der  Arbeits- 
theorie ziehend,  ist  Leist,  über  die  Natur  des  Eigenthums. 

Diese  Theorie  nimmt  dann  bei  einigen  Eigenthumsobjeeten 
noch  eine  etwas  andere  Form  an  und  erfährt  eine  Weiterbildung. 
Das  private  Kapitaleigenthum  speciell  wird  gleichzeitig  mit  auf 
das  Moment  der  Ersparung  der  ,,  eigenen ''  Arbeitsproducte,  das 
private  Grnndeigenthum,  besonders  Hauptarten  desselben  wie  das 
ländliche  (Agrar-)  Eigenthum,  wird  ebenso  auf  das  Moment  der 
Hineinwendung  ,,eigener^'  Arbeit  und  „eigenen^'  Kapitals  in  den 
Boden  begründet.  Die  ,, Arbeitstheorie''  verbindet  sich  als  Theorie 
der  Begründang  des  Eigenthums,  dort  mit  einer  ,,Spartheorie'S 
hier  —  so  könnte  man  es  nennen  —  mit  einer  „Theorie  des  Boden- 
anbaus''.  Schliesslich  lässt  sich  dann  die  Arbeitstheorie  noch  ver- 
allgemeinern zu  einer  Theorie  der  Begründung  des  privaten  Eigen- 
thums auf  den  wirthschaftlichen  Erwerb  im  einzelwirthschaftlichen 
Produetionsprocess  oder  in  der  Unternehmung  —  eine  Erweiterung 
der  Arbeitstheorie,  welche  zur  Begründung  der  Privateigenthums- 
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institution  des  positiven  Rechts  in  jeder  etwas  entwiekelterea  Volks- 
wirthschaft  mit  grösserer  Arbeitstheiluog  nothwendig  ist. 

Vgl.  Röscher  I,  §.  77.  Die  berechtigen  Einwände  Lassalle's  gegen  die 
übliche  DarstelloDg  der  EnsteLang  des  Kapitals  (d.  1.  des  Kapital  besitzes)  und  die 
daraus  abgeleitete  Begründung  des  Kapitaleigenthams  (Kapital  und  Arbeit,  S.  70  ff.) 
müssen  auch  hier  berücksichtigt  werden.    Siehe  nnten  §.  185  ff.,  §.  151. 

C.  EigeDthnmstheorieen,  welche  darauf  verzichten,  das  Privat- 
eigenthnm  als  notbwendige  Gonsequenz  der  menschlichen  Natur  zu 
erweisen  oder  es  allgemein  auf  ein  bestimmtes  Princip  des  Erwerbs 
im  concreten  Fall  oder  auf  ein  Gerechtigkeitspostulat  innerlich  zu 
begründen.  Der  rechtsphilosophische  Character  dieser  Theorieen 
könnte  eben  deshalb  bestritten  werden.  Aber  jener  Verzicht  ent- 
hält nicht  bloss  eine  Negation,  sondern  das  wichtige  positive 
Anerkenntniss,  dass  das  Privateigenthnm,  eben  weil  es  nicht 
nach  jenen  anderen  Theorieen  sich  begründen  lasse,  nur  eine 
Institution  des  positiven  Rechts  und  als  solche  überhaupt 
nur  auf  die  freie,  freilich  durch  Rücksichten  der  social-ökonomischen 
Zweckmässigkeit  und  der  Gerechtigkeit  .bestimmte,  daher  teleo- 
logisch nach  den  Bedürfnissen  des  Gemeinschaftslebens  vorgehende 
Rechtsbildung  zu  begründen  sei.  In  diesen  Theorieen  werden  daher 
die  richtigen  Momente,  welche  die  vorgenannten  Theorieen  ent- 
halten, anerkannt,  aber  nur  als  Momente,  welche  fUr  die  Gestaltung 
der  Privateigenthumsordnung  durch  das  Recht  von  der  rechts- 
bildenden Kraft  des  menschlichen  Gemeinschaftslebens  zu  berück- 
sichtigen sind.  Dagegen  wird  bestritten,  dass  sich  ausserhalb  des 
positiven  Rechts  die  Privateigenthumsinstitution  als  solche  über- 
haupt durch  jene  anderen  Theorieen  ^,begrttnden"  lasse. 

Die  Eigenthumstheorieen  dieser  dritten  Kategorie  unterscheiden 
sich  anter  einander  nur  darin,  wie  sie  die  Institution  durch  die 
Rechtsbildnng  entstehen  lassen.  Man  hat  früher  wohl  einen  all- 
gemeinen Vertrag  angenommen,  durch  welchen  man  aus  allge- 
meiner Gütergemeinschaft  herausgetreten  sei  und  das  Privateigenthum 
als  Institution  des  Rechts  begründet  habe  („Vertragstheorie"). ^) 
Diese  Auffassung  fällt  mit  der  unhaltbaren  Fiction  eines  solchen 
Vertrags.  Richtiger  geht  man  bei  diesen  Theorieen  auf  die  Quellen 
der  Rechtsbildung  zurück  und  begründet  daher  das  Privat- 
eigenthum als  Institution  des  geltenden  Rechts  auf  Gewohnheits- 
recht, Gesetz  und  staatliche  Anerkennung.    Die  bestimmte, 

*)  Ahrens,  Natnrrecht  II,  140.  Zuerst  H.  Grotios,  Paffen dorf,  auch 
Boossean.  In  einem  Pancte  erscheint  diese  Theorie  auch  noch  bei  Kant.  Diehl 
I,  58  ff. 
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also  formalirte  Theorie  kann  man  etwa  die  ,, Legaltheorie'' 
nennen,  die  fünfte  der  hier  zu  untersuchenden  Eigenthumstheorieen. 
Die  Legaltheorie  wird  auch  in  diesem  Werke  vertreten  (§.  118  ff.)y 
jedoch  in  dem  Sinne,  daher  auch  mit  der  Einschränkung,  dass  die 
richtigen  Puncte  in  den  anderen  Theorieen  eben  im  Rechte  zu 
Geltung  kommen  müssen. 

Sie  findet  sich  bei  Hobbes  (Lenathan  c.  24),  bei  Montesquieu  (esprit  des 
lois,  XXVI)  und  neuerdings  besonders  bei  Bentham,  in  dem  traitd  de  legislation, 
wo  direct  die  These  verfochten  wird:  vor  den  Gesetzen  kein  Eigentham,  nehmt  die 
Gesetze  weg  und  alles  Eigenthum  hört  auf.  Darüber,  bezw.  dagegen  siehe  Gomte, 
trait6  de  propri6t6  IL  343;  A.  Clement,  essai  sur  la  sdence  sociale,  I.  partie  1« 
eh.  4,  besonders  p.  120  ff.  Die  positiven  Juristen,  besonders  in  Frankreich,  halten 
sich  vielfach  an  diese  Legaltheorie.  Von  deutschen  Juristen  u.  a.  Hugo,  Rechts- 
philosophie, §.  104  tf.  —  Siehe  aus  der  neuesten  philosophischen  Litteratur  besonders 
die  ansprechenden  Ausführungen  von  Paulsen  in  seiner  Ethik  (3.  Aufl.,  II,  305  ff., 
363  ff.,  376  ff.).  Er  weist  die  Occupatioostheorie  auch  ab,  erkennt  in  der  Arbeits- 
theorie ein  berechtigtes  Moment,  fahrt  die  Anerkennung  des  Eigenthums  im  Recht 
aber  auf  die  beiden  grossen  Interessen  der  Ge^ollschaft,  Friedensbewahrung  und 
Förderung  der  GQtererzeugung  zurück  (S.  309).  In  Auseinandersetzungen  mit  dem 
Sodalismus  (S.  376)  hebt  er  richtig  hervor,  wie  es  kein  Recht  auf  die  ewige  Fort- 
dauer der  gegenwärtig  bestehenden  Eigenthumsordnung  gebe.  „Das  bestehende 
Eigenthumsrecht  ist  durch  den  Staat  geschaffen"  (S.  377).  Die  Umformung  der 
Eigenthumsordnong  sei  nicht  eine  Frage  des  Rechts,  sondern  der  Zweckmässigkeit 
und  der  teleologischen  Nothwendigkeit  —  G.  Cohn  hat  auch  meine  Behandlung  der 
Legaltheorio  gelegentlich  einen  Yerzweiflungsact  genannt,  um  der  ungelösten 
Schwierigkeiten  der  „Begründung'*  des  Privat^-igenthums  Herr  zu  werden,  und  sie 
ein  andermal  als  eine  besonders  prätentiöse  Oberßächlichkeit  bezeichnet  (System  I, 
413).  „Tiefer  bohre  die  Übliche  (sie!)  Rechtfertigung  des  Eigenthums  durch  die 
Arbeit.*'  Indessen  „bohrt**  er  selbst  leider  nicht  tiefer  die  maassgebenden  Puncte  an, 
die  fQr  die  Würdigung  dieser  Theorieen  in  Betracht  kommen,  und  endet  ohne  klare 
Conclusion.  Ich  glaube,  meine  frühere  Darstellung  aufrecht  halten  zu  dürfen.  — 
V.  Scheel.  Artikel  Eigenthum  (Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  III,  14  ff.) 
unterscheidet  noch  Privat-  und  Sondereigenthum,  stellt  dar  und  beunheilt  die  Eigen- 
thumstheorieen (inclusive  eine  fünfte:  Erklärung  des  Eigenthums  ans  der  Redits- 
entwicklun«:  und  Begrttndunx  desselben  aus  der  Zweckmässigkeit)  wesentlich  ähnlich 
wie  ich  und  schliesst  richtig  (S.  19):  „dass  überhaupt  so  summarische  Begründungen 
des  Eigenthums  an  und  für  sich,  wie  sie  die  älteren  Theoretiker  liefern  wollen,  unzu- 
lässig sind ;  dass  vielmehr  nach  den  Kategorieen  der  Sachgüter  und  den  Zwecken,  die 
man  darch  die  eine  oder  andere  Eigenthamsform  erreichen  kann,  geschieden  werden 
mnss.**  .  .  .  „So  wird  das  Eigenthum  mit  seiner  Zweckbestimmung  in  Verbindung 
gebracht  und  es  lässt  sich  damit  in  seinen  verschiedenen  Formen  erklären  und  be- 
gründen.** 

Die  Differenz  der  Vertreter  der  verschiedenen  Eigenthums- 
theorieen in  den  weiteren  Gonseqaenzen,  die  sie  fUr  die  Eigenthams^ 
Ordnung  ans  ihrer  Theorie  ziehen,  ist  übrigens  keineswegs  immer 
bedeutend.  Es  bandelt  sich  fdr  die  Nationalökonomie  jedoch  um 
die  Führung  des  Nachweises^  dass  unmittelbar  keine  der  vier 
ersten  Theorieen  genügt  und  die  Rechtsbildung ,  bez.  heute  die 
Gesetzgebung  viel  mehr  freien  Spielraum  in  der  Eigenthumsordnung 
hat,  als  zugegeben  wird  und  werden  kann,  sobald  man  strict  eine 
jener  Theorieen  annimmt  und  die  Consequenzen   aus  ihr  für  das 
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Recht  zieht.  Die  Uohaltbarkeit  eines  soleben  Verfahrens  in  der 
Eigenthnmsfrage  wird  im  Folgenden  nachzuweisen  gesucht.  Da- 
durch aber  wird  der  Boden  fUr  eine  socialökonomisch  richtige 
Eigenthumslehre  gewonnen.  Die  vagen  Allgemeinheiten  unserer 
Recbtspbilosophieen  genügen  in  dieser  Hinsicht  nicht. 

U.  —§.103  [256].  Vorläufige  allgemeine  Beurtheilung 
dieser  Theorieen.  Der  speciellen  Kritik  dieser  Theorieen 
(§.  104  ff.)  schicken  wir  einige  allgemeine  kritische  Bemerkungen 
voraus.  ^) 

A.  Die  beiden  ersten  Theorieen  unterscheiden  jedenfalls  mit 
Recht  den  eigentlichen  Entstehungsgrund  der  Privateigen- 
thumsinstitution  von  der  äusseren  Erwerbsart  des  Eigenthums 
im  concreten  Fall.  Die  Occupations-  und  die  Arbeitstheorie  iden- 
tificiren  fälschlich  diese  beiden  Momente.  Auch  wenn  in  diesen 
beiden  Theorieen  ein  richtiges  Postulat  der  Gerechtigkeit  fUr  die 
Gestaltung  der  Eigenthumsordnung  anerkannt  wird,  so  ist  das  noch 
kein  innerer  Grund  der  Institution. 

Abrens,  Katnrrecht  II,  134.  —  Auch  Proadhon,  de  La?eleye  und  die 
meisten  Kritiker  der  Eigenthamstheorieen  unterscheiden  hier  nicht  richtig. 

B.  Die  natürliche  Eigenthumstheorie,  wie  sie  auch  immer 
tbrmulirt  werden  mag,  z.  B.  in  der  Weise  von  Ähren s,  welcher 
„den  Grund  des  Eigenthums  allein  in  der  nothwendigen  Beziehung 
der  vernünftig  sinnlichen  Persönlichkeit  zu  den  Sachen"  findet^), 
leidet  an  einer  viel  zu  grossen  Vagheit  gerade  in  Bezug  auf  ihren 
Ausgangspunct.  Deshalb  lässt  sich  aus  dieser  Theorie  ebensogut 
eine  dem  Privateigenthum  gegnerische  (socialistische)  Rechtsordnung 
flir  die  Sachgüter  begründen^)  und,  soweit  ttberhaapt  noch  etwa 
Privateigenthum,  höchstens  ein  solches  an  GebranchsvermOgen, 
nicht  an  Productionsmitteln  (Boden  und  Kapital).   (Siehe  §.  104  ff.) 

Die  mangelnde  Unterscheidung  dieser  beiden  Eigen thnmsarten  ist  der  grOsste 
nnd  folgenreichste  Fehler  der  Rechtsphilosophen.  Auch  Stahl  hat  die  Frage  hier 
trotz  der  richtigen  Unterscheidung  einer  doppelten  Bestimmnng  des  Vermögens 
nicht  gefordert  (Rechtsphilosophie,  II,  1,  3.  Aufl.,  S.  363).    Siehe  unter  Kr.  G. 

C.  Von  allen  principiellen  Bedenken  gegen  Theorieen  selbst 
abgesehen,  welche  das  Privateigenthum  anders  als  durch  die  Legal- 

>)  Siehe  auch  Diehl,  Proudhon  I.  35—51.  t.  Scheel,  Artikel  Eigenthum  im 
HandvOrterbnch  der  Staatswissenscbaften. 

*>  Ahrens,  II,  134. 

')  Wie  einmal  gegen  Treitschke  ganz  folgerichtig  eingewandt  wurde,  in  der 
Wochenschrift  „Die  Wage"  von  G.  Weiss,  Separatabdruck:  „Herr  von  Treitschke", 
socialistische  Replik,  Leipzig  1875,  S.  35. 
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theorie  in  der  bier-  vertretenen  AaffassiiDg  derselben  begründen 
wollen,  so  leiden  die  vier  erstgenannten  Tbeorieen  und  ihre  etwaigen 
weiteren  Abarten  an  dem  gemeinsamen  Febler,  das  Privateigenthum 
in  abstracto  ganz  allgemein  anf  eine  und  dieselbe  Weise  begründen 
zn  wollen.  Dies  ist  unmöglich,  wie  im  Folgenden  näher  nachge- 
wiesen wird.  Es  muss  vielmehr  von  vornherein  auch  bei  jedem 
Versuche  der  Begründung  des  Privateigenthams  eine  Unterscheidung 
des  letzteren  nach  den  ökonomischen  Zwecken,  welchen  die  im 
Eigenthum  stehenden  Objecte  dienen,  und  daher  nach  den  ökono- 
mischen Fanctionen  dieser  Objecte  erfolgen  (§.  97).  Danach  be- 
stehen gimndverschiedene  Eigenthumsarten  (in  diesem  »Sinne  des 
Worts),  welche  sich  nicht  auf  eine  und  dieselbe  Weise  „begründen^' 
lassen.    Dies  beachten  jene  Eigenthumstheorieen  nicht. 

Einzelne  Bichtnngen  der  Bechtspbilosophie  haben  zwar  die  Nothwendigkeit 
betont,  das  Eigentbnm  nicht  nar  abstract  zu  behandeln,  sondern  das  Moment  des 
Zwecks  za  berücksichtigen  nnd  danach  verschiedene  Arten  Eigenthum  zu  trennen. 
(So  im  Keim  schon  bei  Fichte,  dann  bei  Krause  und  besonders  in  seiner  Schule. 
Ahrens,  Naturrecht  II,  lOS:  Seh m oller  ttber  Fichte  in  Hildebrand's  Jahrbachem, 
y,  46.  Auch  Samter,  Eigenthumsbegriff,  S.  293.  Trend^leuburg,  Naturrecht 
§.  93  ff.)  Aber  die  Gonsequenzen  dieser  richtigen  Ansicht  siud  in  den  Versuchen 
zur  Begründung  des  Pri?ateigenthums  nicht  gehörig  gezogen  worden.  Die  Bechts- 
geschichte  und  selbst  noch  das  heutige  Becht  wiesen  ebenfalls  auf  eine  solche 
Unterscheidung  der  Eigenthumsarten  in  der  verschiedenen  Stellung,  welche  sie  dem 
privaten  Grund-  und  dem  Mobil  eigenthum  gaben,  hin.  Aber  auch  dieser  Hinweis 
des  Rechts  selbst  ist  in  den  Eigenthumstheorieen  nicht  richtig  benutzt  worden.  Die 
apriorische  Construction  des  absoluten  Eigenthumsbegrifis,  die  neuere  Bechtsentwick- 
lung  unter  dem  Einlluss  des  römischen  Rechts  haben  auch  die  Bechtsphilosophie  aber 
die  Unterscheidung  der  Eigenthumsarten  nur  noch  mehr  hinwegsehen  lassen. 

Diesem  fehlerhaften  Verfahren  gegenüber  ist  der  Satz  aufzu- 
stellen: dass  die  verschiedenen  Privateigenthumsarten, 
welche  nach  den  grossen  Kategorieen  der  ökonomischen  Zwecke 
der  Sachgüter  zu  unterscheiden  sind,  je  auf  besondere  Art  be- 
gründet werden  müssen,  soweit  überhaupt  von  einer  ^^Begründung'' 
ausserhalb  unserer  Legaltheorie  gesprochen  werden  kann.  Auch 
wenn  man,  wie  bei  den  Eigenthumstheorieen  der  dritten  Kategorie, 
die  „inneren  Gründe",  welche  die  anderen  Tbeorieen  für  die  Eigen- 
thumsinstitution  aufstellen,  richtiger  Weise  nur  als  Momente  gelten 
lässt,  welche  in  dem  das  Privateigenthum  als  solches  schaffenden 
Rechte  fUr  die  Gestaltung  der  Eigenthnmsordnung  wegen  der  ent- 
scheidenden Interessen  und'Zwecke  des  Gemeinschaftslebens  maass- 
gebend  sein  müssen,  so  sind  in  der  Beweisführung  diese  nach  den 
Zwecken  der  Objecte  unterschiedenen  Eigenthumsarten  genau  aus 
einander  zu  halten.  Gründe,  mit  welchen  bei  der  einen  Eigenthums- 
art  zu  argumentiren  ist,  erweisen .  sich  leicht  bei  einer  anderen  hin* 
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fäUig.  So  ist  z.  B.  die  ZarückfUbroDg  des  Privateigenthums  auf 
Arbeit  von  ganz  anderer  Tragweite  bei  Mobileigenthum  als  bei 
Grandeigenthnm.  ^) 

D.  Die  richtige  Eigentfaumstheorie  muss  demnach  eine  Ein- 
theilnng  des  Eigenthums  nach  dem  ökonomischen  Zweck 
and  der  ökonomischen  Function  der  im  Eigenthnm  stehenden 
Sachen  zu  Grande  legen,  wie  sie  in  §.  97  gegeben  worden  ist 
Hierin  liegt  auch  für  die  rechtsphilosophische  Betrachtung  und  für 
die  juristische  Construction  der  Privateigenthumsinstitution  die  viel 
zu  wenig  beachtete  Bedeutung  der  nationalökonomischen 
Untersuchung  dieser  Institution.  Man  hat  das  Privateigenthnm  zu 
einseitig  von  der  rechtlichen,  zu  wenig  von  der  ökonomischen  Seite 
anfgefasst  Dies  Eigenthum  ist  freilich  zunächst  Rechtsiostitut, 
aber,  weil  es  sich  auf  wirthschaftliche,  bez.  Sachgttter  bezieht,  ist 
es,  einmal  vom  Rechte  anerkannt,  auch  Wirthschaftsinstitut,  nem- 
lieh  der  rechtlich  formnlirte  Inbegriff  der  wirthschaftliohen  Macht 
eines  Rechts-  und  Wirthschaftssubjects ,  eben  des  Eigenthümers. 
Diese  Macht  aber  gestaltet  sich  wesentlich  verschieden  nach  der 
natflrlichen  Beschaffenheit  und  nach  dem  ökonomischen  Zweck  der 
Eigenthumsobjecte,  an  welche  Momente  daher  die  Begründung  der 
Institution  und  die  Gestaltung  der  Eigenthumsordnung  anzuknüpfen 
ist.  Nunmehr  wenden  wir  uns  zur  näheren  Betrachtung  und  Kritik 
der  einzelnen  Eigen thnmstheorieen. 

2.  Abschnitt. 

Die  natflrliehe  und  die  natürlich-Ökonomische  Eigenthums- 

theorie. 

I.  §.104  [262].  Die  natürliche  Eigenthumstheorie  (§.102, 
A,  1).  Sie  ist  von  der  Rechtsphilosophie  gewöhnlich  ohne  beson- 
dere Hervorhebung  der  wirthschaftlichen  Natur  des  Menschen  auf- 
gestellt worden.  Im  Folgenden  wird  sie  zunächst  auch  ohne  Be- 
rficksicbtigung  der  Modification  geprüft,  welche  sie  als  natürlich- 
ökonomische oder  zweite  Eigenthnrastheorie  erhält. 

A.  Die  natürliche  Theorie  leitet  das  Privateigentbum  schlecht- 
weg, nicht  bloss  einzelne  Arten  desselben,  unmittelbar  aus  dem 
Begriff  und  Wesen  der  individuellen  Persönlichkeit  mit  ihren  indi- 

*)  So  wesentlich  jolzt  v.  Scheel  in  dem  genannten  Artikel  Eigenthum,  vgl. 
auch  Paulseo,  a.  a.  0.    Die  hl,  a.  a.  0.  I,  151. 
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viduellen  sinnlicb-sittlichen  Lebenszwecken  nnd  ihrer  Aufgabe  der 
,,freien  Gestaltung  der  Lebensweise''  (Stahl),  oder  der  „Selbst- 
bethätignng'',  ^^Selbstbehauptung''  und  „Selbsterweiterung"  als  noth- 
wendige  Folge  ab. 

Stahl,  Rechtsphilosophie  II,  1,  863.  Er  stellt  hier  dem  Vermögen  eine  doppelte 
Bestimmung,  Befriedigung  durch  die  äusseren  Gegenstände  und  Herrschaft  Über  sie 
zur  freien  Gestaltung  der  Lebensweise.  Beides  sei  untrennbar,  jedes  nur  in  Beziehung 
auf  das  andere.  Der  Fehler  der  Eigenthumstheorieen  sei^  dass  bald  nur  das  eine,  wie 
in  den  sensualistischen  (z.  B.  Locke),  bald  nur  das  andre  Moment,  wie  in  den  neueren 
naturrechtlicheu  Theorieen  beachtet  werde,  wie  bei  Kant  und  Hegel.  Das  zweite 
Moment,  die  Bethätigung  der  Persönlichkeit,  betrachtet  er  als  das  bedeuten- 
dere, ebenda  S.  366.    Siehe  jedoch  unten  §.  105  bei  2  und  §.  106. 

Hiergegen  ist  aber  Folgendes  einzuwenden. 

1.  Diese  Ableitung  des  Privateigenthnms  ist  keine  Begründung 
der  Privateigenthumsinstitution,  sondern  zunächst  nur  eine  petitio 
principii.  Denn  es  fehlt  vollständig  der  Nachweis,  dass  die  Per- 
sönlichkeit ausschliesslich  nur  durch  jene  Institution  ihre  Zwecke 
erreichen  könne.  Man  kann  nar  zugeben,  dass  das  Sondereigen- 
thum  hierfür  eine  der  möglichen  Rechtsgcstaltungen  im  Gebiete 
der  Vermögenswelt  ist.  Ob  auch  nur  die  beste,  das  bleibt  die  erst 
zu  beantwortende  Frage.  Nicht  ein  persönliches  Eigenthum,  son- 
dern nur  gewisse  Verfttgungsbefagnisse  über  Sachen  bedarf  wenig- 
stens in  vielen  Fällen  das  Individuum  zu  seiner  Selbstbehauptung 
und  Selbstbethätigung. 

2.  Selbst  wenn  man  aber  diese  „Begründung^'  des  Eigenthums 
auf  die  Persönlichkeit  gelten  lassen  will,  so  ist  dieselbe  etwas  so 
Vages,  dass  dadurch  in  der  Frage  der  Institution  des  Privateigen- 
thums  kein  fester  Boden  gewonnen  wird.  Es  zeigt  sich  dies  am 
Besten  darin,  dass  von  socialistiscber  Seite  mit  ebenso  viel  oder 
wenig  Fug  eine  dem  Privateigenthum  gerade  entgegengesetzte 
Rechtsordnung  für  die  Vermögenswelt  aas  dem  Begri£f  und  Wesen 
der  menschlichen  Persönlichkeit  abgeleitet  wird,  nemlich  eine  solche, 
welche  allen  Menschen  die  erforderlichen  wirthschaftlichen  Güter 
zur  Erfüllung  ihrer  sinnlich-sittlichen  Lebenszwecke  verschaffe  oder 
doch  wenigstens  zur  Erreichung  dieses  Ziels  für  Alle  die  gleichen 
ökonomischen  und  rechtlichen  Bedingungen  aufstelle.  Deshalb  ist 
das  Eigenthum  Privater  an  Productionsmitteln,  der  characteristische 
Hauptpunct  der  geltende  Privateigenthumsordnung,  vom  Socialismns 
folgerichtig  angegriffen  und  grandsätzlich  verworfen  worden.  Denn 
dieses  Eigenthum  erschwere  oder,  nach  Manchen,  verhindere  für 
den  grössten  Theil  der  Menschen  die  Erreichung  jenes  doch  durch 
das  Wesen  der  Persönlichkeit  gesetzten  Ziels,  wofür  man  sich  auf 
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die  Erfahrungen  hinsichtlich  der  Vertheilang  des  Volksvermögens 
nnd  Volkseinkommens,  zumal  im  System  der  freien  Concurrenz, 
beruft.  Die  ,,BegrUndang''  der  Privateigenthumsinstitution  auf  die 
menschliche  Persönlichkeit  schlechtweg  hat  keinen  grösseren  wissen- 
schaftlichen Weiiih  als  die  Begründung  einer  strict  entgegengesetzten 
Vermögens-Rechtsordnung  darauf. 

Nicht  Alle  sa^en  es  so  offen  und  nnzweideutif^  wie  Stahl  (a.  &.  0.  S.  355): 
,4nit  dem  Eigenthnm  ist  die  Ungleichheit  des  YermOgens  noth wendig  gegeben*'. 
Oder  neuerdings,  freilich  riel  doctrinärer  nnd  zugespitzt,  Lasso n  (Rechtsphilosophie, 
S.  597):  „Die  Ungleichheit  der  Guter  im  Sondereigenthnm  ist  ebenso  durch  die  Ge- 
rechtigkeit gefordert,  wie  sie  durch  die  Natur  gegeben''.  „Auch  diese  Ungleichheit 
gehört  dazu,  damit  der  Mensch  im  yoUen  Maasse  Indiriduum  sei*'.  „Die  Ungleichheit 
der  Güter,  die  Noth  des  Einen  neben  dem  relativen  Ueberfluss  des  Andern,  liegt 
ebenso  in  der  Idee  des  Eigenthums,  wie  das  Eigenthum  in  der  Idee  der  Persönlich- 
keit liegf*.    Vgl.  auch  Proudhon,  qu'est-ce  que  la  propri6t6,  eh.  3,  §.  5. 

§.  105  [263].  B.  Etwas  günstiger  ist  die  natürliche  Eigenthums- 
theorie  zu  beurtheilen  als  Theorie  zur  Begründung  gewisser  Eigen- 
thumskategorieen.  Es  lässt  sich  nemlich  durch  sie  ein  Privateigen- 
thum  am  Gebrauchsyermögen  oder  doch  an  Theilen  desselben 
^,begründen'',  d.  h.  soweit  ausserhalb  der  Rechtsbildung  von  ,,Be- 
gründnng''  des  Eigenthums  gesprochen  werden  kann.  Richtiger 
gesagt :  es  entspringt  ans  dem  Wesen  der  menschlichen  Persönlich- 
keit die  noth  wendige  Forderung,  dass  die  Rechtsbildung  zur  In- 
stitution eines  gewissen  Privateigenthnms  führe.  Jedoch  hat  auch 
diese  ,,Begrttndung^'  des  Privateigenthums  an  Gebrauchsyermögen 
eine  nur  beschränkte  Bedeutung  und  für  die  Gardinalfrage ,  die 
Begründung  des  Eigenthums  an  Prodnctionsmitteln,  an  Kapital  und 
Boden,  folgt  aus  der  Begründung  jenes  ersteren  Priyateigenthums 
nicht  so  yiel,  wie  man  anzunehmen  pflegt. 

1.  Das  Eigenthum  an  Gebrauchsyermögen  ist  nemlich  nur  fElr 
denjenigen  Theil  des  letzteren,  welcher  als  Verbrauchsyermögen 
zur  Befriedigung  der  unentbehrlichsten  Existenzbedürfnisse  (I,  §.  268) 
des  Indiyiduums  dient,  als  nothwendige  Consequenz  der  mensch- 
lichen Natur  oder  „der  Beziehung  der  yernünftig-sinnlichen  Lebens- 
zwecke der  Persönlichkeit  zu  den  Sachen^'  abzuleiten.  Alles  übrige 
Priyateigenthum  Priyater  an  Gebrauchsyermögen  lässt  sich  auf  diese 
Weise  nicht  „begründen'^  Deshalb  hat  jene  Eigenthumstheorie 
keine  grosse  Tragweite. 

Eigentlich  wird  nur  etwas  Selbstrerständliches  und  kaum  ernstÜch  Bestrittenes 
„begrttndef *.  Auch  Fon  socialistischer  Seite  ist  wohl  mit  dem  indinduellen  ..Arbeits- 
einkommen*' ein  „Arbeitseigenthum''  an  den  zur  Bedutfnissbefriedigung  dienenden 
Arbdtsproducten ,  d.  h.  an  Gebrauchsyermögen  als  genügend  begründet  angesehen 
worden.    Die  Art  und  Weise,  wie  selbst  so  primäre  Lebensbedürfnisse  wie  dasjenige 


222   '^'  B.  EigcDtham.  2.  E.  Begrttndangstheorieen.  2.  A.  NttOrÜche Theorie.  §.  105. 106. 

der  Wohnung  bei  ColtnrvOlkeTn  in  grossem  Umfuig  befriedigt  ▼erden,  mittelst  Mieth- 
wohnang,  beweist  z.  B.  handgreiflich,  dass  ein  PriFateigeothnm  an  Wohnungen  nicht 
natnmothwendig  ans  dem  Wesen  der  menschlichen  Persönlichkeit  folgt,  wenn  es  aoch 
Tielleicht  noch  so  zweckmässig  ist  Nicht  einmal  das  PrirateigenUmm  an  solchem 
Nutz  vermögen  l&sst  sich  also  mit  der  natürlichen  Eigenthnmstheorie  unmittelbar 
begründen. 

2.  Man  kann  noch  einwenden,  dass  die  Persönlichkeit  zur 
Erfüllung  ihrer  sittlich -sinnliehen  Zwecke  und  Überhaupt  zu  ihrer 
Bethätigung  auch  noch  weiteres  Gebrauchsvermögen  bedarf  und 
dass  daher  wenigstens  das  Eigenthum  an  letzterem  allgemein  als 
Forderung  der  Persönlichkeit  hinzustellen  sei.  Allein  es  ist  auch 
hier  nur  zuzugeben,  dass  aus  diesem  Grunde  nach  Zweckmässig- 
keitsrUcksichten  ein  solches  allgemeines  Privateigenthum  an  6e- 
brauchsvermögen  in  der  Bechtsordnung  zu  verlangen  sein  mag. 
Aus  Begriff  und  Wesen  der  Persönlichkeit  folgt  dasselbe  nicht, 
oder,  wenn  es  daraus  abgeleitet  wird,  so  ergiebt  sich  wieder  die 
Consequenz,  dass  es  Allen  in  gleichem  Haasse  zustehen  muss. 

Das  wird  gegen  Stahl  zn  sagen  sein,  wenn  er  meint,  das  Eigentham  sei  der 
Stoff  fUr  die  Offenbamng  der  IndiTidoalitit.  Warum  fehlt  den  Millionen  dieser 
Stoff,  werden  die  Socialisten  antworten.  Aehnliches  gilt  gegen  die  Aasftlhrnogen 
Lassen 's. 

3.  Wollte  man  jedoch  die  Begründung  des  Privateigenthums 
an  Gebrauchsvermögen  durch  die  natttrliche  Eigenthnmstheorie  selbst 
zugeben,  so  kann  auch  in  diesem  Falle  nur  von  einer  „Begründung'' 
des  Privateigenthumsprincips  in  Bezug  aof  das  Gebrauchsvermögen 
die  Rede  sein.  Dieses  Prineip  bleibt  aber  fBr  den  ttber  die  noth- 
wendigen  Existenzbedtirfnisse  hinausgehenden  Betrag  inhaltslos 
und  erhält  wieder  erst  durch  die  freie  Rechtsbildnng  seinen  Inhalt 
und  Umfang,  welche  bloss  bei  jenem  beschrankten  Betrag  des 
Verbrauchsvermögens  aus  der  „Natur  der  Dinge*',  d.  h.  hier  aus 
der  „Beziehung  der  Persönlichkeit  zu  den  Sachen''  folgen  würden. 
Absolutes  Eigenthum,  dem  uneingeschränkt  nur  der  Wille  des 
Eigenthümers  den  Inhalt  giebt,  und  Eigenthum  an  beliebig  grossem 
und  beliebig  beschaffenem  Gebrauchsvermögen  lässt  sich  auch  hier 
nicht  als  nothwendige  Consequenz  der  Persönlichkeit  hinstellen. 

Man  kann  ans  dem  Wesen  der  PeisOnlichkeit  höchstens  die  Nothwendigkeit  — 
richtiger:  nnr  die  Zweckm&ssigkeit  —  ableiten,  dass  das  Hecht  auch  ein  solches 
Maass  und  eine  solche  Gattung  des  GebrauchäTermögens,  welche  den  nothwendigen 
Existenxbedarf  qnantitatir  und  qualitatir  überschreiten,  in  das  indindoelle  Eigenthom 
treten  )a$se  und  dass  ferner  dieses  Eigenthum  gewisse  Verfillgung»-  und  Aussobluss- 
hefttgnisse  ftr  den  «Xigenthomei^*  Anderen  gegenüber  gewähre.  £in  ein  für  allemal 
f«>Htes  und  ein  gleiches  Maass  des  GebrauchsTennOgens  widerspricht  allerdings  dem 
Weäen  der  Persönlichkeit,  ihrem  Freiheitsbedüiibiiss ,  ihrer  FILhigkeit  in  und  ihrem 
Drange  nach  Entwicklung,  sowie  der  natürlichen  indiriduellen  Verschiedenheit  der 
Monachen.    l-nd  bestimmte  Rechte  (Befugnisse  und  Ausschlussrechtc  gegenüber  Dritten) 
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iDUiM  iaa  Eigenthata  zur  Erfullan;  seines  Zwe<:lis  dem  Inbabor  sabcn.  Aber  glclch- 
Tobi  kiiin  die  Recbbbildua;  and  aur  sie  nst^Ii  BucLsichtoji  der  ZtreckmiuisiijUil  ond 
ßerechilgkuit  und  der  Couxislenz  der  ladivlduen  lenauer  Vmttug.  Misss.  InhMt  des 
PifvRlcifeulbuma  an  dem  weileren  GebnachsTerniOfceu  bestimmen. 

§,  106  [264j.  —  C.  Das  Privateigenthum  an  Productions- 
inittelD,  an  Kapital  und  Boden,  läest  sieb  aber  DJtbt  einmal 
in  dem  beschräuklen  Maasse  wie  das  Eigenthum  an  Gebrauclis- 
verinilgcn  durch  die  natürliche  EigeDthumstheorie  „begründen". 

1.  Denn  wenn  auch  das  Individunni,  wie  man  einwenden  kann, 
oicbt  nur  setbHtvergtändlich  zu  seiner  wirthscbaftlichen  Be- 
tbätigung  im  Froductioneprocess  die  Ökonomisch -tecbnisch  ge- 
botene Veriugung  Uber  Kapital  und  Boden  nothwendig  muBS  er- 
langen können,  sondern  überhaupt  zur  tVeieu  Gestaltung  Beiner 
Lebensweise  wenigstens  die  Mßgliebkeit  besit/.en  muBB,  solche  Ver- 
fügung zu  gewinnen,  so  folgt  daraus  nicht  nothwendig,  dasB  diese 
DispoBition  durch  die  Institution  des  Privateigenlhums  des  Einzelnen 
(Prodncenten,  Arbeiters^  (des  „Sondereigeuthums")  an  den  ibm  er- 
forderlichen Produetionsmiiteln  erlangt  werden  müsse.  Es  kann 
dies  vielmehr  aucb  durch  eine  andeicHechtsordnung  für  die  Be- 
ziehungen zwischen  Prodiicenten  und  Produclionsmitteln  geschehen, 
nemlicb  dnrch  eine  solche,  welche  den  Privaten  nicht  das  Eigen- 
thuDi,  sondern  nur  ein  Recht  des  Gebrauchs  der  ProductionB- 
mittel  einräumt. 

So  uDbedingt  bd  «Ueo  Tiidlen  de«  ttelieDdea  Kipii&lH.  bui  Fabrilioii.  W«rii- 
uiogeo,  Maschinell.  iiinndsiuckeD.  »enu  nDch  unter  ctvjtigtir  Verpdicbiunir  m  Em- 
richEDng  einer  LeOigebllhT  und  einer  Entschidigung  für  Abnalzutig.  Aber  »ucb  bei 
den  BcatandthciJon  des  ditIrd runden  Kapitals  (Bob-,  HilfMtoU'ea .  UnlcrhalCnailtelD). 
welche  sofort  im  Pioductioui'proceäs  aufgebraucht  werdeu.  niasiiu  zwar  ein  behagliches 
Secbl  dem  Producentcn  und  Tcrbrancber  eiiigeriumt  werden,  das  man  als  eiu  Prlrat- 
eigenthnmsnschl  bczeichaen  kbuate.  Jedoch  würde  ein  solchea  Recht  weni^nieDs  nur 
ein  zeillich  begrenztes,  i.  B.  bei  einer  aociallsliscbeii  OrganiHtlon.  zu  sein  braucb«n, 
vUread  das  detinilire  Eigontbnmsrecht  der  jeae  Bcstandtheile  des  Kapitals  dem 
EiDielnen  lur  VerCugtiDg  atellinden  Gemcinacbafi,  daher  iti  der  Rechtsfbrm  des  Ge- 
mdo eigen th um a.  zustehen  kennte. 

Zwar  ist  es   ans  guten  Gründen,   wie   sie   die  natilrlieb-üko- 

nomiscbe  Theorie  nnd  die  Arbeitstbeorie  entballeu,  wahrscbeinlich 

'      das  Zweckmässigste  und  Gerechteste,  dass  die  rechtliche  Ordnung 

jener   Beziehungen    zwischen   ProiJucenten   und   Produetionsmitteln 

eben   in    der   Institution    des   Privateigenlhums   auch   an   den   Pro- 

I      ductionsmitteln    bestehe:    aber    nothwendig    auB    dem    Begriff  nnd 

1-    Wesen   der  Persönlichkeit   folgt   dies   nicht.     Die  Existenz  solchen 

I     Privateigenthnms    an    Produclionsmitteln    ist    deshalb   auch    keine 

I    Principien frage,  sondern  eine  ZweckmUssigkeitsfrage  (Buch  3  unten). 
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2.  Auch  der  tbatsächliche  Zustand  im  vergaDgenen  wie  im 
heutigen  Wirthscbaftsleben  liefert  denr  Beweis  fflr  die  Richtigkeit 
dieser  Anffassang.  Denn  wenn  wirklich  die  Institution  des  Privat- 
eigenthums  an  Productionsmitteln  durch  das  Wesen  der  Persönlich- 
keit nothwendig  gefordert  würde,  so  wäre  der  unvermeidliche 
Schluss,  dass  vor  Allem  die  Producenten  selbst  das  Eigenthum 
an  den  ihnen  zur  wirthscbafdichen  Betbätigung  erforderlichen  Pro- 
ductionsmitteln besitzen  müssten.  Dies  ist  wahrscheinlich  oftmals 
das  Beste,  das  Zweckmässigste ,  aber  es  ist  eben,  wie  bekannte 
Tbatsacben  beweisen,  nicht  das  Nothwendige,  nicht  einmal  das 
allgemeiner  Verbreitete. 

Denn  im  DienstFerh&ltniss  werden  die  meisten  freien  Arbeiter,  wie  ehedem  die 
unfreien,  mit  Productionsmitteln  Fremder  beschäftigt  nnd  selbständig  aof  eigene 
Rechnung  arbeiten  fiele  Unternehmer  in  gleicher  Weise  mit  gelieheneu  Kapitalien, 
gepachteten  oder  in  einer  anderen  Rechtsform  der  Nutzung  überlassonen  Grundstücken, 
gemietheten  Gebäuden,  was  im  Wesentlichen  ebenso  Tor  sich  geben  könnte,  wenn 
grundsätzlich  nur  öffentliches  (Staats-,  Gemeinde-)  oder  Gemein -Eigenthum  an  Pro- 
ductionsmitteln zugelassen  und  den  Producenten  zur  Nutzung  und  zum  Gebrauch  über- 
lassen würde.  Das  Pri?at eigenthum  an  Boden  und  Kapital  ist  für  alle  diese  Personen 
in  grossem  Umfange  Fremd thum.  Das  macht  wenigstens  die  Auffassung  des 
ersteren  als  nothwendige  Consequenz  der  Persönlichkeit  unhaltbar. 

Das  Ergebniss  der  Kritik  der  natürlichen  Eigenthumstheorie 
ist  mithin:  aus  dem  Wesen  der  individuellen  menschlichen  Persön- 
lichkeit —  wenn  man  diese  so  abstract  als  etwas  Naturgegebenes, 
nicht  als  historisch  Bedingtes  betrachtet  —  folgt  wohl  eine  noth- 
wendige Rücksichtnahme  der  Rechtsordnung  auf  das  Triebleben 
und  auf  die  Gerechtigkeitsgefühle  dieser  Persönlichkeit.  Daraus 
ergeben  sich  Momente,  welche  die  Privateigenthumsinstitution  als 
zweckmässig  und  nicht  bloss  beim  Gebrauchsvermögen  als  bedingt- 
nothwendig,  insofern  als  teleologisch  begründet  erscheinen  lassen. 
Aber  mehr  lässt  sich  aus  dem  „Wesen  des  Menschen  an  sich''  nicht 
ableiten.  Die  Rechtsbildung  hat  daher  einen  grossen  freien  Spiel- 
raum, besonders  in  Bezug  auf  das  Eigenthum  an  Productionsmitteln 
und  auch  an  Natzvermögen. 

IL  —  §.  107  [265].  Die  natürlich-ökonomische  Eigen- 
thumstheorie (§.  102,  A.  2)  ist  eine  besondere  Gestaltung  der  natür- 
lichen Theorie,  in  welcher  die  letztere  nicht  von  vornherein  dem 
Vorwurf  der  Vagheit  und  der  Geeignetheit,  gegen  wie  für  die  Privat- 
eigenthumsinstitation  gebraucht  zu  werden,  ausgesetzt  ist. 

A.  Die  Beweisführung  geht  wieder  auf  das  wirthschaft- 
liehe  Selbstinteresse  des  Individuums  und  dessen  ange- 
nommener Maassen  nothwendige  und  heilsame  Wirksamkeit  im 
volkswirthschaftlichen  Gesammtinteresse  zurück. 
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Dasselbe  sei,  nach  allgemeiiistcr  und  sicherster  Erfahrang,  bei  jeder  Persön- 
lichkeit im  Wesentlichen  gleichartig  und  in  grosser  Stärke  vorhanden.  Eben  deshalb, 
da  es  sich  um  einen  allen  Menschen  angeborenen  Natartrieb  handle,  sei  eine  Rechts- 
ordnung in  BAtreff  der  Sachgtlter  nothwendig,  bei  welcher  sich  das  Selbstinteresse 
allseitig  gehörig  geltend  machen  könne.  Die  hiernach  an  die  Rechtsordnung  zu 
stellenden  Anforderungen  erftllle ,  wenn  nicht  allein ,  so  jedenfalls  „nach  der  Natur 
des  Menschen''  am  Besten  die  Institution  des  Privateigenthoms,  und  zwar  des  Privat- 
eigenthoms  in  möglichst  absoluter  Form  und  an  allen  Arten  Sachgütern,  ein- 
schliesslich derjenigen,  welche  als  Productionsmittel  dienen.  Im  Einzelnen  wird  der 
Beweis  ebenso  wie  fOr  das  ganze  allgemeine  wirthschafÜiche  Verkehrsrecht  geftlhrt 
(oben  g.  1 7). 

Das  Privateigenthnm  erscheint  also  nach  dieser  Theorie  in  der 
That  als  nothwendige  Consequenz  der  wirthschaftlichen  Natur  des 
Menschen.  Der  Mensch  werde  ohne  Eigenthnm  an  den  Prodncten 
seiner  Arbeit,  den  Mitteln  für  seine  Bedttrfnissbefriedigang,  nicht 
oder  nicht  gehOrig  arbeiten;  ohne  Eigenthnm  an  Kapital  kein 
Kapital  durch  Ersparnng  bilden;  ohne  Eigenthnm  an  Boden  den- 
selben nicht  ordentlich  bestellen. 

Oder  in  W.  Röscher 's  Formulirung:  „Wie  sich  die  Arbeit  der  Menschen  nur 
unter  Voraussetzung  persönlicher  Freiheit  zu  ihrer  rollen  wirthschaftlichen  Bedeutung 
entwickeln  kann,  so  das  Kapital  mit  seiner  prodactiven  Kraft  nur  unter  Voraassetzung 
freien  Prirateigenthums.  Wer  möchte  sparen,  also  dem  gegenwärtigen  Genüsse  ent- 
sagen, wenn  er  des  znkanftigen  Genusses  nicht  sicher  w&re?'*  (Röscher,  System  I, 
§.  77,  dann  §.  82.    Vgl.  dagegen  unten  g.  137  ff.) 

Das  Privateigenthnm  wird  hier  allerdings  zunächst  nnr  für  das 
privatwirthschaftliche  System  mit  privatwirthschaftlichen  Gesichts- 
pnncten  begründet.  Aber  mit  Rücksicht  auf  die  Bedeutung  dieses 
Systems  für  die  Volkswirthschaft  wird  folgerichtig  der  Schluss  ge- 
zogen, dass  die  Privateigenthumsinstitution  eben  auch  eine  unbe- 
dingte Forderung  des  volkswirthschaftlichen  Bedürfnisses  oder  des 
Gesammtinteresses  sei.  Bei  der  in  der  bisherigen  Theorie  üblichen 
Identificirnng  der  Volkswirthschaft  mit  dem  privatwirthschaftlichen 
System  wird  dieser  Schluss  nur  noch  zwingender.  Das  Eigentbum 
ist  hier  keineswegs  bloss  eine  Institution  volkswirthschaftlicher 
Nützlichkeit,  sondern  volkswirthschaftlicher  Noth wendigkeit,  weil 
eine  Consequenz  der  Natur  oder  der  natürlichen  Organisation  der 
Volkswirthnchaft.  Denn  nach  der  hier  zu  Grunde  liegenden  An- 
schauung beruht  eben  diese  Organisation  auf  der  Natur  der  durch 
das  Selbstinteresse  zum  wirthschaftlichen  Thun  und  Lassen  be- 
wegten Menseben  (I,  §.  305  ff.,  308  ff.). 

§.  108  [266].  —  B.  Unzulänglichkeit  der  Theorie. 
Der  Werth  dieser  Theorie  für  die  Begründung  der  Privateigenthums- 
institution hängt  von  der  Richtigkeit  ihrer  Prämissen  ab.  Von 
letzteren  sind  folgende  vier  zu  unterscheiden:  zunächst  die  AUge- 

A.  Wftf  aar,  Omdlefnng.   8.  Aufl.  2.  Theil.  Volkawirthschaft  xl  R«ebt.  15 
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meingiltigkeit  und  Unersetzbarkeit  des  wirthscbaftlichen  Selbst- 
interesses  in  der  Einzelwirthschaft  des  Individuums  oder  in  der 
Privat wirtbscbaft;  sodann  die  Identität  der  Volkswirthschaft  mit 
dem  privatwirtbscbaftlicben  System;  ferner  die  Identität  des  Kapitals 
als  ökonomische  Kategorie  oder  als  Prodnctionsmittelvorratb  (Natio- 
nalkapital) mit  dem  privaten  Kapitaleigentbum  (I,  §.  129);  endlich 
die  Annahme,  dass  das  Kapital  allgemein  unbedingt  zu  seiner 
Entstehung  und  Vermehrung  den  privatwirthschaftlichen  Sparprocess 
voraussetze.  Diese  letzte  Prämisse  wird  später  noch  untersucht 
werden  (in  Buch  3,  Kap.  1  unten)  und  sich  als  mindestens  einseitig 
erweisen,  indem  doch  auch  hier  nur  eminente  Zweckmässigkeits- 
gründe den  Ausschlag  für  das  Privatkapital  geben«  Die  drei  anderen 
Prämissen  sind  schon  nach  den  früheren  Erörterungen  theils  un- 
richtig, theils  nicht  in  dem  allgemeinen  Umfange  richtig,  wie  es 
in  der  Theorie  der  freien  Concnrrenz  vorausgesetzt  wird  und  werden 
muss,  wenn  die  Begründung  des  Privateigenthums  nach  der  hier 
nntersucbten  Theorie  für  ausreichend  gelten  soll.  Der  ersten  Prä- 
misse liegt  jene  einseitige  ökonomische  Psychologie  der  indivi- 
dualistisch-liberalen Nationalökonomie  zu  Grunde,  welche  im  ersten 
Theil  dieses  Werkes  (3.  Aufl.,  Buch  1,  Kap.  L)  ihre  Kritik  und 
Berichtigung  erfahren  hat.  Darauf  ist  hier  jetzt  wieder  besonders 
Bezug  zu  nehmen.  Die  Unzulänglichkeit  auch  dieser  natürlich- 
ökonomischen  Eigenthums-Tbeorie  ist  daher  nicht  zu  bestreiten. 

Eine  eigentlich  principielle  Begründung  des  Eigenthums 
würde  hier  ohnehin  nur  vorliegen,  wenn  sich  nachweisen  Hesse, 
dass  das  Privateigenthum  eine  wirklich  unbedingte  Voraussetzung, 
eine  wahre  conditio  sine  qua  non,  für  die  individuelle  Arbeitsleistung 
und  Ersparung,  daher  in  volkswirthsehaftlicher  Beziehung  fUr  den 
ganzen  Productionsprocess,  für  die  Kapitalbildung  und  den  Boden- 
anbau wäre.  Dies  iässt  sich  den  vielen  Thatsachen  gegenüber 
nicht  behaupten,  welche  uns  ganze  Zeitalter  der  Wirthscbafts- 
geschichte  nicht  nur  in  Betreff  unfreier  Arbeit,  sondern  auch  in 
Betreff  der  Eigenthumsordnung  fbr  die  Arbeitsproducte,  das  Kapital 
und  besonders  für  den  Boden  zeigen.  Dieser  empirische  Gegen- 
beweis wird  durch  die  Analyse  der  auf  die  Arbeitsleistung,  die 
Kapitalbildung  und  den  Bodenanbau  einwirkenden  Motive  der  be- 
tbeiligten  Individuen  allseitig  begründet  (I,  Buch  1,  Kap.  1,  be- 
sonders §.47—51  und  oben  §.34).  Das  Privateigenthum  erscheint 
gerade  nach  seiner  Entwicklungsgeschichte  als  eine  Institution 
vielleicht  höchster  volkswirthsehaftlicher  Zweckmässigkeit,  zumal 
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in  gewissen  Stufen  der  Yolkswirtbschaftliehen  Entwicklung  und  der 
Oekonomik  und  Technik  der  Production.  Aber  es  beruht  nicht 
auf  allgemeiner  reiner  Natumothwendigkeit 

§.  109  [267].  —  C.  Anwendung  der  Theorie  auf  das 
Kapitaleigenthum.  Der  grösste  Werth  wird  unserer  Theorie 
von  ihren  Anhängern,  d.  h.  Tornemlich  von  Nationalökonomen,  für 
die  principielle  Begründung  des  privaten  Eapitaleigenthums 
beigelegt,  wie  in  dem  oben  angeführten  Satze  W.  Roscher's. 
Dennoch  auch  hier  mit  Unrecht.  Es  wird  hier  doch  immer  nur 
mit  Ntttzlichkeitsgründen  argumentirt,  welche  das  Kapitaleigenthum 
wohl  als  eine  Institution  einzel-  und  volkswirthschaftlicher  Zweck- 
mässigkeit im  positiven  Rechte,  zumal  in  bestimmten  technischen 
und  volkswirthschaftlichen  Perioden,  vielleicht  auch  noch  oder 
gerade  noch  der  heutigen  —  was  freilich  socialistischerseits  eben 
bestritten  wird  — ,  nicht  aber  als  eine  nothwendige  Forderung  der 
Natur  des  Menschen  und  der  Volkswirthschaft  erscheinen  lassen. 
Wohl  bemerkt  wird  der  Beweis  hier,  wie  z.  B.  in  jenem  Satze 
Roscher's  noch  nicht  mit  dem  Gerechtigkeitspostulat  der  Arbeits- 
und Spartheorie  zu  führen  gesucht. 

Vgl  oben  §.  102,  S.  212.  Es  bleibt  aach  bei  Boscher  imklar,  ob  er  das 
Eigenthum  begründet  auf  die  Forderungen  der  menschlichen  Natur  oder  auf  die  Arbeit. 
Der  Text  seines  §.77  deutet  aaf  das  Entere,  die  Anmerkung  eher  auf  das  Zweite. 

Die  natürlich-ökonomische  Begründung  des  Eigenthnms  wider- 
spricht nur  bei  dem  Eigenthum  an  den  Arbeitsproducten  und  am 
Boden  offenkundigeren  Thatsachen  als  beim  Kapitaleigenthum. 
Deshalb  ist  ihre  Widerlegung  dort  leichter.  Angesichts  der  Ver- 
h&ltnisse  unfreier  Arbeit  und  der  Abfindung  der  freien  Arbeiter 
durch  den  Lohnvertrag  und  angesichts  der  Verbreitang  des  Boden- 
anbauB  ohne  die  Institution  des  privaten  Grnndeigenthums,  wie 
vielfach  in  älteren  Geschichtsperioden  verschiedenster  Völker,  in 
den  Ländern  mit  sog.  Gemeineigenthum  von  Gemeinschaften  (Ge- 
meinden u.  s.  w.)y  oder  endlich  angesichts  so  vielfach  verbreiteter 
Bodencultur  durch  Pächter  kann  man  nicht  wohl  das  Privateigen- 
thum  der  Arbeiter  an  den  Arbeitsproducten  und  der  Bebauer  am 
Boden  als  unbedingte  Voraussetzung  der  Production  bezeichnen 
und  als  nothwendige  Consequenz  der  wirthschaftlichen  Natur  des 
Menschen  ,,begrtinden'^  Privates  Kapitaleigenthum  scheint  dagegen 
ftr  die  äusserliche  Betrachtung,  welche  alles  Gewicht  auf  die  Spar- 
thätigkeit  legt,  die  nothwendige  Voraussetzung  für  die  Entstehung 
und  Vermehrung  des  Kapitals  überhaupt  zu  sein. 

15* 
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Der  Fehler  der  Beweisfulirnng  liegt  hier  xuoäehst  wieder  in 
der  unhaltbaren  Ideotificirnng  des  Kapitals  als  volkswirthschaft- 
licbc  Praducliousbedinguog  oder  ale  UkoDotn Ische  Kategorie  mit  dem 
Kapitalbesitz  als  historisch -reclitlicbe  Kategorie  (1,  g.  129).  Es 
wird  ia  Folge  dieses  falschen  Siandpuncte  ohne  Weiteres  voraus- 
gesetzt, daas  KapitaleigeDtbiim  Dicht  nur  die  beste,  d.  ii.  gerade 
mit  Rücksicht  auf  die  wirthscbaftllche  Katur  des  Menschen  zweck- 
mässigsle,  sondern  dass  es  die  einzig  mKglicbc,  also  unbe- 
dingt notbwcndige  Form  für  die  Bildung  und  Verwendung 
volkswirthscbafiliclien  Kapitals  sei.  Nur  wenn  dies  bewiesen  wäre 
—  was  bisher  kaum  auch  nnr  nntersncbt,  sondern  von  den  Ver- 
tretern dieser  Ansiebt  ohne  Weiteres  als  selbstverständlich  ange- 
nommen wurde  ^,  Hesse  sich  das  KapitaleigeuÜiuni  als  noth- 
wendige  Consequenz  der  wirthschaftlicben  Natur  des  Menschen 
und  der  dadurch  begründeten  Natur  der  Volks wlrtbschat't  auf- 
fassen. Bei  der  Betrachtung  des  Kapitals  mnss  man  Jedoch  die 
reinökonomischen  Bedingungen  der  Bildung  des  sogen.  „Kapitals 
an  sieb"  oder  des  Nationaikapitals  (Productionsmittelvorraths, 
I,  §.  129)  feststellen  und  alsdann  erforschen,  ob  und  wieweit  bierbei 
eine  Vermittlung  durch  die  Institution  des  privaten  Kapitaleigen- 
thums  erforderlieb  ist  und  daher  die  Entstehnngsgrtlnde  des  letzteren, 
die  privaten  sogenannten  Sparthätigkeiten  n.  s.  w.,  auch  nothwendig 
solche  der  Entstehung  des  Kapitals  an  sieb  sind.  Dies  lässt  sich, 
wie  im  folgenden  Kapitel  genauer  dargethan  werden  wird,  nicht 
in  dieser  Art  nachweisen,  sondern  es  lässt  sich  nur  zeigen,  dass 
dies  Kapilaleigenthnm  wenigstens  für  jetzt  und  t'lir  unabsehbare 
Zeit  noch  wahrscheinlich  diejenige  Form  des  Nationaikapitals  ist, 
in  welcher  der  gritssere,  einstweilen  seihst  wohl  noch  der  weitaus 
grösste  Theil  des  letzteren  relativ  am  Besten  gebildet  und  verwendet 
wird.  Dann  ist  aber  auch  das  Kapitaleigenihum  wie  anderes 
Eigenthum  nur  durch  Zweckmässigkeitsgründe  gesttltzt  und  nicht 
auf  die  menschliche  Natur  oder  bestimmte  Seiten  derselben  zurück- 
geführt, daher  wiederum  auch  dieses  nur  teleologisch  und  damit 
relativ,  nicht  principiell  und  absolut  als  Institation  der  Wirthschafta- 
nnd  Bechtsordnung  „begründet".  ^ 

§.    110    [268].    —    D.    Verbleibende    Bedeutung    de9 

zweiten   Eigcntbumetbeorie.    Zur  eigentlichen  BegrUndnag 

der  Privateigenthnrnsinstitution  im  Ganzen  wie  in  Betreff  der  Haupt- 

kategorieen  kann  daher  die  uatUrlich-ükonomiscbe  Theorie  so  wenig 

dienen  als  dies  in  der  Hauptsache  die  natürliche  Eigen thumstbeorie 
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vermag.  Dagegen  bat  jene  Theorie  doch  einen  Vorzug  vor  der 
letzteren  voraus,  weil  sie  die  Momente  genauer  darlegt,  welche  für 
die  Hechtsbildnng  im  Gebiete  des  Eigenthnms  gerade  wegen  der 
wirthschaftlichen  Natur  des  Menschen  zweckmässiger  Weise  mehr 
oder  weniger  maassgebend  sind  und  sein  müssen.  Sie  liefert  uns 
nemlich  so  den  ökonomischen  Schlüssel  für  das  Yerständniss  der 
Privateigenthumsinstitution  und  besonders  auch  des  Kapital-  und 
Grnndeigenthums  und  deckt  hiermit  den  inneren  teleologischen 
Rechtfertigungsgrund  für  die  geschichtliche  Entwicklung  und  die 
positivrecbtliche  Gestaltung  des  Privateigenthums  unter  dem  Einflüsse 
Ökonomischer  Zweckmässigkeit  auf.  Diese  Beweisführung  zu  Gunsten 
des  Privateigenthums  wird  durch  die  y^Arbeitstheorie''  noch  unter- 
stützt Es  ist  aber  nicht  zu  übersehen,  dass  die  Erfüllung  des 
Postulats  natürlicher  Gerechtigkeit,  wonach  die  Früchte  der  Arbeit 
dem  Arbeiter  und  die  Ergebnisse  der  Ersparung  dem  Sparenden  in 
Gemässheit  der  Arbeitstheorie  als  Eigenthum  gehören,  vom  volks- 
wirthschaftlichen  Standpuncte  aus  auch  als  besonders  zweckmässig 
erscheint.  Höchste  Gerechtigkeit  ist  hier  zugleich  höchste  Zweck- 
mässigkeit. 

Das  typische  Beispiel  eigenthumsrechtsgeschichtlicher  Entwick- 
lungen unter  dem  Einfluss  ökonomischer  Momente,  wie  ihn  die 
natürlich-ökonomische  Eigenthumstheorie  darlegt,  ist  die  Entwick- 
lungsgeschichte des  privaten  ländlichen,  besonders  bäuer- 
lichen Grnndeigenthums. 

Vgl.  uDten  Bach  3,  Kap.  2,  H.  A.  3.  Siehe  Boscher,  System,  I,  §.  87,  88, 
IT,  6.  2,  besonders  Kap.  2,  6;  meine  Abschaffung  des  privaten  Grnndeigenthums 
Kapitel  2.  De  Laveleye,  propri6tö.  Bachenberger,  Agrarpolitik,  I,  S.  -222  ff., 
229  ff.  und  passim.  £s  ist  nnr  nicht  zu  übersehen,  dass  die  Bevcibfuhrong  zu 
GnoBten  des  Grondeigenthoms  mit  den  angefahrten  ökonomischen  Momenten  im 
Wesentlichen  nnr  für  ländliches,  nicht  für  städtisches  Gmndeigonthnm  gilt  und  aach 
dort  Tomemlich  nnr  ftlr  seibstbewirthschaftetes  bäoerlichcs,  bez.  kleines  and  mittleres. 

Qaellenmääsig  lässt  sich  diese  Geschichte  des  bäaerlichen  Gmndeigenthnms  be- 
sonders deotlich  bei  den  Germanen  yerfo]gen,  aber  auch  bei  vielen  anderen  Völkern 
zeigt  das  ländliche  Grandeigenthom  eine  ganz  ähnliche  Entwicklang.  Wie  der  rothe 
Faden  zieht  sich  dorch  letztere  das  ökonomische  Princip  hindurch:  dem  wirthschaft- 
iichen  Selbstinteresse  des  Bebaaers  durch  Gewährung  von  Privateigenthamsrechten  an 
Theilen  des  ursprünglich  im  Gemeiueigenthum  gestandenen  Bodens  einen  immer 
weiteren  Spielraum  der  Bethätigung  zu  gewähren.  Die  Privateigenthumsrechte  er^ 
langen  deshalb  sowohl  einen  immer  grösseren  Umfang,  was  die  Ausdehnung  und 
Gattung  der  bebauten  Grundstücke  betrifft,  als  auch  einen  immer  reicheren  Inhalt, 
was  die  Rechte,  die  Verfügungs-  und  Ausschlussbefugnisse  Anderen  gegenüber  in 
Bezog  muf  diese  Grundstücke  anlangt.  Diese  Entwicklung  vollzieht  sich  zum  Nutzen 
des  Bebauers.  aber  gleichzeitig  auch  zum  Nutzen  der  Gesammtheit,  für  welche  jener 
wie  ein  Beauftragter  die  der  Gesellschaft  hinsichtlich  des  Bodenanbaus  obliegenden 
Aufgaben  zu  vollführen  hat:  nemlich  wegen  steigenden  Bedarfs  nach  Bodenpioducten 
fhr  grössere  und  bessere  Bodenbestellung,  für  fleissigere  Arbeit,  bedeutendere  Kapital- 
verwendnng  in  den  Boden,  für  Herabdrückung  der  Productionskosten,  namentlich  bei 
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steigender  Tendenz  der  letzteren  nach  dem  „Bodengesetz'\  daher  ftlr  erfolgreichere 
Bek&mpfang  dieses  Gesetzes  zu  sorgen,  mit  Hilfe  welcher  Factoren  schliesslich  ein 
reicherer  Bodenertrag  mit  geringeren  (natOrlichen)  Kosten  erzielt  wird. 

Das  Beispiel  des  ttndlichen  Grandeigenthnms  steht  jedoch  nicht  allein.  Aehnlicli 
läset  sich  u.  A.  die  Entwicklung  des  Bergrechts  durch  die  drei  bis  vier  Phasen 
hindurch,  welche  die  Bechtsgeschichte  unserer  GuIturvOlker  hier  nachweist.  Ökonomisch 
erküren.  Auch  ganz  moderne  Rechtsbildungen,  wie  das  Wegeeigenthum  von 
PriTsten  oder  von  ActiengeseUschaften,  besonders  das  private  Eisenbahneigen- 
thum  —  am  Schienenwege  —  finden  so  ihre  Ökonomische  Erkl&rung. 

III.  —  §.  111  [269,  270].  Ergebniss  für  die  Eigen- 
thumslebre.  Die  PrivateigeBthumsinstitation  and  die  verschiedenen 
Kategorieen  des  Privateigen thams  erscheinen  hiernach  zwar  nicht 
schlechtweg  natttrlich  begründet,  aber  wohl  aus  Gründen  ökono- 
mischer Zweckmässigkeit  und  Gerechtigkeit  durch  die  Rechts- 
bildung geschaffen,  so  historisch  erklärt  und  teleologisch  begründet 
Es  sind  bestimmte  geschichtliche  und  locale  Verhältnisse,  der 
Technik,  der  Cultur,  des  gesellschaftlichen  Zusammenlebens  über- 
haupt, welche  die  Institution  im  Ganzen  wie  in  ihren  einzelnen 
Arten  im  Rechte  mit  Rücksicht  auf  die  wirthschaftliche  Natur  der 
Menschen  entstehen,  sich  entwickeln  und  bestehen  bleiben  lassen. 
Wir  haben  es  also  beim  Privateigenthum  mit  einer  historischen, 
nicht  mit  einer  natürlich -noth wendigen,  ohne  Weiteres  aus  der 
menschlichen  Natur  folgenden,  nicht  mit  einer  rein-ökono- 
mischen Kategorie  zu  thun,  von  welcher  sich  sagen  liesse,  dass 
ohne  sie  eine  regelmässige  Bedürfnissbefriedigung,  eine  Volks- 
wirthschaft  überhaupt  undenkbar  wäre. 

Die  Conseqaenzen  dieser  Auffassung  sind  für  die  ganze  Eigen- 
thnmslehre,  besonders  aber  für  die  Lehre  vom  privaten  Grund- 
eige*nthum  und  Eapitaleigenthum  fundamental.  Sie  richten 
sich  gegen  die  beiden  extremen  Ansichten  in  dieser  Lehre,  gegen 
die  Auffassung  der  unbedingten  Anhänger  der  heutigen  Eigen- 
thumsordnung  und  gegen  diejenige  der  unbedingten  Gegner  der- 
selben, gegen  den  ökonomischen  Individualismus  und  „Kapitalis- 
mus'' wie  gegen  den  „Socialismus^^ 

Privates  Kapital-  und  Grundeigenthum  sind  als  auf  ökono- 
mischen Zweckmässigkeitsgründen  beruhend  keine  ewig  unver- 
änderlichen Institutionen  des  Rechts  und  der  Volkswirthschaft 
Gerade  die  geschichtliche  Betrachtung  im  Unterschied  von  der  ab- 
stracten  muss  dies  anerkennen,  wenn  sie  nicht  mit  sich  selbst  in 
Widerspruch  kommen  will.  Die  maassgebenden  Zweckmässigkeits- 
gründe wechseln  oder  fallen  selbst  fort  mit  allgemeinen  geschicht- 
lichen Veränderungen  des  gesellschaftlichen  Zusammenlebens,  der 
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Volksdichtigkeit,  der  Technik  in  der  Production,  im  Verkehrswesen. 
Das  Postulat  ist  aUo:  nicht  Stillstand  der  Entwicklung,  sondern 
zweckmässige  Weiter-  nod  Umbildang  des  Eigenthnmsrechts  nnd 
der  ganzen  Eigenthnmsinstitution  nach  Maassgabe  der  veränderten 
Verhältnisse  nnd  der  wahrgenommenen  volkswirtbschaftlichen 
Function  des  bisherigen  Rechts. 

Hiernach  kann  z.  B.  anch  eine  gänzliche  oder  theilweise  Wieder- 
beseitignng  des  Grnn deigen thnms  oder  eine  wesentliche  Be- 
schränkung des  Inhalts  des  Eigenthnmsrechts  an  Prodnctions- 
mitteln  überhaupt  im  Princip  immer  und  im  concreten  Falle  als- 
dann nnd  in  der  Art,  sowie  in  dem  Maasse  für  zulässig  erklärt 
werden,  wenn  nnd  soweit  die  sonst  gebotene  Rücksicht  anf  die 
V  0 1  k  s  wirthschaftlich  nützliche  Wirksamkeit  des  wirthschaftlichen 
Selbstinteresses  der  Privateigenthümer  bei  Seite  gesetzt  werden  darf. 

Gbaracteristlsche  Wendungen  nach  dieser  Richtung  hat  sogar  die  positive  Bochts- 
bildang  neuerdings  schon  gemacht,  z.  B.  beim  Kapitaleigenthnm  hinsichtlich  der  aas 
dem  Princip  der  persönlichen  Freiheit  nnd  aus  dem  voUen  Privateigenthom  abge- 
leiteten rollen  Yertragsfroiheit.  Der  principielle  Vorbehalt  gewissen  Grondeigenthoms 
fQr  die  Zvangsgemeinirirthschaften  (Staat,  Gemeinde),  also  der  Anschloss  der  Primaten, 
ist  bei  Waldboden,  Wegeboden  (Eisenbahnen),  Bergwerksboden  schon  ernstlicher  in 
Frage  gekommen,  selbst  bei  städtischem  Wohnnngsboden  schon  wissenschaftlich  discatirt 
worden.  Eine  grössere  thatsftchliche  Ausdehnung  derartigen  „öffentlichen^'  Eigenthums 
findet  manchfadi  statt,  und  zwar  mit  deshalb,  weil  das  Sondereigenthum  der  Priraten 
nicht  befriedigend  im  Gesammtinteresso  fangirt. 

Wesentliche  Beschränkungen  der  VerfÜgungsbefugnisse  des  Eigenthttmers ,  ab- 
weichend rom  ländlichen  Grundeigen thum  und  vom  allgemeinen  Eigenthumsrechte, 
sind  bei  Waldboden ,  städtischem  Boden ,  Bergwerksboden ,  Wegeb<äen  theils  seit 
Alters  in  unserem  Rechte  Torhanden,  theils  neu  eingefQhrt  worden.  Vgl.  z.  B.  die 
römisch-rechtliche  Lehre  Ton  den  sogenannten  Legalservituten.  Das  sogenannte 
Kachbarrecht  (Baron,  Pandccten  §.  126  ff.);  tlher  Gebäudeeigenthum 
Pronasisches  Landrecht  Tbeil  I,  Titel  8,  §.  85—62;  über  Waldeigenthum  ebenda 
§.  S5 — 95.  Welchen  Beschränkungen  und  Verpflichtungen  untersteht  das  private 
Eisenbahn eigenthum!  So  grossen,  dass  man  auch  von  unserem  Standpuncte  aus 
kaum  mehr  von  „Eigenthum*'  hier  sprechen  möchte!  —  Vgl.  auch  bei  H.  R Osler 
im  socialen  Verwaltnngsrecht  I  den  Abschnitt  von  den  „socialen  Verpflichtungen  des 
Eigenthums*',  §.  183,  S.  436  ff.,  und  Ihering,  Geist  des  römischen  Rechte  II,  1.  Ab- 
theilnng,  3.  Auflage,  §.  226  ff.     Derselbe,  Zweck  im  Recht  I,   1.  Aufl.,  S.  506  ff. 

Auch  die  grundsätzliche  Aufhebung  alles  privaten  Grundeigenthums  in 
Händen  der  Privatwlrthschaften  und  gewisser  Hauptarten  des  privaten  Kapitaleigen- 
thums  ist  wenigstens  eine  discu table  Frage,  welche,  so  unrichtig  wahrscheinlich 
ihre  Bejahung  ist  und  for  unabsehbare  Zeit  sein  wird,  nicht  ohne  Weiteres  mit  dem 
Hinweis  auf  die  menschliche  Natur  überhaupt  oder  auf  die  wirthschaftliche  Natur 
des  Menschen  speciell  abgewiesen  werden  kann.  Denn  immer  fordert  auch  die 
wirthschaftliche  Natur  des  Menschen  solches  Privateigenthum  nur  unter  der  einen 
Voniiissetzung,  dass  es  nicht  möglich  ist,  durch  andre  Motive  als  das  Selbstinteresse 
oder  durch  ein  gezQgeltes,  im  Dienste  der  Gemeinschaft  mehr  mit  fnngirendes  Selbst- 
interesae  dieselbe  wirthschaftliche  Leistung  vom  Menschen  zu  erzielen  und  dass  gerade 
diese  Leistung  in  bestimmter  Gestalt  durch  die  Technik  der  Bodenbestellung,  der 
Kapitalverwendung  unter  den  obwaltenden  geschichtlichen  und  localen  Verhältnissen 
nothwendig  im  Gesammtinteresso  ist. 

Alle  Thatsachen.  welche  die  Einengung  des  privatwirthschaftlichen  Gebiets  (ein- 
schliesslich der  Actien-  und  ähnlichen  Geselkchaften)  mittelst  Ausdehnung  des  Gebiets 
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der  öffentlichen  CnteinehmaD(^en  betreflfen,  sind  deshalb  aoch  fklr  die  Fragen  der 
Eigeathnmsordnang  ron  so  g^rosser  Bedeutung.  Von  gewissen  Fortschritten  der  Technilc 
(Dampf!)  gilt  dasselbe.  Die  rorhin  erwähnten  Verhältnisse  des  priraten  Eisenbahn- 
eigenthnrns,  die  im  Gemeinschafb-  oder  öffentlichen  Interesse  nnyermeidlich  sind, 
denten  mit  aof  die  Unhaltbarkeit  des  Priratbahnsystems  hin,  weil  zn  wenig  positive 
eigenthnmsrechtlicbe  Momente  zu  Gunsten  des  Eigenthnms  Übrig  bleiben.  Ueber  die 
allgemeine  Abschaffung  des  privaten  Grondeigenthnms  Samt  er,  GesellschaftlUches 
und  Prirateigenthum :  dafür,  aus  für  mich  unzulänglichen  Gründen,  ebenso  die  neuere 
Bodenreformoewegung  in  America,  England,  Deutschland  (H.  George,  Flürschelm, 
Hertzka  U.A.).  Siehe  im  3.  Buch  Kap.  2  die  Erörterung  der  Frage  und  Bachen - 
berger,  Agrarpolitik  I,  §.  40  ff. 

Von  entscheidender  Bedeutung  für  die  wissenschaftliche  und  die  practische 
Frage  der  Ersetzung  des  Privat-  durch  Gemeineigenthum  sind  daher  hier  wieder 
ökonomisch-psychologische  Untersuchungen  der  Motivation  im  wirthschaftlichen  Handeln, 
deren  Ergebnisse  freilich,  wio  dem  Socialismus  überhaupt,  so  auch  hier  seiner 
Voraussetzung  in  der  Eigen thumsfrage,  der  „Vergesellschaftung  der  sachlichen  Pro- 
dnctionsmitteP*  im  Allgemeinen  nicht  günstig  sind  (1,  Buch  1,  Kap.  1). 

Die  UDbediDgten  Gegner  des  PrivateigeDtbums  an  Prodnctions- 
mitteln  verfallen  leicht  in  den  principiell  gleichen  Fehler,  wie  die 
unbedingten  Anhänger  dieser  Institution.  Sie  betrachten  sie  ebenso 
einseitig  als  volkswirthschaftlich  schädlich  und  ersetzbar  als  histo- 
risohe  Kategorie  durch  eine  andere  Rechtsordnung,  wie  die  Anhänger 
sie  einseitig  als  volkswirthschaftlich  nützlich  und  unersetzbar  an- 
sehen. Gerade  die  Auffassung  des  Privateigenthums  an  Productions- 
niitteln  als  historische  Kategorie,  als  eine  Einrichtung  relativer 
Zweckmässigkeit  mit  wegen  der  Macht  und  Allgemeinheit  des 
wirthschaftlichen  Selbstinteresses  in  den  Individuen  macht  es  un- 
thunlich,  sich  kurzweg  y,ans  Piincip"  fUr  oder  gegen  die  Institution  zu 
entscheiden.  Mau  kann  so  wenig  den  Schluss  der  Anhänger  billigen, 
dass  dieses  Eigenthnm  niemals  in  Frage  gestellt  werden  dttrfe, 
als  den  Schluss  der  Gegner,  dass  es  jederzeit  beliebig  verändert, 
beschränkt,  beseitigt  werden  könne.  Darüber  kann  nur  richtig 
entschieden  werden,  wenn  die  mittelst  Dednction  aus  der  wirth- 
schaftlichen Natur  des  Menschen  zu  Gunsten  des  Privateigenthums 
gezogenen  Schlüsse  durch  Beobachtungen  der  zeitlichen  und  ört- 
lichen Verhältnisse,  der  Function  des  Privateigenthums,  der  Technik 
der  Production  und  der  für  die  Menschen  concreten  Falls  im 
Wirthscbaften  maassgebenden  Motive  modificirt  oder  widerlegt 
worden  sind. 

Auch  for  die  richtige  Behandlung  der  Eigenthumsfrage  ?om  Folkswirthschaft* 
liehen  Standpnncte  ans  erweist  sich  demnach  die  aUgemeine  Forderung  der  Methoden- 
lehre der  Politischen  Oekonomie  als  geboten:  Erg&nzung  der  Dednction  durch 
Induction.  Siehe  daher  auch  hierfür  in  dieser  3.  Auflage  I,  Buch  1,  Kapicei  2, 
Hauptabschnitt  2,  S-  165  ff. 
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3.  Abschnitt. 
Die  Oeenpations-  und  die  Arbeitstheorie. 

I.  —  §.  112  [271,  272].  ,  Gharaeter  and  Mängel  beider 
Theorieen.  A.  Die  specifisch  jnristischei  bez.  römisch- 
reehtliche  Theorie  der  Begründung  des  Privateigenthams  auf  die 
erste  Besitzergreifung  (Occapation)  und  die  specifisch 
nationalökonomische  Theorie  der  Begründung  des  Eigen- 
thnms  auf  Arbeit  (§.  102,  B)  sind  in  einer  Hinsicht  grundsätzlich 
verschieden,  ja  gegensätzlich.  Aber  in  einer  anderen  Hinsicht  sind 
sie  grundsätzlich  gleich,  indem  sie  nemlich  kurzweg  auf  blosse 
Facta  das  Privateigenthnm  als  Rechtsinstitution  begründen  wollen. 
Dies  ist  ein  logischer  Fehler  im  Ausgangspuncte.  Von  der  That- 
sacbe  gelangt  mau  nicht  unmittelbar  zum  Rechte,  sondern  die 
Thatsache  oder  genauer  gesagt  die  Umstände,  welche  sich  an  die 
Thatsache  als  ursächliche  und  bedingende  Momente  knüpfen,  können 
nur  zum  Grunde  dienen,  aus  Rücksichten  der  Oerechtigkeit  (Billig- 
keit) und  Zweckmässigkeit  ein  Recht  der  mit  der  Thatsache  in 
cansaler  Beziehung  stehenden  Person ,  eventuell  auch  das  Privat- 
eigenthumsrecht  für  sie  aus  dieser  Thatsache  hervorgehen  zu  lassen. 

Diese  Verknüpfung  von  Thatsache  und  Recht  erfolgt  durch 
die  rechtsbildende  Kraft  des  Gemeinschaftslebens  in  der  Recbts- 
bildnng,  der  gewohnheitsrechtlichen  wie  der  gesetzlichen.  Wenn 
Occupation  und  Arbeit  also  im  concreten  Falle  Eigenthum  begründen, 
als  rechtlich  dafür  anerkannte  Erwerbsacte,  so  wird  die  Privateigen- 
thnmsinstitution  als  solche  schon  als  bestehend  vorausgesetzt  Jene 
Faela  sind  dann  nur  rechtliche  Erwerbsarten  des  Eigenthums;  nicht 
innerer  Grund  der  Institution,  sondern  äussere  Ursache  des  Eigen- 
thums einer  bestimmten  Person.  Die  Begründung  der  Institution 
liegt  auch  hier,  wie  im  folgenden  Abschnitt  näher  dargelegt  wird, 
in  der  Thätigkeit  jener  rechtsbildenden  Kraft.  Die  Anerkennung 
eines  Eigentbumsrechts  für  den  ersten  Occupanten  und  den  Arbeiter 
erfolgt  hier  voraussetzlich  aus  Gründen  der  Gerechtigkeit  und  der 
ökonomincben  Zweckmässigkeit,  welche  dem  Gesetzgeber,  bez.  dem 
Volksbewusstsein  für  die  Verbindung  des  Eigentbumsrechts  mit 
jenen  Thatsachen  zu  sprechen  scheinen.  Die  Occupalions-  und 
die  Arbeits theorie  enthalten  daher  in  der  That  auch  kein  Princip 
für  die  Begründung  der  Privateigenthumsinstitution, 
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sondeni  ein  Postalat  für  die  Gestaltang  der  Privat- 
eigentbnmsordDQng  hinsichtlich  der  Erwerbsarten  des 
EigenthnmSy  ohne  auch  dies  Problem  hinlänglich  zn  lösen. 

B.  Von  diesem  principiellen  Einwände  abgesehen,  eignen  sich 
beide  Thatsachen,  erste  Occnpation  und  Arbeit,  übrigens  auch  sonst 
nicht  zn  einer  allgemeinen  Begründung  des  Privateigentbums.  Sie 
können  sogar  nicht  als  ein  stets  gerechtes  Postniat  gelten,  welches 
für  die  Gestaltang  der  Rechtsordnung  immer  ohne  Weiteres  maass- 
gebend  sein  mflsste  oder  selbst  nar  zu  sein  vermöchte. 

1.  Dies  lässt  sich  fttr  die  Occnpationstheorie  nachweisen, 
einerlei  ob  man  die  erste  Occnpation  nnr  im  streng  jnristischen 
Sinne  nimmt,  als  Willensaasdrack  einer  Person,  die  Sache  ihrer 
Herrschaft  zu  nnterwerfen,  oder  ob  man,  den  Begriff  der  Occn- 
pation erweiternd  nnd  das  Arbeitsmoment  hereinziehend,  speciell 
auch  die  sogenannten  occupatori  sehen,  den  Naturstoff  in  seiner 
gegebenen  Form  sieh  aneignenden  (im  Gegensatz  zu  den  auf  die 
Bildung  des  Natarstoffs  in  bestimmter  Form  hinwirkenden)  Arbeits- 
arten gleichzeitig  besonders  mit  ins  Auge  fasst. 

2.  Ebenso  lässt  sich  aber  auch  zeigen,  dass  die  Arbeit  gar 
nicht  allein  Privateigentbum  begründen  könnte:  man  muss  immer 
eine  vorausgehende  Begründung  von  Eigenthum  durch  Occn- 
pation annehmen,  selbst  in  den  primitivsten  Verhältnissen,  um  flUr 
die  Arbeit  auch  nur  die  technische  (physische)  Möglichkeit  zn 
statuiren,  im  Rechte  wenigstens  als  Erwerbsart  von  Eigenthum 
anerkannt  zu  werden.  Die  Beweisführung  mit  der  Arbeitstheorie 
allein  in  der  Eigenthumsfrage  bewegt  sich  in  einem  vitiösen 
Cirkel. 

Dies  ist  den  Juristen  Seitens  der  NationalOkonomen  einzuräomen.  Gewöhnlich 
sind  die  letzteren  riel  zu  leicht  über  die  logischen  Schwierigkeiten  hinweg  gegangen, 
welche  sich  der  Begründung  des  Eigenthums  bloss  auf  Arbeit  entgegenstellen.  Sie 
haben  daher  anch  der  juristischen  Occnpationstheorie  nicht  die  derselben  gebührende 
Ehre  zn  Theil  werden  lassen,  anch  z.  B.  Bastiat,  Röscher  nni  Mill  nicht.  Siehe 
unten  §.  114  bei  A.  Treffend  ist  besonders  die  Polemik  von  Rodbertus  gegen 
Thiers  u.  A.  m.  oft,  d.  h.  gegen  die  Vertheidiger  der  bestehenden  Eigenthums- 
ordnung  mit  deren  ZurUckfahrnng  anf  die  Arbeit,  zur  Beleuchtung  u.  s.  w.  S.  79. 
Ueber  Proudhon  siehe  Diehl  a.  a.  0.  1,  4,  37. 

8.  Beide  Theorieen,  besonders  auch  die  Arbeitstbeorie,  was 
bei  ihr  gewöhnlich  ftbersehen  worden  ist,  können  endlich  nur  bei 
einer  ganz  atomistisch-individualistischen  Auffassung  des  Rechts 
als  Formulirungen  eines  unbedingt  richtigen  nnd  stets  anwendbaren 
Gerechtigkeitspostulats  fClr  die  Eigenthumsordnnng  Anerkennung 
finden. 
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a)  Die  noth wendige  Rücksicht  anf  die  Coexistenz  andei*er 
iDdividaen  hindert  es,  unbedingt  in  jedem  Umfang  und  jeder  Art 
Eigenthamserwerh  dnrch  erste  Occopation  zu  gestatten  (§.  113, 
bei  A,). 

b)  Die  Arbeitstheorie  enthält  zwar  einen  höchst  werth- 
vollen  nnd  unbedingt  richtigen  Kern,  dessentwegen  man  es  als 
ideales  Ziel  der  Eigenthumsordnung  bezeichnen  kann,  immer  all- 
gemeiner und  ausschliesslicher  die  Arbeit  zur  rechtsgiltigen  originären 
Erwerbsart  von  Privateigenthum  für  das  Individuum  zu  machen: 
dermaleinst  vielleicht  der  Endpunct,  nicht  der  Ausgangspunct  der 
Entwicklung  der  Eigenthumsinstitntion.  ^)  Eine  Gestaltung  der 
Eigenthumsordnung  rein  nach  dem  Postulat  der  Arbeitstheorie 
leidet  aber,  ebenso  wie  die  Begründung  des  Privateigenthnms  auf 
Arbeit  (Sparsamkeit  u.  s.  w.)  des  Individuums  nach  dieser  Arbeits- 
theorie, an  zwei  principiellen  Fehlem,  einmal,  dass  in  beiden  Fällen 
vorausgesetzt  werden  muss,  die  individuelle  Arbeit,  eventuell  unter- 
stützt durch  Kapitalbesitz  des  Einzelnen,  das  Produet  „seiner^' 
eigenen  früheren  Arbeit  und  „seiner"  eigenen  Ersparnng,  —  wobei 
das  „seiner"  eigenen  auch  schon  mit  den  Thatsachen  sich  nicht 
deckt  —  schaffe  die  Sachgüter  allein  oder  sei  m.  a.  W.  für  sich 
allein,  ausser  dem  gesellschaftlichen  und  staatlichen  Zusammen- 
hang gedacht,  die  productive  Kraft;  ferner,  dass  dabei  die  Schwierig- 
keiten, welche  die  Arbeitstheilung  und  die  Verwendung  von  eigenen 
und  entliehenen  Kapitalien  im  Prodnctionsbetrieb  —  z.  B.  auch  aus 
dem  Gemeineigenthum  einer  socialistischen  Productionsordnung  von 
Productivgenossenschaften  u.  dgl.  übernommenen  oder  zugewiesen 
erhaltenen  —  für  die  folgerichtige  Anwendung  der  Arbeitstheorie 
macht,  gar  nicht  berücksichtigt  werden. 

Ersteres  ist  der  Grundirrthum  der  individualistischen  Pro- 
ductionslehre  der  physiokratisch  -  Smith'schen  Nationalökonomie, 
einer  Lehre,  deren  Consequenz  in  der  Eigenthnmslehre  die  Arbeits- 
theorie (mit  ihrer  Erweiterung,  der  „Sparsamkeitstheorie**  oder  der 
„Theorie  des  wirthschaftlichen  Erwerbs'^  §.  102  bei  B.)  ist.  Jedes 
einzelne  Sachgut  ist  nicht  ausschliesslich  Produet  und  Folge  in- 
dividueller Arbeit  u.  s.  w.,  oder  der  rein  natürlichen  Productions- 
factoren  und  Productionsbedingungen,  Natur,  Arbeit,  Kapital,  Unter- 
nehmnng,  sondern  stets  mit  Produet  und  Folge  des  gesellschaft- 
lichen „Productionsfactors",  des  Staats  (I,  §,  354)  als  ursächlichem 


«)  Vgl.  Kodbertus  a.  a.  0.  S.  44,  45  (These  26\ 
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nDd  bediDgendem  Moment  in  aller  gesellschaftlichen  Prodaction 
und  daher  anf  dessen  Leistungen,  besonders  auf  seine  Fflrsorge 
für  Gemein bedürfnisse,  mit  zarückznflHhren. 

Die  im  6.  Bach  des  Theils  I  cntvrickelte  Lehre  vom  Staate  ans  dem  volkswirth- 
schafUichen  Gesicbtspnncte  zeigt  hier  eine  ihrer  fielen  wichtigen  Gonseqnenzen.  Ueber 
den  Staat  als  „Productionsfactor"'  siehe  daselbst  §.  354 ,  besonders  S.  878.  —  Ganz 
übereinstimmend  mit  Obigem  Knies,  Geld,  S.  84. 

Fttr  die  Eigenthnmslehre  und  speciell  für  die  Kritik  der  Arbeitstheorie  ist  daher 
auf  die  wichtigen  Lehren  im  fünften  und  sechsten  Boche  des  ersten  Theils  über  die 
Organisation  der  Yolkswirthschaft,  besonders  über  die  Gemeinbedürfnisse,  das  gemein- 
wirthschaftliche  System  und  den  Staat  hier  Bezug  zu  nehmen.  Auch  mit  in  Gonse- 
quenz  der  dort  begründeten  Auffassung  ist  das  Gerechtigkeitspostulat  der  Arboits- 
theorie  nicht  als  ein  solches  von  absoluter,  sondern  nur  von  relativer  Richtigkeit 
anzuerkennen.  In  der  Eigenthumsordnung  kann  und  soll  dasselbe  von  der  Rechts- 
bildong  als  leitende  Richtschnur  mit  benutzt,  aber  nur  in  solcher  Modification  durch- 
geführt werden,  dass  dabei  neben  dem  gerechter-  und  auch  wieder  zweckmässiger- 
maassen  zu  berücksichtigenden  Interesse  des  Arbeiters  (Sparers,  Bodenbestellers  u.  s.  w.) 
auch  dasjenige  des  Staats  „als  Vermögen  erzeugende  Societ&f*  richtig  zur  Geltung 
komme. 

Den  zweiten  Fehler  anlangend,  so  wird  eben  tibersehen ,  wie 
bei  Arbeitstheilung  nnd  Kapitalanwendung  im  Frodnctionsbetrieb 
jedes  ^yArbeitsprodnct"  ein  Ergebniss  mannigfaltiger,  qualitativ  ver- 
schiedener ^  quantitativ  ungleicher  ,,  Arbeit''  verschiedener  Arbeiter 
und  der  Mitwirkung  des  Kapitals  ist.  Die  Arbeitstheorie  ,,be- 
gründet^'  doch  nun  dann  höchstens  ein  Gesammteigenthum  dieser 
Arbeits-  und  Besitzgemeinschaft  (I,  §.  263,  264)  an  den  Arbeitspro- 
ducten,  aber  eben  nicht  ein  Sondereigenthum  der  einzelnen  Arbeiter 
(einschliesslich  des  Unternehmers)  und  derjenigen,  welche  das  ihnen 
gehörige  Kapital  zur  Froduction  hergegeben  haben.  Die  Ausein- 
andersetzung zwischen  diesen  Individuen,  welche  jetzt  ja  meisten 
vertragsmSssig  erfolgt,  findet  immer  anf  Grand  einer  schon  be- 
stehenden Personal-  und  Eigenthumsordnung  statt 

Im  Folgenden  finden  die  Yorausgehendeu  Sätze  über  die  beiden  Theorieen  und 
die  in  ihnen  enthaltenen  Gerechtigkeitspostulate  ihre  genauere  Begrandung. 

IL  —  §.  113  [273].  Die  Occupationstheorie.  Hinsicht- 
lich ihrer  Tragweite  sind  bewegliche  Sachen  und  Boden,  ferner 
primitive  und  entwickelte  Verhältnisse  des  Volkslebens,  wie 
besonders  die  Grösse  und  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  u.  s.  w.,  zu 
unterscheiden.  ^) 

A.  Die  Occupation  herrenloser  Sachen,  beweglicher, 
vom  Boden  abgetrennter  oder  abtrennbarer  Naturstoffe  ist  in 
primitiven  Verhältnissen,  bei  Jäger-,  Fischervölkern,  Nomaden,  eine 
der,    mitunter    die    Haupterwerberbsquelle    der    Bevölkerung    ftlr 

^)  Vgl.  POzI,  Artikel  herrenlose  Sachen  im  StaatswOrterbuch. 
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Nahraogsmittel  und  Rohstoffe  zur  Verarbeitung.  Sie  hat  aach  im 
Beginn  fester  Ansiedlang  nod  Aekerbans  noeh  ihre  Bedentang,  ver- 
liert dieselbe  aber  mit  der  steigenden  Wichtigkeit  des  Ackerbaas 
immer  mehr.  Indem  die  Rechtsbildung  in  jenen  primitiven  Ver- 
bältnissen dem  ersten  Occupanten  als  solchem,  weil  er  den  Willens- 
act  zuerst  vorgenommen,  herrenlose  Naturstoffe  sich  anzueignen, 
ein  Privateigentbum  an  den  von  ihm  so  occnpirten  Stoffen  zuschreibt, 
verrdhrt  sie  gerecht  und  zweckmässig.  Um  so  mehr,  als  die  Occn- 
pation,  das  Früchtesammmeln ,  Viehweiden,  Fischen,  Jagen,  hier 
gleichzeitig  die  wesentlichste  wirthschaftliche  Arbeit  des  Zeitalters 
darstellt  und  somit  der  richtige  Kern  in  der  Arbeitstheorie  durch 
jene  Rechtsbildang  gleichzeitig  anerkannt  wird. 

Unbedingt  und  allgemein  kann  jedoch  schon  in  sehr  einfachen 
Verhältnissen  erste  Occupation  nicht  Erwerbsgrnnd  von  Eigenthum 
werden,  weil  es  dafür  auch  hier  schon  unter  Umständen  einer 
Schranke  bedürfen  wird,  welche  „durch  die  bedingende  Co- 
existenz  der  Menschen  und  die  allen  gemeinsame  Sachbedürftigkeit 
gezogen  ist''  (Ahrens),  z.  B.  bei  Holz. 

In  allen  etwas  entwickelteren  Verhältnissen  der  Volkswirth- 
Bchaft  liegt  dem  Eigenthum  in  irgend  erheblicherem  Umfange  Occu- 
pation von  herrenlosen  Naturstoffen  oder  occupatorische  Arbeit  nicht 
mehr  zu  Grunde. 

Mit  den  extensiven  Landwirthschaftssystemen ,  auch  noch  mit  der  bei  Galtui^ 
Völkern  so  verbreiteten  Dreifelderwirthschaft  sind  natürliche  Weiden  zwar  sehr 
lange  verbunden.  Aber  das  Weiderecht  bemht  entweder  anf  einem  Antheil  des  Vieh- 
eigenthUmers  an  dem  im  Gemeineigenthnm  stehenden  Weideboden  oder  auf  vollem 
Privateigenthnm  an  letzterem  oder  ist  ein  servitntisches  Recht  auf  dem  (Privat-)  Boden 
Dritter.    Auch  findet  meist  doch  schon  eine  gewisse  Pflege  der  Weiden  hier  statt 

B.  Die  erste  Occupation  des  Bodens  durch  das  Indi- 
viduum für  sich  ist  aber  auch  in  primitiven  Verhältnissen 
keineswegs  allgemeiner  der  geschichtliche  Ausgangspunct  des  privaten 
Omndeigenthums  gewesen.  In  der  Regel  hat  vielmehr  die  Ge- 
meinschaft, der  einwandernde  und  colonisirende  oder  der  er- 
obernde und  die  bisherigen  Besitzer  vertreibende  oder  unterwerfende^ 
sich  auf  dem  Boden  niederlassende  und  bleibend  ansiedelnde 
Volksstamm  (oder  dessen  Tbeile,  die  Völkerschaft,  das  Geschlecht, 
die  Siedelungsgemeinde,  die  Golonistengruppe  u.  s.  w.)  den  Boden 
in  Besitz  genommen  und  an  demselben  eine  Art  Gemeineigen- 
thnm begründet,  oder  der  Vertreter  der  Gemeinschaft,  der  Fürst, 
der  König  hat  den  Boden  im  Ganzen  oder  bestimmte  grössere 
Theile    desselben  für  sich  in  Beschlag  genommen.     Aus  solchen 
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VerhUtDiBseii  bat  sich  dann  durch  eine  eigenthttmliche  Rechts- 
bildnng  aof  doppelte  Weise  privates  Gmndeigentham  entwickelt 
oder  losgelöst^) 

1.  Einmal  haben  Zotheilnngen  von  Boden  an  die  Genossen 
der  Gemeinschaft  durch  die  letztere  oder  durch  den  Fürsten  statt- 
gefunden, entweder  von  yomherein  zu  Privateigenthum  oder  zunächst 
zur  Bewirthschaftnng  nutzungsweise.  In  gerechter  und  zweckmässiger 
Würdigung  des  Moments  privater  Arbeit  und  privater  Kapitalver- 
wendong  im  Boden  hat  die  Rechtsbildung  auch  im  letzteren  Falle 
in  der  Regel  allmälig  Privateigenthum  entstehen  lassen.  Damit  wurde 
aber  das  Postulat  der  Arbeitstheorie ,  nicht  dasjenige  der  Occu- 
pationstheorie  erfüllt. 

2.  Sodann  hat  die  Gemeinschaft  mitunter  in  anderen  Fällen 
stillschweigend  oder  ausdrücklich  innerhalb  ihres  Gebiets  (im  Wald, 
im  Gebirge,  auf  der  Weide,  in  der  Allmende)  Einzelnen  die  Be- 
sitzergreifung von  Boden  zum  Zwecke  privater  Bewirthschaft;ung 
zugelassen  (germanische,  russische  Verhältnisse).  Auch  hieraus 
hat  sich  dann  in  ähnlicher  Weise  Privateigenthum  entwickelt, 
womit  aber  wiederum  mehr  das  Arbeits-  als  das  Occupationsmoment 
anerkannt  wurde.  Solche  Zulassungen  der  Besitzergreifung  von 
Boden  können  aber  nur  so  lange  vorkommen,  als  das  Gemein- 
schaftsinteresse dadurch  gefördert  oder  wenigstens  nicht  gestört 
wird,  und  nur  unter  dieser  Voraussetzung  lässt  sich  alsdann  eine 
Bildung  von  Privateigenthum  an  dem  bewirthschafteten  Boden  als 
ökonomisch  zweckmässig  und  gerecht  gegen  den  Bebauer  be- 
zeichnen. 

G.  Auch  wirklich  individuelle  ersteBodenoccupationen 
können  nur  in  primitiven  Verhältnissen,  wo  sie  allein  in  erheb- 
licherem Umfange  möglich  sind,  einen  Rechtfertigungsgrand  für 
die  Anknüpfung  des  Eigenthumsrechts  an  diese  Handlungen  bilden, 
und  zwar  auch  hier  wieder  nach  Rücksichten  der  ökonomischen 
Zweckmässigkeit  und  der  Gerechtigkeit.  Diese  Rücksichten  sind 
aber  nur  so  lange  mit  Recht  roaassgebend,  als  die  Occupation  vou 
Boden  durch  den  Einzelnen  nicht  in  einem  Umfange  erfolgt, 
welcher  das  individuelle  Bedürfniss  übersteigt  und  dadurch  die 
Befriedigung  der  Bedürfnisse  der  Coexistirenden  hemmt.    Hierüber 


*)  Ahrens,  Natarrecht  II,  136.  Fur  die  dentschen  AnsiedeliiDgsTerliiltnSMd: 
V.  Maarer,  Einleitung,  S.  5,  Markenrerfassung^,  S.  2,  Dorfrerfassong,  S.  1  und  passim. 
Waitz,  Verfassungsigcschichte  I,  117  (2.  Auflage). 
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wird  theils  die  Volksdichtigkeit,  theils  die  damit  freilich  meist  zn- 
sammenhäDgende  Art  des  Anbaus  entscheideD. 

D.  In  der  entwickelteren  Volks wirthscha  fit  ist  der  Boden  so 
gut  wie  vollständig  im  Eigentham  der  Privatwirthschaften  oder  der 
öffentlichen  Zwangsgemeinwirthschaften  (Gemeinde,  Staat  u.  s.  w.) 
Die  Occupation  verliert  hier  ihre  Bedeutung  als  Erwerbsart  fast 
ganz.  Herrenlose  bewegliche  Dinge  werden  aber  nunmehr  zweck- 
mässiger und  gerechter  dem  Staate  als  Vertreter  der  Gesammtheit 
zugeschrieben  und  so  der  Regel  nach  dem  Erwerb  durch  Occu- 
pation entzogen. 

Diese  Entscheidang  derFngc  wird  ?on  POzI,  Artikel  herrenlose  Sachen,  Staats- 
wönerbnchY,  184  verworfen,  weil  sie  eine  Folge  der  mittelalterlichen  Theorie  ?om  staat- 
lichen Obereigenthnm  am  Gebiete  und  an  Allem .  was  darin  ist,  sei.  Mir  scheint  diese 
Anffassnng  anrichtig.  —  Ein  Regal  an  herrenlosen  Dingen  lisst  sich  natioualökonomisch 
wohl  begründen,  siehe  Wagner,  Finanzwissenschaft  I,  3.  Auflage,  §.212,  S.  508, 
II,  2.  Auflage,  §.  75.  —  Die  jagdbaren  wilden  Thiere  und  die  Fische  sind  dem 
freien  Occupationsrecht  entzogen,  wo  Jagd  und  Fischerei  Pertinenz  des  Grundeigen- 
thoms  oder  Gegenstand  eines  Regals  sind. 

III.  —  §.  114  [274].  Die  Arbeitstheorie.  Ihr  iat  von  den 
NationalOkonomen  eine  grosse  principielle  Bedeutung  für  die  all- 
gemeine Begründung  des  Privateigenthums  als  Institution  des  Rechts 
vindicirt  worden.  Diese  Bedeutung  kann  ihr  nicht  zugestanden 
werden.  Dagegen  enthält  die  Theorie  ein  in  der  Hauptsache 
richtiges  Postulat  Yon  grosser  Wichtigkeit  ftir  die  Gestaltung  der 
Eigenthumsordnungy  dessen  Durchführung  in  letzterer  dann  nur 
das  zu  lösende  Problem  bleibt.  Auch  hier  sind  fttr  die  theoretische 
Untersuchung  nach  diesen  beiden  Seiten  primitive  und  entwickelte 
Wirthschaftsverhältnisse  zu  unterscheiden. 

A.  Auch  abgesehen  von  dem  principiellen  Einwände  des 
§.  112  lässt  sich  das  Privateigenthum  nicht  schlechtweg  auf  ,,die 
Arbeit*'  begründen.  Denn  die  Arbeit  fttr  sich  allein  schaflft  nicht 
die  Sachgüter.  Jede  Arbeit  bedarf  dazu  nicht  nur  Roh-  und  Hilfs- 
stoffe,  sondern  namentlich  auch  Werkzeuge,  auch  unter  Voraus- 
setzung der  einfachsten  Verhältnisse  der  Technik,  im  Boden- 
anbau u.  8.  w.  Diese  Werkzeuge  sind  wie  die  Roh-  und  Hilfsstoffe 
entweder  unmittelbar  Naturproducte  oder  aus  solchen  hergestellt. 
Das  Eigenthum  an  den  Stoffen  und  Werkzeugen  setzt  also  ein  durch 
Occupation  zu  erwerbendes  Eigenthum  als  schon  anerkannt  voraus. 
Das  Privateigenthum  der  mit  Hilfe  der  Stoffe  und  Werkzeuge  durch 
die  Arbeit  erzeugten  Sachgttter  ist  daher  mit  auf  diese  Occupation 
zurflckzuftlhren.  Bei  der  Gewinnung  von  Feldfrüchten  durch 
die  Bodenbestellung    muss    ferner    wiederum    eine  vorausgehende 
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rechtliche  Verfttgang  über  den  Boden,  eventuell  die  Zulassung  der 
Erwerbsart  des  Eigenthums  durch  Occupation  Seitens  des  Bechts,  an- 
genommen werden :  das  Privateigenthum  an  den  Bodenproducten  ist 
daher  auch  hier  nicht  ohne  Weiteres  auf  die  Arbeit  zu  begründen. 
Die  Arbeitstheorie  bedarf  sonach  in  primitiven  Verhältnissen 
überall  zur  Ergänzung  der  Occupationstheorie :  Eigenthuro,  welches 
durch  Occupation  bereits  erworben  ist,  muss  nach  der  technischen 
Natur  der  Sachgüterproduction  das  Frühere  sein,  Eigenthum, 
welches  durch  Arbeit  erworben  wird,  kann  sich  erst  an  jenes 
Eigeuthum  anknüpfen.  Insofern  ist  die  juristische  Occupations- 
theorie logisch  und  historisch  richtiger  als  die  nationalökonomische 
Arbeitstheorie. 

B.  In  entwickelteren  Verhältnissen  des  Wirtbschaftslebens 
tritt  die  practische  Bedeutung  der  ersten  Occupation  als  Erwerbs- 
art von  Privateigenthum  immer  mehr  zurück.  Die  Arbeit  wird 
dagegen  immer  wichtiger.  Aber  das  Privateigenthum  lässt  sich 
auch  hier  nicht  unmittelbar  auf  die  Arbeit  „begründen''.  Denn 
theils  muss  wiederum  durch  Occupation  erworbenes  Eigenthum  dem 
Eigenthumserwerb  durch  Arbeit  vorangehen,  theils  wird  für  diesen 
Erwerb  ein  mehr  oder  weniger  complicirtes,  auf  dem  Moment  der 
Arbeitstheilung  und  Besitztheilung  beruhendes  Productionssystem 
vorausgesetzt,  welches  ohne  eine  bereits  bestehende  Eigenthnms- 
ordnung  für  die  Verarbeitnngsstoffe,  die  Werkzeuge  und  die  Unter- 
haltsmittel der  Producenten  während  der  Dauer  der  Production  un- 
denkbar ist.  Nicht  die  Arbeit  begründet  daher  hier  das  Privat- 
eigenthum, sondern  die  rechtsbildende  Kraft  im  Gemeinschaftsleben 
hat  die  Privateigenthumsinstitution  schon  begründet. 

Sie  hat  z.  B.  die  Verjährang  (Ersitzang)  anerkannt  und  das  Erbrecht 
gew&hrt  und  dadurch  Einzelnen  gar  nicht  von  ihnen  occnpirte  oder  verarbeitete 
Sachen  als  Eigenthum  gegeben.  Und  dieselbe  rechtsbildende  Kraft  hat  bestimmt,  ob 
und  in  welchem  Umfange  in  dem  verwickelten  Productionssystem  der  auf  Arbeits- 
theilung und  folgeweise  auf  Eigenthums-  (Besitz-)Theilung  beruhenden  VoUuwirth- 
schaft  die  bestimmte  Arbeit  im  bestimmten  Falle  als  Erwerbsart  von  Eigenthum  gelten 
soll.  Die  Rechtsordnung  bildet  z.  B.  das  Recht  der  Specification  und  du  Ver- 
tragsrecht,  und  nicht  nach  der  Arbeit,  sondern  nach  diesen  Rechten  richtet 
sich  das  Eigenthum  der  einzelnen  an  der  Production  betheiligten  Personen  an  dem 
Product 

Die  Arbeitstheorie,  in  der  entwickelten  Volkswirthschaft  als 
Versuch  der  Begründung  der  Privateigenthumsinstitution  aufgefasst, 
leidet  daher  an  dem  Fehler,  höchst  complicirte  Wirthschafts-  and 
Rechtsverhältnisse  auf  ein  viel  zu  einfaches  Schema  zurückführen 
zu  wollen,  welches  den  ökonomischen  und  Rechtsthatsachen  nirgends 
entspricht. 
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Diesem  Einwand  entgebt  die  Theorie  auch  nicht,  wenn  sie, 
wie  oben  angegeben  (§.  102,  B.  2),  erweitert  wird  zu  einer  Theorie 
der  Begründung  des  Eigenthoms  auf  den  ,,wirth8chaftlichen 
Erwerb''  oder  mit  andern  Worten  auf  die  mit  der  Arbeit  im 
entwickelten  Wirthschaftsleben  nothwendig  in  Verbindung  tretenden 
Thatsachen,  bez.  Thätigkeiten  des  Eapitalbildens,  Sparens  u.  s.  w. 
Denn  dieser  ,,wirth8chaftliche  Erwerb''  setzt  vollends  eine  schon 
bestehende,  vollständig  ausgebildete  Privateigenthums- 
und  Vertragsordnung  voraus  und  wird  durch  die  letztere  selbst 
schon  etwas  höchst  Complicirtes.  Der  wirthscbaitlicbe  Erwerb 
gründet  sich  vielmehr  auf  die  Privateigenthumsinstitution  und  deren 
Ordnung,  nicht  letztere  auf  jenen.  Die  Beweisführung  der  Arbeits- 
tbeorie  bewegt  sich  hier  vollends  im  Cirkel,  da  unvermeidlich 
immer  schon  irgend  welches  Privateigenthum  an  den  Sachen,  mit 
deren  Hilfe  der  wirtbschaftliche  Erwerb  erfolgt,  als  bestehend 
vorausgesetzt  werden  muss. 

§.  115  [275].  —  C.  Das  Postulat,  welches  die  Arbeitstheorie 
für  die  Gestaltung  der  Eigenthnmsordnung  enthält,  ist 
oben  schon  als  im  Kern  richtig  bezeichnet  worden.  Sie  enthält 
wichtige  und  richtige  Gesichtspuncte  der  Gerechtiglieit  und  Zweck- 
mässigkeit dafür.  Aber  das  schwierige  Problem  bleibt  die  Ver- 
wirklichung des  Postulats  im  Eechte. 

1.  Schon  der  erwähnte  Umstand,  dass  nicht  die  individuelle 
Arbeit,  sondern  die  im  socialen,  durch  die  Staatsordnung  geschütz- 
ten Verband  ausgeübte  Arbeit  die  eigentlich  productive  Kraft  ist, 
bewirkt,  dass  das  Postulat  durchaus  nicht  so  einfach  ohne  Weiteres 
in  der  Eigenthumsordnung  zur  Geltung  gebracht  werden  kann,  als 
Diejenigen  —  u.  A.  einige  Socialisten  —  anzunehmen  scheinen,, 
welche  mit  der  Aufstellung  desselben  die  Schwierigkeiten  der  Eigen- 
thumsfrage  und  der  gerechten  und  zweckmässigen  Gestaltung  der 
Eigenthnmsordnung  glauben  gelöst  zu  haben. 

Dies  übersieht  selbst  ein  Rodbertns,  wenn  er  nur  die  materielle  Arbeit  bei 
der  Theee,  dass  die  wirthschaftlichen  Gater  nar  Arbeitsproducte  seien,  in  Betracht 
gezogen  haben  will.  Er  stimmt  aber  anderseits  obigen  Aasfahrungen  ganz  bei,  vgl, 
seinen  Kormalarbeitstag,  Tübinger  Zeitschrift  1878,  S.  331. 

2.  Von  diesem  ersten  Einwand  aber  selbst  abgesehen,  so  zeigen 
sich  bei  der  Durchführung  des  Postulats  in  der  Eigenthumsordnung 
in  primitiven  Wirthschaftsverhältnissen  Schwierigkeiten,  weil  das 
Postulat  der  Arbeitstheorie  sich  mit  demjenigen  der  Occupations- 
theorie  kreuzt,  und  in  allen  etwas  entwickelteren,  daher  auf  aus- 
gebildeter Arbeits-    und  Besitztheilung   und  Verkehr    beruhenden 

A.  Wagatr,  Onndlegunff.  8.  Avil.  2.  TheO.   Yolktwlrthsehaft  a.  Recht.  16 
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WirtbacbaltsrerbältnisseD  andere  Schwierigkeiten,  welche  t 
techniachen  Natur  des  Prodoctionsprocesses  hervorgehen,  insbesoti- 
dere  ans  der  Mitwirkung  ({nalilatir  verschiedener  Arbeitsartca  und 
der  Mitwirkung  von  Kapital  und  I3oden  bei  den  meisten  einzelnen 
Produktionen  von  SachgUtern. 

Abgeselien  von  den  bereits  complicirteren  Verbältnissen 
gröBserer,  auf  Blutigem einscüaft  beruhender  oder  mit  Unfreien  i 
beitender  geschlossener  Hauswirthschaft  mit  alleiniger,  oder  duroM 
ans  vorherrschender  Eigenprodnction  fUr  den  Bedarf  der  Hau) 
genossen  (Oeken-,  Frobnborwirtbsebaft),  gewinnt  in  primitive 
Verhältnissen,  bei  noch  feblender  Arbeitstheilung  und  Verkehr,  der 
Einzelne  nnd  die  Familie  die  erforderlichen  t^acbgüter  durch  einlache 
occupatori»cbe  Arbeit  und  eigene  Feldbestellung  und  verarbeitet 
die  Robproducte  selbst  weiter.  Hier  ersebeint  das  Postulat  itf 
Arbeitstbeorie,  wonach  der  Arbeiter  durch  diese  Arbeit  das  Privat 
eigenthum  an  den  Produclen  der  Arbeit  erlangt,  vollstündig  gerecfaO 
nnd  eigentlich  selbstverständticb  oder  logisch  conseqnent.  Wenn 
man  sich  hier  die  ersten  Aotilnge  des  Tausch  Verkehrs  hinzudenkt, 
80  ist  das  Postulat  auch  volkswirtbschaftlich  (soweit  dieser  Aus- 
druck hier  zulässig  ist)  richtig,  um  zur  Arbeit  anzusporneD  und 
damit  Prodncte  fllr  den  Tausch  zu  beschaffen,  Privateigenthum 
daher  hier  teleologisch  begründet. 

Aber  die   erste   Occnpation   von  beweglichen  Naturstoffen 
nnd   von   Boden    kann    in   solchen   primitiven    Verhültnissen   nicht 
weniger  einen  gerechten  und  /.weckmässigen  Grund  für  die  Rechts-       . 
bildung   abgeben,    Privateigenthum    dnrcb    sie  erwerben  zu  lassm^H 
Im   CoUisionsfaile   branoht   die  Occupation   als   Erwerbsgruud  voM'^^ 
Eigenlhuni  auch  nicht  unbedingt  hinter  der  Arbeit  zurückKUstelten, 
nemlich  so  lange  nicht,  als  die  blo»ise  Occupation  im  Wesentlichen 
ohne  weitere  Arbeit  zur  Erlangung  von  Sachgtttern  ausreicht  und 
die  Gelegenheit  zum  Occnpiren  nach  den  obwaltenden  VerhällDiüsen 
ftlr  Alle   ungefähr   gleich   ist.     Hier   wird   mit   Recht   demjenigen, 
welcher    den  Willensact,    Natutdinge    seinen  Zwecken   zu   nnter- 
werfen,   zuerst   ausübt,    ein  Vorzug   zu  Theil  werden-     Je   mehr 
dagegen  üllmülig,  besonders  in  der  Feldbestellung,  das  Arbeita- 
moment  die  Hatipisacbe  wird,  desto  mehr  muss  das  Postulat  dft| 
Arbeitstbeorie    als    das   wichtigere   nnd    richtigere   gegenüber   d 
Postulat    der   Occupationstbeorie    anerkannt    und   demgemass 
Gründen   der   Gerechtigkeit   gegen    den  Arbeiter   und   der  Zweck« 
mässigkeit   iui  Gesamnitinlcresse   im  Rechte  allgenieiuer  hevor/.t 
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werdeD.  Die  Untbunlichkeit,  das  Postulat  der  Arbeitstheorie  stets 
nnd  UDbedingt  in  der  Eig^entbnmsordnaDg  zur  GfeltuDg  zn  briDgen, 
ist  aber  deswegen  doch  nnbestreitbar  and  dieser  Umstand  wieder 
ein  Beleg  dafttr,  dass  die  Rechtsbildong  oder  der  Gesetzgeber  eben 
nach  verschiedenen  Rücksichten  abwägen  nnd  schliesslich  doch 
danach  selbständig  entscheiden  ronss,  ob,  wie  und  wieweit  Eigeu- 
thnm  an  bestimmte  Thatsachen,  wie  Occupatiou,  Arbeit,  Boden- 
bestellnngy  Ersitzung  gekntipft  werden  soll. 

§.  116  [276].  Dies  ergiebt  sich  noch  deutlicher  in  den  ent- 
wickelteren Wirthschafts Verhältnissen  bei  durchgeführter 
Arbeits-  und  Besitzt h eilung.  Die  unmittelbare  Verwirk- 
lichung des  Postulats  der  Arbeitstheorie  in  der  Eigenthnmsordnung 
setzt  hier  die  gleichzeitige  Lösung  des  Problems  voraus,  die  Mit- 
wirkung der  qualitativ  verschiedenen  Arbeitsarten  und  der  Arbeit 
einer- y  des  —  der  Aunahme  nach  bereits  im  Privateigenthum 
stehenden  —  Kapitals  und  Bodens  andrerseits  an  demjenigen  Pro- 
ducta am  dessen  Eigenthum  es  sich  handelt,  zu  bestimmen.  Es 
würde  dies  zunächst  zur  Anerkennuug  von  Eigenthumsquoten 
an  diesem  Product  für  die  bei  seiner  Gewinnung  betheiligten  Ar- 
beiter, Kapitalisten  und  Grundeigenthümer  führen  und  immer  bliebe 
noch  die  Aufgabe  zu  lösen,  im  Rechte  die  Grundsätze  festzustellen, 
nach  welchen  die  Betheiligten  sich,  zwar  nicht  über  die  Grösse 
dieser  Quoten,  wohl  aber  über  die  Realisirung  der  ihnen  in 
diesen  Eigenthumequoten  gegebenen  Ansprüche  auseinander  zu 
setzen  hätten.  Die  Sache  wird  dadurch  noch  viel  complicirter, 
dass  auch  die  Grösse  dieser  Quoten  davon  abhängt,  wie  die  im 
Kapital  und  im  Boden,  bez.  in  der  Bodenmelioration  steckende 
Arbeit  selbst  wieder  festgestellt  wird,  um  mit  der  direct  geleisteten 
Arbeit  verglichen  zu  werden. 

Die  befriedigende  Lösnng  des  hier  vorliegenden  Problems  ist, 
Volks wirAschaftliob  gesprochen:  die  Herstellung  einer  befriedigenden, 
für  die  Betheiligten  gerechten,  für  die  nationale  Gesammtheit  zweek- 
raSasigen  Vertheilung  des  volkswirthschaftlichen  Productionsertrags 
bei  gleichzeitiger  möglichster  Steigerung  des  letzteren  und  mög- 
lichster Verminderung  der  natürlichen  Productionskosten ,  bez.  des 
Arbeitsaufwands;  sodalpolitisch  ausgedrückt:  die  Lösung  der  socialen 
Frage  nach  der  ökonomischen  Seite.  Leider  ist  mit  dieser  Einsicht 
auch  zugleich  diejenige  in  die  {Schwäche  der  Arbeitstheorie  ge- 
wonnen. Denn  die  beiden  Probleme,  dasjenige  der  Gestaltung  der 
Eigenthnmsordnung   nach    der   Arbeitstheorie    und    dasjenige  der 
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richtigeo  und  zweckmässigen  Vertheilung  des  Prodactionsertrags, 
sind  nur  zwei  Seiten  desselben  Problems,  dort  der  recht- 
lichen, hier  der  ökonomischen  (und  socialen)  Seite  des 
einen  Problems  der  Verwirklichung  der  Arbeitstheorie  in  Recht 
und  Volkswirthschaft.  Die  Beweisführung  mit  der  Arbeitstheorie 
in  der  Eigenthumsordnung  bewegt  sich  daher  im  Kreise,  wenn  sie 
für  die  Lösung  der  rechtlichen  Seite  des  Problems,  die  Ge- 
staltung der  Eigenthumsordnung,  auf  die  Arbeitstheorie  recurrirt, 
welche  nur  die  volkswirthschaftliche  Formnlirung  des  zu 
lösenden  Problems  enthält:  nemlich  das  Volksvermögeu,  als  Resultat 
der  nationalen  Arbeit,  so  zu  vertheilen,  dass  ein  Jeder  in  Gemäss- 
heit  seines  Arbeitsantheils  Eigenthum  daran  erhält. 

Die  Praxis  des  Verkehrs,  die  volkwirthschaftliche  Theorie  der 
freien  Goncurrenz  und  die  Eigenthumsordnung  des  positiven  Rechts 
auf  römisch -rechtlicher  Grundlage  helfen  sich  nun  einfach  über 
die  hier  vorliegenden  Schwierigkeiten  hinweg  durch  ihr  System 
der  „freien ''  Verträge  zwischen  den  an  der  Production  und 
daher  an  der  Vertheilung  des  Productionsertrags  betheiligten  Per- 
sonen und  durch  ihr  „Naturgesetz  von  Angebot  und  Nachfrage'S 
welches  in  jenen  Verträgen  zur  Geltung  kommt  (I,  §.  263,  264,  307). 
Damit  wird  aber  der  Knoten  des  Problems  nicht  gelöst,  sondern 
durchhauen.  Das  private  Kapital-  und  Grundeigenthum,  sowie  das 
Erbrecht  werden  dabei  als  schon  bestehend  angenommen  und  dieses 
Eigenthum  mit  dem  Erbrecht  bildet  die  wesentliche  Grundlage  der 
Bedingungen,  unter  welchen  neues  Privateigenthum  vom  Einzelnen 
erworben  wird,  d.  h.  nach  welchem  auf  Grund  des  ,»freien^'  Ver- 
trags und  des  Gesetzes  von  Angebot  und  Nachfrage  der  neue  Pro- 
ductionsertrag  sich  als  Eigenthum  an  die  Einzelnen  vertheilt  Die 
„Freiheit''  der  Verträge  erweist  sich  auf  dieser  Grundlage  von 
vorneherein  als  eine  Fiction.  Indem  sich  die  Höhe  des  Antheils 
eines  jeden  Betheiligten  am  neuen  Productionsertrage  nach  dem 
„Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage"  in  diesem  System  fictiv  freier 
Verträge  richtet,  ergiebt  sich  daraus  nur,  dass  die  Wirkungen  dieses 
Gesetzes  fUr  die  Vertheilung  dieses  Productionsertrags  als  Eigen- 
thum unter  die  Einzelnen  von  allen  möglichen  Zufälligkeiten  ab- 
hängen. Dies  wird  dadurch  nicht  gerechtfertigter,  dass  man  das 
Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage,  welches  doch  nur  unter  Voraus- 
setzung der  PrivateigenthumsordnuDg  so  und  so  wirkt,  zum  Natur- 
gesetz stempelt.  —  Jene  Wirkungen  mttssen  sich  daher  in  der 
Hauptsache  so  gestalten,   dass  die  Vertheilung  des  neuen  Ertrags 
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der  VertheilnDg  des  schon  bestehenden  Priyateigenthnnis  entspricht. 
Das  Postulat  der  Arbeitstheorie  wird  somit  in  der  Eigenthums- 
Ordnung  und  in  der  Vertheilnng  des  VolksvermögeDS  weder  durch 
das  System  der  freien  Verträge,  noch  durch  das  Gesetz  von  An- 
gebot und  Nachfrage  zur  Geltung  gebracht.  Alle  jene  Fictionen 
und  optimistischen  lUasionen,  welche  mit  der  Aufstellung  des 
„Systems  der  freien  Goncurrenz^'  verbunden  sind  (I,  §.  312  ff.), 
wiederholen  sich  hier  in  der  Frage  der  Eigenthnmsordnung. 

Die  grosse  wissenschaftliche  Schwäche  der  Nationalökonomie  auf  physiokratisch- 
Smith'scher  Basis  tritt  hier  klar  zn  Tage.  Man  begnügt  sich  damit«  die  Gonseqaenzen 
für  die  Gestaltung  der  I^rodaction  und  Yertheilung  zn  ziehen,  indem  man  die  hierfür 
maassgebenden  Prämissen,  die  Bechtsordnnng  ftlr  Personen  und  Güter,  einfach  als 
Thatsache  hinnimmt  ond  nnantersucht  lässt  (siehe  Vorbemerkangen  in  §.  3,  4).  Und 
man  begeht,  wie  rollends  die  radicaleren  Stimmfahrer  dieser  Smith'schen  Schule, 
welche  die  Theorien  vom  Naturgesetz  von  Angebot  nnd  Nachfrage  in  die  Praxis 
übertragen  wollen,  dann  die  nngeheoeriiche  petitio  principii,  alle  Gestaltungen,  welche 
im  System  der  „freien  Verträge*'  nach  diesem  „Naturgesetz**  sich  bilden,  für  gerecht 
ZQ  eiilären!  (I,  §,  313.)  Sie  können  dies  natürlich  nur  dann  sein,  wenn  die  Eigen- 
thums-  und  Personalordnung  es  ist  und  diese  lässt  man  unerOrtert  Man  stellt  die 
Theorie  auf,  dass  nur  Arbeit  Werth  schaffe,  und  wundert  sich  dann,  dass  die  folge- 
richtigeren Denker,  die  Socialisten,  das  bestehende  Privatrecht,  die  Eigenthumsordnung, 
das  Kapital-  und  Grundeigenthum,  das  Erbrecht,  das  Vertragsrecht  principiell  angreifen, 
weil  alles  dies  Recht  jener  These  von  der  allein  Werth  schaffenden  Arbeit  grossen- 
theils  widerspricht  und  die  These  nun  im  Bechte  zur  Geltung  kommen  soll.  Man 
bekämpft  die  weitere  Einmischung  des  Staats  in  die  Gestaltung  der  Prodaction  und 
Yenheilung  und  übersieht,  dass  diese  Einmischung  im  grössten  Umfange  durch  die 
Tom  Staat  gegebene  Personalrechts-  und  Eigenthumsordnung  erfolgt.  Es  ist  eine 
grosse  Reihe  grober  logischer  Widersprüche  und  Gedankensprünge,  durch  welche  die 
Nationalökonomie  der  Schule  der  freien  Concurrenz  und  des  Laissez  faire  allein  ihre 
dürftigen  theoretischen  Lehren  und  ihre  zweifelhaften  practischen  Postolate  ein  wenig 
mundgerecht  macht.  Und  am  Wenigsten  besteht  ein  Grund,  in  wissenschaftlicher 
Hinsicht  auf  den  wissenschaftlichen  Socialismus  herabzusehen,  der  bei  aller  Unklarheit 
einiger  seiner  Räson nements  bei  allem  Mangel  seiner  ökonomischen  Psychologie  und 
aller  Gewaiitheit  seiner  pi  actischen  Forderungen  an  Tiefe  und  GründlichlEeit  des  Benkens 
doch  im  Ganzen  sehr  weit  über  der  Theorie  der  freien  Concurrenz  steht.  Vgl.  auch 
H.  B  Osler 's  Smithianismns  und  Sc  lim  oll  er 's  Grundfragen,  vor  Allem  aber  Bod- 
bertus'  Schriften,  namentlich  seine  älteste  „zur  Erkenntniss  unserer  staatswirthschaft- 
lichen  Zustände'*,  1,  Heft,  Neubrandenburg  1S42  und  die  socialen  Briefe  an  v.  Kirch- 
mann: an  kühner  Folgerichtigkeit  in  der  Verwendung  der  These  von  der  allein 
Werth  schaffenden  Arbeit  unerreicht,  die  relatir  richtigsten  Theoreme  von  Marx 
und  Lassalle  in  nuce  in  sich  enthaltend,  —  aber  auch  denselben  principiellen  Fehler 
wie  ihn  Socialisten  und  liberale  Oekonomisten  beide  begehen,  wiederholend:  die  „Ar- 
beitstheorie'' als  selbstverständliche  Voraussetzung  der  Eigenthumsordnung  und  die 
fiel  zu  eng  gefasste  ,.Arbeit''  als  allein  für  sich  Werth  schaffend  (siehe  I,  §.  184,  142) 
anzusehen.    Siehe  unten  Buch  3,  Kapitel  1,  Vorbemerkung,  §.  182  ff. 

Theoretische  Lösungen  des  wirthschaftlicben  Vertheilungs- 
problems  würden  für  die  Gestaltung  der  Kechtsordnung  in  Gemäss, 
heit  des  Postulats  der  Arbeitstbeorie  brauebbar  sein.  Aber  solcbe 
Lösungen  allgemeiner  und  piincipieller  Art  lassen  sich  nicht  geben 
nnd  daher  auch  nicht  in  eine  practisch  anwendbare  Formel  bringen. 

liesse  sich  z.  6.  nach  7.  ThUnen^s  berühmter  Idee  und  Formel  ein  ,,natur- 
gemässer    Arbeitslohn"   theoretisch   finden,   so   konnte  man  mit  einem  solchen 
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ökonomischen  Schlüssel  freilich  die  Arbeitstheorie  in  der  Eigenthumsordaang  on- 
mittelbar  zur  Anwendang  bringen.  Allein  wie  man  auch  anter  Annahme  der  auf- 
gestellten Bedingungen  Über  die  Richtigkeit  dieses  Veisochs  r.  Thtlnen's  nitheilea 
mag:  der  za  Grande  liegende  Gedanke,  einen  naturgemftssen  Arbeitslohn  zu  finden, 
oder  mit  andern  Worten  die  Prämissen,  von  denen  r.  ThQnen  aasgeht,  sind  anhalt- 
bar. Das  ganze  RAsonnement  beruht  auf  der  principiell  falschen  Annahme,  dass  es 
eine  schlechtweg  naturgemftsse  Vertheilnng  des  Productionsertrags  gebe.  Diese 
Yertheilung  war  immer  und  moss  immer  zugleich  sein  ein  Prodact  der  ftlr  das 
Eigenthum  geltenden  Rechtsordnung  und  wechselt  daher  mit  dieser.  Diese  Rechts- 
ordnung ist  aber  eben  selbst  keine  schlechtweg  natnrgemisse ,  welche  aus  dem 
Wesen  des  Menschen ,  dem  Begriff  der  Persönlichkeit  oder  aus  dem  Wesen  mensch- 
licher Arbeit  ohne  Weiteres  folgt,  sondern  ein  Product  freier  RechtsbUdung ,  welche 
EigenthUmlichkeiten  der  menschlichen  Katnr  (wirtbschaftliches  Selbstinteresse  u.  s.  w.) 
und  Postulate  des  menschlichen  Gerechtigkeitsgefühls  freilich  beachten  muss  und  soll^ 
Der  Versuch,  eine  „naturgemftsse*'  Yertheilung  des  Productionsertrags  der  Eigen- 
thumsordnung  behufs  Durchführung  des  Postulats  der  Arbeitstheorie  zu  Grunde  zu 
legen,  enthält  daher  wieder  einen  Girlelschluss. 

Siehe  7.  Thünen.  Isolirter  Staat  II,  1,  Rostock  1850,  2.  Auflage,  Berlin  1876. 
Darüber  besonders  Helf  erich.  Tübinger  Zeitschrift  1852,yi[I,  Ober  das  ThUnen'sche 
Gesetz  von  der  Yertheilung  des  Productionsr ertrag»  zwischen  Arbeitern  und  Kapitalisten. 
Knapp,  zur  Prüfung  der  Thüncn'schen  Untersuchungen  u.  s.  w..  Brannschweig  1865, 
Brentano,  über  ThUnen's  naturgemftssen  Lohn  u.  s.  w.,  GOttingen  1867.  Gegen 
diese  Schumacher-Zarchlin,  Thünen's  Gesetz  vom  Arbeitslohn,  Rostock  1869. 
Aus  neuester  Zeit  besonders  scharf  die  M&ngel  der  Theorie  dargelegt  von  J.  Lehr, 
Grandbegriffe  und  Grandlaeen  der  Yolkswirthschaft,  Leipzig  1893,  S.  325  ff.,  mit 
theilweiser  Ablehnung  der  Einwendungen  von  Knapp.  Brentano,  v.  Falck  (1875)  gegen 
V.  Thünen.  Siehe  überhaupt  bei  Lehr  die  Kapitel  4  und  5  über  den  natürlichen 
Preis  und  den  Arbeitslohn  und  naturgemftssen  Lohn,  S.  266 — 329.  Neueste  kritische 
Revision  der  Thünen 'sehen  Lehre  ebenfalls  mit  dem  Ergebnis^  der  Ablehnung  in  dem 
Aufsatz  vonv.  Komorzynski,  österr.  Ztschr.  ftlr  Yolkswirthschaft.  1894,  III,  Heft  1, 
daselbst  S.  28  Litteratur  der  Lehre.  Aehnlich  wie  ich  urtheilend  Schaf fle,  System, 
3.  Auflage,  II,  390,  435  ff.,  über  die  Thünen  sehe  Lohnformel  439,  auch  I,  273. 

Wäre  aber  der  Satz  unbedingt  nnd  streng  wörtlich  haltbar, 
dass  die  wirthschaftlicben  Güter  nur  Arbeitsprodnct  seien,  und  dem- 
nach die  Schlüsse  richtig,  welche  Rodbertus  und  die  Socialisten 
aus  diesem  Satze  mit  Hilfe  einer  viel  zu  engen  Auslegung  des 
Begriffs  „Arbeit^'  (I,  S.  323,  341)  ziehen,  so  wäre  nur  derjenige 
Lohn  als  „natnrgemäss^'  anzuerkennen,  der  den  „Arbeitern'^  den 
vollen  Froductionsertrag  gäbe.  Eine  Yertheilung  des  letzteren 
zwischen  Arbeitern  und  Kapitalisten  und  Grundeigenthümem  wäre 
principiell  zu  verwerfen,  wie  es  folgerichtig,  wenngleich  nur  ver- 
mittelst einer  falschen  Prämisse,  die  Socialisten  thun.  Aber  ftlr 
die  Bestimmung  des  Einzelantheils  der  arbeitstheilig  in  der  Pro- 
duction  mitwirkenden  und  verschiedenartige  Arbeit  leistenden  Arbeiter 
an  den  von  ihnen  hergestellten  Producten  oder  für  die  Auseinander- 
setzung dieser  Arbeiter  über  ihre  Antheile  an  diesen  Producten 
wäre  auch  in  diesem  Falle  nichts  gewonnen.  Die  „Arbeitstheorie'' 
könnte  höchstens  ein  Gesammteigenthum  der  Arbeitsgemeinschaft, 
nicht  ein  Sondereigenthum  der  einzelnen  Glieder  dieser  Gemein- 
schaft begründen.    Das  ganze  Problem,   wie  (z.  B.  in  einer  socia- 
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listischen  Organieation  der  Production)  nun  die  Einzelnen  ihren 
Antheil  am  Gesammtprodnct  zur  Verwirklichung  der  Bedttrfniss- 
befriedignng  bestimmt  erhalten  sollen  (I,  §.  264),  bliebe  eben  noch 
ungelöst,  von  der  Frage  noch  ganz  abgesehen,  wie  denn  die 
kleineren  Arbeitsgemeinschaften  die  Ueberlassung  von  sachlichen  Pro- 
ductionsmitteln  seitens  der  grossen  Gemeiuscbaft  zu  vergüten  hätten. 
§.  117  [276].  —  D.  Das  Ergebniss  der  Erörterung  Über  die 
Arbeitstheorie  lautet  demnach :  dieselbe  kaun  ebensowenig  als  eine 
der  anderen  drei  untersuchten  Theorieen  als  eine  wirkliche  Eigen- 
thnmstheorie ,  welche  das  Privateigenthum  „begründete'',  gelten. 
Selbst  das  in  ihr  liegende,  einen  richtigen  Kern  enthaltende  Postulat 
Itlr  die  Gestaltung  der  Eigenthumsordnung  ist  nicht  unmittelbar  an- 
wendbar. Es  bildet  vielmehr  nur  ein  Moment,  welches  die  Bechts- 
bildung  oder  der  Gesetzgeber  in  der  Eigenthumsordnung  berück- 
sichtigen, und  soweit  es  berechtigt  ist,  allerdings  immer  mehr  zur 
Greltung  zu  bringen  suchen  muss.  Aber  wie  und  wieweit,  das  lässt 
sich  nach  der  Arbeitstheorie  nicht  ohne  Weiteres  wie  nach  einer 
Formel  bestimmen.  Mit  dieser  Theorie  kann  daher  nur  die  all- 
gemeine Forderung  einer  Reform  der  bestehenden  Eigenthoms- 
Ordnung,  besonders  in  Bezug  auf  die  Productionsmittel,  be- 
gründet werden  und  zwar  einer  Beform  in  der  Richtung,  die  Eigen- 
tbumsvertheilung  mehr  in  Einklang  mit  den  Gesichtspuncten  der 
Arbeitstheorie  zu  bringen.  Das  ist  eine  richtige  und  besonders 
wichtige,  freilich  schwierige,  weil  mit  dem  ganzen  Vertheilungs- 
problem  (II,  §.  262  ff.,  291  ff.)  eng  zusammenhängende  Aufgabe, 
die  aber  mit  in  die  Politische  Oekonomie  fällt. 

4.  Abschnitt. 
Die  Legaltheorie  nnd  das  geistige  Elgenthnm. 

§.  118  [S.  562—563].  Yorbemerkangen  und  Litteratnr.  Das  sogen, 
geistige  Eigenthom  liefert  eine  bemerkenswerthe  Best&tiguug  fQr  die  LegmlUieorie 
und  wM  daher  an  dieser  SteUe  mit  erörtert  Doch  gehört  hierher,  ebenso  wie  in 
Betreff  des  Sacheigcnthoms ,  nor  die  Frage  seiner  rechtsphilosophisch  -  ökonomischen 
und  positir-rechtlichen  Gonstitoirnng  und  seines  rechtlichen  Gharacters. 
Um  die  specielle  Darstellung  des  bestehenden  Rechts  wie  der  einzelnen  Fragen  de 
lege  ferenda  in  Betreff  des  litterarischeu  Urheber* ,  des  Patentrechts  u.  s.  w.  handelt 
es  bich  hier  nicht  Das  gehört,  soweit  überhaupt  in  dieses  Werk,  in  die  practische 
National  -  Oekonomie. 

Die  Litteratur  über  das  geiütige  Eigenthum  ist  sehr  reich.  Vgl.  darüber  be- 
sonder Klostermann,  das  geistige  Eigenthum  an  Schriften,  Kunstwerken  und  Er- 
findungen, 1867,  I,  S.  103  ff.,  und  Dambach,  Artikel  Nachdruck  und  Nachbildung  in 
V.  Holtzendorff's  Handbuch  des  Deutschen  Strafrechts,  Berlin  1874,  ILI,  1022  il. 
H.  Bösler,  sociales  Verwaltungsrecht,  I,  §.227.  233,  239,  far  Gesetzgebung  und 
litterator,     Kloster  mann,   Aufsatz  Schntzgewerbliche  Urheberrechte  in  den  zwei 
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ersten  Auflagen  ron  SchOnberg's  Handbocb,  Band  II.  Kohl  er,  derselbe  Aufiiatz  in  der 
3.  Auflage.  Bei  beiden  weitere  Litteratnr.  Aach  sonst  im  Allgemeinen  aus  der 
neuesten  Litteratur  die  Arbeiten  Kohler 's  (siehe  unten).  Artikel  Patentrecht  ron 
Robolski  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenscbaftan ,  Band  V.  —  7.  Scheel,  im 
Artikel  Eigenthnm  im  Handwörterbuch  der  Staats  Wissenschaften,  V,  S.  15.  Manches 
passim  besonders  in  den  Einleitungen  der  im  Folgeoden  genannten  rechtlichen  Litteratur. 

Aus  der  deutschen  pri?atrechtlichen  Litteratur  siehe  Beseler.  Priratrecht, 
§.88:  Jelly,  Lehre  7om  Nachdruck,  Heidelberg  lb55;  0,  Wächter,  Verlagsrecht, 
Stuttgart  1857.  Heydemann  und  Dambach,  die  preassische  Nachdrock^esetz- 
gebung,  erläntert  durch  die  PraziB  des  litterariscben  Sachrerst&ndigenrereins,  Berlin 
1868.  Stobbe,  Handbuch  des  Deutschen  Priratrechts ,  3.  Boch  Urheber-  und 
Forderungdrecht,  Berlin  1878.  Klostermann,  die  genannten  Schriften,  Kohl  er, 
Deutsches  Patentrecht,  2.  B. ,  Mannheim  1878,  derselbe,  Forschongen  aus  dem 
Patentrecht,  ebenda  1888,  derselbe,  aas  dem  Patent-  und  Indu&trierecht,  Berlin 
1891.  ▼.  Bojanowski,  tlber  die  Entwicklung  des  deutschen  Patentwesens  u.  s.  w., 
Leipzig  1890.  —  Artikel  Patent-,  Muster-,  Markenschutz  von  Landgraf  in 
V.  Stengers  Wörterbuch.  —  Bobolski,  Theorie  und  Praxis  des  deutschen  Patent- 
rechts, Berlin  1890.  —  v.  Scheel,  a.  a.  0.  Vielfach  auch  die  Gommentaro  zu  den 
Gesetzen  über  Autorrecht,  Patentrecht  u.  s.  w.,  siehe  unten. 

Die  rechts  philosophische  Seite  der  Frage  ist  ron  den  neueren  Natura 
rechtslehrern  häufig  behandelt,  meist  auch  ?on  den  positiven  Juristen  mit  in  die 
Erörterung  über  die  Begründung  jener  Bechte  einbezogen  worden.  Vgl.  u.  A.  Ahreus, 
Naturrecht,  II,  §.  75;   Warnkönig,  Artikel  Eigenthum  im  Staatslexicon  3.  Auflage 

IV,  753  (auch  Litteraturttbersicht),  Lassen,  Kechtsphilosophie  S.  626  ff. 

Die  neuere  freihftndlerische  Nationalökonomie  hat  sich  im  Ganzen 
gegen  das  geistige  Eigenthum,  besonders  gegen  das  Patent-  und  Musterschutz- 
recht, mehr  skeptisch  und  ablehnend  verhalten,  theils  weil  sie  mit  den  Romanisten 
an  der  körperlichen  Sachlichkeit  des  Eigenthums  festhielt,  theils  weil  sie  in  dem 
unentbehrlichen  Erfordemiss  einer  speciellen  Staatsgesetzgebung  zum  Schutze  (oder 
richtiger:  zur  Begründang)  der  hierher  zu  ziehenden  Bechte,  besonders  des  Patent- 
rechts, eine  ihren  Tolkswirthschaftlichen  Grundanschauungen  widersprechende  Staats- 
aufgabe sah.  Vgl.  z.  B.  den  Artikel  von  Ren tz seh,  geistiges  Eigenthum  in  deesen 
Handwörterbuch  S.  333  ff.  und  im  Allgemeinen  die  rolkswirthschaftliche  Litteratur 
dieser  Richtung  ober  Patentwesen.  —  Allgemeine  Erörterungen  vom  volkswirth> 
schaftlichen  Standpuncto:  R.  v.  Mohl,  Polizei  Wissenschaft  3.  Auflage  II,  §.  163  bis 
165  (behandelt  das  Verbot  des  Nachdrucks,  die  Erfindungspatente  und  den  —  immer 
anders  anzusehenden  —  Schutz  von  Fabrik-  und  Waarenzeichen  in  dem  Abschnitt 
von  der  rechtlichen  Ordnung  des  Gewerbebetriebs  als  „ausnahmsweise  zu  gestattende 
Monopole"),  Rau.  Volkbwlrthschaftspolitik  IL  §.  2u3a  und  204,  nur  Über  „Erfindungs- 
vorrechte**. Bei  Mohl  und  Rau  auch  ältere  weitere  Litteratur.  Röscher,  System  III, 
§.165  ff.  M.  Wirth,  Nationalökonomie  I,«4.  Auflage,  382  ff.,  II,  76.  Wichtiger 
Sch&ffle,  System,  3.  Auflage,  II,  79  ff.;  derselbe,  Theorie  der  ausschliessenden 
Absatzverhältnisse  in  der  Tübinger  Zeitschrift  1867,  XXIH,  und  selbständig.  Vgl.  auch 
derselbe,  die  wirthschaftliche  Natur  der  Guter  der  Darstellung  und  Mittheilung, 
Tübinger  Zeitschrift  1873,  XXIX.  H.  Rösler,  a.  a.  0.  Die  schon  genannten  Auf- 
sätze im  Schönberg'schen  Handbuch,  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften. 

Die  neuesten  deutschen  Gesetze:  Gesetz  betreffend  das  Urheberrecht  an  Schrift- 
werken, Abbildungen,  musikalischen  Gompositiouen  und  dramatischen  Werken  vom 
11.  Juni  1870,  mit  zahlreichen  Commentaren  von  Dambach,  Endemann,  Kloster- 
mann, Wächter  u.  A. ;  Über  den  betreffenden  Gesetzentwurf  des  Norddeutschen 
Bundes  vgl.  Mandry,  Tübinger  Zeitschrift  XXV,  417  ff.;  Gesetz  betreffend  das 
Urheberrecht  an  Mustern  und  Modellen  vom  11.  Januar  1876,  Gommentare  von 
Dambach,  Endemann,  besonders  Kohler;  Patentgesetz  vom  25.  Mai  1877,  ab- 
geändert durch  Gesetz  vom  7.  April  1891,  mit  zahlreichen  Commentaren  besonders 

V.  Dambach,  Landgraf,  Klostermann,  Gareis,  Grothe,  Rosenthal, 
Lieber.  Seligsohn  u.  A.  m. 

Die  practische  und  tiieoretische  Streitfrage  dreht  sich  bei  uns  jetzt  vomemlich 
um  das  Patentrecht,  wo  nicht  bloss  die  Gestaltung,  sondern  auch  dasPrincip 
selbst,  die  Gewährung,  noch  controverd  ist,  namentlich  zur  Zeit  der  Beraihung 
des  Reichsgesetzes  von  1877  es  noch  war.     Vgl.   hier  über   die  principiclle   Frage 
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des  Patentvesens  den  amtlichen  Bericht  über  den  Wiener  Internationalen  Patent- 
congreas,  anter  dem  Titel  der  Erfinderschutz  und  die  Beform  der  Patentgesetze, 
Dresden  1873.  Dann  Klostermann,  Patentgesetzgebung  aller  Lander,  2.  Auflage, 
Berlin  1876.  Gareis,  Patentgesetzgebnng  aller  L&nder,  Berlin  1S79  ff.,  5.  B.  Bei 
Gelegenheit  der  Patentgesetzgebnng  des  Dentschen  Reichs  sind  die  Streitfragen  riel- 
fach  von  Neuem  discutirt,  auch  nach  der  principicllen  Seite,  doch  war  die  Strömuni? 
schon  ganz  llberwlegend  fttr  Palente.  Vgl.  die  Reichstagsferhandlnngen.  Seitdem 
hat  sich  die  Ansicht  von  der  Berechtigung  des  Princips  auch  bei  uns  noch  allge- 
meiner verbreitet  Die  juristische  Auffassung,  welche  in  dem  geistigen  Eigenthum 
oder  dem  Urheberrecht  i.  w.  S.  aber  etwas  dem  bürgerlichen  Becht  eigentlich 
Fremdes  sieht«  ist  auch  bei  den  Verfassern  des  1.  Entwurfs  des  deutschen  bürger- 
lichen Gesetzbuchs,  nach  deren  romanistischer  Tendenz  begreiflich,  vertreten  und 
hat  dazu  geführt,  diese  Materie  aus  dem  Entwurf  ganz  auszuscheiden.  Das  tadelt  u.  A. 
0.  Gierke  in  seiner  Kritik  des  Entwurfs.  Coutrovers  ist  auch  die  Terminologie, 
namentlich  die  Frage,  ob  der  Ausdruck  «.geistiges  Eigenthum*'  überhaupt  zul&ssig  sei, 
was  die  nenere  Jurisprudenz  überwiegend  verneint,  m.  E.  mit  Unrecht  Doch  h&ngt 
eben  die  Entscheidung  auch  dieser  Frage  mit  der  Frage  des  Princips  und  mit  der 
Definition  des  Eigenthumsbegriffs  zusammen,  worauf  unten  mit  eingegangen  wird. 

I.  —  §.119  [277].  Das  Ergebniss  der  Kritik  der  vier 
geprüften  Eigenthamstheorieen  ist,  dass  sich  durch  keine 
derselben  die PriTateigenthnmsinstitation  als  solche  ,, begründen'' 
nnd  die  positive  Gestaltung  der  Eigenthamsordnnng  aus  keiner 
ohne  Weiteres  ableiten  lässt 

1.  Die  natürliche  Eigentbumstheorie  kann  nur  an  einem 
Theile  des  zum  nothwendigen  Bedarf  dienenden  Gebrauchsver- 
mögens allenfalls  ein  Privateigenthum  im  Princip  begründen.  Das 
Eigenthum  an  allem  darüber  hinausgehenden  Gebrauchsverm^gen 
lässt  sich  durch  diese  Theorie  so  wenig  als  das  Privateigenthum 
an  Productionsmitteln ,  an  Kapital  und  Boden,  begründen.  Ueber 
den  Inhalt  und  Umfang  des  Eigentbums,  der  eigentlich  practische 
und  strittige  Punct,  ist  aus  dieser  Theorie  vollends  nichts  Wesent- 
liches abzuleiten  (§.  104--106). 

2.  Auch  die  natürlich-ökonomische  Theorie  vermag  eine 
principielle  Begründung  der  Privateigenthumsinstitution  nicht  zu 
liefern,  insbesondere  auch  nicht  des  Kapitaleigenthums.  Sie  dient 
dagegen  zur  Erklärung  und  relativen  geschichtlichen  Rechtfertigung 
der  Institution  überhaupt  uud  des  Kapital-  und  namentlich  des 
Grundeigenthums  speciell.  Diese  beiden  am  meisten  strittigen 
Privateigcnthumskategorieen  erscheinen  danach  zwar  nicht  als 
natürliche  ökonomische,  wohl  aber  als  tief  berechtigte  historische 
Kategorieen  des  Wirthschaftslebens.  "Auch  für  die  passende  Ge- 
staltung der  Eigenthumsordnung  hinsichtlich  des  Umfangs  der  Sach- 
guter,  auf  welche  sich  das  Eigenthumsrecht  beziehen,  und  des 
Inhalts,  d.  h.  der  einzelnen  Rechte,  welche  im  Eigenthumsrechte 
enthalten  sein  sollen,  giebt  die  genannte  Theorie  wichtige  Finger- 
zeige an  (§.  107-111). 
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3.  Die  Occupations-  und  die  Arbeitstbeorie  sind  über- 
haupt, richtig  aafgefasst,  von  vornherein  keine  Theorieen  zur  Be- 
gründang des  Privateigenthnms ,  sondern  Theorieen,  welche  ein 
Postulat  fUr  die  Eigenthumsordnung  aufstellen.  Diese  Postulate 
haben  hierfür  ihren  Werth.  Namentlich  dasjenige  der  Arbeitstheorie 
darf  und  soll  seinem  Kerne  nach  in  der  Eigenthumsordnung  zur 
Geltung  gelangen.  Doch  kann  dies  nicht  unmittelbar,  noch  unbe- 
dingt geschehen,  sondern  nur  in  der  Weise,  dass  die  Postulate 
beider  Theorieen  dem  Gesetzgeber  als  Momente  dienen,  welche  er 
in  selbständiger  Weise  bei  der  Gestaltung  der  Eigenthumsordnung 
ebenso  wie  die  aus  der  menschlichen  Natur  folgenden  wirthschaft- 
lichen  Tendenzen  berücksichtigt  (§.  112—117). 

IL  — §.120  [278].  Die  Legaltheorie  (§.  102,  C).  A.  Werth 
derselben.  Das  Urtbeil  darüber  ergiebt  sich  aus  dem  Voraus- 
gehenden von  selbst.  Das  Privateigenthum,  insbesondere  das  private 
Grund-  und  Kapitaleigenthum  ist  (wenigstens  in  allem  Wesent- 
lichen) nur  auf  die  von  der  rechtsbildenden  Kraft  im  Gemeinschafts- 
leben ausgehende  Rechtsbildung,  auf  Gewohnheitsrecht,  auf  die 
staatliche  Anerkennung  zu  begründen  (§.  101).  Der  Gesetzgeber 
muss  sich  aber  unvermeidlich  bei  der  Schaffung  und  Abschaffung 
des  Privateigenthums  und  seiner  einzelnen  Kategorieen  und  bei 
der  Gestaltung  der  Eigenthumsordnung  leiten  lassen  durch  die 
liUcksichten  auf  die  wirthschaftliche  Natur  des  Menschen,  also 
namentlich  auf  das  Selbstinteresse  des  Individuums,  als  das  das 
wirthschaftliche  Handeln  so  stark  beeinflussende  Leitmotiv,  und 
durch  die  Postulate  der  Occupations-  und  vor  Allem  der  Arbeits- 
theorie. 

Gesichtspuncte  der  Zweckmässigkeit  und  Gerechtigkeit  sind  so 
von  ihm  zu  combiniren,  aber  dem  selbständigen  Abwägen  und  billigen 
Ermessen  des  Gesetzgebers  bleibt  doch  noch  ein  weiter  Spielraum, 
namentlich  bei  der  Bestimmung  des  Umfangs,  in  welchem  Gebraucbs- 
vermögen  dem  Privaten  eigenthümlioh  zustehen  und  Produetions- 
mittel,  besonders  Grund  und  Boden  in  das  Eigenthum  der  Privat- 
wirthschaften  übergehen  dürfen  sollen,  ferner  bei  der  Bestimmung 
des  Inhalts  des  Eigenthumsrechts  bei  jeder  der  grossen  ökono- 
mischen Eigenthumskategorieen,  besonders  bei  Kapital-  und  Grund- 
eigenthum.  Insofern  ist  die  Rechtsbildung  im  Gebiete  des  Eigen- 
thums  doch  frei. 

Es  folgt  dies  namentlich  einmal  daraas,  dass  die  ZweckmässigLeitsgesichtspuncte. 
welche  far  das  Prirateigenthnm  und  seine  Gestaltung  in  volkswirthschaftlicher  Hinsicht 


Werth  der  Legaitlieorie.    Einwand.  251 

MS  der  wirthschAfdichen  Natur  des  Menschen  abzuleiten  sind,  geschichtlich  oder 
zeitlich  and  Ortlich  wandelbar  sind,  worüber  eben  deshalb  Beobachtangen  der  Function 
des  Eigentbnms  nnd  seiner  Arten  im  practischen  Wirthschadftsleben  angestellt  werden 
mOsseo;  sodann  daraus,  dass  das  Postulat  der  Arbeitstbeorie  wegen  seiner  Identität 
mit  dem  Vertheilungsproblem  bei  jeder  etwas  rerwickelteren  Gestaltung  der  Productions- 
?er]üütnisse  sich  gar  nicht  unmittelbar,  sondern  nur  nach  einem  gewissen  billigen 
Ermessen  des  Gesetzgebers  in  der  Eigenthumsordnung  zur  Geltung  bringen  l&ast 

§.  121  [279].  —  B  Der  hauptsächliche  Einwand  gegen  die 
Legaltheorie  wird  bei  dieser  Anffassang  der  letzteren  hinfällig. 
Wenn  nur  das  —  wandelbare  —  Recht,  wenn  die  Gesetzgebung, 
der  Staat y  das  Eigenthnm  „schaffe^',  so  folge  daraus,  so  wird  ab- 
geleitet, dass  der  Staat  es  auf  dieselbe  Weise  jederzeit  abschaffen 
oder  beliebig  beschränken  könne.  Diese  nnvermeidliche  Con- 
clnsion  sei  unhaltbar,  mindestens  höchst  bedenklich  und  zeige  so 
die  Unhaltbarkeit  der  Prämisse,  d.  h.  der  hier  so  genannten  Legal- 
theorie. 

So  argumentiren  die  NationalOkonomen  gewöhnlich  gegen  diese  Theorie.  Vgl. 
z.  B.  Boscher,  I,  g.  77  Anm. 

Die  Conclusion  ist  allerdings  richtig  aus  dieser  Theorie  abge- 
leitet Aber  sie  ist  nicht  unhaltbar  und  auch  nicht  bedenklich 
und  deshalb  ist  der  Schluss  gegen  die  Legaltheorie  wieder  nicht 
begrtlndet. 

1.  Wenn  man  von  dem  oben  gemachten  Zugeständniss  (§.  105) 
hinsichtlich  eines  beschränkten  Theils  des  Gebrauchsvermögens  ab- 
sieht, woran  sich  ein  Privateigenthum  allenfalls  auf  die  taeusch- 
liehe  Natur  begründen  lässt,  so  ist  es  in  der  Tbat  richtig/,  dass  die 
Gesetzgebung  oder  kurz  gesagt  der  Staat  das  Privateigenthum 
oder  z.  B.  das  private  Kapital-  und  Grundeigenthum  d.  h.  hier  wie 
in  unseren  früheren  Erörterungen  das  Privaten  zustehende  Eigen- 
thnm (an  den  Sachen  in  commercio)  ganz  oder  theilweise  abschaffen 
und  beschränken  kann,  d.  h.  er  hat  dazu  die  souveräne,  Recht 
bildende  Ma6ht.  Aber  daraus  folgt  auf  dem  Gebiete  des  Eigen- 
thnms  ebenso  wie  auf  anderen  Rechtsgebieten  keine  Willkür  der 
Gesetzgebung  oder  des  Staats.  Sondern  stets  sind  es  sittliche 
Ideen,  Anschauungen  des  Volks,  das  Rechtsgefühl  desselben,  Ge- 
sichtspuncte  der  Gerechtigkeit,  sind  es  richtig  erwogene  Zweck- 
mässigkeitsrttcksichten ,  welche  den  Staat  in  *  aller  Gesetzgebung 
und  so  auch  in  derjeuigen  über  Eigenthum  leiten  sollen  und  leiten 
müssen.  Jede  Abschaffung  von  Privateigenthum  der  Privatwirth- 
schaften  an  Productionsmitteln ,  jede  Aendernng  des  bestehenden 
Eigenthumsrechts  setzt  also  die  vorausgehende  Prüfung  der  Zweck- 
mässigkeit   und   Gerechtigkeit  des   bestehenden   Eigentbnms   und 
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der  muthmaasslichen  Wirknogen  einer  Beseitigung  der  betreffenden 
Eigenthnmsarten  oder  einer  Veränderung  des  Eigenthnmsreehts 
voraus. 

Demgemäss  gilt  es  hier  Garantieen  für  eine  unbefangene 
Prüfung  dieser  Art  zu  schaffen.  Dieselben  liegen  in  der  sittlichen 
und  intellectuellen  y  speciell  in  der  wirtbschaftlichen  Bildung  des 
Volks,  in  der  sittlichen  Zucht  und  Selbstbeherrschung  aller  ökono- 
mischen Classen  und  in  einer  richtig  organisirten,  tüchtig  fungiren- 
den  Volksvertretung  neben  einer  guten  Regierung.  Die  Eigenthums- 
frage  als  Frage  des  Privatrechts  berührt  sich  hier  mit  wichtigen 
Fragen  des  öffentlichen  Rechts,  mit  den  Verfassungsfragen  (I,  §.  351) 
und  den  Fragen  der  Organisation  der  gesetzgebenden  und  voll- 
ziehenden Gewalt.  Die  Nationalökonomie  hat  daher  wieder  die 
Fühlung  mit  dem  Staatsrecht  und  der  Verwaltungslehre  zu  behalteo. 

2.  Der  etwaige  weitere  Einwand  gegen  die  Legaltheorie,  dass 
diese  Garantie  gegen  einen  Missbrauch  der  gesetzgebenden  Gewalt 
nicht  ausreiche,  ttberschiesst  das  Ziel.  Eine  andere  Garantie  allen 
Rechts  und  mithin  auch  des  Eigenthumsrechts  als  in  der  sittlichen 
Zucht  und  in  der  Bildung  des  Volks  und  in  der  möglichst  zweck- 
mässigen Organisation  der  gesetzgebenden  Gewalt  giebt  es  nicht. 
Möglich  bleibt  ein  Missbrauch  dieser  Gewalt  freilich  immer,  aber 
daran  ändert  auch  die  „Begründung''  des  Eigenthums  auf  irgend 
eine  andere  Art,  als  durch  die  Legaltheorie,  nichts.  Denn  davor 
schützt  selbstverständlich  überhaupt  keine  Eigenthumstheorie.  Sicher- 
lich lässt  sich  mit  besseren  Gründen  die  persönliche  Freiheit  aus 
dem  Wesen  der  menschlichen  Persönlichkeit  ableiten,  als  das  Privat- 
eigenthum ;  aber  Unfreiheit  hat  deshalb  doch  selbst  bei  den  höchst 
begabten  Racen  Jahrtausende  hindurch  bestanden. 

Aengstlichen  Gemüthern  und  unklaren  Köpfen  gegenüber  ist 
übrigens  auch  noch  zu  bemerken,  dass  der  Ausdruck  „Abschaffung'^ 
des  Privateigenthums  nur  Hinüberftthrung  der  in  diesem  Eigenthum 
stehenden  Objecte  in  gesellschaftliches  oder  Gemeineigenthum  be- 
deutet, lieber  die  Bedingungen  hierbei,  die  Entschädigung  der 
bisherigen  Privateigenthümer  sagt  die  Formel  „Abschaffung*'  des 
Privateigenthums  überhaupt  nichts  aus,  widerstreitet  sie  aber  auch 
nicht  fUr  den  Privateigenthümer  günstigen  Bedingungen.  Ein  Bei- 
spiel,  wie  die  „Verstaatlichung"  der  Privateisenbahnen  und  die 
Vorgänge  dabei  und  selbst  Fälle  der  Zwangsenteignung  in  der 
üblichen  Weise  zeigen,  wie  sich  dergleichen  abwickelt. 

Die  weittragende  Conscquenz  der  Legaltheorie  gerade  für  alle 
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Fragen  einer  tiefer  greifenden,  nicht  bloss  an  den  Symptomen 
eurirenden  wirthschaftlichen  und  socialen  Reform  soll 
dämm  gleichwohl  nicht  gelängoet  werden.  Wir  leben  in  einem 
Zeitalter  y  welches  alles  Bestehende  kritisch  zersetzt,  aber  vor  dem 
,,Priyateigentham^^  wie  vor  einem  Noli  me  tangere  stille  steht  nnd 
zweckmässige  nnd  gerechte  Reformen  des  Eigenthnms  nnd  damit 
erst  der  Volkswirthsehaft  und  der  Gesellschaft  mit  dem  Hinweis 
anf  die  ,,Unantastbarkeit",  die  ,,Heiligkeit  und  Unverletzlichkeit'' 
des  willktlhrlich  auf  die  menschliche  Natur  oder  höchst  wider- 
spruchsvoll auf  die  „Arbeit''  zurückgeführten  Privateigenthnms  ab* 
lehnt.  Gegenüber  der  unhaltbaren  Eigenthumslehre  eines  solchen 
Zeitalters  hat  auch  die  Hervorhebung  der  Legaltheorie  ihre  besondre 
Tragweite,  wie  sich  dies  im  weiteren  Verlauf  noch  mehr  ergeben 
wird.  Es  darf  auch  nicht  übersehen  werden,  dass  „die  Heiligkeit 
und  Unverletzlichkeit  des  privaten  Eigeothums"  nur  unter  einer 
Voraussetzung  eine  richtige  Forderung  ist,  —  wenn  die  Eigen- 
thumsordnuog  und  die  Erwerbsarten  des  Privateigenthums 
„heilig"  sind:  darin  liegt  die  unverkennbare  Schwäche  unserer 
heutigen  Eigenthumsordnung.  Nicht  irgend  eine  Kritik  des  Privat- 
eigenthnms, sondern  die  verhängnissvolle  ThatsachC;  dass  das  be- 
stehende Privateigenthum  so  wenig  dem  doch  einmal  als  Ideal  vor- 
schwebenden „Verdiensteigenthum"  entspricht,  ist  der  ganzen 
Institution  gefährlich. 

VgL  anch  Schmoller,  Kleingewerbe,  S.  686  ff.  Es  hat  daher  seine  guten 
Grtlnde,  das«  in  ansereui  Zeitalter  des  Börsenspiels  nnd  GrQoderthams,  der  oft  ge- 
wissenlosesten Pndctiken  in  Handel  nnd  Wandel,  zom  Theil  einer  Folge  des  Con- 
carrenzsystems  (I,  §.  S20),  der  sodalistisch-communistische  Schlachtmf  gegen  das 
Higenthnm  am  Lautesten  erschallt  nnd  bei  den  besitzlosen  nnd  Arbeitercla&sen  den 
bereitwilligsteb  WiderhaU  findet.  Zn  den  vier  Bedingungen,  bei  deren  Zasammen- 
treffen  nach  Eo scher,  I,  §.  78  die  Idee  der  Gutergemoinschaft  am  Meisten  An- 
klang findet,  mOsste  jedenfalls  diese  Dnheiligkeit  der  Erwerbsart  des  Eigenthnms, 
besonders  des  grossen  Eigenthnms,  als  eine  wichtige  fünfte  hinzngcfttgt  werden.  Sie 
ist  in  den  beiden  ersten,  schroffes  Gegenüberstehen  ron  Reich  nnd  Arm  nnd  hoher 
Grad  der  Arbeitstheilnng.  schon  nach  dieser  Formnlirong  nicht  mit  enthalten  nnd 
nach  Bosch  er 's  Ansführnng  anch  nicht,  obwohl  sie  natürlich  mit  diesen  beiden 
Bedi]kg:nngen  nahe  zusammenhängt 

Ue^r  die  Polemik  gegen  meine  Festhaltung  der  Legaltheorie  durch  G.  Cohn 
siehe  oben  S.  216.  Auch  Die  hl  a.  a.  0.,  S.  41,  nrtheilt  ähnlich,  meint  auch  die 
Legaltheorie  gebe  keine  tiefere  Begründung,  sage  nicht  (?),  warum  das  Eigenthum 
constituirt  werde,  umgehe  die  Schwierigkeit,  löse  sie  aber  nicht.  Ich  halte  diese 
Einwendungen  doch  für  nicht  stichhaltig  und  theilweise  auf  einem  Missrerständniss 
meiner  Aof&ssnng  der  Bedeutung  der  Legaltheone  beruhend.  Im  Ergebniss  stimmt 
Dtehl  aach  eigenüich  mit  mir  ttberein,  wenn  er  meint,  eine  allgemeine  Begründung 
alles  Eigeothums  mit  Einem  Princip  sei  verfehlt,  man  müsse  jede  einzelne  Eigenthums- 
kategorie  prüfen,  —  was  gerade  ich  nebenbei  zuerst  conset^uent  gethan  habe,  Biehl 
aber  hier  nicht  erw&hnt  (S.  42,  51).  Hier  werden  von  ihm  nur  Erwftgungsgründe 
für  die  Zulassung  von  (Privat-)Eigenthum,  die  ich  ja  auch  zugebe,  und  die  Be- 
gründung  der   Institution    als  Glied   der  Rechtsordnung   verwechselt.    Diese   „Be- 
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granduD^"  liegt  nur  in  der  recbtsbildeDden  Kraft  des  Oemeinscbaftslebentt.  Da:» 
mochte  ich  festbalteo,  damit  aber  halte  ich,  in  dem  oben  bezeichneten  Sinne,  an  der 
„Legaltheorie''  fest 

III.  —  §.  122  [280].  Ersitzung.  In  der  bisherigen  Dar- 
stellung und  Kritik  der  Eigenthumstbeorieen  ist  eine  im  positiven 
Recht  regelmässig  vorkommende  Erwerbsart  des  Eigentbums,  nem- 
lieh  die  Verjährung  (Aequisitiv-Verjährung)  oder  Ersitzung 
nur  einmal  kurz  erwähnt,  auf  die  Constituirnng  des  sogenannten 
,y geistigen"  Eigenthums  noch  gar  nicht  Bezug  genommen  worden. 
Die  Legaltheorie  erfährt  durch  das  Recht  der  Verjährung  und  darch 
das  Rechtsinstitat  des  sog.  geistigen  Eigenthums  eine  bemerkens- 
werthe  Bestätigung. 

Die  Verjährung  oder  Ersitzung  ist  eine  auf  einer  Zeitwirkung 
beruhende  Eigenthumserwerbsart.  M  Sie  setzt  während  einer  be- 
stimmten Zeit  die  Nichtausübung  des  Gebrauchs  der  Sache  seitens 
des  früheren  Eigenthümers  und  den  eine  gewisse  Zeit  hindurch 
fortgesetzten  Besitz  der  Sache  (unter  gewissen  weiteren  Bedingungen)') 
seitens  der  Person  voraus,  welche  neuer  Eigenthdmer  werden  soll. 
Die  Verjährung  wird  gatiz  richtig  von  den  Nationalökonomen  als 
unentbehrlich  illr  die  Eigenthumsinstitution  erklärt^)  und  im  posi- 
tiven Rechte  anerkannt  wegen  der  nothwendigen  Sicherung  der 
Eigenthumsverhältnisse.  Es  ist  sogar  unvermeidlich,  um  die  be- 
stehenden, geschichtlich  gewordenen  Privateigenthumsverhältnisse 
zu  rechtfertigen,  auf  die  Verjährnng  als  Rechtsgrund  zurückzu- 
greifen. Anhänger  der  Arbeitstheorie  haben  auf  diese  Weise  den 
handgreiflichen  Widerspruch  dieser  Theorie  mit  den  bestehenden 
Eigenthumsverhältnissen  zu  lösen  gesucht.^)  Richtig  aufgefasst 
erhält  aber  die  Arbeitstheorie  durch  die  Verbindung  mit  der  Ver- 
jährung keine  Bestätigung.  Vielmehr  beweist  die  nothwendige 
Herbeiziehung  der  Verjährnng  nur  wieder,  dass  die  Arbeitstheorie 
keine  allgemeine  Begründung  der  Privateigenthumsinstitution  und 
nicht  einmal  ein  allgemein  gütiges  Postulat  ftlr  die  Eigenthums- 

1)  Z.  B.  Pnchta,  Pandecten  §.  73.  155  ff.,  Institutionen  11,  §.  239,  240. 

')  Za  diesen  gehören  im  römischen  Rechte  und  ebenso  meistens  im  modenm 
Rechte:  eine  bestimmte  Lilnge  des  Zeit?erlaufs  (kttrzer  bei  beweglichen,  Iftng^er  bei 
nnbewegliclien  Sachen);  der  Ersitzende  mws  den  Besitz  mit  dem  animns  domini  er- 
worben haben  und  mit  bona  fides  besitzen.  Einzelne  Sachen  sind  rom  Erwerb  durch 
Ersitzung  ausgeschlossen. 

•)  V»cl.  Mill,  Politi?cho  Oekonomie,  B.  II,  Kapitel  2,  §.  2.  Thiers,  Eigen- 
thum,  B.  1,  Kapitel  18.  Die  Nationalökonomen  setzen  sich  über  die  priratrechtlicben 
Bedingungen  der  Ersitzung  (siehe  7orige  Note)  indessen  zu  sehr  hinweg,  so  auch 
Thiers. 

*)  So  besonders  Thiers  a.  a.  0.,  nach  welchem  die  Ersitzung  den  Cbaracter 
achtbaren  und  heiligen,  auf  Arbeit  begründeten  (?)  Eigenthums  gcw&hrt. 
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Ordnung  geben  kann.  Statt  dessen  tritt  in  diesem  speciellen  Falle 
der  Yerjähning  nnr  abermals  deutlich  hervor,  dass  das  Recht 
nach  Zweckmässigkeitsrttcksichten  und  mitspielenden  Grerechtigkeits- 
rticksichten,  wie  auch  in  diesem  Falle,  die  Eigenthumsordnung  ge- 
staltet, worin  eine  Bestätigung  des  Grundgedankens  der  Legal- 
tbeorie  liegt.  Denn  die  blosse  Thatsache  des  Zeitverlanfs,  nach 
welchem  eine  Person  das  Eigenthum  an  einer  Sache  yerliert  und 
eine  andere  es  nen  erwirbt,  kann  nach  keiner  der  anderen  ge- 
nannten Tlieorieen  als  Grund  des  Eigenthums  gelten.  Es  liegt 
dieser  Grund  immer  nur  darin,  dass  das  Recht  es  so  als  zweck- 
mässig und  gerecht  ansieht  und  demnach  so  bestimmt  und  die 
Zeitfristen  festsetzt,  worin  sich  die  Uebertragung  des  Eigenthums* 
rechts  vollzieht. 

IV.  —  123  [281].  Das  sogen,  geistige  Eigenthum. 
Dies  bildet  einen  besonders  wichtigen  Belegfall  für  die  Richtig- 
keit des  Grundgedankens  der  Legaltheorie. 

A.  Begriff,  Inhalt  und  Umfang  des  „geistigen  Eigen- 
thum s^'.  Unter  diesem  wird  ein  Recht  des  Urhebers  an  dem  Er- 
zeugniss  seiner  geistigen  Arbeit  verstanden.  Dieses  Recht  wird  von 
den  Juristen  jetrt  gewöhnlich  überhaupt  nicht  als  Eigenthum 
anfgefasst ^),  von  Anderen  nur  nach  Analogie  des  körperlichen 
Sacbeigentbums  so  genannt,  während  einzelne  Juristen,  Rechts- 
philosophen und  Nationalökonomen  es  ohne  Weiteres  als  Eigen- 
thum bezeichnen. ')  Die  jetzige  Jurisprudenz  erkennt  dagegen  in 
diesem  Recht  tiberwiegend  „ein  positives  und  selbständiges  Rechts- 
institut der  neueren  Zeit'',  ein  Recht,  das  weder  als  ein  dingliches 
Recht,  noch  als  ein  gewöhnliches  Obligationenrecht  anzusehen  ist 
(Dam b ach).  Die  einen  betrachten  es  dann  als  ein  persön- 
liches, die  anderen  als  ein  Vermögensrecht.^) 


*)  Nicht  nar  dio  Bomanisten,  sondern  auch  die  meisten  Germanisten  verfahren 
so,  w^\.  Beseler  a.  a.  0.,  Stobbe  III,  9:  Darch  die  Auffassang  der  Urheberrechte 
als  Ei^entham  werde  „die  aligemeingiltige  Auffassung  des  Eigenthumsbegriffs  in 
der  bedenklichsten  Weise  aiterirt.  Eigenthum  ist  ein  auf  das  Sachenrecht  zu  be- 
mrenzender  Begriff;  es  giebt  Eigenthum  nur  an  körperlichen  Sachen''.  Auch  Samt  er, 
Eigenthumsbegriff  S.  272,  hält  an  dieser  Beschränkung  des  Eigenthumsbegriffs  fest 
Anders  noch  Klostermann.  In  der  Deutschen  Reichsverfassung  Artikel  6,  Ziffer  6 
wild  noch  der  Aatdrock  «^j^eistiges  Eigenthum''  gebraucht,  in  den  auf  Grund  dieses 
Artikels  erlassenen  Gesetzen  ttber  Urheberrecht  nicht  mehr.  Der  Entirurf  des  bürger- 
lichen Gesetzbuchs  vermeidet  ihn  auch. 

*)  Zu  weit  gehende  Gonsequenzen  ziehen  aus  der  Bezeichnung  des  geistigen 
Eigen thoms  als  Eigenthum  mehrfach  französische  Gelehrte,  die  Vertreter  des 
.,MoDaiitopole*S 

')  Siebe  Dambach,  Strafrecht  a.  a.  0.  S.  1082  ff.,  Stobbe  S.  8.  Als  Recht 
der  Persönlichkeit  sieht  es  auch  Ahrens,  Natutrecht  II,  151   in  erster  Linie  an. 
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Es  wird  von  den  Einen  auf  das  im  engeren  Sinne  sogen. 
Urheber-  oder  Autorrecht  (an  litterarischen,  Schrift-  und 
Kunstwerken,  auch  musicalischen  Compositionen)  beschränkt,^) 
von  Anderen  auf  gewerbliche  Erfindungen  („Erfinder- 
Schntzrecht",  Patentrecht),  Muster  und  Modelle  (Muster- 
und  Modellschutzrecht)  mit  ausgedehnt.')  Auch  wenn  die 
erstere  Ansicht  vertreten  wird,  muss  doch  folgerichtig  wieder  im 
Patentrecht  und  Musterschutzrecht  ein  dem  Autorrecht  analoges 
Recht  anerkannt  werden.  Die  Subsumption  dieser  drei  Rechte 
unter  einen  gemeinsamen  Begriff,  z.  B.  den  des  Urheber- 
rechts im  weiteren  Sinne,  ist  ein  theoretisches  und  practisches 
Bedürfniss,  und  zwar  ersteres  sowohl  vom  juristischen  als  vom 
nationalökonomischen  Standpuncte  aus,  und  ist  jetzt  auch  nicht 
selten. 

£b  sind  mehr  äosserliche  Gründe,  ans  welchen  mit  den  drei  genannten  Bechten 
öfters  noch  ein  viertes,  das  Becht  anf  den  Schutz  von  Marken-  und  Fabrilizeichen, 
zusammengestellt  und  gemeinsam  litterarisch  behandelt  wird.  Aach  dieses  Recht  ist 
gewöhnlich  erst  dorch  bestimmte  positive,  meistens  neaere  und  neueste  Gesetze  (in 
Deutschland:  Gesetz  vom  80.  November  1874)  anerkannt.  Aber  es  Iftsst  sich  doch 
unmittelbarer  als  Ausfluss  der  Persönlichkeit  und  wohl  auch  des  Sacheigenthuma- 
rechts  betrachten  und  beruht  jedenfalls  anf  einem  innerlich  anderen  ökonomischen 
Grunde  als  das  Urheberrecht.  Vgl.  Klostermann,  Patentgesetzgebung,  2.  Auflage, 
S.  430  ff.  Jannasch,  der  Markenschutz,  Berlin  18T3.  Kohler,  in  Schönberg's 
Handbuch,  3.  Auflage  II,  S.  800.  Derselbe,  Becht  des  Markenschutzes,  Würzburg 
1885.  —  Die  Nachahmung  von  Waarenbezeichnungen  fiel  schon  bisher  unter  stiaf- 
gesetzliche  Bestimmungen.    Vgl.  Deutsches  Strafgesetzbuch  von  t87],  §.  287. 

Die  Bezeichnung  dieses  Urheberrechts  als  „geistiges  Eigen- 
thum^^  wird  jedoch  von  einem  doppelten  Gesichtspuncte  aus  ver- 
worfen. Die  hierauf  bezügliche  Streitfrage  ist  von  principieller 
Wichtigkeit  für  die  ganze  Eigenthumslehre  und  besonders  lehrreich 
für  die  Theorieen- zur  Begründung  des  Privateigenthums  und  für 
die  Formulirung  des  Eigenthumsbegriffs  und  der  im  Eigenthum 
enthaltenen  Rechte. 

Jenem  sog.  geistigen  Eigenthum  wird  der  Name  »^Eigenthum'* 
einmal  bestritten,  weil  von  Eigenthum  im  juristischen  Sinne 
nur  in  Bezug  auf  körperliche  Sachen  gesprochen  werden 
könne y  es  also  kein  geistiges  ^^Eigentbum''  gäbe.  Das  wird 
dann  weiter  damit  begründet,  dass  das  sogen,  geistige  Eigenthum 
doch    wesentliche    Verschiedenheiten    vom    Sacheigenthum    zeige; 


^)  So  noch  von  Beseler,  §.  88. 

*)  So  jetzt  überwiegend  bei  uns.  Das  deutsche  Gesetz  vom  11.  Januar  1876 
spricht  ausdrücklich  von  einem  Urheberrecht  an  Mustern  und  ModeUen,  beschrinkt 
also  auch  diesen  Namen  oder  das  gleichbedeutende  „Autorrecht"'  nicht  mehr  auf 
litterarische  Erzeugnisse  und  Kunstwerke. 
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namentlich  gebe  es  nicht,  wie  dieses,  absolute,  zeitlich  unbegrenzte, 
sondern  nur  beschränkte  Rechte,  Schliesse  auch  Pflichten  in  sich. 
Sodann  wird  als  Grand  gegen  den  Namen  „geistiges  Eigenthnm^^ 
geltend  gemacht,  dass  das  Sach-Eigenthnm  oder  körperliche  Gigen- 
tham  nicht  erst  eine  Schöpfung  des  positiveD  Rechts,  wie  un-* 
zweifelhaft  dieses  „geistige"  Eigentbum,  sei. 

§.  124  [282].  —  B.  Die  Streitfrage,  ob  das  sogen, 
„geistige"  Eigentbum  „Eigentbum"  sei.  Die  unbedingte 
Verneinung  dieser  Frage  beruht  auf  einer  petitio  principii  und 
läuft  scbiesslich  auf  einen  Wortstreit  hinaus.  Es  ist  aber  trotzdem 
nicht  gleichgiltig ,  ob  man  ihr  zustimmt  oder  nicht,  vielmehr  lässt 
sich  an  diesem  Falle  gut  nachweisen,  dass  die  übliche,  zu  enge 
Begriffsbestimmung  des  Eigenthums  bedenkliche  Gonsequenzen  mit 
sich  führt. 

« 

1.  Wird  unter  Eigentbum  nur  die  geschichtlich  überkommene, 
im  positiven  Rechte  anerkannte  bestimmte  Art  und  Summe  von 
Rechten  an  Sachen  verstanden,  welche  sich  aus  der  gewöhnlichen 
Formulirung  des  Eigenthumsbegriffs  ergiebt,  so  kann  natürlich  von 
einem  geistigen  „Eigentbum"  keine  Rede  sein.  Aber  eben  diese 
Consequenz  ist  nichts  Anderes  als  eine  petitio  principii.  Denn  man 
kann  sofort  einwenden:  wenn  das  sogen,  geistige  Eigentbum  hier- 
nach nicht  als  Eigentbum  bezeichnet  werden  darf,  so  folgt  daraus 
nicht  nothwendig,  dass  es  kein  Eigentbum  ist,  sondern  zunächst 
nur,  dass  der  vorhandene  Eigenthumsbegriff  zu  eng  und  zu  ein- 
seitig ist,  weil  er  ein  Rechtsinstitut  wie  das  Urheberrecht  nicht  mit 
zu  umfassen  vermag  (§.  127  ff.).  Es  lässt  sich  nun  gerade  als  ein 
Erforderniss  der  fortschreitenden  rechtlichen,  weil  der  weiteren 
technischen  und  ökonomischen  Entwicklang  bezeichnen,  einen 
Eigenthumsbegriff  allgemeinerer  Art  zu  statuiren  und 
ftir  denselben  Merkmale  aufzustellen,  welche  die  Subsamption  des 
Urheberrechts  als  geistiges  Eigentbum  wie  des  gewöhnlichen  Sach- 
eigenthums  als  körperliches  Eigentbum  unter  jenen  Eigenthums- 
begriff ermöglichen. 

Die  Entwicklung  des  Urheberrechts  ist  ein  interessanter  Beleg  für  die  Anforde- 
rungen des  Wirthscbaftslebens  und  der  Technik  an  die  Bechtsbiidung.  Die  Lehre 
Tom  Nachdruck  und  der  Nachbildang  lassen  die  meisten  Autoren  mit  der  Erfindung 
der  Bochdrackerknnst  beginnen.  Dambach  (in  Holtzendorfi''8  Strafrecht  m,  1024) 
bemerkt  dagegen,  dass  dies  im  Princip  nicht  richtig  sei,  weil  —  wenn  auch  nicht 
nach  dem  positiren  Recht  yerbotene,  aber  im  Offen tlichen  Bewosstsein  rerurtheilte  — 
Kachbildnngon  ron  Schrift-  nnd  Kunstwerken  schon  früher  Anlass  znr  Klagen  gegeben 
bitten.  Aber  er  sagt  mit  W&chter  (Verlagsrecht  I,  4),  dass  erst  mit  der  Erfindung 
der  Buchdruckerkunst  die  eigentliche  Entwicklung  der  Geschichte  des  Nachdrucluf 
(und  seines  Rechts)  beginne.  Aehnlich  ging  und  geht  es  natttrlich  in  Betreff  der 
A.  WagB«r,  Oruidlagimg.  8.  Aufl.  2.  Th«il.   Volknrlrthsch&ft  o.  Rächt.  IT 
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neaeren  tedioischen  Erfind  ongen  überhaupt,  ferner  in  Betreff  photographiscber,  galrano- 
pUstischer  Nadibildangen  n.  s.  w.  Den  Jaristen  des  römischen  nnd  gemeinen  Rechts 
Ist  daher  gewiss  zazugeben,  dass  sich  das  Urheberrecht  nicht  aus  dem  geschichtlich 
überkommenen,  ror  Allem  nicht  ans  dem  römischen  Rechte  ohn»  Weiteres  ableiten 
lasse :  veränderte  technische  und  wirthschaftliche  YerhÜtnisse  schaffen  dagegen  andere 
Rechtsbedürfnisse  nnd  andere  Rechtsanschaunogen,  welche  dann  zn  nenen  Rechts- 
bildnngen  führen,  hier  zam  Urheberrecht  oder  geistigen  Eigenthnm.  „Litterarisches 
und  artistisches  Eigenthnm  im  modernen  Sinne  war  dem  Alterthnm  unbekannt.  Der 
moderne  Ansprach  an  den  Schatz  des  Antorrechts  knüpft  sich  äasserlich  an  die 
modenen  Mittel  der  Yerfielftitigiing  und  Yerbreltang,  Innerlich  an  die  modernen 
Ansichten  über  die  Erwerbsth&tigkolt  geistiger  Nataf' (Heydemann).  Zeiten  unent- 
wickelten Geisteslebens  und  fehlender  YenrielfiÜtigungstechnik  werden  natürlich  in  der 
Hauptsache  nur  Sacheigenthum  haben.    Folgt  daraus  aber,  dass  es  stets  nur  letzteres 

Sehen  könne?  (Ygl.  Ihering,  Geist  11,  1,  S.  308.)  Der  Entwurf  des  deutschen 
ürgerlichen  Gesetzbuchs  h&lt  in  seiner  extrem  romanistischen  Tendenz  auch  an  der 
unbedingten  Beschränkung  des  EigenthumsbegriSs  auf  Sachen  fest  (§.  848,  Tgl.  mit 
§.  776),  während  andere  neuere  Rechtssysteme  (preussisches  Landrecht,  baierisches, 
österreichisches  bürgerliches  Gesetzbuch,  französisches  Recht)  den  Eigenthumsbegriff 
weiter  fassen.  Ygl.  Motiro  zum  deutschen  Entwurf  IIL  S.  257  ff.  Si^e  darüber 
und  scharf  dagegen  Gierke,  Schmoller^s  Jahrbuch  1888,  XU,  89  und  1889  XIII,  300, 
sowie  unten  das  ganze  folgende  Kapitel. 

2.  Daraus,  dass  nach  allem  positiven  Rechte  nnd  in  der  That 
anch  nach  der  Natur  der  Dinge  Sacheigenthum  und  geistiges 
Eigenthnm  wieder  wesentliche  Verschiedenheiten  in  Betreff  des 
Umfangs  und  Inhalts  der  durch  sie  gegebenen  Rechte  (und  Pflichten) 
besitzen,  folgt  ebensowenig,  dass  das  Urheberrecht  (i.  w.  S.)  nicht 
auch  als  (i;ei8tige8)  ,, Eigenthnm'^  aufgefasst  werden  kann.  Viel- 
mehr ist  das  letztere  eben  nur  eine  weitere  neue  ökonomische 
Eigenthumskategorie,  neben  denjenigen,  in  welche  auch 
das  Sacheigenthum  eingetheilt  werden  muss.  Es  ist  eine  Con- 
seqnenz  der  oben  (§.  97  ff.)  vertretenen  Auffassung,  solche  neue, 
dem  volkswirthschaftlichen  Bedtlrfniss  entspringende  Eigenthums- 
„arten''  zuzulassen.  Die  Nothwendigkeit  der  Aufstellung  eines 
geistigen  Eigenthnms  liefert  aber  auch  umgekehrt  wieder  eine  Be- 
stätigung der  früheren  Lehre  von  den  ökonomischen  Eigenthums- 
kategorieen.  Fügt  sich  das  geistige  Eigenthnm  nicht  unter  den 
üblichen  Eigenthumsbegriff  und  lässt  es  sich  nicht  mit  den  Gründen 
begründen,  welche  man  ftlr  das  Sacheigenthum  glaubt  für  aus- 
reichend halten  zu  dürfen,  so  erweisen  sich  jener  Begriff  und  diese 
Begründungen  eben,  wie  gezeigt  wurde,  nicht  nur  in  diesem  Falle, 
sondern  anch  bei  wichtigen  Arten  des  Sacheigenthums  unhaltbar. 
Es  werden  daher  durch  die  Unanwendbarkeit  des  Eigenthmns- 
begriffs  und  der  üblichen  Eigenthumstheorieen  auf  das  geistige 
Eigenthum  nur  abermals  die  Gründe  verstärkt,  welche  die  Modi- 
fication  jenes  Begriffs  und  das  Aufgeben  dieser  Theorieen  nöthig 
machen. 
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3.  Namentlich  ist  es  keio  zntreffender  Einwand,  dem  geistigen 
Eigenthum  den  Character  des  ^^Eigenthums^'  abzustreiten,  weil  das- 
selbe keine  absoluten  Reehte  des  Eigenthttmers,  keine  unbegrenzte 
Dauer  und  keine  Rechte  ohne  Pflichten,  wie  z.  B.  im  Erfinder- 
scbutzrecht  kennt  Denn  dieses  ,,absoIute'^  Eigenthum  ist  über- 
haupt unhaltbar  (§.  127  ff.).  Man  darf  hier  sogar  vom  geistigen 
auf  das  körperliche  Eigenthum  Analogieen  ziehen ,  nicht  nur,  wie 
es  meistens  allein  geschehen  ist,  umgekehrt:  wenn  nemlich  ein 
„beschränktes*'  geistiges  Eigenthum  doch  nachweisbar  eine  ge- 
ntlgende  ökonomische  Function  erlangen  kann,  so  wird  man  nicht 
immer  von  vornherein  ein  beschränktes  körperliches  Eigenthum  als 
durchaus  unstatthaft  bezeichnen  dürfen. 

Die  Triftigkeit  des  Argaments  der  niebt  anbegrenzten  Daner  (Beseler  §.  88) 
velst  anch  Stobbe  (III,  9  Note  8)  ab,  weU  es  ancb  rerocables  Sacbeigeotbnm  gebe 
n.  s.  w.  —  Die  Forderung  unbegrenzter  Daner  ist  fälschlicb  7on  den  Vertretern  des 
sogenannten  Monantopoles  gestellt,  w&brend  mit  Recht  die  Gesetze  wie  die  meisten 
Joiisten  nnd  Nationalökonomen  for  das  Verlagsrecht,  Patentrecht  n.  s.  v.  eine  be- 
stimmte Hazimalfrist  festsetzen.  Es  wird  dies  durch  Zweckmässigkeitsgründe  und 
anch  mit  dem  Argument  richtig  begründet,  dass  „Vor-  und  Mitwelt  ihren  Antheil 
an  der  Schöpfung  des  geistigen  Urhebers  haben^  (Heydemann,  Dambach).  Nur 
wird  Ton  den  Anh&ogem  dieser  Ansicht  tibersehen,  dass  im  Wesentlichen  dasselbe 
Argument  auch  auf  das  kOiperiiche  Eigenthum  sich  anwenden  lisst.  (Siehe  oben 
§.  112.)  Anch  bei  dessen  „Schöpfung*'  ist  in  jeder  ein  wenig  entwickelteren  Volks* 
wirthschaft  „Vor-  und  Mitwelt  mit  bethelligt'\  Eben  deshalb  Hessen  sich  wieder 
nach  der  Analogie  des  geistigen  Eigenthums  im  Princip  auch  für  das  Sacheigenthum 
Beschrinknngen  postuliren.  Mit  dem  allein  richtigen  Kern  der  „Arboitstheorie''  wUrde 
dies  sehr  wohl  rereinbar  sein  (mitunter  selbst  eine  bestimmte  zeitliche  Beschränkung 
des  Eigenthums,  wofür  es  Übrigens  im  modernen  Wirthschaftsleben  auch  nicht  an 
Analogieen  fehlt,  z.  B.  bei  Ueberlassnng  von  Eisenbahnen  zu  —  Eigenthum  mit 
Bttckfallsrecht?  oder  Nutzung?,  man  kann  beide  Ausdrücke  wohl  rechtfertigen  —  auf 
99  Jahre). 

4.  Endlich  ist  die  Aufstellung  einer  Eigenthnmskategorie 
,ygeistiges  Eigenthum^^  auch  wichtig  für  die  Würdigung  des 
richtigen  Kerns,  welcher  in  der  Arbeitstheorie  als  einem 
Postulate  fOr  die  Eigenthumsordnung  enthalten  ist.  Die  Con- 
stituirung  des  geistigen  Eigenthums  erfolgt  seitens  der  neueren 
Gesetzgebung  recht  eigentlich  aus  dem  Orunde,  um  gerecht  gegen 
den  Arbeiter  (Schriftsteller ,  Eanstier,  Techniker)  zu  sein,  ihm  die 
Möglichkeit  eines  Lohns  und  einen  genügenden  Lohn  zu  verschaffen 
und  gleichseitig  hierdurch  zweckmässig  im  volkswirth- 
schaftlichen  Interesse  zu  verfahren,  nemlich  um  zu  der  beztig- 
lichen  „Arbeit''  anzuspornen.  Die  leitenden  Gesichtspuncte  der 
Arbeitstheorie  finden  mithin  im  geistigen  Eigenthum  ihre  bewusste 
Anerkennung  durch  die  freie  Rechtsbildung.  Aber  dem  ,,Arbeiter'* 
werden  deshalb  doch  nur  verhältnissmässig  eng  begrenzte  Rechte 
eingeräumt  nach  dem  billigen  Ermessen  der  gesetzgebenden  Gewalt. 

17» 
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In  diesem  Yoigehen  findet  Niemuid  eine  Yerletzang  des  ,jiatarliehea  Bechts'' 
des  Arbeiteis,  sondern  etwas  Selbstrcrst&ndliches,  —  sebr  yerscbieden  7on  den  Or- 
theilen über  Beschränkungen  des  Sacheigenthnms,  welche  sofort  mit  dem  „natflr- 
lichen'\  auch  yom  rolkswirthschAftiicben  Interesse  geforderten  „Bechtsanspnich**  des 
„Arbeiters"  in  unlösbarem  Widersprach  stehen  sollen.  Daraas  folgt  aber  nicht,  dass 
diese  Beschränkungen  ganz  anderer  Natur  sind,  sondern  nar,  dass  unser  Urtheil  in 
solchen  Dingen  im  hohen  Maasse  rom  Herkömmlichen  abhängt  Der  richtige  Kern 
der  Arbeitstheorie  kommt  beim  geistigen  Eigenthum  zweckmässig  und  genagend  zur 
Geltung.  Aach  wenn  man  diese  Theorie  idlgemein  dem  Eifirenthum  an  Sachen  zu 
Grunde  legt,  sollte  man,  soweit  es  die  verschiedene  Natur  beider  Eigenthumsarten 
zulässt,  das  Sacheigenthum  mehr  nach  Analogie  des  geistigen  Eigenthums,  bezw.  der 
bisherigen  Gestaltung  des  betreffenden  Rechts  einrichten  und  daher  zu  beschränken 
suchen,  als,  wie  es  bisher  wenn  auch  nicht  in  der  Präzis,  so  doch  von  einer  un- 
haltbaren Theorie  des  geistigen  Eigenthums  versucht  wurde,  das  letztere  nach  der 
Ahalogie  des  Sacheigenthnms  zu  behandeln,  d.  h.  es  möglichst  ebenso  schrankenlos 
zu  machen.  Eine  gebtthrendo  Belohnung  des  Arbeiters  und  eine  hinläng^che 
Anspornung  zur  Arbeit  würde  bei  einer  solchen  Gestaltung  des  Sacheigenthums- 
rechts  so  wenig  nothwendig  als  bei  der  analogen  des  geistigen  Eigenthums  fehlen 
mtlssen.  —  Bei  der  Bezeichnung  des  Urheberrechts  als  geistiges  Eigenthum  wird  die 
—  Tolkswirthschaftlich  jedenfalls  auch  wichtigste  —  vermögensrechtliche  Seite 
hervoigehoben.    (Vgl.  Dambach,  a.  a.  0.  S.  10S4.) 

§.  125  [282a].  —  G.  Das  geistige  Eigenthom  als 
Schöpfung  des  positiven  Rechts  und  Schlüsse  daraus 
ftlr  die  Legaltheorie.  Der  zweite  Einwand  gegen  die  Be- 
zeichnung des  geistigen  Eigenthums  als  ^^Eigenthum'S  dass  dieses 
Institut  bloss  eine  Schöpfung  des  positiven  Rechts  und  dadurch 
grundverschieden  vom  Sacheigenthum  sei,  hat  natürlich  für  die 
Vertreter  der  Legaltheorie  in  Betreff  des  gesammten  Eigenthums 
an  sich  keine  durchschlagende  Bedeutung.  Wollte  man  indessen 
einfach  den  Schluss  ziehen,  dass  ans  der  Notorietät  der  Thatsache 
der  Schöpfung  des  geistigen  Eigenthums  durch  das  Gesetz  auch 
die  gleiche  Begründung  des  Sacheigenthnms  auf  das  Gesetz  (Recht) 
folge,  so  würde  man  hier  dem  richtigen  Einwand  begegen,  es  sei 
dies  ein  falscher  Analogieschluss  oder  eine  petitio  pricipii.  Trotz- 
dem ist  die  Begründung  des  geistigen  Eigenthums  tHr  die  princi- 
pielle  Würdigung  der  Legaltheorie  von  Wertb. 

Es  liegt  hier  ein  auch  in  seiner  geschichtlichen  Entwicklung 
leicht  und  sicher  zu  verfolgender  Fall  vor,  wie  das  ökonomische 
Bedürfhiss  und  die  Entwicklung  der  Technik  in  Verbindung  mit 
dem  „Rechtsgefühl"  oder  den  Rechtsanschauungen  des  Zeitalters 
über  die  gerechte  Belohnung  des  Arbeiters  zu  einer  neuen  Rechts- 
bildung  auf  dem  Gebiete  des  Eigenthumsrechts  führt 

Erwägungen  der  Gerechtigkeit  gegen  den  Arbeiter,  Bertlck- 
sichtigung  des  Individualinteresses  und  gleichzeitig  des  Gemein- 
schaftsinteresses, Zweckmässigkeitsgesicbtspuncte  verschiedener  Art 
werden  bewusst  combinirt,  um  ein  Rechtsinstitut  wie  das  Urheber- 
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recht  ].  w.  S.  durch  die  Gesetzgebung  zu  schaffen  oder,  nach  der 
im  YoransgehcDden  vertretenen  Auffassung ,  um  eine  neue  eigen- 
artige Eigentbumskategorie  als  ,,  geistiges  Eigenthum^^  der  be- 
stehenden Eigenthumsordnung  einznttlgen.  Der  Gesetzgeber  ver- 
fährt hier  ganz  richtig  und  durchaus  realistisch:  er  prüft  zuerst 
die  Bedürfnisse  des  Individuums  und  der  Gemeinschaft  und  be- 
stimmt alsdann  nach  dem  Ergebniss  dieser  Prüfung  den  Umfang 
und  Inhalt  der  Rechte,  welche  dieses  geistige  Eigenthum  enthalten 
soll.  Hiernach  ergiebt  sich  erst  der  Begriff  des  geistigen 
Eigenthums,  nicht  a  priori. 

Deswegen  ist  besonders  die  Motirirnng  der  neueren  Gesetze  über  das  Urheber- 
recht in  den  betreffenden  Regierangsvorlageu  ond  die  parlamentarische  Berathnng  der 
letzteren  sehr  lehrreich«  weil  hier  stets  eine  Abwftgnng  der  Zireckm&ssigKeits- 
grOnde  für  und  wider  erfolgt,  z.  B.  in  Betreff  der  Zeitdauer,  der  Gebtlhren  (bei  den 
Patenten),  der  Pobiicationspflicbt  (bei  denselben)  n.  s.  w.  Vgl.  die  Gomnientare  za 
den  Gesetzen. 

Gerade  dies  aber  ist  auch  das  richtige  Vorgehen  der  Gesetz- 
gebung gegenüber  dem  Sacheigeuthum  und  seinen  verschiedenen 
Kategorieen.  Hier  sind  ebenfalls  zuerst  die  Bedingungen  des  wirth- 
schaftlichen  und  socialen  Zusammenlebens  für  die  Bestimmung  des 
Umfangs  des  Privateigenthums  (gegenüber  dem  Gemeineigenthum) 
und  des  Inhalts  der  im  Privateigen th am  enthaltenen  Rechte  fest- 
zustellen und  daraus  ist  der  Eigenthumsbegriff  abzuleiten,  nicht 
aber  umgekehrt  ein  apriorisch  absoluter  Eigenthumsbegrifi  aufzu- 
stellen, als  dessen  ,,logische  Conseqnenzen'*  sich  dann  der  Inhalt 
und  Umfang  des  Eigenthumsrechts  ,yVon  selbst^'  ergeben.  Dieses 
unrichtige  Vorgehen  hängt  aber  wieder  mit  den  Bestrebungen  zu- 
sammen, das  Privateigenthum  ohne  Weiteres  nach  einer  der  früheren 
Theorieen,  also  anders  als  bloss  durch  die  Rechtsbildung  zu  be- 
gründen. Die  Begründung  des  geistigen  Eigenthums  durch  das 
Gesetz  zeigt,  welches  der  richtige  Weg  ist,  um  zu  einer  passenden 
Gestaltung  des  Eigenthumsrechts  zu  gelangen.  Daraus  lässt  sich 
ein  werthvoUer  Schluss  nach  der  Analogie  für  das  Sacheigeuthum 
ableiten. 

Die  geschichtlich-unzweifelhafte  Thatsaehe  anderseits,  dass  eine 
wichtige  Eigentbumskategorie,  wie  das  geistige  Eigenthum,  ganz 
allein  auf  dem  Gesetze  beruht,  und  dass  der  Gesetzgeber  dabei 
unter  passender  Combination  von  Gesichtspuncten  der  Zweckmässig- 
keit und  Gerechtigkeit  die  bezügliche  Rechtsordnung  nach  seinem 
selbständigen  Abwägen  und  billigen  Ermessen  gestaltet  (§.  120), 
widerlegt  endlich  auch  noch  die  Bedenken,  welche  gegen  die  Be- 
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griindung  alles  EigeDthums  ttberbanpt  auf  Gewohnheitsrecht  und 
Gesetz  geltend  gemacht  worden  sind. 

Die  yoransgehenden  Erörterungen  tiber  das  geistige  Eigenthuu 
haben  für  die  Gegenstände,  welche  im  Folgenden  behandelt  werden, 
daher  ihre  besondere  Bedeutung  und  führen  dazu  mit  hinüber. 


Drittes  Kapitel. 

Begriff,  Ausdehnung  und  Inhalt  des  Privateigenthums. 

§.  126  [S.  576— 5S0].  Vorbemerkungen  und  Littcratur.  Vgl.  im  AU- 
gemeinen  die  einleitenden  Abschnitte  der  Lehrbücher  und  Systeme  des  römischen 
und  deutschen  Priratrechts  über  Eigenthum,  z.  B.  ScheurI,  Institutionen  §.  75, 
Puchta,  Pandecten,  §.  144,  r.  Vangorov,  Pandocten,  §.295,  Baron,  Pandecten, 
§.  125.  Beseler,  Privatrecht,  §.  81,  Gerber,  Privatrecht,  §.  76,  78,  Kraut,  Grund- 
riss,  §.  105,  und  andere  neuere  Werke  über  römisches,  deutsches,  preussisches  Privat- 
recht,  so  Dem  bürg.  Windscheid,  FOrster.  Manche  Gitate  in  den  Schriften 
S a m t e r 's ,  Eigenthumsbegriff  und  Eigenthum,  Kapitel  L  —  Trendelonburg,  Bechts- 
Philosophie,  §.93,  Stahl,  Rechtsphilosophie  II,  1,  S.  350  ff.,  Ahrens,  Katnrrecht  U, 
§.  69,  ROder,  II,  §.  145  ff.,  Lasson,  Rechtsphilosophie,  §.  54.  —  Dann  die  modernen 
Rechtsbtlcher  in  dem  Titel  vom  Eigenthum.  Entwurf  des  deutschen  bürgerlichen 
Gesetzbuchs,  §.848,  Motive  dazu  III,  262,  Kritik  darüber  Gierke  in  Schmollers 
Jahrbuch  XU,  875,  besonders  XIII,  800,  Anton  M enger,  Archiv  für  sociale  Gesetz- 
gebung II,  besonders  S.  480.  Selbst  bei  den  Vertretern  der  organischen  Auffassung 
von  Recht  und  Staat,  wie  Ahrens,  Stahl  ist  in  Betreff  des  Privateigenthums  die 
Sphäre  des  subjectiven  Beliebens  des  Eigen thümers  immer  noch  zu  weit  gezogen. 
Vgl.  Stahl,  I,  1,  S.  363,  §.  29,  z.  B.  der  Satz:  der  allgemeine  Character,  der  das 
Vermögensrecht  in  allen  seinen  Instituten  an  sich  trägt,  ist  die  Herrschaft,  die 
freie,  gesicherte  Verfügung  des  Individuums,  die  unbedingte  subjective  Be- 
rechtigung. Der  Entwurf  unseres  neuen  Rechts  übertrumpft  noch  die  romanistische 
Auffassung  und  Doctrin,  wogegen  besonders  Gierke  schaif  a.  a.  0.  sich  wendet. 

Die  NationalOkonomen  haben  sich  nur  ausnahmsweise  näher  mit  diesen 
Puncten  beschäftigt.  Siebe  die  Litteratur  oben,  Vorbemerkungen  zu  diesem  Buch, 
S.  186  ff.  Am  wichtigsten  Knies,  Geld,  im  Abschnitt  II,  besonders  S.  SS  ff.,  und 
A.  Samt  er,  Eigenthumsbegriff.  Knies  weist  ebenfalls  die  schon  begriffliche  Un- 
umschränktheit  des  Eigenthums  ab  (S.  87,  90,  91),  mit  besonderer  Betonung  des  Um- 
Stands,  dass  es  sich  um  das  Eigenthumsrecht  innerhalb  des  Staats,  also  der  Gesell- 
schaft handle.  Er  will  aber  keinerlei  Verpflichtung  des  Eigenthümers  zu  einem 
„Thun"  mit  seiner  Sache  wogen  Andrer  und  für  diese  aus  dem  Eigenthum  abgeleitet 
wissen  (S.  91).  Weiter  sucht  er  die  Verschiedenheit  der  Begriffe  Vermögen  und 
Eigenthum  streng  festzuhalten.  Meine  abweichende  Auffassung  vom  Vermögen 
(I,  §.  24)  halte  ich  trotz  der  Bemerkung  von  Knies  (S.  94  ff.)  aufrecht,  wegen 
der  unten  im  Text  motivirten  Erweiterung  dos  Eigenthumsbegriffs.  Siehe  jetzt  auch 
die  Zusätze  in  der  2.  Auflage  von  Knies'  politische  Oekonomie,  S.  199  ff.,  worin  er 
seine  Auffassung  gegen  die  meine  festhält  und  weiter  zu  begründen  sucht  Samt  er 
unterscheidet  bei  dem  allgemeinen  Eigenthumsbegriff  das  Eigenthum  der  Einzelpersonen, 
der  Personalverbände,  der  gesellschaftlichen  Gemeinschaften  (Staat  und  Gemeinde)  und 
definirt  das  Eigenthum  (im  Sinne  kaum  von  mir  verschieden,  abgesehen  ron  der 
Beschränkung  auf  Sachen,  siehe  unten  §.  129):  „die  .  .  .  von  der  Rechtsordnung  zu- 
ertheilte  ausschliessliche  Herrschaft  über  Sachen'*  S.  298,  wo  mir  nur  in  dem  ,^u- 
ertheilr',  was  auf  ein  bestimmtes  Maass  deutet,  und  „ausschliesslich"  ein  Widerspruch 
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zu  sein  scheiot  FOr  die  spedell  juiütische  Littcifttar  Aber  den  EigwiÜioiDsbegiiff  rer- 
weise  ich  besonden  «af  die  reichhnlUg^  Abhandlnng  Ton  Samt  er.  Ganx  riohtif  n.  £. 
behandelt  auch  v.  Scheel  in  dem  Aolsau  ^as  Becht  und  die  Pflichten  des  lind- 
lichen  Gniiideigeathiutt8*%  Landwirthichaftüche  Jahrbücher  1874,  III,  463  ff.,  dMse 
Eigeothomafrige:  „Das  Eigenthom  i:ft  nar  denkbar  als  eine  Saame  ron  Be^ignissen, 
welche  Air  Penonen  and  PerBonenrereini|^ngen  von  einem  soarerinen  Willen  um- 
schrieben und  dorch  die  Organe  desselben  garantirt  werden,  und  deren  Grenzen  sich 
ans  den  jeweiligea  Anschannngen  und  Zwecken  dieser  Gesammtheit  ergeben.**  Ueber 
Prondhon  ond  dessen  Kritik  siebe  besonders  wieder  Diehl,  I,  2  ff«,  24  ff,  mit 
kritischer  Erörterong  der  Frage  der  Definition  von  Eigenthum  anter  n&herer  Berag- 
nahme  aof  das  geltende  Bocht  and  die  juristische  Litterator. 

Ans  der  Verwaltangslehre  besonden  IL  BOsier,  sociales  Yerwaltangsrocht  I, 
2.  Hoch,  Sachenrecht,  besonders  §.  120  — 12S,  124  ff.,  177  ff.,  203  ff.,  womit  ta  ver- 
gleichen aber  Bösler's  Aoffassong  der  socialen  Verwaltang  §.  14  — 18  ebendaselbst 
Hier  hilt  Bösler  einmal  an  der  Freiheit  des  Eigenthoms  von  jeder  Art  der  Ober- 
herrschaft and  an  der  Freiheit  in  der  Begrandang  and  Gestaltung  der  Besitzrerhilt* 
niäse  fest,  als  einem  der  Gronds&tze  in  der  modernen  Gesellschaft,  welche  nach  Ge- 
stalt der  thatsichlichen  ümst&nde  nicht  mehr  in  Frage  gestellt,  sondern  oberall  als 
wesentliche  Erfordernisse  und  Meri[male  der  socialen  Freiheit  angesehen  werden  (§.  17). 
Die  sociale  Verwaltong  mnss  daher  auch  in  Uebereinstimmung  mit  den  Grundsätzen 
der  übrigen  Theile  der  Bechtsordnung,  besonders  des  Privat-  und  des  Staatsrechts 
stehen  (§.  18),  weshalb  die  Forderungen  des  modernen  SociaUsmus  und  Communismus, 
welche  die  wesentlichen  Grunds&tze  des  Privat-  und  Staaterechts  angreifen,  nur  ver- 
worfen werden  können  (^.  IS,  Anmerkung  2,  S.  49).  In  dem  Buch  vom  socialen 
Sachenrecht  wird  dann  ausgefiihrt,  dass  dieses  Becht  „nicht  eine  blosse  Gestaltung 
des  Privatrechts  an  Sachen'*  sei  (§.  121,  S.  308)  und  das  Privatrecht  an  Sachen  und 
das  Socialrecht  an  ihnen  werden  neben  einander  gestellt  Mir  scheint  dies  nicht 
richtig  und  auch  von  BOslcr  selbst  dieser  Slandpunct  in  manchen  Erörterungen  über 
das  Eigenthum  nicht  festgehalten  zu  werden  (vgl.  z.  B.  §.121,  Anmerkung  2,  be- 
sonders §.  122,  Anmerkung  1,  S.  311,  ebenda  Anmerkung  5,  §.  123,  vgl.  auch  §.  177 
bis  184,  wo  namentlich  nicht  die  richtige  Bedeutung  des  Kapitaleigenthums  hervor- 
gehoben wird).  Ganz  richtig  sagt  Bösler  dagegen:  „im  socialen  Becht  erscheint 
das  Eigenthum  als  ein  Gulturverhältniss ,  das  seine  positive  Gestaltung  der  jeweils 
herrschenden  Culturidee  entnimmt  und  in  gleicher  Weise  Berechtigungen  und  Ver- 
pflichtungen in  sich  aufnehmen  kann'S  ,,Dic  Idee,  dass  im  Eigenthum  die  absolute 
Herrschaft  über  Sachen  und  demzufolge  alle  irgendwie  denkbaren  Befagnisse  ent- 
halten seien,  mnss  gänzlich  aufgegeben  werden**  (11,  1,  besonders  §.  122).  Gleichwohl 
meint  er  dann  wieder,  dass  diejenigen  zu  weit  gingen,  die  ein  absolutes  Becht  des 
Privateigen thu ms  nicht  anerkennen  wollten.  Statt  dieser  Trennung  von  Privat-  und 
Socialrecht  an  Sachen  muss  doch  wohl  besser,  wie  im  älteren  deutschen  Becht,  die 
sociale  Gestaltung  des  Privatrechts,  speciell  des  Vermögensrechts,  die  sodalrechtliche 
Gestaltung  des  Privateigenthums  eintreten.    (Vgl.  unten  §.  129  ff.) 

Besonders  hervorgehoben  mögen  hier  hinsichtlich  d&i  römischen  Bechts  and 
des  „Geistes**  oder  des  rechtspbilosophischen  Inhalts  desselben,  namentlich  in  Betreff 
des  Eigenthums,  die  Erörterungen  von  Ihering  und  Arnold  werden.  Vgl.  Ihering, 
Geist  des  römischen  Bechts,  passim,  besonders  I,  8.  Auflage,  S.  7  („es  giebt  kein  ab- 
solutes, d.  h.  der  BQcksicht  auf  die  Gemeinschaft  entbundenes  Eigenthum,  und  die 
Geschichte  hat  dafür  gesorgt  den  Völkern  diese  Wahrheit  einzuschärfen**)«  lU  1-  Ab- 
tbeilung,  3.  Auflage,  über  das  System  der  Freiheit  und  Unfreiheit  im  Allgemeinen 
S.  123  ff.,  namentlich  §.  31,  §.  33,  besonders  S.  226  ff.,.  II,  2.  Abtheilung,  S.  435  ff., 
III,  1.  Abtheilung,  2.  Auflage,  S.  302  ff.,  347  ff.  (über  Individual-  und  Gemein-  oder 
Gesammtrecht).  In  dem  Abschnitt  über  die  Freiheit  in  II,  1.  Abtheilung  scheint  mir 
die  Gefahr  des  Miä&brauchs  der  Freiheit  für  die  Gemeinschaft  noch  zu  wenig  beachtet. 
Djs,  was  Ihering  hier  Princip  der  Unfreiheit  nennt  ist  eben  zum  Schutze  der  Volks- 
maise  in  einem  gewissen  Umfange  gerade  wegen  der  ökonomischen  und  socialen 
Machtwirkuug  der  Einzelfreiheit,  der  Freiheit  des  Eigenthums  geboten.  Wir  haben 
durch  za  weitgehende  Eigenthums-  und  Vertragsfreiheit  diese  Massen  geschädigt. 
Der  Verlass  auf  freiwilligen  richtigen  Eigenthnmsgebrauch  wäre  wünschenswortlier, 
ab  der  auf  Staatszwang ,  wie  in  so  vielen  ähnlichen  Fällen .  aber  alle  Geschichte  hat 
jenen  als  erfolglos  erscheinen  lassen.    Die  Erörterungen  a.  a.  0.  in  III,  1 .  Abtheilnng, 
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z.  B.  der  Vorwurf,  den  der  RomMist  Ihering  hier  den  Bechtsphilosophen ,  speciell 
Trendelenbnrg  macht,  den  römischen  Eigenthomsbegriff  ««imhesehen  als  roUgiltige 
Münze  anziinebmen*%  „eins  von  den  dem  Romanisten  zum  Axiom  gewordenen  Vor- 
urtheilen**,  S.  308,  die  Beschränkung  des  Logischen  im  Recht  auf  seine  richtige  Be- 
deutung, die  Abweisung  des  beliebten  Vorwurfs  unserer  positiven  Juristen,  Allem, 
was  in  ihre  römisch-rechtlichen  Anschauungen  nicht  passt,  das  „Stigma  des  Unjuris- 
tischen'* aufzupiftgen  (S.  311),  das  offene  Zugest&ndniss  S.  315,  dass  die  letzten 
Quellen  der  römischen  Bechtsbegriffe  in  psychologischen  und  practiscben  (wohin 
Ihering  wohl  die  wirthschaftUchen  reihen  wird),  ethischen  und  historischen  GrOnden 
gesucht  werden  müssen,  —  alle  diese  Ausfiüimngen  mag  sich  der  Socialpolitiker  und 
Nationalökonom  zum  Trost  dienen  lassen,  wenn  er,  sich  gegen  die  Begriffe  unserer 
Jurisprudenz  verwahrend,  auf  Polemik  und  Widerspruch,  auch  wohl  auf  spöttische 
Abweisung  als  „Nicht- Jurist"  stösst.  Als  ich  meine  1.  Auflage  der  Grundlegung  aus- 
arbeitete, fehlte  noch  die  Fortsetzung  von  Ihering's  Werk,  worin  die  einzelnen  Rechte 
und  das  Zweckmoment  behandelt  werden  sollten.  Ich  äusserte  damals  die  Erwartung, 
namentlich  das  Zweckmoment  möchte  Ihering  zu  Untersuchungen  fuhren,  die  f&r  die 
Bocialökonomische  Anffassnng  des  Privatrechts  wichtig  sein  werden.  Das  hat  sich 
mittlerweile  durch  die  Erörterungen  im  I.Buch  von  Ihering's  „Zweck  im  Rechte'* 
erfitUt.  Siehe  oben  Vorbemerkungen  in  §.  5,  S.  12  und  besonders  a.  a.  0.  S.  50tS  ff., 
510,  514  (Anwendung  auf  die  Expropriation,  siehe  unten  Buch  3,  Kapitel  3).  Es 
heisst  hier  unter  Anderem:  „die  Ansicht  der  Juristen  und  der  Laien  stimmt  darin 
ttberein,  dass  das  Wesen  des  Eigenthums  in  der  Unumschrftnktheit  der  Herrschaft 
des  Eigenthttmers  bestehe,  and  dass  jede  Beschränkung  des  Eigenthums  desselben  im 

Grunde  einen  Eingriff  in  dasselbe  enthalte,  der  der  Idee  des  Instituts  widerspreche 

Meiner  Ansicht  nach  ist  diese  Vorstellung  eine  grandirrige  .  .  .  .*'  „Es  ist  also 
nicht  wahr,  dass  das  Eigentham  seiner  „„Idee''*'  nach  die  absolute  Verfügungsgewalt 
in  sich  schlösse.  Ein  Eigenthum  in  solcher  Gestalt  kann  die  Gesellschaft  nicht  dulden 
und  hat  sie  nie  gedoldet.  —  Die  „„Idee""  des  Eigenthums  kann  nichts  mit  sich 
bringen,  was  mit  der  „„Idee  der  Gesellschaft""  in  Widenipruch  steht".  Die  ganze 
Vorstellung  sei  ein  „Rest  jener  ungesunden  naturrechtlichen ,  die  das  Individuum  auf 
sich  selber  isolire."  In  meiner  Rede  Aber  die  sociale  Frage  (1871)  hatte  ich  denselben 
Gedanken  in  Kürze  so  ausgedrückt:  „Der  Eigenthumsbegriff  ist  zu  absolut  aus^bildet** 
und  habe  deshalb  die  heftigsten  persönlichen  Angriffe  erfahren.  — Von  Arnold  vgl. 
die  Werke  oben  S.  192,  besonders  Cultur  und  Recht  der  Römer,  Buch  2,  Kapitel  2, 
namentlich  S.  171  ff. 

Unter  Ihering's  Einfluss,  aber  auch  in  selbständiger  Reaction  gegen  die  zu 
absolote  romanistische  Eigenthumsauffassung  sind  neuere  deutsche  Juristen,  specieU 
Romanisten,  überwiegend  solche,  welche  auch  andere  Rechte  mit  vertreten,  z.  B. 
preussisches  Landrecht  (Dem bürg),  mehr  noch  Germanisten,  Übrigens  doch  öfters  zu 
einer  anderen  Auffassang  und  wohl  auch  anderen  Begriffsbestimmung  des  Prirateigen- 
thums  gekommen.  Indessen  die  Minorität  bilden  sie  gleichwohl  noch.  Wie  sehr  die 
einseitig  romanistische  Auffassung,  wie  überhaupt,  so  auch  im  Sachenrecht  und  speciell 
beim  Eigenthum  die  herrschende  anter  den  Juristen  leider  noch  geblieben  ist,  zeigt 
hier  der  Entwurf  des  deutschen  bürgerlichen  Gesetzbuchs,  im  Wesentlichen  eine 
„Godification  des  usus  modern  as  pandectaram"  (Gierke),  fast  ohne  Spur  socialer  Ge- 
danken, rein  individualistischen  Geisten.  Das  war  und  ist  der  wichtigste  Tadel  gegen 
dies  Werk. 

Unter  den  zahlreichen  Kritikern  des  Entwürfe  sind  die  mehrfach  genannten 
0.  Gierke  and  Anton  Menger  gerade  wegen  der  überhaupt  und  auch  hier  in  Betreff 
des  Eigenthums  vertretenen,  obiger  Ibering'schen  und  unserer  eigenen  sehr  verwandten, 
mehrfach  damit  zusammenfallenden  Auffassung  besonders  zu  nennen.  Gierke  tadelt  die 
Beschränkung  de9  Namens  „Eigentham"  auf  dasjenige  an  körperlichen  Sachen,  a.  a.  Q. 

XII,  875)  und  polemisirt  scharf  gegen  die  schroffe  Formalirung  des  Eigenthumsbegriflä 
in  römischer  Weise  (ebenda  S.  1199)  im  Entwürfe  (§.  848  ff.).  Der  Geist  in  allen 
diesen  Festsetzungen  sei  der  des  starren  Romanismus;  weit  abgewiesen  werde  die 
schon  im  preussischen  Landrecht  zam  Durchbrach  gelangte  Anschauung,  daas  das 
Privateigen thum  schon  seinem  Begriffe  nach  eine  immanente  Schranke  habe  (ebenda 

XIII,  300).  „Der  römische  Eigenthnmsbegriff  ist  nicht  etwa  bloss  als  ein  f^  uns  ge- 
eignetes geschichtliches  Gebilde,  sondern  als  ein  unentrinnbares  Gebot  der  Rechtalogik 
aufgenommen"    (ebenda  S.  301).    Namentlich  bemängelt  Gierke  diese  selbe  Tendenz 
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des  Entwurfs  sogar  beim  GrnndeigenUiam:  nicht  der  leifleste  Anklang  sei  mehr  an 
die  doch  im  YoUiBbewosstsein  lebende  Anschauung,  dass  die  Erde  trotz  aller  Boden- 
aoftheilung  niemals  rOllig  aufgebort  habe  Gemeingut  zu  sein  und  „dass  daher  alles 
Sondereigenthum  an  Grund  und  Boden  nur  innerhalb  der  durch*  das  Forbehaltene 
Becht  der  Allgemeinheit  gegebenen  Schranken  bestehen  kOnne^S  Selbst  an  Wald  und 
Wasser  werde  eine  Jurisprudenz  70m  Geiste  des  Entwürfe  eine  principlell  ezclusire 
und  absolute  Sonderherrschaft  anzunehmen  haben  (ebenda).  Es  gereicht  mir  wieder 
zu  besonderer  Genugthuung,  wie  im  Bomanisten  Ihering,  so  hier  im  Germanisten 
Gierke  eminente  Juristen  zu  Gewährsmännern  daftlr  zu  haben,  dass  meine  seit  lange 
vertretene  Auffassung  doch  nicht  nur  nationalOkonomisch  gefordert,  sondern  auch 
juristisch  gerechtfertigt  werden  könne.  —  A.  Menger  kritisirt  mit  vom  Standpuncte 
der  besituosen  Ciassen  aus,  ebenfalls  in  hOchst  beachtenswerther  Weise  (a.  a.  0.). 
Er  wendet  sich  auch  gegen  die  formale  Definition  des  Entwürfe  (§.  848)  und  schlägt 
eine  Abänderung  ror,  die  die  Willkühr  des  EigentbOmers  von  vornherein  an  die 
Schranken  des  Gesetzes  bindet  (siehe  unten  S.  267). 

Die  Einwendungen,  welche  besonders  die  Bomanisten  und  die  ihnen  hierin 
neuerdings,  abgesehen  von  der  jüngsten  Zeit,  meistens  zustimmenden  Germanisten 
gegen  jede  andere  Fassung  des  Eigenthumsbegrifts  machen,  namentlich  gegen  eine 
solche,  welche  auf  schon  begriffliche  Beschränkungen  oder  vollends  auf  Ver- 
pflichtungen zu  einem  Thun  hinweisen,  sind  bekannt  (Vgl.  auch  Baron  in 
POzi's  Yierteljahrsschrift  1877,  die  Anzeige  meiner  Grundlegung).  Es  wird  durch 
die  Opposition  der  Juristen  aber  nur  die  Richtigkeit  unseres  Vorwurfe  hinsichtlich 
der  rein  privatrechtlichen  Auffassung  bewiesen.  Angesichts  von  Eigenthumsdefinitionen, 
wie  z.  B.  im  preussischen  Landrecht,  im  französischen  Rechte  braucht  sich  die  National- 
ökonomie auch  nicht  durch  den  Vorwarf  der  „jaristischen  Unhaltbarkeif'  von  Be- 
gri&bestimmungcn ,  welche  das  Moment  gesotzUcher  Beschränkung  enthalten,  ab- 
schrecken zu  lassen.  Bedenklicher  kann  es  erscheinen,  in  die  Definition  auch  das 
Moment  der  Verpflichtungen  zu  einem  Handeln,  welche  das  Eigenthum  gesetzlich 
auflegen  kann ,  aufzunehmen.  Der  Einwand ,  welcher  aus  der  römischen  Servituten- 
iehre  gemacht  werden  kann,  dass  servitus  in  faciendo  coosistere  nequit,  liegt  nahe. 
Hält  man  sich  aber  auch  hier,  nicht  nur  an  ältere  deutsch -rechtliche  Verhältnisse, 
wie  die  Beallasten,  wo  indirect  wenigstens  dem  Eigenthomer  als  solchem  eine  Ver- 
pflichtung, etwas  zu  thun,  aus  seinem  Eigenthum  erwächst,  sondern  an  modernes 
Recht,  wie  es  z.  B.  im  preussischen  Landrecht  ftlr  das  Eigenthum  principieli  auf- 
gestellt wird ,  so  ergiebt  sich  wiederum .  dass  in  der  Aufnahme  von  Verpflichtungen 
zu  einem  Handeln  in  den  Eigcnthumsbegriff  nach  dem  geltenden  Rechte  selbst  nicht 
die  juristische  Ungeheuerlichkeit  liegt,  wie  sie  der  privatrecbtliche  Jurist  und  be- 
sonders der  Romanist  in  solchen  Definitionen  zu  finden  pflegt.  Fasst  man  femer 
mancherlei  geschichtliche  und  moderne  Eigenthumsrechtsgestaltangen ,  z.  B.  im  Ge- 
biete des  Grundeigenthums,  oder  bei  heutigem  Privat -Eisenbahneigenthum,  ins  Auge, 
so  hat  man  hochwichtige  practische  Beispiele,  in  welchen  das  Eigenthum  als  eine 
bestimmt  umzeichnete  Summe  von  Rechten  und  Verpflichtangen  erscheint.  (Vgl.  z.  B. 
den  Vertrag  der  Stadt  Beriin  von  1876,  betreflend  die  Debemahme  der  fiscalischen 
Strassen,  mit  dem  preussischen  Staate,  wo  der  Erwerber  des  Eigenthums  (die 
Stadt  Berlin)  wegen  der  Lasten  des  letzteren  eine  Rente  vom  Sraate  gezahlt  bekommt.) 
—  Die  Lehre  des  römischen  Rechts  vom  Eigenthum  gilt  im  Allgemeinen  als  in  unser 
Rechtssystem  übergegangen  (siehe  B eseler,  Deutsches  Privatrecht,  §.  81). 

Nach  der  üblichsten  Definition  unserer  neueren  römischen  Jurisprudenz  ist  das 
Eigenthum  die  vollständige,  unbeschränkte  und  ausschliessliche  rechtliche 
Herrschaft  einer  Person  über  eine  körperliche  Sache  oder  die  vollkommene 
rechtliche  Unterwerfung  einer  Sache  unter  den  Willen  einer  Person.  (Vgl.  z.  B. 
Puchta,  Pandecten  §.  144,  v.  SchcurI,  Institutionen  §.75,  Baron,  Pandectcn 
§.  125.)  Diese  und  andere,  im  Wesentlichen  dasselbe  sagende  Definitionen  sind  schon 
deswegen  nicht  zutreffend,  weil  sie  die  Möglichkeit  von  gesetzlichen  Beschränkungen 
gleich  begrifflich  ausschliessen  und  damit  mit  bekannten  Sätzen  selbst  des  römischen 
Rechts  (z.  B.  über  die  sogen.  Legalservituten)  in  Widerspruch  gerathen.  Deshalb  ist 
die  Definition  von  einzelnen  Romanisten  und  von  Germanisten  etwas  votsichtiger  dahin 
gefasst  worden,  dass  sie  das  Eigenthum  nur  bezeichnen  als  die  allgemeine  recht- 
liche Herrschaft  oder  als  das  Recht  der  Herrschaft  der  Person  über  die  Sache  (z.  B. 
Bruns,  in  Holtzendorfl's  Encyclopädie,  S.  296,  297,  Beseler,  Deutsches  Privatrecht, 
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§.  Sl).  ,,Das  Allgemeine  schliesst  das  Einzelne  als  Regel  von  selbst  in  sich,  wird 
aber  durch  einzelne  Ausnahmen  nicht  anfgehoben''  (Brnns).  Ueber  die  Richtigkeit 
dieses  Satzes  und  daraber,  ob  nicht  auch  diese  Definitionen  doch  noch  immer  mit 
gesetzlichen  Beschränkungen  des  Eigen tha ms  in  Widerspruch  stehen,  lAsst  sich  streiten. 
Jedenfalls  geben  sie  keine  Handball  fUr  die  social  rechtliche  Auffassung  des  Eigen- 
thums,  welche  nicht  etwa  nur  nach  dem  hier  eingenommenen  Standpuncte  nothweudig 
ist,  sondern  auch  überall  mehr  oder  weniger  in  anerkannten  Rechtss&tzen  und  an- 
erkannten Rechten  der  Gesetzgebung  und  zum  Theil  sogar  der  Verwaltung  (Polizei) 
dem  Eigenthum  gegenüber  practische  Geltung  hat,  sowohl  in  dem  letzteren  auferlegten 
Beschränkungen  als  Verpflichtungen  (z.  B.  bei  Grund-,  Wald-,  Bergwerk-,  Hans-,  Fabiik- 
cigenthum). 

Eine  solche  socialrechtliche  Auffassung  des  Eigenthums  tritt  dagegen  in 
jener  auch  vorkommenden  rOmisch-rechtUchen  Definition  hervor,  wonach  das  Eigen- 
thum sei:  jus  utendi  et  abutendi  re  sua,  quatenns  juris  ratio  patitur.  Ist  auch 
der  Vordersatz  hier  noch  bedenklich  —  und  das  bleibt  er,  auch  wenn  man  mit 
Knies  (Geld,  S.  88)  in  der  Bedeutung  des  abuti  bloss  als  „Verbrauchen'',  nicht  als 
„Miss brauchen''  entgegen  mancher  anderen  Auffassung  übereinstimmt  —  so  erlangt 
er  doch  durch  den  Nachsatz  eine  wesentliche  und  zweckmässige  Beschränkung,  die 
dann  genauer  formulirt  werden  kann.  Im  französischen  Rechte  wird  diese  Be- 
schränkung gleich  präcisirt,  wenn  das  Eigenthum  hier  bezeichnet  wird  als  le  droit 
de  jonir  et  de  disposer  des  choses  de  la  manidre  laplus  absolue,  pourvu  quon 
n'en  fasse  pas  un  us»ge  prohibö  par  les  lois  ou  les  r6glements,  Code  Art.  544,  und 
danach  z.  B.  im  Badischen  Landrecht:  Eigenthum  ist  die  Befuguiss,  über  Bestand 
und  Wesen  einer  Sache,  sowie  über  den  Genuss  derselben  nach  Belieben  zu  schalten 
und  zu  walten,  so  lange  man  nur  keine  durch  Gesetze  oder  Verordnungen  des  Staats 
untersagte  Verfügung  darüber  trifft,  Artikel  544.  Diese  Clausein  gestatten  der 
Gesetzgebung  schon  wirksamer,  Beschränkungen  des  Eigenthums  nach  dem  Gesichts- 
pnncte  des  Gemeinschafesinteresses  aufzustellen. 

Dies  geschieht  auch  in  anderen  Privatrechtssystemen,  deren  Definitionen  das 
Verfügungsrecht  des  Eigenthümers  zwar  noch  ganz  absolut  formuliren,  aber  im  Wider- 
spruch hiermit  an  dieses  Recht  doch  gleich  darauf  eine  Reihe  von  gesetzlichen  Be- 
schränkungen und,  damit  verbunden,  zum  Theil  sogar  gewisse  positive  Verpflichtungen 
des  Eigenthümers  zu  einem  Handeln  knüpfen.  So  namentlich  im  Preussischen 
Landrecht,  Theil  1,  Titel  8.  Hier  heisst  zunächst  nach  §.  1  EigenthOmer  Der^ 
jenige,  „welcher  befugt  ist,  über  die  Substanz  einer  Sache  oder  eines  Rechts 
mit  Auschliessung  Andrer,  aus  eigener  Macht,  durch  sich  selbst  oder  durch  einen 
Dritten  zu  verfügen'*.  Dann  wird  aber  doph  in  §.  26  gesagt,  ,.joder  Gebrauch  des 
Eigenthums  sei  erlaubt  und  rechtmässig,  durch  welchen  (weder  wohlerworbene  Rechte 
eines  Andern  noch)  die  in  den  Gesetzen  des  Staats  vorgeschriebenen  Schranken  über- 
schritten werden".  Hier  ist  nicht  nur  von  Einschränkungen  des  Eigenthums  die 
Rede,  in  dem  wörtlichen  Sinne,  dass  der  Eigen thümer  gesetzlich  genOthigt  werden 
kann,  in  der  Weise  des  römischen  Servitutenrechts,  eine  Benutzung  zu  unterlassen 
negative  Servituten  oder  Servitutes  in  non  faciendo)  oder  etwas  zu  dulden  (positive 
Servituten,  quae  in  patiendo  consistunt),  sondern  es  wird  in  §.  34  sogmr  das  allge- 
meine Princip  aufgestellt,  „soweit  die  Benutzung  einer  Sache  zur  Erhaltung  des 
gemeinen  Wohls  erforderlich  ist,  kann  der  Staat  diese  Benutzung  befehlen  und  die 
Unteriassung  derselben  durch  Strafgesetze  ahnden",  oder  m.  a.  W.  es  werden  im 
Princip  Verpflichtungen  des  Eigenthümers  zu  Handlungen  im  Interesse  des  Gemein- 
wohls, also  auch  Andrer  als  des  Eigenthümers,  aus  dem  Eigenthum  abgeleitet.  Hier 
kommen  dann  die  sehr  eingehenden  Vorschriften  über  Gebäude  eigenthum  §.  36  ff. 
(Verpflichtung  zur  Unterhaltung  und  Wiederherstellung),  über  Waldeigenthum  §.  88  ff. 

Mag  im  Einzelnen  hier  noch  so  viel  wiilkührlich  sein,  im  Ganzen  ist  dies 
doch  die  richtige  socialrechtliche  Auffassung  des  Eigenthums,  mit  welcher  allein 
sich  die  Nationalökonomie  befreunden  kann.  Sie  hat  zur  nothwendigen  Gonseqnenz 
eine  andre  Begriffsbestimmung  des  Eigenthums.  Dieser  Standpunct  dos  preussischen 
Landrechts,  wonach  z.  B.  auch,  im  diametralen  Gegensatz  gegen  das  römische  Recht, 
ein  Eigenthum  an  Forderungen  angenommen  wird,  gilt  jetzt  unseren  Joristen 
für  „wissenschaftlich  überwunden*'.  Er  hat  sich  unter  deutlichem  Einflösse  des 
Naturrechts  des  18.  Jahrhunderts  und  der  WolfTschen  eudämonistischen  Philosophie 
;?ebildet,  aber  enthält  manche  besseren  Keime  für  ein  nationalökonomisch  und  social- 
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poUtiach  haltbares  Priratrecht,  als  onsere  jetzige  rein  priratrechtliche  Jarispradenz 
zugeben  will.  (Vgl.  auch  Degenkolb,  Artikel  preassisches  Landrecht  in  Botteck 
und  Welckers  Staatalezicon,  8.  Auflage,  XIE,  besonders  184,  189.) 

Hieigegen,  wie  Kritiker  des  Entwurfii  doe  baigorlichen  Gesetzbachs  ansgefahrt 
haben,  ror  Allen  Gierko  a.  a.  0^  bildet  die  Fassung  in  diesem  Entwarf,  zamal  in 
Verbindung  mit  den  weiteren  bezQgUchen  Bestimmungen,  wieder  eine  erheblichen 
Rackschritt  ron  der  bereits  mehr  sodalrecbtlichen  zur  indiridaalrechtlichen  Aaf- 
fassang.  £s  heiast  hier  (im  4.  Abschnitt,  Eigenthom,  1.  Titel,  Inhalt  and  Begrenzung 
desselben)  in  §.  848:  ,.Der  EigenthOmer  einer  Sache  hat  das  Recht,  mit  Aus- 
schlicssong  Anderer  nach  Willktüir  mit  der  Sache  zu  verfahren  und  über  dieselbe  zu 
verfügen,  soweit  nicht  Beschrftnkungcn  dieses  Rechts  durch  Geset«  oder  durch  Rechte 
Dritter  begründet  sind/'  Also  in  der  That:  das  jas  utendi  et  abutendi  re  saa. 
A.  Meng  er  schiigt  ror,  durch  HinzufUgung  der  Worte  „innerhalb  der  Schranken  des 
Gesetzes'*  tot  den  Worten  „mit  Ausschliessung  u.  s.  w.''  die  Begrifis-  und  Inhalts- 
bestimmung zn  rerbeasem.  Dadurch  soll,  „dem  heutigen  Bechtszustand  entsprechend, 
sofort  durch  die  Begriffsbestimmung  des  Eigeothums  angedeutet  werden,  dass  der 
Eigenthamer  seine  willkührliche  Herrschaft  tlbcr  die  Sache  nur  innerhalb  der  engen 
und  tiglich  sich  rerengcmden  Schranken  des  Gesetzes  ausaben  darf.''  Diese  Begrifis- 
bestimmung  werde  sich  in  Zukunft  vollends  bew&hren.  Es  liosse  sich  roraussehcn, 
dass  der  schon  in  den  letzten  Jahrhunderten  deutliche  Strom  der  Entwicklung  dahin 
filhren  werde,  das  Eigenthnm  und  damit  das  ganze  Privatrecht  roUstindig  durch  das 
Öffentliche  Recht  za  ttberfluthen  (a.  a.  0.  S.  480).  Nun,  dies  mag  etwas  zu  nel  rer- 
muthet  sein,  aber  in  der  Richtung  der  Beschränkung  der  Befugnisse  des  Ei^en- 
thomers,  namentlich  bei  Grund-,  Geb&ude-,  Kapitaleigenthm  möchte  die  Entwicklung 
allerdings  gehen.  Der  „Entwurf',  der  z.  B.  in  einigen  Bestimmungen  über  das 
Gmndeigenthum  das  Herrschafts-  und  Willkührmomcnt  bis  zum  Nonsens  fibertreibt 
(§.  849!  Dazu  Gierke  a.  a.  0.,  XII,  1198),  steht  freilich  auf  ganz  anderem  Boden, 
aber  wird  das  nicht  hindern. 

Die  Beschränkungen  und  Verpflichtungen  des  Eigenthums  lassen  sich  ausser  aus 
dem  socialen  Zusammenhange  der  Menschen  und  Guter  übrigens  aach  aus  den  rer- 
nanftgemftssen  Lebenszwecken  des  Individuums  selbst,  d.  h.  hier  des 
EigenthOmetB  ableiten.  Von  diesem  Gesichtspuncte  aus  hat  die  Krause 'sehe  Rechts- 
philosophie in  einem  ihrer  hervorragendsten  Vertrete,  Ahrens,  das  Eigenthom  be- 
stimmt als  „die  einer  Person  zustehende  rechtliche  virtuelle  Macht  über  ein  sach- 
liches Gut  nach  allen  durch  vernünftige  Lebenszwecke  bestimmten  und  begrenzten 
NutzanRen'*  (Naturrecht  II,  114).  Es  Hesse  sich  die  nothwendige  Auferlegung  von 
Beschränkungen  und  Verpflichtungen  des  Eigenthums  wohl  aus  dieser  Beziehung  zu 
den  vernünftigen  Lebenszwecken  ableiten.  Aber  das  Missliche  bleibt,  dass  der  Eigen- 
thOmer nach  dieser  Definition  doch  allein  diese  Zwecke  beurtheilt  und  danach  doch 
nur  sein  Wille  über  den  Inhalt  des  Eigeothums  entscheidet.  —  Trendelenburg's 
Definition:  „Eigenthum  einer  Person  ist  dasjenige  ausser  ihr,  was  als  Werkzeug  ihres 
Willens  anerkannt  wird,  und  zwar  so,  dass  es  das  Werkzeug  eines  Anderen  nur  durch 
ihren  WiUen  werden  kann''  (Naiurrecht  S.  205),  leidet  an  der  Absolutheit  der  rOmisch- 
rechtlichen  Begriffsbestimmungen. 

I.  —  §.  127  [283].  Die  privatrecbtlicben  Eigenthums- 
definitionen  und  ihre  Mängel.  In  notb wendiger  Gonseqaenz 
der  im  Vorausgehenden  begründeten  Auffassung  des  Privateigen- 
thnms  kann  vom  volkswirthschaftlichen  und  socialen  (,ySocial- 
ökonomischen^')  Gesichtspuncte  aus  keine  Begriffsbestimmung  des- 
selben anerkannt  werden,  welche  auf  ein  absolutes  oder  mit 
andern  Worten  auf  ein  solches  Privateigentbum  hinauskommt,  dass 
nur  von  dem  individuellen  Willen,  gar  der  reinen  Willktthr  des  Eigen- 
tbttmers  seinen  Inhalt  erhält.  Solcher  Art  sind  aber  zum  Theil 
die  rein  priratrecbtlichen  Definitionen  des  Eigenthums  sowie  die- 
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jeDigen,    welche   nach    denselben    im   gemeinen    Leben    gebildet 
werden. 

Diese  letzteren  sind  natürlich  ohne  wissenschaftliche  nnd  ohne  unmittelbar 
practisch-rechtliche  Bedeotong,  aber  sie  Oben  trotzdem  einen  oft  nur  zn  Terh&ngniaB- 
ToUen  Einflass  aus,  weil  sich  nach  ihnen  die  Forderungen  der  Eigenthümer  oder 
,,dd8  Poblicnms"  hinsichtlich  des  Inhalts  des  Eigenthomsrechts  richten.  Jeder  Gedanke 
an  eine  Beschrftnknng  der  Eigenthamsbenntznng  oder  vollends  an  die  Auflegung  von 
Verpflichtungen,  z.  B.  selbst  auf  den  Grund  eigen thttmer  als  solchen,  wird  in  unserem 
Publicum  eben  deshalb  sofort  abgewiesen,  ja  als  widerrechtlich,  nelleicht  sogar, 
wie  es  nicht  selten  geschehen  ist,  mit  Hinweis  auf  den  „rerfassungsmissigen 
Schutz  des  Eigenthums'',  betrachtet,  weil  die  Leute  eben  nur  ein  absolutes  Recht  vor 
Augen  haben. 

Die  priyatrechtlichen  Definitionen  dürfen  schon  wegen  dieser 
practischen  Consequenzen  nicht  als  etwas  Gleichgiltiges,  das  nnr 
für  die  Jarisprndenz  eine  formale  Bedeatnng  hätte,  iUr  die  Volks- 
wirthschaft  and  das  sociale  Leben,  für  die  ökonomische  und  die 
Socialpolitik  angesehen  werden.  Sie  müssen  daher  der  Forderung 
entsprechen,  dass  durch  sie  sogleich  von  vornherein  das  Privat- 
eigenthum  als  eine  Summe  von  Rechten  erkannt  werde,  welche  sich 
nicht  ausschliesslich  nach  dem  Willen  des  Eigenthttmers ,  sondern 
stets  auch  nach  dem  Willen  der  gesetzgebenden  Macht,  als  der 
Vertreterin  der  Gemeinschaftsinteresseu  gegenüber  den  Interessen 
der  Eigenthümer -Individuen,  ergiebt. 

Die  Definitionen  müssen  deswegen  die  Eventualität  von  ge- 
setzlichen Beschränkungen  der  Verfügungsbefagnisse  der 
Eigenthümer  und  selbst  von  Verpflichtungen  zu  einem  Thun, 
welche  den  letzteren  hinsichtlich  der  Benutzung  ihres  Eigenthums 
auferlegt  werden  können,  mit  in  sich  aufnehmen.  Sie  müssen 
endlich  weit  genug  sein,  um  neben  dem  Eigenthum  an  körper- 
lichen Sachen  auch  das  „geistige'*  Eigenthum  und  weiter  überhaupt 
ein  Eigenthum  an  „Verhältnissen ''  (1,  §.  119),  Rechten,  selbst  an 
Forderungen,  mit  umfassen  zu  können. 

Auch  für  diese  Auffassung  des  Eigenthums  kann  man  sich  auf  mittelalterliches 
deutsches  Becht  und  auch  auf  neuere  geltende  Bcchtsbücher,  wie  das  Osterreichische 
bürgerliche  Gesetzbuch  §.  853  und  das  preussische  Landrecht  Theil  1,  Titel  8,  §.  1 
berufen.  (Vgl.  Kraut,  Grundriss,  §.  105.)  Es  gilt  freilich  diese  Erweiterung  des 
EigenthumsbegriiFs  jetzt  meistens  für  wissenschaftlich  unrichtig,  weshalb  der  Ausdruck 
geistiges  Eigenthum  dann  auch,  wie  oben  schon  bemerkt,  yerworfeu  und  die  Behand- 
lung der  Eigenthumslehro  z.  B.  im  preussischen  Landrecht,  die  Annahme  eines 
„Eigenthums"  an  „Forderungen"  u.  s.  w.  als  antiquirt  betrachtet  wird.  Aber  Uegen 
nicht  auch  hier  öfters  nur  Einseitigkeiten  der  heutigen  Privatrechtswissenschaft  ror? 
Vgl.  Bescler  §.  81,  Gerber,  Deutsches  Privatrecht  §.  76,  und  jetzt  namentlich 
Gierke  a.  a.  0.  in  seiner  Kritik  der  Behandlung  des  Eigenthumsrechts  im  Entwurf 
des  deutschen  büi^erlichen  Gesetzbuchs. 

Nur  so  aufgefasst  uod  im  positiven  Recht  gestaltet  erscheint 
das  Privateigenthum  als  das,  was  es  stets  war  nnd  ist  und  sein 
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soU:  ein  socialrechtliches  und  somit  ein  eigentlich  volks- 
wirthschaftsrechtliches  staitt  eines  bloss  priyatrechtlicben  und 
rein  privatwirthschaftsrechtlichen  Instituts;  nur  so  wird  es  daher 
auch  zugleich  mit  unter  den  öffentlich-rechtlichen  Gesicbtspunct 
gestellt,  was  ein  noth wendiges  Postulat  ist. 

Die  Eigentbumsdefinitionen  der  Rechtswissenschaft,  be- 
sonders der  römisch-recbtlicben,  oder  der  unter  dem  Einfluss 
derselben  stehenden  Privatrechts Wissenschaft  überhaupt 
sind  deshalb  socialökonomisch  meistentbeils  unhaltbar.  Sie  stehen 
aber  selbst  mit  dem  positiven  Rechte,  aus  welchem  sie  doch  ab- 
strahirt  sein  sollen,  nicht  immer  in  vollem  Einklänge.  Denn  das 
positive  Recht  kennt  regelmässig  Beschränkungen  jenes  absolnten 
Eigenthums,  welches  die  Theorie  zu  formnliren  pflegt.  Freilich 
giebt  es  auch  gesetzliche  Definitionen  des  Eigenthums,  welche 
dasselbe  als  ein  absolutes  Recht  hinstellen  und  deshalb  nicht  zu 
billigen  sind.  ^)  Diese  Definitionen  sind  aber  in  neueren  Rechts- 
bttchem  unter  dem  Einfluss  einer  einseitig  privatrechtlichen  wie 
individualistischen  Jurisprudenz  formulirt  worden  und  befinden  sich 
dann  doch  mit  anerkannten  anderen  Sätzen  des  eigenen  Rechts  in 
Widerspruch.^)  Da  letztere  Rechtssätze  vorgehen,  haben  jene 
Definitionen  zwar  practisch  nicht  die  Bedeutung,  die  ihnen,  streng 
genommen,  beigelegt  werden  müsste,  aber  sie  üben  gleichwohl 
einen  nachtbeiligen  Einfluss  aus  und  müssen  deswegen  so  gut  wie 
die  rechtswissenschaftlichen  modificirt  werden. 

Wo  in  älteren  nicht-römischen,  besonders  in  germanischen  Kechtsqaellen  Sätze 
vorkommen ,  welche  als  eine  Art  Definition  gelten  können  oder  aus  welchen  die 
Wissenschaft  Definitionen  bildete  oder  mit  welchen  sie  ihre  eigenen  belegte,  da  darf 
man  sich  übrigens  über  die  Tragweite  solcher  Sätze  nicht  täuschen.  (Vgl.  z.  B.  die 
Stelle  aus  d.  El.  Kaiserrecht  bei  Beseler,  §.  81,  Anm.  3.)  Sie  haben,  auch  wo 
sie  so  lauten,  nicht  ein  absolutes  Eigenthum  statuiren  sollen,  wie  sich  auch  aus 
anderen  Sätzen  ergiebt. 

Es  finden  sich  endlich  auch  Eigentbumsdefinitionen  des  posi- 
tiven Rechts  und  der  Rechtswissenschaft,  welche  das  Gonditio- 
nelle  der  Unbeschränktheit  des  Eigenthums  schon  mit  in  die  Be- 
griffsbestimmung aufnehmen. ')  An  diese  Definitionen  hat  die  social- 


')  Vgl.  österreichisches  btLrgerliches  Gesetzbuch  §.  354  („als  ein  Recht  betrachtet 
ist  Eigenthum  die  Befugniss,  mit  der  Substanz  und  den  Nutzungen  einer  Sache  nach 
Willktthr  zu  schalten,  und  jeden  Anderen  davon  auszuschliessen^').  Preussisches 
Landrecht  Theil  1,  Titel  8,  §.  1.  Entwurf  des  deutschen  Gesetzbuchs  §.  848.  Siehe 
Yorbemerlningen  S.  265  ff. 

*)  So  im  preussischen  Landrecht  sehr  deutlich.    Siehe  oben  S.  266. 

*)  Siehe  Vorbemerkungen,  besonders  den  Code  Kapol^on  Artikel  544;  in  einer 
Hinsiclit  selbst  der  deutsche  Entwurf  §.  848. 
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ökonomische  Auffassung  des  Privateigentbums  anzuknüpfen:  de 
sind,  wenngleicti  vielleiebt  noch  anders  zu  formaliren,  doeh  im 
Princip  richtig,  weil  das  Eigenthnm  hier  keinen  rein-priTatrecht- 
licben  Character  mehr  hat,  der  obigen  Forderong  gemllas.  Der 
Mangel  auch  dieser  Definitionea  liegt  gewöhnlich  nnr  darin,  dass 
dieselben  zu  eng  sind,  um  eine  BertlckBichtigung  der  Verschieden- 
heiten der  Ökonomischen  Eigenthatnakategorieen  und  damit  des 
Moments  des  Zwecks  der  im  Eigenthnm  stehenden  Guter  zn  er- 
möglichen. 

II.  —  §.  128.  Die  Rechtfertigung  dieser  Anforderungen 
an  die  Begriffsbestimmung  and  damit  an  die  Bestimmung  des  recht- 
lichen Inhalts  des  Privateigentbums  liegt  in  der  Stellung  des  letzteren 
in  der  btlrgerlicben  Gesellschaft  und  in  der  volkswirtbEcbafllichen 
und  socialen  Bedeatung  und  Fanctioo  tbeils  alier,  tbeils  der  hier 
Tomemlich  in  Betracht  kommenden  Arten  nnd  Zweckkategorieen 
des  PrivateigenthumB,  besonders  desjenigen  an  sachlichen  Pro- 
ductionsmitteln,  an  Grandstticken  nnd  Kapitalien. 

Aach  Ucr  folgt  die  gesetzliche  Beschr&Dkang  der  HenschafUbefagDisM  des 
FriraleigentbUniera  tn  Bezog  >af  die  in  seinem  EigeDthniii  stehenden  Objecie  sns  der 
Maxime  der  Goeiistenz  der  Indiridnen,  der  Sondereigentbumer,  In  der  bllrger- 
licheu  Geaelliichaft :  ist  insofeni  eine  nolbvendige  aociiilpolitiBchB  Forderung. 
Sodann  iet  ea  eine  nitionilOkoDomiacbe  Forderong.  dus  die  Prirtteigentbnmi- 
inatitnlion  auch  mOglicbsl  sicher  im  Toikswirthschaftlicben  Prodnctions-  nnd 
Tertheiinngsintecease  fuagiro  und  acbldiicbe.  rein  seibslsDchtigB  (nnd  cbiuaOse] 
Benntzungen  des  Eigen  ihn  ms  Seitens  seiner  Herren  mDglichsi  rerhatet  werden. 
D$a  Privateigenlbam  soIi  nicht  znm  AiubQBlnngsmittel  gegenüber  Andren,  ToLonds 
nicht  zum  Mittel  «erden.  Andren  die  Existenz  zu  nehmen  oder  zn  nntergnbcs 
(Gefahren  bei  Privitgmndefgentbnm  t  StSdtiscber  Vobnonnboden ,  agrarische  I^ti- 
fnndlen)  oder  Andien  die  EatiriclilQngabedingnngen  DQgebnhrlich  zn  nnterbiaden, 
es  soll  ancb  nicht  znm  Mittel  werden,  die  Prodnclion  iQrzsichlig  nnd  eigensOchlig 
zn  miasleiten  (Oefahren  der  Specolation,  der  Ansbontnng  der  Conjnnctnren).  Es  soll 
mit  einem  Worte  eine  Institntion  nicht  nur  im  indiridnelien,  im  privatwirthschaft- 
lichen,  sondern  im  socialen,  im  Tolbswirthschaftlichon  Interesse  sein. 

Auch  hier  ist  aber  eine  historisch-  nnd  flrtlich-relatire 
Auffassung  berechtigt.  In  den  früheren  Perioden  weniger  ent- 
wickelten Verkehrs,  geringerer  Arbeitstbeilung,  Torberrschender  oder 
doch  stark  mitspielender  Froduction  fUr  den  Eigenbedarf,  natural- 
wirthsviiiiltlicber  Vciliiillnissc,  ikhIi  geringer  Geldwirthsebaft,  llber- 
wiegeuden  Klein-  unil  Mittetbelriebs  in  Landwirtbschall,  Gewerke» 
Handel,  leiebten  liUidenverbg  war  eine  absolutere  Gestaltung  der 
PrivateigeothumHordnang  weniger  ^tocialskonomisch  bedenklich.  In 
iiuseren  modernen  cntwickelien  VcrijaltniBsen,  besonders  bei  aus- 
gebildeter Geld-  nnd  Cretiitwirilis«  hart  nnd  Oberhaupt  auf  der  Rechts- 
basis des  modernen  Syntenm  dei'  freien  Concurrenz  (I,  §.  307),  wo 
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das  ,, erste  wirtbschaftliche  Leitmotiv'*,  der  wirthschaftliche  Vortheil 
im  Wirthschaftsleben  so  in  den  Vordergrund  tritt  (I,  §.  34ff.)y  da 
drohen  eben  erst  die  angedeuteten  Gefahren  des  Privateigentbums, 
znmal  an  den  sachlichen  Productionsmitteln ,  so  stark.  Erst  hier 
fnngirt  das  Privateigenthum  daher  leicht  so  nachtheilig  für  Dritte 
und  gilt  es  dann,  die  Herrscbaftsbefugnisse  des  Eigenthümers  zu 
beschränken,  —  soweit  es  überhaupt  bestehen  bleiben  soll  und 
muss,  also  nicht  seine  Hin  Überführung  in  öffentliches  Eigenthum  er- 
folgt, das  dann  selbst  in  der  juristischen  Form  des  Privateigenthnms 
öffentlicher  Körper  doch  anders  fungirt. 

In  der  Aoffassang  des  Socialismus  ron  der  historisch '•relatiren  Berechtigung 
und  Nichtberechtigung  des  Prirateigenthums  an  den  sachlichen  Productionsmitteln 
Überhaupt  ist  der  ¥orau»gchcnde  Gedanke  aoch  enthalten,  nur  schrofler  zugespitzt 
und  einseitig  durch  die  ökonomisch-technische  Entwicklung  der  Production  begrQndet. 
Nor  die  Ausdehnung  der  Grundherrlichkeit  (nulle  terre  saus  seigneur),  die  Begalisi- 
rung  des  Bodens  neu  occopirter  oder  eroberter  Gebiete  für  das  Forstcnthum  schuf  im 
Mittelalter  fUr  die  nicht-gruodbesitzende  Bevölkerung  ähnliche  Abh&ngigkeits?erh&lt- 
nisse  gegenüber  dem  Bodenbesitzer,  wie  heute  fUr  die  nichtbesitzenden  Glassen  über- 
haupt gegenüber  den  Privateigentbamern  der  Productionsmittel.  (Vgl.  die  genannte 
Abhandlung  von  A.  Meng  er  auch  fUr  das  hier  Gesagte.)  (.Dieser  ganze  §.  12S  ein 
Zu5atz  in  dieser  3.  Auflage.) 

III.  —  §.  129  [284].  Feststellung  des  Eigenthums- 
begriffs.  Unter  Berücksichtigung  der  obigen  Anforderungen  an 
die  social-rechtliche  Gestaltung  des  Privateigcnthums  und  die  da- 
durch auch  für  das  Privatrecht  bedingte  Fassung  des  Eigentbums- 
begriffs  lässt  sich  das  Privateigenthum  definiren  als:  die  höchste 
vom  Recht  (Gesetz)  zugelassene  Form  rechtlicher 
Herrschaft  einer  Person  über  äussere  Güter  (I,  §.  112). 
In  dieser  Fassung  liegt  implicite  das  augogebene  wesentliche 
Moment:  der  unabhängig  vom  Willen  des  Eigenthnmssubjects  er- 
folgende Vorbehalt  der  mit  dieser  Herrschaft  gesetzlich  verbundenen 
Beschränkungen  und  Verpflichtungen.  Das  Privateigenthum  ist  hier- 
nach eine  Summe  von  Verfügungs-  und  Ausschlussbefugnisscn 
Anderen  gegenüber,  deren  höchstes  Maass  das  Becbt,  nicht  souverain 
der  Wille  des  Eigenthtfmers  festsetzt,  selbstverständlich  in  beiden 
Fällen  immer  Torbehaltlich  der  „Natur  der  Dinge'',  der  natürlichen 
Eigenschaften  und  Zwecke  des  Eigenthumsobjects. 

Obige  BegrifisbcstimmuDg  ist  nur  um  ein  Weniges  abreichend  ?on  derjenigen 
in  der  1.  Auflage  §.  284,  aber  doch  formeil  jetzt  besser  und  kürzer.  In  der 
1.  Auflage  lautete  sie:  die  rom  Becht  (Gesetz)  zugelassene  rollkommen e  rechtliche 
Herrschaft  einer  Person  über  äussere  Güter,  vorbehaltlich  der  ....  Beschränkungen 
und  Verpflichtungen.  Als  „höchste**  Form  unterscheidet  sich  hiernach  z.  B.  das 
EigeDtbum  an  Sachen  yon  andren  dinglichen  Bechten.  Der  Ausdruck  passt  auch 
auf  geistiges  Eigenthum,  auf  „Forderongs  Eigenthum'*.  Im  letzteren  Fall  ist  z.  B. 
maafsgebend,  ob  und  wie  weit  die  Bechtsordnung  ein  Zurückgreifen  des  Berechtigten 
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auf  die  Person,  die  Freiheit  u.  s.  w.  des  Scholdoers  zol&sst  wie  weit  Pfändung 
gestattet  ist  n.  s.  w.  —  Samter  (EigentbamsbegriS'  S.  29S)  kann  ich  nicht  bei- 
stimmen in  der  Ersetzung  von  «^zugelassene^'  durch  ,,zuertheilte**  Herrschaft 
Denn  die  Kechtsordnung  bestimmt  eben  nur  die  Grenze  des  Rechts  des  Eigenthümei». 
Mit  einer  kleinen  Veränderung  könnte  man  auch  definiren,  die  rechtliche  (daher 
unter  den  formellen  und  materiellen,  positiven  und  negativen  Bedingungen  der  Rechts- 
ordnung) höchste  Form  der  Herrschaft  einer  Person  über  äussere  Güter. 

Die  neuere  Rechtswissenschaft  weist  die  Auffassung  des  Eigenthums  als  eine 
Summe  einzelner  Befugnisse  meistens  ab.  So  auch  die  VerfiEisser  des  Entwurfs  des 
deutschon  Gesetzbuchs  (siehe  Motive  zu  §.  848,  HI,  S.  262:  „Die  einzelnen  Befugnisse 
des  EigenthQmers  würden,  auch  wenn  eine  allgemeine  Bestimmung  fohlte,  aus  den 
Vorschriften  Über  den  Eigenthumsschutz  und  tlber  die  von  dem  £igenthttmer  vor- 
zunehmenden Veräusserungägeschäfte  [characteristische  Hervorhebung  nur  dieser,  in 
der  heutigen  verkehrsrechtlichen  Auffassung  des  Eigenthums,  nicht  der  Benutzungs- 
befugnisse] entnommen  werden  können;  sie  lassen  sich  nicht  vollständig  aufzählen; 
das  Bedurfniss  einer  solchen  Aufzählung  liegt  auch  nicht  vor,  da  das  Eigenthum 
nicht  eine  Summe  einzelner  Befugnisse  ist'*).  Indessen  ist  eine  Aufzählung  der 
einzelnen  Befugnisse  auch  nicht  nothwendig,  es  genügt,  die  Kategorieen  derselben  zu 
nennen.  Indem  dann  die  Festsetzung  eines  „höchsten  Maasses**  dieser  Befugnisse  der 
Rechtsordnung  vorbehalten  bleibt,  wird  wiederum  der  socialökonomische  Standpunct 
inne  gehalten  (§.  ISl).  —  Die  neuere  Gontroverse  über  die  Behandlung  des  Sachen- 
rechts und  des  Eigenthums  im  Entwurf  des  Deutschen  Gesetzbuchs,  namentlich  wieder 
die  Kritik  Gierkc's  und  A.  Mengor's,  hat  mich  wiederum  darin  bestärkt,  meine 
obige  Auffassong  festzuhalten  und  zwar  wesentlich  auch  in  der  Fassung  der  2.  Auf- 
lage (S.  582). 

A.  InsbesoDdere  bestimmt  das  Recht  die  Ausdehnung  (Ex- 
tensität, Umfang)  des  Eigenthums,  d.  b.  es  bestimmt,  an 
welchen  äusseren  Gütern  überhaupt  ein  Privateigenthum  der  Privat- 
wirtbschaften  (§.  93)  zulässig  ist. 

In  der  Hauptsache,  aber  nicht  ausschliesslich,  erstreckt  sich  dies  Privateigen- 
thum nur  auf  die  wirthschaftlichen  und  unter  diesen  meistens  nur  auf  die  Verkehrs- 
güter (I,  §.  122).  Wirthschaftliche  Güter  müssen,  um  Verkehrsgüter  zu  sein,  aus- 
schliesslich angeeignet  und  übertragen  werden  können.  Letztere  Möglichkeit  kann 
rechtlich  ausgeschlossen  sein,  wo  dann  zwar  ein  Privateigenthum  bleibt,  aber  das  Gut 
nicht  Verkehrsgut  ist,  wie  bei  bestimmt  gebundenem  Grund  und  Boden.  Von  den 
den  wirthschaftlichen  gegenüberstehenden  freien  Gütern  (§.  118)  können  die  fireien 
Beaitzgüter  ins  Privateigenthum  übergehen,  wodurch  sie  alsdann  in  die  Kategorie  der 
wirthschaftlichen  hinübertreten  (§.  1 14).  Gewisse  Objecto,  namentlich  freie  Besitzgttter 
(Boden)  bleiben  mitunter  nach  dem  Rechte  aber  den  Zwangsgemeinwirthschaften,  be- 
sonders dem  Staate,  früher  der  Dorfgenossenschaft,  Ortsgemeinde  als  Gemeineigen- 
thum  vorbehalten,  unter  Ausschluss  des  Privateigenthums.  Bei  den  nicht  ausdrücUich 
vom  Rechte  ausgeschlossenen  Objecten  ist  anzunehmen,  dass  das  Recht  an  ihnen  im 
Princip  Privateigenthum  zulässt 

Die  Ausdehnung  des  Privateigenthums  muss  wesentlich  mit 
und  zum  Theil  in  erster  Linie  nach  ökonomischen  und  prodnctions- 
technischen  Gesichtspuncten  festgestellt  werden.  Die  Frage  nach 
der  Ausdehnung  des  Privateigenthums  geht  dann  vielfach  in  die 
allgemeinere  nach  der  Begründung  desselben  an  den  verschiedenen 
Objecten,  besonders  an  den  Productionsmitteln  über  (§.  190,  Buch  3) 
und  ist  practisch  im  positiven  Recht  historisch  und  örtlich  relativ, 
daher  veränderlich  zu  bestimmen,  weil  nach  wechselnden  ökono- 
misch-technischen Gesichtspuncten. 
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B.  Zum  Behufe  der  Lösung  dieser  Fragen  ist  das  fiigenthnm 
wieder  in  ökonomische  Eategorieen  zn  bringen  and  speciell 
fttr  jede  derselben  nach  der  ökonomischen  Natur  uud  Function  einer 
jeden  zu  entscheiden,  ob  überhaupt  ein  Privateigenthum,  dann  ob 
nur  ein  öffentliches  Eigenthum  oder  ob  und  wie  weit  beide  neben 
einander  zugelassen  werden  sollen.  Das  Prirateigenthum  zerfällt 
zunächst  in  die  nemlichen  drei  grossen  Eategorieen,  wie  die  wirth- 
schaftlichen  Güter  (I,  §.  119),  welche  es  umfasst,  demnach  in: 

1.  Eigenthum  an  körperlichen  Sachen  („Sacheigen- 
thum''),  welches  auch  itlr  die  Frage  der  Ausdehnung  des 
Privateigenthums  in  die  weiteren  Arten  des  §.  99  zu  speciali- 
siren  ist. 

2.  Eigenthum  (nach  Ausschluss  der  persönlichen  Unfreiheit) 
an  persönlichen  Diensten.  Es  lässt  sich  rechtfertigen,  die 
Forderung,  welche  auf  eine  Leistung  eines  Anderen,  etwas 
zu  geben  oder  etwas  zu  thun,  geht,  hier  mit  einzureihen. 

3.  Eigenthum  an  „Verhältnis sen^'  zu  Personen  und  Sachen 
(I,  §.  119  N.  3)  und  daraus  eventuell  folgenden  Rechten.  Hierhin 
gehört  auch  das  geistige  Eigenthum  oder  das  Urheberrecht  im 
weiteren  Sinne  (§.  123). 

Im  preassischen  Landrccht  ist  ein  Eigenthum  an  Bechten,  Forderungen  an- 
eri»nnt,  der  neue  deutsche  Entwurf  kennt  nur  körperliche  Gegenstände  als  Sachen 
und  nur  ein  Eigenthum  an  diesen  (siehe  oben  S.  267).  —  Dartlber  und  dagegen 
Clerk e  a.  a.  0.,  XII,  872  £,  876.  Er  beruft  sich  dafor  auf  andere  neuere  Rechte 
und  auf  die  Anschauungen  und  Bedttrfhisse  des  Lebens.  Es  sei  „nicht  einzusehen, 
warum  nicht  auch  an  unkörperlichen  Sachen  yon  einem  „  ,,Eigenthum'* '*  gesprochen 
werden  soll,  um  das  die  Totalit&t  des  betreffenden  Objects  ergreifende  Recht  von 
etwa  abgesplitterten  unrollkommenen  Rechten  zn  unterscheiden.  Sobald  einmal  ein 
„»Niessbranch''"  oder  ein  „„Pfandrecht'  an  einer  Forderung,  Hypothek,  Grundschuld, 
einem  Niessbrauch  oder  Oberhaupt  einem  „„Recht"*'^  angenommen  wird,  scheint  doch 
als  Erft&nznng  hierzu  unausbleiblich  auch  ein  „„Eigenthum''"  an  denselben  Gegen- 
ständen rorgestellt  werden  zu  müssen.*'  Gegenüber  dem  mir.  auch  von  nationalöko- 
mischer  Seite  wohl  gewordenen  Einwand  der  juristischen  Dnhaltbarkeit  meiner  Aus- 
dehnung des  Eigenthnmsbegriffs  mag  mir  wieder  Gierke  als  Gewährsmann  dienen.  — 
Ueber  das  römische  Obligationenrecht  Pu cht a,  Pandecten  §.  218  ff.,  über  das  deutsche 
Beseler  §.  118.  Vgl.  auch  Arnold,  Gultur  und  Recht  der  Römer,  S.  144  ff., 
S.  148,  153  ff.,  231  ff.  Gegen  meine  Ausdehnung  des  Eigenthumsbegrifis  auf  Dienste, 
Forderungen,  Verhältnisse  hat  Knies,  Politische  Oekonomio,  2.  Auflage,  S.  214  ff.,  218 
sich  in  längeren,  viel  Bemerkenswerthes  enthaltenden  Ausführungen  erklärt.  Ich 
bin  doch  auch  ron  ihm  nicht  Oberzengt  worden  nnd  berufe  mich  auf  Gierke. 

C.  Das  Eigenthum  giebt  dem  Eigenthümer  in  Bezug  auf  das 
im  Eigenthum  stehende  Object  und  auf  dritte  Personen  zunächst 
allerdings  alle  denkbaren  Befugnisse,  welche  nach  der  Natur  des 
Objects  der  Wille  des  Eigenthtimers  aus  der  ihm  zustehenden  recht- 
lichen Herrschaft  ableitet,  aber  nur  innerhalb  der  Grenzen  und  zu- 
gleich mit  den  Verpflichtungen,  welche  die  Rechtsordnung  fest- 

A.  Wagner,  Gnudlegitiig.  8.  Aufl.  2.  Th«0.  VollnwirthKhaft v. B«obt.  18 
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setzt:  also  kein  „absolates'^  Eigenthamsrecht  Das  Recht  bestimmt 
insofern  auch  den  (maximalen)  Inhalt  (Intensität)  des  Eigenthnms. 
Aach  hier  moss  es  sich  bei  Feststellong  dieses  Inhalts  nnd  seines 
höchsten  Maasses  an  die  Oesichtsponcte  der  yolkswirthschafUichen 
Zweckmässigkeit  and  der  Gerechtigkeit  halten  und  eben  deshalb 
meder  nach  den  einzelnen  Eategorieen  anch  in  diesem  Pancte 
specialisiren. 

Die  Aufgabe,  welche  hiemach  anf  dem  Gebiete  der  Eigen- 
thumsordnung  fiir  die  Bechtsbildung  in  Bezog  anf  die  Bestimmung 
der  Ausdehnung  und  des  Inhalts  des  Eigenthums  Yorliegt,  ist 
der  Aufgabe  der  Begründung  des  Eigenthums  verwandt  Es 
muss  in  beiden  Fällen  als  erheblichster  Fehler  der  üblichen  rechts- 
philosophiBchen  y  joristiBchen,  nationalökonomischen  und  socialpoli- 
tischen  Behandlung  der  Eigenthumslehre  bezeichnet  werden ,  dass 
die  verschiedenen  Eigentbumsarten  in  der  Beweisführung  gar  nicht 
oder  nicht  genügend  unterschieden  werden. 

IV.  —  §.  130  [285].  Ausdehnung  und  Inhalt  des  Privat- 
eigenthums.  Diese  beiden  Fragen  können  auch  nach  ihrer  volks- 
wirthschaftlichen  Seite,  nach  welcher  allein  wir  sie  hier  hinein  zu 
ziehen  haben,  nur  zum  Theil  in  dieser  Grundlegung  (unten  Buch  3 
und  4),  zum  grossen  Theil  nur  im  ganzen  System  der  Politischen  Oeko- 
nomie,  insbesondere  die  erste  vollständig  erst  durch  die  Unter- 
suchungen in  der  Practischen  Volkswirthschaftslehre  und  in  der 
Finanz  wissen  Schaft,  die  zweite  in  ersterer  und  in  der  (hier  von  der 
Grundlegung  unterschiedenen)  Theoretischen  Nationalökonomie,  ins- 
besondere in  den  dahin  gehörigen  Ausführungen  über  das  privatwirth- 
schaftliche  System  erledigt  werden.  (Vgl.  über  das  System  der  ge- 
sammten  politischen  Oekonomie  I,  S.  2,  3  u.  §.  103.)  An  dieser  Stelle 
hier  ist  jetzt  nur  über  das  Wesen  beider  Fragen  kurz  zu  orientiren. 

A.  Die  Frage  nach  der  richtigen  Ausdehnung  des  Privat- 
eigenthums  und  damit  zugleich  nach  der  Stellung  des  öffentlichen 
Gemeineigenthums  ist  überhaupt  von  vornherein  nicht  eine  privat- 
rechtliche, sondern  eine  öffentlich  -  rechtliche  Frage,  welche  vor- 
nemlich  nach  volkswirthschaftlichen  und  socialpolitischen  Oesichts- 
puncten  zu  entscheiden  ist.  Sie  fällt  im  Wesentlichen  zusammen 
mit  der  Frage  nach  der  Möglichkeit  und  Zweckmässigkeit  der 
Ausdehnung  des  zwangsgemeinwirthschaftlichen  auf  Kosten  des 
privatwirthschaftlichen  und  zum  Theil  des  freigemeinwirthscbait- 
liehen  Systems.  Je  leistungsfähiger  sich  das  zwangsgemeinwirth- 
schaftliche,  besonders  durch  den  Staat  und  die  Gemeinde  repräsen- 
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tirte  System  erweist  nnd  je  mehr  inhäreote  Schäden  das  privat- 
wirthschaftliche  zeigt,  desto  mehr  empfiehlt  sich  die  Ausdehnnng 
des  ersteren.  Dies  führt  tbatsächlich  zu  einer  Beschränkang  des 
Privateigenthums  nnd  zu  dessen  Ersatz  dnrch  öffentliches  Eigen- 
thnm,  z.B.  bei  Wegen,  Wäldern ,  Bergwerken,  Verkehrsanstalten, 
and  kann  zum  principiellen  Ansschlnss  desselben  an  ganzen  Kate- 
gorieen  von  Objecten,  wie  den  eben  erwähnten,  führen. 

1.  Die  principielle  Seite  dieser  Frage  berührt  mithin  sehr 
nahe  das  im  5.  and  6.  Bach  des  ersten  Theils  der.  Grandlegang 
bereits  behandelte  grosse  Problem  der  Organisation  der 
ganzen  Volkswirthschaft,  —  ein  Znsammenhang  des  Privat- 
rechts  and  speciell  des  Instituts  des  Privateigenthnms  mit  der 
Volks wirthschaft,  über  welchen  die  gewöhnliche  privatrechtliche 
Jorispradenz  ebenso  wie  die  frühere  individnaiistische  National- 
ökonomie meist  gänzlich  hinweggesehen  haben,  geschweige  dass 
sie  seine  hohe  Bedeatang  ftlr  das  Verständniss  aoch  des  Privat- 
rechts  and  seiner  Entwickln  ngsgeschichte  erkannt  hätten.  Für 
diese  Seite  der  Eigenthumsfrage  ist  daher  aach  aaf  die  genannten 
zwei  Bücher  zu  verweisen. 

2.  Ob  nnd  welche  einzelne  Zweige,  namentlich  der  mate- 
riellen Prodaction,  mithin  aach  der  za  ihrem  Betrieb  gehörigeo, 
eventnell  im  Privateigenthum  stehenden  Objecte  (Grundstücke, 
Kapitalien,  Einrichtungen,  Anstalten)  den  Privatwirthschaften  zu 
entziehen  und  auf  die  Zwangsgemeinwirthschaften  als  Gemein  eigen- 
thnm  zu  übertragen  sind,  das  ist  zwar  nach  der  allgemeinen  öko- 
nomischen Natur  und  Function  dieser  Zweige,  aber  stets  anter 
Berücksichtigung  der  concreten  Umstände  za  entscheiden.  In 
letzterer  Hinsicht  ist  die  Frage  eine  eminent  historische  und  örtlich 
verschieden  sich  gestaltende,  gestattet  daher  nur  eine  relative 
Beantwortung  nnd  gehört,  soweit  sie  nach  ökonomischen  und  tech- 
nischen Gresicbtspuncten  zu  erörtern  ist,  in  die  Specielle  oder  Prac- 
tische  Volkswirthschaftslehre  und,  soweit  finanzielle  Momente  mit- 
spielen, auch  in  die  Finanzwissenschaft.  Hier  in  der  Grundlegung 
kann  sie  daher  mehr  nur  nach  ihrer  allgemeinen  Seite,  d.  b.  nament- 
lich auch  nach  ihren  Voraussetzungen  und  Folgen  ftlr  die  Zulassung; 
oder  den  Ausschluss  von  Privateigentham  an  gewissen  Objecten  und 
für  die  Constituirung  von  Gemeineigenthum ,  und  bloss  für  die 
wichtigeren  Hanptkategorieen  behandelt  werden. 

Beispiele  eind  die  Fragen  der  Staats-Feldgnter,  Staats-Foreten,  Staats-Bergirerke, 
Suats^Fabriken,  Staats-Stnasen,  Staats-VerkehiBaDStaJten,  Poet,  Telegrapliie,  besonders 
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EiseobaliDweson,  renohiedener  StaatB-Gebtthrenzweige.  Ftlr  das  Nähere  verweise  ioh 
aaf  melAe  Finanzwissenschaft,  Band  I,  besonders  S.  Auflage,  die  dortige  Lehre  vom 
Privaterwerb  des  Staats,  sowie  anf  die  specielle  Gebühreniebre  in  Band  2,  namentlich 
2.  Auflage,  wo  Überall  auf  die  principielle  Seite,  d.  h.  aof  die  die  Eigenthnms- 
orduung  berflbrende,  speciell  Bttcksicht  genommen  und  diese  Seite  mehr&ch,  wie 
z.  B.  namentlich  in  der  Eisenbahnfrage,  eingehend  behandelt  worden  ist.  Im 
Folgenden  werden  die  betreffenden  Fragen  besonders  im  Bach  3,  Kapitel  2  beim  Gnind- 
eigenthnm  mit  erörtert 

3.  Wegen  ihrer  grossen  theoretischen  und  practischen  Trag- 
weite müssen  dagegen  gerade  in  der  ,,Orandlegang^'  die  eigent- 
lichen Principien fragen  der  Eigenthumslehre,  diejenigen  ttber 
das  Privatkapital  und  das  Privatgrundeigenthum  and 
ttber  deren  Verhältniss  zu  öffentlichem  Kapital- und  Grundeigen- 
thum  untersucht  werden.  Auch  hierttber  finden  die  Erörterungen 
zwar  erst  in  den  übrigen  Theilen  des  Systems  der  Politischen 
Oekonomie  ihren  Abschluss.  Die  Frage  des  privaten  Grundeigen- 
thums  lässt  sich  auch  wieder  nicht  generell  gleichartig  für  alle 
Arten  desselben  erledigen.  Sie  ist  verschieden  zu  beantworten  fQr 
die  verschiedenen  Hauptarten  des  Bodens  (§.  99)  und  ist  allgemein 
und  speciell  auch  in  letzterer  Hinsicht  wieder  eine  eminent 
historische,  daher  zeitlich  und  örtlich  relativ  zu  beantwortende 
Frage,  welche  besonders  in  der  Agrarpolitik  noch  genauer  zu 
behandeln  ist.  Aber  eine  eingehende  principielle  Erörterung  über 
Privatkapital  und  Privatgrundeigenthum  nach  ihrer  allgemein- 
volkswirthschaftiichen  Seite  gehört  schon  in  die  Grundlegung  und 
speciell  in  die  privatökonomiscbe  Betrachtung  der  Eigenthumslehre. 
Sie  erfolgt  im  nächsten  Buche  3.  Eine  Unterscheidung  der  Haupt- 
arten des  Grundeigenthums  ist  dabei  schon  hier  nicht  zu  umgehen. 
Sie  hängt  ohnehin  mit  der  vorhin  erwähnten  Unterscheidung  der 
einzelnen  Productionszweige  und  deren  Productionsmittel  und  der 
Eigenthumsverhältnisse  der  letzteren  zusammen. 

In  allen  diesen  Erörterungen  erweitert  sich  die  Frage  nach 
der  Ausdehnung  des  Privateigenthums  zu  der  allgemeineren 
nach  der  wissenschaftlichen  socialökonomischen  Begründung 
der  Privateigenthumsinstitution  an  bestimmten  Eategorieen  von  Ob- 
jecten  überhaupt.  Für  die  Rechtsbildung,  welche  das  Privateigen- 
thum  hier  schafft  oder  zulässt,  müssen  die  früher  besprocheneu 
Gesichtspuncte  der  Zweckmässigkeit  und  Gerechtigkeit  maassgebend 
sein  (§.  119—121). 

§.  131  [286].  —  B.  Die  Frage  nach  dem  Inhalte  des  Privat- 
eigenthums ist,  wie  auch  von  unserem  Standpuncte  aus  zugegeben 
werden  kann,  von  vornherein  mehr  eine  privatrechtliche  und  eine 


Inhalt  des  Prirateigenthama.  277 

technisch-jnristigche  Frage.  Gleichwohl  muss  nach  dem  Frttheren 
aach  hier  wegen  der  volkswirthsehafUichen  und  sooialpolitischen 
Unhaltbarkeit  eines  absolnten  Privateigenthams  der  Inhalt  des 
letzteren  vom  Recht  (Gesetz)  so  bestimmt  werden,  wie  es  dem  oben 
formnlirten  EigCDthnrnsbegriff  nnd  dem  Bedttrftiiss  der  Gemein- 
schaft entspricht  Zu  diesem  Zwecke  kann  die  nationalökonomische 
ErOrtemng  über  den  Inhalt  des  Eigenthums  passend  an  die  vorhin 
schon  berührte  ältere  jaristische  Eigenthumstheorie  anknüpfen,  nach 
welcher  das  Eigenthnm  als  ^^eine  Häufung  einzelner  Herrschafts- 
rechte, wie  Besitz,  Nutzung  u.  s.  w/'  aufgefasst  wurde.  Dazu  hat 
aber  dann  die  Auffassung  als  eine  Häufung  von  Pflichten,  welche 
mit  dem  Eigenthum  verbunden  sind,  noch  hinzuzutreten. 

YgL  z.  B.  das  preussische  Landrecht.  Theil  1,  Titel  S,  §.  9.  Aach  diese  Zu- 
sammensetzuiig  des  Eigenthuiis  aas  einzelnen  Befagnissen  gilt  als  wissenschaftlich 
antiqairt,  wird,  wie  oben  (S.  272)  erwähnt,  aach  von  den  Verfassern  des  Entworfs 
des  bürgerlichen  Gesetzbachs  verworfen,  bietet  aber  brauchbarere  Anknüpfangsponcto 
fhr  die  socialrechtliche  Aaffassang  aJs  die  hentige.  (Vgl.  Brans  in  Holtzendorff's 
Encyclopftdie  I,  296).  Man  hat  in  dieser  Anknttpfang  an  die  ältere  Theorie  einen 
Widersprach  mit  meiner  obigen  Bestimmang  eines  einheitlichen  Eigenthomsbegiiffs 
finden  wollen ,  der  m.  £.  nicht  yorhanden  ist.  Denn  dieser  einheitliche  Begriff  l&sst 
sich  doch  in  seine  wesentlichen  Bestandtheile  aaflOsen,  —  gerade  die  Gonseqaenz 
der  Eigenthomsfanction  im  practiscben  Leben. 

Das  Eigenthum  gewährt  stets  seinem  „Herrscher^'  eine  Reihe 
solcher  einzelner  Rechte,  mittelst  deren  Ausübung  eben  die  speci- 
fischen  Functionen  des  Eigenthums  in  der  Volkswirthsobaft  zar 
Geltung  kommen.  Es  ist  nun  weder  möglich,  noch  fllr  den  hier 
vorliegenden  Zweck  nothwendig,  alle  die  denkbaren  einzelnen  Rechte, 
welche  dem  Eigenthümer  als  solchem  nach  der  absoluten  Theorie 
zustehen  oder  welche  ihm  das  positive  Recht  gewährt,  hier  zu 
untersuchen  auf  ihre  volkswirthschaftlichen  und  socialpolitiscben 
Wirkungen,  Vortheile  und  Bedenken.  Es  genügt  vielmehr,  eine 
Aaswahl  der  wichtigsten  Fälle  zu  treffen  und  demgemäss  folgende 
hauptsächliche  Einzelrechte  oder  Kategorieen  von  solchen  zu  be- 
trachten und  festzustellen,  ob  und  wie  weit  sie  mit  dem  Privat- 
eigenthum  verbunden,  ob  und  wie  sie  unbedingt  oder  mit  welehen 
Beschränkungen  nnd  mit  welchen  Verpflichtungen  des  Eigenthümers 
verknüpft,  sie  vom  Rechte  gewährt  werden  dürfen: 

1.  Das  Recht  des  Gebrauchs  oder  der  Nutzung,  ein- 
schliessend  das  Recht  des  Besitzes,  des  Nichtgebrauchs, 
des  Derelinquirens,  der  Zerstörung. 

2.  Das  Recht,  durch  freie  Verträge  über  das  Eigenthum  zu 
verfügen,  namentlich  es  selbst  durch  Tausch  und  Verkauf  oder 
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seine  Nntzung  durch  Vermiethnng,  Verpachtnng  entgeltlich 
an  Andere  zu  Übertragen,  den  Niessbrauch  daran  einzurftamen, 
es  zu  Tcrpfänden,  oder  es  als  Darlehen  zu  geben. 

3.  Das  Recht 9  sich  durch  Schenkung  des  Eigenthums  zu 
Gunsten  eines  Anderen  zu  begeben. 

4.  Das  Erbrecht. 

5.  Das  Recht:  beliebig  viel  Eigenthum,  sei  es  dem  Werthe 
nach  oder  auch  nach  Objecten  (z.  B.  Grund  und  Boden)  in  einer 
Hand,  also  in  quantitativer  und  qualitativer  Unbegrenztheit  anzu- 
häufen. 

Diese  fttnf  Rechte  können  als  die  volkswirthschaftlich  und  social- 
politisch  wichtigen  Bestandtheile  des  Inhalts  des  Privateigen- 
thumsrechts  bezeichnet  veerden.  Wir  nennen  sie  im  Folgenden  kurz : 
das  Gebrauchsrecht,  das  Vertragsrecht,  das  Schenkungs- 
recht, das  Erbrecht,  das  Anhäufungsrecht.  In  absoluter 
Fassung  erscheinen  sie  als  Gonsequenz  des  absoluten  Eigenthums- 
rechts  und  sind  sie  als  solche  immer  mehr  in  unserem  modernen 
Rechte  zur  Geltung  gelangt.  Sie  verlangen  gerade  auf  diese  ab- 
solute Fassung  hin  eine  Prüfung. 

AUerdiogs  bilden  nor  die  diel  eraten  dieser  Rechte  unbestritten  eine  Gonsequenz 
des  Eigenthnmsbeg^s  and  den  Bechtsinh&lt  des  Prirateigentbums  als  priratrechtlicher 
Institution.  Das  Erbrecht  wird  von  Bechtsphilosophen  nnd  ?on  Vertretern  der 
positifen  Bechtswissenschaft  schon  bisher  mindestens  nicht  allgemein  als  ein  noth- 
vendiger  Bestandtheil  des  EigenthnmsrechtB,  sondern  als  ein  selbständiges  (absolutes) 
Priratrechtsinstitot  neben  dem  Eigenthnm  betrachtet,  eine  Auffassung,  wdche  sich 
auch  rechtsgeschichtlich  im  Ganzen  billigen  Iftsst.  Durch  die  Einfügung  des  Erb- 
rechts in  die  Reihe  dieser  aus  dem  Eigenthnm  abgeleiteten  Rechte  soU  dieser  Frage 
auch  nicht  präjudicirt  werden.  Für  die  rolkswirthschaftlich-socialpolitische  Betrachtung 
ffenfigt  es,  dass  das  Erbrecht,  wenn  auch  in  verschiedener  Gestalt,  regelmässig  in  der 
Rechtsgeschichte  eng  mit  dem  Prirateigenthum  zusammenhängt,  bei  allen  unseren 
GulturvGlkern  damit  yerbunden  ist  und  nach  der  herrschenden  Anschauung  der 
letzteren  auch  damit  verbunden  sein  und  bleiben  soU.  Das  fünfte  Recht  endlich, 
das  Anhäufungsrecht,  ist  kein  den  vier  anderen  coordinirtes  Glied,  sondern  nur 
wieder  eine  Gonsequenz  derselben  bei  freiem  Verkehr:  nemlich  das  hier  als  selbst- 
verständlich geltende  Recht,  quantitativ  an  Eigenthum  jeder  Art  (daher  auch 
quaUtativ)  zusammen  zu  fassen,  was  Jemand  durch  eine  rechtlich  erlaubte  originäre 
oder  derivative  Erwerbsart  des  Eigenthums  erworben  hat.  Es  empfiehlt  sich  wiederum 
aus  TolkswirthschafUichen  und  socialpolitischen  QrOnden,  dieses  Recht  hier  noch 
besonders  zu  formuliren  und  es  als  Gonsequenz  unserer  Eigenthumsordnung  zu  profen. 
Die  Gonsequenzen  der  vier  andren  Rechte  treten  mitunter  erst  in  diesem  Rechte  der 
beliebigen  Privateigenthumsanhäufung  in  einer  Hand  prägnant  hervor. 

Bei  der  Untersuchung  dieser  Bestandtheile  des  Eigenthums- 
rechts  müssen  die  nach  Objecten  unterschiedenen  Hauptkategorieen 
des  Eigenthums  ebenfalls  wieder  in  der  Weise  der  §.  97—99  unter- 
schieden werden,  weil  jene  einzelnen  Rechte  bei  ihnen  eine  sehr 
verschiedene  Bedeutung  gewinnen.  Namentlich  die  Unterscheidung 
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voD  PrivateigeDthum  an  Objecten,  welche  als  Gebrauchsyermögen 
und  welche  als  Prodactivvermögen  oder  Kapital  (I,  §.  128)  dem 
Eigenthümer  dienen,  dann  diejenige  zwischen  beweglichen  nnd  un- 
beweglichen Objecten  ist  auch  hier  wichtig.  Femer  wird  die  fttr 
den  Inhalt  des  Eigenthumsrechts  zu  treffende  Entscheidung  eine 
historisch  und  Ortlich  relative  sein  müssen,  weil  nach  den  zeitlich 
und  Ortlich  verschiedenen  Verhältnissen  und  Umständen  die  ein- 
zelnen Objec^  und  Zweck-Kategorieen  des  Privateigenthums  social- 
Ökonomische  verschiedene  Bedeutung^  Voraussetzungen,  Folgen  und 
Functionen  haben.  Die  Untersuchung  selbst  bleibt  dem  Schluss 
der  Grundlegung  im  vierten  Buche  vorbehalten.  Sie  wird  sich  in 
der  oben  angedeuteten  Weise  auf  die  Besprechung  wichtiger  Fälle 
in  diesem  Werke  aus  inneren  und  äusseren  Gründen  beschränken. 


Drittes  Buch. 


Die  Ausdehnung  des  Privateigenthums. 


Erstes  Kapitel. 

Das  Privatkapital. 

§.132  [S.  590 — 593].  Vorbemerkungen  und  Litteratnrangaben,  be- 
sonderB  Rodbertns.  YgJ.  schon  im  1.  Theü  der  Grundlegung  das  2.  Kapitel  des 
2.  Buchs  (Vermögen  und  Kapital)  S.  306  ff.;  besonders  die  mit  zum  folgenden  Kapitel 
gehörigen  Vorbemerkungen  und  litteraturangaben  in  §.  123  und  127. 

Für  die  folgende  Untersuchung  ist  die  ron  Bodbertus  henUhrende,  im  1.  Theil 
a.  a.  0.  (besonders  §.  129)  näher  entwickelte  und  begrOndete  Unterscheidung  zwischen 
Kapital  in  rein-ökonomischem  und  in  historisch-rechtlichem  Sinn  oder 
zwischen  National-  (Social-)  und  Frifatkapital  (Kapitalbesitz),  fundamental 
auch  fUr  die  Lehre  yon  der  Entstehung  und  Vermehrung  des  Kapitals,  ron  der  Recht- 
fertigung des  Priyatkapitals  und  des  Kapitalgewinns.  In  der  froheren  Nationalökonomie 
fehlte  diese  Unterscheidung  im  Wesentlichen,  was  den  nachtheiligsten  Einfluss  aus- 
geübt hat 

Vgl  I,  §.  123,  127.  A.  Smith,  wealth  of  nations  B.  II,  eh.  3,  besonders  im 
Anfang  (Asher's  Uebersetzung  I,  329  ff).  J.  B.  Say,  trait^  I.  1,  eh.  9.  J.  St.  Mill, 
Politische  Oekonomie,  Band  1,  Kapitel  4,  §,  4ff.,  Bastiat,  harmonies  ^conomiques, 
eh.  7,  15,  sophismes  äconomiques,  petits  phamphlets,  oeurres,  V,  23  (capital  et  rente). 
Bau,  I,  §.  133,  134  (siehe  unten  §.  137),  Boscher,  I,  §.  45,  r.  Mangoldt,  Gmnd- 
nss,  §.  31,  derselbe,  Volkswirthschaftslehre,  S.  131  ff.,  r.  Hermann,  Untersuchungen, 
passim,  besonders  2.  Auflage,  Abhandlung  V,  Abschnitt  3  („Kapital  als  Productlons- 
kostenelement'*)«  S.  221  ff.  und  Abhandlung  X,  besonders  Abschnitt  3,  Verbrauch  der 
Gater ,  S.  605  ff. ,  Samter,  Sodallehre,  Leipzig  1875,  S.  116  ff.  Umpfenbach, 
Kapital  in  seiner  Kulturbedeutung,  WOrzburg  1879,  Kleinw&chterim  Schönberg'schen 
Handbuch,  I,  Abhandlung  Production  (3.  Auflage,  I,  S.  189  ff.),  G.  Gohn,  System, 
I,  335  ff.,  411  ff.,  r.  Philippoyich,  Grundriss  I,  §.  32,  47  ff.,  144  ff.,  t.  Böhm- 
Bawerk,  Kapital  und  Kapitalzins,  das  ganze  Werk  (s.  Grundlegung  I,  S.  308,  s.  u.  §.  1.^4), 
derselbe  ,  Artikel  Kapital  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  Band  IV, 
Saz,  Staatswirthschaft ,  §.53 — 55,  K.  Menger,  Aufsatz  zur  Theorie  des  Kapitals 
in  Conrad 's  JahrbOchem,  N.  F.,  Band  17,  Witteishöfe  r,  Untersuchungen  über 
Kapital,  Tobingen  1890.  Von  allgemeineren  Werken:  Scb&ffle  in  seinem  Kapitalismus 
und  Socialismus,  gesellschaftlichen  System,  socialen  Körper,  Band  III,  Quintessenz  des 
Socialismus  (siehe  unten  §.  134).  Knies,  Geld  und  Credit.  Die  ganze  socialistische 
Litteratur,  7or  Allen  Bodbertus  und  Marx  (siehe  unten  S.  281  ff.  und  §.  133),  über  die 
ältere  englische  namentlich  Anton  M enger,  Becht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag. 
Mit  zur  Kritik  besonders  Knies'  genanntes  Werk  und  v,  Böhm-Bawerk's  Buch. 
Loria,  analisi  della  proprietä  capitalista,  2  vol.,  Torino  1889,  J.  Wolf,  Socialismus, 
Stuttgart  1892,  besonders  Abschnitt  3.  Auch  neuere  italienische  Arbeiten  von  Cossa 
in  seinen  Saggi  (1878),  Bicca-Salerno,  teoria  del  capitale,  Milano  1877,  Snpino, 
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il  capitale,  ebenda  1886.    LitteraTgeschiclitliclies  bei   Gossa,  introdüzloDd,  3.  ed., 
passim,  besonders  cap.  16,  H.  Block,  progr^  I,  eh.  14. 

Die  richtige  Unterscheidung  zwischen  beiden  Begriffen  des  Kapitals  znerst  im 
Keim  bei  Landerdale,  inqniry  into  the  natnre  and  origin  of  public  wealth,  £din- 
borgh  1804,  deutsch  7on  Schön,  Berlin  1808  (zusammengezogen,  jetzt  in  2  Bänden 
„ans  den  Papieren  SchOn's",  Berlin  1875),  französisch  Yon  Lagen tie  de  Lavaisse, 
Paris  1808  (wonach  ich  dtire),  besonders  eh.  2,  S.  24  £  passim.  Dann  aber  be- 
sonders Bodbertus  in  seinen  tiefgreifenden  und  scharfsinnigen,  lange  riei  zu  wenig 
beachteten  Untersuchungen  über  das  ganze  yolkswirthschaftliche  Yertheilnngsproblem, 
in  seinem  Zusammenhang  mit  Arbeitstheünng,  besonders  auch  Theilnng  der  agnurischen 
Qod  industriellen  Arbeit,  mit  der  Institution  des  priiraten  Kapital-  und  Grundeigen« 
thams,  mit  Rente,  Kapitalgewinn  und  Grundrente.  Siehe  schon  seine  Schrift  „zur 
Erkenntniss  unserer  staatswirthschaftlichen  Zust&nde",  besonders  III,  S.  63  ff. ,  weiter 
Aamentlich  die  Socialen  Briefe  an  v.  Kirchmann,  besonders  Kummer  2  und  3  und 
ans  seinem  litteraiischen  Kachlass  Band  II  (4.  socialer  Brief,  das  Kapital)  und  Band  HL 
Zahlreiche  £zcurse  und  Aphorismen  auch  in  seiner  Creditnoth  des  Grundbesitzes  und 
seinen  Abhandlungen  über  römische  Agrar-  und  Steuerrerhältnisse  in  Hildebrand's  Jahr- 
büchern und  sonst  (siehe  Grundlegung  I,  S.  39).  Aehnlich  fuhrt  die  scharfe  Unter- 
scheidung beider  Kapitalkategorien  Knies  in  seinem  Geld,  Kapitel  1  durch. 

Ich  weiche,  wie  überhaupt,  so  auch  speciell  in  den  Fragen  über  Prirateigen- 
Üinm  an  Prodoctionsmitteln  und  ganz  besonders  in  der  Grundrentenfrage  wesentlich 
TOD  Rodbertns  ab.  Seine  einschlagenden  Arbeiten  halte  ich  aber  für  das  Bedeutendste 
in  der  gesammten  nationalökooomischen  Litteratur  (die  wissenschaftlich  socialistlBche 
inbegriffen),  was  wir  neben  Ricardo  über  das  Yertheilungsproblem  besitzen.  (Siehe 
meinen  AufsaU  Einiges  ?on  und  über  Rodbertns,  Tübinger  Zeitschrift  1878,  S.  198 
Qod  meine  Einleitung  zu  Lassall e's  Briefen  an  Rodbertns,  Berlin  1878.)  So 
wenig  bekannt  Rodbertns'  erstgenannte  Schriften  lange  blieben  —  woran  wie  bei 
allen  seinen  Arbeiten  die  schwere  Daratellung  einen  Theil  der  Schuld  trägt  — ,  eben- 
sowenig bekannt  ist  früher  sein  grosser  Einfluss  auf  den  deutschen  wisseoschafdichen 
Sodalismus  gewesen.  Es  lässt  sich  aber  leicht  nachweisen,  dass  die  Priorität  der 
besten  kritischen  und  positiren  Gedanken  eines  Lassalle  und  Harz  Rodbertns 
gebohrt  Lassalle  ist  eingestandenermaassen  ?on  Rodbertns  direct  sehr  beeinflusst 
worden.  Aus  den  genannten  Briefen  ergiebt  sich  dies  genauer  und  die  offene  An- 
erkennung, die  ein  Mann  ron  Lassalle  s  geistiger  Bedeutung  und  Selbstbewusstsein 
Bodbertus  gewährt,  ist  ein  rühmliches  Denkmal  ftlr  beide  Männer  (rgl.  z.  B.  die  Briefe 
S.  38,  84  und  S.  89).  Ob  Marx  direct  aus  Bodbertus  geschöpft  hat  oder  von  diesem 
wenigstens  angeregt  worden  ist,  habe  ich  auch  früher  nicht  bestimmt  zu  behaupten 
gewagt.  Nachdem  Fr.  Engels  im  Vorwort  zu  Marx*  Kapital,  Band  II  und  sonst  den 
überzeugenden  Nachweis  geführt  hat,  dass  Rodbertns'  Vorwürfe  wegen  Plagiats  u.  dgl. 
gegen  Marx  völlig  unbegründet  seien,  halte  ich  diesen  Punct  ftlr  erledigt  (siehe 
Grundlegung  I,  S.  40,  Note  und  meine  dort  citirten  Bemerkungen  in  meiner  Einleitung 
zun  3.  Bande  ron  Bodbertus'  litterarischem  Nachlasse).  Den  Vorwurf,  welchen  Anton 
Meng  er  (in  der  Schrift  über  das  Recht  auf  den  rollen  Arbeitsertrag)  gegen  beide, 
Bodbertus  und  Marx,  erhebt,  sie  hätten  sich  ihrerseits  des  Plagiats  an  den  ihnen 
bekannten  älteren  engUschen  und  französischen  Theoretikern  schuldig  gemacht  und 
letztere,  besonders  Engländer  (Thompson,  Hall)  hätten  die  Fragen  weit  gründ- 
licher und  tiefer  behandelt,  habe  ich  ebenfalls  schon  im  1.  Theile  (S.  37,  Note) 
als  mir  nicht  bewiesen  bezeichnet.  Ich  halte  ihn  in  beiden  Puncten  für  entschieden 
nnricbtig. 

Fär  den  neuesten  epigonenhaften  Socialismus  (die  Bebel,  Kautsky,  Conrad 
Schmidt  u.  s.  w.)  ist  Marx  nicht  nnr  der  originellere  und  tiefere,  als  Rodbertns,  sondern 
überhaupt  der  doch  eigeotiich  allein  in  Betracht  kommende  sociaUstische  Autor.  Auch 
wird  ihm  und  seiner  Lehre  in  diesen  Kreisen  und  bei  einzelnen  ausserhalb  derselben 
(z.  B.  Sombart  jun.  in  seiner  Polemik  gegen  J.  Wolf,  Braun's  Archir  V,  1892, 
S.  489)  wohl  eine  ron  allen  übrigen  socialistischen  Systemen  principiell  röllig  ab- 
weichende Stellung  rindicirt.  Der  „Marxismus''  ethisire  nicht,  habe  weder  etlüsche 
Urtheile  (?n,  noch  ethische  Postulate,  sondern  eine  ausgesprochen  antiethische 
Tendenz  und  einen  rein  theoretischen  Gharacter.  Dies  ist  m.  E.  doch  nur  theilweisQ 
und  nur  insofern  richtig,  als  Marx  (und  Fr.  Engels)  einseitig  entwicklungsgesetzlich, 
mit  den  Hilfsmitteln  seiner  materialistischen  Geschichtsauffassung  Entstehung,  Folgen, 
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Wiedenrerdr&ngtwerden  des  Kapitalismus  abzoleiten  sacht  und  dialectiscb,  aber  rOllig 
sophistisch  und  den  Bezog  des  Mehnrerths  darch  das  Kapital  auch  ethisch  angreifend, 
die  Mehrverththeorie  begrftndet.  Daraus  folgen  aber  denn  doch  implicite  Postulate 
in  Betreff  der  Richtung,  des  Tempos,  der  Ziele  der  Entwicklung,  unter  Hinweis  auf 
eine  nothwendige  Durchgangsphase  der  „revolutionären  Dictatur  des  Proletariats**  auch 
ron  Marx  selbst,  siehe  Marx'  Kritik  des  Gothaer  sodaldomokratischen  Programmes, 
(Nene  Zeit  IX,  B.  1,  S.  561).  Auch  Rodbertus  rerfthrt  in  allen  seinen  bezagiichen 
kritischen  Arbeiten  ihnlich  rein  theoretisch,  nur  klarer  und  ohne  die  fakchen  geschicht- 
lichen und  dialectischen  HilÜsmittel  von  Marx. 

Jedenfalls  ist  dessen  Lehre  nicht  nur  im  Keim,  sondern  in  ihrem  wesentlichen 
Kern  und  zum  Theil  in  ganz  ähnlicher  Weise  ausgeführt  schon  in  den  älteren  Schriften 
von  Rodbertus  enthalten  und  damit  gobQhrt  diesem  doch  die  Priorität.  Die  fraher 
allein  bekannte  älteste  Schrift  Ton  1S42  enthält  in  nuce  die  Kritik  und  das  Programm 
des  Socialismns  und  ist  schon  älter,  als  meines  Wissens  irgend  etwas  Einschlagendes 
von  Marx  oder  Engels.  Neuerdings  ist  aber  ein  Aufsatz  von  Rodbertus  schon  aus 
1S87  bekannt  geworden,  welcher  ähnliche  Ideen  und  Erörterungen  enthält  (siehe  Nach- 
lass  7on  Rodbertus,  Band  lY,  S.  193,  Grundlegung  I,  8. 89).  Vgl.  ausser  diesen  Schriften 
besonders  den  ebenfalls  zeitlich  den  grösseren  kritischen  und  dogmatischen  Arbeiten 
?on  Marx  Yorangegangenen  zweiten  socialen  Brief  an  v.  Kirchmann,  in  der  Ausgabe 
7on  1875,  besonders  S.  27  ff.  (Leitung  und  Bewegung  der  nationalen  Production  und 
Yertheilung  des  Products  vom  Rechte  abhängig),  den  Abriss  der  Theorie  in  Thesen 
S.  82  ff.  (besonders  These  1 ,  2,4  —  Lohnsystem  Ökonomisch  der  Sciayerei  gleich- 
gestellt —  These  28  ff.),  S.  58,  im  2.  Briefe  S.  56  ff.  (Nachthoil,  dass  das  Grund- 
und  Kapitaleigenthum  sich  aneigne,  was  von  Rechtswegen  der  Arbeit  gehöre,  hier 
liege  die  Quelle  der  Leiden).  Dann  die  Ausfahrungen  S.  79  ff.:  ökonomische  Mög- 
lichkeit der  Rente,  d.  h.  des  arbeitslosen  Einkommens  bloss  aus  Besitz,  aus  der  grösseren 
Productifität  der  Arbeit  im  System  der  Arbeitsthdlnng  abgeleitet  und  das  Rechts- 
princip  der  Rente  im  privaten  Grund-  und  Kapitaleigenthum  gefunden.  Femer  über 
Sclaven-  und  freie  Arbeit  S.  87  ff.:  die  brillante  Kritik  der  Bastiat'schen  Lehre  Yon 
der  Rechtfertigung  des  Zinses  S.  117  ff.  (S.  119  die  wissenschaftliche  Quintessenz  der 
sodalistischen  Wirthschaftslehrel),  die  ZurQckfahrung  des  individuellen  Reichthums 
auf  die  Arbeit  Andrer,  S.  141  wie  Lassalle,  S.  144  wie  Marx;  siehe  auch  die 
Recapitulation  S.  147  ff.  Bei  keinem  socialistischen  Schriftsteller  tritt  die  principielle 
wissenschaftliche  Opposition  gegen  das  bestehende  Wirthscbaftssystcm  schärfer  henror. 
Neben  diesen  Untersuchungen  von  Rodbertus  nimmt  sich  Alles,  was  der  wissen- 
schaftliche Sociallsmus  sonst  giebt,  doch  nur  als  Beiwerk  und  weitere  Ausführung 
und  Begründung  im  Einzebien  aus,  Marx*  arrosses  und  bedeutendes  Werk  nicht  aus- 
genommen. Diese  grosse  Bedeutung  von  Rodbertus  ist  aber  lange  fast  allgemein  ver- 
kannt worden.  Röscher  in  der  Geschichte  der  National -Oekonomie  wird  Rodbertus 
nicht  gerecht,  S.  1040.  Knies  erwähnt  ihn  im  1.  Kapitel  seines  „Geld*'  nicht 
einmal.  Mit  Recht  hat  dagegen  Pierstor  ff,  Lehre  vom  Untemehmergewinn, 
Berlin  1875.  S.  208  ff.,  208  diese  Bedeutung  hervorgehoben.  Seine  werthvolle  prin- 
cipiell  scharfe  Schrift  schliesst  sich  in  ihrer  Grundanschauung  und  Beweisführung  eng 
an  Rodbertus  an. 

Seitdem  ist  die  Bedeutung  von  Rodbertus  gerade  für  diese  Lehren  bei  den  Un- 
befangenen, jetzt  auch  von  Knies,  v.  Böhm-Bawerk,  W.  Lexis  immer  allgemeiner 
anerkannt  worden,  wogegen  selbst  die  geschmacklosen  Uebertreibungen  Ton  Moritz 
Wirth  keinen  Rückschlag  herroiigerufcn  haben,  wie  es  hätte  befarchtet  werden  können, 
und  auch  Lnjo  Brentano 's  Eifern  gegen  mich  als  den  Schuldigen  (Zeitschrift  fbr 
Wirthschaftsgeschichte  I.  S.  101)  wohl  keinen  bewirken  werden.  Je  mehr  Marx'  Kapital 
bei  den  jüngeren  Socialisten  zu  einer  socialistischen  Bibel  erhoben  und  wie  von  ortho- 
doxen Dogmatikem  interpretirt  und  zum  Quell  für  alle  wirtbschaftswissenschaftliche 
Wahrheit  gemacht  wird,  desto  mehr  darf  man  an  dem  tieferen  und  ehrlicheren  Rod- 
bertus festhalten  wie  ich  thue. 

Vollständig  richtig  ist  m.  E.  Rodbertus'  Ableitung  der  fehlenden  Ökono- 
mischen Berechtigung  des  privaten  Rentenbezugs  (d.  h.  in  seiner  Auffassung:  des 
Bezugs  von  Renten  bloss  aus  dem  Eigenthum  an  Boden  —  Grundrente  —  und  an 
Kapital  —  Kapitalgewinn  — )  und  demnach  des  privaten  Grund-  und  Kapitaleigen- 
thums  aus  der  Smith -Ricardo 'sehen  Lehre,  dass  die  GQter  wirthschaftlich  nur 
Producte  der  (materiellen,  ihnen  selbst  oder  den  Kapitalien,  mit  denen  sie  producirt 
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rerden,  zogevendeten)  Arbeit  seien,  nar  Arbeit  kosteten  (zar  Beleuchtung  S.  23,  69  £), 
venn  dieser  Sttz  in  der  auch  bei  den  NationalOkonomon  der  britischen  Schule  tot- 
koounenden  Weise  ausgelegt  wird.  Keiner  hat  sch&rfor  den  Nachweis  geführt,  dass 
dieser  Satz  dann  mit  Nothwendigkeit  zur  principiellon  Bek&mpfung  des  priraten  Orund* 
ond  Eapitaleigenthums  führe,  der  Smithianismus  insofern  den  Socialismus  in  sich 
trsge,  wenigstens  bei  consequentem  Gedankengange.  Die  üblichen  Rechtfertigungen 
des  Eapitalgewinns  und  der  Rente  (bei  Ricardo,  Say,  Bastiat  u.  s.  w.  sociale 
Frage  S.  75,  115,  150)  weist  Rodbertus  glftnzend  ab.  Ganz  ähnlich  erledigt  Pier- 
Btorff  die  verwandte  Frage  der  ökonomischen  Begründung  und  Rechtfertigung  des 
Uotemehmergewinns  (z.  B.  gegen  Say  8.  54  ff.,  gegen  Senior  mit  seiner  Ent- 
haltsamkeitstheorie S.  45  ff.). 

Fraglich  bleibt  nur,  ob  man  Rodbertus  den  Ausgangspunct  seiner  Be- 
veisfbhrung,  nemlich  jene  These,  dass  die  Producte  wirthschafUich  nur  Arbeit 
kosteten,  zugeben  oder,  wenn  dies  geschieht  (wie  auch  bedingt  Ton  mir,  I,  §.  142, 
172,  besonders  S.  404),  ob  man  dann  die  Auslegung,  welche  Rodbertus  dieser  Formel 
giebt,  acceptiren  darf.  Letzteres  Iftsst  sich  bestreiten  und  wird  von  Rodbertus  so 
wenig  als  von  anderen  Socialisten  genügend  begründet.  Seine  Ansicht,  dass  die  An- 
nahme einer  Productirit&t  des  Privatkapitals  eine  ungeheuerliche  petitio  principÜ  sei 
(Sociale  Frage  S.  46,  142),  ist  nur  eine  Gonseqnenz  seiner  Auslegung  des  Satzes, 
dass  die  Producte  nur  Arbeit  kosteten.  Hier  Hegt  ein  grosser  Sprung  in  der  Beweis- 
fthroDg  ?or.  Wenn  man  Rodbertus  unbedingt  Recht  geben  wollte,  so  müsste  er  zuvor 
heviesen  haben,  dass  nicht  nur  die  Beseitigung  des  ganzen  priratwirthschafüichen 
Systems  und  seiner  Basis  (wie  anderseits  seiner  Conseqoenz),  des  Kapitaleigenthums, 
^T  den  Productionsprocess  denkbar,  sondern  dass  sie  auch  allgemein  practisch  durch- 
führbar w&re  (I,  §.  129).  Diesen  Beweis  liefert  Rodbertas  nicht,  er  macht  nicht 
einmal  einen  Yersoch,  ihn  zu  führen.  Darin  liegt  auch  die  Lücke  seiner  Kapital- 
bÜdoDgstheorie,  welche  ich  unten  auszufüllen  suche.  Kann  aber  in  der  Praxis  der 
priTatwirthschafUlche  Productionsprocess  nicht  entbehrt  werden,  so  folgt  daraus  noth- 
wendig,  dass  wenigstens  insoweit  die  specifische  Art  der  Arbeit,  welche  in  der 
Bildung,  Yermehrang  und  Verwendung  der  Privatkapitallen  in  diesem  Process  und 
in  der  Leitung  von  Priratuntemehmungon  liegt,  nothwendig  mit  zu  derjenigen  .,Arbeit** 
gerechnet  werden  muss,  welche  „die  Producte  wirthschaftlich  kosten*'.  Dann  ist 
auch  der  Kapitalgewinn  ein  ,.constituti?es  Element  des  Werths'*  (gegen  Lassalle, 
Briefe  S.  62,  siehe  im  1.  Theil  über  die  Werthlehre  70tt  Marx  S.  S28  und  §.  142, 
uch  I,  §.  172).  Diese  Auffassung  führt  folgerichtig  zu  einer  Anerkennung  ron 
wirklichen  Productirdiensten  der  privaten  Kapitalisten,  als  der  Personen,  welche 
dnrch  ihre  specifische,  wenigstens  for  unabsehbare  Zeit  nicht  yflUig  ersetzbare  Th&tig- 
keit  („Arbeir*)  das  Nationalkapital  in  der  erforderiichen  Menge  und  Art  in  der  Form 
des  PriTatkapitals  bilden,  vermehren  und  verwenden  und  ebenso  der  privaten  Unter- 
oehner.  Insoweit  ist  auch  der  Kapital-  und  Unternehmergewinn  wenigstens  im 
Princip,  als  Einkommen art  (damit  freilich  noch  keineswegs  als  Einkommen grOsse) 
gerechtfertigt,  —  bis  eben  durch  eine  andre,  wie  z.  B.  die  zwangsgemeinwirthschaft- 
liehe  Organisation  der  Yolkswirthschaft  die  „Dienste''  des  privaten  Kapitalisten  und 
Unternehmers  entbehrlich  gemacht  sind. 

Rodbertus  macht  selbst  gelegentlich  ganz  richtige  Zugeständnisse  (z.  B. 
Sociale  Frage  S.  146),  durch  welche  er  sich  dieser  Auffassung  sehr  n&hert:  Kapita- 
listen und  Grundbesitzer,  Unternehmer  und  Untemehmungsdirigenten  müssten  fUr 
ihre  specifischen,  in  der  nationalen  Production  absolut  nothwendigen  Dienste  ebenso 
gQt  ihre  Yergeltang  erlangen  als  jeder  Andere.  Er  meint  nur,  das  heutig^  Ein- 
kommen flösse  diesen  Personen  nicht  aus  Gründen  solcher  Vergeltung  zu,  sondern  sie 
^>^gen  es  mit  Unrecht  unmittelbar  als  ein  ihnen  gehöriges  Arbeitsproduct,  w&hrend 
^  nor  kraft  des  Grund-  und  Kapitaleigenthams  den  Arbeitern  abgezwungen  sei,  „und 
zwar  nach  Gesetzen,  die  sowohl  in  Bezug  auf  jene  Dienstleistungen  untereinander  als 
Aoch  in  Bezug  auf  deren  gemeinschaftliches  Verhältniss  zu  Arbeitern  mit  allen  ge- 
wehten Vergeltungsgrunds&tzen  in  Widerspruch  stehen"  (ebenda  S.  146).  Man  kann 
sQch  die  Richtigkeit  dieser  Beweisführang  nicht  unbedingt  zugeben.  Rodbertus 
gesteht  hier  im  Grunde  genommen  doch  für  die  privaten  Kapitidisten,  Grundbesitzer 
and  Unternehmer  eine  Art  „Amtscharacter*'  zu,  —  die  richtige  AufPassung  (siehe  I, 
^•917),  die  er  auch  selbst  bisweilen  ähnlich  vertritt  So  (in  einer  auch  von  Böhm- 
Bsverk,  I,  852   zur  Gharacteiisirung  der  Rodbertus'schen   Anschauung  angeführten 
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Stelle,  GreditDOth  des  Qrondbesitzes,  2.  A.,  II,  276):  das  Grand-  und  Kapitaleigentbnxn 
sei  zugleich  eine  Art  Amt,  das  nationalOkonomische  Fanctionen  mit  sich  ftlhre» 
darin  bestehend,  die  ökonomische  Arbeit  nnd  die  ökonomischen  Mittel  der  Nation 
dem  nationalen  Bedttrfhiss  entsprechend  za  leiten,  also  diejenigen  Fanctionen  za  ttben,, 
die  in  dem  yoraosgesetzten  Gesammteigenthnmszastande  durch  nationale  Beamte  geübt 
werden  würden.  Die  günstigste  Seite,  die  man  so  der  Bente  abgewinnen  könne,  sei« 
dass  sie  die  Gehälter  solcher  Beamten  verträte,  eine  Gehaltsform  vorstelle,  bei  der 
der  Beamte  an  der  richtigen  Dcbnng  seiner  Fanctionen  auch  peconi&r  stark  betheiligt 
seL  Aehnlich  in  einem  Brief  an  Rudolf  Meyer  (B.  1,  S.  111),  auf  den  Fr.  Enge U 
bei  Marx  (Kapital,  4.  A.,  I,  494)  Bezug  nimmt,  mit  dem  nichtssagenden  Vorwurf, 
dass  seien  ideologische  Gemeinplätze. 

Wenn  auch  nicht  Yollständig,  so  ist  es  dann  doch  theilweise  eine  Conseqaenz 
des  pri?atwirthschafUichen  Systems,  dass  die  Kapitalisten  wie  die  Unternehmer  dea 
ihnen  hiemach  gebührenden  Entgelt  eben  in  einer  anderen  Weise,  auch  nach  einem 
anderen  Kegulirungsprincip ,  aus  dem  Volkseinkommen  ausgeworfen  bekommen,  als 
andere  Arbeiter,  Beamte  n.  s.  w.  (und  „Arbeiter"'  sind  jene  Personen  hier  doch  nach 
dieser  Auffassung  von  Bodbertus  selbst),  —  nemlich  in  der  Form  des  Kapital-  und 
Unternehmergewinns.  In  einem  „sich  selbst  llberlassenen  Verkehr*',  wie  es  Rodbertus 
nennt,  werden  Renten  und  Gewinne  oft  in  ihrer  Höhe  sich  unbillig  stellen,  aber  den 
,JIntgekcbaracter*'  verlieren  sie  dadurch  dodi  ebensowenig  gänzlich,  wie  dies  eine 
für  ein  Staatsamt  zu  hohe  Besoldung  eines  Beamten,  ein  für  eine  Arbeitsleistung  zu 
hoher  Arbeitslohn  eines  gewöhnlichen  Arbeiters  that.  Die  Berechtigung  einer  staat- 
lichen Regelung  der  Renten  und  Gewinne  wird  eben  deshalb  gegenüber  dem  sich 
selbst  überlasseuen  Verkehr  oder  m.  a.  W.  dem  Goncurrenzsystem  zu  statuiren  sein, 
um  den  richtigen  Entgeltcharacter  der  Produciivdienste  der  Kapitalisten  und  Unter- 
nehmer festzubalten.  Dies,  wie  es  Rodbertus  in  der  angeführten  Briefstelle  auch 
selbst  thut  („Gehälter  dürfen  geregelt,  auch  ermässigt  werden,  wenn  sie  dem  Lohn 
zu  viel  nehmen'*)«  nicht  aber  die  principielle  Verwerfung  des  ganzen  Kapitaleigenthums 
scheint  mir  die  Consequenz  des  Zugeständnisses  zu  sein,  welches  Rodbertus  hier 
selbst  macht  Darin  liegt  seine  (und  meine)  Difierenz  von  der  Schule,  welche  ohne 
Weiteres  durch  das  Goncurrenzsystem  (und  sogar  durch  dieses  allein!  I,  g.  313) 
eine  gerechte  Vergeltung  der  Productivdienste  der  Kapitalisten  und  Arbeiter  er- 
reicht wähnt. 

Rodbertus  hält  auch  am  Schlüsse  seiner  Schrift  das  Grund-  und  Kapitaleigen- 
thum  zwar  nicht  für  absolut,  aber  in  unserer  Gegenwart  für  relativ  nothwendig  und 
meint  sogar  Vorschläge  machen  zu  können,  „welche,  ohne  das  Grund-  und  Kapital- 
eigen thum  zu  verletzen,  nur  eine  gerechtere  Vergeltung  für  den  eisten  und  wichtigsten 
gesellschaftlichen  Dienst,  für  die  productive  Arbeit  (d.  h.  hier:  exclusive  der  doch  als 
Productivdienste  anerkannten  Leistungen  des  Kapitalisten  und  Unternehmers)  bezwecken*' 
(S.  222,  223).  Leider  fehlt  die  Ausführung,  mit  der  sich  die  Fortsetzung  der  Socialen 
Briefe  beschäftigen  sollte.  Rodbertus  ist  aber  vor  dem  förmlichen  Abschluss  dieser  Arbeit 
gestorben.  Dies  ist  nach  meiner  Kenntniss  der  Sachlage  leider  trotz  gegentheilig  klingender, 
aber  eben  nicht  wörtlich  auszulegender  gelegentlicher  Aeusserungen  von  Rodbertus 
anzunehmen,  wie  ich  Insinuationen  von  Moritz  Wirth  gegenüber  festhalten  muss  (siehe 
Grnndleg.  I,  S.  40  Note  und  meine  Einleitung  zu  B.  III  des  Rodbertus'schen  Nachlasses). 
Nur  die  Vorschläge  über  den  Normalwerkarbeitstag  (Grundlegung  I,  S.  39)  liegen  ror. 
Siehe  über  Rodbertus  im  Ganzen  H.  Dietzel's  Schrift  und  Grundlegung  I,  S.  39^ 
40.  Ueber  Rodbertus'  Kapital-  und  Zinsauffassung  und  seine  Polemik  gegen  da» 
Privatkapital  und  den  Zins  (bezw.  die  Rente)  geben  wohl  die  beste  Antikritik  Knies, 
Credit,  2.  Hälfte,  S.  47  £,  Lexis,  Conrad's  Jahrbücher  1884,  N.  F.  IX,  462, 
V.  Böhm-Bawerk,  Kapital,  I,  S.  370  ff.,  376  ff.  bis  418.  Alle  drei  urtheilen  über  die 
Bedeutung  von  Rodbertus  den  übrigen  Socialisten,  auch  Marx  einschliesslich,  gegen- 
über ebenso  wie  ich,  so  Böhm,  indem  er  ihm  für  die  Zinskritik  unbedingt  den  ersten 
Platz  einräumt  und  henrorhebt,  dass,  wenn  auch  in  anderer  Einkleidung,  Marx' 
Ziustheorie  wesentlich  die  gleiche  wie  die  Rodbertus'sche  sei  (ebenda  I,  370,  427). 
Dieser  Auffassung  gemäss  sehe  ich  gerade  für  die  in  diesem  Kapitel  behandelte  Frage 
auch  jetzt  noch,  wie  in  den  beiden  ersten  Auflagen,  Rodbertus  ak  den  wichtigsten 
socialistischen  Autor  au.  Ganz  ähnlich  wie  Rodbertus  argumentirt  Pierstorff 
a.  a.  0.,  nur  dass  bei  ihm  die  Anerkennung  der  (wenigstens  relativen)  Nothwendigkeit 
der  privatwirthschaftlichen  Unternehmungen  in  den  einzelnen  kritischen  AusführongeA 
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z.  B.  gegen  die  „französische'^  Auffassang  des  Unternehmergewinns  zu  sehr  znrUck- 
tritt.  In  seinen  Bemerkungen  z.  B.  tlber  Schaffte  8.  224  ff.  verschwindet  diese 
Einseitigkeit  mit  Recht. 

Siehe  ferner  WittelshOfer's  Untersuchungen  über  das  Kapital  anch  mit  ftlr 
die  Rodbertns'sche  Auffassung. 

§.  133.  Fortsetzung,  besonders  Marx.  Neben,  aber  nach  dem  Gesagten 
in  der  That  eist  nach  Rodbertus  kommt  für  den  Gegenstand  dieses  Kapitels  Marx 
in  Betracht,  und  zwar  eigentlich  mit  dem  ganzen  Inhalte  seines  Hauptwerks,  dem 
,.KapitaI*\  dem  1.  Bande,  dem  „Prodactionsprocess*'  des  Kapitals  und  dem  nach 
Marx'  Tode  von  Fr.  Engels  herausgegebenen  2.  Bande,  dem  „Circulationsprocess''  des 
Kapitals,  eine  Weiterfahmng  der  Erörterungen  des  1.  Bandes,  welche  weniger  Neues 
dem  letzteren  gegenüber  gebracht  hat,  als  anzunehmen  gewesen  wäre.  Ich  citire  den 
1.  Band  im  Folgenden  nach  der  neuesten,  4.  Auflage.  Rodbertus  sagt  mit  Recht*. 
..woraus  der  Mehrwerth  des  Kapitalisten  entspringt,  habe  ich  in  meinem  3.  socialen 
Briefe  im  Wesentlichen  ebenso  wie  Marx,  nur  Tiel  kurzer  und  klarer  gezeigt.  Ueber- 
haupt  ist  das  Marx'sche  Buch  —  worin  einzelne  Partieen  meisterhaft,  neben 
gewaltigen  Irrthlimem  —  nicht  sowohl  eine  Untersuchung  über  das  Kapital,  als  eine 
Polemik  gegen  die  heutige  Kapitalform,  die  er  mit  dem  Kapitalsbegriff  selbst  rer- 
wechselt,  woraus  eben  seine  Irrtbümer  entspringen.  Dann  scheidet  er  auch  nicht 
genug  den  Arbeitstheilungsorganismus  und  den  Eigenthumsorganismus  in  der  mensch- 
lichen Gesellschaft  und  weist  nicht  nach,  dass  sich  in  den  Subjecten  beide  niemals 
decken  können,  m.  a.  W.  dass  der  Arbeiter  (der  Arbeitsgemeinschaft  wegen) 
niemals  Eigenthümer  seines  Products  werden  kann,  sondern  nur  Einkommens- 
bereditigter  zu  einem  Theil  seines  Productwerths"  (aus  einem  Briefe  an  Rud. 
Meyer,  B.  I,  S.  111,  vielleicht  übrigens  im  Wortlaut  nicht  ganz  correct  wieder- 
gegeben, siehe  Meyer's  Note  S.  112). 

Die  Marx  sehe  Kritik  des  Privatkapitals  nach  dessen  Entstehung  und  Vermehrung 
ist  eine  folgerichtige  Gonsequenz  seiner  einseitigen  Werth-  oder  richtiger  (Productions-) 
Kostenlehre  und  der  tendenziösen  zu  engen  Auffassung  des  Moments  „Arbeit"  als 
des  allein  die  „Kosten"  bildenden  Factors  (siehe  Grundlegung  I,  S.  323,  340  ff.). 
Eine  Antikritik  der  Marx'schen  Kapitalkritik  würde  zu  einer  um&ssenden  kritischen 
Darlegung  des  ganzen  Marx'schen  Systems  werden  müssen.  Nur  der  Punct  der 
Marx'schen  Krit^,  welcher  speciell  mit  dem  Gegenstande  dieses  Kapitels  zusammen- 
hängt, hat  uns  an  dieser  Stelle  zu  beschäftigen. 

Marx  legt  die  Entstehung  und  Vermehrung  des  (von  ihm  hier  immer  gemeinten 
Privat-)Kapitals  folgendermaassen  dar.  Der  Arbeiter  reproducirt  in  einem  Theil  der 
Arbeitszeit,  der  von  Marx  sogenannten  „nothwendigen",  für  welche  er  zu  einem  be- 
stimmten Lohnsatz  dem  Kapitalisten  die  Ausnützung  seiner  Arbeitskraft  verdingt, 
seinen  eigenen,  wesentlich  dem  nothwendigon  Bedarf  entsprechenden  Lohn  nebst  dem 
in  der  Production  verbrauchten  Werth  der  sachlichen  Productionsmittel  (besonders: 
HilfBtoffe,  Abnutzung  der  Maschinen  u.  s.  w.,  den  Einschuss  an  „constantem"  Kapital 
in  Marx*  Terminologie,  siehe  I,  Kapitel  6,  S.  161).  Aber  er  arbeitet  für  jenen  Lohn 
länger.  Für  diese  weitere  Zeit  wird  er  also  in  seinem  Lohne  nicht  vom  Kapitalisten 
(Unternehmer)  bezahlt,  der  Werih,  welchen  er  in  dieser  weiteren  Zeit  des  Arbeitstags 
prodncirt,  fällt  vielmehr  in  der  (privat-)kapitalistischen  Wirthschafts-  und  Productions- 
ordnong  dem  Kapitalisten  ohne  einen  Entgelt  Seitens  des  letzteren  zu.  Das  ist  der 
von  Marx  sogenannte  (absolute)  Mehrwerth,  „der  durch  Verlängerung  des 
Arbeitstags  producirte  Mehrwerth'^  (Marx  I,  S.  279),  welcher  dann  je  nachdem  in 
verschiedenen  Formen,  als  Profit,  Rente,  Gewinn,  Zins  u.  s.  w.  eischeint  und  die  Quelle 
des  Kapitahi  des  Kapitalisten  (bezw.  der  Vermehrung  des  Kapitalbesitzes  des  letzteren, 
nach  Abzug  des  eigenen  Verbrauchs  desselben)  ist  (Privat-)Kapital  entsteht  daher 
nach  Marx  aus  nicht  bezahlter  Arbeit  Anderer.  Giebt  man  Marx  einmal  seine 
Prämissen  zu,  so  ist  die  0)nscquenz  unanfechtbar,  auch  von  Marx  vortrefflich  im 
Einzelnen  der  Vorgang  mit  allen  dabei  mitspielenden  Umständen  dargelegt,  so  in  den 
Ausführungen  über  die  kapitalistische  Tendenz  im  Maschinenzeitalter,  den  Arbeitstag 
möglichst  zu  verlängern,  um  den  Theil  desselben,  in  welchem  der  Arbeiter  „unbe- 
zahlt** oder  für  den  Kapitalisten  arbeitet,  nur  Mehrwerth  für  diesen  prodncirt, 
(absolut)  zu  vergrOssern  (vgl.  besonders  I,  Abschnitt  3,  Production  des  absoluten 
Mehnrerths).  Indem  dann  aber  weiter  durch  Verbesserungen  der  Productionstechnik 
und  -Oekonomik,  durch   Cooperation,  Arbeitstheilung,  Maschinenwesen,  Grossbetrieb, 
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Intensification  der  Arbeit,  Ersatz  tbeoererer  durcb  woblfeilere  Arbeitskräfte  (der  Hinner 
dnrcb  Weiber,  der  Erwachsenen  dorcb  Kinder  nnd  jugendliche  Arbeiter,  alles  dnrcb 
die  modernere  maschinelle  Technik  begünstigt)  die  „nothvendige''  Arbeitszeit  des 
Arbeiters  zur  Seprodnction  des  ?on  diesem  im  Lohne  erhaltenen  Werths  verlcUrzt  und 
60  dem  Kapitalisten  wohlfeiler  gemacht  wird,  ebenso  die  für  den  Ersatz  des  ,,con- 
stauten''  Kapitals  nothwendig  gebrauchte  Arbeitszeit,  gestaltet  sich,  bei  gleichbleiben- 
der Länge  des  Arbeltstags,  auch  das  Verhftltniss  zwischen  deijenigen  Zeit,  welche 
der  Arbeiter  fttr  sich  zur  Reproduction  der  genannten  Werthbetrftge  und  welche  er 
unbezahlt  für  den  Kapitalisten  arbeitet,  günstiger  ftlr  letzteren:  so  entsteht  Marx' 
„reIativer''Hehrwerth,  „der  aus  der  VerkOrzung  der  nothwendigen  Arbeitszeit  und 
entsprechender  Veränderung  im  Grössenrerhältniss  der  beiden  Bestandtheile  des 
Arbeitstags  entspringt^'  (ebenda  I,  S.  279).  Auch  hier  fahrt  Marx  im  Einzelnen 
Torzflglich  alle  mitwirkenden  Umstände  aus,  legt  die  Motive  dar,  mit  reichem  That- 
Sachenmaterial,  besonders  aus  der  neueren  industriellen  Geschichte  Englands,  meist 
nach  den  Materialien  von  Enquöten  (B.  I,  Abschnitt  4,  Production  des  relatireo 
Mehrwerths,  sowie  die  folgenden  Abschnitte). 

Diese  einfachen  Grundzuge  der  Theorie  von  Man  in  Betreff  der  Entstehung, 
Yermehrung,  Function  von  (Privat-)Kapital  und  seiner  Kritik  der  bestehenden  Ver- 
hältnisse werden  dann  freilich  endlos  breit  gesogen  und  eigentlich  die  ganzen  zwei 
Bände  hierdurch  nur  immer  wiederholt  und  nach  verschiedenen  Seiten  ansgeftlhrt: 
Alles  in  Anknüpfung  an  die  in  unsäglicher  Breite  und  schwer  geniessbarer  dialectischer 
Form  entwickelte  Werth-  und  Geldlehre  im  1.  und  2.  Abschnitt  des  1.  Bandes,  wobei 
u.  A.  die  einfache  Anwendung  des  Productionskoetengesetzes  auf  Edelmetallgeld  zu 
thatsächlich  nicht  haltbaren  Ansichten  über  den  Werth  des  Geldes  nnd  die  Be- 
wegung dieses  Werths  führt  ^). 

Wäre  nun  diese  ganze  Theorie  vom  absoluten  und  relativen  Mehrwerth  richtig, 
so  würde  in  der  That  aller  Bezug  von  solchem  .,Mehrwerth'\  von  „Profit''  (d.  i.  im 
technischen  Sinne  von  vereinigtem,  aus  dem  selbstbeschäfUgten  Kapital  bezogenen 
Unternehmer-  und  Kapitalgewinn),  von  Beute,  Kapitalzins  durch  den  privatkapitalistischan 
Arbeitgeber  unberechtigt,  ein  Raub  am  Arbeiter,  eine  Ausbeutung  des  letsteren  sein. 
Marx,  wie  Bodbertns  und  andere  Socialisten,  ist  demnach  mit  v.  Böhm-Bawerk  als 
ein  Hauptvertreter  der  den  Zins  auf  „Ausbeutung"  zurückführenden  Theorie  anzusehen. 

Aber  selbst  einmal  zugegeben,  dass  Marx  hierin  recht  hätte,  wäre  eigentlich  in 
der  uns  hier  allein  beschäftigenden  und  für  die  socialOkonomische  Theorie  und  Praxis 
zur  Entscheidung  liegenden  Frage  etwas  bewiesen,  ob  nemlich  Privatkapital  von  der 
Rechtsordnung  zugelassen  werden  müsse?    Ich  behaupte:  nein!    Denn  immer  rüge 

^)  Neben  der  dialectischen  und  höchstmöglich  abstracten  Form,  welche,  im 
Unterschied  zur  Klarheit  und  Plasticität  eines  Bodbertns,  Lesen  und  Verständniss  von 
Marx  so  unnöthig  erschweren,  ist  der  Jargon  im  Ausdruck  und  die  Form  der  Polemik 
äusserst  störend.  Der  boshafte,  jüdelnde  Wortwiu,  die  1848  er  democratische  saloppe 
und  ordinäre  Sprechweise,  die  in  Deutschland  längst  in  allen  politischen  Kreisen, 
selbst  bei  den  Socialdemocraten  für  abgeschmackt  gelten,  sind  dem  im  Ausland 
lebenden  politischen  Flüchtling  Marx  bis  zu  seinem  Ende  eigenthümlich  geblieben; 
ebenso  die  manierirto  Ausdrucksweise,  der  übermässige  Gebrauch  unnützer  Fremd- 
wörter (Accumulatiou,  Exploitation,  Population  u.  s.  w.},  die  hautäne  Be«  und  Vei^ 
urtheilong  der  „Vulgärökonomie",  der  „bürgerlichen  Oekonomen",  von  denen  Marx  nur 
die  ältere  Litteratur  theilweise  kennt,  wenigstens  berücksichtigt,  die  fürchterliche, 
gehässige  Bitterkeit  gegen  die  „Ezploiteurs",  die  Bezieher  des  Mehrwerths.  Auch  die 
un-  und  antideutsche  Tendenz,  die  Voransteliung  Englands,  Frankreichs  vor  Deutschland, 
sind  ein  trauriges  Ucberbleibsel  der  Stimmungen  der  40  er  Jahre,  über  die  Marx  (wie 
Engels)  nicht  mehr  hinausgekommen  ist.  Leider  hat  Marx  auch  hierdurch  manchfach 
schädlich  auf  seine  wissenschaftlichen  Anhänger  und  auf  die  agitatorische  Social- 
democratie  gewirkt.  Wenn  man  ihm  aber  nachsagt  oder  nachrühmt,  er  „ethisiro 
nirgends**,  sei  .«reiner  Theoretiker',  „vermönche  nichts",  thut  man  ihm  Unrecht.  Grade 
Geist  und  Sprachweise  im  ganzen  „Kapital",  namentlich  in  den  Abschnitten  über 
Kindcrai  beit,  Verlüngerong  des  Arbeitstai^s  u.  dergl.  m.,  sind  förmlich  ethisch  durchtränkt 
und  finden  darin,  in  dem  berechtigten  Zorn  über  und  Hass  gegen  die  „kapitalistische 
Ausbeutung"  noch  allein  eine  gewisseRechtfertignng,  mindestens  eine  Erklärung,  die 
ein  „reiner  Theoretiker'.',  der  so  urtheilte  und  schriebe,  völlig  vermissen  liesse. 
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sich  eist,  da  einmal  Nationalkapital  nnbedingt  nothwendig  fUr  die  Yolkswirthschaft  ist, 
da  von  seiner  regelmässigen,  qnantitatif  nnd  qnalitatir  gut  geordneten  Bildung  and 
seiner  angemessenen  Yermehrnng  der  technische  nnd  ökonomische  Fortschritt  abhängt, 
ob  man  eben  nicht  doch  das  Pri ratkapital  trotz  dieses  seines  „Aosbeotongscharacters** 
als  die  relativ  beste  Form  znr  Bildong,  Vermehrung  nnd  Yerwendnog  von  National- 
kapital zulassen  mOsste:  mindestens  im  Princip,  vorbehaltlich  einer  mit  Existenz 
und  angegebener,  noth wendiger  Function  des  Privatkapitals  noch  vereinbaren  Be- 
schränkung der  „Ausbeutnngselemente'"  in  seinem  wirthschaftlichen  Character.  Diese 
Frage  ist  m.  £.  zu  bejahen.  Marx  kann  aber  jedenfalls  an  einer  solchen  Frage 
nicht  einfach  vorbeigehen.  Er  wirft  sie  und  die  connexe  Krage,  wie  denn  allgemein 
direct,ohne  Yermittlung  von  Privatkapital,  Nationalkapital  gebildet,  vermehrt  und  ver- 
wendet werden  wOrde  und  ob  das  möglich  und  erfolgreich  sei,  gleich  allen  anderen 
Sodalisten  aber  nicht  einmal  auf.  Das  ist  die  ungeheure,  auch  theoretische,  LUcke  in  seiner 
ganzen  Kritik  und  in  seiner  eigenen  Theorie.  Er  hätte,  da  er  die  einmal  geschichtlich 
gewordene,  nicht  nur  zu  Recht  bestehende,  sondern  auch  immerhin  das  Problem  der  Bildung 
von  Nationalkapital  und  der  Entwicklung  der  Production  leidlich  lösende  Einrichtung, 
eben  das  Privatkapital,  principiell  angreift,  auch  nach  allen  Kegeln  der  Logik  die 
Beweisiast,  nicht  nur  in  Bezog  auf  die  Mängel  der  Entstehung  und  Function  des 
Privatkapitals,  sondern  auch  auf  die  EntbehrUchkeit  des  letzteren.  So  schwebt  die 
ganze,  schliesslich  doch  sehr  zielbewusste  Consequenz  seiner  Kritik  und  Theorie, 
seine  practische  Forderung:  Beseitigung  des  Privatkapitals,  „Yergesellschaftnng*'  der 
äachlichen  Productionsmittel,  Constituirung  von  blossem  Gemeineigenthum  daran,  doch 
ganz  in  der  Luft.  Etwas  mag  noch  so  misslich  in  seiner  Entstehung  und  Function 
sein,  wie  Marx  vom  Privatkapital  nachzuweisen  sucht:  wenn  es  einmal  nicht  zu 
entbehren  ist,  wenigstens  nicht  im  Princip,  nicht  im  Ganzen,  nicht  als  Rechts- 
inatitut,  obwohl  vielleicht  im  concreten  Fall  tbeilweise,  so  ist  es  damit  auch  gerecht- 
fertigt als  etwas  im  höheren  Sinne  doch  Nothwendiges.  Welche  Einrichtung  der 
Welt  wäre  gerechtfertigt,  wenn  sie  wegen  der  mit  ihr  verbundenen  Mängel  ohne 
Weiteres  fallen  gelassen  wttrde? 

Aber  man  kann  Marx  auch  gar  nicht,  wie  hier  geschehen,  die  Richtigkeit  seiner 
Beweisführung  und  seiner  Prämissen,  von  denen  er  ausgeht,  zugeben.  Man  muss 
einen  zweiten  Einwand  erheben.  Marx  erschleicht  eben  nur  die  Hanptpuncte 
seiner  (Privat-)  Kapitalkritik  und  seiner  eigenen  Theorie,  beweist  aber  ihre  Richtigkeit 
nicht.  Er  stellt  den  ganzen  Productionsvorgang  wie  etwas  sich  automatisch  von 
selbst  YoUziehendes  hin,  indem  die  ,^beit''  in  der  .,nothwendigen*'  Arbeitszeit  ihren 
.eigenen  Kostenbetrag  roproducirt,  das  „constante''  Kapital  ersetzt  nnd  einen  „Mehr- 
werth'"  für  den  gierigen  Kapitalisten  hervorbringt  Aber  dass  die  „Arbeit*'  dies  und 
mit  genügendem  Erfolg  zu  thun  vermag,  ist  doch  an  die  Bedingung  sine  quanon 
gekntlpft,  dass  voraus  ein  Plan  der  Production,  der  Kapitalbildong  richtig  erdacht 
und  fOr  die  Ausführung  desselben  eben  erst  durch  die  disponierenden  Thätigkeiten 
des  Unternehmers  und  des  Kapitalisten  alle  erforderlichen  Yorkehrungen ,  darunter 
die  Yerfügbarkeit  von  Mitteln  des  Unterhaltsbedarfs  des  Arbeiters,  „von  constaatem", 
zur  Production  der  und  der  concreten  Guter  da  und  da  und  dann  und  dann  er- 
forderlichen Kapital,  getroffen  sind.  Da  liegen  eben  „ Thätigkeiten '\  „ Dienste ^% 
,.Productivdienste*\  „Arbeit'*,  „productive*^  und  productivste,  aller  Arbeit  der  „Arbeiter*' 
vorangehende  Arbeit  der  Bildner,  Yermehrer,  Yerwcnder  des  Nationalkapitals  in  Form 
von  Privatkapital  vor.  Mit  Hohn  nnd  Spott  gegen  einige  „bürgerliche  Oekonomen*', 
mit  vielleicht  berechtigter  Kritik  der  Fassung  in  den  Darstellungen  der  Bildung 
von  Privatiapital  bei  diesen  Theoretikern  wird  sachlich  gar  nichts  bewiesen.  Denn  dass 
solche  „Thätigkeiten"  oder  wie  man  sie  nennen  mag,  etwas  zur  Beschaffung  und 
Yerwendung  von  Nationalkapital  unter  allen  denkbaren  Umständen,  auch  in  einer 
socialistischeo  Productionsordnong,  Unentbehrliches  sind,  ist  augenfällig;  dass  solche 
Thätigkeiten  „Kosten  machen'^  ebenso;  dass  sie  auf  Kostendeckung,  auf  Entgelt  An- 
spruch haben  und  ohne  solchen  nicht  regelmässig  erfolgen  können,  nicht  minder;  dass 
äie  auch  in  einer  socialistischeo  Ordnung,  in  betreffenden,  eventuell  gehaltsarti^en 
Antheilen  von  gesellschafUichen  Beamten  des  Productionsbetriebs  am  Productionsertrag 
bezahlt  werden,  also  vom  Antheil,  welcher  der  „Arbeit"  i.  e.  S.  zufallen  könnte, 
abgehen  müssten,  ist  desgleichen  unbestreitbar. 

Damit  ist  aber  wieder,  wie  oben  Bodbertus  gegenüber,  anerkannt,  dass  wenigstens 
im  Princip,  wenn  auch  abermals  noch  keineswegs  im  Maasse  und  auch  noch  nicht 
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ohne  Weiteres  in  der  Regulirangsform,  Profit,  Gewinn,  Zins  oder  das  was  Marx  „Mehr- 
werth"  nennt,  nicht  Kaub,  Ansbeutnng,  sondern  ebenfalls,  wie  Arbeitslohn,  Ver- 
pienstein kommen  ist.  Hiermit  entfUlt  dann  anch  die  theoretische  Schlosskraft 
der  Marx'schen  Beweisfahrang  gegen  den  Bezog  des  Mehrwerths,  darch  den  Kapi- 
talisten und  gegen  diesen  Ursprung  des  Kapitals.  Es  verbleibt  nur,  wie  auch  ron 
anderem,  auch  von  unserem  Standpnncte  aas,  eyentnell  und  partiell  die  Berechtigung 
der  PriYatkapitalkritik  nach  GrOsse  und  Maass  des  Antheils  des  Kapitalisten 
am  ,.Mehrwerthe'\  Selbst  die  auch  theoretisch  am  Leichtesten  zu  beanstandende  Be- 
messung des  Kapitalgewinns  als  eines  bleibenden  Besitzeinkommens  nach  —  freilich 
wechselnder  —  Proportion  zum  ganzen  in  der  Production  verwendeten  Kapital 
(Marx'  constantem  und  variablem)  würde  erst  imPrincip,  nicht  nur  in  der  absoluten 
Hohe,  welche  danach  der  Profit  des  Kapitalisten  erreichen  kann,  durchschlagend  ange- 
griffen werden,  wenn  es  gelungen  wäre,  eine  andere  Bemessungsart  als  ausfahrbar  und  ge- 
nügend remuneratir  nachzuweisen,  ohne  die  missliche  Gonsequenz  einer  Unterscheidung 
der  einmal  erforderlichen  Function  des  Privatkapitals  für  die  Bildung  und  Verwendung 
des  Kationalkapitals  und  fOr  die  erfolgreiche  Durchfahrung  des  Productionsbetriebes. 

Das.  was  hiemach  an  der  „Mehrwerththeorie"'  von  Marx  richtig  bleibt,  theo- 
retisch haltbar  und  von  Bedeutung  far  die  practischen  Fragen  der  Gestaltung  der  das 
Privatkapital  betreffenden  Bestimmungen  der  Rechtsordnung,  beschränkt  sich  daher 
auf  etwas,  was  Rodbertus  in  seiner  bekannten  Forderung  von  der  ReguUrung  des  ,jBich 
selbst  ttberlassenen'*  Verkehrs  und  von  der  Fürsorge  für  ein  mindestens  Miti^igen 
des  Lohns  mit  der  steigenden  Prodnctivität  der  Arbeit  anerkennt;  was  aber  auch  von 
allen  NationalOkonomen,  welche  sociale  Gesichtspuncte  in  der  Vertheilungsfrage  gelten 
lassen,  mindestens  neuerdings  ähnlich  vertreten  wird:  der  „Mehrwcrth"  soll  nicht  nur 
den  Kapitalisten,  sondern  aUen  an  der  Production  betheiligten  Personen,  welche  „Ar- 
beit" leisten,  mit  zufallen.  Wie  dann  diese  Vertheilang  zu  diesem  Zweck  zu  regeln 
ist,  das  bleibt  immer  noch  das  Problem,  fOr  dessen  LOsung  auch  der  Socialismus 
keine  allgemeine  und  endgiltige  Formel  als  die  allein  richtige  aufstellen  kann. 

Marx  nennt  einmal  die  Fabel  des  alten  Menenius  Agrippa  „abgeschmackt^*,  — 
ein  gern  von  ihm  gebrauchtes  Epitheton  omans,  wenn  ihm  irgend  etwas  nicht  behagt 
(I,  S.  325).  Von  seinem  Standpunct  aus  ist  der  Ausdruck  genäe  hier  auch  begreiflich. 
Aber  die  Fabel,  richtiger  gesagt  das  Gleichniss,  enthält  einen  grossen  Kern  Wahrheit, 
den  eben  der  Socialismus  in  seiner  Vogelstrauss -Politik  ignorirt. 

Es  ist  aber  auch  noch  in  einer  dritten  und  vierten  Hinsicht  den  Schlüssen  von 
Marx  aus  seiner  und  in  Bezug  auf  seine  Mehrwerththeorie  entgegen  zu  treten. 

Einmal:  Die  Erzielnng  von  absolutem  und  relativem  „Mehrwerth**  im  Marx'schen 
Sinne  und  von  immer  steigendem  solchem  Mehrwcrth  ist  doch  an  und  ftt  sich  ge- 
boten als  Voraussetzung  wirthschaftlichen  und  culturlichen  Fortschritts.  DenVortheil 
davon  hat  aber  schon  heute  bei  Privatkapital  und  freiem  Verkehr  nicht  der  Kapitalist 
allein,  sondern  in  Verminderung  der  Arbeitszeit,  Verringerung  der  ArbeitsmUhe,  Er- 
höhung des  Lohns  immerhin  vielfach,  wenn  auch  nicht  stets  und  nicht  allgemein, 
noch  sicher  und  bedeutend  genug,  nimmt  der  Arbeiter  daran  Theil.  Und  in  der 
Verminderung  der  Productionskosten  und  Preise  der  Waaren,  welche  der  neueren 
kapitalistischen  Gestaltung  des  Productionsbetriebs  und  der  Concurrenz  der  Kapitalisten 
(Unternehmer)  zo  verdanken  ist,  verbleiben  wiederum  die  Vortheile  nicht  alle  den 
Kapitalisten,  sondern  vertheilen  sich  mit  auf  die  Consumenten,  darunter  aber  in  er- 
heblichem Maasse  auch  auf  die  „Arbeiter*'  1.  e.  S.  als  die  Consumenten  ihrer  eigenen 
Producte.  Selbst  die  ja  möglichst  abzustellenden  üblen  Ursprungsquellen  des  absoluten 
und  relativen  Mehrwerths  fliessen  so  nicht  bloss  zum  Vortheil  des  Kapitalisten,  sondern 
der  Arbeiter  und  der  gesammten  Bevölkerung  wenigstens  theilweise  mit.  Die  Auf- 
gabe bleibt  freilich,  das  noch  zu  steigern.  Anch  für  die  Arbeiter  erfolgt  aber  immer- 
hin schon  gegenwärtig  eine  gewisse  Oompensation  der  Vortheilo  und  der  Nachtheiie 
bei  Gewinnung  des  Mehrwerths. 

Sodann  aber:  soweit  die  Gewinnung  von  absolutem  und  relativem  „Mehrweith*" 
die  nothwendige  und  erwünschte  Voraussetzung  einer  wirthschaftlichen  und  culturlichen 
Hebung  des  ganzen  Volks  ist,  bessere  Vertheilung  des  Mehrwerths  angenommen, 
wie  sie  doch  allein  der  Socialismus  zu  erstreben  hätte:  wiederum  fragt  sich,  ob  ohne 
Vermittlung  des  Privatkapitals  und  seiner  Folge,  wie  Voraussetzung,  der  privatwiitb- 
schafUichen  Unternehmung,  eine  genügende  Gewinnung  eines  solchen  Mehrwerths  und 
ein  genügendes  Wachsthum  dieser  Gewinnung  Überhaupt  erreicht  werden  kann  und 
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besser  tis  jetzt  errdcbt  werden  wftide.     Gewvaß  wArden  io  einer   jBOcialutiflcheii'* 
PiDdnctioDSoidnong  Uebektiade,   wie  wir  sie  z.  B.  rntthsun   und  noch  immer  nicht 
aasreidiend  gegen  den  Prifadipitaliemas  in  der  Arbeitenchntzgesetzgebnng  ra  be- 
äeiiif  en  socheo,  ron  yomhereia  oder  leichter  in  der  Praxis  vermieden  werden.    Aber 
ob  indeTe  Vorftoasetznogeo  einer  geaOgenden  Arbeitflleistong   und   damit  einer  ana- 
rdcbeoden  Höhe  des  Mebrwerths  nnd   seines  Wachtsthams   ttberhaopt   und   ebenso 
^t  und  wirksam   ab  in  der  heutigen  priratltapitalistischen  Prodnctionsordonng  sich 
erfoUefi  Hessen,   bleibe  wieder  IngÜch  genng:   richtige  Oestaltang  nnd  Entwicldoog 
der  Technik,  richtiges  Anslflsen  wirksamer  {»ychologischer  Hotire  znr  erfordeilichen 
LeistODg  der  Arbeitenden,  Beanfsichtigenden ,  Leitenden,  richtiges  Mindestmaass  der 
Arbdtsleistnng,   der   Arbeitszeit,   richtiges   HOchstmaaas  der  iUitheile  der  Arbeiter 
am  Prodnctiottsertnig,  richtige  Hinwendung  der  Prodaction  anf  Erzielang  ron  Kapital- 
fdtern  oad  der  geanssreifen  Gftter  aof  wirklich  reprodoctire ,  nicht  einjfadio,  reioe 
Goosomtion    n.  s.  w.  n.  s.  w.     Soviel    Bedingungen    wirthschaftlichen    Fortschritu, 
steineader  Mehrwerthgewinnang ,  soviel   schwerste   Bedenken    bleiben   gegen    Marx' 
Scbldme  aus  seiner  Mehrweiththeorie  wider  das  Privatkapital   nnd  die  Produdiona- 
ordnong,  in  welcher  letzteres  gebildet  und   verwendet  wird.    Ueber  das  Alles  geht 
der  Marxismos  wie  aller  andere  Socialismus  hinweg  und  begnQgt  er  sich  mit  th«;il- 
reise  richtiger,  vortrefflich  gelungener  Aufdeckung  der  wirklichen  Miogel  und  der 
reiteren  Gefahren  des  Privatkapitalismns,  stets  aber  dabei  viel  zu  sehr  generaliairend. 
nur  Schatten,  nirgends  Licht  findend,  gerade  umgekehrt  wie  der  Ökonomittche  Libera- 
lismus und  Individualismus.    Auch  der  Marxismus  steckt  daher  noch  durchaus  in  der 
Utopie,  die  ihm  Engels  mit  Unrecht  nachrOhmt  im  Vergleich  zum  froheren  Soda- 
lismos  fiberwunden   zu  haben.     In  der  Marx'schen  Kritik  des  socialdefflokrati'Chen 
(Gothaer)  Programms  (Kene  Zeit  IX,  B.  1,  S.  561)  ist  manches  Treffende  enthalten, 
aber  davon  triA  Einiges  folgerichtig  auch  seine  eigene  Mehrwerththeorie  (so  8.  5f^5 
ftber  die  nothwendigen  Abzdge  vom  venheilbaren  „unvericUrzten  Arbeitsertrag**). 

YgL  znr  weiteren  Kritik  von  Marx  die  I,  S.  40  und  oben  8.  190  genannten 
Schriflen  von  Jäger,  G.  Adler.  Gross,  femer  besonders  Knies,  Geld,  8.  52  ff., 
117  C,  Credit,  2.  Hälfte,  S.47ff.  und  v.  BOhm-Bawerk,  I,  418  ff.,  W.  Lexis 
ia  Conrad  s  Jahrbüchern  1885,  N.  F.  XI,  462  ff.  (ober  den  2.  Band  von  Marx),  sowie 
die  ganzen  Ausfohrungen  im  folgenden  Kapitel. 

Siehe  ausserdem  F.  Lassalle,  Kapital  und  Arbeit,  besonders  Kapitel  2  nnd  4, 
mit  den  zwar  boshaften  und  tendenzilki  übertreibenden,  aber  sachlich  vielfach  zu- 
treffenden Ausführungen  gegen  Schulze-Deiitzsch,  in  dessen  „Kapitel  zu  einem 
dentalen  Arbeiterkatechismos'*  (Leipzig  1868,  besonders  S.  24  ff).  Ferner  Lassalle, 
System  der  erworbenen  Rechte  I,  259  ff.  (Anm.).  Vgl.  auch  Lassalle 's  Briefe  an 
Rodbertus,  besonders  S.  24  ff.  A.  Lange,  MiÜ's  Ansichten,  Kapitel  2  ff.  und  der- 
selbe, Arbeiterfrage,  3.  Auflage,  Kapitel  5  und  6. 

§.   134.    Fortsetzung,   besonders  Schäffle,    v.  Bohm-Bawerk.     Im 
Ganzen  hat  m.  £.  Schäffle  das  Richtige  in  der  Frage  des  Privatkapitals  bereits  am 
Besten    getroffen.    Meine   den   seinen   verwandten  Auffassungen    und   die  folgenden 
Aosfubningen  sind  wiederum  selbständig  von  ihm  entwickelt  worden,  ich  habe  mich 
aber  hinterher  mit  um  so  grosserer  Genugthnung  von  unserer  wohl  wesentlichen  sach- 
liclien  Oebereinstimmnng  Ubsrzeugt    Vgl.  besonders  Schäffie*s  gesellschaftliches  Syätcm, 
S.  Auflage,  II,  44  C,  510  ff.,  namentlich  885  ff.  und  die  Citate  daraus  anten  in  §.  151 : 
noch  SocUler  KOrper  III,  besonders  S.  419  ff.  und  seine  Quintessenz  des  Socialismus  mit 
eini^n  weiteren  AusfOhrungen  und  Zugeständnissen  an  den  wissenschaftlichen  Socia- 
lismus.    Warum  hat  ein  Schriftsteller  aber  das  Kapital,   wie  Umpfonbach   (das 
Knpital  in  seiner  Cultnrbedeutnng,  WQrzburg  1879)  flber  alle  diese  Puncto,  die  eigent- 
lich strittigen,  so  gut  wie  gar  nichts  gesagt? 

Aus  der  neuesten  theoretischen  Litteratur  über  Kapital  und  Kapitalzins  ist  auch 
für  die  in  diesem  Kapitel  behandelten  Gegenstände  das  genannte  grössere  Werk  von 
BOhn-Bawerk  aus  der  scharfsinnigen  Osterreichischen  theoretischen  Schule 
K.  Menger 's  von  Wichtigkeit,  und  zwar  im  ersten,  dogmengeschichtlichen,  wie  im 
sveiten,  theoretischen  Thdl.  Dort  wird  in  ebenso  umsichtiger,  objectiver,  wie  scharf 
eindringender  Weise  imd  auf  Grund  eines  umfassenden  Litteratuntudiums  eine  „Ge- 
schichte nnd  Kritik  der  Kapitahdns-Theorieen**  gegeben.  Darin  werden  die  eiozoliion 
Theor^ker  gruppenweise  nach  dem  von  von  Böhm  angenommenen  Kern  ihrAf 
Theorien  behandeh  nnd  kritislrt.  Die  Socialisten  und  einige  andere  werden  als  V'^r 
A.  WaffB«r,  OmJkgaaf.   8.  A«f.   2.  Tbeil.  ToUcswirthMhaft  n.  lUebt  19 
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treter  der  „Aiisbeotoiigsdieorifli'*  zosaiDmeDgefasst  and  n&ber  dabei  Bodbertns  vad  Marx 
(S.  874  —  447)  besprochen.  Kritische  Ansf&hroiigen,  velche  zwar  mehrfiKli  andere 
Poncte,  als  die  ron  mir  unten  in  diesem  Kapitel  henrorgehobeneo,  und  das  Meiste  in 
anderer  Weise  behandeln,  aof  welche  ich  mich  aber  zur  Eiginnug  und  Terroll- 
ständipnng  meiner  eigenen  folgenden  ErOrtemngen  gern  mit  boiehe.  auch  wenn  ich 
sie  nicht  alle  iQr  zutreffend  noch  tta  die  mir  wichtige  Seite  der  Frage  des  Prirat- 
kapitals  beweiskriftig  halte,  r,  BOhm  hat  auch  eigentlich  ein  anderes  Problem,  als 
ich  hier,  im  Auge:  er  die  theoretische  Erklirnng  des  Kapitalzinses  ab  einer 
Ökonomischen  Erscheinung  und  zwar,  wie  er  meint  nnd  im  zweiten,  positiven  Theile 
seines  Werks  zn  begründen  sucht,  als  einer  absoluten  Kategorie  des  Wirtbschafls- 
lebens,  nicht  nur  einer  historisch-rechtlichen  in  bestimmten  G^chichtsphasen  und  aof 
der  Grundlage  einer  bestimmten  geschichtlichen  Becbtsordnung  der  Volkswiithschafi; 
ich  die  Begründung  und  Rechtfertigung  des  Privatkapitala  und  eines  eigenen 
Besitzeinkommens  daraus,  der  Kapitalrente,  als  einer  rom  Interesse  der  ganzen  Yolks- 
wirthschaft  geforderten  Institution  der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung  ron  Gultur- 
Tölkern  hoch  entwickelten  und  immer  hoher  zn  entwickelnden  Zustands  der  Technik 
und  Oekonomik. 

Meine  eigene  Aufbssung  weist  r.  BOhm  mit  derjenigen  Sch&ffle's  unter  die 
„deutsche  Gruppe**  der  „Arbeitstheorie**,  wonach  der  Zins  als  Vergeltung  eines  rolks- 
wirthschaftlicben  Berufs  erklärt  werde.  Diese  Auffassung  führt  er  im  Keim  aof 
Rodbertus  zurQck  und  zwar  aof  dessen  Betrachtung  des  Grund-  und  Kapitaleigenthums 
als  eine  Art  Amt  und  der  Rente  als  eine  Art  Beamtengehalt  (siehe  oben  S.  2S3). 
Diese  Idee  sei  ron  uns,  Angehörigen  der  „deutschen  Kathedersocialisten**,  aufgegriffen 
und  in  breiterer  Aosftthrung  rerwerthet  (r.  BOhm  I,  358).  Dagegen  mOchte  ich  mir 
die  zweifache  Bemerkung  erlauben :  einmal,  die  „deutschen  Kathedersocialisten**  bilden 
nichts  weniger  als  eine  geschlossene  Schule  (siehe  Grundlegung  I,  §.  17),  rollends 
nicht  in  theoretischen  Lehren  dieser  Art;  die  meisten  sog.  Kathedersocialisten  sind 
allen  solchen  Fragen,  wie  ErkUrong  oder  Begründung  des  Zinses,  überhaupt  stets  aus 
dem  Wege  gegangen.  Sch&ffle  und  ich  gehören  zu  den  wonigen ,  wdche  das  nicht 
gethan  haben,  aber  unsere  Ansichten  können  nicht  als  diejenigen  der  „Schule**  der 
Kathedersocialisten  gelten.  Sodann:  Sch&ffle  wie  ich  sind  nicht  durch  Rodbertus 
erst  zu  unseren  theoretischen  Ansichten  über  die  Begründung  des  Zinses  und  des 
Privatkapitals  gekommen,  sondern,  wenn  auch  ron  ähnlichen  Ausgangspuncten  der 
Betrachtung  unabhängig  ron  ihm  zu  verwandten  Anschauungen  gdangt,  die  durch 
Rodbertus  bestätigt  zn  sehen  mir  allerdings  von  Werth  war,  was  ich  daher  gern  an- 
erkannt habe  (siebe  2.  Auflage  dieses  Works  S.  590  ff.),  v.  BOhm  ist  hier,  wie  mehr- 
fach sonst,  dem  freilich  Dogmenhistorikem  naheliegenden  Fehler  verfallen,  verwandte 
Lehren  und  ähnliche  Fassungen  derselben  immer  auf  den  gleichen  Ausgangspunct, 
regelmässig  in  demjenigen  Autor,  dei  zeitlich  sie  am  Frühesten  geäussert  hat,  zurück- 
zuführen, was  oftmals  unstatthaft  ist.  Die  beliebten  Prioritätsstreitigkeiten  der  Autoren 
selbst  lassen  sich  denn  auch  so  hänüg  als  müssig  bezeichnen,  indem  leicht  nach- 
zuweisen ist,  dass  verschiedene  Personen  sehr  wohl  unabhängig  von  einander  zu  ver- 
wandten Ansichten  und  Fassungen  kommen,  freilich  eventueU  wcU  sie  von  ähnlichen 
älteren  Anschauungen  ausgehen  (Ricardo  —  Proudhon,  Rodbertus,  Marx). 

V.  BOhm  kritisirt  dann  Schäffles  und  meine  Theorie  und  kommt  zum  Schluss, 
sie  könne  zwar  zur  socialpolitiscbcn  Rechtfertigung,  aber  nicht  zur  theoretischen  Er- 
klärung des  Zinses  dienen  (S.  358— 859,  besonders  S.  856,  358  und  Inhalt  S.  X): 
„insofern  man  in  den  Spar-  und  Disponirthätigkeiton  der  Kapitalisten  einerseits 
das  wirksamste  Mittel  zur  Bildung  und  zweckmässigen  Vorwendung  eines  aus- 
reichenden  Nationalkapitals  erblickt  und  anderseits  nicht  erwarten  kann,  dass  die- 
selben in  ausreichender  Menge  von  Privaten  dargebracht  worden.  —  [das  ist  freilich 
nicht  mein  in  dieser  Frago  maassgcbender  Gesichtspunct,  sondern,  dass  die 
directo  Bildung  des  Kationalkapitals  durch  die  ökonomische  Gesellschaft  selbst  wie 
in  der  socialistischcn  Wirthschaftsordnung  thcils  nicht  ausführbar,  theils  viel  weniger 
erfolgreich  sein  würde,  als  die  indirecte  in  der  Form  des  Privatkapitals]  — , 
wenn  ihnen  dafür  nicht  auch  dauernde  Yortfaeile  in  Aussicht  gestellt  werden: 
kann  die  Rücksicht  auf  jene  Leistungen  der  Kapitalisten  einen  hOchst  triftigen  Recht- 
fertigongsgrund  und  ein  ausschlaggebendes  legislatives  Motiv  für  die  Einfiahiung 
oder  Aufrechthaltung  des  Kapitalzinscs  sein.**  v.  BOhm  meint  nur,  dass  das  Dasein 
des  Kapitalzinscs  mit  dem  Hinweis  auf  jene  „Arbeit**  noch  nicht  theoretisch  er- 
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kl&rt  veide,  er  ?crwirft  daher  Schftffle's  wie  meine  „Arbeitstbeorie**  gleich  allen 
anderen  Varianten  der  letzteren  als  eine  stichhaltige  theoretische  „Eriü&rung^*  des 
Kapitalzinses,  llsst  es  aber  dahin  gestellt,  ob  ich  meiner  BegrOndaogstheorie  ttberhaopt 
eine  solche  Bedentnng  h&tte  geben  wollen  (S.  859). 

Ich  kann  in  Antwort  an  r,  BOhm  letzteres  nur  verneinen:  das  was  er  „Er- 
klimnir*'  des  Kapitalzinses,  als  einer  nothwendigen ,  allgemeinen,  absolnten  Kategorie 
allen  Wirthschaf^ebens  nennt,  habe  ich  in  der  That  nidit  mit  meiner  Theorie  geben 
wollen.  Ich  habe  Überhaupt  nicht  sowohl  die  Frage  des  Kapitalzinses,  als  diejenige 
des  Priratkapitals  als  einer  Rechtsform  des  Nationalkapitals  behandelt  Dabei  bin  ich 
zur  rolkswirthschaftlichen  Begründung  des  Pri?atkapitals  als  einer  Institution  der 
Rechtsordnung  durch  Gesichtspuncte,  welche  man  mit  7.  BObm  solche  einer  „social- 
politisehon  Rechtfertigung"*  nennen  mag,  gelangt  Das  schliesst  im  Prindp,  deshalb 
noch  nicht  im  Maass  und  in  der  Rcgnlirungsweise,  eine  Rechtfertigung  des  Kapital- 
zinses, als  des  normalen  Einkommens  ans  dem  Besitz  des  Pri?at£ipital8  ein.  Das 
Priratkapital  fnngirt  eben  doppelt,  als  Rentenfonds  und  als  Mittel  der  Leitung  der  Pro- 
dttction  und  der  ArbeitsbeschäftigUDg.  Die  „Begrllndnng"  des  Zinses  als  eines  solchen 
Einkommens  von  Privatkapitalisten  liegt  damit  Air  mich  allerdings  auch  nur  in  der 
volkswirthschaftlichen  Nothwendigkoit  des  Privatkapitals,  als  einer  historisch -recht- 
lichen Kategorie  des  Wirthschafblebens ,  solange  das  Privatkapital  überhaupt,  daher 
auch  da  wo  es  als  Rechtsform  zur  Bildung,  Vermehrung  und  Verwendung  dos 
Nationalkapitals  fungiren  muss  oder  am  Erfolgreichsten  fongirt. 

Eine  andere  Frage  ist  die  von  v.  Böhm-Bawerk  untersuchte,  die  ich  deswegen 
nicht  für  mOssig  halte.  Im  Gegentheil.  sie  w&re  z.  B.  auch  für  eine  socialistische  Pro- 
ductions-  und  Gesellschaftsordnung  practisch  wichtig.  Das  Ergebniss  der  scharfsinnigen 
und  eindringlichen  v.  Böhmischen  Untersuchung  ist,  dass  unter  dem  Einfluss  des 
Zeitmoments  auf  die  menschliche  Werthschätzung  der  Güter  der  Zins  stets  nothwendig 
und  eine  absolute  Kategorie  in  allem  Wirthschaftsieben  sei,  weil  Güter,  über  die  man 
sofort,  in  der  Gegenwart  verfügen  kann,  einen  höheren  Werth  reprisentirten ,  als 
solche,  über  welche  man  eist  künftig  verfügen  kann,  eine  Werthdifferenz,  welche  die 
eigentliche  theoretische  Erkl&rung  des  Zinses  gebe  (I,  495  und  der  ganze  Band  II, 
besonders  S.  299:  „die  natürliche  Werthdifferenz  zwischen  gegenwärtigen  und  zukünf- 
tigen Gütern  ...  ist  die  Quelle,  aus  welcher  aller  Kapitalzins  seinen  Ursprung  zieht'*). 
Ich  halte  die  Beweisführung  v.  Böbm's  hierfür  im  Ganzen  gelungen,  habe  darauf  aber 
hier  ttii  die  Frage  dieses  Kapitels  nicht  weiter  einzugehen.  Nur  die  Bemerkung  füge 
ich  bei:  wenn  z.  B.  in  einer  socialistischen  Productionsordnung  Ernst  mit  der  „Ver- 
gesellschaftung**, dem  „Gemeineigenthum**  der  Productionsmittel  im  Besitze  der  nationalen 
Gesarantheit  gemacht  und  —  was  freilich  die  letzte  Gonsequenz,  aber  doch  nicht  die  ein- 
zige Möglichkeit  wäre,  welche  vielmehr  sogar  ihre  besonderen  ökonomisch-technischen 
und  psychologischen  Schwierigkeiten  bei  der  Verwirklichung  hätte  —  wenn  die  Centrali- 
siniDg  aller  Production  vormieden  und  die  Dccentralisirung  derselben  in  mehr  oder  weniger 
von  einander  unabhängige  „Gruppenbetriebe"  beliebt  würde,  so  wären  letztere  aus  dem 
Geaammteigenthum  an  Kapital  in  erforderlicher  Weise  auszustatten  und  eine  Verzinsung 
dieser  Kapitaldotationen  wäre  dann  auch  hier  geboten,  um  eine  richtige  und  gerechte  In- 
tcrossenaosgleichung  herbcizuftlhren:  eine  0}nsequenz  der  von  BOhm'schen  Theorie. 

Indessen,  hier  für  uns  in  der  Frage  des  Privatkapitals  handelt  es  sich  um  etwas 
Andres:  nemlich  ob  die  „Erklärung"  des  Zinses  bei  v.  Böhm  unmittelbar  eine  Recht- 
fertigung und  Begründung  des  Privatkapitals  als  Institution  der  Rechtsordnung,  mit 
der  Folge  eines  Zinsbezogs  als  Einkommen  für  den  Eigenthümer  des  Privatkapitals 
liefern  kann?  Das  wird  man  nicht  zugeben  dürfen.  Vielmehr  würde  auch  hier  zu 
sagen  sein:  die  Bereitstellung  von  geeigneten  Gütern  zu  Productionszwecken  in  der 
Gegenwart,  um  so  künftige  Güter  gewinnen  zu  können,  setzt  volkswirthschaftlich 
werthvolle,  „productivo"  „Thätigkeiteu''  voraus,  in  deren  Vornahme  eine  volkswirth- 
schaftliche  Begründung  für  den  Bezug  einer  angemessenen  Vergeltung,  eventuell  in 
der  Form  des  Kapitalzinses  liegt.  Damit  wäre  die  von  Schätlle  und  mir  vertretene 
Auffassung  angenommen.  Sie  müsste  daher  immer  erst  zur  v.  Böhm 'sehen  „Erklärung" 
hinzutreten,  um  eine  volkswirthschaftliche  Begründung  zu  geben.  Nach  dem  oben 
mitgetheÜten  Urtheil  v.  Böhm's  möchte  ich  annehmen,  dass  dieser  ausgezeichnete 
Theoretiker  diesem  Schluss  beistimmen  könnte. 

Im  2.  Bande  seines  Werks  behandelt  v.  Böhm  mehrfach  ähnliche  Fragen,  wie 
ich  hier  in  diesem  Kapitel,  so  die  von  mir  hier  aus  dem  1.  Theil  der  Grundlegung 

19* 


294  d.B.  Ai2sdehn.d.Privat6ig6ntliiun8.  l.K.  Priratkap.  I.H.A.  I.A.  Einleitung.  §.1S5. 

Volks)   für   die   BilduDg  und  Besohäftigang   des  natioDalen  Pro- 
ductionsmittelfonds*^  (I,  §.  127,  S.  317). 

Die  Privatkapitalisten  beziehen  für  diese  oder,  zunächst 
wenigstens,  in  dieser  Function  —  denn  ob  richtiger  and  berechtigter 
Weise  für  diese  Function,  das  hängt  natürlich  von  der  Ent- 
scheidung tiber  die  Nothwendigkeit  oder  Zweckmässigkeit  des 
Privatkapitals  ab  —  einen  Gewinn  (Rente,  Zins)  als  Einkommen. 
Dieser  Gewinnbezug  ist  für  sie  der  hauptsächliche  Zweck,  die  Aus- 
sicht auf  ihn  der  mächtigste  Ansporn  zur  Bildung,  Vermehrung  und 
Verwendung  ihres  Privatkapitals,  welches  als  ökonomisches  Kapital 
dient.  Auch  für  die  ganze  Volkswirthschaft  ist  dieser  private  Renten- 
bezug  von  grosser,  aber,  wie  sich  schon  hier  constatiren  lässt, 
nicht  bloss  von  nachtheiliger  Bedeutung,  wie  die  Gegner  des 
Privat kapitals  behaupten.  Allerdings  bildet  dieser  Gewinn  einen 
Theil  des  Reinertrags  der  Volkswirthschaft  oder  des  Volksein* 
kommens  (I,  §.  176  ff.)  und  vermindert  unvermeidlich  für  seinen 
Betrag  das  Einkoromen  der  übrigen,  nichtkapitalbesitzenden ,  also 
besonders  den  Lohn  der  Arbeiterclassen,  bei  einer  gegebenen  Grösse 
des  Volkseinkommens.  Allein  die  absolute  Höhe  des  Volksein- 
kommens hängt  mit  von  der  Höhe  und  Verwendung  des  Kapitals 
als  Prodnctionsmittelfonds  ab.  Wenn  sich  nachweisen  lässt,  dass 
dieses  Kapital  n  u  r  in  der  Form  des  Privatkapitals  richtig  gebildet 
und  verwendet  werden  kann  oder  auch  bloss,  dass  es  so  am  Besten 
gebildet  und  verwendet  wird,  so  ist  selbst  vom  Standpuncte  des 
Arbeiterinteresses  aus  jene  Abgabe  eines  Theils  des  Nationalein- 
kommens als  Gewinn  an  die  Privatkapitalisten  kein  Nachtheil  und 
auch  volkswirthschaftlich  zu  billigen,  weil  dies  Verhältniss  eine 
nothwendige  Bedingung  des  Privatkapitals  und  unter  dieser  Voraus- 
setzung des  Kapitals  überhaupt  ist  (1,  §.  283). 

Rodbertus  a.  &.  0.  lAsst  seiner  Anale^ng  des  Satzes,  dass  die  Prodacte  nar 
Arbeit  kosten,  gem&ss  ganz  conseqaent  die  Heuten  (Kapital-  und  Grundrente)  aus  einer 
Theilnng  des  blossen  Arbeitsprodocts  entstehen  und  sie  dadurch  als  eine  VerkOming 
der  Arbeiter  erscheinen.  Aehnlich  Marx  und  andere  Socialisten:  natOrlicfa  nur  richtig, 
wenn  das  priratwirthschaftfiche  System  und  Privatkapital  ganz  entbehrlich  v&re.  Siehe 
Vorbemerkungen  §.  132  ff. 

Vom  Standpuncte  des  irolkswirthschaftlichen  Productionsinteresses  ans  liegt  die 
Frage  der  Berechtigung  und  Nothvendigkeit  des  Pri?atkapitals,  namentlich  psychologisch 
betrachtet,  hinsichtlich  der  auf  die  Thätigkeit  7on  Kapitalisten  einwirkenden  Motire, 
ähnlich ,  wie  die  Frage  der  Berechtigung  ungleicher  Vorth eilung  des  Volkaeinkommens, 
insbesondere  der  Zulassung  höheren  Einzeleinkommens.  Es  kaun  daher  hier  mit  auf 
die  bezüglichen  Ausfahrungen  im  Thcil  I,  §.  278  ff.,  282  ff.  ttber  die  Frage  eines 
regulirenden  Eingriffs  in  die  Yertheilung,  sowie  auf  manche  Erörterungen  Ökono- 
misch-psychologischer Art  über  Motivation  im  I.Buche,  I.Kapitel  daselbst  rerwiescn 
werden. 
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oder  kurz  gesagt  ist  Prodactionsmittelvorrath.  Kapital  im  zweiten 
Sinne, Kapitalbesitz  oderKapitaleigenthnm^Privatkapital, 
ist  „derjenige  Theil  des  zanächst  beweglichen  Verroögensbesitzes 
einer  Person,  welcher  derselben  als  Erwerbsmittel  zur  Erlangung 
eines  Einkommens  aas  ihm  (Rente,  Zins)  dienen  kann,  also  zu 
diesem  Zweeke  von  ihr  besessen  und  erstrebt  wird:  bestimmuogs- 
massig  ein  Rentenfonds''  (I,  S.  316,  317).  Wo  Privateigenthum 
die  rechtliche  Grundlage  des  Verkehrs  ist,  steht  jenes  erstere 
Kapital  regelmässig  grösstentheils  im  Privateigenthum.  Es  entsteht 
und  vermehrt  sich  daher  in  der  Form  des  Privatkapitals  und  wird 
als  solches  direct  von  seinem  EigenthQmer  oder  von  demjenigen, 
welchem  es  letzterer  lieh,  in  der  Production  verwendet  und  damit 
seiner  Bestimmung  zugeführt.  Hiermit  wird  der  Privatkapitalist 
aber  auch  der  geborene  Leiter  der  nationalen  Güterproduction, 
welche  so  von  ihm  oder  von  seinen  Beauftragten  oder  von  denen, 
welchen  er  im  Wege  des  Credits  die  Verfügung  über  sein  Kapital 
flberlässt,  ihre  Grestaltang  und  Richtung  empföngt.  So  wird  der 
Kapitalist  der  Besebäftiger  der  Arbeiter,  welche  demgemäss  in  die 
Abhängigkeit  von  ihm  treten. 

Kapital  als  Productionsmittel  ist  für  jede  irgend  bedeutendere 
Entwicklung  der  Production  und  folgeweise  der  Volkswirthschaft 
unentbehrlich,  zwar  nicht  ein  eigentlicher  Productionsfaotor,  welcher 
Producte  „schafifk'',  was  nur  Natur  und  Arbeit  thun,  wohl  aber  eine 
unentbehrliche  Prodnctionsbedingung,  welche  die  Schaffung  der 
Produete  selbst  erst  möglich  macht.  Fttr  die  regelmässige  Ent- 
stehung dieses  Kapitals  muss  daher  zanächst  gesorgt  werden.  Soll 
sieh  die  Production  ausdehnen,  um  für  eine  steigende  Bevölkerung 
eine  grössere  Menge  zugleich  besserer  wirthschaftlicher  Güter  zu 
beschaffen,  so  muss  zuvor  eine  Vermehrung  dieses  Kapitals  er- 
folgen. Und  soll  endlich  das  Ziel  aller  Production,  die  sichere, 
reichliche  und  wohlfeile  (d.  h.  zunächst  nur:  mit  möglichst  niedrigen 
rein  natürlichen  Productionskosten ,  I,  §.  172  auslangende),  daher 
reichliehe  Gonsumtion  gestattende  Gewinnung  wirthschaftlicher  Güter 
erreicht  werden,  so  muss  dieses  Kapital  richtige  Verwendung 
finden. 

Die  Aufgabe,  für  die  richtige  Bildung,  Vermehrung  und  Ver- 
wendung dieses  Kapitals,  zu  sorgen,  liegt  in  unseren,  auf  der  Ver- 
kehrsrechtsbasis des  Privateigenthums  beruhenden  Volkswirthschaften 
hauptsächlich  den  Eigenthttmem  jenes  Kapitals,  den  Privatkapitalisten, 
ob.    Diese  Personen  sind  „die  Functionäre  der  Gesammtheit  (des 


296  d.B.  AQsdebn.d.Priyateigenthnms.  l.K.  Pri?atkap.  I.H.A.  I.A.  Einleitong.  §.13ö 

sich  vielfach  weiter  ansdehneD,  ökonomisch  mag  das  leichter  mög- 
lich und  wttDSchenswerther,  socialpolitisch  nothwendiger  and  be- 
rechtigter werden.  Das  Alles  ist  möglich,  ja  wahrscheinlich«  Die 
irgend  allgemeinere  oder  gar  ganz  allgemeine  Verdrängung  der 
Mitwirkung  des  Privatkapitals  ist  gleichwohl  sehr  onwahrsoheinlich, 
vor  Allem  ans  psychologischen  Gründen,  and  nicht  nur  für  unab- 
sehbare Zeit,  sondern  überhaupt  (§.  143  ff.). 

Bodbertas,  Sociale  Frage,  S.  222,  146,  Auch  hier  verweise  ich  besonders 
auf  die  Ausführungen  aber  Psychologie  und  MotiTation  im  1.  Buche,  Kapitel  1  des 
Theilfl  I:  fUr  mich  ist  diese  psycholofcische  Seite  der  entscheidende  Ponct  fOr  die 
roransgehcnd  geäusserte  Meinung.  Vielerlei  sonstige  Puncto  der  technischen  Zweck- 
mässigkeit, des  socialen  Qesammtinteresses  kommen  natOrlich  daneben  in  Betracht 
Ich  kann  es  daher  nur  eine  Kaivetät  nennen,  wenn  ein  jugendlicher  socialistischer 
Kritiker,  wie  Conrad  Schmidt,  die  Tragweite  derartiger  psychologischer  Beweis- 
führungen bestreitet,  als  ob  der  Kachweis  der  wahrscheinlichsten  Aussichtslosigkeit 
der  Verwirklichung  des  socialistischen  Wlrthschaftssystems  in  diesen  Fragen  nichts 
bedeute.  Mir  scheint  er  wichtiger  als  aUes  Andre.  S.  Braun's  Archir  1894,  Heft  1, 
Schmldt's  Besprechung  meines  Buchs. 

II.  —  §.  136  [288].  Auch  die  Unterscheidung  zwischen 
der  Entstehung  (Bildung)  und  Vermehrung  des  Kapitals 
(in  beiden  Bedeutungen)  einer-  und  der  Verwendung  desselben 
andrerseits  ist  für  die  Untersuchung  in  Bezug  auf  die  socialöka- 
nomische  Berechtigung  des  Privatkapitals  geboten.  Allerdings  kann 
hier  in  der  Grundlegung  nur  die  Frage  nach  der  Entstehung  und 
Vermehrung  des  Kapitals  genauer  geprüft  werden.  Die  Frage  nach 
der  Verwendung  muss  ihre  Beantwortung  durch  die  Erörterungen 
an  vielen  verschiedenen  Stellen  des  ganzen  Werks  tiber  Politische 
Oekonomie  finden.  Die  Fragen  hinsichtlich  der  Organisation  der 
Volkswirtbschaft  und  speciell  der  Gombination  des  zwangsgemein- 
wirthschaftlichen  mit  dem  privatwirthschaftlichen  System  und  des 
Uebergangs  von  Productionszweigen  (Leistungen)  von  einem  dieser 
beiden  Systeme  auf  das  andere  hängen  aber  mit  der  Frage  der 
Verwendung  des  Kapitals  offenbar  eng  zusammen. 

Wo  sich  z.  B.  der  Staat  in  irgend  einem  Gebiete  leistungsfähig  erweist«  da  wird 
hierdurch  gleichzeitig  von  selbst  der  Beweis  geführt,  dass  die  Verwendung  des  (Vko- 
nomischen  Kapitals  in  der  Form  des  Privatkapitals  nicht  nur  nicht  unbedingt  noth- 
wendig  f  sondern  in  diesem  Falle  auch  durch  Zweckmftssigkeitsgrflnde  nicht  geboten 
ist.  Die  Vorzüge  des  priratwirthschaftiichen  Systems  auf  grossen  Gebieten  der  Sach* 
gUterproduction  lassen  es  umgekehrt  als  zweckmässig  erscheinen,  yolkswirthschafüichcs 
Kapital  als  Eigenthum  ?on  Privaten,  also  als  Privatkapital,  zur  Verwendung  zu  bringen. 
Für  die  bezüglichen  Untersuchungen,  welche  näher  nach  einzelnen  Productionszweigen 
specialisiren  müssen,  ist  auf  die  Theoretische  Volkswirthscbaftslehre  und  aof  viele 
Abschnitte  der  weiteren  Theile  dieses  Werks,  sowohl  in  der  Practischen  Yolkswirth* 
Schaftslehre  als  in  der  Finanzwissenscliaft  zu  verweisen.  Hier  in  der  Grundlegung 
kann  vorläufig  nur  nebenbei  auf  die  Frage  der  Kapitalverwendung  Bezug  genommen 
werden. 
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Es  sei  für  jetzt  bloss  hervorgehoben,  dass  die  endgiltige  Ent- 
scheidung über  die  Nothwendigkeit  oder  Zweckmässigkeit  des 
Privatkapitals  von  der  Entscheidung  über  die  Frage  der  Kapital- 
Verwendung  mit  abhängt.  Selbst  wenn  sich  die  Bildung  und  Ver- 
mehmng  des  ökonomischen  Kapitals  in  der  Form  des  Privatkapitals 
nicht  als  nothwendig  oder  zweckmässig  erwiese  —  und  sie  thut 
es  jedenfalls  nicht  so  allgemein,  als  es  angenommen  wird  — ,  so 
könnte  die  Verwendung  des  Kapitals  durch  die  nächstinteressirten 
Eigentbttmer  gleichwohl  so  grosse  Vorzüge  bieten,  dass  man  sich 
doch  auch  im  Gesammtinteresse  der  Volkswirthschaft  wieder  fllr 
das  Privatkapital  entscheiden  mttsste. 

Die  Schwierigkeit,  welche  die  Untersuchung  ftlr  die  wissen- 
schaftliche Theorie  des  Kapitals  demnach  bietet,  wird  indessen 
durch  einen  Umstand  vermindert.  Bildung,  Vermehrung,  Ver- 
wendung, Wiederentstehung  und  Neuvermehrung  des  Kapitals  sind 
im  Grunde  nur  die  verschiedenen  Phasen  des  grossen  volkswirth- 
schaftlichen  Productions-  und  Consumtionsprocesses.  Im  Wesent- 
lichen keine  Neubildung  und  Vermehrung  des  Kapitals  ohne  vor- 
ausgegangene Verwendung  von  Kapital  nnd  keine  bedeutende  und 
zweckmässige  Neubildung  und  Vermehrung  ohne  richtige  Ver- 
wendung desselben.  Beides  steht  in  Wechselwirkung.  Eine  Bildung 
von  Kapital  ausserhalb  der  Form  des  Privatkapitals  setzt  eben 
schon  eine  geeignete  Verwendung  des  ersteren  in  der  Production 
voraus  und  beweist  insofern  mit  dafür. 

III. —  §.  137  [289].  Die  übliche  nationalökonomischc 
Lehre  von  der  Kapitalentstehung.  Nach  dieser  ist  Kapital 
ein  Ergebniss  der  Ersparung,  entsteht  „durch  Ersparniss, 
indem  neue  Producte  dem  augenblicklichen  Genussverbraucbe  des 
Besitzers  entzogen  und  wenigstens  ihrem  Werthe  nach  als  Grund- 
lage einer  dauernden  Nutzung  aufbewahrt  werden''  (Röscher).^) 
Diese  Lehre  leidet  an  wesentlichen  Mängeln. 

Sic  identificirt  ron  iromelierein  das  rein  ökonomische  und  das  Privatkapital  und 
erUirt  die  Entstehung  des  ersteren  ohne  Weiteres  durch  diejenige  des  zweiten.  Sie 
hält  sich  in  letzterer  Hinsicht  aber  an  ein  äusserlichcs  Moment,  das  in  dorn  ganzen 
Vorgänge  erst  in  zweiter  Linie  steht,  an  den  priratwirthschaftlichen  Sparprocess. 
Die  Lehre  in  dieser  Gestalt  hat  zwar  nicht  nothwendig  zu  einer  falschen  Wtlrdigung 
und  panegyrischen  Verherrlichung  des  Sparens  fahren  müssen,  aber  mindestens  dazu 
den  Anlass  gegeben,  welcher  durch  eine  vorsichtigere  Formulirung  der  Bedingungen 


1)  Boscher  §.  45,  Schulze-Delitzsch  a.  a.  a.  S.  25  (wo  abrigens  auch  die 
nothwendig  vorausgehende  productive  Arbeit  hervorgehoben  wird).  Achnlich  die  meisten 
Autoren,  siebe  die  in  der  Vorbemerkung  §.  132  genannten  Stellen.  A.  Smith  in 
Asher  8  Uebersetzung  I,  S.  329. 
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und  Ursachen  der  Kapitaleotstehung  zd  Termeiden  gewesco  wäre.  Dem  Sparer  als 
solchem  wurde  ein  ökonomiscbes,  ja  fast  ein  moralisches  Verdienst  ftkr  seine  Spar- 
th&tigkeit  zugeschrieben  und  in  Folge  dessen  auch  der  Kapitalgewinn  (,,£ntbehrerlohn^* !) 
schief  aofgefabst.  Indem  endlich  Sparer  and  Prodncent  oder  Sparer  und  Arbeiter  in 
der  Lehre  einer  rolkswirthschaftlichen  Schole  ohne  Weiteres  identificirt  wurden,  ent- 
stand eine  sophistiecho  Bechtfertigang  des  PriTatkapitals  und  in  weiterer  Folge  wieder 
eine  Eophistische  Beweisfohrong  zu  Gonbten  der  bestdienden  Bechtsordnung  zwischen 
Arbeit  und  Kapital,  welche  der  socialibtischen  Kritik  zu  einer  ihrer  glinzendsten  Ab- 
fertigungen ron  ,.Schuldogmcn  der  Nationalökonomie*'  die  nur  zu  erwQnschte  Gdegen- 
heit  geboten  hat^) 

Allerdings  bieten  nicht  alle  Fassungen  der  Lehre  von  der 
Kapitalentstehang  gleiche  Bedenken  und  Angriffspnncte. 

So  hat  namentlich  Bau  (I,  §.  133)  den  betreffenden  Proccss  richtiger  dargelegt, 
indem  er  sagt:  ,xin  Kapital  entsteht,  in  der  Volkswirthschaft ,  indem  1)  neue  Güter 
hervorgebracht,  2)  sodann  ?on  der  Yerzehrong  ftlr  blossen  persönlichen  Vortheil  aber- 
spart und  3)  suf  horvorbrinfrende  Arbeit  angewendet  werden.''  Die  Spartbitigkeit 
bildet  hier  mit  Recht  das  Mittelglied  in  dem  Vorgange.  Das  Kapital  ist  hiemach 
nicht  bloss  ein  Ergebniss  der  Ersparung,  sondern  auch  und  zurörderst  ein  solches 
der  Prodoction.  Das  wird  bei  den  anderen  Autoren  natürlich  nicht  Hbersehen, 
(Schulze  a.  a.  0.  sagt,  es  versteht  sich  von  selbst),  aber  bei  einer  wissenschaftlich 
richtigen  Formolirung  der  Bedingungen  der  Kapitalentstehung  mOsste  es  doch  durch- 
aus mehr  als  das  Sparmoment  in  den  Vordergrund  treten.  Siehe  den  zweitfolgenden 
Absatz. 

Der  Mangel  bleibt  aber  auch  hier  die  fehlende  Unterscheidung 
des  rein  ökonomischen  und  des  Privatkapitals  und  die  ungentigende 
ZurttckfUhrung  der  Vorgänge  der  Kapitalentstehung  auf  ihre  ein- 
fachsten entscheidenden  Momente.  Nur  eine  Untersuchung  dieser 
Vorgänge  y  welche  letzteren  Zweck  verfolgt  und  deshalb  von  jener 
Unterscheidung  der  beiden  Eapitalkategorieen  ausgeht,  macht  es 
möglich,  das  Berechtigte  und  zugleich  das  Schiefe  und  Ueber- 
treibende  der  socialistischen  Kritik  der  Entstehung  des  Privat- 
kapitals klar  zu  legen  und  die  Frage  zu  entscheiden,  ob  und  wie 
weit  die  Bildung  und  Vermehrung  des  ökonomischen  Kapitals  durch 
Vermittlung  des  Privatkapitals  vor  sich  gehen  muss. 

Wie  m.  £.  die  Lehre  aller  Natioualökonomen  der  britischen  Schule  ftber  die 
Kapitalentstehung  an  grossen  Gebrechen  leidet,  so  schon  die  von  A.  Smith  selbst 
Dieser  schildert  den  Process  der  Kapitalbildung  (b.  II,  eh.  3,  bei  Asher  I,  329) 
schon  ganz  in  der  rein  und  eng  privatwirthschaftlicheu ,  man  möchte  sagen  klein- 
bürgerlichen Weise  wie  alle  Neueren,  z.  B.  wie  Schulze:  „Gapitals  are  increased  by 
parsimony  and  dimioished  by  prodigality  and  misconduct  .  .  .  .  As  the  capital  of  an 
indindual  can  be  increased  only  by  what  he  sares  from  his  annual  revenne  or  bis 
annnal  gains,  so  the  capital  of  a  society  (also :  das  Nationalkapital),  which  is  the  same 
with  that  of  all  the  individuals  who  compose  it,  can  be  increased  only  in  the  same 
manner.  Parsimony  and  not  industry,  is  the  immediate  cause  of  the  increase  of 
capital.     Indubtry  indeed  [proyides  the  subject  which  parsimony  accumulates.     Bot 


^)  Lassalle  gegen  Schulze,  in  seinem  Kapital  und  Arbeit,  8.67,  beaondera 
79  ff.  Rodbertus,  Greditnoth  II,  S.  285  ii.  (I.Auflage).  Marx,  Kapital,  4.  Auf- 
läge,  I,  S.  542  ff.  (22.  Kapitel),  v.  Böhm-Bawerk,  KapiUl  I,  Kapitel  9  (Abstinenz- 
theorie, besonders  Senior). 
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wliaterer  indostry  night  acqoire,  if  paiBimony  did  not  save  and  störe  np,  the  capital 
▼ould  never  be  the  groater/'  Man  ist  nur  gerecht  gegen  Schulze,  wenn  man  zu- 
gesteht, dass  diese  Kapitalbildungstheorie  des  „BegrOnders  der  NaiionalOkonomio^'  von 
einem  Lassalle  ebenso  h&tte  zerzaust  werden  können,  als  die  Schulze'sche  Manche 
gute  Berichtigungen  schon  bei  Lauderdale  a.a.O.,  besonders  über  den  ron  Smith 
f^el&ngneten  Unterschied  zwischen  Volks-  und  summirtem  Einzelreichthum ,  National- 
kapital  und  Privatkapitalien.  Dann  namentlich  Rodbertus,  sociale  Briefe  (\usgabe 
von  1875),  S.  30,  Creditnoth  II,  285  If.  und  die  Schrift  von  Pierstorff,  besonders 
mit  ihrer  guten  Darstellung  der  Bodbertns 'sehen  Lehre,  S.  205  ff.,  ihrer  AbfQhruog 
der  Senior 'sehen  „Abstinence-Theorie'*  (poL  ec.  ed.  1858,  p.  58  fi'.).  S.  45  ff.  Auch 
die  oben  Note  1  auf  voriger  Seite  genannten  Stellen  von  Marx  und  v.  B Ohm -Ba  werk. 
Seit  Hermann  (Staatswinhschaftliche  Untersuchungen,  ].  Auflage,  S.  289  ff.) 
ist  es  in  Deutschland  üblich,  die  Entstehung  der  Kapitalien  zwar  hauptskchlich,  aber 
nicht  ausschliesslich  auf  Ersparung  zurückzufahren.  Kapitalien  entstftnden  ausserdem 
auch  durch  Bildung  werthvoller  Yerh&ltnisse,  vorhandene  Kapitalien  vermehrten  ihren 
Werth  durch  WertherhObungen  ihrer  Bestandtheile ,  Alles  die  Folge  von  allgemeinen 
Wirthschafts-  und  Guiturfortschritten,  die  dann  eben  durch  das  Privateigenthum  an 
den  Kapitalien  den  einzelnen  Besitzern  zu  Gute  kämen.  (Vgl.  auch  Röscher  §.  45.) 
Diese  Thatsachen  sind  nicht  zu  Uugncn  und  grossentheils  in  der  Lehre  von  der  Con- 
junctur  (I,  §.  166  ff.)  schon  gewürdigt.  In  dieser  Weise  hier  als  Momente  der  Kapital- 
bildung angeführt  tragen  sie  aber  nur  noch  mehr  zur  Verwirrung  der  Lehre  von  der 
Kapitalentstehung  bei,  weil  hier  wiederum  gar  nicht  zwischen  National-  und  Privat- 
kapital unterschieden  wird.  In  der  Hauptsache  erfolgt  hier  keine  Erhöhung  des 
ersteren,  sondern  nur  eine  andere  Vertheilung  des  Nationaleinkommens  (mittelst 
Rentenbezügen  oder  höheren  Rentenbezügen  der  Grund-  und  Kapitaleigenthümer)  und 
dadurch  dann  eine  andere  Vertheilung  des  Natioualkapitals  als  Privatkapital  unter  die 
Privaten. 

Im  folgenden  zweiten  Abschnitt  wird  daher  zunächst  die 
Theorie  der  Bildung  des  Nationalkapitals  entwickelt. 
Daran  schliesst  sich  im  zweiten  Hauptabschnitt  dieses  Kapitels  die 
Theorie  der  Bildung  des  P r i v a t kapitals  und  die  Kritik 
dieser  Kapitalbildung. 


2.  Abschnitt. 
Theorie  der  Blldnng  des  Natlonalkapltals. 

I.  _  g.  138  [290].  Bedingungen  und  Ursachen  der 
Entstehung  des  Nationalkapitals.  Für  die  Entwicklung 
der  Theorie  der  Bildung  des  Nationalkapitals  wird  hier  die  Ent- 
stehung und  die  weitere  Vermehrung  (§.  140  ff.)  des  letzteren 
unterschieden. 

Für  die  Entstehung  dieses  Kapitals,  dieselbe  unabhängig 
vom  Privatkapital  betrachtet,  muss  man  (wie  in  I,  §.  130)  die 
Güter  unterscheiden,  je  nachdem  ihnen  die  Kapitaleigenschaft  eine 
durcbana  oder  im  Wesentlichen  objectiv  anklebende  (inhärente) 
ist  oder  nicht  Man  könnte  danach  von  ^^unbedingten"  und  ,,be- 
dingten^'  Kapitalgtttern  sprechen. 
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A.  Die  erstgeDannten  Güter  und  somit  das  Kapital,  welches 
sie  darstellen  (Werkzeuge,  Maschinen,  meistens  auch  Haupt-,  Roh- 
nnd  Hilfsstoffe  und  Halbfabrikate,  auch  Bodenmeliorationen,  Ge- 
bäude für  Produetionszwecke),  entstehen  durch  eine  frühere  Pro- 
duction,  in  welcher  die  Produetionsfactoren ,  die  Naturkräfte,  die 
Arbeit  der  Menschen  und  die  Productionsbedingung,  die  bereits 
vorhandenen  Kapitalien,  absichtlich  vom  leitenden  Wirthschafts- 
subject  („Unternehmer'')  in  der  Richtung  auf  die  Herstellung  neuer 
Güter  der  genannten  Art  geleitet  und  in  dementsprechender  Weise 
combinirt  und  in  Verbindung  gebracht  worden  sind.  Diese  neuen 
Kapitalien  lassen  sich  also  bezeichnen  als  ein  Ergebniss  einer 
früheren  Production  und  einer  bestimmten  auf  Gewinnung  anbe- 
dingter Kapitalgüter  gerichteten  Disposition  der  letzteren. 

Von  einer  Th&tigkeit,  ▼eiche  irgendwie  unter  den  Begriff  des  „Sparens'*  faUen 
würde,  kann  hier  nur  insofern  die  Rede  sein,  als  schon  diejenigen  Gdter,  mit  welchen 
diese  neuen  Güter  hergestellt  wurden,  dem  bloHsen  GcnussFerbrauch,  soweit  sie  dazn 
überhaupt  geeignet  waren,  vorenthalten  und  der  Verwendnug  darch  das  Arbeitspcrsonal 
des  betreffenden  Productionsbetriebs  zugeführt  worden  sein  müssen.  In  Bezug  auf  die 
neu  gewonnenen  Kapitalgütcr  ist  der  Sachrcrhalt  ein  anderer:  direct  hat  die  „Er- 
sparung'* mit  der  Entstehung  dieser  Kapitalien  gar  nichts  zu  thun. 

B.  Die  Kapitalien,  welche  aus  Gütern  bestehen,  denen  die 
Kapitaleigenschaft  keine  objectiv  inhärente  ist,  sind,  wie  die  eben 
besprochenen,  zunächst  auch  ein  Ergebniss  einer  früheren  Pro- 
duction und  einer  bestimmten  Disposition  derselben.  Damit  diese 
objectiv  genussreifen,  zur  menschlichen  Bedürfnissbefriedigung  un- 
mittelbar oder  nach  einfacher  Zubereitung  dienlichen  Güter  (Nahrungs- 
mittel ,  Kleidung ,  Betten ,  Wohnungsinventar ,  Brennmaterial, 
Reinigungsstoffe,  Wohngebäude  u.  dgl.  m.)  volkswirthscbaftlich 
„Kapital'^  werden,  muss  aber  alsdann  dazu  noch  eine  weitere 
Disposition  über  diese  zum  Genuss  fertigen  Producte  kommen, 
auf  die  Weise,  dass  diese  letzteren,  auch  wenn  sie  sich  dal'ttr 
eignen,  dem  blossen  Genussverbrauch  vorenthalten  und  zugleich 
der  reproductiven  Verwendung  mittelst  Beschäftigung  von  Arbeit 
zur  Herstellung  neuer  Güter  (in  neuer  individueller  Guts-  and 
Werthform)  zugeführt  werden. 

Das  wesentliche  Moment  für  die  Kapitalentstehnng  ist  hier 
diese  nachträglich,  nach  ihrer  technischen  Fertigstellung  und  er- 
langten Genussreife  mit  den  Producten  vorgenommene  Disposition 
in  Betreff  dieser  weiteren  Verwendung  dieser  Güter. 

Bei  den  unbedingten  Kapitalgütem  kommen  also  zwei  Momente, 
Produciren  und  Richtung  geben  dafür,  bei  den  bedingten  Kapital- 
gütern drei,  ausser  diesen  beiden   noch   das  Richtung  geben  f&r 
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reprodactive  VerwenduDg  statt  rein  consomtiver  in  Betracht.  In 
jeder  geschichtlich  vorgekommenen,  jeder  bestehenden  nnd  jeder 
denkbaren  späteren  Gestaltung  der  Prodnction,  von  den  primitivsten 
Anfängen  an  bis  zu  einer  rein  socialistischeo,  sind  dies  die  „logischen'^, 
die  „natürlichen'^,  ,,rein  Ökonomischen'^  Bedingungen  der  Bildung 
von  Kapital  im  ökonomischen  Sinn  im  Ganzen  und  in  dessen  ein- 
zelnen Bestandtheilen. 

Je  nach  den  bestehenden  Bechtsverhältnissen  ftlr  den  Productionsbetrieb ,  die 
Vertheilnng  des  Productionsertrags  (namentlich  autoritativer  und  FcrtragsmSssiger« 
I,  §.  264),  je  nach  der  ganzen  volkswirthschaftlichen  Organisation  werden  jene  ent- 
scheidenden Disponiractc  ttber  die  Richtung  der  frQheren  Production  und  die  Ver- 
wendung der  fertigen  Gater  von  rerschiedenen  Personen  in  verschiedener  Weise  und 
mit  verschiedenem  ökonomisch -technischen  Erfolg  für  Maass  und  Art  der  Production 
und  der  Kapitalbildung  vorgenommen.  Oekonomisch-technisch  und  volkswirthschafttich 
▼erden  die  betrefienden  Rechtsverh&ltnisse  in  ihrer  Function  hierfür  verschieden  zu 
beurthcilen  sein.  Die  wirthschaftHche  Frage  ist  immer,  ob  die  betreffenden  Personen, 
welche  hier  zu  entscheiden  haben ,  nach  der  ihnen  in  der  Rechtsordnung  gegebenen 
Stellung  in  der  Lage  sind,  namentlich  auch  mit  Rücksicht  auf  die  psychologische 
Motivatiou,  welche  mitspielt,  die  hier  vorliegenden  Aufgaben  richtig  zu  erfüllen. 

Nebenbei  bemerkt,  bestimmt  mich  auch  die  vorausgehende  Analyse  der  Be- 
dingungen der  Kapitalentstehung  an  dem  allgemeinen  rein -ökonomischen  Kapital- 
begriff, als  dem  weiteren,  festzuhalten  und  die  Beschr&nkong  desselben  auf  das  Kapital 
in  der  verfcehrsmftssigen  Gestaltung  der  Volkswirthschafc,  in  der  Phase  der  „Waaren- 
prodnctiou*'  wie  bei  den  Socialisten  (Marx),  aber  auch  einzelnen  anderen  National- 
flkonomen,  so  Stich  er,  abzulehnen.  Siehe  dessen  Entstehung  der  Volkswirthschaft 
S.  89  ff,  99,  100,  114  u.  dagegen  meine  Recension,  TUbinger  Zeitschrift  1894,  S.  550. 

§.  139  [291].  Wenn  die  übliche  Theorie  nun  das  Kapital  kurz- 
weg darch  ^^ülrsparnng''  entstehen  lässt,  so  übersieht  sie  einmal 
den  Fall  derjenigen  Kapitalien,  denen  die  Kapitaleigenschaft  objectiv 
anklebt,  and  sodann  bei  den  übrigen  Kapitalien  das  eigentlich 
wesentliche  Moment,  das  nicht  in  diesem  ,,Ersparen^^,  sondern  in 
jenem  Disponiren  in  Bezug  auf  reprodactive  Verwendung  liegt. 

Dieses  Disponiren  enthält  zwar  als  ein  Moment  das  in  sich,  was  die  Schule 
„Sparen**,  d.  h.  „dem  Genussrerbrauch  rorenthalten**  nennt,  aber  es  besteht  in  einer 
weiter  greifenden,  andere  Momente  mit  in  sich  schliessenden  Th&tigkeit.  In  Ran 's 
obiger  Darstellung  wird  dies  Yerhftltniss  daher  auch  richtiger  lilargelegt.  Der  Gebrauch 
des  Ausdrucks  „Sparen**  ftlr  das  Moment,  durch  welches  Kapitalien  entstehen,  knüpft 
zu  sehr  an  die  bloss  priratwinhschafclichen  Vorgänge,  an  das  Schatzsammeln  (Marx 
I,  93,  in  4.  A.)  an  und  weist  mindestens  nicht  deutlich  auf  das  Moment  des  neuen 
Disponirens  in  Bezog  auf  die  Verwendung  der  Güter.  Richtig  passim  Rodbert us, 
auch  Pxerstorff  a.  a.  0.  Dsgl.  Samter,  Sociallehre  S.  121  (nur  mangelnde  Unter- 
scheidung der  beiden  Kapital begrifTe).  Auch  Marx  analysirt  richtig,  aber  unterschätzt 
eben  das  Arbeitsmoment  in  den  „Disponiracten**.  Vgl.  auch,  mit  mehrfachen  Ab- 
wdchnngen  von  mir,  die  mich  aber  nicht  überzeugten,  t.  Böhm-Bawork  an  den 
oben  S.  292  genannten  Stelleo.    In  wichtigen  Puncten  stimmen  wir  ttberein. 

Der  wesentliche  Unterschied  zwischen  Gütern  als  Kapitalien 
and  als  Nicht-Kapitalien  liegt  gar  nicht  darin,  dass  jene  ,,erspart'' 
werden,  diese  nicht,  sondern  in  der  Art  der  kQnftigen  Verwendung 
und  in  den  mit  letzterer  verknüpften  Weiter  Wirkungen.  Die  Theorie, 
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welche  das  Kapital  dnrch  ^^Ersparung"  entstehen  lässt,  miiss  sich 
deswegen  gleich  gegen  den  Irrthum  wenden,  welcher  durch  diese 
Darstellung  fast  unvermeidlich  erzeugt  wird :  nemlich  dass  trotzdem 
das  Kapital  auch  verbraucht  wird  und  sich  nicht  dnrch  Auf- 
bewahruDg,  sondern  durch  beständige  Wiederbervorbringung  erhält. 

Gute  Aasfühning  tod  Hill,  B.  1,  Kap.  5,  §.  5,  6.  Siehe  auch  Hermann, 
Dntorsuchungon,  2.  Aufl.,  S.  605  ff.,  und  schon  A.  Smith  a.  a.  0.,  Ashoi  I,  3S1,  wo 
nach  den  Classen  der  Tcrzehrenden  Leute  unterschieden  wird. 

Alle  Guter,  die  Kapitalien  wie  die  Qbrigen,  werden  verbraucht,  d.  h.  in  ihrer 
individuellen  Guts-  und  Werthform  vernichtet,  aber  über  den  Verbrauch  der  als 
Kapibü  fungirenden  GOter  wird  derartig  disponirt,  dass  dieselben  sich  dnrch  und  im 
Verbrauch  beim  Productionsprocess  in  neue  individuelle  Werthformcn  verwandeln, 
dass  also,  wie  man  es  ausdrucken  kann,  die  „Werthsubstanz''  im  Formen  Wechsel  bleibt, 
oder  ein  neuer  Werth  an  Stelle  des  vernichteten  zum  Ersatz  tritt.  Die  Übrigen  Guter 
dagegen  werden  bloss  verbraucht,  ohne  dass  durch  den  Verbraachsact  ein  neues  Gut 
entsteht  „Reproductive'*  Verwendung  der  Kapitalien,  „rein-consumtive*^  der  Kicht- 
Kapitalien,  —  das  ist  mithin  der  Unterschied.  Ein  Kapital  erhält  sich  in  der  Be- 
production  beständig  selbst  Es  wird,  wie  die  Bevölkerung  (also  die  Arbeitskraft,  als 
Productivfactor  betrachtet)  nicht  durch  Aufbewahrung,  in  Schatzform  u.  s.  w.,  sondern 
durch  beständige  Wiederbervorbringung  seiner  individuellen  Bestandtheile  von  einem 
Zeitraum  auf  den  anderen  Übertragen.  Und  die  erforderlichen  Dispositionen  über  die 
Verwendung  der  fertigen  Producte  zu  diesem  Zwecke  sind  es,  welche  die  Entstehung, 
Erhaltung  und  Vermehrung  des  Kapitals,  als  des  Productionsmittelfonds  der  Volk»- 
wirthschaft  bedingen. 

Hiermit  sind  die  natürlichen,  rein  ökonomischen  Be- 
dingungen und  Ursachen  der  Entstehung  des  National  kapitals 
auf  die  einfachsten  wesentlichen  Momente  znrttckgeftihrt  Von 
diesen  Bedingungen  und  Ursachen  hängt,  wie  gesagt,  die  Entstehung 
dieses  Kapitals  nothwendig  immer  ab.  Sie  sind  daher  unabhängig 
von  den  historischen  und  rechtlichen  Verhältnissen  des  Kapital- 
besitzes. In  Volks wirthscbaften,  wie  den  unsrigen,  wo  das  Kapital 
als  ökonomische  Kategorie  grösstentheils  durch  die  Vermittlung  von 
Privatpersonen  in  der  Form  des  Privatkapitals  entsteht,  gelten  jene 
Bedingungen  und  Ursachen  geradeso.  Sie  kleiden  sich  hier  nur 
in  die  Form  von  privaten  Willensacten  und  privaten  Handlungen, 
indem  jede  disponirende  Thätigkeit  während  und  nach  der  Pro- 
duction hier  von  den  Privateigentbttmern  aasgeht.  Ob  Letzteres 
nothwendig  oder  wenigstens  das  Zweckmässigste  ist,  um  volks- 
wirthschaftliches  Kapital  zu  bilden,  —  der  entscheidende  Punct  Air 
die  principielle  Frage  des  Privatkapitals  —  das  ist  dann  freilich 
die  Frage,  welche  die  frühere  Nationalökonomie  meistens  gar  nicht 
erst  aufgeworfen,  sondern  als  selbstverständlich  angesehen,  jeden- 
falls ohne  Weiteres  bejaht  hat.  Die  Kritik  des  Socialismus  hat 
auch  hier  das  Verdienst,  wie  so  oft,  wo  es  sieh. um  allbekannte 
als  selbstverständlich  geltende  Thatsaohen  handelt,  Zweifel  erregt 
und  die  Frage  nach  dem  „Warum*'  und  „Ob  richtig^'  aufgestellt 


Bedingungen  für  die  YermehniDg  des  NationalkapiUls.  303 

zn  babeO;  und  yerneint  sie  bekanntlich,  für  unsere  Zeit  der  hochent- 
wickelten Prodactionstecbnik  insbesondere.  Ob  nnd  eventuell  wie 
weit  und  wann  und  wo  mit  Recht,  wird  erst  nach  der  folgenden 
Untersuchung  erörtert  werden  (§.  141).  Vorläufig  nur  die  Bemerkung, 
dass  der  Socialismus  sich  tlber  die  andere  entscheidende  Frage 
einfach  hinwegsetzt,  ob  die  directe  Bildung  von  Nationalkapital 
ohne  Vermittlung  des  Privatkapitals  allgemein  ausführbar  und 
erfolgreicher  ist 

IL  —  §.  140  [292].  Die  Vermehrung  des  „Kapitals  an  sich" 
oder  der  Zuwachs  zum  Nationalkapital  ist  von  denselben 
Momenten  abhängig  wie  die  Entstehung  dieses  Kapitals.  Ent- 
scheidend fflr  die  hiernnch  erforderlichen  Dispositionsncte  sind  ein- 
mal die  Grösse  und  Richtung  (Natur,  Beschaffenheit)  der  bisherigen 
Prodnction  und  demnach  die  Menge  und  Art  der  erzeugten  Pro- 
ducte;  sodann  die  Disposition  über  die  Verwendung  der  fertigen 
Güter  (§.  141).  Je  grösser  die  Production,  je  geeigneter  die  Pro- 
dncte  für  die  Function  als  Kapital,  je  kleiner  der  nothwendige 
Unterhaltsbedarf  der  ganzen  Bevölkerung  und  insofern,  je  kleiner, 
bei  einem  gegebenen  Productionsertrage ,  die  Bevölkerung,  desto 
rascher  und  grösser  kann  das  Wachsthum  des  Nationalkapitals 
sein,  falls  nur  die  richtigen  Dispositionsacte  getroffen  werden. 

A.  Einfluss  der  Grösse  und  der  Richtung  der  bisherigen 
Production. 

1.  Diese  Production  erreicht  eine  um  so  bedeutendere  Grösse 
nnd  bessere  Gestaltung,  namentlich  in  der  Richtung  des  technisch 
möglichen  Minimums  der  natürlichen  Productionskosten,  des  Arbeits- 
aufwands (I,  §.  172),  je  richtiger  der  gesammte  Productionsbetrieb 
in  der  Volks wirthschaft ,  je  zweckmässiger  die  Organisation  der 
nationalen  Gesammtarbeit  eingerichtet  ist  und  je  mehr,  besser  und 
mit  je  geringeren  Kosten  daher  producirt  wird. 

Die  eDtscheidenden  Momente  hierfür  sind  zum  Theil  in  der  ersten  Abtheilang 
der  Gmndlegang  schon  dargelegt  oder  angedeutet  worden,  zum  anderen  Theil  sind 
sie  in  der  Theoretischen  Nationäokonomio  (Hauptabtheilnng  II  dieses  Gesammtwerks), 
nameotlich  in  dem  Kapitel  Ton  der  Production  n&her  nachzuweisen.  Von  besonderem 
EinflDSS  sind  an  ökonomisch  -  rechtlichen  Momenten  die  ?om  Staate  gesicherte  allge- 
meine Bechtsordnung  und  specicll  die  Rechtsordnung  der  Arbeit  oder  der  Zustand  des 
Arbeitsrechts,  weil  davon  die  Arbeitslust  wesentlich  mit  abhängt  (Unfreiheit,  Freiheit, 
Lohnzahlungssystem  bei  freier  Arbeit,  §.  34,  40);  ferner  die  Regelung  der  Eigen- 
thnmsrerhftltDisse,  also  insofern  auch  die  Zulassung,  Beschränkung  oder  Ausschliessung 
ron  Priratkapital  und  Privatgrundeigeuthum  und  PriTatuntemehmungen.  Sodann  sind 
TOD  Okonomiflch- technischen  Momenten  bedeutsam:  die  Zahl  und  Leistungsfäbigkeit 
der  arb^tenden  Personen  (nicht  der  Arbeiter  im  engeren  Sinne  allein),  oder  m.  a.  W. 
die  sogen.  Prodactivität  der  Arbeit,  d.  h.  ihre  Fähigkeit,  wirthschaftliche  Guter  her- 
rorznbringen ,  daher  u.  A.  das  VerhäUniss  der  Zahl  der  arbeitenden  zu  den  nicht- 
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arbeitenden  Penonen  in  der  BerOlkerung,  die  allgemeine  ond  die  Fachbildung  der 
creteren,  die  indiridnellc  Arbeitsfähigkeit  und  Arbeitslast  und  die  Zusammen- 
setzung der  Bevölkerung  aus  Individuen  verschiedenen  Maasses  dieser  Fähigkeit  und 
Lust,  die  Entwicklung  der  Arbeitsgliederung,  welche  letztere  vielfach  die  technische 
Leistungsfähigkeit  bestimmt,  die  Ausrüstung  mit  Kapital,  mit  Werkzeugen  und  Maschinen 
und  Oberhaupt  mit  Kenntnissen  und  technischen  Hil&mitteln,  technischem  Kennen 
und  Können,  zur  Benutzung  der  Naturkräfte  im  Dienst  der  Production,  endlich  die 
Gestaltung  und  Function  des  unternehmungswcisen  Betriebs:  letzteres  das  am  meisten 
in  seiner  ausserordentlichen,  zum  Theil  beherrschenden  Bedeutung  vom  Sociaiismus 
unterschätzte  Moment. 

Auch  hier  versteht  man  leicht,  dass  es  zn  Gongten  des  Privat- 
kapitals oder  m.  a.  W.  zn  Gunsten  des  Weges  spricht,  das  National- 
kapital in  der  Form  des  Privatkapitals  zn  vermehren,  wenn  sich 
nachweisen  lässt,  dass  die  privatwirthschaftliche  Productionsweise 
quantitativ  und  qualitativ  mehr  als  eine  andere,  insbesondere  die 
zwangsgemeinwirthschaftliehe  oder  eine  wie  immer  eingerichtete 
socialistische  leiste.  Denn  die  rechtliche  Voraussetzung  für  erstere  ist 
in  der  Hauptsache  die  Zulassung  von  Privatkapital  und  Privatboden. 

2.  Die  Richtung  der  früheren  Production  bestimmt  zunächst 
darüber,  ob  unbedingte  Kapitalgüter  erzeugt  worden  sind,  wovon 
natürlich  im  gegebenen  Zeitpunet  die  Vermehrung  der  betreffenden 
Kapitalien  abhängt ;  ferner  auch  darüber,  ob  sich  unter  den  übrigen 
fertigen  Gütern  solche  befinden,  welche  eventnell,  d.  h.  bei  hin- 
zutretender entsprechender  Disposition  in  Bezug  auf  die  Verwendung, 
als  Kapitalien  fangiren  können. 

In  letzterer  Hinsicht  handelt  es  sich  namentlich  um  den  Unterschied  einerseits 
von  Massenconsumtibilien  der  arbeitenden  Bevölkerung,  besonders  der  unteren  hand- 
arbeitenden Classen,  sowie  von  Artikeln,  welche  durch  die  Ausfuhr  in  andere  Yolkswirth- 
Schäften  gegen  einzuführende  Massenconsumtibilien  umgetauscht  werden  kOnnea; 
anderseits  vcn  Luxusartikeln  der  wohlhabenderen  heimischen  Bevölkerung.  Artikel  der 
letzteren  Art  vermögen  in  der  Hauptsache  und  abgesehen  von  dem  Theil,  welcher 
davon  etwa  zur  Ausfuhr  in  die  Fremde  gelangt,  nicht  zur  Vermehrung  des  Ökonomischen 
Kapitals,  auch  nicht  desjenigen  Thcils  davon,  welcher  als  „Lohnfonds^*  fungirt,  zu 
dienen.  Ueber  die  Streitfrage,  ob  und  wie  weit  „Unterhaltsmittel  der  Arbeitei*\  weil 
sie  doch  eigentlich  „Autheil  am  Productionsertrag"  sind,  doch  auch  zum  „Kapital** 
gehören,  siebe  Grundlegung  I,  §.  128  (auch  gegen  v.  BOhm  II,  71  ff.). 

Ob  nun  die  bisherige  Production  einer  Volkswirtbschaft  Artikel 
dieser  Art  in  einem  grösseren  Umfange  heryorbringt,  das  hängt 
nothwendig  von  der  bestehenden  Vertheilung  des  Volksvermögens 
und  Volkseinkommens  und  von  der  £ichtung  der  Consumtion  der 
wohlhabenden  und  reichen  Glassen  ab.  Es  ist  hier  wieder  klar, 
wie  für  jene  Vertheilung  das  Vorhandensein  von  Privatkapital  und 
Privatgrundbesitz  und  der  Rentenbezng  daraus  zu  Gunsten  der 
Eigenthümer  von  grösster  Bedeutung  ist. 

Je  ungleichmässiger  sich  das  VolksvermOgen  und  Volkseinkommen  rertheilt  und 
je  hoher  absolut  und  im  Vorh&Itniss  zum  Einkommen  der  Qbrigen  Glassen,  d.  h.  vor- 
nemlich  zum  Gesammt- Ertrag  allen   Arbeitslohns,  der  Bezug  von  Renteneinkommen 
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im  Ganzen  ist,  je  melir  der  DnrcliscliDittsbetrag  des  Benteneinkommens  der  Einzelnen 
und  der  Familien  den  Wertbbetrag  des  diesen  letzteren  ab  Consnmenten  nothwendigen 
Unterhaltsbedarfs  abersteigt,  desto  st&rker  wird  ceteris  paribas  absolut  nnd  relativ, 
d.  h.  im  Yerh&ltnise  znr  Prodacti6n  von  Massenconsnmptibilien  die  Lnzusprodnction 
fUr  die  besser  sitnirten  Glassen  sein,  —  um  so  mehr,  wenn  diese  wenig  sparsam  und 
zo  rein  persönlichem  Lnzos  (Tafel-,  Kleidnngs-,  Wohnangslnzas  n.  s.  w.)  geneigt 
sind.  Daraas  folgt  dann  aber  mit  Kothwendigkeit  der  SchUiss,  dass  das  Mazimam 
der  Yermehrbarkeit  des  Nationalkapitals  bei  einer  solchen  Sachlage  kleiner  ist,  als  bei 
einer  gleicbmftssigeren  Yertheilang  des  Nafionaleinkommens  nnd  YermOgens  und  bei 
«geringerem  oder  fehlendem  Benteneinkommen  einer  Gesellschaftsciasse:  denn  nnter 
allen  Umständen  wird  hier,  seilet  bei  einfacherer  Lebensweise  der  Wohlhabenden 
and  Beichen,  immer  ein  ansehnlicher  Theil  des  volkswirthschaftlichen  Prodactions* 
ortrmgs  in  im  Inlande  verzehrten  Laxasartikeln  für  jene  Glasse  bestehen,  ein  Guter- 
betrag,  welcher  gar  nicht  za  einer  Yermehrang  des  Nationalkapitals  dienen  kann,  weil 
er  daza  objectiv  nach  seiner  Beschaffenheit  nnd  technisch  uobranchbar  ist  Er  mdsste 
erst  zom  Aastaosch  mit  nothwendigen  Yerbranchsgegenständen  and  concreten  Kapital- 
gtttem  inh&renter  Kapitaleigenschaft  in  andre  Volkswirthschaften  exportirt  werden, 
was  aber  eben  roraassetzte,  dass  die  inländischen  wohlhabenden  Glassen  anf  den 
Gonsom  jener  Laznsartikel  selbst  verzichteten. 

Es  ist  dies  ein  wichtiger  GesichtspuDCt  zur  Würdigung  der 
Einwirkungen  der  bestehenden  Vertheilung  des  Volkseinkommens 
und  Vermögens  und  der  Folgen  der  Institutionen  des  PriYatkapital* 
besitzes  und  PriYatgrundbesitzes,  besonders  des  Grossbesitzes  beider 
Art,  fQr  die  Vermehrbarkeit  des  ökonomischen  Kapitals.  Gegen 
diese  Vertheilung  und  diese  Institutionen  wird  durch  diesen  Nach- 
weis des  Zusammenhangs  zwischen  diesen  Verhältnissen  und  der 
Vermehrbarkeit  des  Nationalkapitals  aber  noch  nicht  unbedingt 
etwas  bewiesen,  wie  der  Socialismus  wohl  behauptet.  Denn  immer 
bleibt  der  oben  schon  erwähnte  Einwand  noch  bestehen  (§.  135), 
dass,  trotz  dieser  Luxusproduction  für  die  höheren  Classen,  auch 
bei  oder  selbst  wegen  der  genannten  Institutionen  und  der  un- 
gleichen Vertheilung  des  Volkseinkommens  und  Vermögens,  immer 
noch  fUr  die  unteren  Glassen  ein  absolut  grösseres  Einkommen  re- 
sultiren  könnte,  als  bei  einer  Organisation  der  Volkswirthschaft, 
welcher  diese  Einrichtungen  fehlten.  Aber  dass  die  reine  Luxus- 
production —  immer  den  Fall  des  Absatzes  der  Artikel  in  das 
Aasland  und  der  Einfuhr  von  Arbeiterconsumptibilien  und  Kapital- 
gutem  als  Gegenwerth  dafür  ausgenommen  —  und  folgeweise  ihre 
Voraussetzung,  d.  h.  jene  Vertheilung  und  jene  Institutionen,  den 
Umfang  der  möglichen  Kapitalvermehrnng  beschränken,  unterliegt 
andrerseits  keinem  Zweifel.  Dies  ist  von  der  orthodoxen  volks- 
wirthschaftlichen  Theorie  der  freien  Goncurrenz  meistens  übersehen 
worden.  Daran  ist  die  zu  abstracte  Auffassung  des  Kapitals  und 
wiederum  die  Goninndirung  Yon  National-  und  PriYatkapital  schuld. 
Es  wird  dabei  Yergessen,  dass  das  Nationalkapital  als  Productions- 
mitteifonds  yolkswirthschaftlich  aufgefasst  doch  in  naturalen  Pro- 

A.  Wai^aer,  Gnmdlegimr.    8.  Aufl.  2.  TImH.  Yollnwirtlisebftffc  o.  Recht  20 


306  d*B.  AQ8d6bn.d.Pri7ateigeiit]iu]n8.  l.K.  Priratkap.  I.ILA.  2.  A.  Nationalkap.  §.141. 

dacteo  besteht  and  die  Natur  der  Prodncte  der  nationalen  Arbeit 
darüber  entscheidet,  ob  und  wie  weit  diese  Oüter  als  Kapital 
fnngiren  können. 

Nicht  minder  zeigt  sich  hier  der  Fehler  der  landl&nfigen  Polemik  der  deatschen 
Freihandelsscfaüle  und  ihrer  Journalistik  gegen  den  Socialismus  und  gegen  die  social- 
politische  Schule  der  Nationalökonomie  (Kathedersocialismus).  Bei  der  Abweisung 
selbst  nur  der  Möglichkeit  einer  Lohnsteigerung  auch  ohne  Torausgehende  Steigerung 
des  Kapitals  wird  gleichfalls  verkannt,  dass  —  theoretisch  und  practisch  selbst  nach 
der  Lohntheorie  der  britischen  Oekonomisten  —  eine  Umwandlung  der  sachlichon 
Bestandtheile  des  vorhandenen  Kapitals,  bei  gleicher  Höhe  desselben,  die  Mittel  zu 
höherer  Lohnzahlung  bieten  kann  und  anderseits  ebenso  wie  die  Vermehrung  des 
KapitaJs  die  Voraussetzung  dafür  ist  Eine  solche  Umwandlung  des  Nationalkapitals 
—  mehr  Massenconsumptibilicn,  weniger  Luxusartikel  —  ist  die  nothwendige  Folge 
von  Lohnsteigerungen  und  Gewinn  Verminderungen.  Siehe  schon  im  Theil  I,  §.271, 
S.  693  und  überhaupt  daselbst  im  4.  Buche,  Kapitel  2  die  Erörterungen  aber  Bedarf 
und  Regelung  der  Vcrtheilung.  Dieselben  berühren  sich,  besonders  auch  nach  der 
psychologischen  Seite,  mit  dem  obigen  Problem. 

§.  141  [293J.  —  B.  Einflnss  der  Disposition  über  die 
Verwendung  der  fertigen  Güter  auf  die  Vermehrang  des 
Nationalkapitals. 

Diese  Disposition  ist  fUr  den  grössten  Theil  dieser  Güter  keine 
freie,  d.  h.  keine  von  freien  Willensacten  irgend  welcher  Disponenten 
abhängige,  einerlei  welche  Rechtsordnung  in  Bezug  auf  diese  Güter 
besteht.  Die  Gesammtheit  dieser  letzteren  bildet  den  Reinertrag 
der  Volkswirthschaft  oder  das  Volkseinkommen  (I,  §.  176  ff.).  Ans 
diesem  Volkseinkommen  muss  zunächst  das  ganze  Volk  (nach 
unseren  sittlichen  Anschauungen  und  unserem  Rechte  auch  die 
nicht -arbeitenden  und  die  arbeitsunfähigen  Personen  inbegriffen) 
seinen  laufenden  Unterhalt  nach  einem  bestimmten  Bedürfhissstand, 
mindestens  in  einem  gewissen  nothwendigen  Minimalnmfang  er- 
halten. Der  hierfür  aus  dem  Volkseinkommen  verwendete  Betrag 
fungirt,  auch  vom  Standpuncte  der  Volkswirthschaft  betrachtet 
(I,  §.  129,  172),  bei  den  arbeitenden  Personen  jeder  Art  gleich 
wieder  als  (National-)  Kapital,  das  sie  reproducti?  consumiren,  also 
einerseits  zur  Bedürihissbefriedigung  verzehren,  anderseits  in  neuen 
Werthformen  wiedererzeugen.  Dieser  Betrag  wird  um  so  grösser 
sein,  je  grösser  der  arbeitende  Theil  der  Bevölkerung  ist  —  darunter 
auch  hier  wieder  nicht  bloss  die  handarbeitende  Glasse,  sondern 
alle  irgendwie  nothwendiger  Weise  an  der  Production  direct  und 
indirect  betheiligten  Personen  (also  einschliesslich  der  Staatsdiener, 
Militärs  u.  s.  w.,  welche  nothwendige  Bedingungen  des  Productions- 
betriebs,  Sicherheit  u.  dgl.  schaffen)  verstanden  —  und  je  gleich- 
massiger  das  Volkseinkommen  sich  vertheilt  Dieser  Betrag  stellt 
jedoch  noch  keine  Vermehrung,  sondern  nur  einen  Wiederersatz 
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desjeDigen  Kapitals  dar,  mit  welchem  das  EiDkommen  und  mithin 
hier  der  lanfende  Unterhalt  für  diese  Bevölkerung  gewonnen  wurde. 
Eine  Vermehrung  dieses  Kapitals  bildet  erst  derjenige  Betrag 
des  Volkseinkommens,  welcher  Über  das  zunächst  nur  wiederersetzte 
bisherige  Kapital  hinaus  der  erweiterten ,  neuen  Production  znge- 
nihrt  wird. 

Anch  hier  zeigt  sich  wohl  wieder,  dass,  gerade  wenn  man  die  Volkswirthschaft, 
„rein  Ökonomisch*'  betrachtet,  peisonificirt  und  als  Prodnctionsantemehmnng  aoffasst, 
CS  richtig,  ja  znr  logischen  Analyse  des  Problems  noth wendig  ist,  die  „Unterbalts- 
mittel  der  Producenten*'  (daher  anch  die  Arbeitslöhne  u.  s.  w.),  welche  während 
der  Production  nothwendig  ?erzehrt  werden  mttssen,  also  zum  Zweck  der  Production 
ebenso  wie  Rohstoffe  n.  s.  w.  zur  Verfügung  sein  müssen,  —  mit  zum  (National-) 
Kapital  zn  rechnen.  In  BestJitigung  der  Ansftthrangen  im  Theil  I ,  besonders  S.  908, 
315.  —  Marx*  bekannte  ErOrterangen  über  den  von  den  Arbeitern  zunächst  zu 
reprodacirenden  Werthbetrag  ihres  nothwendigen  Bedarf  zur  Erhaltung  ihrer  Arbeits- 
kraft nnd  über  den  ebenso  zu  reproducirenden  Werthbetrag  des  zugesetzten  („con* 
stanten'^)  Kapitab  (Rohstoffe  u.  s.  w.,  Abnutzung  der  Maschinen  u.  s.  w.)  laufen  auf 
dasselbe  hinaus,  was  im  Vorausgehenden  gesagt  wurde. 

Die  auf  einen  solchen  Kapitalzuwachs  hinwirkende  Disposition 
über  das  Volkseinkommen  hängt  nun  ab:  einmal  von  dem  ttber- 
schttssigen  Betrage  dieses  Einkommens,  welcher  nach  Befriedigung 
des  nothwendigen  Bedarfs  der  Bevölkerung  übrig  bleibt;  sodann 
von  den  äusseren  Umständen,  z.  B.  dem  Zwang  oder  den 
inneren  psychologischen  Motiven  und  Impulsen,  welche 
die  laufende  Gonsumtion  der  Bevölkerung  auf  diesen  nothwendigen 
Bedarf  beschränken. 

1.  Jener  ü^erschtlssige  Betrag  bildet  nach  der  früheren  Termino- 
logie (I,  §.  174, 177,  Nr.  4)  das  freie  Volkseinkommen,  letzteres 
in  der  Weise  berechnet,  dass  von  dem  gesammten  Volkseinkommen 
der  rein  nach  natürlichen  Verhältnissen  und  nach  den  Gonsumtions* 
gewohnheiten  der  Masse  des  Volks  veranschlagte  nothwendige 
Unterhaltsbedarf  in  Abzug  gebracht  ist  (I,  §.  174,  Nr.  1).  In  diesem 
freien  Volkseinkommen  liegt  die  Maximal  grenze  für  die  Ver- 
mehrbarkeit  des  ökonomischen  Kapitals  innerhalb  einer  bestimmten 
Wirthsehaftsperiode. 

Eine  wirkliche  Vermehrung  dieses  Kapitals  aus  diesem 
freien  Volkseinkommen  erfolgt  freilich  nur  unter  der  Voraussetzung, 
dass  das  ganze  bisherige  Kapital  bereits  im  Productionsprocess 
ersetzt  war. 

Diese  Voraussetzung  wird  nur  zutreffen,  wenn  einmal  der  nothwendige  Unter- 
haltsbedarf der  ganzen  Berölkerung,  welcher  aus  dem  Volkseinkommen  zunächst  be- 
stritten wurde,  und  sodann  der  dartlber  hinausgehende  Gonsumtionsbetrag,  den  sich 
einzelne  Classen  und  Personen  nach  der  bestehenden  Vertheilung  des  VolkMinkommens 
gestatten,  in  beiden  F&llen  nebst  allen  zur  Herstellung  dieser  consumirten  Güter 
dienenden,   ganz  oder  theilweiso  rerbrauchten  naturalen  Productionsmittel,  von  dem 

20* 
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arbeitenden,  d.  h.  prodadrenden  Theile  der  BevOlkemng  w&hrend  der  Gonsomtion 
voUst&ndig  wieder  prodncirt  vorden  ist.  Dies  wird  der  Regel  nach  anzonehmeu  sein, 
wenn  nicht  die  Prodnctiritftt  der  Arbeit  sehr  gering  ist  und  nicht  ein  sehr  nngUnstiges 
Verh&ltniss  der  arbeitenden  zu  der  nicht-arbeitenden  BerOlkemng  besteht:  anch  Mer 
ist  mithin  wieder  die  Vertheilnng  des  YoIksFermOgens  and  speciell  des  National- 
kapitals and  nationalen  Bodens  ron  Einfluss,  welche  jenes  Verhaitnias  nngOnstig  machen 
kann«  weil  die  Zahl  der  Prodocenten  zn  klein,  die  Gonsmntion  der  Wohlhabenderen 
ZQ  g^ross  ist.  Hat  die  prodacirende  Berölkemng  nicht  das  ganze  Nationalkapital  be- 
reits wieder  in  der  neaen  Prodactions-  nnd  Gonsamtionsperiode  prodncirt,  so  muss 
znnftchst  ans  jenem  freien  Einkommen  der  nothwendige  Ersatz  entnommen  werden. 
Erst  was  dann  Ton  diesem  Einkommen  übrig  bleibt,  lässt  sich  znr  wirklichen  Ver- 
mehrung des  Nationalkapitals  möglicher  Weise  ?erwenden. 

Die  Marx  sehen  Aasführangen  im  1.  Bande  seines  „Kapitals*'  laufen  im  Er* 
gebniss  auf  das  hier  Gesagte  hinaus.  Aber  Marx  Übergeht  regelmässig  die  so  schwer 
erfüllbaren  Bedingungen,  unter  welchen  in  einer  socialistischeu  Prodnctions-  und  Yer* 
theilangsordnung  sich  diese  Vorgänge  vollziehen  mOssten,  übersieht  tendenziös,  wie 
der  Privatkapitalismus  trotz  aller  seiner  Mängel  diese  Bedingungen  einer  einmal  noth- 
wendigen  und  auch  im  volkswirthschaftlichen  Prodnctionsinteresse  gelegenen  Ver^ 
mehrung  des  Nationalkapitals  doch  richtig  erfüllt  und  kommt  so  zu  seiner  viel  zu 
sehr  generalisirenden  ^Ausbeutungstheorie"*  doch  nur  mittelst  einer  Vernachlässigung 
der  volkswirthschaftlich  nützlichen  Function  des  Privatkapitals.  Es  fehlt  auch  bei 
ihm,  wie  bei  den  anderen  Socialisten,  immer  die  klare  Verfolgung  des  Gedankens, 
dass  alle  solche  Processe  der  Beproduction  des  Kapitals  doch  sich  nicht  von  selber, 
automatisch  vollziehen,  sondern  bewusster  menschlicher  WiUensacte,  Handlongen,  Unter- 
lassungen zu  ihrem  Vollzug  ttberhaapt  und  zu  ihrem  richtigen  Vollzug  zweckmässiger 
solche  Acte  u.  s.  w.  bedürfen  (siehe  §.  133  oben). 

Siebt  man  iodesseD  von  diesem  abnormen  Falle,  dass  die 
prodncirende  Bevölkerung  dureb  ihre  wesentlicb  reprodacirende  Con* 
sumtion  das  Nationalkapital  in  der  neuen  Periode  noch  nicht  voll- 
ständig wieder  ersetzt  hat,  ab,  so  liegt  die  Grenze  des  mög- 
lichen Zuwachses  zu  diesem  Kapital  in  der  That  in  jenem 
freien  Volkseinkommen. 

Die  absolute  Grösse  dieses  freien  Einkommens  hängt 
natttrljch  zunächst  wieder  von  der  Grösse  des  ganzen  Volks- 
einkommens und  diese  von  den  im  Obigen  (§.  140)  angeführten 
ökonomisch-rechtlichen  und  ökonomisch-technischen  Momenten  ab. 
Insofern  ist  eine  gute  Organisation  und  tüchtige  Teehnik  der  Pro- 
duction  wieder  eine  der  wesenüichen  Vorbedingungen  enier  raschen 
und  starken  Vermehrung  des  Nationalkapitals.  Und  soweit  jene 
Organisation  und  Technik  privatwirthschaftlicher  Natur  sein  muss 
oder  zweckmässiger  Weise  am  Besten  ist,  hängt  von  dem  Rechts- 
institut des  Privateigenthums  an  Ki^iitalien  die  quantitativ  stärkste 
und  qualitativ  beste  Vermehrung  des  Nationalkapitals  mit  ab. 

Bei  einer  gegebenen  Grösse  des  ganzen  Volksein- 
kommens wird  das  freie  Einkommen  um  so  grösser,  die  Grenze  fär 
die  Vermehrung  des  Nationalkapitals  um  so  weiter  sein,  je  kleiner 
der  nothwendige  Unterhaltabetkrf  der  Bevölkenmg  ist     Darüber 
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entscheidet  einmal  die  Zahl  dieser  Bevölkerung ,  sodann  die  Höhe 
des  nothwendigen  Unterhaltsbedarfs  ftlr  den  Einzelnen. 

In  letzterer  Hinsicht  kommt  vor  allem  die  Art  nnd  der  Umfang  der  nothwendig 
VI  befiiedigenden  pliysiscben  Bedürfnisse,  der  üziBtenzbedtlrfniaee  ersten  Grads 
(L,  §.  268,  Kammer  1,  a),  femer  die  von  Sitte  und  Gewohnheit  des  ganzen  Volks  ab- 
ähngige  Art  der  BedQrfoissbefiriedigung  oder  die  Beschaffenheit  der  EziBtenzbedttrfhisse 
zweiten  Grads  (ebenda  Nnmmer  1 ,  b)  in  Betracht  Hier  lisst  sich  nicht  verkennen« 
dass  z.  B.  in  einem  Lande  milderen  Klimas  und  anderseits  bei  einem  Volke  frugalerer 
Gewöhming  die  Vermehrbarkeit  des  Kationalkapitais  ceteris  paribns  leichter  und 
grösser  ist  als  in  L&ndem  und  bei  Völkern  entgegengesetzter  Art. 

§.  142  [294].  —  2.  Darttber,  ob  die  wirkliche  Vermehrang 
des  Nationalkapitals  bis  zu  der  nach  dem  Voraosgeschickten 
möglichen  Maximalgrenze  gehen  wird,  entscheiden  schliesslich  die 
äusseren  Umstände  oder  die  inneren  psychologischen 
Motive  nnd  Impnlse,  darch  welche  die  laufende  Gonsumtion 
der  Bevölkerung  auf  den  nothwendigen  Existenzbedarf  beschränkt 
wird.  Jene  Momente  können  gttnstig  und  ungttnstig  auf  die 
Kapitalvermehrung  einwirken. 

Die  äusseren  Umstände  liegen  thatsächlich  in  der  ganzen 
voIkswirthschafUichen  Organisation  und  der  dadurch  mit  bedingten 
Einkommenvertheilung  unter  den  Einzelnen  und  den  Familien.  In 
unserer  privatwirthschaftlichen  Organisation  auf  der  Grund- 
lage von  Privateigentbum  an  Boden  und  Kapital  und  daher  mit 
Benteneinkommen  fttr  gewisse  Personen  und  Classen,  mit  knappem 
Arbeitseinkommen  flir  die  Masse  der  Bevölkerung  erfolgt  eine  Ver- 
theilung  des  Volkseinkommens,  welche  durch  Beschränkuog  des 
Consums  dieser  Volksmasse  auf  den  nothwendigen  Bedarf  von 
vornherein  die  Bedingungen  fHr  die  Bildung  und  Vermehrung  auch 
des  Nationalkapitals  aus  den  den  besitzenden  Glassen  zur  Ver- 
fügung stehenden  Mitteln  günstiger  gestaltet.  Die  hier  einmal  ge- 
gebene Einkommenvertheilung  wirkt  so  auf  die  unteren  Classen, 
vom  Standpunct  der  ganzen  Volkswirthschaft  betrachtet,  zu  Gunsten 
der  Bildung  und  Vermehrung  nicht  nur  des  Privat-,  sondern  auch 
des  Nationalkapitals  wie  ein  Zwang  hierzu.  In  einer  socia- 
listischen  Organisation  der  Volkswirthschaft  müsste  zu  diesem 
Zwecke  daher,  um  die  Production  in  der  Richtung  auf  vermehrte 
Herstellung  von  Kapitalgütern  statt  von  blossen  Genassmitteln  zu 
leiten  und  vorhandene  Güter  nur  der  productiven  Verwendung  seitens 
arbeitender  Personen  zuzuführen,  entweder  ein  analoger  Zwang, 
wie  er  in  der  privatwirthschaftlichen  Organisation  in  diesen  Um- 
ständen liegt,  direct  von  einer  obersten  Leitung  der  Production 
ausgeübt  werden  oder  die  Bevölkerung  des  „Socialstaats^'  müsste 
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freiwillig  Prodnction  und  GttterverwendQng  in  dieser  Richtung  ge- 
stalten. Ersteres  setzt  grosse  Einsicht,  Unabhängigkeit ,  Macht, 
daher  —  Zwangsgewalt  der  obersten  Leitung,  letzteres,  ebenso 
grosse  Einsicht,  Selbstbeberrschnng  der  Bevölkerung  voraus :  Beides 
wenig  wahrscheinlich.  Indessen  verdient  es  eine  Erörterung,  wie 
sich  hier  theoretisch  die  Bildung  und  Vermehrung  des  National- 
kapitals wenigstens  gestalten  könnte,  um  ein  Maximum  zu  er- 
reichen und  practisch  gestalten  müsste,  um  dies  zu  thun  oder 
dem  theoretischen  Maximum  möglichst  nahe  zu  kommen. 

In  der  socialistischen  Prodnctionsordnniig  wUrde  die  gesammte  Prodaction  etwa 
durch  eine  oberste  Gentralgewalt,  eine  „gesellschafÜiche  BehOrde^^  geleitet  and  die 
Prodücte  würden  an  die  Einzelnen  zar  Consnmtion  rertheilt:  so  mttssen  sich  die 
radicalen  Socialisten  in  der  That  folgerichtig  die  Sache  hei  centralistischer  Wxrth- 
scbaftsordnnng  Forstellen.  Nehme  man  einmal  eine  solche  Einrichtung  als  Okonomihch- 
technisch  möglich  an  —  und  wenn  auch  an  der  Zweckmftssigkeit  an  der  Möglichkeit 
Iftsst  sich  nicht  so  ganz  zweifeln  und  kann  dieselbe  auch  aus  analogen  Einrichtungen 
in  kleinerem  Maassstabe  wohl  abgeleitet  werden^)  — ,  und  mache  man  die  weitere, 
wenn  auch  practisch  -  psychologisch  unwahrscheinliche  Voraussetzung,  dass  bei  einer 
solchen  Organisation  der  Production  und  Gonsumtion  die  Gentralgewalt  und  das  Volk 
selbst  die  genügende  Einsicht  von  der  unbedingten  Nothwendigkeit  der  raschen  und 
starken  Vermehrung  des  noch  als  zu  klein  erkannten  Nationalkapitals  und  die  genügende 
Willenskraft  und  Macht  gegen  die  Widerstrebenden  besitze,  um  nach  dieser  Einsicht 
die  Production  und  Gonsumtion  zo  leiten.  Alsdann  liesse  sich  immerhin  denken,  dass 
die  Production  darauf  eingerichtet  wurde,  mit  Rucksicht  auf  das  erkannte  BedUrfhiss, 
zur  späteren  ErmOglichung  einer  Steigerung  der  allgemeinen  nationalen  BedUrfhiss- 
befriedigung,  zunächst  vomemlich  das  Nationalkapital  (besonders  die  Bestandtheile  des- 
selben, welche  unbedingte  Kapitalgüter  darstellen)  zu  rermehren.  Daher  würden  zu- 
nächst nur  die  zum  noth wendigen  Dnterhaltsbedarf  der  Bevölkerung  und  zur  Fort- 
setzung der  bezüglichen  Prodaction,  also  zum  Wiederersatze  des  betraffenden  K^>itals 
dienenden  Güter  hergestellt  und  die  Bevölkerung  genüthigt,  sich  auf  den  Gonsum 
dieser  Güter  zu  bescliränken.  Alle  andere  Arbeit  der  Nation  und  die  übrigen  Kapitalien 
würden  dagegen  in  der  Achtung  auf  die  HerateUung  neuer  Kapitalgüter  verwendet 
und  die  letzteren,  soweit  sie  dazu  geeignet,  der  laufenden  Gonsumtion  der  bisherigen 
Unterhaltsempfänger  —  wenigstens  solange  dieselben  nur  das  gleiche  Maass  Arbeit 
wie  bisher  leisten  — ,  entzogen,  also  nicht,  wie  es  denkbar  wäre,  als  ein  Zuschlag 
zum  Unterhaltsbedarf  dieser  Personen  oder  als  eine  höhere  Vergütung  für  das  gleiche 
Maass  Arbeit  (als  „höheres  Einkommen")  vertheilt.  In  diesem  FaUe  würde  dieses 
ganze  Plus  des  volkswirthschaftlichen  Reinertrags  oder  des  Volkseinkommens  als 
freies  Einkommen  erscheinen  und  vollständig  zur  Vermehrung  des  Nationalkapitals 
dienen  können:  die  theoretische  Maximalgrenze  dieser  Vermehrung  wäre  wirklich 
erreicht 

So  unwahrscheinlich  die  Voraussetzungen  für  eine  solche  Ge- 
staltung der  Dinge  sind,  so  lehrreich  ist  doch  dieses  fingirte  Bei- 
spiel für  die  theoretische  Analyse  der  Momente,  von  welchen  die 
Vermehrung  des  Nationalkapitals  abhängt,  — -  und  auch  für  das 
Verständniss  der  Einwendungen  des  wissenschaftlichen  Socialismus 


*)  Siehe  unten  §.  154.  Die  Verhältnisse  belagerter  Festungen,  die  Einrichtungen 
im  Militärwesen,  z.  B.  bei  eigentlich  militärischen  Colonieen,  bieten  Analogieen. 
Rodbertus,  sociale  Fraj^e,  S.  28ff.,  über  eine  „gesellschaftliche  Behörde",  womit 
die  Verwahrung  S.  222  nicht  ganz  im  Einklang. 
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gegen  die  auf  Privatkapital  n.  s.  w.  basirte  Volks wirtbschafL  Es 
ist  kein  Zweifel  darüber  möglich  ^  dass  in  der  letzteren  die  Ver- 
mehrung des  Nationalkapitals  niemals  soweit  als  in  diesem  Beispiel 
gehen  wird,  weil  sich  das  Volkseinkommen  bei  jener  Institution 
immer  angleich  vertheilen  und  für  die  wohlhabenderen  und  reicheren, 
die  Rentnerclassen  eine  gewisse  Lnxnsproduction,  durch  sie  eine 
gewisse  Luxuseonsumtion  stattfinden  wird,  welche  vom  freien  Volks- 
einkommen und  damit  von  der  Vermehrung  des  Nationalkapitals 
immer  erst  abgeht  (§.  141). 

Man  darf  nur,  ja  muss  aber  freilich  dem  radicalen  Socialismus 
erwidern:  seine  Voraussetzungen  für  jene  denkbarer  Weise 
günstigere  Vermehrung  des  Nationalkapitals  werden  sich  schwer- 
lich practisch  verwirklichen  lassen.  Im  Gegentheil:  es  ist 
wiederam  psychologisch  sehr  wahrscheinlich,  dass  im  ,,Socialstaate^^, 
falls  nicht  die  gesellschaftliche  Behörde,  welche  der  Regelung  der 
Production  vorsteht,  eine  ungeheure  Autorität  und  Macht  besitzt, 
der  Egoismus  der  Massen  sich  zu  einer  Regelung  der  Production, 
wie  in  dem  angeführten  Beispiel,  ebenso  widerspänstig  verhalten 
wird,  wie  heute  der  Egoismus  des  Volks  so  oft  den  Nothwendig- 
keiten  der  Erhöhung  der  Besteuerung  für  nothwendige  öffentliche 
Aufgaben  sich  entgegenstemmt,  —  ein  ganz  analoger  Fall. 

Wiederom  würde  sieb  das  nor  anders  gestalten  bei  eber  ausserordentlichen 
Steigemng  der  Einsicht  und  der  SellMtbeherrschiing  des  YoUcs,  welche  ja  nach  socia- 
listiacher  Versichening  im  Socialstaate  zu  erwarten  sein  soll.  Die  psychologiscbe 
Un Wahrscheinlichkeit  hierron  haben  wir  im  ersten  TheUe  mohrfach  henrorgehoben 
(vgl.  S.  96,  105,  111,  118,  12S  ff.).  Daher  mOsste  man  eben  aach  für  solche  Zwecke 
der  Yermehrang  des  Nationalkapitals,  ebenso  wie  zar  Deckung  des  Öffentlichen  Be- 
darfs des  Socialstaats,  mittelst  „Vorwegnahme**  desselben  ans  dem  Prodactionsertrage 
vor  dessen  „Vertheiiong**  —  dem  Analogon  der  hentigen  Besteaening,  die  technisch 
nor  eben  erst  nach  erfolgter  Yertheilung  eintritt  —  eine  Übermächtige  gesellschaftliche 
ÄQtorit&t  haben,  mit  ungeheurer  Disciplinar-  und  Strafgewalt  und  Recnrs  aof  das 
LeitmoÜF  der  Furcht  vor  Strafe  (I,  §.  37),  aber  mit  der  Folge  einer  grossen  Be- 
schrftnkupg ,  um  nicht  zu  sagen :  Yernichtung  jeder  individueUen  Freiheit.  Andern- 
falls st&nde  es  vermuthlich  auch  mit  der  Bildung,  dem  Ersatz,  vollends  der  Yer- 
mehrong  des  Nationalkapitals  im  Sociabtaate  schlechter  als  im  heutigen  „Staate  der 
Ausbeutung**,  wo  das  grössere  Frivateinkommen  eben  auch  als  Zwang  zur  Bildung 
und  Vermehrung  des  Nationalkapitals,  wie  bemerkt,  mitwirkt 

Wenn  man  an  die  Verhältnisse  antiker  Demokratieen  denkt,  wo  in  einer  Hinsicht 
mitunter  die  Sachlage  den  obigen  Voraussetzungen  entspricht,  wird  man  vollends 
skeptisch  in  Bezug  auf  die  Möglichkeit  einer  solchen  Einrichtung.  Die  Yertheilung 
öffentlicher  Mittel  als  Spenden  an  das  Volk,  in  der  Form  des  Schauspielgelds  (Theorikon), 
des  Solds  der  Volksversammlong,  des  Solds  der  Bichter  u.  s.  w.  in  Athen  ist  ein 
Analogon  zu  der  Yertheilung  in  einem  rein  socialistisch-communistischen  Gemeinwesen. 
Die  Missbrluche,  zu  welchen  jenes  System  führte,  die  Verschleuderung  der  öffentlichen 
Gelder  zu  Gunsten  des  Volks,  statt  sie  für  die  Ausrüstung  der  Flotten  und  Heere  zu 
verwenden  u.  s.  w.,  die  Verbote  selbst  von  Anträgen  zur  gesetdichen  Umänderung 
populärer  Verwendungen  von  Geld,  zeigen  die  hier  nothwendig  vorliegende  Gefahr 
und  gestatten  einen  Schluss  darauf,  wie  misslich  es  bei  einem  solchen  System  um  die 
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Vermehrang  des  Nationalkapitals  stehen  würde.  (Vgl.  BOckh,  StaatshanshaltUDg  Athens, 
2.  Auflage,  I,  304  ff.) 

Ein  gewisser  änsserer  Zwang  kann  indessen  auch  in 
unseren  Verhältnissen  der  Wirklichkeit  von  Einflnss  auf  die  Kapital- 
vermehmng  sein  und  ist  es  thatsächlich  öfters. 

So  kann  z.  B.  ein  Lozosrerbot  indirect  auf  Kapitalrennehrang  hinwirken,  des- 
gleichen eine  Luxnsbestenerang  und  direct  bewirkt  z.  B.  jedes  Yeisicherangswesen 
mit  dem  Princip  der  Zwangsveisichernng  eine  Kapitalrermohrang  daich  die  ent- 
sprechende Disposition  über  einen  Theil  des  freien  Einkommens.  Ja  selbst  das  freie 
Versicheningswesen  enthält  in  den  Zweigen  der  Lebens-  und  Renten-  wie  der  Sach- 
versicherang  implicite  ein  solches  Zwangsmoment  mit  (TgL  I,  §.  272  ff.). 

Von  inneren  psychologischen  Motiven  ist  z.B.  die 
sittliche  Verwerfung  oder  die  aus  socialer  Oewöhnung  (Schweiz) 
stammende  Beschränkung  des  Luxus  bei  den  wohlhabenden  Glassen, 
oder  allgemeiner  eine  puritanische  Lebensauffassung  und  eine  dar- 
aus hervorgehende  frugale  Lebensweise,  ferner  das  Motiv  der 
Furcht,  z.  B.  in  revolutionären  Zeiten  durch  äusseren  Luxus  Anstoss 
und  Neid  zu  erregen,  von  günstigem  Einfluss  auf  die  grössere 
Annäherung  des  Kapitalzuwaohses  an  das  freie  Volkseinkommen. 

Von  grösster  practisoher  Bedeutung  sind  in  unserem  heutigen 
Wirthschaftsleben  endlich  jene  specifisch  ökonomischen 
Motive,  welche  bei  der  Zulassung  des  Privatkapitals  aus  dem 
eigenen  wirthschaftlichen  Interesse  und  aus  wirthschafUicher  Vor- 
sicht entspringen.  Diese  Motive  führen  zu  einer  freiwilligen  Be- 
schränkung des  Gonsums  seitens  derjenigen  Personen,  welche  über 
ein  ihren  nothweodigen  Bedarf  übersteigendes  Einkommen  ver- 
fügen, um  für  sich  neues  Kapital  zu  bilden,  welches  dann  als 
ökonomisches  Kapital  mit  fungirt.  Diese  Motive  sind  notorisch  so 
stark  und  bewirken  eine  so  grosse  Vermehrung  des  National- 
kapitals, dass  gerade  deswegen  auch  von  der  Wissenschaft  der 
Weg,  dieses  Kapital  in  der  Form  des  Privatkapitals  zu  bilden  und 
zu  vermehren,  wenn  auch  nicht  für  den  allein  möglichen,  so  doch 
für  den  zweckmässigsten  erklärt  zu  werden  pflegt.  Technisch 
besser,  wirksamer  nach  den  mitspielenden  psychologischen  Impulsen 
erfolgt  so  vermuthlich  die  Bildung  und  Vermehrung  des  National- 
kapitals in  Form  von  Privatkapital  im  privatwirthschaftiichen ,  als 
direct  mittelst  entsprechender  Disponiracte  der  leitenden  Autoritäten 
im  socialistischen  Productionssystem.  Die  Institution  des  Privat- 
eigenthums  an  Kapital  findet  in  dieser  Auffassung  ihre  volks- 
wirthschaftliche  Rechtfertigung. 

Volkswirthschaftlich    nnd  in  Verhindnng  mit  der  Frage  der  Yertheünng  von 
Volkseinkommen  und  VolksyermOgen   betrachtet  wirkt  die  Vorenthaltnng  7on  Theilen 
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des  YolkBeinkommdiiB  gegenüber  den  onteren  dafleen  mittelst  Uebertragnng  derselben 
an  die  besitzenden  nnd  die  Classen  grösseren  Prirateinkommens,  welche  mehr  In- 
teresse, mehr  Einsiebt  nnd  grössere,  weil  mit  geringeren  persönlicben  Opfern  Ter- 
bnndene  F&bigkdt  zum  Kapitalbilden  haben,  als  die  Massen  im  „Socialstaat",  so  in 
der  That  anch  als  aof  dem  Zwang  dieser  EinkommenTertheilnng  beruhendes  Mittel 
zur  leichteren  Bildung  und  st&rkeren  Yermehrnng  des  Nationalkapitals. 

Hiennit  gelangen  wir  zu  der  Aufgabe,  darüber  zu  entscheiden, 
ob  denn  wohl  nach  den  im  Vorausgebeoden  angedeuteten  Gesichts- 
pnncten  die  practische  Verwirklichung  der  Bildung  und  Vermehrung 
des  Nationalkapitals  ohne  Vermittlung  des  Privatkapitals  Aussiebt 
auf  Erfolg  biete  oder  ob  diese  Vermittlung,  wenn  auch  nicht  ab- 
solut noth wendig,  so  doch  aus  überwiegenden  Zweckmässigkeits- 
gründen  in  Anspruch  genommen  werden  müsse. 

III. —  §.  143  [295].  Nothwendigkeit,  das  National- 
kapital grösstentheils  in  der  Rechtsform  des  Privat- 
kapitals zu  bilden.  Die  vorausgehende  Frage  ist  aus  zwingen- 
den practischen  Gründen,  nach  psychologischer  Wahrscheinlichkeit 
wegen  der  unvermeidlich  mitspielenden  Motive  des  wirth  schaftlichen 
Handelns  und  nach  alter  Erfahrung  im  Wesentlichen,  im  Grossen 
nnd  Ganzen  zu  bejahen.  Auch  Interessen  des  technischen  Fort- 
schritts, das  Bedürfniss  zu  freierer  Bewegung  für  Experimente 
sprechen  hierfür  mit.  Was  wenigstens  das  gesammte  National- 
kapital anlangt,  so  kann  dies  nicht  zweifelhaft  sein:  ist  auch  die 
Bildung  dieses  Kapitals  ohne  Vermittlung  des  Privateigenthums 
nicht  schlechterdings  undenkbar  nnd  daher  die  socialistische  For- 
derung einer  Abschaffung  des  Privatkapitals  nicht  kurzweg  unlogisch, 
wie  die  Volkswirthe  dcf  liberal-individualistischen  Schule  behaupten, 
so  ist  jene  Bildung  des  Nationalkapitals  doch  an  Voraussetzungen 
gebunden,  welche  gegenwärtig  in  ihren  ersten  Anfängen  zwar  in 
der  Wirklichkeit  bestehen,  nemlich  im  zwangsgemeinschaftlichen 
System  des  Staats  und  der  Gemeinde^),  aber  für  unabsehbare  Zeit 
wohl  grösstentheils  fehlen  werden. 

Ja,  Tom  Standpnncte  der  Gegenwart  ans  rnnss  es  als  an  wahrscheinlich  bezeichnet 
werden,  dass  diese  Voranssetznngen  sich  jemals  in  der  erforderlichen  Weise  und  dem 
nOthiffen  Umfang^  rollst&ndig  erfüllen  können  nnd  sogar  dass  eine  solche  Entwicklung 
nnbedingt  wOoschenswerth  wäre.  Letzteres  namentlich  wieder  deswegen  nicht,  weil 
eine  gewisse  Ungleichheit  der  Yertheilang  des  Einkommens  im  Gesammtinteresse  liegt 
and  darch  die  Institution  des  Priratkapitals  oft  am  Passendsten  herbeigeführt  wird 
(I,  283  ff.).  Mag  man  aber  selbst  fttr  eiae  ferne  Zakanft  anders  artheilen  nnd  mit  der 
Forderong    einer  Abschaffung   des    Priratkapitals  und   einer  selbständigen   Bildung 


*)  Hier  sind  wieder  die  Erörterungen  im  5.  und  6.  Buch  des  1.  Theils,  besonders 
§.  301,  325  ff.,  341,  345  ff..  354,  358—370,  387  ff.  heranzuziehen:  es  erweist  sich  die 
Richtigkeit  der  Bemerkung  oben  in  §.  ISO,  dass  die  Frage  des  Privateigenthums  eng 
mit  deijenigen  der  Organisation  der  Volks wirthschaft  zusammenhängt 
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des  Nationalkapitals,  des  nationalen  Prodactionsmittelfonds,  ein  richüj^es,  mindestens 
ein  wegen  seiner  Möglichkeit  ernstlich  discntirhares  Zokonfiteprogramm  filr  die  Ge- 
staJtang  der  Eigenthnmsordnang  und  die  Organisation  der  Yolksw&hschaft  aa&tellen; 
mag  man  sich  auch  hier  mit  einer  gewissen  Berechtigung  auf  die  Umgestaltang  der 
Technik  berufen  und  daron  einen  günstigen  Einfluss  auf  die  grossere  wirthscha^che 
Leistungsf&higkeit  der  Gemein-,  besonders  wieder  der  Zwangsgemeinwirthschafien 
und  einen  ungünstigen  Eiufluss  auf  die  Leistungsfähigkeit  der  Priratwirthschaften 
erwarten  (I,  §.  284,  295,  868  und  unten  §.  142),  das  will  f^  jede  practische  Auf- 
fassung wenig  besagen. 

Ftir  die  Gegenwart  und  noch  fUr  unabsehbare  Zeit  wird  das 
Nationalkapital  nothwendig  grösstentheUs  durch  Yermittlang  des 
Pri^ateigenthnms  und  in  der  Form  des  Privatkapitals  gebildet 
werden  müssen.  Die  Forderung  der  „Abschaffung''  des  Privat- 
kapitals  hat  daher  ungleich  weniger  Aussicht  auf  Erfolg,  als  selbst 
diejenige  des  privaten  Grundeigenthums  und  des  Erbrechts,  die 
beiden  anderen  practisch  wichtigsten  Postulate  des  Socialismus. 

Der  letztere  betont  ganz  richtig  die  Bedingtheit  der  Wirth- 
Schaftsverhältnisse  durch  das  Recht  und  speciell  durch  das  Privat 
recht ,  und  hat  eine  gleichfalls  richtige  Einsicht  in  die  Wandelbar- 
keit dieses  Rechts  und  die  Abhängigkeit  desselben  von  der  Gesetz- 
gebung. Aber  er  begeht  hier  beim  Kapital  seinen  gewöhnlichen 
Fehler,  die  geschichtliche  Bedingtheit  der  Rechtsbildung, 
einschliesslich  der  Gesetzgebung  zu  verkennen.  Was  der  Socialis- 
mus hier  erstrebt,  kann  möglicher,  obgleich  in  diesem  Umfange 
kaum  wahrscheinlicher  Weise  das  Endergebniss  einer  langen  ge- 
schichtlichen Entwicklung  sein,  fttr  deren  Beginn  sich  wohl  in  der 
grösseren  Ausdehnung  der  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Thätigkeit 
und  in  den  Verhältnissen  der  modernen  Productionstecbnik,  in  den 
ökonomisch-technischen  Vortheilen  des  Grossbetriebs  auf  manchen 
wichtigen  Productionsgebieten  (§.  144)  bemerkenswerthe  Anzeichen 
finden,  welche  die  Gegner  des  Socialismus  einseitig  verkennen. 
Aber  unmöglich  vermag  auch  die  rücksichtsloseste  Gesetzgebung 
einen  solchen  geschichtlichen  Entwicklungsprocess,  selbst  wenn  sie 
die  Macht  dazu  hätte,  durch  ihre  Decrete  zu  anticipiren.  Hier 
gilt  wiederum,  was  oben  (§.  121)  von  der  Gesetzgebung  auf  dem 
Eigenthnmsgebiete  gesagt  wurde. 

Rodbertus,  Sociale  Frage  S.  222,  lebnt  ausdrücklich  eine  volkswiithsckaftliche 
Organisation  ohne  privates  Grund-  und  Kapitaleigenthum  fttr  die  Gegenwart 
ab.  —  Ich  weiss  sehr  wohl,  dass  der  Marxismus  und  seine  Anhänger  meistens  be- 
haupten, sie  verlangten  dergleichen  ebenfalls  nicht  von  der  Gesetzgebung,  sie  postnliiten 
überhaupt  nicht,  sondern  sie  stellten  nur  aus  der  Diagnose  des  kapitalistischen  Zeit- 
alters und  seiner  besonders  durch  die  Entwicklung  der  Productionstechnik  bedingten 
Weiterentwicklung  Prognosen  fUr  die  sichere  Gestaltung  der  Zukunft;  das  soddlstische 
Productionssystem  und  seine  Grundlage,  das  gesellschaftliche  Eigenthum  an  den  Pro- 
ductionsmitteln  werde  „von  selbst'*  wie  „eine  reife  Frucht''  sich  seinerzeit  einstellen.  Das 
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siiid  indessen  Phrasen,  die  mit  dem  Worte  über  die  nothvendige  ^reroIationSre 
Dictator  des  Proletariats"  (mindestens  zur  Bewirknng  des  Dnrchbraehs)  wie  oben 
schon  einmal  bemerkt,  ohnehin  in  Widerspruch  stehen.  Sie  werden  anch  immer  nur 
rorgebracbt,  wenn  man  die  Socialisten  zwingen  wül,  Farbe  za  bekennen.  Hier  handelt 
es  sich  natürlich  nicht  um  die  practische  socialpolitische  Frage,  sondern  um  die  uns 
beschäftigende  theoretische,  ob  die  nothwendigen,  logischen  Voranssetznngen  der 
directen  Bildung  des  Nationalkapitals,  ohne  Yermittelang  des  Priratkapitals ,  erfüllbar 
erscheinen.    Man  kann  nar  sagen:  Nein. 

Der  Bildnngs-  and  Vermehrnng^procesB  des  gesammten  National- 
kapitals lägst  sich  in  der  im  Voraasgehenden  dargelegten  Weise 
allerdings  ohne  Vennittlnng  des  Privatkapitals  theoretisch  gedanken- 
massig  nnd  logisch  richtig  entwickeln.  Für  das  VerstSndniss  der 
Fcmction  der  Privatkapitalisten  bei  dem  wirklichen  Bildnngsprocess 
des  Nation alkapitals  hat  diese  theoretische  Analyse  der  eigentlich 
maassgebenden  Momente  ihren  Werth,  wie  sich  schon  aus  der 
obigen  Untersnchnng  zeigt  nnd  im  Folgenden  noch  mehr  hervor- 
treten wird.  Aber  ans  dieser  Analyse  folgt  anch,  dass  alle  jene 
entscheidenden  Dispositionsacte  in  Betreff  der  Prodnction  nnd  Con- 
sumtion  hier  voraussetz ungs weise  •—  d.  h.  von  der  Vermittlang  f  ü  r 
sich  disponirender,  Privatkapital  bildender  Privatpersonen  abge- 
sehen,—  von  nicht  persönlich  in teressirten  Personen,  von  den 
leitenden  Vorständen  der  gemeinwirthschaftlichen  Prodnctionsbetriebe 
QDd  in  letzter  Linie,  als  entscheidende  Instanz,  von  einer  höchsten 
Centralgewalt  in  der  Volkswirthschaft  ausgehen,  mindestens  von 
dieser  in  der  Bescblussfassung  nnd  Ausführung  controlirt  werden 
müssten.  So  namentlich  auch,  wenn  statt  centralistischer  decentra- 
listische  Productionsweise,  mittelst  Productivgenossenschaften  oder 
wie  man  es  sich  sonst  denken  mag,  eingerichtet  würde.  Die 
Forderung,  über  quantitativ  und  qualitativ  hinreichendes  National- 
kapital in  der  Volkswirthschaft  zu  verfügen,  welches  nicht  Private 
eigenthum  ist,  nicht  in  dessen  Form  gebildet  und  vermehrt  wurde, 
heisst  eben  nichts  Anderes,  als  den  gesammten  volkswirthschaflr 
liehen  Productionsprocess ,  in  Bezug  auf  alle  Sackgüter  wie  auf 
alle  Dienste,  ausschliesslich  zwangsgemeinwirthschaft- 
lich  organisiren. 

Man  braucht  das  Problem  nur  so  zu  formuliren  —  nnd  es 
muss  so  formulirt  werden,  wenn  man  sich  der  Voraussetzungen 
und  Gonsequenzen  der  Abschaffung  des  Privatkapitals  klar  bewusst 
wird  — ,  nm  wenigstens  vom  Standpuncte  der  Gegenwart  aus  es 
als  unlösbar  zu  bezeichnen,  ganz  abgesehen  davon,  dass  seine 
Lösung  auf  die  vorgeschlagene  Weise  wegen  der  Interessen  der 
menschlichen  Freiheit  uns  Heutigen  wenigstens  nicht  wünschens* 
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wertb  erscbeinen  kann.  Welche  psychologische  Unwahrocheinlich- 
keit  eine  Lösung  des  Problems  nach  socialistischer  Methode  anch 
für  alle  weitere  Znknnft  hat,  solange  „Menschen  Menschen  sind'', 
baben  wir  im  Vorausgehenden  und  besonders  in  den  Erörterungen 
Über  die  psychologische  Motivation  im  1.  Theile  (Buch  1,  Kap.  1) 
wiederholt  schon  zu  zeigen  gesucht. 

Man  konnte  früher  etwa  einwenden,  dass  rielfach  in  den  soclalistiachen  Systemen, 
aacb  in  den  deatachen,  z.  B.  Lassa  11  e*8,  der  Prodocdonsbetrieb  doich  selbetlndifp  für 
sich  und  gei:en  einander  stehende  Prodoctivg^enossen  sc  ha  ften.landwirthschaMche 
und  indostrielle ,  ins  Auge  gefasst  wird  und  vielleicht  dann  an  Stelle  des  Privat- 
kapitale  Genossenschafts  kapital  treten  konnte  und  wurde.  Das  wOrde  aber  ent- 
Hchioden  ebenso  wenig  einen  Brach  mit  dem  „PrivatkapitaUsmas*'  horbeiftlhren ,  wie 
ihn  etwa  das  Actiengesellschafiswesen  und  das  beutige  freie  Productivgenossenschafts- 
webou  bewirkt  hat.  Die  «^dalistischen''  Prodactivgenossenschaften  wurden  eben 
solche  ,3ourgooisvereinigungen"  werden  können,  wie  es  z.  B.  die  berühmten  Bochdale 
Pioniers,  nach  der  darin  richtigen  Auffassung  unserer  Sodalisten,  geworden  sind. 
Wie  sollten  die  ConcurrenzTerh&ltuisse  geregelt  werden  ?  Nein  man  könnte,  wenn  man 
socialistischer  Seits  consequent  sein  will,  den  Genossenschaften  so  wenig  Eigenthnm 
an  Kapital,  als  an  Boden  lassen  und  mtlsste  für  die  Bildung,  Vermehrung  und  Yei^ 
Wendung  des  Nationalkapitals  doch  immer  zu  einer  centralistischen  Regelung,  mindestens 
zu  einer  zwangsweise  einj^reifenden  Gontrole  von  einer  obersten  CentralsteUe  ans 
schreiten:  das  Kapital  aber  wie  der  Boden  müsste  im  Eigenthum  der  Gesammtheit 
stehen.  Jene  Lafcsalle'schen  Ideen  sind  denn  auch  lingst  vom  fortgeschrittenen  Maixismiis 
und  der  ihm  folgenden  Socialdemokratie  fallen  gelaasen.  Aber  etwas  klares  Anderes 
ist  nicht  an  die  SteUe  getreten.  Und  wenn  man  eine  Antwort  auf  das  „Wie?'*  ver- 
langt, wird  man  nur  noch  mehr  mit  Phrasen  abgespeist  und  erhält  die  bequeme 
Antwort,  das  „Wie"'  werde  sich  seinerzeit  schon  finden.  Vgl.  die  neuen  sodaldemo- 
kratischen  Programme,  die  Kritik  des  Gothaer  durch  Man.  Im  neuesten  Eiftirter 
Programm  der  deutschen  Socialdemokratie  (1891)  ist  von  Prodnctivgenossenschaften 
nicht  mehr  die  Rede,  sondern  nur  kurzweg  von  „Verwandlung  des  kapitalistischea 
Privateigenthums  an  Productionsmitteln  in  gesellschaftliches  Eigenthnm,  und  Um- 
wandlung der  Waarenproduction  in  socialistische,  fttr  und  durch  die  Gesellscbaft  (!!) 
betriebene  Production''.    Vergl.  meine  Rede  aber  dies  Programm  1892. 

§.  144  [296].  Die  Lösung  jenes  Problems  der  ausschliesslich 
zwangsgemeinwirthschaftliohen  Organisation  und  der  directen  Bil- 
dung des  Nationalkapitals  setzte  zunächst  die  Aufstellung  eines 
Plans  voraus,  welcher  die  gesammte  Produotion  und  Consumtion 
der  Volkswirthschaft  umfasste,  um  die  ,ygeregelte'^,  die  ,,planmäs8ige'' 
Production  an  Stelle  der  ,,ungeregelten'S  ^^^  „planlosen"  des  heutigen 
Concnrrenzsystems  treten  zu  lassen. 

Dass  in  dieser  „Planlosigkeit"  der  beutigen  Production  einer 
der  schwersten  Uebelstände  unserer  bestehenden  volkswirthschaft- 
liehen  Organisation  mit  ihrer  fast  ausschliesslichen  Uebertragung 
der  Sacbgtiterprodnction  an  das  privatwirthschaftUche  System  liegt, 
kann  angesichts  der  Excesse  der  Speculation,  der  mancherlei  nach- 
theiligen Folgen  des  Concurrenzsystems,  des  periodischen  Wechsels 
von  Ueberspeculation ,  Krise,  Flauheit,  der  beherrschenden  Macht 
der  Conjunctur  wohl  nicht  bestritten  werden.    Es  ist  an  froheren 
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Stellen  dieses  Werks  oftmals  zngestanden  worden  (I,  §.  166  ff ,  317  ff., 
Ily  74  ff.).  Damit  aber  wird  zugestanden ,  dass  die  Function  als 
Leiter  der  nationalen  Prodnction,  welche  die  Institution  des  Privat- 
kapitals den  Privatkapitalisten  überträgt,  wenn  nicht  allgemein,  so 
wenigstens  unter  den  technischen,  ökonomischen  und  socialen  Be- 
dingungen des  modernen  Productionsbetriebs  vom  Privatkapital  viel- 
fach mangelhaft  vollzogen  wird.  Der  socialistische  Einwand  (Marx, 
Engels)  gegen  die  übliche  Rechtfertigung  des  Privatkapitals,  dass 
nemlich  die  Auffassung  des  letzteren  als  einer  socialökononoisch 
wegen  ihrer  eminenten  Productivdienste  segensreichen  Rechtsinstitution 
durch  die  erwähnten  Thatsachen  des  modernen  Wirthschaftslebens 
Lügen  gestraft  werde,  dass  vielmehr  gerade  diese  Thatsachen  die 
wachsende  Unfähigkeit  des  Privatkapitalismus,  die  Nationalkapitalien 
in  socialökonomisch  heilsamer  Weise  in  Function  zu  setzen,  bewiesen, 
—  dieser  Einwand  mit  dem  auch  „intellectuellen  Bankerott*'  der 
Bourgeoisie^)  ist  von  allen  practischen,  aus  der  Erfahrung  ent- 
nommenen Einwänden  gegen  die  bestehende  privatkapitalistische 
Wirthschafts-  und  besonders  Productionsordnung  der  relativ  trif- 
tigste und  unwiderleglichste.  Die  Diagnose  des  Uebels  wird  damit 
grösstentheils  richtig  gestellt.  Zwar  wird  wohl  replicirt,  dass  eine 
Regelung  der  Production  auch  im  privatkapitalistischen  System, 
mittelst  Cartellen  der  Unternehmer,  möglich,  leichter  ausführbar 
und  erfolgreicher  sei,  als  die  socialistische  Regelung  auf  der  Grund- 
lage einer  ganz  modernen  Rechtsordnung  der  Production.  Aber 
die  Duplik,  dass  man  dann  von  dem  Regen  in  die  Traufe,  in  Ab- 
hängigkeit von  rücksichtslosen  Privatmonopolen  komme,  wenn  die 
Sache  irgend  grossere  Bedeutung  eriange,  liegt  auf  der  Hand. 

Jedoch  in  dem  sich  an  jene  Diagnose  anschliessenden  thera- 
peutischen Verfahren  liegt  der  Sprung  im  socialistischen  Ge- 
dankengang. Die  „planvolle  Regelang  ^'  der  Production  würde 
wohl  jenen  Uebeln  abhelfen,  aber,  selbst  wenn  sie  nicht  wieder 
grosse  andere  Uebel  heraufbeschwörte,  für  die  Freiheit,  die  höhere 
Entwicklung  des  Menschengeschlechts,  oder  wenn  man  sich  über 
alle  solche  Uebel  hinwegsetzen  wollte:  Alles  hängt  doch  von  der 
voraussichtlichen  practischen  ökonomisch -technischen  Möglichkeit 
einer  solchen  planvollen  Regelung  der  Gesammtproduction  ab  und 
in  dieser  Hinsicht  sind  die  practischen  Aussichten  auf  eine  solche 
Entwicklung  nur  beschränkt. 


^  Tgl.  besonders  Engels,  Dohring's  ümw&lznng,  S.  228 ff.,  284 


318  3.B.  Au8dehn.d.Privateigentham8. 1.  K.  Priratkap.  l.HA.  2.A. Nationalkap.  §.U4. 

Man  mnss  wohl  anch  hier  dem  Socialisxnns  einräumen,  daas  eine  solclie  MOgUcli- 
keit  gerade  wegen  der  Entwicklnng  der  modernen  Prodactionstechnik  und  der  dadnrcb 
wieder  mit  bedingten  wachsenden  Untüchtigkeit  rieler  Priratwirthschaften  heute  schon 
auf  gewissen  Gebieten,  in  gewissen  F&Ilen  eher  als  früher  verwirklicht  werden  kann 
und  selbst  allmälig  in  steigendem  Umfang  realisirbar  erscheinen  mag.  Soweit  dies 
and  wo  es  der  Fall  nnd  wo  nicht  trotzdem  andere  (politische,  sociale,  ethische,  anch 
technische  n.  s.  w.)  Rücksichten  dagegen  sprechen,  geht  man  schon  jetzt  und  in  nicht 
ferner  Zakonft  vielleicht  immer  mehr  zn  der  „geregelten"  Prodnction,  znr  gemein- 
wirthschaftlichen  Organisation  der  Yolkswirthschaft  über.  Aber  auch  hier  hat  man 
es  doch  gerade  aus  technischen  Gründen  höchstens  mit  einer  allrnftligen  Ent- 
wicklung zu  than,  durch  welche  die  Privatwirthschaft  and  folgeweise  das  Prirat- 
kapital  (and  der  private  Boden)  za  Gansten  der  Gemeinwirthschaft  nnd  des  Gemein- 
eigenthams  eingeengt  wird:  aber  nur  eingeengt,  nicht  vOUig  ersetzt,  —  von  anderen 
Gründen  abgesehen,  weil  das  die  Oekonomik  und  Technik  in  absehbarer  Zeit  nicht 
zulassen,  und  wie  wir  wenigstens  vom  Standpunct  der  Gegenwart  aus  sagen  mOssen, 
schwerlich  je  zulassen  werden. 

Das  therapeutische  Verfahren  des  Socialismas  ist  also  nieht 
darchans  falsch,  es  wird  fSlschlich  nnr  za  sehr  zu  einem  Uni- 
Versalheilmittel  erhoben,  während  es  bloss  partiell  anwendbar 
ist  nnd  auch  da  natürlich  im  concreten  Falle  nur  nach  vorsichtigster 
Untersuchung  aller  einschlagenden  Verhältnisse,  wie  z.  B.  bei  der 
Uebemahme  der  Communicationsmittel  und  Verkehrsanstalten  auf 
den  Staat  u.  s.  w. 

Aber  schon  die  Aufstellung  eines  ,, Plans''  f&r  die 
„Regelung''  der  Gesammtproduction  erheischte  eine  Summe  von 
Intelligenz  und  Uneigenntttzigkeit,  damit  einen  Zustand  der  geistigen 
und  sittlichen  Bildung  bei  den  leitenden  Organen,  welcher  fDr 
Menschen  kaum  als  erreichbar  erscheint  Die  Ausführung  dieses 
Plans  würde  die  Schwierigkeiten  noch  ausserordentlich  steigern. 
Es  wäre  dazu  in  der  ganzen  Bevölkerung  eine  Summe  von  Un- 
eigenntttzigkeit,  Pflichtgefühl,  Subordination  erforderlich,  mit  anderen 
Worten  eine  Ausstattung  der  Menschen  mit  Eigenschaften  höchster 
Sittlichkeit,  die  zu  erlangen  als  schwerlich  möglich  erklärt  werden 
muss.  Die  Forderungen,  welche  hier  an  die  Menschen  gestellt 
werden,  gehen  wohl  über  dasjenige  Maass  hinaus,  was,  wenn  auch 
als  fernstes  Ziel,  durch  geistige  und  sittliche  Erziehung  des  Menschen, 
geschlechts  erreichbar  scheint:  sie  verlangen,  so  werden  die  Meisten 
urtheilen,  wohl  andere  Wesen,  als  die  Menschen  einmal  sind. 

Auch  hierfür  sei  in  dieser  3.  Auflage  besonders  auf  die  einschlagenden  Ai»- 
fahrungen  über  MotiTation  und  Ökonomische  Psychologie  im  1.  Buch,  Kapitel  1  des 
1.  Theils  der  Grundlegung  rerwiesen,  wo  die  hier  angegebenen  Probleme  wiederholt, 
gerade  im  Hinblick  auf  eine  sodaüstische  Wirthschaftsorganisation ,  berohit  worden 
sind.  Auch  im  dortigen  Buch  5  von  der  Organisation  der  Volkswirthschaft,  besonders 
vom  zwangsgemeinwirthschaftlichen  System,  geschieht  das  mehrfach  (u.  a.  §.  SOO — 302). 

Im  privatwirthschaftlichen  System  wird  doch  selbst  heute  noch 
trotz  der  Grossbetriebstendenz  die  Production  und  Consumtion  von 
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Millionen  kleiner  Wirtbscbaftscentren  ans  zunächst  nach  den  indi- 
viduellen Bedürfnissen  und  Interessen  geregelt.  Freilich  vielfach 
die  y^edarfsprodttction'^  fttr  den  eigenen  Bedarf  der  Wirthschafts- 
angehörigen,  aber  doch  darüber  hinaus  und  vielfach  jetzt  auch  allein 
die  „Kundenproduction'^  (Bücher)  und  immer  mehr  die  ^^Waaren- 
production''  für  den  Absatz  an  beliebige  Dritte,  für  den  Markt. 
Daraus  gebt  ohne  Zweifel  leicht  eine  Hinwegsetzung  über  die  Be- 
dürfnisse und  Interessen  anderer  Kreise  und  schliesslich  der  ganzen 
Volkswirthscbaft  und  eine  schädliche  Planlosigkeit  und  Missleitung 
der  Production  hervor.  Eben  deswegen  bedarf  das  privatwirth- 
schaftliche  System  einer  doppelten  Ergänzung  und  Be- 
schränkung: einmal  in  der  früher  (Buch  5  und  6  des  1.  Theils) 
begründeten  Weise,  was  seine  äussere  Ausdehnung  anlangt, 
durch  das  gemein-,  besonders  das  zwangsgemeinwirthschaftliche 
und  das  caritative  System  an  Stelle  des  privatwirthschaftlichen; 
sodann,  was  seine  Wirksamkeit  betrifft,  durch  eine  gewisse 
Regelung  und  Beschränkung  des  privatwirthschaftlichen  Systems 
(§.  59,  77,  78),  d.  h.  aber  eben  der  individuellen  Freiheit  und  der 
Verfügung  über  das  Privateigen thum  oder  m.  a.  W.  in  letzterer 
Hinsicht:  der  Inhalt  des  Privateigenthums  darf  nicht  von  der 
Willkühr  des  Eigenthümers  allein  bestimmt  werden  (§.  127). 

Der  richtige  und  ausführbare  Gedanke  in  aller  principiellen 
Polemik  des  Socialismus  gegen  das  privatwirthschaftliche  System 
mit  der  freien  Concurrenz  und  speciell  hier  gegen  das  Privatkapital 
besteht  in  nichts  anderem  als  in  der  Forderung  einer  zweck- 
mässigen Einengung  jenes  Systems  und  einer  Beschränkung 
der  Rechte  des  Privatkapitals,  wie  dies  schon  wiederholt  in  diesem 
Werke  anerkannt  wurde.  Aber  die  völlige  Beseitigung  des 
Privatkapitals  und  damit  des  privatwirthschaftlichen  Systems 
ist  abzuweisen,  weil  sie  die  in  der  Gegenwart  und  jeder  absehbaren 
Zukunft  unerfüllbar  scheinende  Aufgabe  erheischt,  die  Intelligenz 
und  Thatkraft  jener  Millionen  kleiner  Wirtfaschaftscentren  in  ihren 
individuellen  Wirkungssphären  ausser  Function  zu  setzen,  ohne 
dass  die  Möglichkeit  eines  zweckmässigen  Ersatzes  nachgewiesen 
wird.  Auch  mit  der  „Grossbetriebstendenz''  ist  hier  nicht  viel  zu 
beweisen,  weil  es  sich  wieder  nur  um  eine  Frage  des  Maasses 
bandelt,  welche  bloss  concret,  nicht  principiell  beantwortet  werden 
kann.  Aber  selbst  eine  principielle  Antwort  könnte  keine  generelle 
sein,  weil  eben  mancherlei  andere  als  lediglich  ökonomisch-technische 
Rücksichten  in  Betracht  kommen  (§.  15). 
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Die  obige  BeweisfUbmiig  miUB  sich  doch  asch  gegea  die  viBBesacliafffich  so 
hoch  bedeutsamea  Ansftlhningen  von  Bodbertus  richten,  siehe  besondeis  sdne 
sodalen  Briefe  (Ausgabe  Ton  1875).  S.  24  C,  28,  222.  Siehe  oben  Vorbemeitung 
&  182,  —  Bemerienswerth  bleibt  inmer,  wie  die  SrimiftlhrBr  uisenB  dentsdieB 
Sodalismos  mitunter  mit  Beispielen  wie  die  Heeresrerwaltnng,  das  Postwesen  n.  dcL  ra. 
argomentiren,  mn  die  Dnrchfohrbarkeit  nnd  Zweckmässigkeit  ihrer  Pliae  nr  Arbeits- 
organisation za  begrnnden.  Es  wird  dabei  nur  Qbersehen,  dass  sich  nicht  die  ganze 
Prodoction  in  dieser  Weise  einrichten  lisst  nnd  dass  eine  YeraUgemeinerang  des 
militärischen  Regiments  schliesslich  die  indiriduelle  Freiheit  in  unleidlicher  Weise 
beschiftnken  mflsste:  der  Milittotrafcodex  mosste  auch  hier  immer  daneben 
stehen!  —  Weiter  wollen  die  Socialisten  mit  Hilfe  nmfassendster  statistischer 
Recherchen  Ober  die  Consnmtion  nnd  den  Nationalbedarf  ermitteln,  was  nnd  wieviel 
die  Prodoction  beschaffen  mOsse  nnd  danach  eine  geregelte  Prodoction  anrichten. 
Anch  dies  macht  mehr  Schwierigkeiten,  als  sie  denken,  wenn  es  noch  wieder  einen 
richtigen  Gedanken  enthält  nnd  einen  Uebelstand  der  gegenwärtigen  priratwirthschafl- 
liehen  indiridnalistischen  Productionswdse  aufdeckt  Es  setzt  die  Annahme  eines 
bestimmten  Kormalstands  der  gesammten  Consnmtion  Toraos.  An  die  bisherige  Con- 
snmtion könnte  man  sich  doch  nicht  halten,  da  sie  das  Prodnct  der  gegenwärtigen 
Einkommen-  und  YermOgensrertheUong  nnd  eben  des  privaten  Bentenbetngs  aoa  Boden 
ond  Kapitalien  ist  Statistische  Aofnahmen  ans  der  Wirklichkeit  worden  also  nicht 
aasreichen. 

Zq  beachten  ist  endlich  namentlich  noch,  dass  die  Grnndeigen- 
thamsfrage  wesentlich  anders  als  die  Eapitaleigentbninsfrage  liegt, 
weil  bei  jener  anf  Pacht-  nnd  ähnliche  Verhältnisse  mit  Erfolg 
zurückgegriffen  werden  kann.  Privates  Gmndeigenthnm  ist  des- 
wegen weniger  wesentlich  ökonomisch-technisch  bedingt  als  Privat- 
kapital  (Kapitel  2  unten).  Auch  Pachtbetrieb  n.  dgl.  m.  des  Bodens 
setzt  aber  gerade  das  Vorhandensein  des  Rechtsinstituts  des  privaten 
Eapitaleigenthums  voraus. 


Zweiter    Hauptabschnitt. 
Das  Privatkapital  und  die  Kritik  desselben.^) 

I.  —  §.  145  [297,  298].    Die  Bildung  des  Privatkapitals. 

Die  vorausgehenden  Erörterungen  ttber  die  Bildung  des  National- 
kapitals  haben  zu  einem  Ergebniss  geführt,  welches  in  der  Haupt- 
sache fttr  die  rechtliche  Institution  des  Privatkapitals  gttnstig 
ist.  Sie  haben  zugleich  die  bedingenden  Momente  jeder,  also  auch 
der  Privatkapitalbildung  und  -Vermehrung  klargelegt  und  dadurch 
einer  richtigen  social  -  ökonomischen  Würdigung  des  Instituts  des 
Privatkapitals  und  besonders  der  Leistungen  der  Privatkapitalisten 
als  derjenigen  Personen,  welche  das  Kapital  bilden  und  vermehren, 
vielfach  auch  direct  reproductiv  selbst  verwenden,  vorgebaut.    Es 


*}  Siehe  oben  die  Vorbemerkungen  zn  diesem  KspiUl,  §.  182 — 134,  besoaden 
Rodbertns,  sociale  Briefe,  Marx  nnd  Lassalle,  Schftffle,  auch  Pierstorff 
a.  a.  P.,  7.  Böhm-Bawerk. 
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lässt  sich  in  AnkntipfuDg  an  jene  Erörterungen  das  eigentliche 
Wesen  dieser  Leistungen  nnd  damit  das  ökonomische  Verdienst 
der  Priratkapitalisten  richtiger  und  unbefangener,  als  es  vielfach 
in  der  Volkswirthschaftslehre  geschehen  ist,  erkennen.  Die  socia- 
listische  Kritik' der  Bildung  des  Privatkapitals  wird  sich  danach 
zwar  zum  Theil  als  richtig  erweisen,  aber  anderseits  lässt  sich 
derselben  auch  eine  berechtigte,  im  Haupttheil  des  Ergebnisses  ab- 
weisende Antikritik  entgegenstellen. 

Das  Privatkapital  einer  Person  bildet  sich  dadurch,  dass  diese 
Person  bei  der  Production  und  Verwendung  der  zu  ihrer  rechtlichen 
Verfügung,  der  Regel  nach  der  in  ihrem  Eigenthum  stehenden 
Güter  jene  Dispositionsacte  vornimmt,  welche  nach  dem  Früheren 
(§.  138)  für  die  Entstehung  und  Vermehrung  des  Nationalkapitals 
nothwendig  sind.  Entscheidend  ist  daher  für  den  Eapitalbesitz 
einer  Person  in  erster  Linie  das  Recht,  welches  ihr  VeriÜgnngs-, 
bez.  Eigenthumsrechte  an  den  Producten  eines  Productionsbetriebs 
einräumt,  d.  b.  der  Regel  nach,  diese  Producte  das  Einkommen  der 
Person  oder  den  (etwa  nicht  zum  Einkommen  gerechneten)  Erwerb 
(Einnahme)  derselben  (1,  §.  173)  bilden  lässt;  sodann  in  zweiter 
Linie  die  entsprechende  Disposition,  welche  die  Person  theils 
schon  während  der  Production  über  deren  Richtung,  daher  über 
die  Art  der  herzustellenden  Otiter  (unbedingte  Kapitalgttter  und 
Güter,  welche  qualitativ  geeignet  sind,  wenn  es  so  bestimmt  wird, 
als  Kapital  zu  fungiren),  theils  nach  Fertigstellung  der  Producte 
über  die  Verwendung  der  letzteren  trifft. 

Gewöhnlich  wird  in  der  Volkswirthschaftslehre  bei  dem  Mangel  einer  Unter- 
flcheidnog  von  ökonomischem  nnd  Priratkapital  nnd  bei  der  Unterscbiebang  prirat- 
wirthifchutlicher  Begriffe  an  die  Stelle  ron  rolkswirthschaftlichen  nnd  umgekehrt,  das 
zweite  Moment,  das  Disponiren,  oder  in  der  üblichen  einseitigen  Ansdmcksweise  das 
SfMLFen,  als  maassgebend  fttr  die  Bildung  nnd  Vermehrnng  des  Privatkapitals  statt  nnr 
des  Ökonomischen  Kapitals  hingestellt,  während  das  erste  Moment  unbeachtet  bleibt, 
was  wohl  beim  Ökonomischen,  aber  gerade  nicht  beim  Priratkapital  erlaubt  ist.  Vgl. 
Bodbertns'  Entwurf  einer  wissenschaftlichen  Zergliederung  des  Tolkswirthschaftiichen 
Organismus  in  den  socialen  Briefen  (zur  Beleuchtung  der  socialen  Frage,  1875, 
S.  26  ff.). 

Es  sind  also  fttr  die  Bildung  von  Priv atkapital ,  welches  als 
Nationalkapital  fungirt,  drei  Momente  entscheidend:  Produciren  in 
Richtung  auf  bestimmte  Güter  (Werthe),  rechtlich  VerfUgen-können 
über  Producte  (Werthe),  Disponiren  über  letztere  zu  Zwecken  neuer 
Production.  Nicht  alles  Privatkapital  ist  aber  Nationalkapital 
(I,  §.  131).  Nimmt  man  auf  die  Fälle  mit  Rücksicht,  wo  ohne 
Vermehrung    des  Nationalkapitals   eine   solche,   bzw.   auch   beim 

▲.Wagner,  Onmdlegiing.   8.  Aufl.  2.  Theil.  YoIkiwiitbeehAft  u.  Bedht  21 
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einzelnen  Privaten  eine  erste  Bildung  von  Privatkapital  stattfindet 
(z.  B.  durch  solche  kapitalisirte  Gewinne  aus  Conjuncturen,  Specu- 
ütionen,  Dritten  auferlegte  Leistungen,  welche  nicht  rein  consumtiv 
verzehrt,  sondern  zum  Vermögen  geschlagen  werden),  so  kann 
man  die  Formel  aufstellen:  Privatkapitalbesitz  entsteht  für  eine 
Person,  indem  sie  ihre  Einnahmen  (Erwerb)  irgend  welcher  Art 
selbst  oder  durch  Dritte  reproductiv  verwendet  oder  rentabel  macht 
Nach  dieser  Darlegung  des  Bildungsprocesses  des  Privatkapitals 
ist  es  unstatthaft,  das  letztere  kurzweg  auf  eigene  ökonomische 
Leistungen,  insbesondere  auf  die  eigene  Arbeit  des  Kapitalisten 
selbst  zurückzuführen.  Das  Kapital  einer  Person  stammt  nicht 
nothwendig  und  kaum  in  den  primitivsten  Verhältnissen,  niemals 
aber  in  der  entwickelten  Volkswirthschaft  vollständig  aus  der 
Arbeit  oder  dem  Arbeitsertrag  grade  dieser  Person.  Wohl  aber 
stellt  es  einen  Theil  des  gesammten  nationalen,  eventuell  daher 
von  Dritten  producirten  Arbeitsertrag  dar,  über  den  diese  Person 
rechtlich  als  tiber  ihr  Eigenthnm  verfUgt. 

Das  gilt  aach  7od  Kapitalisirungen  von  Conjunctnren-,  Specalationsgewinnen.  sowie 
von  Kapitalisi rangen  der  Zins-,  Renten-,  Mieth-,  Pachtsteigerangen,  welche  ein  Eigen- 
tbümer  von  Kapital  (nnd  GrundstQcken,  Gebinden)  ohne  entsprediende  Gegenleistnngen 
darohznsetzen  vermag.  Können  diese  Steigerungen  ab  einigermaassen  daaemd  gelten, 
so  entspricht  ihnen  ein  nach  irgend  einem  Multiplicator  berechneter  Kapital werth. 
welcher  den  Character  eines  Privatkapitals  trägt,  aber  doch  nicht  das  Arbeitsprodact 
des  Kapitalisten  als  Rentenboziehers  sondern  dasjenige  des  Rentenzahlers  ist. 

Der  Productionsprocess,  und  zwar  nach  dem  Vorausgehenden 
vomemlich  der  privatwirthschaftliche;  ist  die  Quelle  des  ökonomischen 
oder  Nationalkapitals,  wie  des  bei  Weitem  grössten  und  wichtigsten 
Theils  des  Privatkapitals.  Die  Rechtsordnung  aber,  welche  auch 
dem  System  der  freien  Goncurrenz  die  Rechtsschranken  in  der 
persönlichen  Freiheit  der  Menschen,  im  Eigenthums-,  Vertrags-, 
Erb-  und  Enteignungsrecht  stellt,  ist  der  Regulator  ftir  die  Ver- 
theilung  des  Privatkapitals  unter  die  Kapitalisten,  weil  sie  der 
Regulator  ftlr  die  Einkommen-  und  Vermögensvertheilung  unter  die 
Bevölkerung  ist.  Erst  diese  Einkommen-  und  Vermögensvertheilung 
liefert  die  substanzielle  Basis,  welche  jene  Dispositions-  und  Spar- 
acte  voraussetzen  müssen,  um  zur  privaten  Eapitalbildnng  ftir  die 
Einzelnen  zu  führen. 

Was  Jemand  an  Kapital  bdu  eigen  nennt,  hängt  dann  freilich  von  dieser  seiner 
l>i^position  und  Sparsamkeit,  aber  wiederam  in  erster  Linie  ron  seinem  Einkommen, 
seinem  gosammten  Erweib  ron  Einnahmen  a.  s.  w.  ab,  welches  ihm  in  der  Prodnction 
und  im  Verkehr  zu  erlaniren  möglich,  nnd  Ton  der  Rechtsordnung  zu  erlangen  und 
i\\  behalten  erlaubt  war:  der  entscheidende  Punct,  welcher  in  der  löblichen  Lehre 
von  der  Kapitalcntstehung  durch  Ersparung  meist  ganz  übersehen,  stets  gegen  das 
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Spannoment  onrerhftltiiissmftasig  in  den  Hintergnuid  geschoben  worden  ist  (Siehe 
SodbertQs,  sociale  Frage  S.  27 ff..  Ober  den  entscheidenden  Ein^nss  des  Rechts. 
Vgl.  aoch  Pierstorff,  a.  a.  0.  S.  49  Anmerkung  (Qber  Sparen).  Lassalie's 
richtiger  Standpaact  gegenüber  Schulze.) 

IL  —  §.  146  [299].  Die  socialistische  Kritik  des 
privaten  Eapitalbesitzes.  Geht  man  nnn,  wie  der  Socialis- 
mns,  von  dem  Postnlat  ans,  dass  alles  Einkommen  einer  Person 
ihr  eigener  Arbeitsertrag  sein  soll,  was  in  der  Wirklichkeit  nach 
dem  geltenden  Rechte  ja  bei  Weitem  nicht  allgemein  der  Fall  ist, 
so  ergiebt  sich  freilich  eine  berechtigte,  fast  vernichtende  Kritik 
fBr  den  grössten  Theil  des  Kapitalbesitzes  in  nnseren  Volkswirth- 
schaften  oder  m.  a.  W.  ftlr  die  Vertheilnng  des  Nationalkapitals  an 
die  besitzenden  Classen^),  eine  Kritik,  zu  welcher  die  erwähnte 
falsche  Darstellung  der  Bildung  des  Privatkapitals  seitens  einiger 
Nationalökonomen  allerdings  förmlich  herausfordert 

Die  Berechtigung  dieser  Kritik  beschränkt  sich  indessen  auf 
einige  allerdings  noch  immer  wichtige  Fälle,  wenn  man  jenes 
Postulat  auf  seinen  richtigen  Kern  zurückfährt.  Ftlr  die  Auffassung 
and  rechtliche  Behandlung  des  Kapitalbesitzes  sind  daraus  freilich 
immerhin  erhebliche  Gonsequenzen  abzuleiten  (§.  140  ff.). 

Die  Berechtigung  jener  Kritik  zerfällt  dagegen  vor  einer  noth- 
wendigen  Antikritik,  wenn  man  an  der  nach  dem  Vorausgehenden 
wenigstens  fllr  uns  anzunehmenden  Unentbehrlichkeit  der  Institution 
des  Privatkapitals  und  vorläufig  auch  des  privaten  Orundeigen- 
thums  (vorbehaltlich  der  übrigens  besonders  fUr  das  ländliche  Grund- 
eigenthum  im  Ergebniss  hiermit  übereinstimmenden  Untersuchung 
in  dem  nächsten  Kapitel),  sowie  demgemäss  an  der  Unentbehrlich^ 
keit  des  privatwirthschaftlichen  Systems  und  des  privaten  Unter- 
nehmungsbetriebs für  einen  grossen  Theil  der  erforderlichen  volks- 
wirthschaftlichen  Production  festhält.  Die  socialistische  Kritik  des 
Privatkapitals  lässt  sich  wissenschaftlich  antikritisch  hier  auf  eine 
blosse  petitio  principii  zurückführen.  Sie  unterschätzt  auch  die 
privaten  Disponir-  und  Sparthätigkeiten  in  ihrer  Bedeutung  und 
ihrem  ökonomischen  Verdienst  für  die  zweckmässige  und  reichliche 
Bildung  des  Nationalkapitals  in  der  Form  des  Privatkapitals: 
Tfaltigkeiten,  welche  nur  entbehrlich  wären,  wenn  sich  nach  den 
früheren  Erörterungen  das  Nationalkapital  ohne  diese  Vermittlung 


0  I^id  Conscqnenz  ron  Rodbertns'  Darstellung,  wenn  er  sie  auch  nicht  ganz 
lieben  will  (siehe  Vorbemerkongen  §.  132).  Heine  partielle  Znatimmang  zu  und  meine 
rr5«ere  Abweichung  ron  ihm.  Lassalle,  Marx  u.  s.  w.  ergiebt  sich  aus  den 
folgenden  §§,  sowie  aus  §.  132  ff. 

21* 
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des  Privateigenthnins  bilden  liesse  and  nnr  soweit  entbehrlich  sind, 
als  dies  wirklich  durch  eine  zweckmässige  Einrichtung  des  zwangs- 
gemeinwirthschaftlichen  Systems  u.  dgl.  m.  der  Fall  ist  (§.  150  ff.)- 

Vor  dem  Eingehen  auf  die  folgende  Untersuchung  Über  die 
Berechtigung  and  die  Unrichtigkeit  der  socialistischen  Kapitalkritik 
ist  indessen  eine  allgemeine  Verwahrung  einzulegen.  Mit  einer 
solchen  Untersuchung  folgt  man  dem  Socialismus  in  einer  Hinsieht 
schon  zu  weit  aaf  dessen  Boden:  man  betrachtet  die  Dinge  ausser- 
halb des  geschichtlichen  Verlaufs,  ohne  Rücksicht  auf 
die  jeweilige  positive  Rechtsordnung,  unter  welcher  sie 
sich  entwickelt  nnd  durch  welche  sie  die  rechtliche  Sanction  er- 
halten haben,  auch  ohne  Rücksicht  auf  das  Princip  der  Ver- 
jährung, das  —  unvermeidlich  fQr  menschliche  Verhältnisse  — , 
früher  unrechtmässig  entstandenem  Kapitaleigenthum  zu  Gute  kommt 
Selbst  wenn  daher  das  Ergebniss  einer  Untersuchung,  wie  der 
folgenden,  viel  mehr,  als  es  der  Fall  ist,  mit  der  Kritik  des  Socia- 
lismus am  vorhandenen  Kapitalbesitz  zusammen  stimmen  würde, 
folgte  daraus  für  die  gesetzliche  Aufhebung  des  Privatkapitals 
weder  im  Allgemeinen,  in  Betreff  der  ganzen  Institution,  noch  im 
concreten  Fall,  in  Betreff  des  privaten  Kapitalbesitzes  bestimmter 
Personen,  ohne  Weiteres  die  Richtigkeit  des  socialistischen  Postulats. 
Denn  ausserhalb  dieses  rechtsgeschichtlichen  und  positiv-rechtlichen 
Znsammenhangs  darf  und  kann  der  Gesetzgeber  diese  Fragen  nicht 
entscheiden.  Die  folgende  Untersuchung  soll  daher  einer  solchen 
immer  mit  nach  anderen  Gtesichtspuncten  und  Erwägungen  zu- 
treffenden Entscheidung  in  keiner  Weise  vorgreifen.  Die  Frage 
der  Abschaffung  von  Privatkapital  ist  ein  Theil  der  Enteignungs- 
frage (Kap.  3  unten  in  diesem  Buch  3)  und  nicht  sowohl  nach 
der  Entstehung,  als  nach  der  jetzigen  Function  des  Privatkapitals 
zu  entscheiden. 

§.  147  [300].  —  A.  Eine  Berechtigung  in  grösserem  und 
kleinerem  Umfange  und  zum  Theil  eine  völlige  Berechtigang  ist 
der  Kritik  des  privaten  Kapitalbesitzes  gewisser  Personen  oder 
m.  a.  W.  der  Vertheilung  des  Nationalkapitals  unter  diese  letzteren 
in  folgenden  ftinf  Kategorieen  von  Fällen  zuzugestehen:  einmal 
in  grösserem,  doch  auch  nicht  allgemeinem  Umfang  bei  Unfreiheit 
der  arbeitenden  Classen;  sodann  bei  dem  Bezug  von  Privilegien- 
und  Monopol -Gewinnen  bei  fehlender  genügender  Gegenleistung 
des  Privilegirten  und  Monopolisten;  femer  in  gewissem  Umfange 
auch    bei    dem  Bezug    und  vollends  bei  der  Kiipitalisirung  von 
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blossen  Gonjanctnrengewiniieii ;  weiter  von  (Differential -)RenteDy 
besonders  Grundrenten  im  teehniseh -nationalökonomischen  Sinne 
des  Worts;  endlich  bei  einer  gegen  die  Billigkeit  yerstossenden 
Erhöhung  des  Antheils  des  Productionsertrags  einer  Person  oder 
Classe  za  Ungunsten  der  übrigen  an  der  Production  betheiligten 
Personen  oder  Classen.  In  allen  diesen  Fällen  sind  theils  das  Ein- 
kommen, bzw.  der  Erwerb  und  beider  Kapitalisimng  überhaupt, 
theils  die  Höhe  dieses  Einkommens  und  Erwerbs,  welche  der 
privaten  Kapitalbildong  als  Quelle  dienen,  so  beschaffen,  dass  die 
Berechtigung  des  Privatkapitals  selbst  allerdings  ganz  oder  theil- 
weise,  allgemein  oder  in  gewissen  Fällen  bestritten  werden  kann. 

1.  Berechtigt  ist  die  Kritik  des  Kapitalbesitzes  also  zunächst 
bei  allen  Verhältnissen  persönlicher  Unfreiheit  der  Arbeiter 
oder  bei  gezwungener  Arbeit,  aber  doch  auch  hier  nur,  wenn  und 
soweit  als  der  Ueberschuss  des  Productionsertrags  über  den  auf 
ein  Minimum  herabgedrückten  Unterhaltsbedarf  der  Arbeiter  nicht 
oder  nicht  vollständig  auf  ökonomische  Leistungen  des  Herrn,  so 
hinsichtlich  der  Leitung  der  Production  oder  seiner  sonstigen  Für- 
sorge fOr  die  Arbeiter,  wie  etwa  in  der  Form  von  Schutzgewähmng, 
von  Uebemahme  von  Verpflichtungen  der  Verpflegung  arbeits- 
unfähiger, kranker,  alter  Individuen  u.  s.  w.,  zurückzuführen  ist^) 
Das  Einkommen,  welches  in  diesen  Fällen  dem  Herrn  zu  TheU 
wird  und  ihm  zur  Kapitalbildung  dient,  ist  hier  fremder  Arbeits- 
ertrag, welchen  der  Herr  nur  kraft  des  Eigenthumsrechts 
an  den  Unfreien  oder  des  Verfügungsrechts  über  Arbeit  und  Pro- 
ducte  der  Arbeit  anderer  Menschen  bezieht  Der  Dispositions-  und 
Sparact  in  Betreff  der  fertigen  Erzeugnisse  ist  zwar  auch  hier  zur 
wirklichen  Kapitalbildung  nothwendig,  aber  jedenfalls  für  sich 
allein  kein  genügender  Berechtigungstitel  für  den  Besitz  dieses 
Kapitals  seitens  des  Herrn. 

Es  ist  unbestreitbar,  dass  in  der  Geschichte  ein  bedeutender 
Theil  des  Nationalkapitals  so  aus  den  Händen  der  eigentlichen 
Producenten  durch  das  Institut  der  Unfreiheit  und  Zwangsarbeit 
in  diejenigen  der  Herren  hinüber  geführt  worden  ist  und  dass 
dies  bis  auf  den  heutigen  Tag  auf  die  Vertheilung  des  Besitzes 
nachwirkt. 

Zar  Zeit  reiner  Hatnralwirthscliaft  hat  dieses  Einkommen  ans  fremder, 
nicht   bezahlter  Arbeit  —   ein  virkUch  so  zu  nennender  „Torenthaltener  Lohn**  — 


')  Ueber  die  oft  Übersehene  practische  Bedeatong  solcher  Verhältnisse  besonders 
bei  der  mittelaltedicheD  Unfreiheit  (aber  in  Etwas  anch  bei  der  Sdaverei)  siehe  oben 
§.  28,  Absatz  2,  S.  53,  §.  29,  80. 
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wohl  rornemlich  dem  Herrn  za  höherem  Lebensgenius  und  cor  Entfaltung  be- 
deutenderer Macht  mittelst  Unterhaltung  abh&ngiger  Lente,  Gesindes  n.  s.  w,  grient, 
wo  dann  diese  Macht  selbst  wieder  eine  Quelle  nenen  Erwerbs  za  werden  pflegte*). 
Aber  eine  Anlegung  dieses  Einkommens  in  dauerbaiem  KatzrermOgen  (Kleidung, 
Waffen,  Schmuck ,  Gerith,  Wohnungsinrentar),  in  Geb&uden,  in  Geldrorrftthen  (Schatz), 
und  selbst  eine  eigentliche  „Kapitalisirung'\  namentlich  eine  Verwendung  zu  Boden- 
Terbessorungen  und  zur  HersteUnng  von  Werkzeugen  und  GewerksTorrichtungen  hat 
nicht  nur  in  der  antiken  Oikenwirtbschaft  sondern  auch  in  der  mittelalterlichen  Frohn- 
hofwirthschaft  nicht  gefehlt,  sondern  in  grossem  Umfang  stattgefunden.  Die  ganze 
Einrichtung  der  grosseren  derartigen  Betriebe  mit  ihrer  durchgeftihrten  technischen 
Arbeitstheilung  ging  gerade  darauf  mit  aus,  derartiges  NutzrennOgen  und  ökono- 
misches Kapital  herzustellen. 

Dies  ergiebt  sich  aus  den  Ausführungen  v.  Maurer 's  xl  a.  m.  aber  die  Ver- 
hältnisse der  filteren  Frohnhofwirthschaft  deutlich.  Es  tritt  in  Lassalle 's  Darstellung 
zu  sehr  zurtlck.  Was  im  Mittelalter  meist  fehlte,  war  die  GeldkapitaliBining,  aber 
eine  „Natural^^KapitaliEUiing  zu  Gunsten  des  Herrn  £uid  in  erheblichem  Maasse  statt 
Soweit  bei  der  Frohnhofd-,  Klosterho&wirthschaft  u.  s.  w.  ein  Absatz  nach  aussen,  eine 
Art  Handel  sich  entwickelte,  konnte  aber  auch  die  Geldkapitalisirung  schon  eintreten. 
Im  Alterthum  fehlte  diese  auch  nicht,  z.  B.  wenn  Sdaren  Geld-  und  Handelsgeschifte 
tibertragen  wurden.  Vgl.  auch  hier  Rodbertus,  sociale  Frage,  S.  35,  95.  99,  BQcher*s 
Entstehung  der  Volkswirthschaft,  Au&atz  1,  und  die  neueste  wirthschaft^jf^chichtliche 
litteratur  Ober  antike  und  mittelalterliche  Grosswirthschaften. 

Ein  schwerlich  so  ganz  unbedeutender  Theil  des  Kapitals  der  heutigen  grund- 
und  kapitalbesitzenden  (fassen  stammt  nun  wohl  noch  aus  diesem  ehemi£gen  Nutz- 
rermOgen  und  Kapital,  dem  uisprünglichen  Sdaren-,  Leibeigenen-  und  FrOhner- 
product,  und  ist  direct  mittelst  Erbgangs  oder  mittelst  deriFativen  Erwerbs  seitens 
der  anfänglichen  EigenthUmer  und  deren  Erben  an  die  jetzigen  Besitzer  Obertragen 
worden.  Diese  Verhältnisse  wirken  also  auch  heute  noch  auf  die  Vertheüung  des  Be- 
sitzes nach. 

Mit  dem  Uebergang  von  der  Natural wirthschaft  in  die  Geldwirthschaft,  mit 
der  Entwicklung  grosserer  Arbeitstheilung  und  selbständigerer  stoffreredelnder  Arbeit 
in  Unternehmungen,  welche  Waaren  für  den  Absatz  im  Verkehr  prodnciren,  ist  jenes 
Einkommen  aus  fremder  unbezahlter  Arbeit  in  immer  grosserem  Umfange  ron  seinem 
Verfüger,  dem  Herrn,  kapitalisirt ,  in  Geldkapital,  Bodenmeliorations-,  Industrie*  und 
Mercantilkapital  verwandelt  worden.  Bei  der  jedenfalls  auch  hier  oft  anzunehmenden, 
bis  in  die  Gegenwart  hinein  dauernden  Reproduction  dieses  Kapitals  bildet  auch 
dieses  noch  heute  einen  Bestandtheil  des  Nationalkapitals  im  Eigenthum  nicht  seiner 
ursprünglichen  Producenten  und  deren  Erben  und  Bechtsnachfolger,  sondern  im 
Eigenthum  der  Erben  und  Bechtsnachfolger  der  ehemaligen  Herren  der  UnfMen 
und  FrOhner. 

Es  ergiebt  sich  hieraus,  dass  der  Einwand,  wir  hätten  keine 
Unfreiheit  mehr,  weshalb  nnsere  private  Kapital vertheilang  nicht 
in  dieser  Weise  zu  bemängeln  sei,  das  Ziel  ttberschiesst.  Ebenso 
sind  natürlich  die  aus  der  heutigen  privaten  Eapitalbildung  — 
ohnehin  viel  zu  einseitig  —  gezogenen  Gonsequenzen ,  dass  z.  B. 
Niemand  über  die  Vertheüung  des  Kapitals  zu  klagen  berechtigt 
sei,  weil  er  oder  seine  Vorfahren  eben  niemals  entsprechend  „ge- 
spart'' hätten,  einseitig,  oft  ganz  falsch,  schon  weil  das  Kapital 


^)  Siehe  die  schOne  Ausführung  von  Lassalle,  Kapital  und  Arbeit,  S.  162  bis 
ISO,  Ton  Maurer,  FrohnhOfe  I,  112  ff.,  236  ff.,  H,  138  ff.,  315  ff.,  337  ff.  und 
zahlreiche  andere  Stellen.  —  Ueber  antike  griechische  Sclaverei  siehe  Btlchsen* 
schütz,  S.  183  ff.,  Ober  römische  Verhältnisse  Bodbertus  passim  in  seinen 
Arbeiten  über  altrOmische  Steuer-  und  Agranrerfassung  in  Hildebrand's  Jahrbtlchem, 
Sociale  Frage,  S.  95  ff. 
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nicht  nur  aas  der  Zeit  persönlicher  Freiheit  herrührt^)  Aach  mit 
ans  diesem  Grande  kann  das  System  der  freien  Goncarrenz  and 
des  Laisser  faire,  wie  etwa  im  Lohnvertrage ,  wieder  nicht  fUr 
ohne  Weiteres  richtig  gelten.  Der  Einftthrnng  dieses  Systems  hätte 
sonst  mindestens  eine  Revision  der  bestehenden,  dvect  and  in- 
direct  aas  Unfreiheitsverhältnissen  herrtlhrenden  Kapitalvertheilang 
vorangehen  mttssen,  am  doch  im  Aasgangspancte  die  Goncarrenten, 
die  jetzigen  besitzenden  Glassen  eioer-,  die  besitzlosen  Arbeiter 
anderseits  gleich  za  stellen. 

Um  gerecht  za  sein,  darf  man  jedoch,  wie  bemerkt,  aaf  der 
Gegenseite  Eines  nicht  vergessen  in  Bechnaag  za  bringen:  aach 
bei  der  Unfreiheit  haben  selten  alle  Gegenleistangen  des  Herrn 
gefehlt,  sei  es,  dass  dieser  doch  irgendwie  eine  nothwendige  öko- 
nomische Leitangsarbeit  oder  namentlich  eine  Schntzgewährang, 
Versorgang  bei  Arbeitsanfähigkeit  n.  dgl.  m.  mit  übernommen  hatte, 
rechtlich  oder  thatsächlich.  Die  Abgaben  and  Leistangen  an  den 
Herrn  fallen  hier,  modern  betrachtet,  mehr  oder  weniger  anter  einen 
Steaergesichtspnnct.  Nar  das  Maass  von  Leistang  and  Gegen- 
leistnng  ist  es,  welches  meistens  beim  Vergleich  die  Waagschale 
mit  den  Leistangen  des  Herrn  za  leicht,  and  so  grossentheils  das 
„im  Kapitalbesitz  erübrigte  Arbeitseinkommen  der  Unfreien'^  als 
von  den  Herren  and  ihren  heatigen  Rechtsnachfolgern  ökonomisch 
nicht  verdient  erscheinen  lässt. 

§.  148  [301].  —  2.  Jedes  Privileg  oder  Monopol  hat  die 
Tendenz,  dem  Inhaber  eineo  Gewina,  d.  h.  einen  Antheil  am  ge- 
sammten  Volkseinkommen  zazaftlhren,  dem  keine  oder  keine  an- 
gemessene Gegenleistung  des  Privilegirten  entspricht.  Eine  Kapi- 
talisirnng  eines  derartigen  Einkommens  führt  wiederum  za  einem 
Kapitalbesitz,  welcher  einer  berechtigten  Kritik  anterliegt. 

Aach  aaf  diesen  Ursprang  ist  in  unseren  Volkswirthschaften 
ein  nicht  nnbeträchtlicher  Theil  des  Kapitals  der  besitzenden  Glassen 
zurückzuführen,  z.  B.  aus  den  früheren  Verhältnissen  privilegirten 
oder  monopolisirten  Gewerbe-  und  Handelsbetriebs,  aus  Zeiten 
des  Prohibitiv-  und  Hochschutzzollsystems,  daher  doch  noch  viel- 
fach auch  in  der  Gegenwart  Hierbei  ist  wiederum  das  Recht  der 
Yertheilungsregulator.  Erbgang  und  abgeleiteter  Erwerb  haben 
auch  dieses  Kapital  oft  in  den  Besitz  anderer  Personen  geführt. 


*)  Die  vollkommene  Unfireschichtlichkeit  der  Ansf abrangen  von  Prince- 
Smitli  ergiebt  sich  hier  von  Neuem  (I.  §.  313). 
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als  diejenigen  sind,  deren  Vorfahren  das  betrefifende  kapitalisirte 
Einkommen  reell  prodncirt  hatten. 

Indessen  mnss  aaeh  hier  zugestanden  werden,  dass  in  gewissen 
Zeiten  ein  Privileg  oder  Monopol,  eine  gewerbliche  und  mercantile 
Beschränkung  des  freien  Verkehrs  sieh  volkswirthschaftlich  recht- 
fertigen liess  und  lässt,  weil  sie  die  nothwendige  Mitbedingnng  für 
einen  unentbehrlichen  ProducUonszweig  oder  für  eine  Leistuug  sein 
können.  In  diesen  Fällen  ist  die  nationalökonomische  Berechtigung 
des  Kapitalbesitzes  in  den  Händen  derjenigen  Personen,  deren 
Mitwirkung  bei  der  Ausbeutung  des  Privilegs  nothwendig  war,  oder 
in  den  Händen  der  Rechtsnachfolger  dieser  Personen  wenigstens 
wieder  bedingungsweise  zuzugebeo. 

Auch  der  Fall  factischer  Monopole  bei  sonstiger  Herrschaft 
des  Concurrenzprincips,  der  erfolgreichen  Preisverabredungen,  Cartelle, 
Hinge  u.  dgl.  m.  der  Producenten  und  Händler  gehört  hierher. 
Hier  werden  übermässige  Preise  erzielt  und  darin  den  Abnehmern 
eine  Art  Privat  -  Steuer  auferlegt  Die  dabei  gemachten  Gewinne 
und  die  Kapitalisirung  derselben  unterliegen  der  Beanstandung  als 
vom  Bezieher  ökonomisch  eben  nicht  verdient.  Gerade  die  neueste 
Entwicklungen  der  modernen  Volkswirthschaft  liefern  manche  Bei- 
spiele hierfür. 

8.  Ganz  allgemein  ftlhrt  nach  der  früheren  Erörterung 
(I,  §.  166  ff.)  die  Conjunctur  dem  Einzelnen,  insbesondere  bloss  in 
Folge  des  Eigenthumsrecbts,  Gewinne  oder  ein  Einkommen  zu, 
welches  von  ihm  nicht  oder  nur  theilweise  ökonomisch  verdient 
ist.  Das  aus  diesem  Einkommen  entspringende,  eventuell  aus  der 
Kapitalisirung  eines  dauernden  Einkommenabzugs  (wie  bei  Grund- 
stücken, Gebäuden)  ähnlich  wie  im  folgenden  Falle  unten  herrührende 
Kapital  bildet  gleichfalls  wieder  in  den  Händen  des  ersten  Kapita- 
listen oder  seiner  Rechtsnachfolger  einen  Besitz,  welcher  sich  jeden- 
falls nur  soweit  nationalökonomisch  rechtfertigen  lässt,  als  der 
Bezug  von  Conjuncturengewinnen  eine  nothwendige  Bedingung  der 
ganzen  volkswirth schaftlichen  Organisation  ist  (§.  152  unter  c). 

4.  Verwandter  Art  ist  der  Fall  der  Renten,  besonders  der 
Grundrenten. 

Dies  sind  Einkommen,  welche  nicht  anf  die  in  gewöhnlicher  Weise  TeigOtete 
eigene  Arbeitsleistung  nnd  eigene  Kapitalverwendung  der  Bezieher  zurOckzu&hren 
sind,  sondern  welche  sich  aus  einer  Verschiedenheit  der  (einen  gleich  hohen  Zins 
und  Untemehmergewion  schon  rechnungsmässig  mit  enthaltenden)  Productionskobten 
für  die  billiger  Producirenden  bei  solchen  Producten  (Leistungen)  eigeben,  die  zu 
ein  und  demselben  Preise  abgesetzt  werden.  Dieses  Einkommen  betrigt  in  jedem 
einzeben  Falle  sonel  wie  die  Differenz  zwischen  den  Productionskosten  des  billig« 
i 
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Prodacirenden  und  denjenigen  höchsten  Prodnctionskoeten ,  zu  welchen  der  letzte 
Theil  des  erforderlichen  Bedarfsqaantams  eines  bestimmten  Marktgebiets  nur  hergesteUc 
▼erden  kann  and  ron  welchen  daher  der  Preis,  zn  dem  alle,  auch  die  billiger  erzeugten 
Prodncte  abgesetzt  werden,  aof  die  Dauer  bestimmt  wird.  (,4)iffer6ntial-Benten'' 
Bicardo's,  Thünen's,  nicht  nur  beim  Boden,  sondern  nach  der  richtigen  Verall- 
gemdnemng  dieser  Rentenüieorie  dnrch  Hermann  nnd  besonders  darch  r.  Mangoldt 
and  Sch&ffle  auch  in  der  Industrie  u.  s.  w.  rorkommend.) 

Ist  nun  die  billigere  Produetion  hier  nicht  als  ein  persönliches, 
wesentlich  vom  Willen  nnd  den  Leistungen  des  Producenten  ab- 
hängiges Verdienst,  sondern  als  eine  Folge  der  zufälligen  Ver- 
fügung desselben  Über  irgend  welche  Prodactionsvortheile ,  insbe- 
sondere flber  solche,  welche  das  Eigenthum  an  gewissen  Objecten, 
namentlich  am  Boden  giebt,  anzusehen,  so  kann  das  Reutenein- 
kommen  und  demnach  auch  das  ans  ihm  gebildete  Privatkapital 
wiederum  nur  insoweit  als  nationalökonomisch  berechtigt  gelten, 
als  die  „Rentenfunction^'  sich  nationalökonomisch  nothweodig  oder 
wenigstens  auch  im  Gesammtinteresse  zweckmässig  erweist.  Der 
practisch  besonders  wichtige,  aber  wie  gesagt  nicht  alleinstehende 
Fall  ist  der  Bezug  der  Grundrente  (einschliesslich  der  Gebäuderente) 
als  eines  solchen  Differenzeinkommens,  nur  kraft  des  Privat- 
eigenthums. 

Das  N&here  fcehOrt  in  die  Lehre  ron  Preis,  Productionskosten  uud  Beute  in 
der  theoretischen  Nationalökonomie  (Hauptabtheilung  II  des  Gesammtwerks).  Siehe 
besonders  Berens,  kritische  Dogmengeschichte  der  Grundrente,  Leipzig  1868 ,  und 
unten  Kapite)  3  dieses  Buchs  passim.  Mein  Festhalten  an  dem  Kern  der  Ricardo- 
Thünen  sehen  Grundrententheorie  bildet  einen  weiteren  wichtigen  theoretischen 
Differenzpunct  zwischen  Bodbertns  und  mir,  über  welchen  mich  auch  die  Tor* 
zügliche  Erörterung  dieses  eminenten  Oekonomisten  in  seinen  socialen  Briefen  an 
T.  üirchmann  und  (im  Sommer  1875)  vielfache  briefliche  und  mündliche  Ausein- 
andersetzung mit  demselben  nicht  hinwegkommen  Hess.  (Siehe  Tübinger  Zeitschi  ift 
1878,  S.  214,  280,  281.)  Auch  Lassalle  (Briefe  an  Bodbertus,  S.  87  ff.)  h&lt  mit 
Bacbt  die  Bicardo'sche  Theorie  gegen  Bodbertus  fest 

5.  Es  bleiben  endlieh  noch  manche  weitere  Fälle  übrig,  wo 
das  Privatkapital  nicht  oder  nicht  vollständig  berechtigt  im  Besitze 
des  Kapitalisirenden  oder  seiner  Rechtsnachfolger  erscheint  Alle 
diese  Fälle  lassen  sich  anter  den  einen  Gesichtspnnct  zusammen- 
fassen ^  dass  irgendwie  die  Vertheilung  des  Prodactionsertrags  der 
Billigkeit  widerspricht  und  so  das  Einkommen  des  Kapitalisirenden 
anf  Kosten  eines  Anderen  erhöht  wird.  Man  hat  daher  hier  zu- 
gestandener Maassen  nur  ein  vages  Kriterion,  welches  im  einzelnen 
Falle  leicht  im  Stich  lässt.  Aber  in  der  Gesammtheit  der  Fälle 
giebt  es  gleichwohl  nach  den  Anschauungen  einer  Zeit,  eines 
Landes,  nach  der  anbefangenen  Abwägung  der  betheiligten  Leistungen 
nnd  Interessen,  nicht  zum  Wenigsten  nach  dem  Gewissen  des 
Einzelnen  nnd  des  Volks  (z.  B.  bei  der  Beurtheilung  des  Wuchers 
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und  der  Aasbeatung  von  Nothlage,  Unerfahrenheity  Leichtsmiiy 
fehlender  Bildung  and  Kenntniss  des  Einen  durch  den  Anderen, 
bei  ,yGründergewinnen''y  Agiotage,  Börsenspiel)  genflgende  Anhalts- 
pnnete  zur  Entscheidung  an  die  Hand. 

£8  kann  sich  hier  noch  um  &Itere  unbillige  Rechtsangleichheiten  nnd  deren  Ein- 
wirkungen auf  die  rertragsmAssige  Gestaltong  der  Preise  und  der  Einkommen  (Lohn, 
Zins,  Miethe,  Pacht  n.  s.  w.)  handeln,  z.  B.  bei  nngleichmftsdger  Znlassnng  oder 
Aasschliessnng  der  freien  Concurrenz  nnd  ihrer  Gonseqnenzen  (Lohn-  und  Zins- 
maximaltaxen, Coalitionsf  erbot).  Hier  erweist  sich  wieder  das  Recht  als  mitwirkender 
Yertheilnngsregulator.  Die  Fälle  nähern  sich  den  unter  Nummer  2  erwähnten  der 
Pririlegien  oder  gehen  selbst  darein  über.  Es  ist  aber  auch  bei  rOUiger  formal» 
Rechtsgleichheit  und  insbesondere  im  System  der  freien  Coneurreni  sehr  wohl  die 
Möglichkeit  einer  unbilligen  Vertheilang  des  Prodoctionsertrags  zuzugeben.  In  grossem 
Umfange  verwirklicht  sich  diese  Möglichkeit  öfters,  ja  sie  wird,  nach  den  früheren 
Ausführungen  (I,  §.  817  ff.),  gerade  in  dem  und  durch  das  System  der  freien  Con- 
currenz begünstigt  Wenn  die  Theoretiker  der  Goncurrenzlebre  dies  bestreiten  und 
überhaupt  nnr  diejenige  Yertheilung  des  Einkommens,  Gestaltung  der  Preise  u.  s.  w. 
„richtig**  und  „gerecht**  nennen,  die  sich  bei  ToUer  freier  Concurrenz  rollzieht,  so 
ist  das  nur  wieder  ihre  alte,  früher  schon  gerügte  petitio  principiL 

Insofern  gegen  jene  Billigkeit  Verstössen  wird,  mnss  ein  mehr 
oder  weniger  erheblicher  Theil  des  Privatkapitals  in  den  Händen 
seiner  Besitzer  als  ungerechtfertigtes  Eigenthnm  er- 
scheinen.^) Daran  ändert  die  an  der  Kapitalbildang  betheiligte 
Disposition  über  die  Production  nnd  Consamtion  der  Güter  oder 
die  ^^Sparsamkeit''  der  Kapitalisirenden  nichts  oder  nicht  viel. 
Indem  man  aber  wieder  das  System  der  freien  Concurrenz  selbst 
als  ein  Prodnct  einer  bestimmten  Rechtsbildung  anerkennt ,  mnss 
man  abermals  die  sich  hier  vollziehende  Yertheilung  des  Eapital- 
besitzes  mit  auf  das  Recht  zurttckfflhren ,  weil  dieses  die  Ein- 
kommenvertheilung  mit  bestimmt. 

§.  149  [302].  Das  Ergebniss  dieser  Untersnohnng  der  Fälle 
von  ganz  oder  theilweise  unberechtigtem  privaten  Kapitalbesitz  ist 
der  wichtige  Schluss:  dass  dieser  Kapitalbesitz,  so  vielfach  ein 
Prodnct  zufälliger  Rechtsverhältnisse  und  notorischer  früherer  oder 
jetziger  Uubilligkeiten  im  Verkehr,  sehr  wobl  einer  richtigen 
Regelung  durch  die  Gesetzgebung  —  so  was  den  Inhalt 
des  Eigenthumsrechts  in  Bezug  auf  Kapital  anlangt  —  und  be- 
sonders durch  das  Besteuerungsrecht  unterzogen  werden  darf,  wenn 
und  soweit  das  ausführbar  und  nicht  wegen  anderweiter  bedenk- 
licher Folgen  unterbleiben  muss,  ohne  dass  der  Staat  aus  Rück- 


*)  In  dieser  Hinsicht  schliesse   ich   mich  Rodhertns  an   nnd  verwerfe  ror 
Allem  die  Theorie  der  deutschen  Freihändler  (Prince-Smith)  für  die  Yertheilung 
I  des  Prodoctionsertrags  (siehe  I,  §.  313).    Mit  Becht  leitet  Bodbertos  das  Uebel  ans 

I  dem  Kapital-  nnd  Grundeigenthnm  ,,in  einem  sich  selbst  überlassenen  Ver- 

kehr" ab.    (Sociale  Frage  S.  46  ff.) 


FUle  der  BerechtljpiDg  der  socüdistischen  Kapitalkritik.  331 

siebt  auf  die  i^ökoDomiBchen  Verdienste  der  Sparenden^'  hiervon 
abstehen  mflsste:  das  Privatkapital  ist  in  der  That  direct  nnd 
indirect  vielfaeb  ,yden  Arbeitern  vorenthaltener  Lohn'',  oder  all- 
gemeiner ausgedruckt:  dem  wahren  Erwerber  anbillig  entzogenes 
Einkommen;  ja  ist  vielfach ,  wenn  man  sich  an  den  durch  die 
vorausgehenden  Erörterungen  festgestellten  richtigen  Sinn  des  Aus- 
drucks hält,  mit  Lassalle's  Wort:  Fremdthum.  Und  wenn  man 
selbst  die  freie  Concurrenz  und  das  Oesetz  von  Angebot  und  Nach- 
frage immer  als  richtigen  Begulator  der  Einkommen  betrachten 
wollte:  die  heutige  Vertheilung  des  Nationalkapitals  als  Kapital- 
besitz  unter  die  Bevölkerung  steht  vielfach  mit  einer  Vertheilung, 
welche  sich  auf  einer  solchen  Basis  der  freien  Concurrenz  voll- 
zogen hätte,  in  Widerspruch. 

Selbst  Proudhon's  »berüchtigtes"  Wort:  „Eigenthvm  ist  DiebsUhl'*  eothAlt 
elDen  richtigen  Kern,  wenn  man  es  auf  einige  der  obigen  Fälle  beschränkt.  Hit  der 
These  ist  von  Anhängern  und  Gegnern  des  heutigen  Eigenthums  an  Prodnctionsmitteln 
▼ohl  ziemlich  gleichviel  Missbranch  getrieben  worden,  woran  Prondhon  freilich 
selbst  mit  Schuld  war.  Gleiches  gilt  von  Lassalle *s  Wort  Bichtig  verstanden  nnd 
eben  auf  die  obigen  Fälle  beschränkt  ist  Lassalle 's  Ausdruck  haltbar  und  sogar 
eine  gute  und  präcise  wissenschaftliche  Formulirung  einer  hochwichtigen  Ökonomischen 
und  socialen  Thatsache.  Es  soll  damit,  und  ebenso  auch  mit  Proudhon's  Bezeichnung, 
kein  Makel  auf  den  individuellen  Kapitalbesitzer  oder  Eigenthttmer  geworfen,  sondern 
nur  constatirt  weiden,  dass  nach  unseren  Bechtsinstitutionen  Eigenthum  ganz  ohne 
oder  ohne  entsprechende  Leistung  des  Eigenthümers  und  damit  unvermeidlich  auf 
Kosten  Andrer,  insbesondere  derjenigen,  welche  die  im  Eigenthum  stehenden  Objecto 
durch  ihre  Arbeit  schufen,  erworben  oder  besessen  werden  kann.  Giebt  es  kein 
Eigenthum  ausserhalb  des  positiven  Bechts,  so  natUrlich  auch  keinen  Diebstahl,  und 
insofern  ist  der  Proudhon*sche  Ausdruck  juristisch  falsch.  Aber  wenn  das  Eigen- 
thum auf  Arbeit  begrtlndet  sein  soll,  so  muss  eben  das  Becht  die  erforderlichen  Be- 
stimmungen treflPen  und  thut  es  dies  nicht  soweit,  als  es  möglich  und  zweckmässig 
ist  (§.  112)«  so  besteht  eine  Eigenthumsordnung ,  welche  dem  Vorwurfe  Lassalle  s 
und  Prondhon  8,  beider  Worte  ihrem  Sinne  nach  aufgefasst,  vom  ökonomischen 
Standpuncte  aus  ausgesetzt  ist :  nur  eben  nicht  allgemein,  sondern  bloss  in  bestimmten 
Fällen.  Auch  Bodbertus  geht  hier  zu  weit.  (Vgl.  besonders  seine  Sociale  Frage 
S.  119,  siehe  unten  §.  150,  Schäffle,  System,  9.  Auflage,  I,  58.) 

§.  150  [803].  —  B.  Der  Fehler  der  socialistischen  Kritik 
des  privaten  Eapitalbesitzes  liegt  vor  Allem  in  der  falschen  Ver- 
allgemeinemng  des  obigen  nur  bedingt  richtigen  Satzes,  dass  dieses 
Kapital  seinen  wahren  Erwerbern,  besonders  den  Arbeitern  „vor- 
enthaltenes^'  Einkommen,  dass  es  Fremdthum,  dass  es  Tom  Arbeiter 
prodncirter,  kraft  des  Eigenthumsrechts  dem  Kapitalisten  zufallen- 
der „Mehrwerth'*  sei;  femer  in  zu  einseitiger  Auffassung  der  Folgen 
der  freien  Concurrenz  fflr  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens 
(§.  151) ;  endlich  in  den  zuweit  gehenden  Schlüssen ,  welche  aus 
der  vorausgehenden  an  sich  richtigen  Kritik  des  Eapitalbesitzes 
auf  die  Nothwendigkeit  einer  principiellen  Verwerfung  des  Privat- 
kapitals überhaupt  gezogen  werden  (§.  152). 
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1.  Falsche  Anffassung  des  Privatkapitals  als 
Recbtsform  einer  stets  erfolgenden  Arbeiterans- 
bentang.  Alles  Privatkapital,  auch  dasjenige,  welches  die  Kapi- 
talisten nnd  Unternehmer  im  heutigen  Wirtbsehaftssystem  bei  per- 
sönlicher Freiheit  der  Arbeiter  bilden ,  wird  nach  der  hier  zu  be- 
trachtenden Ansicht  als  ,,im  Wesentlichen  den  Arbeitern  vorent- 
haltener Lohn''  aufgefasst,  weil  diese  Arbeit  die  einzige  Quelle  des 
Productionsertrags  oder  letzterer  ganz  ihr  Arbeitsertrag  sei.  Folge- 
richtig ist  dieses  private  Kapitaleigenthnm  (wie  anderseits  das 
private  Grandeigenthnm)  hiemach  bloss  eine  rechtliche  Form  der 
Ansbeatnng  („des  Raubes'').  Diese  Auffassung  des  Kapitalbesitzes 
bildet  den  Kern  aller  extrem  communistisch-socialistischen  prin- 
cipiellen  Kritik  und  Polemik  gegen  das  Kapital,  welcher  sich  aus 
den,  hier  gleichgiltigen ,  Varianten  und  Nuancen  der  Darstellung 
und  der  dialectischen  und  sonstigen  Begründung  unschwer  heraus- 
scheiden  lässt  (I,  §.  294). 

Auch  die  neuesten  und  wissenschaftlich  bedeutendsten  Anfechtungen  des  Pri?at- 
kapitals  durch  Bodbertus  in  seiner  Theorie  der  Vertheilung  des  Productionsertrags 
und  K.  Marx  in  seiner  Mehrwerththeorie  und  seiner  Theoiie  des  fiildungs-  und 
Accumulirungsprocesses  des  Kapitals  kommen  auf  nichts  Andres  hinaus,  liefern  aber 
deswegen  doch  ebensowenig,  wie  irgend  eine  andre  Kritik,  den  Beweis,  um  den  es  ihnen 
zu  thun  ist  Siehe  besonders  Marx,  Kapital,  Band  1  und  die  Darstellung  seiner  Lehre 
z.  B.  bei  Jäger,  modemer  Socialismos  S.  6fr.,  S.  38,  und  Rodbertus,  besondere 
2.  und  S.  socialer  Brief,  über  die  Yertheilung  des  Productionsertrags.  Einschneidenderes 
als  die  Bodbertus'sche  Erörterung  in  dem  Beispiel  Sociale  Frage  S.  116 — 119  hat 
weder  ein  englischer  noch  französischer  Socialist,  noch  ein  Engels,  Marx,  Lassalle 
gegen  das  heutige  Wirthschafitesystem  mit  Privat -Kapital-  und  Grundeigenthum  Yor- 
gebracht    Siehe  oben  §.  132  ff. 

Die  socialistische  Beweisführung  gegen  das  Privatkapital  läuft 
stets  auf  den  Satz  hinaus,  dass  dasselbe  ein  solcher  kapitalisirter 
Theil  des  Volkseinkommens  oder  des  volkswirthschaftlichen  Pro- 
ductionsertrags sei,  welcher  den  kapitalisirenden  Personen  (den 
Unternehmern,  abgesehen  von  deren  geistigem  Arbeitslohn,  den 
Kapitalisten  und  Grundeigenthfimem)  ökonomisch  fflr  ihre  Leistungen 
nicht  gebühre.  Es  werde  diesen  nur  durch  ein  falsches  Recht, 
namentlich  Arbeitsrecht  in  die  Hände  gespielt^  welches  die  „Vertrags- 
massige  LohnabfinduDg'^  der  Arbeiter  gestatte,  das  Eigenthum  an 
den  Producten  und  an  ihrem  Werth  aber  den  Kapitalisten  und 
Unternehmern  vorbehalte.  In  der  Lohnabfindung  erhielten  die  Ar- 
beiter im  Wesentlichen  nur  ihren  nothdtlrftigen  Unterhaltsbedarf 
und  damit  einen  geringeren  Werth,  als  der  Werth  des  doch  von 
ihnen  erzeugten  Products  betrage:  nur  einen  (ktimmerlichen)  An- 
theil  am  Productionsertrage ,  nicht  den  ihnen  gebührenden  vollen 
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Ertrag;  die  DiffereDZ,  der  UebenichaBswerth  (Mehrwerth,  ^^Surplns- 
profit'^y  Marx)  bleibe  das  Einkommen  der  „Ansbeater'^  nnd  sei  die 
Qoelle  ihres  Privatkapitals. 

Das  Richtige  in  dieser  Beweisführung  liegt  nur  in  ihrem 
ersten  Theil^  nemlicb  in  der  Anfifassnng  des  Privatkapitals  als 
Eapitalisirnng  eines  Theils  des  Tolkswirthschafttiehen  Prodnctions- 
oder  des  ^^Arbeitsertrags'^  über  welchen  das  Recht  den  kapitali- 
sirenden  Personen  die  Verftigong  zn  ihren  Onnsten  giebt  (§.  145). 
Die  Conseqnenzen  dieser  Betrachtungsweise  sind  in  der  Yolkswirtfa- 
schaftslehre  nicht  immer  genügend  zur  Geltung  gelangt,  oben  aber 
schon  angedeutet  worden. 

Der  unverkennbare  Fehler  der  Beweisftlhrung  ist  ein  logi- 
scher: sie  kommt  wiederum  nur  auf  eine  petitio  principii  hinaus. 
Denn  die  Voraussetzung  ist  nicht  bewiesen,  dass  nemlicb  der  ganze 
Productionsertrag  nur  in  dem  untergelegten  (zu  engen)  Sinne  dieses 
Worts  ,, Arbeitsertrag^'  der  ,, Arbeiter^'  sei,  was  nur  der  Fall  wäre, 
wenn  es  eben  des  Privatkapitals  nicht  bedürfte,  um  Nationalkapital 
zu  schaffen  und  zu  verwenden  und  der  privatwirthschaftlichen 
Untemehmungsformen  nicht,  um  den  ganzen  Gflterbedarf  der  Volks- 
wirthschaft  herzustellen.  Liesse  sich  hierin  vollständig  Wandel 
schaffen,  so  wäre  die  Folgerung  gegen  das  Privatkapital  in  der 
That  berechtigt.  Die  Unmöglichkeit,  welche  wenigstens  fUr  jetzt 
hier  unbedingt  anzuerkennen  ist  (§.  143,  144),  den  gesammten 
Productionsprocess  ohne  Privatkapital  und  ohne  privatwirthschaft- 
liches  System  einzurichten,  ist  das  allein,  aber  auch  das  ausreichend 
triftige  antikritische  Argument  gegen  die  socialis tische  Kapitalkritik. 
Entweder  ist  der  Productionsertrag  also  nicht  bloss  „Arbeitsertrag'', 
„kosten  die  Producte  nicht  bloss  Arbeit''  oder,  wenn  man  an  dieser 
Formel  festhält,  wie  es  gerechtfertigt  werden  kann  (I,  §.  142, 171  ff.), 
so  umfasst  diese  „Arbeit"  auch  die  nothwendigen  Leistungen  des 
Privatkapitalisten  als  solchen  und  des  Privatunternehmers  mit  in 
sich.  Kapital-  und  Untemehmergewinn  sind  dann  insoweit  ein 
„constitntives  Werthelement"  mit. 

Ich  bin  za  diesem  Ergeboiss  io  obiger  Fonnulirang  gekommen,  bevor  ich 
folgende  Stelle  bei  Sch&ffle  (System,  3.  Auflage,  II,  589)  fand.  Sie  mag  nm  so 
mehr  zar  Bestätigung  dienen:  „Der  volkswirthschaftliche  ProdactioDsberaf,  soweit  er 
f&r  die  meisten  Quterarten  wirthschafdicher  sonst  sich  nicht  organisiren  I&sst,  kann 
allein  dem  Institat  des  Kapitaleigenthnms  nnd  des  Kapitalgewinns  im  Ganzen  eine 
Becbtfertignng  geben.  Von  da  an,  wo  die  Socialisten  den  jetzt  fehlenden  Beweis 
erbringen  würden,  dass  sie  durch  öffentliche  Gewalt  oder  Brüderlichkeit  eine  für  die 
sitdiehe  Gemeinschaft  und  für  die  Producenten  fruchtbarere  Prodnctions-,  Einkommens-, 
CoDsnmtion»-  und  Bevölkerungsbewegung  durchfahren  kOnnen,  würde  der  kapitalistische 
Productions*  und  Einkommenprocess  seine  geschichtliche  Berechtigung  eingebusst  haben. 
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I  sie  lUcMn  Bcvd«  KhuldiK  geblieben."    Siebs  wicb  VarboniErliuiifea 
^^1  K*pilel  g.  132  C   besoadsrs  KodbertOB.   der  in  winvT  Vergleicbiiai;  des 
ijevioDS  mit  einer  An  Gehdl  für  eioa  ^esell^hsfUich   oad  roItsTinhBCb ältlich 
Uivendiit«  und   uUCzlicIie   FaDciicn   des   Kipiiatisteo   meiner  oben   fomnlirteB   Anf- 
b»aag  tcliOD  ein  weaentlichea  Zageslindttm  inicbt. 

Wir  braacheu  nach  aller  geschichtlichen  Erfahrung  jedenfalls 
noch  fdr  nnabsehbare  Zeit  eine  Organisation  der  Volkswirth- 
Bchaft,  in  welcher  das  privatwirtbschaftlicbe  läystem  einen  breiten 
and  im  Ganzen  wenigstens  aaf  dem  Gebiete  der  materiellen  Pro- 
dnction  den  grügsten  Baam  einnimmt  Dieses  System  verlangt 
Privatkapital  nnd  Unternebninngsformen,  welche  einen  Gewianbezag 
für  das  dnrch  Dispositioosacte  von  Privatpersonen  gebildete  und 
verwendete  Kapital  ermöglichen.  Sicherlich  ist  jede  Partikel  des 
Privatkapilals  ein  Theil  des  nationalen  Arbeitsertrags.  Aber  dieser 
Arbeitsertrag  wäre  ohne  Jene  privatkapitalisliscbe  Mitwirkung  gar 
nicht  oder  nur  zum  Theil  enielt  worden.  Das  ,,Arbeit3"moment 
ist  nicht  UDentbehrlicber,  als  das  letztere  Moment:  ebendeswegen 
die  UeberweisuDg  eines  Thells  des  Volkseinkommens  an  die  Kapi- 
talisten und  L'Dteinebmer  als  „Gewinn"  nicht  uugerechtfeitigter 
als  diejenige  eines  anderen  Tbeils  an  die ,, Arbeiter"  als  „Lohn". 

Soll  allor  KipitalgewiuD  and  daa  fsnze  Priistkapit*]  «  olUllDdig  und  >llf  emeiB 
—  partiall  wurde  e»  oben  zugegeben,  §.  14!:'  —  ODt  den  Atbeilein  nit  Unrecht 
ToreDih&lIeoet  Lohn  sein,  lo  Uesse  sich  mit  diMselbeu  EinseitigLeit,  aber  mit  deraelben 
logiscbHD  Folgerichtigkeit  repliclren.  alles  Eifikominen  der  ^beit«r  sd  mit  Cnreehl 
doo  Kftpitalisteu  lurembillener  Gevion:  denn  dowenig  AibeiUertrag  ohne  Mitviiiung 
dee  nnienneidlicb  durch  priisto  Disposiliousscte  gebüdelea  (and  verweDdetenl  Pro- 
doclionsmiHelfaiida .  als  EBpitolertng  ohne  MJtwiihing  dei  ArbeiL  Die  Foig:cntiig<in 
*iu  dem  UeuiHLDplau  äei  Freihaadelasch  nie:  „Kapital  und  Arbeit  bedutfea  einander", 
aind  hier  einmal  gerHcbtfecllgt. 

Im  Ergebniu  stimmt  diese  EiOrieniDg  gaoz  mit  Schtffle  tibereiu.  siebe  b«- 
»ondete  System.  3.  Äaflage.  S.  3U  E.  aTS  If..  §.  205  U'.  S.  2»  S.  (daa  Kapital  ab  OrKU 
der  ipeculaliren  rolkswinhschafllichen  VerbinduDg).  Er  sagt  z.  B.  S.  3bl:  .^och  du 
(ievinn-.  Zins-  und  Lohnelnkoinniea  findet  nnd  fand  ron  je  seine  wirtkKhaftliclM^ 
Begnlndang  in  der  gesellschaftlichen  Aufgabe  der  Etverbsberiäe.  Sicht  das  ii 
ganz  uamcssbaie  Verdiunsi.  den  EUnliommensinhatt  leibst  gescbaäbn  in  babi 
nicht  das  Princip  dtr  bficbsten  Genüsse  fOr  den  errerbmi banden  Kapitalisten  i 
Lohnai beiler.  Modem  Slcherang  des  fmcbibarsien  Productionsdienaes  im  Inter  __ 
der  GeieUschift  kann  als  das  maasegebeode  rolkawirthschaftlicbe  Princip  des  Kapital- 
ptoKts  Dud  des  Lohnes  angesehen  werden  .  .  .  Der  apecnUtive  Erwerb,  mit  der 
Conscquenz  Ton  Gewinn  nnd  Enitohnong  ...  (ist  noi  insoweit  zn  fordernd  als  hietdorch 
die  wiiUamste  GeaammtrereorguDg  mit  den  jetzt  nur  in  onirerkaler  Productionsge- 
mein*chafi  zn  erzeugenden  Tanschguiern  rorbor^  wird.  Vaillsst  man  diesen  Stand- 
ponct.  30  giebt  es  naüonalokoiiomisch  und  rechliiptailosaphisch  weder  eioe  Bcchtfertignng 
dos  KapliaiproGls  gegeoober  der  Lobnatbeit.  noch  einen  Anspruch  der  Lohnarbeit  anf 
SehnR  eegen  rflcknchutoso  Ausbeninng  der  Specalation."  Vgl.  auch  t^chlffl«, 
Sortalcr  KOrper  llt.  41T — 54».  mit  der  »tlrkeren  Hcirorhebnug  der  Sclitt&cheu  der 
privailupitali»tiscbcn  Periode  und  gewisser  Torelige  einet  socialistiscbeu  Organisation. 
Aber  die  In  dem  Citat  ausgeeprecfaene  Aoffassnng  bat  Sch&ffle  doch  ancb  hier  nnd 
in  der  „QujnietHnz"  nicht  rerlaisen.  Es  handelt  sich  eben  um  bistotiteh  nnd  Srtlicb 
nUüt  berechtigte,  besonders  rem  Stand  der  Technil;  mit  bedingte  Poatnlate  naj 
£le«altnnf<D  (g.  143,  144\ 


Was  hinsichllich  des  Kapital-  uod  Unternehmergewinos,  als 
der  Quelle  des  ueaen  Privatkapitals,  streitig  sein  kann,  iet  nicht 
der  Bezug  eines  solchen  GewiDns  Überhaupt,  soDdern  einzig  die 
Bildungsart  und  die  Höhe  dieses  Gewinns  oder  m.  a.  W.:  nicht 
die  Vertheilung  des  Prodiictionsertrags  unter  Kapitalisten  nnd 
Arbeiter  an  und  für  sieb,  sondern  der  Modus  und  Maass- 
stab und  die  conerete  Gestaltung  dieser  Vertheilung  kann  anlecht- 
bar  sein.  Denn  in  dieser  Beziehung  sind  Ausbeutuugsverhäit- 
nisse  möglich  und  oft  vorbanden,  t'reilieh  nicht  nur,  wenn  auch 
häufiger  der  Arbeiter  durch  die  Arbeitgeber,  sondern  auch  umge- 
kehrt (§.  151).  Dagegen  bietet  namentlich  das  Recht  des  Systems 
der  freien  Coneurrenz  keine  genügende  Bürgschaft.  Eine  Reform 
des  Rechts,  besonders  auch  des  Eigentbumsrechts  an  Kapital,  ist 
danach  berechtigt,  soweit  sie  ausführbar  und  nicht  andere  grössere 
Bedenken  hervorruft,  und  zu  erstreben,  aber  eine  Aufhebung  dieses 
Eigentbumsrechts  lässt  sieh  aus  den  heutigen  Beziehungen  von 
Kapital  und  Arbeit  in  dieser  Allgemeinheit,  wie  es  sociatistischer- 
seits  gescbieht,  nicht  begründen.  ') 

§.  151  [304].  —  2.  Falsche  Zurückfahrung  des  Privat- 
kapitals auf  stets  zu  niedrige  Löhne  bei  freier  Cod- 
curreuz.  Die  prineiptcllea  Gegner  des  Privalkapitals  schreiben 
gewShclicb  dem  System  der  freien  Concnnenz  oder  des  „sich  selbst 
Uberlassenen  Verkehrs"  (Rodbertas)  eine  besondere  Mitschuld 
an  den  von  ihnen  beklagten  Verhältnissen  zu.  Dieses  System  soll 
Qothwendig  immer  zu  einer  „Ausbeutung"  der  besitzlosen  Arbeiter 
durch  die  besitzenden  Classen,  insbesondere  durch  die  Kapitalisten 
führen.  Auch  wenn  nicht,  wie  im  vorigen  Fall,  .jeder  Einkommen- 
bezng  dieser  Kapitalisten  ttberbanpt  als  Ausbentung  der  Arbeiter 
gilt,  findet  nach  dieser  Ansicht  doch  stets  eine  unbillige  Herab- 
drücknng  des  Arbeitslohns  und  somit  eine  unbillige  Binkommen- 
Ubertragung  von  den  Arbeitern  auf  die  besitzenden  Classen,  auf 
Unternehmer  nnd  Kapitalisten  statt.  Die  Arbeiter  bekämen  immer 
nur  ihren  nothwendlgen  Lebensunterhalt:  über  den  Betrag  des- 
selben könne  sich  der  Lohn  niemals  dauernd  erheben  („ehernes 
Lohngesetz"  Lassalle's).  Das  heutige  Arbeitslobnsystem  bei 
, (freier"  Arbeit  sei  daher  gegen  die  yclaverei,  bei  welcher  die 
Arbeiter  auch  eben  erhalten  würden,  kein  wesentlicher  Fortschritt, 


336     S-B.  Aosdehnnng^desPrirateigenthiuns.  I.E.  Pmatkapital.  2.H.A.  Kritik.  §.151. 

partiell  unter  Umständen  selbst  ein  Rückschritt:  der  ,yfreie*'  wie 
der  ,,nnfreie^'  Arbeiter  werde  in  der  Hauptsache  in  gleicher  Weise 
ansgebentet  Das  Privatkapital,  welches  stets  dem  zn  niedrigen 
Arbeitslohn  seine  Existenz,  jedenfalls  seine  Höhe,  wenigstens  theil- 
weise  verdanke ,  sei  daher  immer  noch  anfechtbar  genng.  In 
letzter  Conseqnenz  wird  dann  als  das  einzige  Mittel  znr  Beseitigung 
der  Lohnarbdterstellung  und  des  „ehernen  Lohngesetzes*'  wieder 
die  Auf  bebnng  des  Instituts  des  Privatkapitals  und  der  privatwirth- 
schaftlichen  Productionsweise  verlangt. 

Siehe  beBonders  Bodbertos,  2.  socialer  Bref  und  schon  Zar  Erkenntniss  S.  2S£ 
Lassalle  im  „offenen  Antwortschreiben"  (Zürich  1863)  S.  15  ff.,  Arbeiterlesebnch 
S.  5  ff.  S  ch äff le's  Auszug  ans  Marx' Lehre,  System  II,  385  ff.  Diese  socialistische 
Lehre  beraht  auf  einer  falschen  Auffassung  der  Lobntheorie  von  Bicardo 
(principles,  eh.  5).  Bicardo 's  Darstellung  enth&lt  die  ihr  so  oft  imputirten  Einseitigkeiten 
oder  gar  H&rten  gegen  die  Arbeiter  nicht,  giebt  nur,  wie  öfters,  wegen  ihrer  ab- 
stracten  Fassung  zu  Kissverständnissen  Anlass,  rerdient  aber  nicht  die  Vorwurfe,  die 
eben  sie  missrerstehend  A.  Held  (Socialismus.  Socialdemokiatie  S.  55)  ffogen  sie 
erhoben  hat.  Gute  Berichtigung  dieser  YorwUrre  und  Vertheidigung  von  Bicardo  in 
der  Augsburger  Allgemeine  Zeitung,  Nr.  303,  1878,  Beilage  (v.  G.  Gohn?).  Jetzt 
Cohn  in  den  ,jiational5konomischen  Studien"  (Stuttgart  1886)  S.  650  ff.  Marx 
steht  in  der  Lehre  allerdings  anders,  aber  doch  mehr  formell  als  materiell  abweichend,  in 
der  dialectischen  Begründung,  in  Verbindung  mit  seiner  ganzen  Theorie  vom  Mefarwerth, 
aber  im  Ergebniss  doch  eigentlich  nicht  sachlich  verschieden.  Denn  seine  Darstellung 
(§.  133),  dass  der  Kapitalist  auf  dem  freien  Arbeitsmarkte  regelmfissig  nur  den  Tausch- 
werth  für  die  Waare  Arbeit,  nur  den  Preis  der  Arbeitskraft  bezahle,  aber  dann 
über  den  vollen  Gebrauchswerth  der  Arbeit  verftlge,  der,  im  Werthe  des  Arbeits- 
products  hervortretend  und  reidisirt,  eben  jenen  Tausch werth  oder  Marktpreis  der 
Arbeitskraft  übersteige  und  so  dem  Kapitalisten  den  Werth  für  von  ihm  unbezahlte 
Arbeit  zuführe  —  ist  doch  in  der  That  nur  eine  andre  Fassung  der  allgemeinen 
socialistischen  Lehre  auf  Grund  eines  anderen  dialectischen  Operirens.  Keuerdings 
hat,  gerade  unter  Marx'schem  Einfluss,  der  „officielle  Socialismus"  in  den  Programmen 
u.  8.  w.  der  Socialdemokratie  das  „eherne  Lohngesetz"  fallen  lassen,  Marx  verspottet 
es  und  seinen  Urheber  Lassalle  mit  dem  Vorwurf,  dass  die  Begründung  des  „ehernen 
Lohngesetzes"  nur  die  Malthus'sche  Bevölkerungstheorie  sei ;  sei  diese  aber  richtig,  so 
könne  das  Gesetz  gar  nicht  aufgehoben  werden,  es  beherrsche  dann  nicht  nur  das  System 
der  Lohnarbeit,  sondern  jedes  gesellschaftliche  System.  (Marx,  zur  Kritik  der  social« 
demokratischen  Parteiprogramme,  lieue  Zeit,  IX,  Band  1,  S.  570.)  Diese  AufEaasimg 
ist  ja  richtig  und  von  Marx*  Standpunct  aus  auch  sein  Schluss  consequent.  Wer  aber 
am  Kern  der  Malthus'schen  Lehre  festhält,  der  wird  auch  gerade  umgekehrt  schliessen : 
einerlei,  wie  man  dialectisch  operirt  und  begründet,  das  eherne  Lohngesetz  enthilt 
einen  wahren  Kern,  der  eben  wesentlich  mit  aus  der  Beziehung  von  Arbeitslohn  und 
BevOlkemngsgrösse  und  Bewegung  folgt  und  der  sich  auch  gegen  Marx  richtet  Die 
Conseqnenz  unserer  Bevölkerungslehre  im  4.  Buche  des  1.  Theils. 

Eine  endgiltige  Auseinandersetznng  mit  dieser  ganzen  socia- 
listigehen  Lobnlebre  hat  in  der  speoiellen  Lehre  vom  Arbeitslohn 
in  der  Theoretischen  Nationalökonomie  zu  erfolgen.  Dort  ist  das 
bedingt  Richtige  im  ,, ehernen  Lohngesetz^^  anzuerkennen,  aber 
aach  der  Nachweis  zu  fuhren,  dass  hier  ein  möglicher  and  oft 
genug  thatsächlich  vorhandener  Specialfall  der  Lohngestaltung  doch 
mit  Unrecht  zu  einem  nothwendig  allgemein  und  ohne  Mitschuld 
der  Arbeiter  eintretenden  ^^volkswirthschaftlichen  Gesetze'^  der  Ein- 
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kommeDvertbeilang  bei  freier  ConcurreDz  verallgemeinert  wird.  Auch 
der  zQzagebende  ZnsammeDhaDg  der  Lohngestaltang,  und  zwar  in 
der  RiehtUDg  des  j^ehemen  LohngesetzeB^',  mit  dem  ,,Bevölkernngs- 
gesetz"  nöthigt  niebt  zu  einer  anderen  Auffassung. 

An  dieser  Stelle  genfigt  es,  von  einem  anderen  Gesichtspuncte 
aus  den  obigen  Schlass  gegen  das  Privatkapital  zurückzuweisen. 

Eine  schlechtweg  ^^naturgemässe^'  und  insofern  unanfechtbare 
Vertheilung  des  Productionsertrags,  einen  ^^naturgemässen  Arbeits- 
lohn^'  und  einen  y^naturgemässen  Kapitalgewinn''  giebt  es  in  der 
Volkswirthschaft  nicht,  einerlei  ob  im  privatwirtbschaftlichen  System 
freie  Concnrrenz  im  grösseren  oder  geringeren  Umfange  zugelassen 
ist  (§.  116).  Sogar  in  einer  ausschliesslich  gemein wirthschaftüch 
(socialistisch)  organisirten  Volkswirthschaft  würde  eine  ,,natar- 
gemässe''  Vertheilang  fehlen,  man  müsste  sie  denn  in  einem  ab- 
solut gleichen  Antheil  jedes  Arbeiters  am  Eiirage  finden  wollen, 
was  aber  sehr  zweifelhaft  „naturgemäss"  wäre.  Vielmehr  würde 
sich  hier  das  allein  vorhandene  „Lohn''-  oder  „Arbeits"einkommen 
nach  verschiedenen  an  und  für  sich  vielleicht  richtigen  und  zu  com- 
binirenden  Gesichtspuncten ,  t^ie  nach  der  Bücksicht  auf  die  Ver- 
schiedenheit der  individuellen  Arbeitsleistungen  oder  der  Bedürf- 
nisse oder  nach  noch  anderen  Rücksichten  und  Zwecksetzungen, 
aber  nach  den  Bestimmungen  der  entscheidenden  Autoritäten,  doch 
wieder  mehr  oder  weniger  willktthrlicb  abstufen.  Das  Problem 
der  passendsten  Vertheilung  läge  auch  hier  vor,  seine  Lösung  böte 
nur  noch  ihre  besonderen  Schwierigkeiten,  wie  früher  schon  dar- 
gelegt wurde  (s.  Th.  I,  §.  264). 

Eine  ebenfalls  stets  nur  mebr  oder  weniger  willkührliche  Ver- 
theilung des  Prodnctionsertrags  ist  unvermeidlich  freilich  auch  die- 
jenige in  unserer  heutigen  Volkswirthschaft.  Aber  wenn  in  dieser 
einmal  das  privatwirtbschaftliche  System  nicht  entbehrt  werden 
kann  und  die  Voraussetzung  für  dasselbe  und  für  den  ganzen 
volkswirthschaftlichen  Productionsprocess  die  Zulassung  von  Privat- 
kapital ist,  um  in  dieser  Form  Nationalkapital  als  Productions- 
mittelfonds  zu  bilden,  so  folgt  aus  diesen  Verhältnissen  auch  un- 
vermeidlich,  dass  beide  Theile,  die  Arbeiter  und  die  Kapitalisten, 
einen  an  sich  in  gleicher  Weise  nothwendigen  und  gerechten  An- 
spruch auf  einen  Antheil  am  Productionsertrag  haben.  Welcher 
Antheil,  daher  welche  Lohnhöhe  und  welche  Gewinnhöhe  jeder 
Classe  und  jedem  Einzelnen  in  der  Glasse  „gebührt'',  ist  nur  auch 
hier  wieder  nicht  allgemein  zu  sagen.   Jedenfalls  ist  keiner  dieser 

A,  Wagner,  Gnmdlegung.  8.  Aufl.  2.  TheO.    Volkswirthscbafl  n.  R«c1it.  22 
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Antheile  etwas  Festes.  Das  Problem,  welches  hier  flir  die  Theorie 
im  AllgemeiDen  und  für  die  Praxis  in  jedem  einzelnen  Falle  vor- 
liegt,  ist  dasselbe,  welches  oben  in  der  Lehre  7on  der  Begründang 
des  Eigenthums  hinsichtlich  des  Versnchs,  das  letztere  kurzweg 
auf  die  Arbeit  zu  „begründen'^,   schon  berührt  wurde  (§.  116). 

Im  System  der  freien  Groncarrenz  regnliren  sieb  jene  Ertragsantbeile  oder  die 
Lohne  und  Gewinno  ,,nach  der  Goncurrenz*\  nach  dem  ««Gesetz  von  Angebot  und 
Nachfrage'*  mittelst  „freier"  Verträge  aber  die  Preise  der  Prodacte,  die  Lohne,  die 
Zinsen,  Benten  u.  s.  w.,  principiell,  wenn  auch  deswegen  nicht  immer  practisch  ganz 
einerlei,  ob  wahre  Indiridoalrertr&ge  zwischen  den  Einzelnen  oder  durch  Verb&ade 
der  Individaen  vermittelte,  wie  im  ausgebildeten  System  der  Gewerk-  nnd  Arbeitgeber- 
Vereine,  zwischen  den  Parteien  geschlossen  werden,  Da  der  Antheil,  welcher  einem 
jeden  an  der  Prodoction  Betheiligten  „gebahrt'*,  nichts  Festes  ist  und  sich  nicht 
principiell  ableiten  lässt,  kann  man,  wenn  es  auf  Worte  ank&me,  den  Anhingem  des 
Systems  der  Concurrenz  (und  wiederum  den  Vertretern  reiner  Individoalconcurrenz 
mit  demselben  Rechte  wie  denjenigen  der  Verbandsconcurrenz)  zugeben,  dass  hier 
Niemand  „ungebührlich^'  verkürzt  oder  begünstigt  werden  konnte.  Die  Vertreter  jenes 
Systems  haben  daraus  auch  den  Schluss  gezogen,  dass  die  durch  freie  Concurrenz 
geregelte  Vertheilung  sogar  die  allein  richtige  und  gerechte  sei  (l,  §.  313).  Hilt 
man  sich  dagegen  an  die  Wahrnehmungen  im  Leben  und  vergegenwärtigt  man  sich 
die  Einflüsse,  welche  im  Concurrenzsystem  zur  Geltung  gelangen  können,  so  kommt 
man  zu  dem  entgegengesetzten  Schluss,  dass  gerade  in  diesem  System  der  dne  Tbeil 
vom  anderen  leicht  unbillig  und  insofern  eben  doch  sachlich  „ungebührlich" 
ausgebeutet  werden  kOnne.  Auch  das  bleibt  bei  VerbandsorganiBation  ebenso  wie 
ohne  solche,  was  die  theoretischen  Anhänger  der  ersteren  übersehen.  Freilich  lässt 
sich  dies  wiederum  nur  nach  dem  vagen  Kriterien  des  billigen  Ermessens 
(§.  148  N.  5)  feststellen.  Aber  auch  hier  gilt  von  Neuem,  dass  bei  aller  Unsicherheit 
des  Urtheils  im  einzelnen  Falle  doch  überall  ein  richtiges  Urthoil  für  Durchschnitts- 
Verhältnisse  gefällt  werden  kann,  und  dies  genügt. 

Dies  Urtheil  lautet:  Die  vertragsmässige  Regalirung  der  Ver- 
theilung zwischen  „Arbeit  nnd  Kapital*  verbürgt  keine  nach  billigem 
Ermessen  angemessene  Verhältnisse,  gewährt  namentlich  keinen 
Schutz  für  den  und  die  im  Concnrrenzkampf  Schwächeren  und 
fällt  daher  vollends  bei  Individnalvertrag,  aber  auch  bei  organi- 
sirten  Verbänden,  leicht  nnd  in  der  That  oftmals  für  diese  Schwä- 
cheren unbillig  ungünstig  ans,  daher  namentlich  auch  für  die  besitz- 
losen Arbeiter  gegenüber  dem  Besitz,  dem  Kapital.  Dem  letzteren 
fällt  meistens  zu  viel,  dem  ersteren  zu  wenig  vom  Mehrwertbe  zu. 

Die  Ankläger  der  Concurrenz  und  des  Privatkapitals  haben  nur  darin  entschieden 
Unrecht,  dass  sie  als  mögliche  und  wirkliche,  ja  Öfters  sogar  als  noth wendige  Folge 
der  freien  Concurrenz  einseitig  eine  unbillige  Gestaltung  stets  nur  der  Lohne,  eine 
„Ausbeutung"  stets  nur  der  Arbeiter  durch  die  Arbeitgeber  ableiten.  Statt  dessen 
muss  eine  zweiseitige  Ausbeutung,  bald  der  Arbeiter  durch  Arbeitsherren,  bald,  wenn 
auch  seltener,  dieser  durch  jene  als  eine  mögliche,  häufig  thatsächliche,  indessen 
niemals  unbedingt  nothwendige  Folge  der  freien  Concurrenz  anerkannt  werden.  Daher 
bald  und  freilich  öfters  unbiUig  niäere  Lohne,  mitunter  aber  auch  unbiUiff  niedrige 
Gewinne  Oetztere  z.  B.  bei  kleinen  handwerklichen  Unternehmern  gegenüber  ihren 
Gesellen  gerade  in  der  Neuzeit  keine  Seltenheit),  bald  zu  hohe,  bald  zu  niedrige  Preise 
der  Producte. 
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Hierin  liegt  der  wahre  Nacbtheil  des  Concnrrenzsystems.  Er 
lässt  sich  einfach  darauf  zarückfllbren,  dass  in  dem  letzteren  keine 
Ordnung,  worin  die  Beziehungen  zwischen  Kapital  und  Arbeit  auch 
mit  nach  BiUigkeitsrOcksicbten  geregelt  werden,  keine  gesunde 
Organisation,  sondern  umgekehrt  nur  eine  Desorganisation  jener 
Beziehungen  erkannt  werden  muss.  Da  entscheiden  denn  roh 
mechanisch  die  Machtfactoren,  welche  in  Angebot  und  Nachfrage 
von  und  nach  Arbeitskraft  und  von  und  nach  Gütervorräthen  zur 
Beschäftigung  von  Arbeitern  oder  m.  a.  W.  von  und  nach  Kapitalien 
für  die  Bestimmung  der  Lohn-  und  Oewinnhöhe  zur  Wirksamkeit 
gelangen.  Aus  diesen  Verhältnissen  lässt  sich  wohl  ein  Schluss 
gegen  die  Zweckmässigkeit  des  üoncurrenzsystems,  nicht  aber 
gegen  das  ganze  Arbeitslohnsystem  und  gegen  das  Privatkapital 
ableiten,  wenn  letzteres  einmal  als  die  im  Wesentlichen  unentbehr- 
liche Rechtsform  für  die  Bildung,  Vermehrung  und  Verwendung 
von  Nationalkapital  (§.  143)  angesehen  werden  muss.  * 

Auch  hier  stimme  ich  Bodbertas  bei  in  dem,  was  er  über  die  Mftngel  des 
sich  selbst  llberlassenen  Verkehrs  sagt,  wo  die  ,, natürlichen "  Gesetze  statt  „vernünf- 
tiger gesellscbaftiicher  Gesetze''  den  Prodnctionsertrag  vertheilen.  Sociale  Frage  8.  46. 
—  Natürlich  ist  es  nur  dieselbe  willkuhrliche  Behauptung  wie  seitens  der  „Indin- 
dualistischen "  Anhänger  der  freien  GoDcurrenz  (§.  313),  wenn  die  Theoretiker  der 
GewerksFereinsorganisaüon  ohne  Weiteres  annehmen,  diejenige  Lobnregelang,  welche 
ans  dem  Pactiren  der  Arbeitgeber  mit  den  zu  Gewerkyereinen  organisirten  Arbeitern 
hervorgehe,  sei  schlechtweg  die  richtigste  and  gerechteste.  Es  zeigt  sich  hier,  z.  B. 
in  der  von  Brentano  u.  A.  m.  vertretenen  theoretischen  Richtung,  in  solchen  Fragen 
schlechterdings  nur  eine  Erneuerung  der  alten  individualistisch -liberalen  Doctrin,  bloss 
mit  dem  Unterschied,  dass  sich  die  Jjohnkämpfe  zwischen  verbandsmässig  organisirten 
Arbeitern  und  Arbeitgebern,  die  bereit  sind  ,4rangirte  Schlachten"  zu  schlagen,  (Gneist) 
vollziehen.  Practisch  immer  ein  Unterschied  gegen  die  frühere  individualistfsche  Doctrin, 
wenn  auch  lange  nicht  und  besonders  auch  nicht  allein  von  der  günstigen  Bedeutung 
für  das  Arbeiter-  und  allgemeine  Interesse,  wie  die  Betreffenden  annehmen,  principiell 
gar  kein  Unterschied.  Und  dass  man  damit  nicht  „zum  socialen  Frieden"  kommt, 
zeigt  uns  trotz  des  hübschen  Buchs  von  v.  Schulze-G&vernitz  eben  das  Vaterland 
dieser  Bewegung  —  England. 

§.  152  [305].  —  3.  Andere  Einwände  gegen  die  socia- 
listische Kapitalkritik.  Endlich  begehen  die  Gegner  des 
Privatkapitals  den  Fehler,  ans  der  richtigen  Kritik  des  letzteren 
znweit  gehende  Schlüsse  gegen  die  ganze  Institution  zu  ziehen 
(§.  150).  Es  genügt,  dies  in  einem  Hauptfalle,  bei  dem  Bezug  von 
Conjnnctnrengewinnen  und  Renten  (d.  h.  Einkommen  bei 
Productionskostendifferenzen  §.  146  unter  4)  nachzuweisen. 

Hier  wird  in  der  That,  wie  früher  dargelegt,  von  einer  Person, 
z.  B.  rein  in  Folge  eines  Privateigenthnmsrechts  am  Boden  oder 
an  einem  anderen  Productionsmittel ,  ein  Einkommen  kraft  der 
„gesellschaftlichen   Zusammenhänge''  bezogen,  welches  nicht  auf 
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individuelle  ökonomische  Leistung  des  Beziehers  (Arbeiten,  Sparen) 
zurückzufahren  ist.  Dient,  wie  oftmals,  dieses  Einkommen  zur 
Kapitalbildung,  wird  eine  Rentensteigernng  z.  B.  sofort  kapitalisirt, 
bei  Veräusserung  des  Objects,  der  Quelle  dafUr,  dies  Kapital 
realisirt,  so  hat  dieses  Privatkapital  bei  seinem  Besitzer  allerdings 
einen  im  Allgemeinen  recht  wohl  zu  bemängelnden  Ursprung. 

Allein  eine  wenigstens  relative  Bechtfertigung  solchen  Ge- 
winnbezugs und  solchen  Kapital besitzes  folgt  einmal  ans  der  That- 
Sache,  dass  die  einzelnen  Empfänger  jener  ökonomisch  unverdienten 
Einkommen  im  heutigeo  Wirthscbaftssystem  auch  die  Träger  der 
aus  den  Conjuneturen  hervorgehenden  ökonomisch  unverschuldeten 
Verluste  sind. 

Ein  praktisch  oft  uicht  unwichtiger  Fall,  z.  B.  bei  Grand-,  Haas-,  Eisenbahn-, 
Maschinen -Eigentham.  direct  oder  durch  Vermittlung  des  Werthpapiers  (Actie). 
Uebrigens  nur  eine  relative  Rechtfertigung:  denn,  wie  die  Socialisten  richtig 
eingewendet  haben,  verliert  die  Kapitalistendasse,  als  Ganzes  aofgefasst,  wenig  oder 
nichts,  sondern  nur  zwischen  den  einzelnen  Kapitalisten  findet  bei  Yerlusteo  eine 
Kapitalubertragung statt.  So argumentirt auch Bodbertus mehrfach, ähnlich P i e r s t o r f f . 

Sodann  rechtfertigt  es  sich,  ja  es  ist  principiell  zu  verlangen, 
besonders  in  den  häufigen  Fällen,  wo  nicht  dieselben  Personen 
Gewinn  und  Verlust  aus  der  Conjunctur  traf,  z.  B.  bei  rechtzeitiger 
Veräusserung  im  Preise  gestiegenen  6rundeigenthums,  für  die  Ge- 
sellschaft, welche  diesen  Gewinn  durch  ihre  Entwicklung  und 
Thätigkeit  direct  und  indirect  schuf,  durch  Staatsmaassregeln, 
besonders  durch  Steuern  den  erlangten  Gewinn  in  billigem  Umfang 
für  sich  in  Anspruch  und  so  daran  Theil  zu  nehmen. 

Hiemach  ist  eine  Besteuerung  der  Gonjuncturengewinne  (Grundrente  1)  als  solcher 
principiell  statthaft  und  noth wendig:  ein  Postulat,  das  in  [der  Praxis  zwar  manchen 
Schwierigkeiten  bei  seiner  Verwirklichung  begegnet,  indessen  nicht  nnerftlllbar  ist, 
wenigstens  innerhalb  der  Grenzen,  welche  in  der  volkswirthschafUichen ,  finanziellen 
und  Socialgesetzgebung  überhaupt  für  die  Durchführung  einer  theoretisch  richtigen 
Forderung  anerkannt  werden  müssen.  Siehe  Grundlegung  I,  §.  1S6,  besonders  S.  3^8. 
N&heres  darüber,  besonders  über  die  steuertechnische  Seite  der  Frage,  im  2.  Theile 
meiner  Finanzwissenschaft,  2.  Auflage  §.  236  ff.  Siehe  auch  meine  Communalsteuer- 
frage,  Leipzig  1878,  S.  40  und  den  dort  erwähnten  Versuch  in  Bremen,  der,  weil 
unrichtig  angefangen,  rttckg&ngig  gemacht  werden  musste,  aber  ein  an  sich  richtiges 
Princip  entliielt.  Darüber  mein  Votum  zu  Hanssen's  Votum  in  der  Bremer  Steuer- 
angelegenheit, Bremen  1877. 

Man  kann  endlich  selbst  noch  weiter  in  der  Antikritik  der 
socialistischen  Kapitalkritik  gehen  und  dabei  dann  trotz  der  im 
Vorausgehenden  angedeuteten  bedenklichen  Consequenzen  des 
Privatkapitals  zu  einer  wenigstens  practischen,  damit  freilich  nur 
relativen,  aber  doch  entscheidenden  Rechtfertigung  desselben  kommen. 

AngenommeOy  es  erfolge  die  eben  erwähnte  Correctur  der  Ein- 
kommenvertheilung  nicht,  —  also  in  der  Hauptsache  der  Fall  der 
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Gegenwart,  —  oder  sie  erweise  sich  nnausftihrbar  oder  nnznreiehend: 
selbst  hier  wOrde  einzuwenden  sein,  man  mflsse  die  ,,anyerdienten^' 
Gewinne  und  Kapitalien  den  Beziehern  lassen,  weil  dieser  Zustand 
voranssetzangsweise  alsdann  als  ein  mit  dem  ganzen  privatwirth- 
sehaftliehen  System  autrennbar  verbundener  erscheinen  würde. 
Dieses  System  kann  man  aber,  nach  allem  Vorausgeschickten,  zwar 
einengen,  aber  nicht  beseitigen.  Man  braucht  es  insbesondere, 
was  für  unsere  jetzige  Erörterung  das  entscheidende  Moment  ist, 
als  wenigstens  fttr  jetzt  unentbehrliches  Mittel  zur  Bildung  des 
Nationalkapitals  in  der  Form  des  Privatkapitals.  Hier  erfttUt  es 
somit  höchste  Interessen  der  Gesammtheit,  der  Volkswirthschaft, 
nicht  nur  der  Privatwirthschaften,  und  schlimmsten  Falles  mtlssten 
deswegen  jene  Unzuträglichkeiten,  jene  partiell  „unverdiente"  Ver- 
theilang  des  Volkseinkommens  und  des  Kapitalbesitzes  mit  in  den 
Kauf  genommen  werden. 

§.  153  [306].  —  4.  Das  Sparmoment  bei  der  Bildung 
des  Privatkapitals.  Zum  Schluss  ist  auch  noch  gegen  die 
socialistische  E^apitalkritik  einzuwenden,  dass  der  förmliche  Spott, 
mit  welchem  mitunter  das  Sparmoment  in  dem  Process  der  privaten 
Kapitalbild nng  behandelt  worden  ist,  unbegrttndet  erscheint,  wenn 
er  auch  durch  die  falsche  panegyrische  Lobpreisung  des  Sparens 
in  der  britischen  Nationalökonomie  und  vollends  in  dem  deutschen 
Ableger  derselben  hervorgerufen  wurde. 

Vgl.  die  TOQ  Lassalle,  Kapital  und  Arbeit,  S.  109,  mit  Recht  persiflirte  Dar- 
legODg  des  Verhältnisses  durch  J.  Faocher,  wo  es  heisst:  „wer  Kapital  ansammelt, 
hat  sich  £ntbehrangen  auferlegt.  .  .  .  DafUr,  dass  er  seinen  Vorrath,  die  FrUchte 
seiner  Enthaltsamkeit  hergiebt,  muss  er  belohnt  werden  und  das  geschieht  durch 
Z^hloDg  ron  Zinsen,  denn  diese  Entheb rong  ist  soriel  nod  oft  noch  mehr 
werth  als  die  Arbeit  selbst.  Es  ist  daher  nicht  mOglich  (?!),  dass  der  Ar- 
beitslohn auf  Kosten  des  Entbehrungslohns  sich  erhöht."  Es  ist  nicht  leicht 
mOglich,  eine  gute  Sache  durch  solche,  selbst  Fom  Standpuncte  des  Goncnrrenzsystems 
aas  durchaus  unrichtige  Beweisführung  schwerer  zu  schädigen,  als  es  hier  von  einem 
der  bedeutendsten  Vertreter  der  deutschen  Freihandclsschule  geschieht.  Die  leitende 
Idee  (abstinence-Theorie)  stammt  von  Senior  her,  political  economy,  p.  58  ff.  Vgl. 
f.  Böhm,  I,  315—341. 

Es  ist  oben  dargelegt  worden,  dass  das  Sparmoment  einseitig 
betont  wurde  und  dass  der  ganze  Ausdruck  ^^Sparen^'  fttr  diejenigen 
ttber  die  Production  und  Gonsumtion  der  Güter  disponirenden 
Thätigkeiten,  durch  welche  das  Kapital  entsteht,  leicht  irre  leitet. 
Aber  ersetzt  man  das  Wort  durch  das  richtige  oder  legt  man  ihm 
die  Bedeutung  bei,  welche  Diejenigen  im  Grunde  im  Sinne  haben 
mttssen,  die  das  Kapital  durch  „Sparen'^  entstehen  lassen,  so  fällt 
der  Grund  der  Polemik  weg.    Man  muss  es  auch  gerade  immer 


342      3.  B.  AasdebnuügdesPrifateigeiiihams.  1.  K.  PriTatkapüal.  2. H.A.  Kritik  §.  153. 

wieder  als  die  ökoDomiscbe  Fanction  —  in  einem  höheren,  aber 
nicht  unrichtigen  Sinn:  als  das  ,,Amt''  —  der  Wohlhabenden,  der 
Unternehmer  and  der  bisherigen  Kapital-  und  Gmndeigenthfimer 
bezeichnen,  die  nothwendigen  Dispositions-  und  Sparacte,  durch 
welche  allein  Nationalkapital  entstehen  kann,  wie  Beauftragte  der 
Volks wiilhschaft  vorzunehmen,  — :  im  Interesse  der  letzteren,  weil 
eben  nach  dem  Dargelegten  die  Bildung  des  Nationalkapitals  nicht 
allgemein,  und  bisher  nur  in  geringem  Umfange,  direct  durch  die 
Gemeinschaft  selbst  erfolgen  kann.  Dasselbe  gilt  von  der  Ver- 
wendung dieses  Kapitals.  Die  kapitalisirenden  Personen  nehmen 
jene  Acte  allerdings  im  eigenen  Interesse  vor,  aber  sie  erfüllen 
damit  das  auf  keine  andere  Weise  zu  befriedigende  Gemeinschafls- 
Interesse.  Gerade  darin  liegt  der  innere  Grund,  dessentwegen 
die  Rechtsordnung  Privatkapital  als  Eigenthumsaii;  und  einen  Ge- 
winn als  Antheil  des  Kapitalisten  am  Productionsertrag  zulassen  muss. 

Auch  hier  stimmt  die  Beweisführang  Sch&ffle's  wieder  ganz  mit  der  mcinigen 
überein.  Vergl.  oben  S.  833  nnd  3S4,  auch  Pierstorff,  Dntenicbmergewlnn, 
S.  225  (Uher  Schaffte,  in  richtiger  Beistimmnng)  und  den  ganzen  Schiassabschnitt 
S.  198  ff. 

Auch  im  volkswirtbscbaftlichen  Interesse  liegt  dann,  wie 
tlbrigens  selbst  die  Theorie  in  der  Smith'schen  Nationalökonomie 
meistens  mit  Recht  hervorgehoben  hat,  eine  höchst  mögliche  Kapita- 
lisirung  des  Einkommens  gerade  der  Wohlhabenden,  der  Zins-  und 
Rentenbezieher  oder  m.  a.  W.  eine  möglichst  grosse  Sparsamkeit, 
eine  möglichst  geringe  Luxusconsumtion  derselben. 

A.  Smith,  wealth  of  nations,  b.II,  eh.  2  (Asher  I,  331  ff.),  Miil,  poliUscbe 
Oekonomie,  Band  I,  Kapitel  5,  §.  5,  y.  Hermann,  Untersuchungen,  Abhandloog  X, 
besonders  Abschnitt  3  —  5.  Die  entgegengesetzte  Ansicht,  dass  ein  gewisser  Loxos 
der  Wohlhabenden  im  Interesse  der  arbeitenden  Classen  liege  nnd  daher  die  Sparsam- 
keit der  ersteren  zn  weit  gehen  könne,  wird  z.  Tb.  ?on  Sismondi  vertreten.  Sehr 
weit  geht  darin  7.  Kirchmann,  siehe  die  Ansztlge  in  Rodbertas'  zar  Beleuchtung 
der  socialen  Frage,  S.  13  ff. 

Und  in  der  Vermeidung  oder  Beschränkung  des  Luxus  seitens 
der  Besitzer  eines  grösseren  Einkommens,  denen  rechtlich  die  be- 
liebige Verwendung  desselben  gestattet  ist,  kann  auch  wieder  ein 
gewisses  persönliches  ökonomisches  und  selbst  moralisches  Ver- 
dienst liegen. 

Man  darf  nur  die  Tbatsache  nicht  in  der  Weise  Übertreiben  und  die  Beweis- 
fuhrung  der  Spartheorie  nicht  dadurch  lächerlich  machen,  dass  man  hier  kaizweg 
von  „Entbehren"',  von  „Darben"  spricht,  als  ob  es  sich  nnr  um  das  Sparen  bei  kleinen 
Leuten,  Arbeitern,  Beamten,  kleinen  Unternehmern  bandle.  Gerade  in  den  Fällen 
der  grösseren  Kapitalbildung  passt  eine  solche  Bezeichnung  gewöhnlich  gar  nicht. 
Denn  höchstens  liegt  hier  eine  massige  Luznsbeschränkung  vor,  welche  oft  genug 
um  so  weniger  ein  „Verdienst"  ist,  weil  eine  noch  grössere  LuzuscoDSUmÜon  fttr  die 
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Betreffenden  einfach  aufhört,  ein  Genuss  zu  sein,  unter  Umständen  selbst  ein  Opfer 
oder  sogar  thats&chlich  unmöglich  wird. 

IIL—  §.  154  [307].  Das  SchlasBergebniss  der  Unter- 
sachuDgei)  Aber  das  Kapital,  seine  EntstehuDg  and  Ver- 
mebrnng  ist  ein  für  das  Privatkapital  günstiges.  Das 
letztere  mnss  wenigstens  in  der  heutigen  Volkswirthschaft  und  für 
unabsehbare  Zeit  aus  den  schwerwiegendsten  Gründen  des  volks- 
wirtbschafllicfaen  Interesses  vom  Rechte  zugelassen  werden,  als 
unentbehrliche,  auch  vom  Gesammtinteresse  geforderte,  zwar  nicht 
absolut  und  unbedingt,  wohl  aber  relativ  zweckmässigste  Rechts- 
forai  für  die  richtige  Bildung  und  Vermehrung  des  National- 
kapitals in  der  erforderlichen  Menge  und  Bescbafifenheit  und  fUr 
die  geeignetste  Verwendung  desselben. 

Für  die  Eigenthumslehre  und  Politik  ist  daher  die  Frage 
nach  der  Ausdehnung  des  Pri?ateigenthums ,  welche  zu  den 
vorausgehenden  Erörterungen  über  das  Kapital  fahrte  (§.  135), 
dahin  zu  beantworten,  dass  sich  die  Privateigenthumsinstitution 
auf  das  Kapital  mit  ausdehnen  muss. 

Aus  der  vorausgehenden  Untersuchung  sind  indessen  für  die 
Rechtsordnung  des  Kapitaleigenthums  zwei  weitere  wichtige  Schlüsse 
abzuleiten,  welche  zugleich  auch  für  unsere  Gegenwart  schon  ein 
Zugeständniss  an  die  Gegner  dieser  Institution  enthalten. 

1.  Der  erste  Schluss  betrifil  die  Ausdehnung  des  privaten 
Kapitaleigenthums  und  die  thatsächliche  und  eventuell  auch  die 
rechtliche  Beschränkung  dieser  Ausdehnung.  Es  giebt  nemlich 
allerdings  schon  hente  im  grossen  Umfange  Kapitaleigenthum  in 
dem  Besitze  der  Zwangsgemeinwirthschaften,  vor  Allem  des  Staats 
und  der  Gemeinde,  und  zwar  auch  für  Zwecke  materieller  Pro- 
dnction,  und  hierin  erfolgt  gerade  neuerdings  öfters  eine  starke 
Ausdehnung.  Die  Entwicklung  der  Technik  ermöglicht  das  mehr. 
Das  Bedürfniss  des  Grossbetriebs  drängt  öfters  in  dieselbe  Richtung. 
Auch  wird  es  häufig  Wünschenswerther,  weil  das  Privatkapital, 
namentlich  auch  in  der  Form  der  Kapitalassociation  (Actiengesell- 
schaft!)  mangelhafter  die  Function  des  „Leiters'^  der  Production 
ausübt  und  andere  wirthschaftlicbe,  sociale,  ethische  Uebel  dabei 
schroffer  hervortreten  (Börsentreiben,  Gründerei).  In  seiner  Function 
als  Rentenfonds  endlich  zeigt  das  Privatkapital  bei  Ueberhand- 
nehmen  der  Creditwirthschaft,  Beschäftigung  des  Kapitals  nicht 
durch  den  Eigenthümer,  sondern  den  Entlehner,  bei  Ausdehnung 
müssigen   reichen  Rentnerthams,  welches  nichts  für  die  Gemein- 
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scbaft  leistet,  auch  nicht  in  freien  Diensten  der  Liebesthätigkeit, 
des  öffentlichen  Lebeos,  bei  Verbreitnng  tlbermässigen,  bässlichen, 
persönlichen  Luxus',  vielerlei  Bedenken,  welche  in  die  Richtnng 
zum  öffentlichen  Kapital  und  zur  Gemeinwirtbschaft  mit  hindrängen. 

Die  mancherlei  wichtigen  Zweige  priratwirthschafUichen  Erwerbs  ron  Staat  und 
Gemeinde,  ferner  viele  Zweige  gebühren  artigen  Einkommens,'  besonders  im  Gebiete 
der  Cultor-  und  WohlfahrtsfOrdernng,  die  grossen  Öffentlichen  Yerkehrsanstalten  (Eisen- 
bahnen, Post,  Telegraphie)  n.  s.  w.  sind  bekannte  Beispiele.  Oeftors  waltet  hier 
staatliches  und  commnnales  Grnnd  eigen thnm  vor,  wie  bei  FeldgQtem,  Forsten,  Berg- 
werken, aber  damit  ist  gewöhnlich  anch  ein  mehr  oder  weniger  beträchtliches  Kapitä- 
oigenthnm  verbunden  (lurentar  der  Gtlter,  Gebäude,  Meliorationen  n.  s.  w.).  Mitunter 
steht  letzteres  auch  selbständig  da,  z.  B.  im  Wagenpark  von  Yerkehrsanstalten.  Die 
städtischen  Beleuchtungs-,  Wasser-,  Markt-,  Verkehrsanlagcn  u.  dgl.  sind  weitere  Bei- 
spiele, zum  Theil  auch  solche,  welche  den  Einflnss  der  Technik  auf  solche  Ueber^ 
tragung  von  Wirthschaftsanst  alten  auf  öffentliche  Körper  besonders  deutlich  zeigen. 
Neben  dem  privaten  existirt  also  in  der  That  ein  bedeutendes  öffentliches 
Materialkapital.  Dasselbe  bildet  und  vermehrt  sich  auch  nicht  bloss  durch  Yer^ 
mittlung  von  Privatkapital  oder  aas  Steuern,  sondern  vielfach  direct  durch  die  er- 
forderlichen Dispositionsacte ,  welche  die  betreffenden  Yerwaltungen  hinsichtlich  der 
Production  und  der  Yerwendung  der  fertigen  Guter  troffen:  wenn  z.  B.  eine  Forst- 
behörde  Wegebauten,  eine  Eisenbahnverwaltung  Wagenbau fabriken  u.  dgl.  m.  leitet, 
oder  wenn  aus  dem  Einkommen  des  Yerwaltungszweigs  ein  Betrag  zur  Melioration 
oder  auch  zur  ersten  Begründung  einer  Betiiebsanlage  (Forst-,  Domänen-,  Eisenbahn- 
wesen) verwendet  wird.  Aehnliche  Fälle  sind  in  der  Militär-  und  Marinerer  waltung 
zahlreich.  Hier  wird  also  thatsächlich  das  Problem  einer  Bildung,  Yennehrung 
und  Yerwendung  von  Nationalkapital  ohne  Yermittlung  von  PriTatkapital  gelöst. 
Jede  neue  Ausdehnung  der  zwangsgemeinwirthschafUichen  Thätigkeit  vermehrt  das 
Nationalkapital  in  der  Form  des  öffentlichen  statt  bloss  in  derjenigen  des  Privat- 
kapitals. 

Eine  principielle  Grenze  für  diese  Entwicklung  läset  sich  nicht 
angeben:  sie  wird  thatsächlich  immer  wesentlich  Yom  Stande  der 
Productionstechnik  und  von  der  Bewährung  des  privatwirthschaft- 
liehen  Systems  abhängen  müssen.  Unsere  Zeit  nähert  sich  daher 
dem  socialistischen  Ziele  ohne  Zweifel  in  Bezug  auf  die  Heraus- 
nahme der  sachlichen  Productionsmittel ,  anch  des  Kapitals,  aus 
dem  Privateigenthum  der  Privatwirthschaften  etwas.  Der  lieber- 
gang  jedes  neuen  Productions-  oder  Leistungszweigs  an  den  Staat, 
z.  B.  im  Verkehrswesen,  ist  eine  Etappe  nach  diesem  Ziele.  Bloss 
die  Unklarheit  der  Gegner  der  Socialisten,  welche  Leidenschaft 
blind  macht,  kann  das  verkennen. 

Der  Irrtbum  des  Socialismns  Hegt  nur  wieder  darin,  statt  einer 
langsamen  geschichtlichen  Entwicklung  eine  plötzliche  allgemeine  Um- 
gestaltung durch  Staats*  und  Becbtszwang  zu  verlangen  oder  zu  er- 
warten —  auch  der  Marxismus,  der  alles  von  der  natiirlichen  „Evo- 
lution'' erwartet,  scheut  doch,  wie  oben  schon  öfters  hervorgehoben, 
nicht  vor  der  „revolutionären  Dictatur  des  Proletariats^'  zurück,  was 
doch,  aus  der  Phrase  ins  Verständliche  übersetzt,  nur  Anwendung 
von  Staats-  und  Rechtszwang  bedeuten  kann  — ;  und  der  weitere 
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Irrthmn  des  Socialismns  ist,  statt  einer  eyentaelleD,  vielleicht  auch 
fortschreitenden  Einengung  des  privatwirthschaftlichen  Systems  and 
des  Privatkapitals  eine  völlige  Beseitigung  bdder  durch  ^^öffentliche 
Wirthschafl"  und  „öffentliches  Kapital"  herbeiführen  zu  wollen, 
—  was  nach  dem  Früheren  für  ungemessene  Zeiten  als  unerreichbar 
und  unerwünscht  erscheint  Im  Uebrigen  ist  das  Problem  der  Be- 
schränkung der  Ausdehnung  des  Privatkapitals  in  der  Eigenthums- 
ordnuDg  dasselbe  wie  dasjenige  der  Beschränkung  des  privatwirth- 
schaftlichen  Systems  in  der  Ordnung  oder  Organisation  der  Volks- 
wirthschaft 

Soweit  aber  mangelhafte  Leistung  des  Privatkapitals  in  den 
beiden  Functionen,  des  Leiters  der  Production  und  des  Renten- 
fondSy  die  angedeutete  Entwicklung  zu  öffentlichem  Kapital  und  zu 
Gemeinwirthschaft  hin  begünstigen,  kann  man  wieder,  wie  in  ähn- 
lichem Falle  beim  Privatgrundeigenthum  (zumal  dem  ländlichen 
GroBSgrundbesitz)  sagen:  das  Privatkapital,  der  Stand  der  Privat- 
kapitalisten hat  sein  Schicksal  selbst  mit  in  Händen.  „An  ihren 
Früchten  sollt  Ihr  sie  erkennen''  heisst  es  auch  von  ihm.  Fungirt 
er  als  Prodnctionsleiter  und  Rentenbezieher  auch  im  gesammten 
volkswirthschaftlichen  und  socialen  Interesse  befriedigend,  so  wird 
seine  Stellung  auch  auf  die  Dauer  nicht  ernstlich  bedroht  sein. 
Andernfalls  mag  man  ihn  zwar  wohl  als  unvermeidlich  immer  noch 
behalten  müssen,  aber  —  als  ein  nothwendiges  Uebel  und  soweit 
als  möglich  wird  man  ihn  verdrängen,  an  die  Stelle  privaten  wird 
öffentliches  Kapital,  an  die  Stelle  des  privatwirthschaftlieben  wird 
das  gemeinwirthschaftliche  System  in  immer  weiterer  Ausdehnung 
in  der  Volkswirthschaft  treten. 

Siebe  Theil  I,  Bach  5  und  6.  Im  Gewerbe  zeigt  die  Gegenwart  eine  Tiel 
weitere  Ansdebnung  des  Privatkapitald  als  iu  früheren  Zeiten,  z.  B.  in  der  mittel- 
alterlichen Wirthscbafisordnnng,  im  älteren  Zunftwesen  a.  s.  w.  Gewisse  Einrichtungen 
allgemeinerer  Art  and  Benutzung,  z.  B.  Walkmühlen,  Lagerhäuser,  Kaufhäuser,  Plätze 
fQr  die  Vornahme  technischer  Operationen  (bei  der  Weberei,  Färberei  n.  s.  w.), 
Backofen,  a.  r.  A.  m.  waren  vielfach  „OSentlichcs''  Eigenthum  der  Stadt,  der  Zunft, 
oder  Eigenthum  des  Grundherrn,  nicht  des  einzelnen  Gewerbetreibenden,  wie  jetzt 
meistens.  (Vgl.  u.  A.  Lamprecht,  französisches  Wirthschaftsleben ,  S.  104, 
Schmoller,  Strassburger  Tucherzunft  passim,  Thnn,  Industrie  am  Niederrhein, 
passim.)  Also  nicht  nur  beschränkterer  Inhalt  des  Eigenthumsrechts,  sondern  auch 
geringere  Ausdehnung  des  Priratkapitals.  Vielleicht  führt  die  moderne  Technik 
(Dampfkraft  zur  Benutzung  für  kleine  Gewerbetreibende)  auch  wieder  zu  solchen 
Arten  „Offen! liehen'*  Eigenthums. 

2.  Der  zweite  Schinss  betrifft  den  Inhalt  des  Eigeothums- 
rechts  in  Bezug  auf  Privatkapital.  Gerade  bei  der  Beachtung  der 
ftlr  die  Bildung  des  letzteren  maassgebenden  Momeute  wird  mau 
bei  allem  Festhalten  an  diesem  Privateigenthum ,  als  dem  haupt- 
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sächlichen  Mittel  der  Bildung  von  Nationalkapital,  dem  Staate  und 
der  GesetzgehuDg  das  Recht  einräumen  müssen,  nicht  nur  nach 
dem  Individualinteresse  des  Eapitalisirenden  und  seiner  Rechts- 
nachfolger, sondern  zugleich  nach  dem  Gemeinschaftsinteresse  der 
ganzen  Volkswirthschaft  den  Inhalt  dieses  Eigenthums  festzustellen, 
daher  eventuell  auch  die  VerfUgungsfreiheit  des  EigenthOmers  nach 
diesem  Gesichtspuncte  zu  beschränken,  und  demselben  weitere  Ver- 
pflichtungen aufzulegen.  Der  absolute  Inhalt  des  Eigenthumsrechts 
ist  in  Bezug  auf  Privatkapital  nicht  nur  noch  mehr  als  bei  dem 
meisten  anderen  Eigenthum  und  kaum  weniger  als  bei  Grundeigen- 
thum  unzulässig  wegen  der  Verwendung  des  Kapitals,  sondern 
auch  unnöthig  nach  der  Eotstehungsart  desselben.  Denn  wenn 
man  sich  vergegenwärtigt,  dass  wesentlich  das  Recht  dieVertheilnng 
des  Nationalkapitals  als  Privateigenthum  an  die  einzelnen  Besitzer 
bestimmt  (§.  145),  und  dass  es  nur  Gründe  des  Gesammtinteresses 
sind,  ans  welchen  Privatkapital  vom  Rechte  zugelassen  wird;  wenn 
man  erwägt,  dass  die  Privatkapitalisten  eben  nur  Functionäre  der 
Volkswirtbschaft  fttr  die  Bildung  und  Verwendung  des  National- 
kapitals sind,  so  wird  man  dem  Staate  nicht  nur  das  Recht,  son- 
dern auch  die  Pflicht  zuschreiben,  die  Bedingungen  festzustellen, 
unter  welchen  die  Kapitalisten  ihr  Eigenthum  besitzen,  „ihres  Amts 
warten*'  sollen  in  ihrer  Doppelfunction  als  Bildner  des  National- 
kapitals,  Leiter  der  Production  und  Bezieher  der  Kapitalrente. 

Wie  Rodbertus  sagt:  sind  die  Kapitalgeinnne  ireiiigstens  eine  Art  Gehilter 
fUr  Dienste  im  Öffentlichen  Interesse:  Geb&lter  regnllrt  man  (siehe  oben  S.  284). 

Es  ist  nicht  unzulässig,  in  allen  Fragen  des  Priratkapitals  an  das  schöne  Bibel- 
wort 7on  der  Pflicht  des  „Wuchems  mit  dem  anvertrauten  Pfunde"  zu  erinnern. 
Die  Gonsequenz  dieses  Worts  ist  aber  nicht,  dass  die  Entscheidung  ttber  die  YerfiCIgUDg 
allein  dem  sittlichen  Willen  des  EigenthUmers  anheimfalle,  nur  in  das  Gebiet  der  Moral, 
nicht  des  Rechts  gehöre. 

Von  einem  „principi eilen  Widerspruch'*  ron  Zinsgesetzen,  Pacht- und  Mieth- 
gesetzen,  Fabrikgesetzen,  Verpflichtungen  zu  Beiträgen  fUr  Arbeiterversicherung  u.  s.  w. 
mit  dem  Prifatcigenthum  kann  also  keine  Rede  sein.  Die  freihändlerische  Polemik 
darf  sich  nicht,  wie  sie  es  thut,  gegen  solche  Gesetze  an  und  für  sich,  sondern 
nur  gegen  dieselben  wenden,  weil  sie  im  concreten  Falle  ungerecht  oder  unzweck- 
mässig sind. 

Die  richtige  Gonsequenz  der  Rodbertus'schcn  Lehren  1  Auch  hier  nicht 
principielle  Verwerfung  des  Priratkapitals  und  Kapitalgowinns,  sondern  nur  Regelung 
derselben  durch  ein  „femünftiges  Gesetz"  statt  des  freien  Gehenlasscns  im  heutigen 
Verkehr.  Vgl.  Rodbertus,  Sociale  Frage,  S.  146,  222  und  ob^n  Vorbemerkungen 
S.  281  ff*,  tlbcr  seine  sonst  anzugreifenden  Folgerungen. 
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Zweites  Kapitel. 

Das  private  Grundeigenthum. 

§.  155  [S.  64.H — 6461.  Yorbemerknogen  und  Littoratar.  Die  principielle 
socialOkonomiflche  Frage  beim  Grnndeigenthuin  ist  hier  in  der  „Grundlegung'': 
ob  ttberhanpt  und  an  irelchen,  nach  den  Zwecken  oder  Benatznngsarten 
(§.  99)  unterschied enen  Boden kategorieen  ein  Privat eigonthum  ?on  der  Bechts- 
Ordnung  zugelassen  werden  soll.  Auch  diese  Frage  ist  in  der  eigentlich  rolkswirth- 
schaftlichen  Litterator  froher  nicht  viel  mehr  als  die  meisten  principiellen  Fragen  des 
wirtbschaftlichen  Yerkehrsrechts  erörtert  worden.  Gewöhnlich  ist  auch  das  private 
Grundeigenthum,  wie  alles  Privateigenthum,  als  die  selbstverständliche  Yoraussetzung 
sowohl  des  practischen  Wiithschaftslebens  als  der  theoretischen  Untersuchung  desselben 
angesehen.  Es  gilt  daher  doch  im  Ganzen  auch  fttr  dies  Eigenthum  dasjenige,  was 
in  den  Yorbemerkungen  oben ,  §.  1  ff.  und  §.  90  ff.  als  ein  Mangel  der  wissenschaft- 
lichen Behandlnng  hervorgehoben  wurde,  welcher  beseitigt  werden  muss.  Dieser 
Mangel  ist  nur  um  so  auffälliger,  da  gerade  die  Bechtsgeschichte  des  Grandeigen thums, 
besonders  die  deutsche,  ein  mit  Yorliebe  und  richtigem  Yerständniss  behandelter 
Gegenstand  auch  für  die  NationalOkonomen  war.  Die  Bechtsgeschichte  belehrte  über 
die  von  den  heutigen  ganz  abweichenden  ,, Formen  des  menschlichen  Herrschafts- 
verhültnisses  in  Bezug  auf  den  Boden"  (§.  174),  welche  früher  auch  bei  uns  nnd 
anderswo  bestanden  haben.  Die  Nationalökonomie  hat  auch  in  trefflichen  agrar- 
politischen  Untersuchungen  (Bosch er)  die  bedingenden  Ökonomisch- technischen  Ur- 
sachen der  Entwicklung  und  Aenderung  der  Formen  jenes  Herrschaftsverhältnissos 
dargelegt.  Neuere  cultorhistorische  und  ethnographisch -anthropologische  Forschungen 
haben  dann  ausserhalb  des  Kreises  der  meistens  in  solchen  Dingen  allein  betrachteten 
europäischen  YOlker  die  älteren  und  die  noch  bestehenden  Grundeigenthoms- 
verhältnisse  der  asiatischen  und  anderer  YOlker  kennen  gelehrt  (De  Lav6leye, 
Maine  u.  a.  m.).  Aber  zu  einer  allgemeinen  principiellen  Erörterung  über  das 
ganze  Bechtsinstitnt  des  privaten  Grundeigenthums  ist  es  dennoch  nicht  gekommen. 
Bemerkenswerth  bleibt  jedoch,  dass,  soweit  eine  nationalOkonomische  Beschäftigung 
mit  der  principiellen  Bechtsfrago  des  Privateigenthums  überhaupt  stattfand,  diese  sich 
fast  ganz  auf  das  Grundeigenthum  beschränkt  (und  sonst  nur  etwa  das  geistige  Eigen- 
thum In  die  Discussion  gezogen  hat).  Für  das  folgende  Kapitel  sind  daher  auch  hier 
die  Li tterata rangaben  in  §.92  oben  mit  zu  benutzen. 

Mit  dem  privaten  Grundeigenthum  hat  sich  schon  die  ältere  Yolkswirthschafts- 
lehro  sonst  vomemlich  in  Bezog  auf  drei  Puncto  beschäftigt:  einmal  die  theo- 
retische Nationalökonomie  in  Bezog  auf  die  Lehre  von  der  Grundrente;  dann  die 
prac tische  Nationalökonomie,  besonders  die  Agrarpolitik  in  Bezug  auf  die  frühere 
und  jetzige  Bechtsordnung ,  daher  auch  auf  die  Geschichte  des  Grundeigenthams, 
namentlich  des  ländlichen  und  auf  die  heute  bei  unseren  CulturvOlkern  passende  Ge- 
staltung des  gesammfen  bezüglichen  Bechts;  endlich  hat  die  Finanz  Wissenschaft  die 
nach  der  concreten  Sachlage  in  unseren  Staaten  besonders  practische  Frage  über  die 
finanzielle  Zweckmässigkeit  von  Staatsgrundcigenthum  (Domänenwesen,  auch  Forst-, 
Berg-,  Eisenbahnwesen),  welches  als  FinanzvermOgen  dient,  erOrtcrt.  Diese  drei 
Puncto  stehen  auch  gegenwärtig  in  der  wissenschaftlichen  Discussion  und  der  zweite, 
theilweise  auch  der  dritte  in  der  legislativen  Behandlung.  Doch  haben  sich  die  Auf- 
fassungen dabei  mehrfach  verändert.  Besonders  hat  man  die  mancherlei  bedenklichen 
Folgen  der  Freiheit  des  (ländlichen)  „Grundeigenthums"'  unter  der  Herrschaft  der 
liberalen  Agrarpolitik  mehr  erkannt  und  steht  dieser  Freiheit  daher  jetzt  skeptischer, 
mindestens  nicht  mehr  so  optimistisch  und  so  selbstgenUgsam,  als  ob  mit  ihrer  Gewähr 
alles  Erforderliche  geschehen  wäre,  gegenüber,  so  in  der  Frage  der  Theilong,  des  Be- 
sitzwechsels, der  Yerschuldung,  dos  Erbrechts  bei  ländlichem  Grundbesitz ;  überschätzt 
auch  nicht  mehr  so  den  Werth  der  älteren  agrarpolitischen  Beformen  (Grundentlastung, 
Zusammenlegung  der  Grundstücke,  Gemeinheitstheilung).  In  der  Frage  des  Öffentlichen 
(Staats-,  Gemeinde-)Be8itzes  von  Grundeigenthum  erkennt  man  unbefangener  die  finan- 


348  3.B.  AusdebD.d.Privatoigenthoms.  2.K.  Grandeigentham.  YorbemerkaogeD  §.155. 

ziellen,  socialpolitischen  Yortheile  gewisser  Kategorieen  solchen  Besitzes  an,  aber  rer- 
kennt  auch  nicht  die  technischen,  socialen,  politischen  Bedenken  einer  zu  weitgehenden 
Yerallgemeinening  des  öffentlichen  Bodenbesitzes  nnd  legt  in  der  wichtigsten  Frage, 
deijcnigen  des  ländlichen  PriTatgrandeigenthums,  auf  die  sociale  Function  des 
letzteren  das  entscheidende  Gewicht  fUr  die  Beibehaltung  desselben,  allen  Fordemngen 
radicaler  Politikern  gegenüber. 

Die  Grundrenten  frage  berührt  sich  mit  der  aligemeineo  principiellen  Frage, 
ob  es  überhaupt  Prirateigenthum  am  Boden  geben  soll,  sehr  nahe,  jedoch  geht 
letztere  Frage  nicht,  wie  vielfach  angenommen  wird,  ganz  in  die  erstcre  auf,  d.  h. 
mit  der  Ansicht  über  die  Grundrente  ist  diejenige  Ober  das  private  Grundeigenthum 
noch  nicht  ohne  Weiteres  entschieden.  Ein  Haaptangriff  ist  gegen  dio  Institution  des 
privaten  Grnndeigenthums  regelmässig  mit  dem  Hinweis  darauf  geführt  worden,  daas 
der  EigenthOmer  als  solcher  nur  kraft  seines  Eigenthufflsrechts  in  der  Grundrente 
ein  Einkommen  beziehe,  welches  er  nicht  persönlich  ökonomisch  verdient  habe,  dass 
das  Grundeigenthum  ^o  als  Monopol  wirke.  So  vielfach  britische  Nationalökonomen, 
wie  Senior,  political  economy,  p.  105  ff.,  auch  J.  St.  Hill,  selbst  noch  jetzt 
H.  Spencer  trotz  seines  sonst  individualistisch-ökonomischen  Standpnncts,  und  über- 
haupt englische,  sonst  liberale  Oekonomisten ,  wobei  freilich  in  Betracht  kommt,  daas 
dieselben  die  Agrarverhältnisse  ihres  Landes,  vorwaltenden  grösseren,  meist  vorpaohtetea 
Grundbesitz,  bei  fast  fohlendem  selbst wirthschaftouden  Bauernstand,  vor  Augen  haben. 
Aehnlich  der  gesammte  Socialismus  und  dio  neueren  ausserhalb  des  letzteren  stehenden 
theoretischen  und  agitatorischen  „Bodenreformer".  Diesen  Angriff  auf  das  Giund- 
eigentham  als  ein  „Monopol"  suchten  Andere  dadurch  abzuschlagen,  dass  sie  das 
Vorhandensein  einer  solchen  Grundrente  und  damit  diesen  aus  ihr  abgeleiteten 
Monopolcharacter  leugneten  (Bastiat  und  seine  Schule,  besonders  auch  die  deatscben 
Freihändler).  Indessen  ist  dieser  Gegenbeweis  entschieden  missglückt  Von  anderer 
Seite  ist  der  Bezug  einer  Grundrente  durch  den  Nachweis  der  vortheühaften  Function 
dieser  Einrichtung  („Prämienfunction"  der  Beute,  SchäfUe)  und  durch  eine 
Verallgemeinerung  des  Bentenprincips  ausserhalb  der  Grnndeigenthums-  nnd 
Bodenproducüonsverhältnisse  (v.  Mangoldt,  Schäffle)  zu  rechtfertigen  gesucht 
worden.  Der  Tragweite  dieser  Beweisführung  für  die  Privateigenthnmsfiage  vermag 
ich  mich  nur  zum  Theil  anzuschliesson.  Schäffle  selbst  hat  auch  im  Socialen 
Körper  (UI,  390)  die  Tragweite  seiner  eigenen  früheren  Ausführung  beschränkt  Die 
ganze  Renten-  und  specidl  Grundrentenlehre  gehört  indessen  in  die  zweite  Haupt- 
abtheilung  dieses  Gesammtwerks,  die  Theoretische  Volkswirthschaftslehre.  Für  die 
principielle  Seite  der  Frage  vom  privaten  Grundeigenthum  hat  sie  eine  grosse,  aber 
nicht  die  allein  entscheidende  Bedeutung.  Für  das  Weitere  beziehe  ich  mich  auf 
den  Text  im  Folgenden.  Ich  bemerke  hier  vorläufig  nur,  wie  schon  mohrfach,  dass 
ich  (auch  Rodbertus  gegenüber)  am  Kern  der  Ricardo -Thünen 'sehen  Grundrenten- 
theorie  festhalte,  die  Grundrente  also  als  ein  aus  Productionskostendifferenzen  sich  er- 
gebendes, nur  kraft  des  Eigen thu ms  bezogenes  „Differenz-Einkommen"  auffasse  (§.  148 
sub  4,  §.  161),  sie  nicht  als  die  einzige,  aber  als  die  weitaus  practisch  und  theoretisch 
wichtigste  und  andauerndste  Rente  ansehe  und  in  ihrem  Privatbezug  eine  vielfach 
bedenkliche  Einwirkung  auf  die  Yertheilung  des  Volkseinkommens  zu  Gunsten  der 
GrundeigenthUmer  (grossstädtisches  Grundeigenthum !)  erkenne.  Eine  Einwirkung,  welche 
in  gewissen  Fällen  in  der  That  einen  wichtigen  ökonomischen  Beweisgrund  ge^en 
privates  Grundeigenthum  bildet,  wieder  freilich  am  Wenigsten  bei  ländlichem,  xumal 
kleinerem  und  mittlerem,  selbstbewirthschaftetem ,  bäuerlichem  (siehe  auch  Bnchen- 
borger  I,  S.  244  ff,  wo  mir  nur  auf  S.  249  die  Sätze  etwas  zu  unbedingt  gefasst 
erscheinen).  Siehe  unten  §.161  nebst  litterarischen  Noten.  Für  die  ganze  Streitfrage 
besonders:  Boren s,  kritische  Dogmengeschichte  der  Grundrente,  Leipzig  1868. 
Einen  entscheidenden  Grund  gegen  Privatgrundeigenthum  liefert  die  Thataache,  die 
mir  mit  den  meisten  Nationalökooomen  der  Ricard o*schen  Schule  und  den  SociaUsten 
unbestreitbar  ^erscheint,  dass  nemlich  der  private  Bezog  der  Grundrente  dem  Eigen- 
thümer  öfters  ein  von  ihm  „persönlich  ökonomisch  unverdientes"  Einkommen  zuführt, 
gleichwohl  nicht:  und  zwar  aus  demselben  Grunde  nicht  aus  welchem  überhaupt  die 
negativ  kritische,  vielfach  durchaus  richtige  Beweisführung  gegen  das  private  Grund- 
eigenthum (aus  dessen  volkswirthschafdich  bedenklicher  Function  im  Vertbeilungsproceas 
heraus)  ohne  gleichzeitige  gelungene  positive  Beweisführung,  ob  und  welche  bessere 
Einrichtung  an  die  Stolle  treten  soll,  ob  und  und  wie  weit  also  sonst  das  volkswirth- 
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schaftliche  PTodoctionnnteresse  richtig  gevahrt  irerdeo  kann,  nicht  für  sich  die  ganze 
principielle  Frage  entscheidet.    Siehe  darttber  unten  §.  159. 

Bei  der  hervorragenden  Stellung,  welche,  früher  freilich  noch  ungleich  mehr 
als  jetzt,  das  ländliche  Grundeigenthum  unter  allem  Grundeigenthum  einnimmt,  ist 
die  agrarpolitische  Seite  der  lindlichen  Eigenthumsordnang  von  allgemeiner  Wichtig- 
keit hinsichtlich  der  ganzen  Frage  des  privaten  Gmndeigenthums.  Diese  Seite  wie 
der  verwandte  Gegenstand,  die  geschichtliche  Entwicklung  des  ländlichen  Grundeigen- 
thoms,  sind  hier  in  der  Grundlegung  nicht  n&her  bis  ins  Einzelne  zu  behandeln. 
Das  ist  die  Aufgabe  theils  der  Wirthschaftsgeschichte.  theils  der  Agrarpolitik  als  eines 
HaupttheÜs  der  Practischen  Nationalökonomie.  In  letzterer  Hinsicht  kann  ich  jetzt 
hier  auf  die  bezOglicben  Ausfllhrungen  in  dem  Buchen  berger 'sehen  Werk  ver- 
weisen, besonders  Band  I,  namentlich  Kapitel  2,  Abschnitt  2,  S.  249  ff.  aber  Privat- 
und  Goliectiveigenthum,  Ausführungen,  mit  welchen  ich  im  Ganzen  durchaus  Ober- 
eiostimme,  wenn  auch  mit  einzelnen  Abweichungen  in  Nebenpuncten  und  in  Betreff 
von  Einzelheiten  in  der  Beweisftlhrung.  Ich  glaube  unter  Hinweis  auf  Buchenberger's 
Werk  einige  weitere  Ausfahrungen  der  geschichtlichen  Partieen  und  Ober  die 
Principienfrage,  Privat-  und  Gemeineigenthum,  woran  ich  for  diese  3.  Auflage  wegen 
neuerer  historischen  Arbeiten  (besonders  Lamp recht,  v.  Inama-Sternegg), 
Schriften  Aber  russische  Verhältnisse  (v.  Käussler)  und  wegen  der  Ausdehnung 
der  Bodenreformbewegung  (George,  Flttrscheim)  gedacht  habe,  unterlassen 
zu  können.  Es  genfigt,  für  die  Losung  der  in  die  Grundlegung  allein  gehörigen 
principiellen  Aufgabe  auf  einige  Ergebnisse,  welche  in  der  Geschichte,  Statistik 
und  Politik  des  Ackerbaus  und  des  ländlichen  Grandeigenthums  genauer  ausgeführt 
werden  und  Überhaupt  daselbst  erst  eigentlich  zu  begründen  sind,  hier  bloss  Bezug 
zu  nehmen,  und  nur  mitunter  einzelne  landwirthschaftlich-technische,  privatOkonomische 
und  geschichtliche  Verhältnisse  etwas  näher  zu  verfolgen.  Doch  ist  auch  hierbei 
der  leitende  Gesichtspunct  ein  andrer  als  in  der  Theoretischen  und  Practischen  National- 
ökonomie: in  den  folgenden  Abschnitten  kommen  die  technischen  und  geschichtlichen 
Details  nur  in  Bezug  auf  die  grosse  Principienfrage  „ob  Privateigenthum  am  Boden 
oder  nichf*  in  Betracht.  Die  Beschränkung,  welche  sich  hieraus  ergiebt,  ist  in  den 
Hauptabschnitten  2  und  3  so  weit  als  mOglich  inne  gehalten  worden.  Speciallitteratur 
siehe  daselbst. 

Mehrfach  bin  ich  im  Texte  ziemlich  genau  meiner  kleinen  Schrift  „die  Ab- 
schaffung des  privaten  Grandeigenthums",  Leipzig  1870  (gegen  die  Beschlüsse  des 
Basaler  Internationalen  Arbeitercongresses  gerichtet)  gefolgt ,  doch  ist  die  Begründung 
eingehender  und  mein  Standpnnct  im  Folgenden  auch  hier  der  Forderang  der  Socia- 
listen  gegenüber  weniger  absolut-gegnerisch,  als  historisch-  und  Ortlich-relativ- 
gegnerisch. Die  Bezugnahme  auf  das  sog.  Grund-  und  Bodengesetz  („Gesetz 
der  Production  auf  Land'*,  dass  nemlich  ceteris  paribus,  d.  h.  vor  allem  bei  gleich- 
bleibender Technik  —  eine  Bedingung,  die  auch  Rodbertus  in  seiner  Socialen 
Frage,  S.  180  ff.,  übersieht  —  die  Verdoppelung  von  Arbeit  und  Kapital  nicht  den 
Ertrag  verdoppelt,  —  am  Besten  dargelegt  von  Senior  und  Mi II,  politische  Oekonomie, 
Band  1,  Kapitel  12,  siehe  schon  Grundlegung  I,  S.  654)  habe  ich  im  Texte  nicht  in 
dem  Maasse  wie  in  jener  Schrift  S.  25  ff.  für  nOthig  gefunden.  Denn  es  l&sst  sich 
der  Process  der  Entwicklung  des  privaten  Grundeigen thu ms  auch  ohne  specielles  Ein- 
gehen auf  jenes  Gesetz,  dessen  Darlegung  nnd  Untersuchung  in  die  Theoretische 
Nationalökonomie  gehört,  sofort  an  die  Entwicklung  der  intensiven  Landwirth- 
scfaaft  anknüpfen,  welche  freilich  wieder  mit  jenem  Gesetz  zusammenhängt.  Vgl. 
besonders  §.  169. 

Für  unsere  frühere,  durch  die  Einseitigkeit  des  Smithianismus  und  der  ganzen 
britischen  Nationalökonomie  in  den  Principienpuncten  noch  stark  beherrschte,  daher 
mehr  formell  als  materiell  selbständige  deutsche  Finanzwissenschaft  ist  die 
Abneigung  gegen  Grundeigenthum,  welches  dem  Staate  einen  Reinertrag  als  Finanz- 
vemOgen  geben,  also  eine  privatwirthschaftliche  Einnahmequello  sein  soll,  sehr  be- 
zeichnend: die  Gonseouenz  d«T  rein  privatwirthschaftlichen  Auffassung  der  Volks* 
wirthschalt  und  der  aEs  selbstverständlich  geltenden  Annahme,  dass  der  Grand  und 
Boden  auch  im  volkswirthschaftlichen  Interesse  möglichst  in  Privathänden  sein  müsse. 
Die  gegen  das  private  Grandeigenthum  polemische  Richtung  begegnet  sich  daher 
mehrfach  mit  der  älteren  („cameralistischen'')  Richtung  in  der  Praxis  und  Theorie 
unseres  Finanzwesens,  dass  der  Staat  ein  ausgedehntes,  vomemlich  aus  Grundeigen- 
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thum  bestehendes  Domanium  zweckmässiger  Weise  besitzen  solle.  Fttr  die  Frage,  ob 
gewisse  Bodenkategorieen  lieber  in  dem  durch  den  Staat  vertretenen  Gemeineigenthom 
oder  im  Privateigenthnm  der  Prirateo  stehen  sollen,  kann  eben  deshalb  vielfach  an 
die  bisherigen  Erörterungen  hierüber  in  der  Finanzwissenschaft  angeknQpft  werden. 
Vgl.  fttr  das  folgende  Kapitel  daher  meine  eingehenderen  ErOrteningen  der  Frage 
vom  OScntlichen  (Staats-)Besitz  von  Dom&uen,  Forsten,  Bergwerken,  Wegen,  Eisen- 
bahnen im  1.  Bande  der  Finanzwissenschaft,  besonders  in  der  3.  Auflage. 

Ran  erörtert  seinem  Standpnncte  gem&ss  die  principielle  Frage  des  privaten 
Grandeigen tho ms  als  solche  nicht,  berührt  sie  indessen  mehrfach  in  Verbindang  mit 
anderen  Pancten.  So  I,  §.  376  ff.  und  besonders  in  der  Volkswirthschaftspolitik  bei 
der  Darstellung  der  rechtlichen  Yerh&ltnisse  des  landwirthschaftlichen  Gewerbes, 
§.  46 — 96,  besonders  §.  76  IT.,  dann  in  der  Finanzwissenschaft.  —  Röscher  I,  1, 
Kapitel  5 ,  §.  87 ,  88  hebt  die  abweichende  Stellung  und  die  besondere  geschichtliche 
Entwicklung  des  Giuudeigenthums  auch  für  die  allgemeine  theoretische  National- 
ökonomie hervor.  Doch  zeigt  sich  gerade  hier,  wie  die  Erörterung  über  Freiheit 
und  Eigenthum  im  Abschnitt  von  der  Production  und  daher  aus  dem  Gesichtspancte 
der  Production  ohne  gleichzeitige  Berücksichtigung  des  Gesichtspuncts  der  Vertbeilung 
nicht  ausreicht  (siehe  oben  S.  6).  Das  private  Grnndeigenthum  wird  wegen  seiner 
Wirkung  auf  die  Yertheilung  angegriffen  und  kann  daher  nicht  ausschliesslich 
mit  seiner  allerdings  vielfach  günstigen  Wirkung  auf  die  Production  (Haupt- 
abschnitt 3  unten)  vertheidigt  worden.  Yen  Röscher 's  Meisterwerke,  der  Nationai- 
Okonomik  des  Ackerbaus,  geboren  viele  Theile  hierher,  besonders  Band  2,  Kapitel  2, 
4 — 8,  11,  worauf  für  die  Details  der  Hauptabschnitte  2  und  3  besonders  zn  verweisen 
ist.  Siehe  sonst,  ausser  der  §.  92  genannten  nationalOkonomischen  Littoratur  über 
das  Eigenthum  im  Allgemeinen  noch;  Knies,  politische  Oekonomie,  2.  Auflage  passim, 
besonders  S.  215  ff.  (über  A.  Smith 's  Auffassung  des  Monopolcharacters  des  Grund- 
cigenthums).  Ferner  Seh  äff lo.  System,  3.  Auflage,  H,  522  ff.,  539  ff.  und  passim 
(umfassende  piincipielle  Erörterung  fehlt  auch  bei  ihm;  besonders  Bezugnahme  in 
der  Grundrentcnlehre).  Auch  im  Socialen  KOrper  fehlt  eine  zusammenhängende  Er- 
örterung des  Grundcigenthnmsproblüms.  Neuere  systematische  theoretische  Werke 
der  deutschen  Littoratur,  wie  v.  Mangoldt,  G.  Cohn,  v.  Philippovich,  SchOn- 
berg's  Handbuch  gehen  auch  nicht  weiter  darauf  ein.  Siehe  jedoch  in  letzterem 
Mit  hoff 's  Abhandlung  Yertheilung,  besonders  in  dem  Abschnitt  „Einwendungen 
gegen  die  Grundrente''  (3.  Auflage,  I,  603  ff.,  namentlich  die  Note  26,  S.  604).  Im 
Handwörterbuch  der  Staatswissenscbaften  habe  ich  die  Quintessenz  meiner  folgenden 
längeren  Ausführungen ,  doch  mit  einigen  jetzt  in  dieser  3.  Auflage  hier  wieder  be- 
nutzten Zuthaten,  in  der  Abhandlung  Grundbesitz,  „die  Principienfrage  der  Rechts- 
ordnung*' gegeben  (UI,  S.  112 — 131^).  Dazu  Lamprecht,  ebenda,  Geschichte  des 
Grundbesitzes,  S.  139  —  165,  Wirminghaus,  Statistik  desselben,  S.  165  ff. 
Siehe  ferner  Rösler  Yerwaltungsrecht  I,  §.  124  ff.;  Lindwurm,  Eigenthnmsrecht, 
Kapitel  Y;  Lange,  Arbeiterfrage,  Kapitel  6;  0.  Effertz,  Arbeit  und  Boden,  2.  Auf- 
lage, 3  Bände  (Berlin  1890),  übrigens  mehr  ein  allgemeines  theoretisches  national- 
ökonomisches Werk,  vgl.  darüber  Lezis  in  Schmoller's  Jahrbuch  1891,  S.  1303  ff. 

A.  Smith  behandelt,  ohne  die  Monopolnatur  des  Grnndeigenthums  zu  verkennen 
(so  I,  63),  die  principielle  Frage  nicht  näher,  die  Rentenfrage  schief,  die  einzelnen, 
mit  der  landwirthschaftlichen  Benutzung  in  Yerbindung  stehenden  Fragen  rein  privat- 
wirthschaftlich ;  natüriich  befürwortet  er  den  Uebergang  der  Domänen  ins  Privatdgen- 
thum ,  mit  dem  gewöhnlichen  privatwirthschaftlicheh  Rentabilitätsgesich tspunct  (b.  Y. 
eh.  2  am  Schlnss).  Ricardo 's  (wie  v.  Thünen's)  Grundrentenlehre  beruht  ganz  auf 
der  Annahme  privaten  Grundeigenthums ,  dessen  volle,  schroffe  Gonsequenzen  gerade 
in  dem  Bezug  der  Grundrente  hervortreten,  ohne  dass  deswegen  das  aus  anderen 
Gründen  für  nothwendig  gehaltene  Grnndeigenthum  verworfen  wird.  Nor  in  Betreff 
der  „Wegsteuerung"  der  Grundrente,  als  eines  bloss  dem  Eigenthumsprincip  zu  rer- 
dankenden,  von  allgemeinen  Entwicklungen  abhängigen,  daher  mehr  der  Yolksgemein- 
schaft  und  ihrem  Repräsentanten,  dem  Staate  gebührenden  Einkommens  finden  sich 
wie  schon  bei  A.  Smith,  so  bei  Ricardo  und  seiner  Schule  Gesichtspnncte ,  die  dann 
in  der  Folge  nur  schärfer  verfolgt  werden.  Giern  wird  sonst  auch  in  der  englischen 
theoretischen  politibchen  Oekonomie  die  Frage  der  Agrarrechtsreformcn  (Bauerschafts- 
begründung) behandelt.  Ygl.  besonders  J.  St.  Mi  11,  principles,  Buch  4,  Kapitel  2, 
§.  5,  6  („Gründe   für  Grundeigenthum ,  verschieden  von  denen  für  Eigenthum  ftn  be- 
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weglichen  Gütern"',  Grundeigentbum  von  gewissen  Bedingungen  abbängig,  die  aber 
nicht  erfüllt  werden'').  Dann  Kapitel  6  ff.  ?on  bäuerlichen  Eigen thümern.  Auch 
neueste  englische  Theoretiker,  wie  Mars  hall,  handeln  doch  meist  nur  vom  Grund- 
eigenthnm  in  Verbindung  mit  ihren,  oft  sehr  eingehenden  Erörterungen  über  die 
Grundrente.  —  In  der  französischen  Litteratur  sind  immer  noch  als  sehr  werth volle 
Untersuchungen  über  die  nationalökonomische  und  sociale  Seite  des  ländlichen  Grund- 
eigentbums,  der  Landwirthschaft,  der  Bechtsverhältnisse  der  Bodeneigenthümer  und 
Bebaner  n.  s.  w.,  auch  vielfach  von  Bedeutung  für  die  principielle  Frage  des  Grund- 
eigenthnms,  Sismondi 's  Erörterungen  hervorzuheben:  nouveauz  principes  d'6conomie 
politique  I,  1.  3,  (de  la  richesse  teiritoriale)  u.  6tudea  I  n.  II,  Sect.  1  (über  dasselbe 
Thema).  Femer  das  ganze  Werk  ron  De  Laveleye.  Gide,  im  Journal  des  Eco- 
nomistes,  1883,  t.  22,  p.  175  ff. 

In  der  italienischen  Litteratur  sind  für  B'ragen  dieses  Kapitels  die  freilich 
viel  weiter  ausgreifenden  wichtigen  Schriften  von  A.  Loria  hervorzuheben  (siehe 
schon  oben  S.  189  und  S.  292):  seine  rendita  fondiaria  e  la  sua  elisione  naturale, 
Milano  1880,  la  legge  di  popolazione  ed  il  sistema  sociale,  Siena  1882,  la  tcoria 
economica  della  constitnzionA  politica,  Torino  1886,  französisch  von  A.  Bouchard, 
les  bases  ^conomiques  de  la  Constitution  sociale,  2.  6d.,  Paris  1893,  besonders  aber 
das  grosse  Werk  analisi  della  proprietä  capitalista,  2  vol.,  Torino  1890,  la  terra  e  il 
sistema  sociale,  Pado?a  1892.  Ueber  Loria  siehe  Cossa,  introduzione,  3.  ed.  p.  527,  Lezis 
in  Schmoller*s  Jahrbuch  1894  S.  293  >- 302)  (besonders  über  die  analisi).  Der  Grund- 
gedanke ist:  „die  entscheidende  Bedeutung  des  Vorhandenseins  oder  Nichtvorhanden- 
seins von  freiem  Lande  für  die  Gestaltung  der  Wirthschaftsformen"  (Lezis  a.  a.  0.). 
Siehe  femer  auch  hier  F.  Lampertico's  proprieta  (Milano  1876),  besonders 
cap.  1—3. 

§.  156.  Fortsetzung.  Besonders  Socialismus  und  Bodenbesitz- 
reform-Bewegung und  ihre  Litteratur.  In  der  kritischen,  das  ganze 
privateGrondcigenthnmprincipi eil  angreifenden  und  es  verwerfenden  Litteratur 
ist  die  eigentlich  socialistische  und  die  neuere  Bodenbositzreform-Litteratur 
zu  unterscheiden.  Die  erstere  wendet  sich  überall  gegen  das  Privateigentbum  am 
Boden  in  der  Consequenz  der  ganzen  socialistischen  Doctrin,  weil  der  Grand  und  Boden 
das  hauptsächliche  sachliche  Productionsmittel  ist.  Dies  Privateigentbum  wird  daher 
anch  wohl  besonders  scharf  angegriffen,  aber  doch  principiell  nicht  anders  als  das 
Privateigentbum  am  Kapital.  Weil  man  es  beim  Boden  mit  einem  reinen  Naturfactor 
zu  thnn  hat,  erscheint  freilich  dem  Socialismus  dies  Privateigentbum  noch  unbegründeter 
und  weil  die  Rechtsgeschichte  desselben  so  manche  schwarze  Seiten  biotot,  ferner 
wegen  des  Hervortretens  der  Grundrente  auch  seine  Entstehung  und  seine  Folgen  noch 
bedenklicher.  Mit  besonderem  Eifer  wird  gern  aus  der  Geschichte  einzelner  Länder 
(Unterdrückung  der  freien  Bauerschaft,  Bildung  der  Grundherrschaft,  späteres 
Bauerlegen,  Usurpation  der  Gemeinheiten,  w\q  Grossbritannien,  einzelne  Theile  des 
Continents)  alles  Schlimme  zusammengesucht,  was  sich  ethisch,  politisch,  ökonomisch 
und  technisch  gegen  das  Privatgrundeigenthum  verwerthen  lässt,  so  in  der  wissen- 
schaftlichen Litteratur  (März),  so  vollends  in  der  agitatorischen. 

Leichter  als  gegen  das  Privatkapital  ist  die  socialistische  Beweisführung  auch 
immerhin,  selbst  in  Betreff  der  letzten  practischen  Gonsequenz,  der  „Abschaffung" 
des  privaten  Grundeigenthums  und  der  Hinüberführung  desselben  in  „gesellschaftliches 
Gemeineigenthum".  Manche  üble  Folgen  des  privaten  Grandeigen thums  sind  offen- 
kundiger, für  die  Möglichkeit  des  Gemein  eigentbums  kann  man  sich  auf  ältere  historische 
Rechtsbildungen  und  hie  und  da  auf  noch  vorhandene  beziehen,  die  gedankenmässige 
Ausbildung  einer  Gemeineigenthnms-  statt  einer  Privateigenthumsordnung  am  Boden 
ist  weniger  schwierig  als  eine  solche  Betreffs  des  Kapitals,  auch  practisch  sieht  man 
bei  jener  leichter  das  „Wie  und  Wo''  und  kann  manche  sich  bietende  Einwendungen 
mit  geringerer  Mühe  abweisen.  Aber  Uaupfehler  enthält  doch  die  socialistische 
Kritik  und  die  Gonsequenz  daraus  auch  in  der  Frage  des  Grandeigenthums.  Die 
historiflche  Bedingtheit  des  Privateigenthums  wird  nicht  gebührend  gewürdigt;  die 
veiBchiedeneu  Zweckkategorieen  des  Bodens,  bei  welchen  die  Frage  ökonomisch,  technisch, 
ethisch,  social,  politisch,  finanziell  ganz  rerschieden  liegt,  werden  nicht,  oder  nicht 
ausreichend  unterschieden;  die  kritische  Polemik  generaJisirt  viel  zu  sehr;  die  öko- 
nomisch-technische Ueberlegenheit  des  landwirthschaftlichen  Grossbetriebs  wird  in 
falscher  Analogie  mit  der  Industrie  übertrieben,   zum  Theil  ohne  Grand  behauptet. 


352  3«l^*  AQsdebn.d.PmateigenUiiimB.  2.K.  GrnndeigeDÜiuin.  VorbemerkongeD.  §.156. 

da  gerade  der  Kleinbetrieb  in  der  Landwirthschaft  specifische  Vorzüge  hat,  welche  seioc 
M&Qgel  öfters  mehr  als  aufwiegen;  die  sociale  Konction  insbesondere  des  l&ndlichen 
privaten  Grandeigenthums  wird  ttberselien  oder  fQr  nichts  geachtet  oder  verworfen; 
und  endlich  die  Möglichkeit  und  Zweckmftssigkeit  des  Ersatzes  des  Privateigenthnms 
durch  das  Gemeineigenthum  wird  doch  viel  zu  leicht  genommen,  die  psfchologischen, 
ökonomisch -technischen,  politischen  Schwierigkeiten  und  Bedenken  werden  auch  hier 
nicht  irgend  genügend  berücksichtigt.  Deshalb  kann  man  wissenschaftlich  und  ftlr  eine 
besonnene  legislative  und  administrative  Reformarbeit  doch  nur  Einiges  aus  den 
kritischen  und  polemischen  Gesichtspunkten  und  Beweisgründen  des  Socialismus  in 
der  Grundeigenthumsfrage  benutzen,  aber  die  Beweisführung  in  dem  wichtigsten  Falle, 
beim  ländlichen  und  theilweise  auch  beim  städtischen  Grundeigeathum ,  nicht  für 
ausschlaggebend  erklären.  Auch  die  verbleibenden  Einwendungen  gegen  Gemein- 
eigenthum am  Boden  vom  Productionsstandpuncto  aus  werden  vom  Socialismus  nicht 
hinlänglich  berücksichtigt.  Folgerichtiger  verfährt  der  Socialismus  übrigens  im  Ver- 
gleich mit  den  „Bodenreformen!"  insofern,  als  er  mit  Becht  daran  festhält,  dass  die 
Beseitigung  des  Privateigenthnms  am  Boden  ohne  diejenige  des  Privateigenthoms  am 
Kapital  etwas  Halbes  sein  und  für  sich  allein  nicht  für  Production  und  Yertheilung 
das  auch  manchen  Bodenreformern  vorschwebende  Ziel  zu  erreichen  ermöglichen  würde. 

Die  ganze  socialistische  Litteratur  gehört  mit  hierher,  braucht  daher  hier  nicht 
wieder  besonders  genannnt  zu  werden.  Vgl  n.  A.  Marx,  Kapital  I,  Kap.  24  über 
die  sog.  urspsrüngliche  Accumulation,  besonders  über  die  englischen  ländlichen 
Verhältnisse  (4.  Auflage  S.  682  fi.).  Liebknecht,  Grund-  und  Bodenfrage, 
Zürich  (mehrere  Auflagen). 

Nicht  auf  socialistiscber  Grundlage  steht  eine  andere  kritisch- polemische  und  die 
Beseitigung  des  Privateigenthnms  am  Boden  ebenfaUs  vertretende  Litteratur,  welche 
neuerdings  auch  agitatorisch  geworden  ist:  die  Litteratur  der  „Bodenbesitzreform** 
(Nationalisirnng  von  Land,  englisch).  Hierher  gehören  neuere  deutsche,  ameri- 
canische,  englische  Schriften,  deren  Verfasser  von  ähnlichen  Anschauungen  und 
Beobachtungen  von  Missständen ,  besonders  in  Betreff  des  speculativen  Besitzwechsels 
von  Grund  und  Boden  ausgehen,  au  die  misslicho  Seite  des  Privatbezugs 
der  Grundrente  und  des  Bezugs  von  Gonjunctmengewinnen  an  Grandstücken 
anknüpfen  und  dann  ihre  Kritik  wie  ihre  positive  These  theils  in  umfassender, 
wissenschaftlicher  und  principieller  Weise,  theils  auch  nur  unter  besonderer  Hervor- 
hebung einzelner  Missstände,  in  beiden  Fällen  fireilich  vielfach  recht  dilettantisch  zu 
begründen  suchen.  Mit  zu  erwähnen  ist  hier  Gossen  in  seiner  eigenthümlichen 
Schrift  Entwicklung  der  Gesetze  des  menschlichen  Verkehrs  (1854),  worin  im  Interesse 
bester  Bodenarbeit  der  üebergang  des  Bodens  an  die  Gesammtheit  und  die  Oeber- 
lassung  desselben  pachtweise  an  den,  welcher  die  höchste  Rente  zu  zahlen  geneigt 
ist,  erwogen  wird  (Ausgabe  von  1889  S.  250  ff.).  —  Zu  den  besten  bezüglichen 
Schriften  möchten  immerhin  Samte r!s  Arbeiten  über  die  Eigenthumsfrage  gehören 
(siebe  oben  8.  1 87).  Er  ist  in  Betreff  des  Grand  und  Bodens  dem  ,.gesellsdiafUichen'* 
Eigenthum  daran  überwiegend  günstig,  aber  hält  dabei  mehr  Maass  und  ist  in  der 
Beweisführung  vorsichtiger  und  unbefangener,  als  die  neusten  deutschen  Bodenreformen 
(vgl.  besonders  Samter's  gesellschaftliches  und  Privateigenthum  und  das  grössere  Werk 
über  Eigenthum,  u.  A.  S.  453  ff.,  489  ff).  Weit  dilettantischer  und  sofort  wesentlich 
agitatorisch  wird  die  Grundeigenthumsfrage  von  der  sonstigen  deutschen  „BodeDrefoTra-'\ 
„Freiland ^'-Litteratur  behandelt.  Siehe  über  dieselbe  die  kritischen  Revuen  von 
Conrad  und  K.  Diehl,  in  des  ersteren  Jahrbüchera  (Conrad,  neuste  deutsche 
Litteratur  über  VersUatlichung  des  Bodens)  Band  50,  TU,  F.  15,  1889,  S.  150  ff., 
übrigens  die  doch  wesentlich  anders  stehenden  Schriften  von  L.  v.  Stein,  Schaf fle. 
Ruh I and  hier  mit  einziehend  und  wohl  den  Ausgangspunct  der  Polemik,  die  MSngel 
der  bestehenden  Rechtsordnung,  etwas  zu  wenig  gelten  lassend.  Feraer  in  derselben 
Zeitschrift  K.  Diehl,  Band  58,  3.  Folge,  Band  3,  1892,  S.  516  ff.  Dazu  die 
kritische  Litteraturübersicht  von  Bnchenberger  in  seiner  Agrarpolitik  Band  I, 
S.  230  ff.  Die  deutsche  bezügliche  Litteratur  ist  zwar  von  H.  George  und  den 
americanischen  und  englischen  Bewegungen  beeinflusst  worden,  aber  doäk  auch  ihre 
eigenen  Wege  gegangen,  freilich  mit  wesentlichen  Mängeln  behaftet.  Völlig  unge- 
niessbar,  gleichwohl  nicht  ohne  Einfluss  geblieben  sind  die  Schriften  von  Stamm, 
Erlösung  der  darbenden  Menschheit,  „Belehrungen  über  die  Elgenthumsanmaaasiukgen 
u.  s.  w.'',  3.  Auflage,  Stuttgart  1884,  und  derselbe,  die  sociilpolitische  Bedentong 
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der  Bodenreform,  Minden  1886.  Am  wichtigsten  sind  die  Schriften  ?on  Flürscheim, 
SUatsmonopol  des  Qrondpfandrechts  u.  s.  ▼.,  Minden  1885,  derselbe  Dentschland  in 
100  Jahren  o. s.  w.  ein  sociales  Mftrchen,  Dresden  und  Leipzig  (1890);  derselbe,  anf 
friedlichem  Wege,  2  Auflage,  Baden-Baden  1884;  derselbe,  der  einzige  Bettnngsveg, 
Dresden  nnd  Leipzig  (1890).  Schriften,  sicherlich  vielfach  dilettantisch,  mitunter  bis 
znr  Nairetit  and  in  der  Beweisfllhrung  anzalftnglich ,  auch  in  der  Form  angreifbar 
genng,  dennoch  m.  E.  nicht  so  mangelhaft  wie  sie  Diehl,  Conrad  beurtheilen,  auch 
Buchenberger's  sachlich  mir  zutreffend  erscheinendes  Urtheil  würde  ich  persönlich 
doch  etwas  mildem.  Ueber  die  völlig  unhaltbare  Krisentheorie  und  Theorie  der 
Begründung  des  Zinses  (nemlich  die  directe  und  indirecte  Zurfickfahrung  des  letzteren 
nur  auf  das  Prirateigenthum  gerade  am  Boden)  siehe  Diehl  und  Buchenberger 
a.  a.  0.  Flarscheim  beruft  sich  in  seiner  letzten  Hauptschrift  mehrfach  auf  meine 
Ausführungen  in  der  Grundlegung  und  hat  längere  Auszöge  daraus  gegeben  (S.  263 
bis  275),  besonders  aus  meinen  £rOrterungen  über  das  stldtische  Grundeigenthum. 
£r  bedauert  nur  zum  Schluss,  dass  ich  aus  meinen  Auffassungen  nicht  die  Cänsequez 
zOge  energisch  ftir  die  Abschaffung  des  (stldtischen)  Priratgrundeigenthums  zu  agitiren 
(S.  275).  Von  anderen  Gründen  abgesehen  handelt  es  sich  indessen  in  einem  Werke 
wie  dem  meinen  in  der  That  nicht  um  agitatorische,  sondern  um  wissenschaftliche, 
das  Erkennen  betreffende  Aufgaben.  Und  was  mich  von  FlOrscheim  und  seiner 
Agitation  wie  seiner  Theorie  trennt,  ist,  dass  auch  er  mir  viel  zu  sehr  generalisirt 
und  die  Bedenken  und  Schwierigkeiten  einer  Hinttberftlhrung  des  Privat-  in  Gemein- 
eigenthum  am  Boden  auch  beim  st&dtiscben,  vollends  beim  ländlichen  Boden  gewaltig 
unterschätzt,  sociale  Functionen  gerade  des  Privat  ei  gent  hu  ms,  welche  bei  letzterem 
in  Betracht  kommen,  ebenso  wenig  als  der  Socialismus  richtig  würdigt.  Wesentlich 
an  die  Flürseheim'schen  Schriften  und  die  von  ihm  ins  Leben  gerufene  Agitation 
hat  sich  eine  weitere,  meist  agitatorische  Broschüren-  und  Aufsatzlitteratur  angelmüpft 
Näheres  darüber  bei  Conrad,  Diehl  (auch  sonstige  Kecensionen  in  Conrads  Jahrbüchern 
letzte  Jahrgänge),  bei  Buchenberger,  einige  Schriften  stehen  auch  selbständiger.  Siehe 
U.A.  V.  Helldorf-Baumorsrode,  Verstaatlichung  des  Grund  und  Bodens,  i^riin  1885, 
Harmening,  LOsnng  der  socialen  Frage  durch  Bodenbesitzreform,  Berlin  1891, 
, Jemand",  das  Maschinenzeitalter,  Zürich  1891  (S.  276  ff.),  Wehberg,  humanistischer 
Sodalismus,  Berlin  1891,  Fuld,  Verstaatlichung  des  Grund  und  Bodens,  Hamburg  1892 
(kritisch,  ähnlich  wie  ich).  Femer  zur  Kritik  Ruhland,  Agitation  zur  Verstaatlichung 
von  Grand  und  Boden  in  Deutschland,  Tübinger  Zeitschrift  1887,  Band  43,  S.  291  ff., 
H.  Preuss,  die  Bodenbesitzreform  als  sociales  Heilmittel,  Berlin  1892  (einseitige 
scharfe,  aber  doch  in  manchen  Ausftlhrangen  zutreffende  Kritik),  Conrad  Schmidt 
sociale  Frage  und  Bodenverstaatlichung  (aus  der  Schippel'schen  Berliner  Arbeiter- 
bibliothek, Berlin  1890),  Kautsky  in  der  Neuen  Zeit  189ü,  S.  893  ff.,  beide  vom 
socialdemokratischen  Standpunkt  gegen  Flürscheim.  Plätterin  den  „deutschen  Worten*^ 
1891,  Heft  8  und  9,  S.  249,  Ethik  des  Landbesitzes;  derselbe  die  Bodenverstaatlichung 
der  Freiländer,  ebenda  1892,  Heft  4,  S.  209.  Dazu  Replik  Fiürscheims  ebenda  1892, 
Heft  8  und  9,  8.  469.  Im  Allgemeinen  siehe  die  von  dem  Flürseheim'schen  deutschen 
Agitationsverein  herausgegebene  Zeitschrift  „Frei  Land",  Organ  des  deutschen  Bundes 
für  Bodenbesitzreform  (jetzt  als  Halbmonatsschrift),  mit  manchen  kritischen  und 
Positives  bietenden  Aufsätzen. 

Gegner  von  Flürscheim  ist  trotz  in  einiger  Beziehung  verwandter  Tendenzen  auch 
Th.  Hertzka,  dessen  neuere  „Uberal-socialistische*^  Schriften  auch  dem  Privateigen thum 
am  Boden  gegnerisch  sind.  Siebe  seine  Gesetze  der  socialen  Entwicklung,  Leipzig 
1886  (besonders  Kapitel  7  über  Grundrente,  „ein  dem  Besitzer  des  Bodenmonopols  für 
die  Benutzung  der  Naturkräfte  zu  entrichtender  Tribut",  und  Kapitel  11,  „die  Oeber- 
windung  des  Naturmonopols** :  ,,sobald  die  Massen  die  Fähigkeit  selbständiger  Produotion 
erworben  haben,  wird  das  Grundeigenthum  zu  einem  Colturhindemiss  und  verliert 
seine  Existenzberechtigung.  Die  Grundbesitzer  müssen  voll  entschädigt  werden  .... 
Der  solcher  Art  emanicipirte  Boden  ist  Eigenthnm  der  Gesellschaft,  sein  Ertrag  jedoch 
gehört  voU  und  ganz  dem  jeweiligen  Bebauer.  Jedermann  hat  das  Recht,  Niemand 
die  Pflicht,  Boden  zu  bebauen  und  Niemand  ist  in  der  Wahl  des  zu  bebauenden 
Bodens  wie  überhaupt  in  der  Wahl  des  ihm  beliebenden  Prodnctionsbetriebs  Be- 
schränkungen unterworfen  (t!)**.  Aus  der  Inhaltsanalyse  Hertzka 's  selbst  S.  XIII,  XV). 
Siehe  über  dieses  Buch  den  trefflichen  kleinen  Essai  Schmoller*»,  dem  ich  fast 
durchaus  beistimme,  aus  seiner  Zeitschrift  in  seiner  Schrift  „Zar  Litteraturgeschichte 
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D.  s.  v/',  8.  260  („Freili&ndleiischer  Sodalümus").  „Ist  es  gleich  Wahnainii,  hat  es 
doch  Methode'*.  Dazn  die  neuere  Schrift  Hortzka's  (io  einer  gröaseren  und  kleineren 
Aosgabe)  „Freiland''  ein  sociales  Zukunftsbild,  Leipzig  1890,  eine  Utopie  oder  ein 
,3taatsroman."  Auch  an  Hertzka's  Schriften  und  Thätigkeit  hat  sich  eine  Agitation  und 
eigene  Zeitschrift  angeschlossen,  auch  sogar  ein  Verein  zur  piactiBchen  Yenrirklichung 
der  Ideen  mittelst  einer  eigenen  Colonie  auf  —  africanischem  Boden. 

Aelter  als  diese  eben  besprochene  deutsche  Bodenreform- Litteratur,  auch  letztere 
mit  beeinflussend,  zugleich  ron  grösserem  Erfolg  wenigstens  in  Bezug  auf  die  Er- 
langung einer  gevutsen  Anerkennung  in  der  Theorie  ist  die  nordamerikanische 
Beiregung,  welche  ?ornemllch  ron  Henry  George  ausgegangen  und  noch  jetzt 
vornemlich  von  ihm  getragen  ist.  Auch  die  englische  ähnliche  Bewegung,  wenn 
auch  nicht  ron  George  hervorgerufen,  ist  doch  von  ihm  verst&rkt  und  unter  dem 
Eiuduss  seiner  Schriften  erweitert  worden.  George  hat  auch,  wohl  Dank  seiner  leb- 
haften und  anregenden  Schreibweise  und  seiner  ganzen  Persönlichkeit,  die  als  die 
eines  seif  made  man  anzieht,  in  weiteren  Kreisen,  selbst  in  der  wissenschaftlichen 
Nationalökonomie  und  bei  Kritikern,  welche  seine  Theorie  ablehnen,  eine  gewisse 
Anerkennung  gefunden.  Diehl  (a.  a.  0.  S.  529)  wie  Buchen  borg  er  (S.  2S3) 
stellen  ,4hn  weit  höher  als  FltLrscheim".  Ich  kann  George  eine  besonders  hohe 
wissenschaftliche  Stellung  nicht  einr&umen  und  halte  nicht  nur  seine  Theorieen, 
sondern  auch  seine  Behandlungswoise,  so  schon  in  seiner  Hauptschrift  progress  and 
poverty  (Fortschrit  tund  Armuth,  Deutsch  von  Gütschow,  Berlin  1881,  3.  Auibge  1892) 
für  sehr  angreifbar,  auch  seine  leitenden  Ideen,  wenngleich  er  selbst  und  allein 
darauf  gekommen  sein  wird,  für  nichts  weniger  als  olyectiv  originell  Siehe  darüber 
schon  meine  Besprechung  obigen  Buchs  in  der  TQbinger  Zeitschrift  1881,  Band  37, 
S.  619  ff.  Ausser  jener  Schrift  siehe  noch  seine  social  problems,  deutsch  von  St  Opel, 
3.  Auflage,  Berlin  1890,  und  „zur  Erlösung  aus  socialer  Noth",  offener  Brief  an  Papst 
Leo  XIIL,  deutsch  von  Eulenstein,  Berlin  1893.  Gharacteristisch  ist,  dasa  ein 
Nordamericaner  bereits  so  scharf  das  private  Grundeigenthum  angreift  und  zwar  als 
Gegenstand  der  Landspecnlation  und  Grundrentenfonds.  Er  will  diese  Grundrente 
„wegsteuem",  wie  ähnlich  schon  so  manche  ältere  Nationalökonomen  und  Agitatoren, 
während  dann  der  Boden  in  Privatbesitz  bleiben  kann  und  soll:  also  keine  sonstige 
Aufbebung  des  Privatgrundeigenthums.  Auf  George  fllhrt  sich  daher  auch  eine 
eigen thttmlicho  steuerpolitiscbo  Bewegung  zurflck,  äusserlich  mit  der  alten  physio- 
kratischon  (imp6t  unique)  verwandt,  sachlich  ganz  anders  begründet:  das  Streben 
nach  einer  „einzigen  Steuer''  (single  tax),  eben  einer  wahren  Grundrentensteuer, 
möglichst  zum  Ersatz  aller  anderen  Steuern,  —  freilich  auch  eine  Utopie,  von  der 
technischen  Schwierigkeit  der  Verwirklichung  und  der  zu  vermuthenden  finanziellen 
Unzureichendheit  abgesehen  auch  allein  fQr  sich  eine  nichts  weniger  als  den  An- 
forderungen gerechter  Stenervertheilung  entsprechende  Steuer.  Vgl.  aber  America 
Wallace,  Und  lessons  from  America,  1887. 

Sind  es  in  der  Neuen  Welt  (auch  Australien)  die  Uebel  der  wilden  extravaganten 
Boden  vertheuernden  Land-  und  Grundst&ckspeculation,  so  in  Gross britannien  die 
eigen thUmlichen  Grundeigen thumsverhältnisse,  welche  hier  die  Idee  der  „Nationalisirung 
des  Bodens"  erweckt  haben.  Die  extremen  Entwicklungen  des  Privateigenthums  am 
Boden  und  zwar  nicht  nur  am  ländlichen,  sondern  selbst  am  städtischen,  das  Vor- 
walten des  fest  gebundenen  Grossgrundbesitzes,  die  ungeheuren  Bentenbezage  des- 
selben  gerade  in  Industrie-  und  Stadtbezirken  in  der  heutigen  volkswirthsch&ftlichen 
und  Verkehisentwicklong  bei  dem  System  der  Bodenleihe  zum  Hausbau  von  Eigen- 
thumer  an  Kapitalisten  und  Hausbesitzer  haben  hier  die  Opposition  gegen  die 
„uneamed  increments"  hervorgerufen,  wo  immer  geemtet  wird,  ohne  dass  man  gesät 
hat.  Selbst,  wie  bemerkt,  bei  den  classischen  liberal  -  individualistischen  britishen 
Oekonomisten  begegnet  man  daher  einer  sonst  verwunderlichen  Skepsis  an  der  un- 
bedingten Nothwendigkeit ,  Zweckmässigkeit  und  Unersetzbarkeit  des  privaten  Gnind- 
eigenthums.  Kein  Wunder,  dass  dann  die  neueren  rapiden  und  riesigen  Entwicklungen 
des  städtischen,  des  Bergwerks-,  des  zu  industriellen  Zwecken  dienend^i  Bodens  solchen 
Ansichten  Vorschub  leisteten.  Gerade  die  grosse  Verbreitung  des  Pacht  und  Boden- 
leih-Systems  in  Land  und  Stadt  in  Grossbritannien  macht  das  wohl  begreiflicher,  da 
hier  die  Ausführbarkeit  einer  Beseitigung  des  Privateigenthums  in  der  That  nicht  so 
schwierig  erscheinen  kann :  statt  des  privaten  Landlords  wird  die  , J^ation",  der  Staat, 
die  Krone  Grundherr  und  bezieht  die  steigenden  Grundrenten.    Die  neuere  agiwische 
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Krins,  die  F<»lge  der  abeneeischen  landwirthschafÜichen  Goncoirenz,  das  Herabgeben 
der  l&odlicheu  Pachtrente  konnte  sogar  wenigstens  den  ländlichen  Grandbesitzem  eine 
.^BodenTerstaatlichung'*  gegen  angemessene  Ilatsch&dignng  plausibel  erscheinen  lassen, 
nm  aas  den  Schwierigkeiten  hennsznkommen,  ein  auch  anf  dem  Gontinent  hie  und 
da  etwas  mitspielender  Gesichtspnnct  Die  britischen  Verhältnisse  bieten  aber  so 
specifisch  Eigenthümliches ,  dass  fllr  die  allgemeine  Gmndeigenthnmsfrage,  welche 
uns  hier  beschäftigt,  sonst  nicht  soriel  ans  der  dortigen  Bewegung  zu  entnehmen  ist 
Bcachtenswerth  sind  nur  die  historischen  nnd  statistischen,  rerbältnissmässig  zahl- 
reichen Thatsachen  über  die  Entwicklung  der  ländlichen  und  städtischen  Grundrente, 
demgemäss  des  Bodenwerths  und  der  ungeheuren  „unrerdienten  Gewinne*',  welche  so 
das  Privateigenthumsprincip  gerade  in  einem  Lande  dieser  grossartigsten  modernen 
Entwicklung  den  EigenthOmern  znftlhrt.  Vielerlei  bezügliche  Daten,  auch  aus  den 
Materialien  einer  Gommission  zur  Untersuchung  der  „Town  holdings''  und  überhaupt 
gute  Behandlung  der  ganzen  Bodenfrage  nach  dieser  Seite,  unter  Berücksichtigung 
der  Verhältnisse  andrer  Länder,  auch  Deutschlands,  nnd  der  deutschen  Litteratur  in 
der  Schrift  Ton  W.  H.  Dawson,  the  uneamed  increment  or  reaping  without  sowing, 
London  1890.  Siehe  femer  Wallace,  land  nationalization,  öftere  Auflagen.  Wichtig 
sind  die  englischen  (und  zum  Theil  nordamericanischen)  Verhältnisse  als  Beispiele 
für  die  juristisch -technische  Einrichtung  von  Bodenleihen  behufs  Besetzung  mit  Ge- 
b&oden  (Wohn-,  selbst  Fabrik-  und  dgl.  Gebäuden)  und  als  Belege,  wie  sich  das 
immerhin  machen  lässt,  woran  man  auf  dem  Gontinent  nicht  selten  Zweifel  äussern 
hOrt  Auch  unsere  Bodenbesitzreformer  bezieben  sich  daher  auf  diese  Verhältnisse 
und  widerlegen  so  wenigstens  einige  Einwände  (vgl.  z.  B.  Flürscheim,  Rettungs- 
weg, S.  439  ff.,  532  ff.). 

Im  Ganzen  wendet  sich  die  Bodenbesitzreform  auch  einstweilen  vomemlich  gegen 
das  private  (grosse)  städtische  Grundeigenthum,  wo  die  Oebel  auch  am  augenfälligsten 
sind.  Unterschätzt  werden  nur  die  mancherlei  erheblichen  Schwierigkeiten  einer  recht- 
lichen Begelung  des  Bau-  nnd  Wohnungswesens  bei  „Gemeineigenthum"  am  städtischen 
Boden.  In  der  anderen,  fast  noch  wichtigeren  Frage,  deijenigen  des  ländlichen  Grund- 
eigenthnms,  übersehen  oder  missachten  die  Bodenbesitzreformer  die  Gründe  für 
Privateigenthum  und  gegen  „Verstaatlichung''  fast  ebenso  wie  die  Socialisten,  ver- 
kennen die  sociale  Function  eines  ländlichen  £  i  gen  th  um  er  Standes  und  unterschätzen 
auch  sie  die  ungeheuren  Schwierigkeiten  einer  anderen  Bechtsordnung ,  auch  die- 
jenigen sowie  die  hierbei  so  stark  auftauchenden  Bedenken  der  DurchfQhrnng  eines 
allgemeinen  Pachtsystems. 

Dem  Socialismus  gegenüber  kommt  der  Bodenbesitzreform  zu  Gute,  dass  dabei 
die  Grundlage  des  privatwirthschafdicheu  Systems  nicht  umgestossen  wird,  wenn 
auch  Flürscheim  aus  der  Verwirklichung  seiner  Ideen  das  Verschwinden  des  Zinses 
glaubt  ableiten  zu  dürfen,  wovon  sicher  nicht  die  Rede  wäre.  Die  Socialisten  ver- 
werfen daher  von  ihrem  Standpnnct  consequent  die  blosse  Bodenbesitzreform,  die 
daftlr,  wenn  auch  als  zu  weitgdbend,  bei  den  Anhängern  des  Bestehenden  immer 
noch  eher  als  discutabel  gilt. 

Ich  habe  sachlich  an  den  folgenden  Ansftüirungen  der  früheren  Auflagen  auch 
den  Anregungen  durch  die  hier  besprochene  Litteratur  gegenüber  nichts  Wesentliches 
zu  ändern  m  nothweodig  gefunden.  Auch  formell  sind  nicht  viele  Aenderungen 
eingetreten.  Weitere  Ausführungen  dieser  Abschnitte  hätten  zu  sehr  in  agrar- 
politische  und  sonstige  Fragen  der  practischen  Nationalökonomie  hinein  geführt  und 
sind  absichtlich  unterblieben,  indem  ich  mich  für  Vieles  auf  Buchen bCrger's 
Werk  beziehe. 


Erster   Hauptabschnitt. 
Eüüeitende  Betrachtung  der  Orundeigenthumsfrage. 

I.  —  §.157  [308].     Aufgabe  der  Untersuchung.    Das 
private  Grundeigenthum  nimmt  unter   allem  Eigenthum    eine    so 
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bedentsame  Sonderstellang  ein,  dass  dieselbe  nach  dem  Answeis 
aller  Reehtsgeschiebte  auch  im  Privatrecht  niemals  unberttcksichtigt 
bleiben  konnte.  Die  üblichen  rechtspbilosophischen  ^jBegrttndnngen'' 
des  Privateigenthnms  (§.  102)  erscheinen  schon  ihren  eigenen  Ver- 
tretern beim  Ornndeigentbiim  selbst  nicht  mehr  als  genttgend. ^) 
Sie  lassen  sich  jedenfalls  nnr  sehr  gezwungen  auf  dasselbe  an- 
wenden, so  dass  ihre  Widerlegung  noch  leichter  wird,  als  bei  den 
andren  Eigenthumskategorieen.  Die  Zurückftthrung  des  privaten 
Orundeigenthums  auf  blosse  Zweckmässigkeitsgründe  ist  nicht 
mehr  ungewöhnlich,  wenn  sie  auch  im  Uebrigen  verworfen  wird. 
Ebenso  wird  das  Zugeständniss ,  dass  das  Grundeigenthum  eine 
blosse  Schöpfung  des  positiven  Rechts  sei,  hier  wenigstens  oft 
auch  von  sonstigen  Gegnern  dieser  Ansicht  gemacht.^)  Die  Be- 
denken 'gegen  das  private  Grundeigenthum  sind  auch  ausserhalb 
des  Kreises  der  eigentlichen  Socialisten  bereits  mehrfach  so  hoch 
angeschlagen  worden,  dass  die  Frage  der  „Abschaffung"  des- 
selben doch  mitunter  schon  gestellt  und  nicht  ohne  Weiteres  ab- 
gewiesen worden  ist,  ja  neuerdings  in  verschiedenen  Ländern  schon 
ernstlicher  discutirt  zu  werden  begonnen  hat  (§.  156).  Inmitten  der 
Schwierigkeiten,  welche  sich  namentlich  bei  vorwaltendem  Gross- 
grundbesitz, zumal  bei  fideicommissarisch  gebundenem,  ergeben 
haben  (Grossbritannien!),  ist  jene  Frage  sogar  von  Nationalöko- 
noroen  und  Socialpolitikern  sonst  gemässigter  Anschauungen  wenig- 
stens bedingungsweise  bejaht  worden,  freilich  bisweilen  wie  ans 
Verzweiflung,  weil  man  keinen  anderen  Ausweg  aus  den  Wirrnissen 
der  Gegenwart  sah.  ^)  Und  die  neuesten,  auch,  zum  Theil  besondersi 
auf  dem  Gontinent  hervortretenden  Schwierigkeiten  in  der  Lage  des 
ländlichen  Grundbesitzes  und  der  Landwirtbschaft,  namentlich  in 
Folge  der  Bodenverschuldung  und  des  Preisdrucks  fUr  die  Boden- 
erzeugnisse durch  die  auswärtige  Concurrenz,  haben  mehrfach  zu 

1)  Vgl.  z.  B«  Hill,  politische  Oekonomie,  Band  II,  Kapitel  2,  §.  5  und  6. 
Cairncs  in  seinen  essays,  Abh.  land,  p.  190.    Siebe  aoch  Bosch  er,  I,  §.87,  88. 

*)  Mill  a.  a.  0.,  besonders  §.6,  z.  B.:  „die  Aneignung  des  Bodens  ist  eine 
Frage  des  allgemeinen  Nutzens.  Hat  das  Prirateigenthnm  beim  Lande  diesen 
Katzen  nicht,  so  ist  es  ungerecht." 

')  Ganz  allgemein  befürwortet  aas  einem  Terschiedenen  Gesicbtspancte ,  nemlich 
am  aas  allgemeinen  socialök onomischen  Gründen  im  Bodeneigenthnm  als  „gesell- 
schaftliches'' Etgcntham  ein  Gegengewicht  gegen  das  sonstige  PrirateigenthiUB  zn 
haben,  A.  Samter,  die  Abschaffung  des  priraten  Gmndeigenthnms,  in  seiner  ge- 
nannten Schrift.  —  Besonders  bemerkenswerth  sind  aber  anch  nenere  englische 
Strömungen  in  dieser  Richtang,  noch  ?or  der  jOngsten  dortigen  „Land-NationaliMtions*'- 
Bewegung  (§.  156).  so  schliesslich  bei  J.  St.  Mill,  bei  Thornton.  Vgl.  Boscher 
in  der  3.  Auflage  der  Ansichten,  I,  239  ff.,  276,  über  neuere  englische  Ansichten  rom 
Werth  des  Banerstands. 
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ähnlichen  Gredanken  geführt,  sogar  im  Kreise  der  ländlichen  Be- 
sitzer selbst  schon.  Die  Rechts-  und  Wirthschaftsgeschichte  liefert 
endlich  selbst  den  Beweis,  dass  das  private  Grandeigenthnm ,  wie 
es  scheint  ganz  allgemein  ^) ,  jedenfalls  bei  den  meisten  Völkern 
wirklich  eine  ,, historische  Kategorie"  ist,  da  dasselbe  wenigstens 
an  vielen  Arten  von  Grundstücken  früher  nicht  bestanden  hat  nnd 
auch  in  manchen  Ländern  noch  heute  nicht  besteht!*) 

Vollends  die  socialistische  Polemik  hat  sich  daher  he- 
greulicher  Weise  vornemlich  gegen  das  private  Grandeigentham 
gewandt.  Ihre  Beweisführung  ist  hier  ungleich  schärfer  und 
zwingender  als  in  anderen  Fällen,  besonders  sds  in  demjenigen  des 
Kapitaleigenthums.  Die  Forderung  einer  grundsätzlichen  Ab- 
schaffung des  privaten  Grundeigenthums  ist  so  schon  oftmals  ge- 
stellt worden.  Sie  erscheint  auch  von  vornherein  theoretisch  und 
practiscb  weniger  unausführbar,  weniger  bedenklich  nnd  schwierig, 
als  z.  B.  die  Abschaffung  des  Kapitaleigenthums  und  selbst  als 
diejenige  des  Erbrechts.^)  Denn  solche  völlige  Umgestaltung  der 
Organisation  der  Volkswirtbschaft,  auch  der  individuellen  Vermögens- 
verbältnisse  wie  die  Verwirklichung  dieser  beiden  Forderungen 
würde  sie  auch  nicht  voraussetzen  und  nicht  bewirken. 

Bei  dieser  Sachlage  ist  eine  unbefangene  Untersuchung  der 
Streitfrage  besonders  nothwendig,  aber  auch  besonders  schwierig. 
Dieselbe  hat  hauptsächlich  drei  Aufgaben:  einmal  muss  sie  sich 
auf  die  Kritik  des  bestehenden  Privateigentbnms  am  Bodens  (§  162  ff.), 
sodann  auf  die  geschichtliche  Entwicklung  desselben  (§.  172  ff.) 
nnd  endlich  auf  die  Beurtheilnng  des  heutigen  socialökonomischen 
Werths  des  privaten  Grundeigenthums  erstrecken  (§.  187  ff.). 


*)  Vgl.  besoBders  Lareleye,  propiiute,  der  durch  seine  Dorcbmusterung  der 
älteren  und  neueren,  europäischen  und  z.  Th.  auch  asiatischen  (besonders  Java,  Indien, 
China)  and  africanischen  (Aogypten)  Grandeigenthomsverhälüüsse  dies  wahrscheinlich 
macht  Neuere  Forschungen  haben  das  best&tigt,  wenn  auch  fQr  einzelne  L&nder 
Mangels  sicherer  Kunde  Über  älteste  Zeiten  Zweifel  geblieben  sind. 

*)  So  in  der  russischen  Landgemeinde,  in  Jara,  siehe  Lar eleye,  p.  9  IT., 
49  ff.,  in  Indien.    Siehe  unten  Hauptabschitt  3. 

^  Diese  drei  Forderungen  bilden  auch  die  principiellen  Hauptpuncte  des  prac- 
tischen  Programms  der  internationalen  Socialdemokratie.  Vgl.  ttber  den  bezüglichen 
Beschluss  des  Baseler  internationalen  Gongresses  von  1869  meine  Abschaffung  des 
privaten  Grundeigenthums,  Abschnitt  I.  Näheres  in  Nummer  5  und  6  der  „Verband- 
langen  des  4.  Gongresses  des  internationalen  Arbeiterbunds  in  Basel*'  (11.  und 
12.  September  1869).  Siehe  auch  R.  Meyer.  Emancipationskampf  des  4.  Stands  I, 
121,  Jägor,  moderner  Socialismus,  S.  84,  76,  Testttt,  Internationale,  Leipzig  1872, 
S.  177,  492  ff.  Vgl.  Seh  äff  le,  Kapitalismus,  716  ff.,  System  II,  538  ff.  Gegen  die 
Abschaffung  des  Erbrechtd  derselbe,  Quintessenz,  7.  Auflage,  S.  58. 
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Dio  erste  dieser  Aufgaben  wird  in  diesem  und  in  dem  folgenden  2.  HavpC- 
abschnitt,  die  zweite  im  3.,  die  dritte  im  4.  Haoptabschnitt  beliandelt,  doch  mit  der 
Abweichung, -dass  dio  Kritik,  welche  sicli  gegen  bestimmte  einzelne  Boden- 
kategorieen,  besonders  gegen  das  städtische  Gnindeigenthnm  (Boden  als  Standort 
fQr  Wohnungen  u.  s.  w.,  §.99)  wendet,  im  Zusammenhang  mit  der  letzten  Frage 
nach  der  praktischen  DarcbfUhrbarkeit  der  Abschaffung  des  Prirateigonthnms  erst  im 
Hauptabschnitt  4  geprtlft  wird.  Die  Betrachtnng  der  geschichtlichen  Entwicklung 
des  Grondeigenthoms  bescbr&nkt  sich  ferner  vornemlich  auf  das  ländliche-b&uer- 
liehe.  Im  Uebrigen  liegt  Überhaupt  der  Schwerpnnct  der  principiellen  Streitfrage 
im  l&ndlichen,  in  zweiter  Linie  im  städtischen  Grandeigenthom.  Auf  diese 
beiden  Kategorieen  ist  daher  hier  in  der  Grundlegung  allein  etwas  näher  einzugehen. 
Die  übrigen  Boden-  und  Grundeigenthumskategorien  können  nur  nebenbei  berührt 
werden.  Für  Wald-,  Wegeeigenthum  ist  die  Entscheidung  zu  Gunsten  des  Gemein- 
cigenthums  auch  kaum  mehr  strittig.  Darüber  wie  über  die  Frage  in  Betreff  der 
Bergwerke  und  Gewässer  sowie  für  die  Detailpuncte  der  Frage  des  ländlichen  Grund- 
eigen  thu  ms  ist  auf  die  Pj  actische  Yolkswirthschaftslehre  (3.  Hauptabtheilung  dieses 
Gesammtwerks)  zu  verweisen. 

Vor  dem  Eintritt  in  diese  UntersuchuDg  möge  gleich  hier  vor 
folgenden  drei  häufig  vorkommenden  Fehlern  in  der  Erörterung 
gewarnt  werden. 

1.  Der  allgemeine  Fehler  der  Gegner  wie  der  Vertheidiger  der 
Institution  des  privaten  Grundeigenthums  ist  wiederum  auch  hier, 
dass  die  verschiedenen  Kategorieen,  in  welche  das  Grand* 
eigenthum  nach  den  ökonomischen  Zwecken  des  Bodens 
zerfällt  (§.  99),  nicht  unterschieden  werden.  Danach  ist  auch  die 
principielle  Rechtsfrage  (Privat-,  Gemeineigenthum  §.  93)  verschieden 
zu  entscheiden. 

In  TolkswirthschafUicher  und  socialpolitischer  Hinflicht  ergeben  sich  sehr  fcr- 
schiedene  Vorzüge  und  Nachtheile  des  Grundeigenthums,  je  nachdem  dasselbe  zu  der 
einen  oder  anderen  Gattung  gehört.  Namentlich  steht  das  gewöhnliche  ländliche 
(agrarische)  Grundeigenthum  im  Ganzen  anders  da,  als  die  Übrigen  Arten  desselben, 
indem  bei  ihm  mehr  als  bei  einer  der  anderen  Kategorieen  fQr  Prifateigenthum 
spricht  und  die  Beseitigung  desselben  auch  mehr  ökonomisch-technische  Schwierig- 
keiten als  bei  den  anderen  haben  würde.  Angriff  und  Vertheidigung  gestalten  sich 
nothwendig  danach  verschieden.  Insbesondere  das  kleine  und  mittlere  ländliche  Grand- 
eigenthum  hat  z.  B.  ökonomisch  und  socialpolitisch  viele  Vorzüge  und  wenige  Be- 
denken, was  von  den  meisten  anderen  Arten,  z.  B.  dem  städtischen  Wohnnngsboden- 
und  dem  Wegeeigenthum,  z.  Th.  auch  von  dem  ländlichen  Grossgrundbesitz  üichi  in 
gleicher  Weise  zu  behaupten  ist    (Vgl.  unten  Hauptabschnitt  4.) 

2.  Ein  zweiter,  gleichfalls  beiden  Parteien  gemeinsamer  Fehler 
ist  die  Verkennung  der  durchaus  historischen  Relativität 
der  Gründe  für  und  wider  das  private  Grundeigenthnm  and  seine 
einzelnen  Arten  und  folgeweise  die  zu  apodictisch  allgemeine 
Rechtfertigung  oder  Verwerfung  der  Institution^  ohne  Rücksicht  auf 
Zeit  und  Ort  und  Umstände. 

Dieser  Fehler  hätte  auf  beiden  Seiten  leicht  vermieden  werden  können.  Denn 
die  rechtsgeschichtlich  genügend  unterrichteten  Anhänger  des  Bestehenden  konnten 
unmöglich  übersehen,  dass  gerade  aus  der  geschichtlichen  Anffasaong  des  Rechts 
und  speciell  eines  so  eminent  historisch  wandelbaren  Rechts  wie  dasjenige  des  Gnmd- 
eigen thums,  die  Consequenz  weiterer  Fort-  und  Umbildung  dieses  Rechts  und  erentaeJl 


Polemik  gegen  das  prirate  GrandeigenthniD.  359 

einer  Wiederbeseitigung  des  Prifatbesitzes  weDigstens  möglicher  Weise  erfolgen  kann. 
Und  die  Gegner  der  Institatlon,  welche  sich  anf  frühere  Znst&nde  ohne  privates  Grand- 
eigenthnm  beziehen,  mossten  absichtlich  die  historische  Bedingtheit  einer  Bechts- 
bildang  anf  diesem  Gebiete  verkennen,  wenn  sie  ans  dem  Vorhandensein  dieses  Eigen- 
thnms  jetzt  oder  bei  vns  nnd  ihrem  Fehlen  früher  oder  anderswo  den  Schlnss  ableiten, 
dass  man  beliebig  bloss  durch  Ver&ndemng  des  Gesetzes  nnd  Staatszwang  das  Gmnd- 
eigenthum  abscha£fen  könne.    (Vgl.  Hauptabschnitt  8.) 

3.  Ftir  die  Untersuchnng  ist  endlich  auch  noch  die  Institution 
des  privaten  Grundeigenthums  als  solche  und  die  Vertheilnng  des 
Grundbesitzes  zu  unterscheiden.  Auch  eine  bedenkliche  Vertheilung 
beweist  noch  nichts  Entscheidendes  gegen  die  Institution  als  solche. 

Es  kann  sich  gerade  bei  dieser  Eigenthnmskategorie  und  bei  einer  Hauptart 
derselben,  wie  bei  dem  sog.  l&ndlichen  (agrarischen)  Grundeigenthum ,  der 
Privatbesitz  Ökonomisch  rechtfertigen  lassen,  w&hrend  die  Vertheilung  dieses  Be- 
sitzes nach  ihrer  geschichtlichen  Begrtlndong  und  Entwicklung  und  nach  ihrer  jetzigen 
ökonomischen  nnd  socialen  Function  mehr  oder  weniger,  vielleicht  in  hohem  Maasse 
(Qiossbritaunien,  romanisches  Sttdeuropa)  der  ablehnenden  Kritik  preisgegeben  werden 
muss.  Dies  daif  die  Nationalökonomie  nicht  ttbeisehen,  wie  umgekehrt  der  Socialismus 
nicht,  dass  die  Verwerfung  dieser  Vertheilung  nicht  nothwendig  diejenige  der  Institution 
selbst  in  sich  schliesst    (Vgl.  Hauptabschnitt  2.) 

II.  —  §.  158  [309].  Die  Polemik  gegen  das  private 
Grundeigenthum  unterscheidet  sich  von  derjenigen  gegen 
andere  Recbtsinstitute  und  Wirthschaftseinrichtungen ,  namentlich 
von  der  sonst  ähnlichen  Polemik  gegen  das  private  Kapitaleigen- 
thum,  von  vornherein  günstig  in  einem  wesentlichen  Puncto:  sie 
stutzt  ihren  Angriff  nicht  nur  auf  sogenannte  principiellcy  aus  mehr 
oder  weniger  strittigen  Axiomen  abgeleitete  Gründe  und  auf  eben- 
falls controverse  Behauptungen  über  die  nachtheiligen  Folgen  der 
angegriffenen  Einrichtung,  sondern  zugleich  anf  historische 
Gründe. 

A.  Im  Wesentlichen  führt  die  Kritik  den  Beweis  gegen  das 
private  Grundeigenthum  folgendermaassen. 

Ich  halte  mich  bei  dieser  Darlegung  vomomlich  an  die  Beweisführung  der  inter- 
nationalen und  nationalen  Socialdemokratie  in  ihren  Partei-Organen  nnd  seitens  ihrer 
geistigen  Führer. 

1.  Die  üblichen  „Begründungen^^  des  Eigenthums,  welche  sich 
ohnehin  nach  unserer  früheren  Kritik  als  unzureichend  erweisen 
(Buch  2j  Kap.  2),  gelten  hier  vollends  als  unzulänglich. 

Unmöglich  kann  man,  so  heisst  es,  das  Grundeigenthum  unmittelbar  aus  der 
menschlichen  Natur,  nach  der  ersten  oben  geprüften Eigenthumstheorie,  ableiten 
wollen:  ron  allen  anderen  GegengrOnden  abgesehen,  welche  sämmtlich  hier  noch 
mehr  als  bei  anderem  Prifateigenthum  zutreffen,  schon  deshalb  nicht,  weil  dies 
mit  den  unbestreitbarsten  Thatsachen  in  Widerspruch  st&nde.  Eine  nothwendigo 
Oonsequenz  der  wirth schaftlichen  Natur  des  Menschen  kann  man  im  privaten 
Grundeigenthum  auch  nicht  sehen,  weil  sonst  die  Institution  allgemein  bestehen 
mOsste,  was  die  Geschichte  widerlegt  Die  erste  Besitzergreifung  (Occu- 
pation)    vermag    ebensowenig    ein    fur   allemal   ein    Privateigenthum    an    einem  nur 
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in    bottcbitnkter  Monfie     rorhaadeaen    NBlnrfacIor,    wiu    der  (irond 
welcher    für   die    maiischlicho  Exisiunz   so    noeüibehrlich    int,   id   boprttniieii ,   ^ 
nicbl    in    der   Cddmijuudz    dieser    Bcgranduui;   die    litalsteo    iDieresacn    der   SpUa^ 
kanunendea   preisgegeben   werden   sollen.    Obnotio  musite   ent   äts   £rbrocbl   alt 
oinetn  EigsnÜiDinKrecbl  der  eisten  OucnpsntCD  In  Verbindang  gclroten  sein,  wenn  die 
Oucaptlion  dea  liftchkommea  jener  elo  Eigenlhumsrocht  im  Boden  rerleihon  aoüxa. 
Die  Begründung   des  Eigenlbums  auf  Ärbeii   IriSt  JedeufallB  bei  einem  Skturfi 
wio   der   Boden,    nicht   zu,   den   die   Ärbuil   Dicht   schsilt.   sondein   hncbelena  d 
Rodniig  u.  dgL   oibar  and    ptoduciiroc  mucht  ond  dareb   fortguaetzio  Bebaaoa;  dj 
cihklL    (Siehe  §.  IGO  ff.) 

2.  Sollte  aber  selbst  lias  Grundeigentbnm  durch  die  Occnpati< 
tlieone  oder  die  ÄrbeitBtheorie  für  „begründet"  erachtet  werdeu, 
80  ist  ja  der  meiete  Hoden  gar  nicht  im  Eigenlhum  der  ersten  Occo- 
panten  oder  der  Reateller  oder  deren  Erben  and  Rechtsnachfolger, 
sondern  im  Eigenthuni  ganz  anderer  l'ersoueD,  grossentheJls  solcher, 
welche  selbst  oder  deren  Vorfahren  und  Reehtsvorgängcr  ibn  den 
ersten  oder  früheren  Besitzern  mit  rccbtswidrigeu,  oft  mit  gewalt 
thätigeu  Mitteln  entzogen  haben.  Unter  dem  Einfluss  des  heutigen 
Wirtbschafterecbts  gehl  dieser  „Enleignunga-  und  Enterbungeprocess" 
der  uraprUnglicben  Besitzer  aber  auch  jetzt  noch,  zwar  in  l'ormell 
rechtlicher,  insofern  nicht  anzugreifender  Weise  weiler,  aber  doch 
mit  dem  gleichen  Erfolge  bioeicbtiich  der  üuanwendbarkeit  der 
Occupations-  und  Arbeitstheorie,  als  wenn  er  sieb  gewaltsam  voll- 
zöge. Hier  wird  also  aus  der  Vcrtheilung  des  Crnndbesitzee 
ein  Grund  gegen  die  Instilutiim  genommen.    (S.  UauplabscbDitt  i.) 

3.  Wenn  sich  auch  Privateigenthum  an  beweglichen  Gül 
nnd  darunter  auch  an  solchen,  welche  als  Hob-,  Hilfsstoff,  Wi 
zeug,  Unterhaltsmittel  u.  dgl.  m.  zum  Kapital  im  ükonomiscl 
Hinue  gehüren,  allgemein  nnd  von  Jcber  fast  ausschliesslich  findet, 
und  hier  kaum  föimlicbes  Fnmilien-,  Geschlechts-,  Stammescigen- 
thum  auch  an  diesen  Ubjecten  allgemein  vorangegangen  ist,  nud 
insofern  die  Forderung  einer  Abschaffung  des  I'rivateigeuthums 
begründeten  Einwänden  begegnen  mag,  weil  sie  gegen  alle  Ge- 
Bcbicble  verstösst,  eo  ist  das  private  Grundeigentbum  geschicbtiicb 
nachweisbar  fast  überall  erst  an  die  ätelle  von  anderen  Eigen' 
thumsordnnngen  getreten.  Daher  ist  es  eben  nicht  unbedingt  nolh 
wendig,  keine  rein -ökonomische,  absolute,  sondern  nur  eine  hl 
riech- rechtliche  Kategorie  des  WirthscbaftslebeDS. 

lusbuwnderc  ifil  iw  hub  ciucm  tiesamial-  udcr  Genie 
Mcinachaften,  wie  dem  Volke,  dem  Stamm,  dem  Ciusclilceht ,  der  Dorfschaft. 
Sieduluugsgemulodu  hervorgegangen,  wo  rcgclmisslg  uräprUnglich  blosse  Nuieile  „ 
rechte  der  Einzelnen  oder  der  Fiuilien  »n  geviseen  ThoUcn  dea  Blideiis  bcatandcii 
nnd  auch  diese  Benutzung  aelb&t  Oflera  eine  gemeinume  wur.  Stall  dut  nünun 
ludiridualeigenthuDi»  hui  auch  gerade  hier  mahrfuch  eine  Art  FamilieneigenthnB 
betlaudcn.     Ange&ichia   dieser  TbatMcheu   kann  also  nicht  von  der  Üum0gliclik4~ 


i 


Polemik  gegen  das  private  Grandeigenthuiii.  361 

and  nicht  einmal,  irenigstens  nicht  wohl  allgemein,  von  der  Dnzweckmässigkeit 
einer  Abachaffang  des  Prirateigenthnms  am  Boden  die  Bede  sein,  was  gegen  die 
gleiche  Fordemng  hinsichtlich  des  Kapitals  geltend  gemacht  zu  werden  pflegt  (Siehe 
unten  Hauptabschnitt  3.) 

4.  Das  ProdoctioDsinteresBe  fordert,  wie  die  vielfache 
geschichtlicbe  TrennuDg  von  Eigenthum  and  BewirthschaftUDg,  wie 
alle  Arten  von  Pacht  zeigen,  das  Privateigeotham  an  Boden  durch- 
aas nicht  nnbedingf.  Wohl  aber  wird  es  vielfach  durch  die  be- 
stehende Vertbeilung  des  Grundbesitzes  geschädigt. 

Bald  zo  grosse,  bald  zu  kleine  Besitzeinheiten,  nicht  entsprechend  der  richtigen 
tirOsse  der  Betriebseinheiten;  schlechte  Arrondirnng  (Streubesitz);  ungünstige  Lage 
des  Wirthschaftsbofs  zu  den  Feldern.  Mangel  an  Intelligenz,  Fachkeuntniss ,.  Kapital 
des  Eigcnthümers  zur  richtigen  Bewirthschaftang  u.  dgl.  m. 

5.  Als  nach  geschichtlicher  Erfahrung  möglich  und  jedenfalls 
unter  Umständen  ökonomisch  zweckmässig  zugegeben,  auch  durch 
das  ProductionsinteressCi  hierin  vielleicht  abweichend  von  der 
analogen  Frage  beim  Kapital,  wenigstens  nicht  unbediogt  aus- 
gescblossen,  muss  die  Abschaffung  des  privaten  Grundeigen thums 
aber  auch  principiell  wegen  seines  Ursprungs  und  seiner  Folgen 
für  die  Vertbeilung  des  nationalen  Productionsertrags ,  daher  in 
socialer  Hinsicht  gefordert  werden. 

Denn  dies  Eigenthum  ist  eine  ungerechtfertigte  Usurpation,  wenigstens  in  den 
meisten  und  praktisch  wichtigsten  Fällen,  d.  h.  in  aJlen  denjenigen,  wo  es  sich  nicht 
um  das  kleine  bäuerliche  Grundeigenthum  handelt,  das  die  Besitzer  oder  deren  Bechts- 
voigftnger  und  Vorfahren  selbst  urbar  gemacht  haben  und  noch  bebauen.  Dieses 
prirate  Grundeigenthum  fungirt  in  jenen  die  Begel  bildenden  Fällen  ferner  volks- 
wirthschaftlich  und  socialpolitisch  Überwiegend  ungünstig.  Es  entzieht  den  Nicht- 
besitzern  eine  indispensable  Productionsbedingung,  ja  eine  wahre  Existenzbedingung, 
wenn  man  sich  die  letzton  Gonsequenzen  einer  rollständigcn  privaten  Aneignung  des 
Bodens  und  der  Constituirnng  eines  absoluten  Eigeiithumsrecbts  an  demselben 
(Wohnungs-,  Arbeitsraum-Boden I)  vergegenwärtigt^)  Es  dient,  auch  wenn  man  so  weit 
nicht  geht,  als  ein  Mittel  der  socialen  Uebermacht  und  dadurch  oft  und  leicht  der 
ökonomischen  Ausbeutung  allen  Denjenigen  gegenüber,  welche  Boden  für  ihre 
Prodnctionszwecke,  fQr  die  Ausübung  ihrer  Arbeit  oder  selbst  nur  fUr  ihren  Aufent- 
halt (Wohnung)  bedürfen.  Es  ist  in  bevorzugtem  Maasse  die  Quelle  von  Benten- 
einkommen  (Grundrenten)  und  das  Mittel  zum  Bezog  von  blossen  Conjuncturen- 
gewinnen,  also  in  beiden  FäUen  von  Ökonomisch  persönlich  nicht  verdientem  Ein- 


^)  Gefahren  dieser  Art  sind  wenigstens  als  Möglichkeit  nicht  ganz  zu  läugncn. 
Man  denke  an  die  Wohn ungs-  oder  Mieth  Verhältnisse  unserer  meisten  Grossstädtc, 
Verhältnisse,  welche  mit  dem  privaten  Grundeigenthum  und  seiner  eigenthUmlicbeu 
Wirkung  in  den  Städten  enge  zusammenhängen.  Hier  wird  die  erste  Existenz- 
bedingung  für  den  Menschen,  das  Innehaben  eines  Stand-  oder  Aufenthaltsorts  für 
seine  Person  selbst,  unterbunden.  Es  ist  schon  die  Idee  aufgetaucht  —  in  Wien 
soU  1872  ein  Versuch  zu  ihrer  Verwirklichung  vorgekommen  sein—,  Miethwohnongcn 
durch  eine  Art  Vormiethgeschäft  zur  Verfügung  einer  Hand  zu  bringen  und  sie  dann 
aus  dem  Markte  zu  halten,  um  höhere  Preise  zu  erzielen.  Eine  Verallgemeinerung 
einer  solchen  Speculation  könnte  es  sehr  drastisch  zum  Bewnsstsein  bringen,  dass  in 
der  That  förmlich  die  Existenz  des  Einzeben  durch  das  private  Grundeigenthum  ge- 
fährdet werden  kann. 
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kommen,  d.  b.  eint-ni  soleben,  irolchps  WL-rier  «or  «n«  Arbeit  iiuch  »uf  euie  Sfti- 
IhMifVeit  des  EigentLUtnera ,  aondum  anf  du  bloue  Gigentha Disrecht .  dnn  bloswn 
Besitz  als  wichen  »ruclzaftlhren  t«l  (g.  161).  E*  «iderstreitei  hi^rdnrc)]  Joncr  naiJoul- 
Ökonom iKben  Fordoninf  der  Scbnic  des  BkonomUcben  LibenlismDi  selbtt  dlrtd, 
dksa  das  Eüikommen  eines  Jeden  durch  aeino  individuelle  Tfaltjgdett  „Tcrdicni"  wia 
soll,  (ierade  In  rasch  forttcb  reiten  den  VoJLiirirthachaflen  und  eiazeloon  Oetneio««« 
(Stadtül)  wird  90  durcb  Staigernng  der  Grundrente  den  tiruDdbeaitzcm  ein«  v«elitel*d 
grossere  Qnole  des  »bsolul  eelbit  imnier  Dtei^nden  VaUseinliommeDS  und  Vallii;rcnnage»9 
in  die  Hludc  gespielt.  Auch  wird  der  Prlratktpitilismni  erst  durch  Vvrblndang  n'a 
Priratgrundeigi'nthuni ,  in  reichem  er  seiue  Specnliticn»-.  ConjuncluretiBcwiiii]«  und 
üonsligen  Einkünfte  anlegt  und  so  elDigenuauscn  dauemil  sichert,  so  Ubomlcbtig. 
Durch  ihn  vird  m  die  Gestalinng  der  (irnndbesitzierbMinitse  dann  wieder  antcr- 
ueidllch  nachthcili^  beoinBnsst.  selbst  wbdd  sie  noch  gUnsÜjrer  gsweson  ist  (Lud- 
■nkanf  mit  atidtischem.  mercantÜem,  IndotUiellcm  Kapital.  LatifondienVeMn,  Taf- 
labner-  und  Klein p&cbtcrpraletariat.  Verschuldung  des  slldtisebeu  und  ItnJlicboi 
(irundbesitzes).  Das  prirate  Grund  eigen  tb  um  wird  somit  einer  der  inlclitlgiloD 
Factoien  bedenklicher.  In  keiner  Waise  in  diesem  Umfange  gebolcDfr  üsglelchbeil 
des  indiriduallcn  Einkommens  nnd  dadurch  socialer  Ungleichheit.  lusafem  ist  cb  all 
eine  der  wicbtipten  Uisachen  der  Ökonomisch  cd  und  socialr'n  Nolbxiinde  unferei 
Slaalen  zu  bezeichnen.     (Siehe  Hauptabachaitt  4.^ 

Aus  allen  dieeen  Grllnden   iiiuse  das  private  Grundeigentbuni 
beseitigt,  und  darf  entweder  onr  eiu  GemeiDeigenthum  der  Staats 
gesellBcbaft    mit  GemeiDgennsa  ( Gemeinben atznng)   oder   bnchsl 
mit  privaten  Nut/ungarcchteo  (§.  17i)  oder  doch  nur  ein  Gen» 
eigentbum  der  Gemeinden  und  älinlicber  Kßrper  zugelassen  werdi 

§.  15i)|310].  -  B.  Generelle  Beurtbeilung  dieser  Kritik. 
Diese  Kritik  des  Grundeigentbams  ist  in  vielen  Fnncten  gerechl- 
l'ertigt  iinil  unwiderleglich.  Aber  »ia  ist  es  darcbaus  niebt  in  allen 
Puncten  nnd  im  Einzelnen  auch  wieder  nicht  fUr  alles  Grundeigen- 
Ihum,  üoDdern  hUchstens  fUr  bestimmte  Kategorieen  desselben; 
Icrner  auch  nicht  tllr  alle  Zeiten  und  überall,  sondern  hüchstens 
unter  bestiiiimton  geschiehtlichen  Verhältnissen  der  Volkßwirthsuhart 
und  des  gcsammteu  Volkslebens.  M.  a.  W.:  die  Kritik  generali- 
sirt  in  ihren  Deductionen  und  ScblUssen,  wie  so  oft,  viel  zu  tsebr. 

Wenn  die  Kritik  aber  selbst  noch  in  uml'asseuderera  Maasse 
■/.ütteSfcn  würde,  als  es  zugegeben  werden  kann,  so  wUrde  doch 
das  praktische  Postulat,  welches  von  ihr  gezogen  wird,  die  grunil- 
HÜti'.liche  Beseitigung  des  Privateigentbums  am  Boden,  Qoch  nicht 
als  richtig  aD/,uerkennen  sein.  Dies  setzte  wiederum  den  bedenk- 
lichsten Bruch  mit  aller  historischen  Eatwieklung  und  mit  tjer 
ilurcb  ihren  langen  Bestand  sanctionirten  geltenden  Recbtsordnnng 
voraas. 

Nameatlich  ist  ron  tomberein.  ebenso  wie  bei  der  gloichon  Frage  in  Bctt«6' 
de«  Kkpilils  tg.  14H).  ^«en  die  Tragncite  der  Schla«te  »us  der  Enlgluhaug  dos 
privaten  Grunjeiguulbums  Venrahrung-  einzulegen  nnd  einzuwenden,  da»,  selbst  wenn 
dioBo  Entstehung  noch  rlel  allgemeiner  der  Kritik  preiniu^ben  wkrs.  als  zugeetandon 
werden  kann,  daraus  noch  wenig  fUr  die  Fordereng  der  hentigcn  Abschäuog  il 
lirlsalrn   Grundeigcnlbum»   folpen   würde.     Denn   auch   hit^r   kann   nnd   darf  »ich  f 
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Hohe  Pba»en  der  VolMwmu 
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wickluDg  ein  solcher  positiver  Beweis  zur  Ergänzung  des  kritisch 
negativen  gegen  das  private  Grondeigenthnm  flihren  lässt,  %.  B.  im 
Falle  des  Wald-  und  W e g e eigenthnms.  Dann  ist  das  Verdict 
gegen  diese  Institution  in  den  bestimmten  concreten  Fällen  als 
wissenschaftlich  begründet  zn  erachten,  aber  freilich  zunächst  nur 
in  diesen. 

Die  NatiooalOkoDomie  bat  z.  B.  auf  Grand  roiUegender  Erfahrangea  schon  lange 
das  Staatsfoisteigenthnm  und  selbst  die  eigene  staatlicbe  ForstverwaUnng  nicht 
nur  wegen  der  Mängel  des  privaten  nnd  znm  Theil  auch  des  sonstigen  corporatiren 
Waldbesitzes  nnd  der  privaten  Fontwirthschaft  in  unseren  heotigea  Caltarstaaten 
empfohlen,  sondern  sogar  wesentliche  ökonomisch-technische  Vorztige  fUr  die 
erstcrc  Gestaltung  des  Eigenthnms  und  der  Bowirthschaftung  nachgewiesen.  Darin 
mnss  ein  vollgiltiges  Verdict  gegen  den  Priratwald  wenigstens  als  Regel  gefanden 
werden.  Aber  bo  liegt  die  Sache  nicht  bei  allen  anderen  Bodenkategorieen  und 
jedenfalls  ist  die  Frage  für  dieselben  noch  nicht  genügend  untersucht  worden  und 
daher  noch  nicht  spruchreif. 

Die  unbefangene  Würdigung  der  Polemik  gegen  das  private 
Grundeigenthum  fordert  nur  das  Zugeständniss,  dass  schon  die 
bisherige  Geschichte  nnd  die  heutige  Praxis  nnd  die  aus  ihnen 
abstrahirende  nationalökonomische  Wissenschaft  der  häufig  so  ein- 
seitig verurtheilten  Forderung  des  Socialismus  gerade  hinsichtlich 
des  Grund  und  Bodens  auf  halbem  Wege  entgegenkommen.  Nicht 
das  Ob,  sondern  nur  das  Wie  weit  und  das  Wann,  Wo  und 
Wie  ist  in  Bezug  auf  diese  Forderung  noch  strittig:  es  ist  eine 
Streitfrage  wiederum  nur  in  Betreff  des  Maasses  (I,  §.  295). 

Bei  der  Prüfung  der  Kritik  des  Grundeigenthums  ist  daher  be- 
sonders zu  beachten,  ob  und  wie  weit  bereits  ein  positiver  Nach- 
weis für  die  Entbehrlichkeit  des  Privateigenthums  am  Boden  ge- 
führt werden  kann. 

§.  160  [311].  —  C.  Am  Meisten  berechtigt  erscheint  diese 
Kritik  in  dem  ersten  Puncto  (§.  158,  Nr.  1),  in  der  Abweisung 
der  tlblichen  ,,Begründungen''  des  Privateigenthums 
bei  dem  Specialfall  des  Grundeigenthums,  jedooh  auch  dies  nur 
mit  zwei  Einschränkungen:  Einmal  ist  die  Zurflckftihrnng 
auch  des  Grundeigenthums  auf  die  Arbeit  nicht  so  einfach  und 
unbedingt  mit  der  Anerkennung  des  Bodens  als  eines  Natnr- 
factors  widerlegt;  sodann  wird  die  geschichtliche  Entwicklung  des 
privaten  Grundeigenthums,  wie  schon  bei  der  generellen  Kritik  der 
Arbeitstheorie  hervorgehoben  wurde  (§.  110),  nachweisbar  mit  von 
dem  Princip  beherrscht,  gerade  durch  Gewährung  von  Privateigen- 
thumsrechten  am  Boden  das  wirtbschaftliche  Selbstinteresse  des 
Bebauers  zu  befriedigen,  um  ftlr  die  Gemeinschaft,  für  die  Volks- 
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wirtfaschaft  eine  möglichst  volIkoDiinene  Bodenbestellnng  zu  er- 
reichen (§.  173  ff.).  Insofern  kann  man  Gesichtspan  cte  der  Arbeits* 
theorie  und  der  natürlich-ökonomischen  Theorie  gerade  in  demjenigen 
Rechte,  welches  Privateigeothnm  am  Boden  gewährt,  anerkannt 
finden.  So  wird  denn  anch  umgekehrt  wohl,  nnd  in  der  That  mit 
gewissem  Rechte,  das  private  Grundeigenthnm  als  ein  Beleg  für 
die  Richtigkeit  dieser  beiden  Theorieen  zur  Begründung  des  Privat* 
eigenthums  betrachtet.  Die  Kritik  des  privaten  Grundeigenthums 
iSsst  gleich  hier  vielfach  den  positiven  Nachweis  zu  sehr  vermissen, 
ob  ohne  Privateigenthum  eine  ffir  die  volkswirthschaftlichen  Bedürf- 
nisse genügende  Bodenbebauung  möglich  oder  nur  wahrscheinlich 
sei,  wenn  der  Sporn  des  eigenen  Interesses  des  Eigenthümers  fehlt 
und  die  erforderliche  Arbeit  durch  Fremde  erfolgt. 

Ein  reiner  Natorfactor  ist  der  wirthachafüich  benutzte  Boden  selbst  in  primitircn 
Verh&ltnissen  des  Wirthschafts-  und  Volkslebens  nnd  roUends  schon  anf  den  ersten 
Stnfen  des  Ackerbans  nicht.  Denn  nur  in  Verbindung  mit  Arbeit  und  Kapital  vermag 
er  einen  Ertrafr  oder  Nutzungen  zu  gew&hren.  Selbst  der  Boden,  welcher  zur  blossen 
Aneignung  trennbarer  Naturstoffe  dient,  giebt  diese  Stoffe  nur  her  gegen  die  Arbeit 
des  Sammeins  der  Fruchte,  des  Jagens,  Fischens,  des  beaufsichtigten  Viehweidens 
n.  s.  w.  und  z.  Th.  muss  dieser  und  ähnlicher  Boden,  wie  der  Bergwerksboden,  selbst 
der  bloss  als  Standort  dienende  Boden  mit  künstlichen  Einrichtungen  versehen  werden, 
d.  h.  Kapital  und  Arbeit  zugewendet  erhalten,  um  erstmalig  dio  ^ioSe  und  Nutzungen 
gewinnen  zu  können  (erste  Urbarmachung  des  argrarischen  Bodens,  Rodungsarbeit  im 
Walde).  Noch  mehr  gilt  dies  fortgesetzt  von  allem  argrarischen  Boden,  auch  bei  den 
einfachsten,  eztensirsten  Wirthschaftssystemen,  so  in  Betroff  der  regelm&ssigen  Feld- 
besteUung,  des  Pflttgens,  Hackens,  Dflngens,  Säens  und  aller  weiteren  Arbeit  bis  zur 
Einertung  der  Fruchte  und  dem  Transport  und  der  Aufbewahrung  derselben.  Und 
ihntich  in  allen  andren  F&llen.  Je  mehr  Ertrag  dann  vom  Boden  verlangt  wird,  je 
technisch  voUendetere  höhere  Leistungen  gewisse  Bodenarten,  z.  B.  der  agrarische 
Boden  fOi  grossere  und  bessere  Bohertrige,  der  Wegeboden  f&r  leichteren  Transport, 
der  als  Standort  dienende  Boden  für  die  Bereitstellung  von  mehr  Wohnungsraum, 
gewähren  sollen,  desto  mehr  Arbeit  und  Kapital  muss  sich  mit  dem  Boden  technisch 
zweckmässig.  Ökonomisch  richtig  verbinden,  oder,  mit  einem  landwirthschaftlich- 
technischen  Ausdrucke  bezeichnet,  der  sich  jedoch  auf  alle  Bodenarten  oder  Arten 
der  Bodenbenutzung  anwenden  Iftsst  und  somit  ein  allgemeines  Princip  der 
Bodenbebauung  fonnnlirt^):  desto  intensiver  muss  der  Boden  bebaut  werden, 
um  auf  gleicher  Fläche  einen  grösseren  Ertrag,  gprössere  und  bessere  Leistungen  und 
Nutzungen  und  diese  womöglich  mit  geringeren  volkswirthschaftlichen  Kosten  zu 
erzielen. 


*)  Dies  ist  meistens  unbeachtet  geblieben  und  daher  der  Ausdruck  „exten- 
siver und  intensiver  Bodenbau''  nur  in  Bezug  auf  den  landwirthschaftlich 
benutzten  Boden  tkblich.  Indessen  bei  allen  anderen  Bodenbenutzungen,  besonders 
deutlich  beim  Wege-,  Berg-,  Häuserbau,  kommt  dasselbe  Princip  zur  Geltung. 
Um  dies  zu  betonen  und  damit  die  innere  ökonomisch- technische  Verwandtschaft  aller 
nach  der  Benutzung  unterschiedenen  Bodenarten  hervortreten  zu  lassen,  ist  eine  Ver- 
allgemeinerung des  Sinnes  jenes  technischen  Ausdrucks  wichtig.  Eine  Anwendung 
auf  Jas  Eisenbahnwesen  machte  ich  schon  in  Bau-Wagner,  Fiuanzwissenschaft 

1,  §.  246  (S.  562  der  genannten  Ausgabe):  Relativität  der  extensiven  und  intensiven 
Eisenbahnbausysteme,    wie   der   Ackerbausysteme.     Später  eingehender    in    meiner 

2.  Auflage  §.  253  ff.  und  ».  Auflage  §.  280.     Auch  8ax,  Verkehrsmittel,  v.  Weber, 
ladiridualisirung  der  Eisenbahnen. 


36G  3.  B.  Ansde]iD.  d.  PrivatcigeDthams.  2.  K.  OraDdoigenthiun.  1.  H.A.  Einleitang.  §.  161 . 

Es  ergiebt  sieh  hieraus,  dass  Tom  volkswirthschaftlichen 
Standpuncte,  insbesondere  von  demjenigen  des  Prodactions- 
interesses  aas  eine  solche  Bechtsordnung  für  den  Boden  nnd 
seine  Benntzang  verlangt  werden  mnss,  welche  die  den  jeweiligen 
Verbältnissen  und  den  Zwecken  des  Bodens  entsprechende  richtige 
Hineinwendnng  von  Arbeit  nnd  Kapital  in  den  Boden  oder  die 
richtige  Intensivität  der  Bodenbebaaong  am  Besten  verbürgt,  damit 
die  verschiedenartigen  BedUrfnisse  der  Volkswirthscbaft,  bei  deren 
Befriedigung  der  Boden  mitwirken  muss,  wirklich  befriedigt  werden. 

Die  Anbänger  des  privaten  Grundeigenthums  behaupten  nun, 
dass  diese  beste  Bürgschaft  in  dieser  Institution  liege,  wenn 
nicht  überhaupt,  so  doch  bei  unseren  heutigen  Culturvölkern.  Das 
wird  im  Ganzen  mindestens  tbeilweise  erfahrungsmässig  besonders 
für  das  ländliche  bäuerliche  Grundeigenthnm,  tbeilweise  auch  fttr 
das  grössere  ländliche  und  für  das  städtische,  wohl  erwiesen 
(§.  172  ff.),  indessen  damit  noch  nicht  allseitig  genflgend  begründet 
(§.  187  ff.).  Die  Gegner  des  Privateigenthoms  haben  aber  den 
Gegenbeweis  gerade  bei  den  genannten  Kategorieen,  den  im  Ganzen 
doch  wichtigsten  und  in  Betreff  der  Frage  strittigsten,  bisher  auch 
nicht  geliefert.  Die  Untersuchung  muss  sich  also  auf  diesen  Punct 
erstrecken. 

Zam  Theil  kann  dabei  zn  Gunsten  des  Prifateigenthnms  schon  mit  der  bekannten 
allgemeinen  Wirksamkeit  dos  wirthschaftlichen  Selbstinteresses,  das  bei  dem  Privat- 
eigentbümor  am  Meisten  zur  Geltang  kommt,  („dednctiv*')  argomentirt  werden. 
Vornemlich  muss  aber  die  Erfahrung  mittelst  geschichtlicher  und  statistischer  Be- 
obachtung zu  Bathe  gezogen  („inducirt")  werden,  wobei  dann  namentlich  wieder 
die  einzelnen  Bodenkategorieen  auseinander  zu  halten  sind. 

Es  ergiebt  sich  aus  einer  solchen  Untersuchung  dann  jedenfalls 
auch  die  volkswirthschaftliche  (nicht  bloss  privatwirthschafUiche) 
Zweckmässigkeit  gewisser  Arten  des  privaten  Grundeigenthums, 
zumal  des  ländlichen,  namentlich  des  selbstbewirthschafteten  Klein- 
und  Mittelgrandbesitzes  unter  bestimmten  geschichtlichen  Bedingungen 
des  Volks-,  Staats-  und  Wirthschaftslebens  und  der  Productions- 
tecbnik.  Daraus  folgt  eine  relative  Bechtfertigung  der  Rechtsin- 
stitution des  privaten  Grundeigenthums  und  somit  wenigstens  eine 
theilweise  Widerlegung  der  socialistischen  und  sonstigen  gegnerischen 
Kritik.    (Vgl.  Hauptabschnitt  3.) 

§.  161  [312].  —  D.  Zur  Stützung  des  privaten  Grundeigen- 
thums und  zur  Widerlegung  der  Angrifife  auf  dasselbe  haben 
seine  Anhänger  auch  den  Versuch  einer  speciell  national- 
Ökonomischen  Beweisführung  für  die  Institution  gemacht.    Sie 
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behaupten  nemlich,  dass  der  Boden  als  blosser  Natur factor 
gar  keinen  wirthscbaftlichen  Werth  habe  und  bloss  als 
solcher  seinem  Eigenthümer  kein  Einkommen  gebe. 
Er  verdanke  seinen  Werth  nur  der  Arbeit  und  dem  Kapital, 
welches  in  ihn  gesteckt  sei.  Der  Ertrag  (Reinertrag  hier  oder 
,,Rente^O  des  Bodens  sei  nicht  ein  Einkommen,  das  der  Boden, 
sondern  nur  ein  solches,  das  die  ihm  zugeftthrte  Arbeit  und  das 
verwendete  Kapital  gebe.  Niemand  könne  eben  deswegen  das 
G r u n d eigenthum  als  solches  angreifen. 

Vgl.  besonders  fi astiat,  barmonies  ^conomiqnes ,  cb.  9  nnd  13.  Garey, 
Handbacb,  Kapitel  35.  M.  Wirtb,  National -Oekonomie,  4.  Auflage  I,  284—323, 
besonders  am  Schlnss.  Darüber,  bez.  dagegen  Berens,  Dogmengescbicbte  der 
GruDdrente,  S.  275  ff. 

Diese  Doctrin  ist  in  der  Theoretischen  Yolkswirthschaftslebre  (Haaptabtboilong  II 
dieses  Werkes)  und  zwar  in  der  Grnndrentenlehre,  mit  der  sie  nahe  zusammen- 
h&ngt,  genauer  za  untersuchen  (Siehe'  besonders  das  Buch  von  Berens, 
B  i  c  ar  d  0 ,  princ,  eh.  2.  und  dazu  Baumstark 's  Erläuterungen  Kapitel,  6;  r.  Thünen, 
isolirter  Staat,  I,  (8.  Auflage,  Berlin  1875);  Ban  I,  §.  206  ff.;  Boscher  I,  §.  149  ff.). 
Hier  genOgen  wenige  Bemerkungen  über  die  vorliegenden  Streitfragen. 

Das  Grundrentenproblem,  in  der  Gestalt,  welche  es  seit  der 
Epoche  machenden  Lehre  von  Ricardo  und  v.  T  hfl  neu  definitiv 
in  der  Wissenschaft  erlangt  hat,  ist  kein  Prodnctions problem, 
wie  bei  den  Physiokraten  und  selbst  im  Ganzen  noch  bei  A.  Smith , 
sondern  es  ist  ein  Vertheiluugsproblem.  Unsere  deutschen 
Freihandelstheoretiker  der  Bastiat'schen  Schule  verwechseln  das 
bis  heute  meistentheils.  Von  einer  besonderen  („Extra-'')  Leistung 
der  Natur,  des  Bodens  in  der  Production  verglichen  mit  anderen 
Productionen,  bei  welchen  der  Boden  nicht  unmittelbar  mitwirkt, 
ist  keine  Rede.  Man  könnte  selbst  zugeben,  dass  „auch  die  Boden- 
producte  Arbeit  nnd  nur  Arbeit  kosten",  in  demselben  Sinn,  wie 
dies  von  allen  anderen  Producten  gilt  (I,  §.  142, 171,  oben  §.  132), 
dass  daher  auch  der  Reinertrag  des  Bodens,  die  Grundrente,  nur 
nnd  voll  „Arbeitsertrag'',  nur  auf  Arbeits-  und  Kapitalverwendung 
zurttckzuftibren  sei.  Mit  einem  solchen  Zugeständniss  ist  in  der 
Frage  des  privaten  Grnndeigenthums  aber  nichts  bewiesen.  Denn 
diejenigen,  welche  das  Privateigenthum  an  Boden,  nach  dem  Sinn 
der  Arbeitstheorie,  auf  die  Thatsache  der  ZurUckfilhrung  der  Boden- 
rente auf  Arbeits-  und  Kapitalverwendung  „begründen"  wollen, 
mttssten  dann  erst  beweisen,  dass  es  die  eigene  persönliche  Arbeits- 
oder Kapitalverwendung  des  Privateigenthümers  oder  seiner  Rechts- 
vorgänger sei,  auf  welche  die  Rente,  bez.  der  Boden  werth  sich 
zurflckfflhren  lasse.  Dieser  Beweis  fehlt  und  kann  gegentiber  der 
richtigen  Deduction  und  den  damit  Übereinstimmenden  Thatsachen 
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der  Erfahrang  nicht  geliefert  werden.  Das  private  Grandeigentbnm 
als  solches  liefert  seinem  Eigenthümer  vielfach  and  in  bevorzagtem 
Grade,  verglichen  mit  allem  anderen,  besonders^  dem  Kapitaleigen- 
thum,  Renten  (Grundrenten)  und  Conjnnctarengewinne,.  welche 
jedenfalls  er,  der  Eigen thümer,  durch  keine  von  ihm  speciell  aus- 
gehende Thätigkeit  ökonomisch  verdient  hat,  wenngleich  es  sich 
um  Producte  (bez.  Werthe)  der  nationalen  Arbeit  handelt  Die 
Grundeigenthumsinstitution  als  solche  greift  also  höchst  eigenthfim- 
lieh  in  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  ein:  das  ist  das  ent- 
scheidende Moment. 

Znm  Beweis  reicht  hier  eine  kurze  AusfQhrang  %ub: 

1.  Da^eoige  Grondeigentham ,  dessen  Producte,  Leistungen  und  Nutzungen  in 
ßinom  gegebenen  (bezw.  a]s  geschlossen  gedachten)  Productionskreis  und  Absatzmarkt 
für  die  Befriedigung  des  Gesammtbedarfe  nothwendig  sind,  und  welches  vor  anderen 
GrundstQcken  desselben  ökonomischen  Zwecks  natürliche  Vorzüge  —  der  f^cht- 
barkeit,  des  Reichthums  an  Mineralstoffen,  der  Zug&nglichkeit  fttr  die  Bebauung,  der 
Geeignetheit  fbr  den  bestimmten  Zweck,  dem  es  dienen  soll  u.  dgl.  m.  —  oder  Vor- 
zOge  der  Lage  besitzt  —  für  den  Absatz  der  hier  gewonnenen  Producte,  ftr  den 
Bezog  von  Stoffen  für  die  Productiou,  für  die  Wohnungsrerh&ltnisse  der  Menschen 
u.  s.  w.  —  gewährt  seinem  EigenthQmer  nur  kraft  des  Eigenthumsrecht  im 
freien  Verkehr  regelmässig  ein  Einkorn men,  eben  die  Grundrente  (die  eigentliche 
oder  Difforential-Grundreote  Bicardo-Thttnen's,  §.  148  Nr.  4).  Diesem  kapi- 
talisirten  Einkommen  entspricht  ein  Werth  des  Bodens,  über  denjenigen  Werthbetrag 
hinaus,  welcher  auf  die  ron  dem  Eigenthftmer  oder  seinem  Bechtsrorg&nger  in  dem 
Boden  fixirte  Arbeit  und  sein  Kapital  anzurechnen  ist.^)  Damit  wird  der  Grund- 
eigenthumskritik  Recht  gegeben,  wenn  dieselbe  die  „Arbeitstheorie**  fOr  die  Begründung 
des  privaten  Grundeigentbums  noch  mehr  als  in  anderen  Pillen  fUr  unzureichend 
erklärt 

2.  Zu  demselben  Schluss  gelangt  man  bei  einer  Untersuchung  des  werth- 
steigernden  Einflusses,  welchen  bei  fortschreitenden  Völkern  die  Conjunctur 
im  Grossen  und  Ganzen  dauernd,  wenn  auch  mit  periodischen  Schwankungen,  wie 
z.  B.  heute  in  Westeuropa  beim  ländlichen  Boden,  gerade  auf  das  private  Grund- 
eigenthum  ausübt  (I,  §.  168).  Die  vermehrte  Nachfrage  nach  Producten  und 
Nutzungen  des  Bodens  ist  zonächst  die  Folge  allgemeiner  gesellschafilicher  Ursachen : 
hier  grösserer,  reicherer,  mehr  städtisch  concentrirter  Bevölkerung  u.  dgl  m.  Diese 
Nachfrage  steigert  den  Werth  jener  Producte  und  Nutzungen  und  damit  indirect,  durch 
Vermittlung  der  Grundrente,  oft  schon  direct,  den  Bodenwerth  dauernd  unter  zwei 
Voraussetzungen:  wenn  nemlich  entweder  der  vermehrte  Bedarf  an  Producten  und 
Nutzungen  nicht  in  Folge  einer  entsprechenden  Entwicklung  der  Productionstechnik 
an  Ort  und  Stelle  auf  den  gleichen  Grundstacken  zu  denselben  lelatiren  Koston  wie 
bisher  der  kleinere  Bedarf  gewonnen ;  oder  aber  wenn  er  in  Folge  einer  gleichzeitigen 
ebenmässigen  Verbesserung  der  Commonicationsmittel  nicht  durch  B^g  aus  der 
Feme  zu  dem  bisherigen  Kostensatze  (oder  selbst  billiger,  wo  dann  ein  Sinken  der 
localen  Rente  und  des  Bodenwerths  eintritt)  gedeckt  werden  kann. 

^)  Mittelst  eines  seltsamen  Missverständnisscs  wird  wohl  diese  Beweisftlhrung 
mit  „Thatsachen  der  Erfahrung*',  nemlich  mit  dem  „normalen**,  selbst  „niedrigen** 
Zinsfusse,  zu  dem  sich  ein  beim  Ankauf  eines  Grundstücks  (Hauses)  VMirendetes 
Kapital  verzinse,  zu  widerlegen  gesucht.  Solche  Thatsachen  kommen  oft  vor,  besonders 
bei  Ueberzahlung  eines  Grundstücks  und  alsdann  herabgehender  Conjunctur,  beweisen 
aber  durchaus  nicht  das,  was  sie  sollen.  Hier  hat  eben  der  Vorgänger  die  Differential- 
rento  im  Kaufpreise  kapitalisirt  und  bezieht  im  Grunde  in  seinem  Zinse  für  das  erlöste 
Kaufkapital  zu  einem  gewissen  Betrage  Grundrente. 
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Die  erste  YoimssetzuDg  kann  sich  besonders  bei  Agrarboden  erfilUen,  thatdies 
thatsächlicb  hier  oftmals  bei  Fortschritten  der  landwirthschaftlichen  Technik,  aber 
rennag  es  bei  quantitatir  nnd  qnalitatir  stark  gesteigertem  Prodnctenbedarf  nicht 
leicht  beständig  za  thnn.  Bei  Boden,  welcher  als  Standort,  als  stidtischar 
Wohnnngsplatz  dient,  kann  sie  aber  aus  technischen.  Ökonomischen  nnd  socialen 
Granden  nnr  in  sehr  engem  Umfange  zutreffen. 

Die  zweite  Yoiaoaietziing  hat  eine  grosse  praktische  Bedentong  gegenüber  dem 
Gmnd  nnd  Boden,  welcher  schwere,  volaminOse.  rerhältnissm&ssig  wenig  werthrolle 
Prodacte  liefert  (Artikel  ?on  „geringem  speciflschen  Werthe*',  I,  §.  140),  daher  far 
Agrar-,  Forst-,  B^gwerksboden  n.  s.  w..  aber  doch  anch  hier  innerhalb  der 
sehr  bestimmten  Grenzen,  welche  gerade  dem  Eriindangsgeiste  im  Communications-  nnd 
Transportwesen  durch  die  Natur  der  Dinge  oder  durch  rein  physikalische  Gründe,  —  wie 
dies  vortrefflich  entwickelt:  Engel,  preussiache  statistische  Zeitschrift  1S64,  S.  113  iL 
—  selbst  gezogen  und  welche  praktisch  nach  der  Natur  des  Landes  und  nach  den 
Ökonomischen  Verhältnissen,  wie  z.  B.  der  GrOsso  und  Verfügbarkeit  des  National- 
kapitals, noch  riel  enger  sind.  Gegenüber  Boden,  dessen  Producte  (z.  B.  Wasserl) 
und  namentlich  dessen  Nutzungen,  besonders  zu  städtischen  Wohnungszwecken,  in 
der  Hauptsache  an  Ort  und  Stelle  consomirt  werden  müssen,  hat  auch  die  grossartigste 
Verbesserung  der  Gommunicationsmittel  angesichts  der  nidit  nur  wegen  der  Kosten, 
sondern  wegen  des  Zeitrorlusts  und  der  Beschwerde  so  schwierigen  Transportirbarkeit 
des  Menschen  selbst  (§.  205  ff.)  doch  nur  eine  untergeordnete  Bedeutung.  Eben 
deshalb,  wenn  auch  zeitlich.  Ortlich  und  nach  Ökonomischen  Bodenkategorieen  sehr 
ungldcb,  im  Grossen  und  Ganzen  ein  steigender  Werth  der  Bodenproducte  und 
Nutzungen  nnd  des  Bodens  selbst,  zumeist  wohl  des  städtischen  Bodens,  unter  dem 
Einfluss  der  Gonjunctur,  ?ennehrter  und  reicherer  Bevölkerung,  also  auch  grosserer 
Gesammtprodaction.  Und  eben  deshalb  die  Dnanwendbarkeit  der  Arbeitstheorie  auf 
das  private  Grundcigenthum,  worin  der  Kritik  des  letzteren  Recht  zu  geben  ist. 


Zweiter  Hauptabschnitt. 

Kritik  der  Vertheilung  des  Grandbesitzes. 

Besonders  für  diesen  Abschnitt  ist  auf  die  nähere  Ausführung  in  der  Agrar- 
politik zu  verweisen,  namentlich  in  Betreff  der  einzelnen  historischen  und  statistischen 
Belege,  welche  hier  nicht  gebraclit  werden,  sowie  anch  für  die  Speciallitteratur. 
Siehe  Buchen  berger,  I,  namentlich  Kapitel  4  (Besitzvertheilung  u.  s.w.,  innere 
Oolonisation) :  daselbst  S.  422—430  Statistik  der  landwirthschaftlichen  Besitzvertheilung 
verschiedener  Länder.  Wirminghaus  im  Artikel  Grundbesitz  Statistik  im  Hand- 
wörterbuch der  Staatswissenschaften  IV,  166—176,  v.  Miaskowski's  Werk  Erbrecht 
und  Grundeigenthumsvertheilung.  Conrad 's  mehrfache  agrarpolitische  Arbeiten, 
besonders  über  Preussen,  sowie  statistische  Daten  über  die  Verhältnisse  anderer 
Länder  (Grossbritannien)  in  seinen  Jahrbüchern.  Littcratur  der  Grundbesitzstatistik 
{die  freilich  mit  der  Statistik  der  Betriebe  nicht  identisch)  bei  Wirminghaus 
a.  a.  0.  S.  178  — 176.  Ueber  Preussen  statistisches  Material  über  Grund  besitzver- 
theilung im  Statistischen  Jahrbuch,  älteres  bei  Meitzen,  Boden  Preussens  u.  s.  w. 
IV,  805  ff.,  477  ff.  (Tabellen),  I,  511  ff.,  301  ff.  (Darstellung,  Gesetzgebung),  üeber 
Deutschland,  Statistisches  Jahrbuch. 

L  —  §.  162  [313].  Polemik  gegen  die  Vertheilung  des 
Orundbesitzes  wegen  deren  Entstehung.  Hiermit  ge- 
langen wir  zum  zweiten  Pnnct  der  Kritik  des  privaten  Grnnd- 
eigenthums  (§.  158,  Nr.  2).  Besonders  wird  hier  die  Vertbeilnng 
des  lllndlichen  Grundbesitzes  angegriffen.  Aus  der  geschichtlichen 
Entwicklung  y    der    gegenwärtigen  Fortdauer    und  der  Weiterent* 

A.  Wagner,  Onudlegung.   8.  Ann.   2.  Theil.  Volkgwlrtbscbaft  n.  Rocht.  24 


370     3-  S*  AnsdehD.  d.  Pmateigenth.  2.  K.  Gnudeigentbnin.  2.  H.A.  Vertheilan^.  §.  162. 

wickluDg  einer  aDgflostigeD  und  angereehten  Vertheilang  des  Grand- 
besitzes  wird  dann  ein  Grand  zur  Verwerfong  der  ganzen  Institation 
abgeleitet  Dieser  Panct  spielt  eine  grosse  Rolle  in  der  Beweis- 
fllhrang  anserer  deatsehen  Socialisten  and  bei  der  Agitation  anserer 
earopäischen  Socialdemokratie  gegen  die  Institation. 

A.  Die  Argamen tation  ist  etwa  die  folgende. 

1.  Unter  dem  Hinweis  auf  die  Bildangs-  and  Entwieklangs- 
gesebichte  besonders  des  ländlichen  Grossgrand  besitzes  wird  zu- 
nächst ein  grosser  Theil  des  heatigen  privaten  Grnndeigenthams 
gerade  wegen  seiner  (wirklichen  oder  vermeintlichen)  y^nnrecht- 
massigen"  geschichtlichen  Entstehung  angegriffen  and  für  die  Ge- 
sammtheit,  das  Volk,  oder  gar  die  Menschheit,  deren  y^nnveränsser- 
liches  Gemeingnt"  der  Boden  sei,  zarttckgefordert. 

„Kein  Raabgat  wird  dorch  Verj&hrang  ,,„rechtxDä8siges''''  Eigenthum  and  kaan 
ebensowenig  darch  Schenkung  oder  Yerkaaf  (oder,  wie  man  folgerichtig  hinznfagen 
rnnds:  Vererbung)  rechtmässiges  Eigenthnm  eines  Anderen  werden '^^).  Besonders 
berufen  i»ich  die  Gegner  des  privaten  Grundeigenthums  hier  auf  die  geschichtlichen 
Yorg&nge  seit  dem  Sturze  der  römischen  Weltherrschaft,  das  Mittelalter  hindurch  bis 
in  die  Neuzeit  hinein.  Namentlich  die  Entstehung  der  Grundherrschaft,  zum 
Theil  mittelst  directer  Unterdrückung  der  b&uerlichen  Freiheit,  im  früheren  Mittel- 
alter, später  die  Verdrängung  der  bäneriichen  Nutzeigenthümer  durch 
den  Grundherrn  als  ObereigcnthUmer  und  die  Einziehung  der  Bauernhöfe 
(«.Bauernlegen'')«  zum  Zweck  der  Vergrösserung  des  selbstbewüthschafteten  Hofguts 
als  einer  grösseren  landwirthschaftlicbeu  Betriebseinheit  (Deutschland,  16.  Jahr- 
hundert u.  tf.,  England),  zum  Theil  mittelst  directer  Rechtswidrigkeiten,  zum  Theil 
mittelst  falscher  Auslegung  des  formellen  Rechts,  und  ähnliche  Vorgänge  werden  an- 
geführt'). Aus  der  neueren  Zeit,  mit  besondrer  Vorliebe  die  Grundbesitzrerhältnisse 
in  Grossbritannien  und  Irland,  welche  als  schlagende  Belege  einer  höchst  be- 
denklichen Entwicklung  gelten»).    (§.  164—166.) 


^)  „Manifest  an  die  landwirthschaftliche  Berölkerung^*,  dat.  Genf.  1869,  Central- 
comitü  der  Sectionsgruppe  deutscher  Sprache  der  Internationale.  Siehe  meine  Ab- 
schaffung des  Grundeigenthums,  S.  7,  14. 

')  Vgl.  Röscher  U,  Buch  2,  Kapitel  8  (Grundeigenthum  und  Stände),  besonders 
§.  103  in  den  Anmerkungen  über  Bauernlegen.  Ran,  Volks wlrthschaftspolitik,  §.  47a, 
§.  76  ff,  Buchen  berger  I,  §.  16—18,  §.  68  ff.  —  Im  Allgemeinen  namentlich 
V.  Manrer's  Schriften,  besonders  seine  Dorfrerfassung,  soll,  191  ff.  und  seine  Frohn- 
höfe.  Jetzt  für  die  Karolingrerzdt  v.  Inama-Sternegg,  die  Ausbildung  der  grossen 
Grundherrschaft  in  Deutschland,  besonders  Abschnitt  III,  S.  43  ff.,  mit  reichem,  ror- 
trefflich  lür  die  nationaiökonomische  und  socialpolitischc  Untersuchung  gruppirtem 
Quellenmaterial.  Derselbe,  Deutsche  Wirthschaftsgeschichte  I,  Abschnitt  3,  II, 
Abschnitt  2,  3,  Lamprecht,  Deutsches  Wirthschaftsleben  II,  667  ff.,  991  ff.,  der- 
selbe. Geschichte  des  Grundbesitzes  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschah. 

3)  Siehe  Marx  Kapital,  1.  A.  S.  701  ff.,  4.  Aufl.  S.  682  ff.  Vgl.  L.  de  Larergne. 
essai  sur  reconomie  rurale  de  TAngleterre  (3  6d.,  Paris  1858),  eh.  7;  Röscher  II. 
§.  103.  Derselbe  in  den  „Ansichten",  3.  Auflage,  I,  252  ff.  Buchenberger  I. 
§.  27,  Nasse,  agrarische  Zustände  in  England,  in  den  Schriften  des  Vereins 
für  Socialpolitik ,  Band  27.  S.  130  ff.,  Dawson,  increment  a.  a.  0.,  p.  52  ff. 
Ferraris,  questione  agraria  in  Inghilterra,  Nuova  Antologia,  Sett.  1S74  —  Uober 
Schottland:  Conrad  in  Hüdebrand's  Jahrbüchern  1876,  XXVI,  50  ff.,  mit  Be- 
nutzung des  Blaubuchs:  Scotland.  Owners  of  lands  and  heritagcs  1872 — 73.  —  üeber 
die  Grundeigenthumsrerhältnisse  Englands   ein  neues  „Domosdaybook'*:  Retums  of 
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2.  Anch  heute  aber  geht  nach  dieser  AuflfassüDg  der  |,Proce8s 
der  Enteignung  nnd  Enterbung'*  der  Erben  der  nrsprfinglichen  Be- 
sitzer und  Bebaaer,  welche  letzteren  doch  wenigstens  durch  die 
erste  Occopation  und  dorch  Verwendung  ihrer  Arbeit  auf  den  Boden 
noch  eher  eine  Art  Rechtsanspruch  auf  dessen  Besitz  hätten,  gerade 
unter  dem  Eiofluss  moderner  Betriebstechnik  und  Oekonomik  und 
modernen  Bechts  immer  weiter  vorwärts. 

Oekonomisch  und  technisch  ?ennOge  dieser  nrspran gliche,  noch  halbwegs  legitime 
Eleingrnndhesitz  die  Goncnrrenz  mit  dem  intelligenter  verwalteten,  kapitalreicherea 
Grossgntndbesitz  nicht  auszuhaken.  Aach  hier  siege  der  Grossbetrieb.  Das  m&chtige 
Prifalkapital,  das  doch  selbst  nur  nnrechtmässig  den  Arbeitern  ?orenthaItener  Lohn 
sei  (§.  150),  setze  mit  allen  Mitteln  des  kapitalistischen  Prodoctions-  and  Verkehrs- 
systems, welche  das  modeine  Wirthschaftsrecht  des  Systems  der  freien  Goncarrenz 
gestatte,  das  Werk  fort^),  das  einst  die  Grossen  and  Mächtigen,  die  Grand-  and 
Frohnherren  dem  Kleingrandbesitz,  den  Baaern  and  ihren  Dorfmarken  gegenüber  mit 
so  grossem  Erfolg  begonnen  und  schon  weit  genag  darchgefohrt  hätten.  Wo  also 
hie  and  da  selbst  nicht  frühere  Gewalt  and  Rechtswidrigkeit  der  Ursprang  des  jetzigen 
privaten,  besonders  des  grösseren  ländlichen  (and  forstlichen)  Grandeigenthams  sei, 
da  sei  dasselbe  schon  gegenwärtig  and  werde  es  immer  mehr  aas  denselben  Gründen 
ferwerflich,  aas  welchen  das  Priratkapital  dies  sei.  Ja  selbst  noch  in  höherem  Grade 
als  dieses:  denn  vielfach  gelange  das  Privatkapital  dank  dem  heutigen  Wirthschafts- 
recht nur  noch  dorch  eine  Beihe  neuer  unlauterer,  wenn  auch  vielleicht  (und  oft 
genug!)  nach  dem  formellen  Recht  erlaubter,  selbst  begünstigter  Praktiken  in  den 
Besitz  des  Grondeigenthums,  wie  z.  B.  durch  wucherliche  Ausbeatung  der  Kothlage 
der  bisherigen  Besitzer,  durch  ein  falsches  and  der  Natur  des  Grundeigenthums  un- 
angemessenes VerschaldoDgssystem  u.  dgl.  m.  (§.  167  ff.). 

3.  Diese  dureh  nnd  durch  ungesunde  und  rechtswidrige  sociale 
nnd  ökonomische  Gestaltung  des  privaten  Grundeigenthums,  welche 

owners  of  Land  in  England  and  Wales,  excl.  of  the  Metropolis,  2  Vol.  1S75.  Darüber 
Conrad,  in  den  Jahrbüchern  1876,  Band  26,  S.  376  ff.  Auch  diese  statistischen 
Arbeiten  bieten  nach  der  Art  der  Aufnahme  des  Materials  u.  s.  w.  noch  viele 
Schwierigkeit  selbst  nur  für  die  Feststellung  der  Thatsachen  der  wirklichen  Ver- 
theilang  des  Grundbesitzes,  geschweige  für  die  Schiassziehung  in  Betreff  der  Ent- 
wicklangstendenz  und  der  Ursachen  deiselben.  Siehe  darüber  besonders  Conrad 
a.  a.  0.  Die  colossale  Concentrirung  riesiger  Gmndstückscomplexe  und  Grundrenten- 
bezttge  in  wenigen  Händen  lässt  sich  aber  bestimmt  nachweisen.  In  England  ond 
Wales  hatten  damals  z.  B.  290  Besitzer,  0.03 7o  ^^'  ^^^  ^^'  Besitzer,  Besitzungen 
von  je  über  10,000  Acres«  zusammen  12,57o  ^^^  betreffenden  Ländereicn,  5.47o  cl^s 
Ertrags,  4917, Besitzer  (0.5  der  GesammtzahJ)  hatten  Besitzungen  von  1000 — 10,000  Acres, 
42.3%  des  Lands,  21,8^0  <lcs  Ertrags.  Von  einem  Gesammtareai  von  England  und 
Wales  (ohne  London)  von  37.24  Millionen  Acres  besass  ein  Eigenthümer  186,397. 
12  Personen  1,038,883,  66  Personen  1,917,076,  100  Personen  3,917,641.  2b0  Personen 
5,425,764,  523  Personen  %  710  Personen  y^,  4500  Personen  V».  10,207  Personen  «/a 
des  ganzen  Landes  eigen;  in  Schottland  mit  18.95  Millionen  Acres  besass  1  Person 
bogar  1,376,000,  11  Personen  4,389,722,  24  hatten  V4.  170  %,  330  «/».  1700  V,o 
von  ganz  Schottland  eigen;  in  Irland  hatten  vom  Gesammtareai  von  20.16  Millionen 
Acres  1  Person  170,119, 12  Personen  1,297,888,  292  Personen  6,458,170,  744  Personen 
9  612,768,  1942  besassen  '/«  ^^  Landes. 

^)  Röscher,  Ansichten,  3.  AnÜage,  I,  250.  Kachweis,  wie  in  England 
(mehr  in  andrer  Weise  in  Schottland  und  Irland)  seit  dem  grossen  Aufschwang  der 
rationeUen  Landwirthschaft  and  maschinellen  Fabrikindustrie  „die  Zusammcnziehung 
des  Grundeigenthums  in  wenige  grosse  Hände  reissend  fortgeschritten,  hanptsächlich 
auf  dem  Wege  der  Yerkehrsfreiheit  selber*'.    Nasse  a.  a.  0. 

24* 


372     d.B.  AnsdehD.d.  Prirateigrenth.  2.K.  GrondeigenthaiiL  2.  H.A.  Yertheilaog.  §.  163. 

in  ihren  sich  unverkenobar  steigernden  schlimmen  Wirkungen  immer 
unerträglicher  werde,  sei  durch  gar  keine  Beformen  des  Rechts  und 
der  Wirthchaft  zu  beseitigen.  Denn  sie  sei  die  noth  wendige 
Consequenz  des  ganzen  privatwirthschaftlichen  Systems  vnd 
seines  maassgebenden  Bechtsprincips,  des  Priyateigenthums 
an  Prodnctionsmitteln,  eines  Princips,  das  yollends  auf  den 
Naturfactor  Grund  und  Boden  angewandt  recht  eigentlich  ,,furt- 
zeugend  neues  Uebel  muss  gebären'^ 

§.  163  [313].  —  B.  Generelle  Beurtheilung  dieser  Kritik. 
In  dieser  Beweisführung  läuft  Wahres  und  Falsches  in  ungewöhn- 
lichem Grade  durch  einander^  auch  wenn  man  von  dem  principiellen 
Fehler  absehen  wollte,  die  ganze  frühere  Geschichte  und  die  Ent- 
wicklung des  Rechts  nach  an  sich  selbst  sogar  noch  bestreitbaren 
Gesichtspuncten  und  Bechtsanschauungen  der  Gegenwart  za  be- 
urtheilen^  was  natürlich  nicht  zulässig  ist  Aber  auch  sonst  sind 
die  Hauptfehler  dieser  Polemik  unverkennbar;  es  sind  die  oben 
(§.  151)  schon  hervorgehobenen:  die  gewiss  in  einzelnen  Ländern 
theilweise  zutreffende  Kritik  der  heutigen  Vertbeilung  besonders 
des  agrarischen  und  des  Forstbodens,  in  Grossbritannien  auch  zum 
Theil  des  städtischen  Bodens,  wird  ohne  Weiteres  auf  das  gesammte 
private  Grnndeigenthum  ausgedehnt;  die  ungünstige  concreto  Sach- 
lage des  einen  Landes  in  Bezog  auf  die  Bodenvertheilung  (Gross- 
britannien !)  wird  nicht  nach  ihren  specifischen  geschichtlichen  Ur- 
sachen und  mitwirkenden  Rechtsverhältnissen  (Fideicommisse !)  in 
diesem  Lande  untersucht,  sondern  kurzweg  auf  die  Elinrichtung  des 
Privateigenthums  an  Productionsmitteln  zurückgeführt  und  deshalb 
iVr  jedes  andre  Land  unserer  Cnitur  und  unseres  Rechtes  als  min- 
destens in  Zukunft  nothwendig  eintretend  prophezeit;  die  ökono- 
misch-technische Ueberlegenheit  des  landwirthschaftUchen  Gross- 
betriebes, als  einer  Mitvoraossetzung  und  Mitfolge  des  Grossbesitzes, 
wird  zu  allgemein,  mehrfach  überhaupt  unrichtig  angenommen;  und 
aus  der  (wirklich  oder  vermeintlich)  ungünstigen  Gestaltung  und 
der  behaupteten  ungünstigen  Gestaltungstendenz  der  Grundbesitz- 
verhältnisse wird  ein  Verdict  gegen  die  ganze  Institution  des  Privat- 
eigenthums am  Boden  abgeleitet. 

Namentlich  dieser  letztere  Schluss  ist  für  unsere  Untersuchung 
wichtig.  Er  würde  aber  offenbar  nur  dann  richtig  sein,  wenn  einmal 
die  allgemeine  Erfahrung  für  jene  ungünstige  Gestaltung  der 
VertheiluDg  spräche  und  diese  wirklich  als  die  nothwendige  Wirkung 
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der  PrivateigenthnmsiostitotioD,  nicht  nur  aki  die  Wirkung  anderer 
freilich  öfters  eintretender  geschichtlicher  Umstände  und  der  Ge- 
staltung des  Grundeigenthumsrechts  in  seinen  doch  der  Abänderung 
fthigen  Einzelnonnen  (z.  B.  in  Betreff  der  Yerschuldungsform  des 
Grundbesitzes  oder  des  Erbrechts  in  Bezug  auf  denselben,  der  fidei- 
commissarischen  Bindung  u.  dgl.  m.)  anzusehen  wäre.  Sodann 
aber  und  mehr  noch,  wenn  eben  nicht  die  ursprflngliche  Entwick- 
lung von  Privateigenthum  am  Boden  sich  wenigstens  in  grossem 
Umfang,  obschon  nicht  ansschliesslich ,  so  doch  mit  als  gesetz- 
mässige,  aus  der  Natur  der  Landwirthschaft  hervorgehende  Folge 
bestimmter,  an  die  Bodenbebauung  zu  stellender  ökonomisch-tech- 
nischer Anforderungen  nachweisen  lassen  sollte.  Ist  Letzteres  der 
Fall,  so  beweist  doch  alles,  was  gegen  die  Vertbeilung  des  Grund- 
besitzes und  gegen  die  Mittel  und  Wege  vorgebracht  werden  kann, 
durch  welche  sich  dieselbe  geschichtlich  vollzogen  hat  und  noch 
vollzieht,  noch  nicht  die  Verwerflichkeit  der  ganzen  Institution  des 
privaten  Grundeigenthums,  sondern  nur  die  Beformbedtlrftigkeit  des 
Grundeigenthumsrechts  und  etwa  auch  anderer  Theile  des  Wirth- 
Schaftsrechts  und  höchstens  die  Rechtmässigkeit  der  Forderung 
einer  neuen  Regulirung  des  geschichtlich  überkommenen  Grund* 
besitzes. 

So  liegt  die  Sache  in  diesem  zweiten  Punct  der  Kritik  des 
Grundeigenthums,  und  zwar  in  Betreff  beider  Theile  der  bezüg- 
lichen Beweisführung  (§.  162),  hinsichtlich  der  Kritik  der  geschicht- 
lich überkommenen  Vertbeilung  und  der  Kritik  der  gegenwärtig 
obwaltenden  Tendenz  in  der  Vertbeilung  des  Grundbesitzes  (§.  167  ff.). 

II. —  §.  164  [315].  Die  geschichtlich  überkommene 
Vertbeilung  des  Grundbesitzes.  A.  Allgemeiner  Gang 
der  Entwicklung.  Kein  Zweifel,  dass  die  heutige  Vertbeilung 
des  Grundbesitzes,  besonders  des  agrarischen  und  forstlichen,  in 
unseren  Gulturstaaten  in  grossem  Umfange  ein  geschichtliches 
Product  der  Rechtswidrigkeit  und  Gewalt  ist,  fortgeerbt  auf  heute. 

Geschichtlicli  entstanden  ist  sie  za  einer  Zeit  da  es  an  einem  genügenden  Staate 
lieben  Bechtsschutz  ftur  den  b&nerlichen  Kleingrundbesitz  und  für  die  ehemalige  freie 
Dorfmarkrerfaasang  fehlte  nnd  die  Ausbentong  der  Kleinen  darch  die  Grossen  sich  in 
den  mannigfachsten  Formen  vollzog.  Dieser  Process  wurde  selbst  noch  fortgesetzt  bis  in 
unsere  neuere  Zeit  hinein,  vo  znm  Theil  auch  mangelhafte  Aoslegnng  der  bezQglichen 
BechtsTerh&ltnisse  zwischen  dem  Grnndberm  und  seinen  Bauern,  unrichtige  Beüegung 
eines  vollen  Privateigenthnms  rOmisch- rechtlicher  Art  fUr  den  Grundherrn  an  dem 
Boden  seiner  Bauern  und  an  den  „Gemeinheiten'*,  der  onvertheilten ,  gemeinsam  be- 
notzten  Weide,  die  Handhabe  zur  Vertreibung  der  Bauern  oder  zur  HerabdrQckung 
derselben  in  die  Stellung  von  Zeitpichtern  oder  Tagel&hnem  und  zur  Ausdehnung 
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der  GatshOfe  und  des  Grossgrundbesitzes  gab  (engliscbes  ,,Cleaiing  of  tbe  estates**, 
deutsches  „Baaemlegen"). 

Vielfach  ist  hier  in  nnseren  west-  UDd  mitteleuropäischen 
Staaten,  wohl  nirgends  ärger  als  im  ,,freien''  England,  aber  doch 
auch  auf  deutschem  Boden  besonders  im  Nordosten ,  unverant- 
wortlich gegen  den  bäuerlichen  Grundbesitz  verfahren  und  bis  in  ver- 
hältnissmässig  späte  Zeit,  in  Deutschland  bis  weit  in  das  achtzehnte 
und  selbst  noch  in  das  neunzehnte  Jahrhundert,  in  Grossbritannien 
eigentlich  bis  in  unsere  unmittelbare  Gegenwart  hinein,  der  länd- 
liche Kleinbesitzerstand  von  der  Staatsgewalt  den  grossen  Grnnd- 
herren  preisgegeben  worden.  ^) 

Die  ursprünglich  freien  Dorfgemeinden  waren  grossentheils  notor  die  Gmnd- 
berrlichkeit  gerathen.  Wo  in  „gemischten"  Gemeinden  freie  nnd  nnfreie  Baaem 
neben  einander  sassen,  sind  die  ersteren  mit  der  Zeit  meistens  ihrer  Freiheit  beraubt, 
ihr  Grundbesitz  mit  Diensten  und  Lasten  belegt  worden.  Die  Lage  aller  Baaem  and 
Dörfer  wurde  deijenigen  der  schon  ursprünglich  abhängigen  nnd  hörigen,  auf  Herren- 
grund angesiedelten  immer  ähnlicher.  Wo  selbst  die  grundherrlichen  Bauern  eigentlich 
rechtlich  nur  zu  bestimmten  Diensten  und  zur  Liefernng  von  Naturalien,  einem  Antheil 
ihres  Bodenertrags,  dem  Herrn  oder  dem  Herrenhofe  verpflichtet  waren,  nicht  aber 
bei  Erfüllung  ihrer  Verpflichtungen  willkührlich  „ihrer  Stelle  entsetzt'*  werden  durften 
und  ihr  Haus  und  Land  wenn  auch  nicht  zu  vollem  Eigenthom,  so  doch  za  Notz- 
eigenthum  oder  zu  einem  erblichen  Nutzungsrechte  besassen,  da  sind  sie  dennoch 
vielfach  von  ihrem  Herrn,  als  dem  „Obereigen thümer"*,  von  Haus  und  Hof  vertrieben 
worden.  Und  das  volle  Eigenthum  an  den  Gemeinheiten  hat  sich  der  Herr  za  ver- 
schaffen gesucht  Die  Staatsgewalt  aber  sah  zu  oder  die  landesherrlichen  Gerichte 
entschieden  im  Streitfalle  selbst  gegen  den  Bauern,  nicht  aus  Parteilichkeit,  aber  in 
falscher  Auslegung  des  geschichtlich  überkommenen  Rechts,  etwa  mittelst  Einzwängung 
germanischer  Bechtsinstitute  unter  ganz  fremde  römisch -rechtliche  Begriffe.^  Nicht 
anders  geschah  es  mitunter  mit  ursprünglich  persönlich  und  in  Hinsicht  des  Grund- 
besitzes freien  Bauern  und  Dörfern,  oft  auch  mit  solchen,  welche  früher  „freiwillig*' 
sich  einem  Grundherrn,  besonders  des  Kirche  übergeben  hatten  (§.  28). 

Hier  kann  mit  Fng  und  Recht  von  einer  „Enteignung'^  nnd 
,, Enterbang"  der  Erben  der  ursprünglichen  Besitzer  nnd  Bebaner 
gesprochen  werden.  Die  Formen,  in  welchen  diese  Vertreibung 
und  die  Zusammenlegung  des  Grossgran dbesitzes  erfolgte,  und  die 


^)  Für  die  carolingische  Zeit  siehe  v.  Inama,  Grundherrschaft,  wo  u.  A.  freilich 
auch  nachgewiesen  wird,  wie  die  Entstehung  der  grossen  Grundherrschaften  eng  mit 
wichtigen  und  heilsamen  organisatorischen  Zwecken  des  Eönigthums  zusammenhing 
Iß.  71)  und  wie  die  Gmndherrschaften  eine  bedeutende  socialpolltische  und  wirth- 
schaftliche  Wirksamkeit,  u.  A.  durch  Einrichtung  der  Colon enwirthschaft,  Duichführang 
der  Arbeitstheilong  und  besseren  Technik  in  der  Frohnhofswirthschaft  u.  8.  w.,  aus- 
übten. Ebenda  besonders  Abschnitt  IV.  Für  die  Masse  von  Gewaltthat  und  Rechts- 
widrigkeit, für  den  Missbrauch  der  Heerbanngewalt  zur  GefQgigmachung  der  kleinen 
Leute  u.  s.  w.  ebenda  viele  Beispiele  im  2.  Abschnitt.  Siehe  auch  oben  von  der 
Unfreiheit  besonders  §.  27,  28,  35  ff.  —  v.  Maurer.  Geschichte  der  DoifVerfassnng 
passim,  besonders  II,  191,  195  ff.  —  Bau,  Boscher.  Buchen  berger,  Marx 
an  den  in  Kote  2  und  3  auf  S.  370  genannten  Stellen.    Knapp  s  Arbeiten. 

*)  Vgl.  V.  Maurer,  Dorfverfassung  II,  218  ff.;  Marx  a.  a.  0.  —  Boscher, 
Ansichten  I,  251,  über  die  Verwechslung  der  schottischen  Clangenossen  mit  blossen 
Pächtern,  nach  englischer  Auschaunng  in  der  2.  H&lfte  des  18.  Jahrhunderts. 
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Beweggrfinde ,  welche  zu  diesen  Maassregeln  führten,  sind  leider 
mitunter  geeignet ,  den  Vorgang  noch  hässlicher  und  gehässiger 
erscheinen  zn  lassen.  Zwar  ist  der  hauptsächlichste  Beweggrund 
nicht  nur  ein  rein  egoistischer,  lediglich  privatwirthschaftlicher, 
sondern  zugleich  ein  volkswirthschaftKcher  und  insofern  gemein- 
nütziger gewesen:  das  Bedürfniss  und  die  Zweckmässigkeit  eines 
veränderten  landwirthschaftlichen  Betriebs,  bei  veränderten  Bedürf- 
nissen nach  Bodenproducten ,  anderen  Absatzverhältnissen,  Beides 
die  Folge  anderer  Bevölkerungsverhältoisse,  anderen  Volkswohl- 
stands, neuer  Commnoications-  und  Transportmittel  und  neuer 
Technik.  Aber  was  geschah  und  wie  63  geschah,  wird  auch  da- 
durch keineswegs  allgemein  entschuldigt,  geschweige  gerechtfertigt. 

Aach  sehr  egoistische  Ansbeutuog  einer  solchen  nenen  wirthschaftlichen  Gon- 
junctnr,  unter  Hin  wegsetzung  über  die  Interessen,  oft  ttber  die  Bechte  der  bäuerlichen 
Bcrölkcrung,  —  z.  B.  im  Falle  der  £inziehttng  der  bäuerlichen  Ländereien  zu  Weiden 
fdr  die  Viehheerden  des  Herrn,  —  selbst  ganz  frivole  Zwecke  des  persönlichen  Ver- 
gnügens und  des  Luxus  oder  das  specuiatire  gewinnsuchtige  Streben,  die  Vergnügungs- 
sucht anderer  reicher  Müssig^änger  auszunutzen  —  z.  B.  im  Falle  der  Einrichtung 
ron  JagdgiUnden  zur  eigenen  Benutzung  des  Grossgrundbesitzers  oder  zur  Verpachtung 
dieser  Ländereien  für  diesen  Zweck,  wie  in  Grossbritannien!  —  sind  vorgekommen. 
Kein  Wunder,  dass  solche  Verhältnisse  dann  den  socialistischen  Kritikern  willkommene 
Belege  für  ihre  Angriffe  und  Forderungen  gegeben  haben.  Einzelne  crasse  Vorgänge 
haben  sie  mit  Becht  mit  zündenden  Worten  gebrandmarkt.  (Vgl  Marx  I,  1.  Aufl., 
S.  714  ff.,  das  berüchtigte  Beispiel  der  Gräfin  von  Sutherlands.) 

Nur  in  gewissen  grossen  Grundzügen,  wie  sie  im 
Vorausgehenden  entworfen  wurden,  stimmt  indessen  die  Entwick- 
lungsgeschichte des  ländlichen  Grundeigenthums  (wobei  das  forst- 
liche hier  meistens  einzubegreifen  ist),  und  speciell  die  Bildnngs- 
geschichte  des  Grossgrandbesitzes  in  den  west-  und  mitteleuropäi- 
schen Staaten  überein.  Würde  sie  überall  genau  im  Einzelnen, 
Dorfschaft  für  Dorfschaft,  Gutshof  tXlr  Gutshof  vom  früheren  Mittel- 
alter an  bis  auf  den  heutigen  Tag  verfolgt,  so  möchte  vielleicht 
das  Bild  noch  ungünstiger  und  nach  Ländern  und  Zeitaltern  noch 
gleichartiger  ausfallen.  Für  unsere  principielle  Frage  des  privaten 
Grundeigenthums  muss  man  sich  jedoch  vor  einer  zu  weit 
gehenden  Generalisirung  der  Schlüsse,  welche  aus  den 
skizzirten  Verhältnissen  abzuleiten  sind,  hüten  und  zwar  in  doppelter 
Weise:  einmal,  was  die  Entstehung  allen  privaten  Grossgrond- 
besitzes  in  unseren  Staaten  anlangt  und  sodann  in  Betreff  der  Ge- 
staltung des  Grundbesitzes  in  den  verschiedenen  Ländern. 

§.165  [316J. —  B.  Verschiedene  Entstehungsgründe 
des  Grossgrundbesitzes.  Ein  erheblicher  Theil  des  Gross- 
grundbesitzes unserer  Staaten  ist,  wenn  auch  meistens  nicht  erst 
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entstanden,  so  doeh  vergrösaert  worden  dnrch  mehr  oder  weniger 
rechtswidrige  nnd  gewaltsame  Einziehung  von  Banerstellen ,  hie 
und  da  von  ganzen  Dorfschaften.  Indessen  ist  dies  keineswegs 
die  einzige  nnd  thatsächlieh  in  vielen  Ländern  nieht  einmal  immer 
die  hauptsächlichste  Erklärung  der  ungleichen  Vertheilung  des 
Grundbesitzes. 

1.  Ein  Theil  des  Grossgrundbesitzes  frtlherer  und  selbst  noch 
heutiger  Zeit  ist  uralt,  ohne  dass  seiner  ersten  Entstehung  ein 
solcher  Makel  anklebt 

Schon  bei  der  aispranglichen  Beeitznahme  des  Landes  dorcli  die  einwandernden 
Volker,  z.  B.  die  germanischen,  ist  die  Vertheilang  des  Grand  und  Bodens  gewöhnlich 
keine  gleichmisaige  gewesen.  Die  Führer,  die  Grossen,  die  Edlen,  welche  wir  nnter 
verschiedenen  Namen  und  in  etwas  rerschiedener  Stellang  bei  den  meisten  Yolkem 
finden,  worden  bevorzogt  Aach  hierbei  etwa  wieder  von  Raob  nnd  Gewalt  za 
sprechen,  ist  onzalftssig,  wenn  eben  nicht  die  ganze  frühere  Geschichte  der  Volker 
mit  allen  ihren  socialen  und  wirthschaftlichen  Wirkongen  rom  Standponct  der  Gegen- 
wart aas  rückblickend  soU  rerartheilt  and  rückg&ngig  gemacht  werden.  Ohne  Zweifei 
haben  den  grosseren  LandzatheUnngen  an  Einzäne  nnd  Familien  aach  hftafig  itrOssere 
Leistangen  der  letzteren  für  das  YoU  oder  den  Stamm,  z.  B.  im  Kriege,  entsprochen, 
ebenso  wie  sp&ter  nicht  za  vergessen  ist,  dass  dem  Grossgrond besitz  manche  besondere 
Öffentliche  Yerpflichtangen  aaferlegt  waren. 

Vgl.  G.  Waitz,  Deutsche  Verfassangsgeschichte,  2.  Aaflage,  I,  104,  113,  114, 
217.  TacitQS,  Germania  c.  26:  qnos  (sc.  agros)  moz  inter  se  secandam  dignationem 
partinntur.  Siehe  in  der  Abhandlang  von  In  am  a  s  besonders  Abschnitt  IL  Statistisches 
über  die  Vertheilang  des  Grand besitzes  in  Dentschland,  besonders  im  8.  and  9.  Jahr- 
handert:  „.  .  .  .  dass  die  Vertheilang  überall  and  namhaft  angleich  (schon  vor  dem 
genannten  Zeitranm)  war,  kann  nicht  wohl  mehr  bezweifelt  werden.  Wie  die  Deatschea 
schon  za  Tacitas'  Zeiten  secandam  dignationen  theilten,  so  haben  sie  sicherlich  anch 
bei  den  sp&teren  Landtheilangen  den  Unterschieden  der  Macht  and  des  Ansehens, 
des  Geburtsadels  and  des  Reichthams  immer  Rechnang  getragen*',  S.  25. 

2.  Man  könnte  von  Gewalt  gegen  die  früheren  Besitzer  nnd 
Benrbarer  des  Lands  reden  nnd  daraus  wieder  einen  Einwand 
erheben  wollen,  welcher  aber  wiedemm  nicht  allgemein  zntriflt. 

An  solcher  Gewalt  hat  es  nicht  gefehlt,  so  wenig  bei  den  Klerachieen  der 
Athener,  den  altrOmiscben  Landassignationen  im  Feindesland,  als  bei  den  Land- 
rertheiloBgen  der  Germanen  in  den  römischen  Provinzen  und  in  Italien.  Aber  all- 
gemein ist  aach  dies  der  Gang  der  Dinge  nidit  Denn  ?ielfach  haben  die  einwandernden 
St&mme  nnd  Volker,  z.  B.  in  Mitteleuropa,  in  Germanien,  Gallien,  Britannien  ein 
wirklich  noch  nicht  occapirtes,  jedenfalls  in  grossen  Strecken  noch  nicht  irgendwie 
angebaates  Land  in  Besitz  genommen  und  anter  die  Angehörigen  vertheilt,  —  haben 
erst  diese  es  mit  ihrem  Schweisse  gedüngt  und  gearban.  Namentlich  hat  die 
Grandherrschaft,  insbesondere  aach  die  Kirche,  die  Stifter,  KlOeter,  schon  vor,  wihrsBd 
and  noch  lange  nach  der  Carolingeizeit,  z.  B.  im  Osten  Deutschlands,  ganz  nncnltivirten 
Boden  im  grossen  Umfang  in  Besitz  genommen  and  ihn  unter  ihrer  Leitung  von  ihren 
FrohnhOfen  aus  nnd  darch  die  angesiedelten  Colonen  mittelst  „Rodong**  nrbar 
machen  lassen:  ein  grosses  volkswirthschaftliches  Verdienst  für  jene  Zeit  (Vgl 
namentlich  v.  Inama  a.  a.  0.,  besonders  Abschnitt  III,  auch  S.  46 ff.,  derselbe, 
Wlrthschaftsgescbichte  II.  Abschnitt  1.  Lamprecht,  Wirthschaßsleben ,  Band  IL 
derselbe,  deutsche  Geschichte  II,  83  ff.,  derselbe  im  Handwörterbuch  der  Staab- 
wissenscbaften  IV,  144  ff.) 
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3.  Wiederam  ein  anderer  Theil  unseres  Grossgrandbesitzes 
stammt  auch  aus  der  sorgsamen  Zusammenhaltnng  and  allmftligen 
Vergrösserang  des  arsprttnglichen  ,,gleichen  Landlooses*^  ans  der 
Vereinigung  alter  Bauerhufen,  aus  zugelassenen  Rodungen  Einzelner 
in  der  gemeinen  Mark  u.  dgl.  m. 

Neben  dem  freilich  maassgebenden  Factor  des  ,,GIttcks^*  sind  es  gerade  in  diesen 
FiUen  ökonomische  und  sittliche  Momente,  welche  hier  eingewirkt  haben  nnd 
bis  anf  die  heutige  Zeit  nachwirken:  wirthschafüiche  Thatkraffc,  Umsicht,  Intelligenz, 
Fleiss,  Sparsamkeit,  sittliche  TOchtigkeit,  Massigkeit,  Selbstbeherrschung,  gute  Familien- 
zocbt,  kurz  alle  jene  Eigenschaften,  welche  gewiss  durchaus  nicht  der  einzige,  in 
ganzen  Zeitaltem  vielleicht  nicht  der  haopts&chliche,  aber  stets  im  Wirthscha&leben 
doch  ein  wichtiger  Factor  für  das  wirthschafUiche  Gedeihen  oder  Zorackgehen  einer 
Familie  ond  damit  fttr  die  nngleiohe  Yenheilong  wie  alles  Vermögens,  so  auch  des 
Gründbesitzes  sind.  Da  wurden  denn  die  Mittel  wirthschaftlich  erworben,  um  die 
Terarmten  ehemaligen  Genossen  „auszukaufen'*  und  abermals  den  Eigen-  oder  Familien- 
besitz  zu  rergrOssem.  Und  wie  bei  den  K&ufem  neben  dem  Gluck  doch  auch  sittliches 
und  ökonomisches  Verdienst  oft  anzuerkennen  war,  so  nicht  minder  bei  den  Verkäufern, 
den  „Enterbten'*  neben  dem  „Unglück**  auch  hiufig  genug  sittliche  und  ökonomische 
Schuld.  Wie  sehr  dergleiohen  nach  allgemeiner  Ueberzeugung  mitwirkt,  zeigt  z.  6. 
die  Befürchtung,  welche  man  so  vielfach  in  Russland  hinsichtlich  der  Beseitigung  dos 
lindlichen  Gemeineigenthums  hegt.  (Siehe  meine  Abschaffung 'S.  3  und  die  Citate 
aus  den  Schriften  7on  ?.  Uazthauseu,  Schedo-Ferroti  u.  A.  m.) 

4.  £ndlioh  haben  in  allen  diesen  Fällen  neben  den  Zufällig- 
keiten des  Erbgangs  freilich  auch  die  Verhältnisse  des  Erb- 
rechts und  wo  solches  die  reale  Erbtheilung  des  Bodens  und  die 
gleiche  Erbtheilung  unter  allen  oder  die  stärkere  Erbabfindung 
einzelner  Kinder  gestattete  oder  bedingungsweise  verlangte ,  da 
haben  die  Volks-  und  Familiensitten  hinsichlich  der  Vererbung 
auf  die  thatsächliche  Vertheilung  des  Grundbesitzes,  aaf  dessen 
grössere  Zersplitterung  unter  viele  Eigenthümer  oder  anf  die  stärkere 
Zaaammenhaltang  zu  bedeutenderen  Eigenthumscomplexen  mit  ein- 
gewirkt. 

Das  Institut  des  Familien-Fidoicommisses  zeigt  sich  hier  von  Bedeutung 
namentlich  beim  Grossgrund  besitz,  zumal  in  einigen  Ländern,  wie  z.  6.  in  Gross- 
britannien mit  seinen  eigenthtlmlichen  Einrichtungen  des  Erbgangs  im  Grundeigenthum 
(entails ,  mit  zeitlicher  Beschränkung  der  Rechtswirksamkeit  der  Bindung  im  Erbgang). 
(Vgl.  Röscher,  Ansichten,  8.  Auflage,  I,  272.)  Unter  den  englischen  National- 
ökonomen nimmt  die  Opposition  gegen  die  Fideicommisse  zu,  Cliffe  Leslio  verlangt 
ihre  Abschaffung.  Ueber  die  ganze  Frage  des  Familien  -  Fideicommiases  siehe 
T.  Miaskowski,  Hildebrand's  Jahrbücher,  Band  21,  129.  Das  Resultat  der  Arbeit 
ist,  dass  wenigstens  auf  hoher  Wirthschaftsstufe  die  rolkswirthschaftlich  schädlichen 
Wirkungen  die  nützlichen  überwiegen,  dass  Reformen  des  Instituts  das  nicht  ändern 
können  und  dass  die  englischen  Fideicommisse  mit  an  der  dortigen  ungünstigen  Ver- 
theilung des  Bodens  schuld  sind  (S.  226).  (Buchenberger  I,  §.  78  über  Familien- 
Fldeicemmisse  (Litteratur  daselbst  S.  456)  und  §.  79  über  die  englischen  entails  und 
Settlements.  Artikel  Fideicommisse  ron  Gierke  und  Conrad  im  Handwörterbuch 
der  Staatswissenschaften  III,  413.) 

§.166  [317].—  C.  Verschiedenheit  der  Verhältnisse 
in  einzelnen  Ländern.  Allerdings  ist  die  Geschichte  der  Bot- 
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fiteboDg  und  Entwicklang  des  ländlichen  Grossgroodbesitzes  in 
Mittel-  und  West-  und  zum  Tbeil  auch  noch  in  Osteuropa  während 
des  Mittelalters  und  von  da  an  bis  zur  Gegenwart  im  Grossen  und 
Ganzen  eine  gleichartige.  Wir  finden  fast  überall  unter  mangeln- 
dem staatlichen  Rechtsschutz  den  Verfall  der  bäuerlichen  Freiheit, 
,,die  Grandherrlichkeit  wird  das  Grab  der  dorfgenossenschaftlichen 
Freiheit'^  (y.  Maurer)  bei  uns  und  anderswo  und  das  Feodalsystem 
äussert  ziemlich  gleichmässige  Wirkungen.  Offene  Gewalt,  falsche 
Auslegung  des  Rechts,  Verschuldung  dient  allenthalben  dazu,  den 
Kleingrundbesitz  zu  zerstören,  ihn  in  dem  grossen  aufgehen  zu 
lassen,  wie  in  Grossbritannien  und  zum  Theil  im  nördlichen,  be- 
sonders nordöstlichen  Deutschland,  oder  ihn  vom  städtischen  Kapital 
direct  (in  der  Form  des  Eigenthumsübergangs  und  der  Wieder- 
Verpachtung,  wie  in  Italien)  oder  indirect  (in  der  Form  der  Ver- 
schuldung an  den  städtischen  Kapitalisten,  wie  bei  uns)  abhängig 
zu  machen. 

indessen  wirken  auf  die  Enteignung  und  Enterbung  der  Bauern 
und  die  Concentration  des  ländlichen  und  forstlichen  Grundeigen- 
thnms  in  wenigen  Händen  doch  immer  neben  diesen  allgemeinen 
andere  specielle  Ursachen  der  Zeit  und  des  Landes  ein.  Oder, 
was  vielleicht  noch  häufiger  ist,  jene  allgemeinen  Ursachen  äussern 
nach  den  specifiscben  Zeit-  und  Landesverhältnissen  hier  einen 
stärkeren,  dort  einen  schwächeren  Einflnss.  Gerade  hier  verall- 
gemeinert  die  socialistische  Polemik  viel  zu  sehr. 

Schon  im  AlterthuiD,  wo  dieselbe  Tendenz  und  Erscheinung  der  Concentration 
der  Grundbesitzes  mit  ähnlichen  ökonomiächon  und  socialen  Wirkungen,  wie  in  einzelnen 
moderneu  Ländern  (England,  Schottland,  Irland.  Theile  von  Italien,  Spanien,  Böhmen), 
wahrgenommen  wird  —  latifundia  perdidere  Romam,  wie  Plinius  sagt  —  sind 
doch  in  Griechenland  wie  in  Rom  und  Italien  wieder  mancherlei  aparte,  in  den 
concreten  geschichtlichen  (ökonomischen,  politischen  u.  s.  w.)  Verhältnissen  liegende 
Ursachen  wirksam,  zum  Theil  wesentlich  verschieden  von  den  modernen  Gestaltungen. 
Vgl.  im  Allgemeinen  liodbertus'  Arbeiten  aus  der  altrömischen  Wirthschafts- 
geschichte  in  Hildebrands  Jahrbüchern  und  Br.  Hildebrand  selbst  in  dem  Aufsatz 
„die  sociale  Frage  der  Vertheilung  des  Grundeigcnthums  im  classischen  AItenhum*\ 
(ebenda  XII,  1S69,  S.  1  ff.  über  Sparta  und  Athen),  S.  139  ff.  über  Born).  Siehe 
das  Schlussergebniss  (S.  158  ff.),  wo  Hildebrand  besonders  auf  einen  wesentlichen 
Unterschied  antiker  und  moderner  Volkswirthschafi  hinweist,  welcher  für  die  Frage 
der  Concentration  des  Grondeigenthnms  in  wenigen  Händen  wichtig  ist:  im  Alterthom 
gab  es  zur  zinsbaren  Anlage  von  Vermögen  neben  hypothekarischen  Darlehen  vor- 
nemlich  nur  zwei  Wege,  Ankauf  von  Grund  und  Boden  und  Ankauf  von  Sclaven. 
In  unborer  Zeit  tritt  die  Kapitalanlage  in  Werthpapleren  hinzu.  Dadurch  wird  das 
Hindrängen  auf  Grundcigenthumserwerb  und  auf  Grossgrundbesitz  schwächer.  Im 
Alterthum  war  Kapital-  und  Grundaristokratie  identisch,  bei  uns  ist  sie  getrennt  und 
beide  sind  oft  im  Kampfe  mit  einander,  woraus  eine  Zerstückelung  und  Mobilisirung 
des  Bodens  hervorgeht  —  Gewiss  eine  ganz  richtige  Ausführung.  Indessen  l&sBt  sich 
einwenden,  dass  gerade  der  Grosskapitalbcsitz  wieder  durch  das  Geld-  und  Werth- 
Papiergeschäft  begünstigt  wird    und  seinen  Erwerb   wenigstens  zum  Theil  g^em  in 
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Omodbesitz  anlegt,  nm  ihn  xa  sichern:  eine  bekannte  Tbatsache  auch  in  Betreff 
unserer  ,, goldenen  Internationale"'.  Da  entsteht  denn  leicht  eine  wahrhaft  colossalo 
Anhänfong  ron  Grundbesitz  in  ganz  wenigen  Händen,  ein  Verhältniss,  in  welches  der 
Stronssberg'sche  Goncurs  einmal  einen  Einblick  gewährt  hat  Nicht  immer  ist  die 
Zeisplitternng  eines  solchen  Vermögens  so  rasch  als  hier.  Ausserdem  aber  bewirkt 
die  Verschuldung  des  Grundbesitzes,  dass  der  EigenthUmer  nicht  viel  mehr  als 
nomineller  Besitzer  seines  Bodens  wird,  öfters  fast  in  schlimmerer  Lage,  als  wenn 
er  auch  nominell  ganz  enteignet  und  Pächter  oder  Gutsarbeiter  wird. 

Dasselbe  Mitspielen  concreter  Ursachen  gilt  70n  unseren  heutigen  Staaten.  Nament- 
lich die  britischen  Zustände  haben  sich  manchfach  eigenartig  so  ungünstig  entwickelt, 
wie  sie  jetzt  zu  liegen  scheinen.  (Die  hohen  Bedenken  der  britischen  Verhältnisse  er- 
kenntauch ein  so  äusserst  vorsieh  tig  reservirt  urtb  eilend  er  Gelehrter  wie  Röscher  an. 
Er  nennt  es  „eine  Thatsache  von  ungeheurem  Ernst*',  wenn  ein  Mann  wie  Cliffe 
Leslie  bereits  so  überaus  bedenklich  urtheilt  (Ansichten  S.  275),  Marx  schildert  hier 
wie  überall  Grau  in  Grau,  aber  nicht  unwahr.  Der  beliebte  Schlnss,  dass  unseren  Bauern 
auf  dem  Gontinente  dasselbe  Schicksal  bevorstände,  wie  ihren  einstigen  englischen 
Standesgenossen,  die  stets  wiederholte  Behauptunfir  unserer  Socialdemokratie  und  ihrer 
geistigen  Fahrer,  trifil  bei  der  Verschiedenheit  der  maassgebcnden  Umstände  nicht  zu. 

Soweit  aber  gewisse  Tendenzen  einer  ähnlichen  Gestaltung 
sich  kondgeben,  mnss  freilich  gerade  mit  Rücksicht  auf  vorliegende 
schlimme  Erfahrungen  anderer  Länder  rechtzeitig  mit  Bewusstsein 
und  Erfolg  durch  die  Gesetzgebung  und  die  Staatsverwaltung  vor- 
gebeugt werden.  Dies  ist  seit  lange  z.  B.  hinsichtlich  des  ^^Bauer- 
legens^'  in  Deutschland,  namentlich  in  Preussen  geschehen  und 
erscheint  als  Pflicht  der  Staatsgewalt ,  zumal  in  unserer  Zeit,  wo 
durch  besondere  Umstände  (Verschuldung,  Aenderung  der  Technik, 
auswärtige  Goncurrenz  wohlfeiler  Agrarproducte  u.  s.  w.)  die  Lage 
der  ländlichen  grösseren  wie  kleineren  Grundbesitzer  und  Land- 
wirthe  wieder  so  precär  wird  (Aufgaben  der  Landesculturpolitik, 
des  Agrarschutzes  im  internationalen  Handel  u.  s.  w.)J) 

So  beweist  in  der  That  die  bei  uns  geschichtlich  über- 
kommene Vertheilung  des  Grundbesitzes,  die  Anhäufung  des- 
selben bei  einzelnen  Eigenthümern  und  überhaupt  das  doch  nur 
partiell  vorhandene  Vorwalten  des  Grossgrundbesitzes  nicht  so  viel 
gegen  die  Institution  des  privaten  Grundeigenthums,  als  die  Gegner 
behaupten,  auch  wenn  sie  die  Thatsachen  selbst  nicht  übertreiben. 
Die  Darstellung  der  Geschichte  der  Vertheilung  des  Grundbesitzes 
bildet  für  jedes  Land  eine  wichtige  und  interessante  Aufgabe  der 
Geschichtswissenschaft.  Aber  die  ihr  beigelegte  priDCipielle  Be- 
deutung für  die  Frage  der  Grundeigenthumsinstitution  im  Sinne 
einer  allgemeinen  Verwerflichkeit  der  letzteren  hat  diese  Geschichte 
nicht. 

JII.  _  §.  167  [318].  Die  Gestaltungstendenz  der  Ver- 
theilung des  Grundbesitzes.    In  Bezug  auf  ländlichen  Grund- 


^)  Siehe  Buchenberge r  I,  Kapitel  3,  4;  II,  Kapitel  6,  11. 
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besitz  hat  sich  mit  dieser  Frage  seit  lange  die  Nationalökonomie 
und  Agrarstatistik  mit  Vorliebe  beschäftigt,  bevor  die  socialistischen 
Angriffe  auf  das  Grandeigenthnm  dem  Gegenstand  noch  eine  andere 
Bedeutung  gaben. 

Aach  darüber  Näheres  und  besonders  Geschichtliches  nnd  Statistisches  Ia  der 
Practischen  Nationalökonomie  (Agrarpolitik).  Siehe  Bachen  berger  I,  §.  68  —  74, 
auch  §.  75  £f.  (zugleich  fUr  weitere  I&tteratar). 

Namentlich  zvei  Fragen,  velche  mit  der  Frage  im  Texte  enge  zusammen- 
hängen,  sind  in  der  Fachlitteratar  sehr  eingehend  behandelt  worden:  einmal  die 
Frage  nach  den  Vorzügen  oder  Nachtheilen  der  kleinen,  mittleren  nnd 
grossen  Landgüter  i£  Betriebs-  und  lüs  Besitzeinheiten,  sodann  diejenige  nach 
dem  Einfluss  der  «.Freiheit  des  Grnndeigenthnms'',  d.  h.  hier  spedell  der 
freien  Veränssernng,  Vererbung  nnd  Theilbarkeit  auf  die  Gestaltaag  der  Ver- 
theilnng  des  ländlichen  Grandbesitzes.  Beide  Fragen  stehen  anter  sich  in  eng^ 
Beziehang.  Die  erste  ist  eine  landvirthschaftfich-technische,  die  zweite 
eine  Tolkswirthschaftspolitische  oder  wie  Ran  sagt  (I,  §.  368,  Anm.  a): 
„die  Landwirthschaftslehre  antersncht,  welche  GrOsse  eines  Landguts  für  einen 
einzelnen  Landwirth  anter  gegebenen  Umständen  die  Fortheilhafteste  sei.  .  .  l>ie 
VoIkswirthschaAsIehre  hat  die  Wirkongen  der  Güter  reischiedener  Grosse  Fon  ihrer 
gemeinnützigen  oder  gemeinschädlichen  Seite  zo  erforschen,  woraus  dann  die  Volks- 
wirthschaftspolitik  die  Lehren  für  das  Verhalten  der  Regierung  in  Bezog  auf  Verbot 
oder  Freigeboni?  der  Zerthcilungen  ableitet*'.  Bei  der  ersten  Frage  handelt  es  &ich 
zunächst  um  die  Höhe  des  einzelwirthschaftlichen  Reinertrags,  der  bei  einer 
bestimmten  Guts-  oder  WirthschaftsgrOase  dem  Besitzer  oder  Bewirthschafier  als  Ein- 
kommen zufliesst;  sodann  um  die  Höhe  desjenigen  volkswirthschafUichen  Reinertrags, 
welcher  nach  Abzog  der  bloss  volkswirthschaftlichen  Productionskosten  (also  nicht 
der  Lohne,  Zinsen  n.  s.  w.,  welche  ein  Wirth  bei  seinem  Betrieb  an  andre  Personen 
zahlen  muss,  I,  §.171),  übrig  bleibt.  Viel  Verwirrung  ist  auch  in  dieser  Frage  durch 
die  ungenügende  oder  ganz  fehlende  Unterscheidung  dieses  einzel-  und  Tcükswirth- 
schaftlichen  Standpuncts  in  Bezug  auf  Ertrag  und  Kosten  entstanden  (s.  I,  §.  171  fil). 
Ebenso  hat  oft  die  Verwechslang  der  Eifcenthumseinheitcn  mit  den  Bewirthschaftungs- 
einheiten  nachtheilig  eingewirkt:  beide  Einheiten  sind  nicht  identisch  und  gehen  bei 
Zertheilung  von  Grossgrandbesitz  in  kleine  Pachten  und  umgekehrt  bei  Zusammen- 
pachtung  von  Kleingrundbesitz  oft  bedeutend  aus  einander.  —  Vgl.  f^r  die  Frage  der 
passenden  Grösse  der  Landgüter  das  Hauptwerk  von  v.  Bemhardi,  Versuch  einer 
Kritik  der  Gründe,  welche  für  grosses  und  kleines  Grundeigentbum  angeführt  werden, 
Petersburg  1S48;  Bau  I,  §.  368—375  mit  der  altern  Speciallitteratur  in  §.  368 
Anmerkung  a;  ferner  Röscher  11,  Buch  2,  Kapitel  4  über  grosse,  mittlere  und  kleine 
Landgüter  §.  47  ff.  Buchenberger  I,  §.  69 If.,  70,  73.  —  Die  zweite  Frage  in 
Bezug  auf  die  Freiheit  des  Grundeigenthnms  steht  mit  der  im  Texte  behandelten 
Frage  nach  der  Gestaltungstendenz  der  Vertheilung  des  Grandbesitzes  noch  oiunittel- 
barer  in  Zusammenhang.  Zum  Theil  geben  diese  beiden  Fragen  in  einander  über. 
Vgl.  darüber  Bau,  Volkswirthschaftspolitik,  Abschnitt  „gesetzliche  Bestimmungen, 
welche  die  Veräusserung  und  Erwerbung  der  Ländereien  betreffen**,  §.  76  (ältere 
Speciallitteratur  hier  in  Anmerkung  b)  bis  §.  83,  5.  Auflage,  S.  152 — 184;  Röscher 
zum  Theil  Kapitel  4  in  II.,  2,  Kapitel  8  ebenda,  Grundeigentbum  und  Stände  §.  102  ff. 
und  besonders  Kapitel  11,  Missbraoch  der  Mobilisiruog  und  Mittel  dagegen  g.  139  £ 
(in  diesem  §.  in  der  Anmerkung  auch  Speciallitteratur).  Buchenberger  I,  Kapitel  4, 
Abschnitt  3,  §.  75  ff.  (daselbst  und  S.  373  Litteratur).  Den  Einfluss  der  Ver- 
schuldungsform in  der  ganzen  Frage,  insbesondere  die  bezügliche  Lehre  von 
Rodbertus  würdigt  auch  Röscher  m.  E.  doch  nicht  gebtüirend  (II,  §.  138,  be- 
sonders die  Anmerkungen).  Eine  Widerlegung  der  Tendenzen  des  heutigen  Yex- 
schuldongsrechts  des  Grundeigenthums  —  and  nur  um  diese  Tendrazen  handelt  es 
sich,  denn  natürlich  können  im  concreten  Fall  zeit-  und  ortsweise  Gegen  wirkongen 
durch  andre  Ursachen  eintreten  —  kann  ich  in  Röscher  s  und  auch  in  Conrad'^ 
Ausführungen  in  Hildebrands  Jahrbüchern  XIV  (1870)  S.  149  ff.  nicht  finden.  Die 
Frage  der  Durchführbarkeit  der  practischen  Reform  vorschlage  von  Rodbertus  ist  von 
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der  Frage,  ob  jene  Tendenzen  der  hentigon  Yenchnldongsform  ankleben,  natürlich 
wieder  verschieden.  Siehe  jetzt  aoch  hiertlber  Bnchenberger  II,  $$.  107 — 113, 
117  ff.  •»  Mehrfach  folge  ich  im  Texte  wie  im  folgenden  eng  hierher  gehörigen 
Hanptahechnitte  meiner  kürzeren  DarBtellnng  in  der  Abschaffung  des  privaten  Grand- 
eigenthoms.  Yerändorangen  und  Erweiterungen  der  Darstellong  habe  ich  auch  hier 
mit  Rücksicht  anf  die  nnn  rorliegende  eingehende  Behandlang  aller  dieser  Punkte 
in  dem  Werke  von  Bnchenberger  untedaBsen«  Wenn  auch  vielleicht  nicht  in  jeder 
Einzelheit  und  in  Betreff  jedes  Arguments,  so  doch  in  allem  Wesentlichen  besteht 
zwischen  seiner  und  meiner  Auffassung  üebereinstimmung.  Ich  sehe  nur  vielleicht 
etwas  pesainustischer  als  er.  Andere  Verschiedenheiten  ergeben  sich  durch  die 
Verschiedenheit  der  Aufgabe  in  der  Behandlung  dieser  Fragen  hier  in  der  Grund- 
legung und  dort  in  der  practischen  Agrarpolitik.  Besonders  möchte  ich  auf  die  Aus- 
führungen Bnchenbeigers  über  die  ökonomisch -technischen  Seiten  in  der  Frage  der 
Gross-  und  KleingQter  u.  s.  w.  hinweisen,  Seiten,  auf  welche  ich  hier  nicht  genauer 
einzugehen  habe,  die  aber  auch  dem  Socialismus  gegenüber  sehr  mit  in  Betracht 
kommen. 

Die  BeweisfUhrnng  der  Gegner  der  Institation  des  Privateigen- 
thnms  am  ländlichen  Boden  gipfelt  darin,  dass  ans  den  gleichen 
allgemeinen  Ökonomischen  und  technischen  Gründen  wie  in  der 
Indastrie  nnd  im  Fabrikbesitz  (I,  §.  321  ff.)  anch  im  Ackerbau 
und  Grundbesitz  die  Tendenz  des  Grossbetriebs  und  Grosseigen- 
thums  obsiege;  dass  diese  Tendenz  auch  hier  noch  speciell  durch 
das  neuere  liberale  Wirthschaflsrecht  und  durch  eine  falsche  Be- 
handlung des  Grundeigenthums  imPrivatrecht  begünstigt  werde;  aber 
auch  aus  ökonomischen  und  technischen  Gründen,  um  an  Kosten  — 
natürlichen  oder  volkswirthsehaftlichen  Productionskosten  (I,  §.  172) 
—  zu  sparen  und  die  Landwirthschaft  intelligenter  betrieben  zu 
sehen,  die  Verwirklichung  dieser  Tendenz  erwünscht  sei;  freilich 
in  diesem  Falle  dann,  so  lange  Prirateigenthum  an  Productions- 
mittein,  an  Boden  und  Kapital  vom  Rechte  zugelassen  werde,  nur 
das  Priyatkapital  und  insbesondere  das  Grosskapital  den  Vortheil 
aus  der  Aufsaugung  des  Kleingrundbesitzes  ziehe.  Damit  würde 
dann  abermals  die  Ungleichheit  der  ökonomischen  und  socialen 
Lage  der  Bevölkerungsdassen  vergrössert  und  der  Grossbetrieb 
statt  zu  einer  Wohlthat  ein  Fluch  für  die  Massen.  Der  Gross- 
betrieb als  solcher  wird  also  von  den  Gegnern  des  Privateigen- 
tbnms  (dem  Socialismus)  hier  in  der  Landwirthschaft  ebensowenig 
als  in  der  Industrie  angegriffen,  sondern  vielmehr  als  Fortschritt 
und  Segen  und  als  nothwendig  technisch  -  ökonomisch  bedingt  an- 
gesehen. Erst  bei  ihm  könne  allen  Errnngenschaften  der  Pro- 
ductionstechnik  Rechnung  getragen,  insofern  wohlfeiler  mittelst 
Ersparung  an  rein  volkswirthsehaftlichen  Kosten  producirt  und 
Art  und  Maass  der  Arbeiten  angemessen  verändert,  bzw.  vermindert 
werden,  während  solche  Yortheile  jetzt  bei  Privateigenthum  nicht 
(im  bäuerlichen  Kleinbetrieb)  oder  nur  zu  Gunsten  des  Eigenthümers 
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(im  6ro88betrieb)  erreicht  würden.  Die  Zukunft  gehöre  daher  und 
gebühre  dem  Grossbetrieb  auch  in  der  Landwirthschaft,  aber  nicht 
dem  auf  Privatgrundeigentbum  beruhenden  privatwirthschaftlichen, 
sondern  dem  auf  gesellschaftlichem  Gemeingrundeigenthum  be- 
ruhenden gemeinwirthschaftlichen :  wobei  eben  nur  die  ökonomisch- 
technischen Vorzüge  des  landwirthschaftlichem  Grossbetriebs  ttber-, 
die  des  auf  Privateigenthum  beruhenden  und  die  Schwierigkeiten 
des  gemeinwirthschaftlichen  Betriebs  unterschätzt  werden. 

Hinsichtlich  eines  Punctes  der  polemischen  Beweisführung 
braucht  hier  bloss  auf  Früheres  verwiesen  zu  werden.  Lässt  sich 
nemlich  nicht  in  die  unbedingte  Verwerfung  des  Privatkapitals 
^einstimmen,  weil  dasselbe  wenigstens  fUr  jetzt  und  unabsehbare 
Zeit  zur  Bildung  (und  Verwendung)  des  Nationalkapitals  un- 
entbehrlich ist  (§.  143  ff.)  y  so  kann  auch  die  Verwerflichkeit  des 
durch  das  Privatkapital  erworbenen  Grundeigen thums,  selbst  des 
Grossgrundbesitzes,  nicht  aus  der  blossen  Entstehungsart 
dieses  kaufenden  oder  ,yverschlingeuden''  Kapitals  abgeleitet  werden. 
Die  Investirung  des  Privatkapitals  im  Grundeigenthum  ist  nur 
wegen  der  Wirkungen  des  letzteren  oder  der  Wirkungen 
einer  bestimmten  Besitzgestaltung  desselben  (wie  der 
starken  Goncentration  in  wenigen  Händen)  anzugreifen,  nicht  wegen 
der  Natur  und  Bildung  dieses  Kapitals  selbst. 

Für  die  nationalökonomische  Betrachtung  bleiben  dann  wesent- 
lich nur  zwei  Puncte  aus  der  obigen  polemischen  Beweisführung 
gegen  das  ländliche  private  Grundeigenthum  zur  Betrachtung  übrig: 
einmal,  ob  wirklich  auch  hier  aus  ökonomischen,  tech- 
nischen und  aus  Ursachen,  welche  im  allgemeinen  Wirtb- 
scbaftsrecht  des  Systems  der  freien  Concurrenz  liegen,  der  Gross- 
betrieb siege,  wie  es  allerdings  sonst  mancbfach  die  thatsächliche 
Tendenz  dieses  Systems  mit  sich  bringt  (I,  §.  321  ff.);  sodann, 
ob  diese  Entwicklung  noch  durch  die  specielle  Gestaltung  des 
Grundeigenthumsrechts  und  durch  die  concreto  wirthschaftliche  Lage 
der  kleinen  Grundbesitzer  in  unseren  beutigen  Staaten  unterstützt 
werde. 

Beide  Puncto  sind  Specialfragen  des  Agrarvesens  und  der  Agrarpolitik, 
der  zweite  berührt  ausserdem  auch  noch  näher  das  Greditwesen  und  die  Credit- 
Politik.  Es  ist  für  die  nähere  Behandlung  dieser  Puncto  daher  Tomemlich  auf 
andre  Theile  dieses  gesammten  Werks,  Insbesondere  auf  die  Agrarpolitik  Bochen- 
berger's  zu  verweisen.  Hier  muss  es  genügen,  die  Hauptergebnisse  einer 
solchen  Untersuchung,  soweit  sie  für  die  Beurthellung  der  principiellen  Seite  der 
(irundeigenthumsfrage  wichtig  sind,  kurz  zusammenzufassen,  ohne  den  Beweis  für  die 
Richtigkeit  dieser  Ergebnisse  an  dieser  Stelle  in  alle  in  Betracht  kommenden  Einzel- 
heiten hinein  zu  führen. 
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§.  168  [319],  —  A.  Was  zuerst  die  Grossbetriebs-  und, 
venneiDtlich  in  Folge  deren,  hier  die  Grosseigenthumstendenz 
aolaugt,  so  machen  sieb  ohne  Zweifel  auch  im  Ackerbau  die  all- 
gemeinen Vortheile  des  Grossbetriebs  geltend:  nemlich  die  tech- 
nischen und  ökonomischen  Vortheile,  wie  rationellere  Leitung^ 
stärkere  Verwendung  von  Maschinen,  d.  b.  Herbeiziehung  der 
Naturkräfte,  leichterer  und  wohlfeilerer  Credit  (auch  für  Meliora- 
tionen, welche  das  Kapital  länger  fixiren),  bessere  Gelegenheit, 
die  günstigen  Conjuncturen  auszunutzen,  sich  den  Wirkungen  der 
schlechten  zu  entziehen  u.  dgl.  m.  Indessen  ist  doch  die  Sach- 
lage im  Ackerbau  mehrfach  anders  als  in  der  mit  ihm  zunächst 
zu  vergleichenden  Industrie.  Die  Vortheile  des  Grossbetriebs  sind 
Dicht  so  gross,  als  in  letzterer.  Die  Gebundenheit  im  Wirthschafts- 
betrieb  ist  aus  natürlichen  (Klima,  Jahreszeiten,  Wachsthums- 
Perioden  und  -Dauer  von  Pflanzen  und  Thieren)  und  wirthschaft- 
lichen  Grflnden  im  Ackerbau  grösser  als  in  der  Industrie,  worüber 
auch  der  Grossbetrieb  nicht  hinweg  hilft.  Die  Vortheile  werden 
durch  specifische  Nachtheiie  desselben  und  specifische  Vorzüge 
des  Kleinbetriebs  im  Ackerbau  mehr  als  in  der  Industrie  ausge- 
glichen. Soweit  endlich  ein  landwirthschaftlicher  Gross-  oder  Klein- 
betrieb  erwünscht  ist,  ist  es  wegen  der  Möglichkeit  der  Zu- 
sammenpachtung von  kleinem  Grundbesitz  und  der  Pachtzertheilung 
von  Grossgrundbesitz  nicht  unbedingt  nothweudig,  dass  der  Ge- 
staltung der  Betriebsgrössen  diejenige  der  Besitzgrössen  genau  ent- 
spricht und  immer  folgt. 

1.  Zwei  banptsächlicbe  Vortheile  dos  Grosi>betriebs,  die  grössere  Arbeitstheilang 
zwischen  den  Gehilfen  (den  Arbeitern  i.  e.  S.)  and  die  Anwendung  ron  Maschinen, 
~  Beides  gewöhnlich  in  Wechselwirkung  mit  einander  stehend  —  machen  sich  im 
Ackerbau  nicht  in  demselben  Umfange  geltend,  wie  in  der  Industrie,  weil  die  durch 
Handarbeit  und  meistens  auch  die  durch  Maschinen  zu  leistenden  Operationen  an 
den  Wechsel  der  Jahreszeiten  gebunden  sind,  daher  auf  einander  folgen,  nicht  gleich- 
zeitig vorgenommen  werden. 

Deshalb  die  zeitlich  beschränktere  Benutzbarkeit  vieler  Maschinen,  z.  B.  der 
Dampfpfluge,  Säemaschinen  u.  a.  m.  Doch  gicbt  es  Ausnahmen,  wie  z.  B.  die 
Dreschmaschinen. 

2.  Wegen  der  unvermeidlich  längeren  Daner  der  Productionspcrioden  lässt  sich 
der  Credit  auch  beim  Ackerbau  nicht  so  leicht  verwerthen,  die  Oonjnnctur  nicht  so 
leicht  ausnutzen,  als  bei  der  Industrie.  Mit  deswegen  ist  der  Credit  beim  Ackerbau 
aoch  nicht  so  willfährig,  als  bei  Industrie  und  Handel.  Zum  Theii  allerdings,  weil 
es  vielfach  an  passender  Creditorganisation ,  nomentlich  an  bankmässiger  Gestaltung 
des  landwlrthschaftüchen  Personal  -  und  Betriebscredits  noch  fehlt  und  mehr  fehlte 
als  bei  den  beiden  anderen  genannten  Zweigen  der  materiellen  Production.  Indessen 
bat  dies  wenigstens  zum  Theil  auch  seine  inneren,  in  der  wirthschaftlichen  Natur 
der  Landwirthschaft  (und  des  ländlichen  Grundbesitzes)  liegenden  GrUnde.  Wenn 
sich  der  Grossg^ndbesitzer  auch  den  veränderten  Conjuncturen  des  Absatzmarkts  der 
htndwirthschafüichen  Producte,  den  dauernden  Veränderungen  der  Preise  und  Pro- 
doctionskosten   der  Agrarproducte  und  der  Richtung  dieser  Veränderungen  —  regel- 
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m&ssig  dor  Folge  grosser  und  allgemeiner  Verändenrngcn  der  Lage  der  gesammten 
Yolkswlrthschaft.  der  Volksdiclitigkeit ,  der  CommuDicationeD,  des  Stands  der  Pro- 
dactionstechnik,  der  Arbeiterlage  —  wohl  wegen  seiner  h5heren  Intelligenz,  besseren 
Oredits ,  grösseren  fiapitalreiclithams  leichter  und  rascher  durch  einen  Wechaai  des 
Betriebssystems  anzupassen  rermag,  als  der  kleine  Wirth,  so  verlangt  die  DarcbfilhniDg 
solcher  Aenderungen  doch  immer  Jahre  nach  der  technischen  Natnr  des  Feldbans, 
z.  B.  beim  Cebergang  von  einem  zum  anderen  Feidsystem,  von  dar  KOraerwirthsehaft 
mehr  zur  Vichwirthschaft ,  bei  Aenderungen  in  der  Qualität  der  zu  erzeugenden 
Wolle  in  der  Schafwlrthschaft  u.  dgl.  m.  Darin  druckt  sich  die  grossere  Gebundenheit 
auch  des  landwirthschafdtchen  Grossbetriebs  und  mithin  die  relatir  geringere  Uebor- 
legenheit  in  der  Concurreuz  aud. 

3.  Der  Grossbetrieb  in  der  Landwirthschaft  kämpft  mit  der  Schwierigkeit  der 
Bcau&ichtigung  der  Arbeitskräfte,  inmal  diese  fast  nur  aus  gedungenen  Lohnarbeiten 
wenn  auch  mit  manchfach  verschiedenem  Lohncoutract,  bestehen;  er  leidet  unter 
den  Zeitverlusten  und  damit  den  grösseren  Kosten  der  Feld  bestell  an^s  bei  weiterer 
Entfernung  der  Felder  vom  Wirthscbaftshofe.  Ein  durch  7.  ThQnen's  Untersuchungen 
besonders  klargeitellter  Punct  In  beiden  Beziehungen  steht  der  landwirthschaftliche 
Klein-  und  zum  Thoil  Mittelbetrieb  (namentlich  nach  erfolgter  Zusammenlegung  der 
Felder),  in  ersterer  auch  der  Fabrikbetrieb  günstiger  da,  fttr  den  der  letzte  Punct,  die 
räumliche  Distanzen  innerhalb  der  Sphäre  der  ProductionstUätigkeir,  wenig  in  Betracht 
kommt. 

4.  Der  ländliche  Kleinbesitzer,  welcher  for  seine  eigene  Bechnung  die  eigene 
Scholle  bebaut,  wendet  notorisch  oft  einen  Fieiss  und  eine  Liebe  and  Aufmerksamkeit 
an.  welche  im  höheren  volkswirthsc haftlichen  Beinertrage  fttr  die  Yolkswirth- 
Schaft  und  im  höheren  einzelwirthschaftlichen  Keinertrage  auch  für  ihn  selbst  ihren 
ökonomischen  Ausdruck  finden,  ohne  doch  im  letzteren  Falle  als  höhere  Prodoctionskosten 
angerechnet  werden  zu  müssen.  Hier  ist  die  in  I,  §  172  dargelegte  Unterscheidung 
der  Kosten  hochwichtig.  Denn  es  handelt  sich  bei  der  Term ehrten  Arbeit  um  sonst 
müssige  Stunden,  die  freiwillig  dem  Beruf  gewidmet  werden.  Solchen  Fleisü  kann 
der  Grossgrundbesitz  oft  überhaupt  um  keinen  Lohn  kaufen,  oft  kommt  er  ihm  wenigstens 
zu  theuer.  Dieser  Fieiss  und  diese  Liebe  des  Kleinbesitzers  für  seinen  Boden  werden 
aber  bei  dichterer  BcTölkerung,  steigendem  und  mannichfaltigerem  Bedarf  an  Boden- 
prodocten,  d.  h.  bei  den  ökonomischen  Bedingungen  intensiverer  Bodencultur,  wo  die 
gegebene  Fläche  sorgfältiger  bestellt  werden  moss,  sehr  wichtig.  Besonders  bei  der 
Cultur  einzelner  feinerer  Producte,  wie  sie  hier  begehrt  werden,  bei  der  Zucht  von 
Handels-  und  Gartengewächsen,  Gemüsen,  Wein  erlangt  gerade  die  Arbeit  des  Klein- 
besitzers und  Kleinwirths,  „der  sein  eigener  Taglöhner  ist'\  ihren  hohen  Werth. 
Deshalb  siegt  hier  die  Kleincultur  und  der  Kleinbesitz  eher  über  die  Grosscultnr  und 
den  Grossbesitz,  als  diese  über  jene,  wenn  die  Grosswirthschaft  auch  beim  Körnerban 
und  zum  Theil,  aber  nicht  idlgemein,  bei  der  Viehzucht,  Milch wirthschaft  n.  a.  w. 
überlegen  bleibt,  auch  übrigen«  in  einzelnen  hochintensiven  Cnltoren  (Blomen*, 
Samenbau,  Wein)  doch  mehrfach  neuerdings  concurrenzfähig  sich  erweist. 

§.  169  [320].  Die  Erfahrung  bestätigt,  was  im  Voraus- 
gehenden aus  der  Vergleichnng  der  als  Causalmoment  auf  die  Ge- 
staltung der  Grundbesitzverhältnisse  einwirkenden  Natur  des  länd- 
lichen Gross-  und  Kleinbetriebs  abgeleitet  wurde.  Wo  nicht  ganz 
speeifische  Ursachen  politischer  und  rechtlicher  Art  mitspielen, 
kann  mindestens  nicht  von  einer  allgemeinen  ökonomisch-technischen 
Ueberlegeuheit  des  Grossbetriebs  über  den  Kleinbetrieb  die  Rede 
sein.  Der  Scbluss,  dass  letzterer  und  dass  der  Kleinbesitz  noth- 
wendig  vom  Grossgrundbesitz  bei  freiem  Verkehr  im  Grnndeigen- 
thum  verdrängt  werden  müsse,  ist  daher  ebensowenig  richtig,  als 
^er  andere,  dass  an  und  fttr  sich,  des  besseren  Betriebs  wegen, 
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eine  solche  Gestaltang  im  Interesse  der  ganzen  Volkswirthschaft, 
insbesondere  der  landwirthschaftlichen  Production  und  der  daran 
betheiligten  Arbeitskräfte  dnrchans  wünscbenswerth  sei. 

Manche  bedeatende  NationalOkonomen  and  Politiker  haben  sog^ar  ans  der  sogen. 
Freiheit  des  Iftndlichen  (besonders  bäuerlichen,  znm  Theil  auch  des  sogen, 
ritteischaftlichen)  Grnndeigenthams,  d.  h.  ans  der  rechtlich  znlSssigen  freien 
Ver&usserang,  Vererbung,  Verpfändung  und  realen  Theilung  desselben  bei  Ver- 
äussening  und  Vererbung,  rielfach  gerade  die  entgegengesetzte  Gefahr,  nemlich  eine 
TO  weit  gehende  Boden  theilung  (sowohl  in  zu  kleine  Raumeinheiten ,  sog.  Parcellen, 
als  namentlich  auch  in  zu  kleine  Eigenthums-  und  Betriebseinheiten)  in  Aussicht 
gestellt  nnd  durch  die  Erfahrung  erhärten  wollen,  eine  noch  heute  in  Ländern  weit- 
gehender Bodenmobilisimng  nicht  seltene  Befürchtung  (Frankreich,  Südwest-  und 
Westdeutschland).  Zu  weit  gehende  Bodentheilnng  (in  dem  zweiten  Sinne)  heisst  aber 
nichts  Andres,  als  Verdrängung  des  Gross-  und  Mittelbesitzes  und  des  entsprechenden 
Betriebs  durch  Kleinbesitz  und  Kleinbetrieb. 

Jedenfalls  sind  die  Vorzüge  nnd  Nacbtbeile  der  kleinen  nnd 
grossen  Landgüter,  die  Güter  zngleich  als  Betriebseinheiten  be- 
trachtet, in  eminentem  Maasse  relative,  d.  h.  von  den  allgemeinen 
so  verschiedenartigen  natürlichen  nnd  wirthschaftlichen,  historischen 
nnd  localen  Bedingungen  der  Landwirthschaft  abhängig. 

Klima,  Boden gestal tu og  und  Bodenbeschaffenheit,  Volksdichtigkeit,  städtische 
Concentration  der  BevOlkorung,  Entwicklung  ron  Industrie  nnd  Handel,  Bedarf  an 
diesen  oder  jenen  Producten,  Commnnicationen ,  allgemeine  Absatzrerhältnisse  der 
einen,  allgemeine  Bezugsrerhältnisse  der  anderen  Producte  n  s.  w.  n.  s.  w.  sind  die 
stets  selbst  wieder  variablen  Elemente,  nach  denen  sich  die  Wahl  des  jeweilig 
und  je  Ortlich  relati7  besten  landwirthschaftlichen  Systems*,  der  Bau  der  einen  oder 
andern  Producte  richten  und  wechseln  muss.  Deshalb  lässt  sich  fOr  kein  Land  ein 
für  allemal  angeben,  welche  Betriebs-  und  BesitzgrOsse  die  beste  sei,  die  eben  dann 
muthmasslich  bei  freiem  Verkehr  zur  Geltung  käme. 

Am  Wenigsten  kann  man  aber  allgemein  dem  Kleinbetrieb, 
und  Kl  ein grand besitz  hier  ein  so  ungünstiges  Prognosticon  stellen, 
wie  es  insbesondere  der  Socialismns  hente  thnt.  Eber  umgekehrt, 
mit  Rücksiebt  auf  das  Gesetz  der  Entwicklung  der  intensiveren 
Landwirthschaft  mit  steigender,  reicher  werdender  Bevölkerung, 
grösserem  Städtewesen,  erweitertem  Absatz  der  landwirthschaft- 
lichen Producte! 

Die  wachsende  Intensirität  der  Landwirthschaft  hat  die  Tendenz,  die  Bodenfläche 
der  Betriebscinheiten  zu  verkleinem,  um  die  Fläche  besser  bearbeiten  und  ihr  mehr 
Anlage-  und  Betriebskapital  zuwenden  zu  können.  Wo  nicht  rechtliche  oder  der 
Volks-  und  Familiensitte  entspringende  Hindernisse  in  Betreff  der  Theilung  der  Land- 
güter bei  der  Vcräosserung  und  Vererbung  entgegenstehen  und  wo  nicht  das  Vorwalten 
des  Pachtbetriebs  Ausnahmen  bedingt,  da  fahrt  jene  Tendenz  bei  überwiegendem 
Selbstbetrieb  der  Landwirthschaft  durch  die  Eigcnthilmer  zugleich  zu  einer  Ver- 
kleinerung der  ländlichen  Eigenthums-  und  Betriebseinheiten.  Die 
Erfahrung  bestätigt  dies  auch  im  Grossen  und  Ganzen  in  den  Daten  der  Statistik  des 
ländlichen  Grundeigenthums  ttber  die  Grö&se  der  (bäuerlichen  und  adligen)  Landgüter 
oder  ttber  die  Zersttlckelung  des  Grundbesitzes  nach  Eigenthumsoioheiten :  sie  würde 
es  wohl  selbst  im  Einzelnen  noch  genauer  bestätigen,  wenn  rein  ökonomisch- technische 
Factoren    einwirkten   und   nicht  in  Recht  und  Sitte  sehr  häufig  Hindernisse  für  die 
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YdrwirklichiiDg  jener  Tendenz  bestanden  hätten ,  znm  Theil  bis  honte  bestehen ,  oder 
jedenfalls  erst  seit  Kurzem,  was  das  Becht  anlangt,  beseitigt  sind.  Andere  zufällige 
geschichtliche  Umstinde  bedingen  ebenfalls,  dass  eine  solche  Tendenz  sieb  in  der 
Praxis  niemals  so  rein  verwirklicht,  als  man  in  der  Theorie,  unter  alleiniger  BerOck- 
sichtignng  eines  Gansalfactors,  wie  des  ökonomisch -technischen  (Privat-)yortheib 
ableitet  Wenn  wir  aber  sehen«  dass  in  den  Landestheilen  mit  st&rkerer  Volksdichug- 
keit,  entwickelterer  Industrie  und  Städte wesen,  mit  hinter  andern  Cnltorcn  zorAck- 
tretender  Getreideprodnction  und  Yiehzocht  (besonders  weniger  Schafzncht,  zum  Theil, 
aber  nicht  allgemein,  auch  weniger  Pferdezucht)  die  Zahl  der  kleinen  ländlichen 
Grundbesitzungen  und  Betriebe  gr^Vsser,  dagegen  ihre  Eigenthums-  und  Betriebsfläche, 
dann  die  Z^l  der  Grossgrundbesitzungen  und  Grossbetriebe  und  wieder  deren  Grosse 
kleiner  ist  und  somit  ein  grosserer  Theil  der  gesammten  Fläche  des  ländlichen  Grand- 
eigenthums  sich  in  Händen  der  Kleinbesitzer  und  des  Kleinbetriebs  allenfalls  ein- 
schliesslich des  kleineren  Mittelbesitzes  und  -Betriebes  befindet,  als  in  den  anderen 
Landestheilen,  so  ist  es  augenscheinlich,  dass  die  zunehmende  Intensirität  des  land- 
wirthschaftlichen  Betriebs  dem  Kleingrundbesitz  und  dem  Kleinbetrieb  eher  günstig 
als  ungllnstig  ist.  Dies  zeigt  sich  z.  B.  in  Preussen  deutlich  beim  Vergleich 
zwischen  Westen  und  Osten,  zum  Theil  überhaupt  in  Deutschland  beim  Vergleich  zwischen 
Nordosten  und  Südwesten.  NatOzUch  dass  aber  hier,  wie  ttberall,  die  ganze  ge- 
schichtliche Entwicklung  von  Alters  her  und  dauernd  bis  in  die  Gegenwart  hinein  be- 
stimmend in  die  Gestaltung  dieser  Dinge  mit  eingreift  So  die  Besiedlungsart, 
die  ursprüngliche  oder  wenigstens  uralte  Verschiedenheit  des  Stammessitte  und  des 
Stammesrechts  (Niedersachsen,  Westfalen,  anderseits  Franken,  Thüringer,  Alemannen) 
in  Bezug  auf  Zusammenhalten  oder  Theilung  des  Bodens  beim  Erbgang,  auf  Gebunden- 
heit und  Tbeilbarkeit,  Veräusserung  u.  s.  w.,  die  allmälige  und  so  eigenartige  Colo- 
nisation  der  Ostlich  der  Elbe  gelegenen  Länder  durch  die  Deutschen  dort  im  unter- 
schied zu  den  alten  urdeutschen  Verhältnissen  im  Westen.  Und  nicht  minder  natürlich, 
dass  die  gegebenen  Naturbedingungen,  besonders  Flachland,  Gebirge,  Klima,  Boden- 
beschaSenheit  einen  dauernden  Einfluss  mit  ausüben.  (Siehe  die  agrarpolitische 
Litteratur,  besonders  Koscher,  Meitzen,  Buchenberger  a.  a.  0.  Letzterer 
stimmt  meinen  Ausführungen  hier  und  im  Folgenden,  auch  unten  in  §.  200  ff.  gmnz  bei, 
[,  390.  Siehe  von  Meitzen  auch  den  Artikel  Ansiedelung  im  Handwörterbuch  der 
Staatswissenschaften,  Band  I.  Aus  der  deutschen  Agrarstatistik  die  provindelle  Ver- 
theilung  der  Besitz-  und  BetriebsgrOssen  kategorieenweise.  Daten  daraus  bei  Buchen- 
berger I,  423  ff.) 

Nimmt  man  dazu  die  ganz  unersetzbaren  socialen  und  poli- 
tischen Vorzüge  eines  tüchtigen  Bauernstands  und  Kleiugrund- 
besitzerstands  überhaupt,  so  kann  man  vollends  auch  die  vom 
Socialismus  verlangte  Ersetzung  des  Klein-  durch  den  Grossbetrieb 
in  der  Landwirthschaft  nicht  für  allgemein  erwünscht  erklären. 
Ein  Kleinpächterthum  auf  dem  im  Gemeineigen  stehenden  ländlichen 
Boden  —  eine  und  noch  dazu  vermuthlich  die  relativ  beste  der 
Lösungen  des  Betriebsproblems  bei  „Verstaatlichung'^  dieses  Bodens 
—  würde  gerade  in  dieser  Beziehung  bei  Weitem  nicht  ebensogut 
die  sociale  Function  eines  Bauernstands  auf  eigener  Scholle  aus- 
üben, in  ökonomisch-technischer  Beziehung  auch  schwerlich  ebenso 
tüchtig  wie  letzterer  dem  Productionsinteresse  dienen  (§.  200). 

§.  170  [321,  322].  —  B.  Allerdings  ist  eine  Gefahr  mit 
dieser  weiteren  Verkleinerung  der  ländlichen  Grnndbesitzungen 
verbunden,  welche  schliesslich  auch  der  Aufsaugung  des  kleinen 
Besitzes  durch   den  grösseren,  selbst  der  förmlichen  Latifundien* 
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bildnng  Vorschub  leisten  kann:  die  Verkleinerang  kann  zu  weit 
gehen,  zur  y^Zwergwirthschaft'',  dadurch  zu  proletarischen  Zuständen 
der  Besitzer,  schliesslich  zu  ihrer  Enteignung  mittelst  des  Schuld- 
rechts und  zum  Uebergang  des  Eigenthums  an  Grossgrundbesitzer 
und  städtische  Kapitalisten  führen.  Diese  Gefahr  liegt  um  so  näher, 
wenn  nicht  die  kleinen  Eigenthumseinheiten  wenigstens  durch  ein 
richtiges  Pacbtsystem  zu  hinläDglich  grossen  Betriebseinheiten  ver- 
bunden werden  können. 

Hiermit  wird  aber  schon  die  Frage  der  speciellen  Gestaltung 
des  Rechts  des  Grundeigenthums,  besonders  des  ländlichen  kleinen, 
berührt.  Dieses  Becht  ist  in  der  modernen  Zeit  mehr  und  mehr 
nach  der  Theorie  des  absoluten  Eigenthums  und  auch  sonst  nach 
römisch -rechtlicher  Schablone  gestaltet  worden.  Die  Forderungen 
der  Theorie  der  freien  Concurrenz  kamen  schon  dabei  und  später 
dann  noch  apart  davon  in  der  „Freiheit  des  Grundeigentbums''  zur 
Geltung.  Die  älteren,  deutschrechtlichen  und  die  der  grundberr- 
lichen  und  polizeistaatlichen  Periode  entsprungenen  Beschränkungen 
der  freien  Verfügung  des  Eigenthümers  in  Bezug  auf  die  Ver- 
pfändung, Veräusserung,  Vererbung  und  auf  die  reale  Theilung 
des  Grnndeigenthums  in  beiden  letzteren  Fällen  sind  vollständig 
zum  Theil  erst  auf  das  Verlangen  der  liberal -individualistischen 
Nationalökonomie  in  neuerer  Zeit  beseitigt  worden.  Dadurch  ist 
ein  nachtheiliger  Einfluss  eines  falschen  Grundeigenthums- 
rechts  und  ein  Missbraucb  der  Freiheit  möglich  geworden,  die 
fttr  die  Vertheilung  des  Grundbesitzes  unter  Umständen  kritisch 
werden  können. 

Vgl.  Bau,  Yolkswirthscbaftspolitik,  §.  76  ft.;  Koscher  II,  2,  Kapitel  11  (und  8), 
besonders  §.99,148.  Bnchenberger  I,  §.  75,  87.  Boscher,  Meitzen  wie  riele 
Andre  meinen,  dass  ans  der  Statistik  des  Grandeigenthnma  in  Frankreich  wie 
in  Preossen  mehr  'der  richtige  Gebrauch,  als  der  Missbrauch  der  Freiheit  des 
Grondeigenthnms  belegt  werden  könne.  Ich  wage  das  nicht  so  sicher  za  behaupten, 
ohne  das  Gegentheil  anzunehnfen.  Dass  die  Möglichkeit  des  Missbrauchs  schon  Ihre 
Bedenken  hat,  ist  gleichwohl  nicht  zu  bestreiten. 

Welche  Gefahren  hier  vorliegen ,  mag  an  einem  Beispiel, 
welches  gerade  auch  für  die  uns  hier  beschäftigende  Frage  des 
Einflusses  der  leitenden  Principien  der  Rechtsordnung  auf  diese 
Verhältnisse  besonders  beachten swerth  ist,  an  dem  wichtigen  Bei- 
spiel der  heutigen  Verschuldungsform  des  ländlichen 
Grundeigenthums,  etwas  näher,  unter  Benutzung  der  classischen 
Untersuchungen  von  Rodbertus,  nachgewiesen  werden. 

BodbertQs,  über  die  heutige  Creditnoth  des  Grundbesitzes,  besonders  I,  dann 
II,  1—20.    Dazu  jetzt  Buchenberger  II,  §.  117  ff.    Daselbst  S.  97  Litteratur  der 
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Streitfrago.  Ich  stehe  in  dieser  etwas  abweichend  von  Bachenbeiiger,  habe  aber  an 
dieser  Stolle  nicht  näher  auf  das  Für  und  Wider  der  Rodbortos'schen  Theorie  und 
auf  die  practische  Frage  der  Rentenverschnldang  einzugehen. 

Die  Verschaldungsform  des  Grandeigenthams  nach  dem 
(römischen)  Prineip  der  Kapitalverschuldung,  statt  des  (deutschen) 
Princips  der  Sentenverschuldung,  hat  sich  seit  der  Reception  des 
römischen  Rechts  immer  allgemeiner  verbreitet ,  so  dass  sie  jetzt 
fast  die  ausschliessliche  geworden  ist.  Die  grundsätzliche  Beseitigung 
der  keineswegs  unbedingt  verwerflichen  Erbpacht  (oder  ähnlicher 
Verhältnisse)  hat  ihr  noch  Vorschub  geleistet.  Sie  ist  aber  erst 
mit  der  gänzlich  freien  Veräusserung  und  Vererbung  ftlr  das  kleine 
und  grosse  ländliche  Grundeigenthum  zu  ihrer  vollen  practischen 
Bedeutung  gelangt  und  damit  verhängnissvoll  für  den  Grundbesitz 
geworden. 

Nach  dem  somit  jetzt  herrschenden  Prineip  der  Kapital?erschaldung  werden 
nicht  etwa  nur  zur  Melioration  aufgenommene  Kapitalien,  ein  Fall,  welcher  überhaupt 
unter  den  heutigen  Yerschuldungsursachen  des  Grundbesitzes  wenigstens  bei  ans  im 
Ganzen  eine  untergeordnete,  jedenfalls  nicht  die  Hauptrolle  zu  spielen  scheint,  sondern 
auch  Restkaufgelder,  Kapitalien,  welche  zum  Zweck  der  Bezahlung  des 
Kaufschillings  bei  Dritten  aufgenommen  wurden,  und  sogar  Schalter  ge- 
bliebene Erbau theile  nach  festen  Kapitalbeträgen  als  Hypotheken  auf  den 
Grundbesitz  eingetragen.  Diese  Kapitalien  sind  dabei  gewöhnlich  auf  kurze  Termine 
ktlndbar  seitens  des  Gläubigers.  Der  Grundeigenthtlmer  ist  jedoch  nach  der  Natur 
seines  Betriebs  und  des  daraus  fliossenden  Einkommens  nicht  in  der  Lage,  beliebig 
eine  verlangte  KapitalrUckzahlong  zu  leisten,  weil  eben  sein  Grundeigenthum  nicht 
Kapital  isr.  Er  kann  nur  eine  Rentenzahlung,  höchstens  zoschläglich  einer  massigen 
Amortisationsrate,  in  regelmässigen  Terminen  oder  doch  erst  nach  geraumer  Zeit, 
wenn  er  aus  seinem  Einkommen  genug  kapitalisirt  hat,  eine  Kapitalzahlung  aus 
eigenen  Mitteln  leisten.  Bei  der  jetzigen  Yerschuldungsfonn  geräth  er  daher  im  Fsll 
unerwarteter  Kündigung  des  Kapitals,  das  ihm  ja  meistens  gar  nicht  geliehen  worden 
ist,  sondern  welches  er  als  Schuld  für  einen  nicht  real  ausgeschiedenen  Bodenantheil 
nach  dem  bestehenden  Rechte  anerkennen  musste,  un?ermeidlich  in  Abhängigkeit  ron 
dem  Credit  anderer  Kapitalisten,  den  er  beanspruchen  muss,  um  seinen  Verbindlich- 
keiten nachzukommen.  Bei  entwickelter  bankmässiger  Organisation  des  ländlichen 
Realcredits  wird  diese  Abhängigkeit  geringer  (Pfandbriefinstitute,  Hypothekenbanken). 
Aber  sie  wird  auch  dadurch  nicht  genügend  beseitigt.  Fehlt  diese  Organisation,  wie 
grossentheils  wenigstens  bis  ?or  Kurzem  ziemlich  allgemein  für  den  Kleingrundbesitz, 
so  geräth  der  Besitzer  in  Noth,  fällt  dem  Wucher  anheim  nnd  wird  in  der  That  dann 
nur  zu  leicht  „enteignet  und  enterbt". 

Diese  Gefahren  und  Uebelständo  steigern  sich  noch  durch  die  „Freiheit  des 
Grundeigenthnms''  und  das  gleiche  Erbrecht  der  Kinder  des  Grundeigen- 
thümers.  Denn  jene  macht  die  Veräusserung  leicht,  führt  aber  auch  zum  Ankauf 
von  Boden  mit  wenig  eigenem  Kapital  und  somit  zur  Belastung  desselben  mit  hohen 
Kapitalschulden  für  entlehnte  Kaufgelder  oder  für  Restkaufgelder.  Und  das  gleiche 
Erbrecht  nöthigt,  wenn  nicht  reale  Bodentheilung  eintritt,  die  nicht  immer  mOg^ich 
und  noch  weniger  immer  erwünscht  ist,  ebenfalls  zu  hoher  Belastung  des  Grund- 
besitzes seitens  des  übernehmenden  Erben  mit  Erbantheilen ,  welche  in  der  Form 
kündbarer  Kapitalschulden  hypothecirt  werden.  Die  Verschuldung  unseres  Grand- 
besitzes scheint,  wenn  nicht  überwiegend,  so  in  starkem  Maasse  aus  solchen  Ursachen 
herzurühren.  (Rodbertus  a.  a.  0.  I,  17.)  In  wie  weit  diese  Ansicht  von  Rodbertos 
allgemein,  auch  z.  B.  nur  in  Deutschland,  richtig  ist,  darüber  zu  entscheiden  fehlte 
es  lange  an  genügender  Statistik.  Eine  einzelne  Notiz  (wie  bei  Röscher  U,  §.  l.HS. 
Anmerkung  10)  beweist  natürlich  auch  zu  wenig.    Neuerdings  ist  mehr  und  besseres 
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amtliches  statistisches  Matenal  aos  verschiedeneD  Lindern  vorhanden,  aber  nach  Um- 
fang, Zeiten,  anf  welche  ^es  sich  bezieht,  Art  der  Aufnahme  lässt  es  immer  noch 
Manches  zu  wünschen  übrig,  so  dass  auch  jetzt  noch  die  fiodbertns'sche  Ansicht 
sich  nicht  TOllig  sicher  nnd  ziffermissig  genan  beat&tigen  oder  widerlegen  Itat 
Doch  ergiebt  sich  jedenfalls,  dass  die  Verschnldnngsnrsache  ans  Erbantheilen  nnd 
Kanfkchillingsresten  (sogen.  Besitzcredit)  ttberall  eine  hauptsächliche  ist  Nach  der 
gesammten  Agrarverfassnng  nnd  der  Lage  der  Omndbesitzer  nnd  Landwirtbe  der 
L&nder  nnd  Landestheile  sind  Verschiedenheiten  in  dieser  Hinsicht  freilich  von  vorn- 
herein zn  vermnthen  und  werden  auch  durch  die  Thatsacben  bestätigt.  Siehe 
Bachenberger,  §.  108,  besonders  S.  29  ff. 

In  Verbindung  mit  der  heutigen  Kapitalverschnldangsform  macht 
das  Prineip  der  freien  Veräussernng  aber  ans  dem  Omndbesitz 
vollends  leicht  ein  Objeet  fUr  den  bloss  specnlativen  Besitz- 
wechsel,  wie  dies  Sodbertns  meisterhaft  als  Tendenz  des 
modernen  Orandschnldrechts  entwickelt  hat.  Die  hier  mitspielen- 
den Factoren  sind  die  Bewegung  des  landesüblichen  Zinsfusses 
und  der  Grundrente« 

Bei  sinkendem  Zinsfnsse  nnd  steigender  Rente  hat  der  Kapitalwerth  des  Bodens 
die  Tendenz  zn  steigen.  Dies  lockt  zn  Güterankänfen,  anch  mit  Hilfe  fremden  Credits, 
stehen  bleibender  starker  Bestkanfgelder.  Geht  die  Gonjnnctnr  in  der  voransgesetzten 
Bichtnng  weiter,  so  wird  dnrch  Weiterverkauf  zn  gestiegenem  Preise  eine  Gewinn- 
reatisirnng  venncht  nnd  meistens  mit  Hilfe  abermals  grosserer  Kapitalverschnldnng 
des  Grondeigenthxuns  durchgeführt.  Der  willfährige  nnd  wohlfeUe  Credit,  welchen 
die  bankmässige  Organisation  in  solchen  Zeiten  bietet,  lockt  zn  solchen  Operationen 
nnr  noch  mehr  an.  Aber  die  Gonjnnctnr  wechselt,  eine  Periode  steigenden  Zins- 
fnsses  nnd  —  etwa  verursacht  dnrch  die  neuen,  billige  landwirthschaftliche  Prodncte 
extensiver  oder  sehr  fruchtbarer  Landwirthschaftsgebiete  herbeiführenden  Communi- 
cationsmittel  —  sinkender  Grundrente,  daher  anch  sinkender  Tendenz  des  Bodenwerths 
tritt  ein.  Der  letztere  deckt  die  hohen  Schuldsummen  nach  Kapitalwerth,  mit  denen 
der  Boden  ans  Kanfgeldem,  Erbantheilen  belastet  ist,  nicht  mehr.  Eine  ländliche 
Creditkrisis  bricht  ans,  voUends  bei  kündbaren  Hypotheken,  der  Grundbesitz  kommt 
unter  den  Hammer  nnd  wiederum  profitirt  das  Geldkapital,  wenn  nicht  der  Geldwucher. 
(Siehe  Daten  über  Werthschwankungen  der  Landgüter  bei  Conrad  in  Hildebrand's 
Jahrbüchern  XIV,  154,  177.) 

Mancher  alte  Grundbesitz  bäuerlicher  und  adliger  Familien  ist 
so  seinen  früheren  Besitzern  unter  dem  Einfluss  einer  falschen  Ver- 
scbnldungsform  fllr  das  Grundeigenthum  enteignet  worden.  Eine 
ungünstigere  Vertheilung  des  Grundbesitzes  kann  daraus  leicht 
hervorgehen. 

IV.  —  §.  171  [323].  Ergebniss  für  die  Frage  des 
privaten  Grundeigenthums.  Das  vorausgehende  Beispiel  ist 
von  typischer  Bedeutung  für  den  nachtheiligen  Einfluss  unrich- 
tiger Gestaltung  des  Grundeigenthumsrechts  auf  die  Lage  des 
Grundbesitzes. 

Folgt  aber  aus  ihm  und  aus  den  oben  erwähnten  anderen  Ge- 
fahren, welche  die  Freiheit  des  Grundeigenthums  mit  sich  führen 
kann,  folgt  selbst  ans  der  in  solchen  Fällen  vielleicht  nachweis- 
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baren  Tendenz  zur  allgemeineren  ^^Enteignung  und  Enterbang''  des 
Kleiogrnndbesitz  durch  den  Grossgrundbesitzes  und  das  städtische 
Kapital  oder  aus  der  hier  etwa  sogar  vorliegenden  Tendenz  zur 
Latifundienbildung  Etwas  gegen  die  Institution  des  privaten 
Grundeigenthnms  als  solche?  Mit  Nichten:  Es  lässt  sich  daraus 
eventuell  nur  eine  Reform  des  Grundeigentbumsrechts, 
des  CreditrechtSy  des  Erbrechts  begründen,  d.h.  die  Forde- 
rungen der  Theorie  der  freien  Goncurrenz  müssen  modificirt  oder 
aufgegeben  und  unpassende  Privatrecbtsnormen  müssen  durch  solche, 
welche  der  ökonomischen  und  technischen  Natur  des  Grundbesitzes 
entsprechen ,  eventuell  z.  B.  das  Princip  der  Kapitalverschuldung 
durch  dasjenige  der  Rentenverschuldung  ersetzt,  die  Institution 
des  Rentenguts  eingeführt  werden  u.  dgl.  m. 

Im  concreten  Fall  ist  über  solche  Reformen  des  Rechts  natür- 
lich nach  genauer  Prüfung  der  Thatsachen  zu  entscheiden.  An 
dieser  Stelle  ist  nur  zu  betonen,  dass  die  „Freiheit  des  Grund- 
eigenthums^'  die  angedeuteten  Gefahren  zwar  nicht  nothwendig  mit 
sich  bringen  muss  und  nicht  immer  mit  sich  bringt,  aber  sie  wohl 
mit  sich  bringen  kann  und  gelegentlich  auch  mit  sich  gebracht  hat. 
Wo  sich  dies  zeigt  und  in  Folge  dessen,  unterstützt  durch  ein 
falsches  Grundeigentbumsrecht,  wie  in  dem  Beispiel  der  Ver- 
schuldungsform, der  alte  Grundbesitzerstand  zum  socialen  Schaden 
für  die  Gesellschaft  enteignet  und  enterbt  wird,  da  bewahrheitet 
sich  also  die  These  der  socialistischen  Kritiker  des  Grundeigen- 
thums.  Dann  muss  auch  durch  die  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
des  Staats  mit  richtigen  Reformen  und  zweckmässigen  Aenderungen 
des  geltenden  Privatreebts  eingeschritten  werden. 

Unter  Umständen  selbst  mit  rückgreifenden  Maassregeln, 
d.  h.  mit  einer  Gesetzgebung,  welche  die  Besitzverhältnisse  wieder 
auf  den  früheren  Stand  zurückzuführen  oder  demselben  wenigstens 
wieder  anzunähern  sucht.  Auch  dies  ist  ein  Postulat  richtiger 
socialrechtlicher  Auffassung  des  Grundeigenthums,  das  weder 
durch  den  Hinweis  auf  die  Axiome  des  Systems  des  ökonomischen 
Individualismus  und  Liberalismus  und  der  Freiheit  des  Grundeigen- 
thums noch  durch  den  Hinweis  auf  das  bestehende  immer  einer 
Reform  zugängliche  Recht  abgewiesen  werden  kann.  Für  eine 
solche  tiefergreifende  gesetzliche  Reform  der  Grundbesitzverhältnisse 
liegen  Präcedenzfälle  vor. 

So  in  der  modernen  Gesetzgebung  über  Ablösung  der  Grundlasten  in  Mittel- 
europa und  in  der  russischen  Gesetzgebung  tlber  die  Aufhebung  der  Leibeigeosehaft 
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und  die  Aasstattong  der  Dorfgemeinden  mit  Land  (Bachen berger  I,  §.  20  ff.,  §.  25). 
In  beiden  Fällen  warde  in  die  geschichtlich  überkommenen,  zu  Becht  bestehenden 
Grondbesitzrerhältnisae  zwangsweise  tief  eingegriffen,  um  allgemeine  Forderungen  der 
Volks virthschaft,  des  BechtsgefOhls  und  der  Cinlisation  zu  erfüllen  tiod  dabei  anoh 
Tiel  pri?atrechtlich  veij&hrtes,  aber  darum  nicht  gesühntes  geschichtliches  Unrecht 
wieder  gut  zu  machen.  Aehnlich  verh&lt  es  sich  mit  der  endlich  begonnenen  Beform 
des  irischen  Pachtrechts  (Bnchenberger  I,  S.  152,  198  ff.). 

Das  ist  der  richtige  Weg,  um  der  Polemik  gegen  die  Institution 
des  privaten  y  besonders  grösseren  ländlichen  Grundbesitzes  auch 
da,  wo  sie  mehr  oder  weniger  zutrifft,  die  Gründe  zu  entziehen, 
welche  sie  aus  der  geschichtlichen  Entstehung  und  Entwicklung 
dieses  Eigenthums  entnommen  hat.  Auf  demselben  Wege  kann 
auch  diejenige  Beihe  von  Gründen  widerlegt  werden,  welche  aus 
dem  gegenwärtigen  Entwicklungsprocess  der  Vertheilung  jenes 
Grundbesitzes  gegen  die  ganze  Institution  hergeleitet  werden 
möchten. 


Dritter   Hauptabschnitt. 

Principien    in    der    geschichtlichen    Entstehung 
des   privaten    ländlichen,    insbesondere    bäuerlichen 

Orundeigenthums. 

§.  172  [S.  684— 687].  Vorbemerkungen  nnd  Litteratnr.  Die  national- 
ökonomische,  speciell  die  agrarpolitische^und  besonders  die  rechtsgeschicht- 
liche Litteratnr  über  diesen  Gegenstand  ist  reichhaltig.  Wohl  anf  keinem  Gebiete 
bat  sich  die  neuere  deutsche  historisch -nationalökonomische  Bichtung  so  bewährt 
und  dadurch,  verglichen  mit  der  älteren,  in  der  fremden  Litteratnr  noch  heute  vor- 
waltenden abstracten  und  rationalistischen  Behandlang,  so  berechtigt  gezeigt,  als  in 
den  Agrarverhältnissen.  Unter  den  zusammenfassenden,  das  geschichtliche  Material 
für  die  Nationalökonomie  verwerthenden  Arbeiten  steht  Röscher 's  vortreffliche 
„Nationalökonomik  des  Ackerbaus**,  Band  2  seines  Systems,  obenan.  Auch  für  diesen 
Abschnitt  und  für  alle  Detaiipuncte  und  die  Specialiitteratur  ist  auf  dieses  Werk  vor- 
nemlich  zu  verweisen,  besonders  auf  das  spcciell  hierher  gehörige  Kapitel  6  des  2.  Bachs 
(Gnuideigenthum  und  Gemeinden).  Rau  steht  auch  in  den  letzten  Ausgaben  des 
theoretischen  und  practischen  Theils  seines  Lehrbuchs  noch  nicht  auf  diesem  histo- 
rischen Standpuncte,  wenn  er  auch  auf  einzelne  Puncte  der  geschichtlichen  Ent- 
wicklung des  Grund  eigenthums  in  den  Noten  öfters  verweist,  vgl.  besonders  I,  §.  382  ff., 
IL  §.  76  ff.,  §.  97  ff.  passim.  Ich  nehme  jetzt  auch  fUr  diesen  Abschnitt  wieder  be- 
sonders Bezug  anf  Buchenborger*s  Agrarpolitik,  zugleich  mit  far  die  Special- 
iitteratur, die  mehr  dorthin  als  hierher  gehört  Siehe  namentlich  daselbst  I,  Kapitel  S, 
Abschnitt  1  und  2,  auch  Kapitel  2,  §.  39  und  Abschnitt  1,  sowie  Einiges  aus 
Kapitel  1,  Abschnitt  1.  Im  Schön  borg  *schen  Handbuch  die  Abhandlung  von 
Meitzen  Landwirthschaft ,  Theil  IL  in  Band  II  (3.  A.  S.  127),  besonders  Ab- 
schnitt I  (S.  129),  sowie  die  historischen  Abschnitte  in  Meitzen's  Boden  Preussens 
and  einzebe  Aufsatze  desselben  (siehe  Bnchenberger  I,  S.  268),  namentlich  auch  im 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  Band  I,  (Ansicdlung,  Feldgemeinschaft  u.  A.). 
In  diesem  Werke  auch  andere  Artikel  zar  Agrargeschichto,  Bauernstand  n.  s.  w.  von 
verschiedenen  Autoren  (Lamprecht,  Knapp,  Bacher,  Grossmann  u.  A.  m.).  Anf  die 
regelmässig  diesen  Artikeln  beigefügten  reichen  LitteraturUbersichten  sei  noch  besonders 
hingewiesen.    Eine  Uebersicht  der  Grundzuge  der  Entwicklung  des  ländlichen  Grund- 
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eigenthnms  7om   DatioDalökonomischen  Gesichtspuncte  in   meiner  AbachalTQDg  de« 
privaten  Gnindeigenthams  Abschnitt  II. 

Von  besonderem  Werthe  sind  vergleichend -historische  ond  btatistische  Dnter^ 
snchnngen  Über  die  Grandeigeothnmsverh&ltnisse  venchiedener  L&nder,  weil  sie  das 
Typische  der  Gestaltungen  und  EntwicUnngen  nnd  die  Einwirknng  der  rein- 
natürlichen  nnd  rein-menschlichon  Verhältnisse,  neben  den  specifisch-natio- 
nalen  nnd  Ortlichen,  hervortreten  lassen.  Hierbin  gehfirt  vor  allen:  De  Laveleye's 
de  la  propri6t6  et  de  ses  formes  primitives,  1.  Auflage,  Paris  1874  (deutsch  von  Bücher 
„das  Ureigenthum*',  Leipzig  1879,  mit  werthvollen  Zns&tzen),  das  sich  vomemlich  mit 
dem  Gegenstände  dieses  Abschnitts  beschäftigt  nnd  eine  Beihe  der  wichtigsten  enro- 
p&ischen  nnd  asiatischen  Länder,  sowie  antike,  mittelalterliche  nnd  moderne  Zeiten 
vergleicht  Siehe  daselbst  auch  weitere,  besonders  fremde  Speciallittoratur  über  die 
einzelnen  Länder.  Der  Verfasser  gehört  zu  den  wenigen  westeuropäischen  (firan- 
zOsischen  und  englischen)  NationalOkonomen ,  welche  die  hier,  wie  in  so  manchen 
anderen  volkswirtbschaftlichen  Gebieten,  die  ausländische  an  Reichthum  bedeutend 
übertreffende  deutsche  historische  und  nationalOkonomische  Litterator  kennen  und 
benutzen.  Vgl.  femer  die  Serie  von  essays  „Systems  of  land  tenure  in  various 
countries'*,  pnblished  nnder  the  sanction  of  the  Cobden  Club,  London  1870  (n.  A.  von 
Campbell  über  Indien).  Auch  die  reiche  neuere  englische  Litteratur  über  die  soge- 
nannte Irish  land  question  (z.  B.  Cliffe  Leslie,  Und  Systems  and  industrial  economy 
of  Irland,  England  and  continental  countries,  die  Schriften  von  O'Gonnor,  Morris, 
Macaulay,  Lavelle,  Murphy,  Godkin,  IblO  —  73  erschienen)  gehören  zum 
Theil  hierher,  zum  Theil  zu  den  Haupf abschnitten  2  und  4. 

Ueber  die  antiken  Agrarverhältnisse  siehe  auch  hier  Hildebrand  in  seinen 
Jahrbüchern  XII,  5  ff.,  139  ff..  De  Laveleye  a.  a.  0.  S.  144—195.  Rodbertns  in 
den  Abhandlungen  in  Hildebrand's  Jahrbüchern  Band  2,  4,  5,  8,  20.  M.  Weber, 
römische  Agrargeschichte.  Ob,  in  welcher  Benutzungsform  und  wio  lange  bei  den 
Alten  Gemeineigenthum  am  ländlichen  Boden  bestanden  hat,  ist  strittig.  Dass  dasselbe 
Insbesondere  auch  in  Rom  (Italien)  .dem  späteren  Privateigen thum  vorangegangen, 
ist  aus  allgemeinen  volkswirthschaftlichen  Gründen  und  Analogieschlüssen  wahrschein« 
iich,  wird  durch  Spuren  der  Institution  bestätigt  und  von  einigen  Rechtshistorikern 
auch  allgemeiner  für  die  ältere  Zeit  angenommen,  so  von  Puchta,  Institutionen  I, 
g.  40,  S.  130  fil  (4.  Auflage),  Mommsen,  rOmische  Geschichte  L  124.  Andere  be- 
streiten es,  so  besonders  Ihering,  Geist  des  römischen  Rechts  I  (3.  Auflage),  S.  198 
(mich  nicht  überzeugend)  und  im  Ganzen  ist  die  Ansicht  der  modernen  römischen 
Rechtslehrer  wohl  auf  dieser  Seite.  Für  die  ältere  Zeit  fehlen  jedenfalls  die  sicheren 
Nachrichten.  Es  wird  indessen  zu  bedenken  sein,  dass  unsere  geschichtliche  Kenntuiss 
von  den  alten  Völkern,  speciell  Italiens,  eben  erst  mit  einer  viel  späteren  Wirthscbafts- 
und  Gulturperiode  beginnt,  als  diejenige  von  den  Germanen.  Die  Gemeineigentbums- 
und  Gemeinnutznngsperiode ,  welche  wir  bei  den  letzteren  nnd  später  bei  anderen 
Völkern,  so  noch  heute  bei  den  Grossmssen  finden,  hatten  die  Alten  in  der  Zelt,  wo 
wir  ihre  ländlichen  Verhältnisse  kennen  lernen,  schon  hinter  sich.  Siehe  auch  K Osler, 
Verwaltangsrecht  I,  §.  124,  Anmerkung  4. 

Von  besonderer  Bedeutung  für  den  Gegenstand  dieses  Abschnitts  ist  jedoch  die 
reiche  Litteratur  über  das  ältere  gormanische  ländliche  Grundeigenthnm  und  seine 
Entwicklung  und  über  den  russischen  ländlichen  Gemeindebesitz.  Eine 
Vergleichung  der  germanischen  und  russischen  Verhäitnisso  ist  lehrreich,  weil  sie 
manche  Aufklärung  über  zweifelhafte  Puncto  der  längst  vergangenen  Zustände  in 
Deutschland,  Scandinavien ,  England  gewährt  und  zugleich  die  Ausschlag  gebende 
Macht  der  allgemeinen,  durch  die  äussere  Natur  nnd  die  menschliche  Natur  dar- 
gestellten Factoren  für  die  Gestaltung  und  die  Entwicklung  des  Grundoigcnthums  offenbart. 

Vgl.  für  die  älteren  germanischen  Verhältnisse  ausser  Röscher  a.  a.  0. 
(besonders  II,  §.  71,  72  nebst  Anmerkungen)  und  Bucbenberger  I,  S.  270  ff.,  anch 
schon  die  Angaben  oben  in  diesem  Theile  II  der  Grundlegung  S.  17.  Namentlich: 
G.  Haussen,  Ansichten  über  das  Agrarwesen  der  Vorzeit,  in  Falk's  Nenem  staats- 
bürgerlichen Magazin  III  (im  Anschloss  an  dänische  Arbeiten,  von  Olufsen), 
ebenda  VI;  derselbe  die  GehOferschaften  (Erbgenossenschaften)  im  R*B.  Trier 
(Abhandlung  der  Berliner  Akademie),  Berlin  1863,  besonders  S.  3  ff.;  derselbe, 
zur  Geschichte  der  Feldsysteme  in  Deutschland,  Tübinger  Zeitschrift,  besonders  X^I, 
55 — 62  und  passim,  auch  Band  22,  24,  26,  S2;  derselbe,  agrarhistoriscbe  Fragmente 
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zur  ErkoontDisa  der  deutschen  Feldmarkrerüassanp,  Tabin^er  Zeitschrift  1878,  Band  S4, 
S.  617.  Jetzt  liegen  diese  Abhandlungen  rerrolkt&ndigt  yov  in  den  2  Bänden  ,,agrar* 
historifiche  Abhandlungen",  Leipzig  1880,  1884.  Ueber  Haussen  s  Stellang  zu  den 
Fragen  im  Texte  siehe  unten  §.177.  —  G.  Waitz,  Deutsche  Yer&ssungs- Geschichte  I. 
(2.  Auflage),  besonders  Kapitel  4  (Grundbesitz  und  Dörfer),  S.  93  ff.,  auch  passim 
Kapitel  2,  3,  5  (8.  164),  dann  II  (2.  Auflage),  Kapitel  4,  S.  305  ff.;  Y.  Kapitel  4; 
derselbe,  über  die  altdeutsche  Hufe,  GOttingen  1854.  —  G.  L.  7.  Maurer,  alle  die 
oben  S.  47  genannten  Werke,  besoodcrs  die  Geschichte  der  Dorfverfassung,  nameot- 
lieh  I,  dann  II,  Kapitel  9,  die  Geschichte  der  FrohnhOfe  u.  s.  w.  passim,  I,  314  ff., 
besonders  333  ff.,  III,  105  ff.,  193  ff.  Giorko,  Deutsches  Gonossenschaftsrecht  I, 
§.  7—9,  S.  53  ff.,  dann  passim  §.  21,  24,  52,  53,  55.  —  Boscher,  Ansichten  der 
Yolkawirthschaft  Abhandlung  2  (über  die  Landwirthschaft  der  ältesten  Deutschen). 
—  y.  Hazt hausen,  über  die  AgrarrerfassuDg  in  Norddcutscbland  I,  1,  Berlin  1829. 
Landau,  die  Territorien,  Hamburg  und  Gotha  1854.  Thudichum,  Gau-  und 
Markveifassung  in  Deutschland,  Giessen  1860.  StU?o,  Wesen  und  Yerfuisung  der 
Landgemeinden  in  Niedersachsen  und  Westfalen,  Jena  1851,  besonders  §.  7. 
Ach  enbach,  die  Haubergsgenossenschaften  des  Siegerlandes,  Bonn  1863.  Hostmann , 
über  altgermanische  Landwirthschaft  (Dissertation),  Göttingon  1875.  Meitzen,  Boden 
u.  s.  w.  des  Preusslschen  Staats,  Berlin  1868,  I.  344  ff  (mit  interessanten  Flnrkarten 
von  Dörfern);  derselbe  im  Schönberg'schcn  Handbuch  a.  a.  0.;  derselbe,  Aus- 
breitong  der  Deutschen,  Hildebrand- Gonrad's  Jahrbücher  Band  32  (1^79),  derselbe, 
Ydkshufe  und  Königshufe,  in  Festschrift  für  6.  Haussen;  derselbe  in  den  genannten 
Artikeln  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften;  derselbe  in  dem  demnächst 
zu  erwartenden  grossen  agrarhistorischer  Werke,  v.  Inama-Stern egg,  Untersuchung 
über  das  Hofsystem  im  Mittelalter,  Innsbruck  1 872,  d  o  r s  e  1  b  c ,  die  genannte  Abhandlung 
die  Ausbildung  der  Grnndherrschaft ;  d  ersolb  e,  deutsche  Wirtbschaftsgeschichte.  Band  I, 
Buch  I,  Abschnitt  2  und  3,  Buch  2,  Abschnitt  1—4,  Band  II.  Buch  3,  Abschnitt 
1 — 4.  Lamprecht,  Deutsches  Wirthschaftslebe'n,  besonders  Band  I,  Abschnitt  3,  4,  5, 
Band  II,  Abschnitt  6,  7;  derselbe  deutsche  Geschichte,  Band  I,  Buch  2  passim, 
besonders  S.  136  ff..  Band  II,  S.  83  ff.;  derselbe,  Artikel  Geschichte  des  Grund- 
besitzes im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  II,  S.  139  — 165,  daselbst  S.  164 
Litteraturübersicht.  A.  7.  Miaskowski,  schweizerische  Allmende,  Jjeipzig  1879; 
derselbe,  Yerfassung  der  Land-,  Alpen-  u.  s.  w.  Wirthschaft  in  der  Schweiz, 
Basel  1878.  K.  Bücher,  Artikel  Allmenden  im  Handwörterbuch  der  Staatswissen- 
schaften Band  L 

Ueber  die  verwandten  englischen  Yerhältnisse  giebt  wichtige  neue  Aufschlüsse: 
£.  Nasse,  über  die  mittelalterliche  Feldgemeinschaft  und  die  Einhegungen  des 
16.  Jahrhunderts  in  England,  Bonn  1869  (weitere  englische  Litteratur  und  parlamen- 
tarische Beports  siehe  daselbst).  Darüber  die  ausführliche  Anzeige  dieser  Schrift  von 
G.  Hanssen,  Göttinger  Gelehrten  Anzeigen  1870,  S.  1321 — 1356,  jetzt  in  den  agrar- 
historischen  Abhandlongen  I,  484.  —  Die  weiteren  Noten  zum  Text  cntbalteu  die 
bezüglichen  einzelnen  Stellen  ans  den  vorgenannten  Schriften,  mit  möglichster  Be- 
schränkung auf  das  Nothwendigste,  daher  namentlich  aus  Waitz,  Maurer,  Gierke, 
Y.  Inama,  Lamprecht  Die  mannigfachen  Zweifel  über  die  Einzelheiten  der 
altgermanischen  Yerhältnisse  hat  auch  die  neueste  Forschung  nicht  gelöst  und  die 
Autoren  sind  daher  oft  verschiedener  Ansicht.  Zu  vergleichen  sind  namentlich  mit 
einander  die  neuesten  Darstellungen  der  fünf  letztgenannten  Autoren.  Ygl.  auch 
H.  R Osler,  sociales  Yerwaltungsrecht  I,  §.  121  ff.  Im  Uebrigen  ist  auch  auf  die 
Lehrbücher  der  deutschen  Rechtsgeschichte  und,  soweit  die  älteren  Yer- 
hältnisse in  die  Gegenwart  noch  hineinragen,  des  deutschen  Privatrechts  zu 
verweisen.  Siehe  z.  B.  Zöpfl,  Rechtsgeschichte  III,  §.  72,  besonders  103;  H.  Brunn  er, 
Rechtsgescbichte  I,  §.  10  —  13,  25,  26,  II,  §.  93.  Gerber,  Privatrecht  §.  51; 
B eseler  desgleichen  §.  84.    Duncker,  Gesammteigenthum,  1843. 

Eine  weitere  Yerfolgung  der  Einwirkung  des  bäuerlichen  Grundcigenthums  und 
der  Yerhältnisse  des  Bauernstands  das  Mittelalter  hindurch  und  in  die  neuere  und 
neuste  Zeit  hinein  ist  nicht  die  Aufgabe  im  Folgendem.  Denn  für  uns  handelt  es 
sich  hier  wesentlich  nur  um  die  Principienfrage  der  Entstehung  ländlichen, 
kleineren  (in  diesem  Sinne  bäoerlichen)  Privateigen thums  am  Boden,  nicht  um  die 
wandelvollen  Schicksale  der  Bauernschaft,  ihrer  persönlichen  socialen  Lage,  ihres 
Bodens.     Ygl.  darüber  u.  A.  Lamprecht's  Artikel  Grundbesitz  und  die  Artikel  über 
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Bauern,  BauernbefreiaDg,  Bauerngut  im  HandwOrterbach  der  Staatswissenschaften,  aach 
für  bezügliche  Litteratur,  sowie  Bnchenberger  I,  Kapitel  1. 

Ueber  die  rassischeu  AgrarverhfÜtnisse  erfolgt  hier  zunächst  eine  aus  meiner 
Schrift  über  die  Abschaffung  des  priratcn  Grundeigenthnms  geDommene  Uebersicht 
der  Litteratur  (S.  79 — 80>:  Hauptwerk  immer  noch  das  Beisewerk  y.  Hazthansen^s 
Studien  über  die  inneren  Zustände,  das  Volksleben  und  insbesondere  die  ländlichen 
Einrichtungen  Rusalands,  3  Bände,  Hannover  1S47 — 52,  besonders  I,  119,  124 — 138, 
154,  156,  III,  3,  7,  115  ff.,  125,  141,  151,  152,  157.  Einschlagende  Einzelheiten 
u.  A.  I,  240,  284  ff.,  303,  402,  443  (russisches  Landsystem  bei  den  Tscheremissen, 
aber  gemeinsame  Feld-  und  Erntearbeit  und  Theilung  der  Ernte,  nicht  der  Felder 
vielfach),  491  (russisches  System  bei  Tataren  bei  Kasan);  II,  10,  11 ,  31,  34,  3B, 
39,  42  (russisches  System  in  den  deutseben  Wolgacolonieen  bei  Saratow),  69,  70, 
74  (desgl.  bei  Tataren),  96,  115,  130,  190,  282,  429,  472  (Höfe,  kein  Gemeineigen- 
thnm  in  Podolieu),  485,  493:  derselbe,  de  rabolition  par  roie  16gislatlre  du 
partage  6gal  et  temporaire  des  terres  dans  la  communes  russes,  Paris  1858  (Votam 
gegen  den  zur  Zeit  der  Vorbereitung  der  Emancipation  in  Russland  gehegten  Plan, 
gesetzlich  gleichzeitig  die  periodischen  Landtbeilungen  aufzuheben);  derselbe, 
ländliche  Verfassung  Russlands,  Leipzig  18C6,  Darlegung  der  Emancipationsgesetz- 
gebung  von  1861,  besonders  Einleitung  und  S.  371  ff.,  dann  über  die  rassische 
Gemeinde  S.  410  ff.  —  Tschitscherin,  Artikel  Leibeigenschaft  in  Rassland,  im 
Staatswörterbuch  VI,  393  ff.,  über  Gemeindeeigenthum  396,  411  ff.,  der  Hauptvertreter 
der  Ansicht,  dass  die  Einrichtung  des  Gemeindebesitzes  in  Russland  kein  e  althistorische, 
sondern  eine  neue,  seit  Ende  des  16.  Jahrhunderts  in  Verbindung  mit  Leibeigenschaft 
und  Kopfsteuer  entstandene  sei.  s.  u.  —  v.  Bistram,  rechtliche  Natur  der  Stadt-  and 
Landgemeinde,  Petersburg  1866,  besonders  8.  60  ff.  die  historische  Entwicklung  nach 
Tschitächenn*8  Arbeiten.  Kawelin,  Einiges  über  die  russische  Dorfgemeinde, 
Tübinger  Zeitschrift  XX,  1,  mit  Zusatz  von  Hei  fori  ch;  Kawelin  ist  maassvoller 
Anhänger  des  rassischen  Princips.  Sch6do-Ferroti  (Baron  Firks),  Stades  sur 
l'avenir  de  la  Russio,  N.  10,  Ic  patrimoine  du  peuple,  Berlin  1868  (geschichtliche 
Entwicklung,  besonnene  Kritik,  auch  beachtenswerthe  Beformvorschläge,  mit  Beibe- 
haltung gewisser  Grundsätze  der  bisherigen  Gemeinde-  und  Agrarverfassung*.  vgl. 
darüber  meine  Schrift  über  Privateigenthum  S.  65  ff.).  J.  Eckard t,  baltische  und 
russische  Culturstudien,  Leipzig  1 869,  Abhandlung  über  den  rassischen  Gemeindebesitz, 
S.  480  ff.  (namentlich  über  den  Zusammenhang  der  Agrarfrage  mit  den  allgemeineL 
politischen  und  socialen  Ideen  im  heutigen  Russland ,  S.  482  ff ,  bcachtenswerth  für 
die  socialistische  im  Texte  behandelte  Forderung  einer  grundsätzlichen  Abschaffung 
des  privaten  Grundoigenthumä).  Derselbe,  Rnsslands  ländliche  Zustände,  Leipzig  187U 
(einleitend  über  die  Institution  des  russischen  Gemeindebesitzes  and  die  Emancipations- 
gesctzgebung  und  drei  russische  Urthoile  über  die  trostlose  damalige  Lage  der 
ländlichen  Verhältnisse),  v.  Busch en,  die  Freibauern  Russlands,  Tübinger  Zeitschrift 
XV,  221  ff.;  derselbe,  Uebersicht  der  Entstehung  a.  s.  w.  der  Leibeigenschaft, 
ebenda  XVII,  540  ff.  G.  Walckcr,  Selbstverwaltung  und  russische  Steuerreform, 
Berlin  1869,  besonders  §.  41,  S.  283.  v.  Bock,  deutsch-russischer  (Üonflict  an  der 
Ostsee,  Leipzig  1S69,  S.  65  ff.  (livländiächo  Landgemeinde  im  Lichte  der  rassischen 
vice  versa):  derselbe,  Livländiscbe  Beiträge  II,  583  ff.  —  Femer  meine  genannte 
Schrift  über  die  Abschaffung  des  Privateigenthums,  Abschnitt  3. 

Diu  meisten  genannten  Arbeiten  rühren  von  Deutsch-Russen  und  Nation al-Russen 
her  und  nehmen  auf  die  russische  Litteratur  (in  russischer  Sprache)  Bezug.  In 
Russland  selbst  wird  über  den  Gemeindebesitz,  seine  geschichtliche  Entwicklang  und 
heutige  Zweckmässigkeit  lebhaft  debattirt.  Von  neuesten  Schriften  (nach  meiner 
genannton  Schrift  erschienen)  siehe  MichclTs  Report  in  den  Blue  books  1870  (rep. 
respect.  the  tenure  of  land  in  the  scveral  countrics  of  Europe).  J.  F au  eher  in  den 
oben  genannten  Cobdcn  Clnb  essays,  1870.  p.  353.  DeLaveleyc,  propri6t6  ch.  2. 
C.  Waicker,  die  russische  Agrarfrage  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Agrar^ 
cnqußte  von  1873,  Berlin  1874.  werthvoU  nur  durch  ihre  Auszüge  aus  dem  original- 
russischen Qaellenmaterial,  siebe  namentlich  Kapitel  2,  Hauptresultatc  der  Agrar- 
cnquöto,  worin  über  die  territoriale  Verbreitung,  die  Einrichtung,  die  Folgen  des  Ge- 
meindebesitzes manche  spccicUe  Angaben,  auch  Drtheiie  russischer  Stimmen.  Der 
Verfasser  ist  ein  eifriger  Gegner  des  Gemeindebesitzes.  Die  genannte  Enquete  ist  dem 
letzteren  ungünstig,  besonders  in  Bezug  auf  die  Wirkungen   desselben  auf  die  Pro- 
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doctioD.  EDgelmann,  die  Leibeigenschaft  in  Bossland,  Leipzig  lb84.  Ueber  neuste 
agrarische  Zustände:  Thun,  Landwirthschaft  u.  s.  w.  in  Mittelrassland,  Leipzig  1880'; 
von  Samson-Himmolstjerna  (nach  den  rossischen  Autoren  Dspensky  und 
Terpigoriew),  Verlnmpnng  der  Bauern  und  des  Adels  in  Kassland,  Leipzig  1892.  — 
Die  weitaus  umfassendste  und  bedeutendste  neuste  deutsche  wissenschaftliche 
Leistung  auf  diesem  Gebiete  sind  die  sehr  fleissigen  und  verständigen  Arbeiten 
von  J.  Keussler  ,,zur  Geschichte  des  bäuerlichen  Gemeindebesitzes''  in  der  Baltischen 
Monatsschrift,  N.  F.  B.  VI,  3.  Doppelheft  (1876),  S.  187  —  246;  derselbe  über 
den  nemlichen  Gegenstand,  (Gemeindebesitz  und  Aufhebung  der  Leibeigenschaft), 
aber  mehr  von  agraipolitischem  Standpuncte  aus,  in  der  Kassischen  Kevue  1876, 
Band  YIII,  und  dann  zu  der  selbständigen  Schrift  erweitert:  „Zar  Geschichte  und 
Kritik  des  bäuerlichen  Gemeindebesitzes  in  Kussland''  1.  Tbeil,  Biga,  Moskau,  Odessa 
IST 6.  Darin  mehrfach  eingehende  kritische  Besprechung  der  bezuglichen  Litteratur 
(so  I,  115  ff.,  263  ff.)-  £in<)  Fortsetzung  (Theil  II,  1.  Hälfte)  erschien  zu  Petersburg 
1882  und  (Buch  II,  2.  Hälfte)  1883,  ein  3.  Schlussband  („zur  Lösung  des  Problems") 
ebenda  1887.  Dazu  der  Artikel  ron  Keussler 's  Bauernbefreiung  in  Kussland  im 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  II,  226  —  247.  Alle  diese  gediegenen,  die 
Walcker'schen  an  GrUndiicbkcit  weit  übertreffenden  Keusslor*schen  Arbeiten  sind 
namentlich  für  den  der  russischen  Sprache  nicht  Mächtigen  besonders  werthroU  durch  ihre 
eingehende  Berücksichtigung  der  russischen  Litteratar  und  des  litterarischea  Streits  über 
die  geschichtliche  Entstehung  des  russischen  Gemeindebesitzes.  Hier  ist  die  oben  er- 
wähnte, in  Deutschland  besonders  bekannt  gewordene,  auch  von  mir  a.  a.  0.  S.  49  ff. 
angenommene  Ansicht  Tschits  eher  in  *s  über  den  modernen  Ursprung  des  Ge- 
meindebesitzes —  ein  ftlr  die  principielle  Grundeigenthumsfragc  nicht  unwichtiger 
Punct,  siehe  meine  genannte  Schrift  —  besonders  von  eifrigen  Slawophilen  und 
anderen  Historikern  angegriffen  worden,  so  von  Beläjew.  Derselbe  vertritt  den 
gerade  entgegengesetzten  Standpunct  hinsichtlich  der  Entstehung  des  Gemeinde- 
besitzes. Eine  vermittelnde  Ansicht  hat  der  bedeutendste  russische  Historiker  S  s  o  1  o  w  j  e  w 
aufgestellt,  wonach  zwar  ein  historischer  Zusammenhang  zwischen  dem  alten  slawischen 
und  dem  neuen  grossrussischen  Gemeindebesitz  bestehe,  aber  der  letztere  in  seiner 
eigenthümlichen  Verfassung  sich  doch  erst  durch  die  neuere  Gesetzgebung  aasgebildet 
habe.  (S.  Keusslers  1.  Aufsatz  S.  198—200,  in  der  selbständigen  Schrift  S.  8—16.) 
Bosch  er  (II,  §.  71  Anmerkung  12,  7.  Auflage)  bezweifelt  die  Kichtigkeit  der 
Tschitsc herin  sehen  Meinung.  Ebenso  nimmt  Helferich  (TUbinger  Zeitschrift 
XX.  40  ff.)  die  jetzige  Form  des  Gemeindebesitzes  als  die  alte  an.  Keussler 
schliesst  sich  an  Ssolowjew  an,  gegen  Tschitscherin,  und  bezeichnet  die  Ansicht, 
dass  der  Gemeindebesitz  auch  im  alten  Kussland  bestanden  hat,  jetzt  als  allgemein 
anerkannt  in  der  neueren  russischen  Litteratur  (Zur  Geschichte  I,  S.  16).  Darnach 
ist  auch  mein  früherer  Anschluss  an  Tschitscherin  unrichtig  gewesen. 

Eine  allgemeinere  Bedeutung  hat  die  Frage  des  russischen  Gemeindebesitzes 
neuerdings  immer  mehr  in  der  slawophilen  und  panslawistischcn  politischen  Partei 
in  Bussland  erhalten.  Dieselbe  hat  in  diesem  Besitz  nunmehr  vollends  und  im  be- 
wussten  Gegensatz  gegen  „Europa"  (Westeuropa)  die  Panacee  gegen  sociale  KOthcn 
gefunden.  Mit  dem  Princip  dieses  Besitzes  soll  die  „Culturmission"  des  .^heiligen 
Ruflsland"  dem  „verfaulten  Westen"  gegenüber  nach  der  wirthschaftlicbcn  Seite  be- 
wiesen werden.  Phantastische  Träumereien,  die  um  so  komischer  wirken,  wenn  man 
an  die  ökonomischen  und  sittlichen  Zustände  des  russischen  Volks  (und  zwar  nicht 
nur  der  „von  westlichen  Ideen  inficirten"  höheren  Gesellschaft,  des  Beamtenthums  in 
Petersburg  u.  s.  w.),  sondern  auch  des  eigentlichen  Volks,  des  Bauern,  des  „Mujik" 
und  der  orthodoxen  Geistlichkeit,  an  die  maasslose  Verbreitung  der  Trunksucht  denkt 
und  wenn  man  sich  ausserdem  noch  erinnert,  dass  erst  ein  „verhasster  Deutscher", 
wenn  auch  ein  ultraconsenrativor  „westeuropäischer  Feudaler",  der  Baron  von  Haxt- 
hausen  dem  biOden  russischen  Auge  die  sociale  Culturbedcutung  des  Gemeindebesitzes 
enthüllen  musste.  Siehe  über  die  Rolle,  welche  diese  Ideen  in  der  panslawistischcn 
Partei  spielen,  die  Aufsätze  von  v.  Schulze-Gävernitz,  „der  Nationalismus  in 
Kussland  und  seine  wirthschafüicben  Trägcr'%  in  den  Preussischen  Jahrbilcliern  ISüi, 
Januar,  Februar,  März.  Auch  dazu  Keussler  a.  a.  0.,  besonders  I,  113  — 134 
und  V.  Samson  a.  a.  0.,  S.  39  ff. 

Im  Folgenden  sind  m.  E.  gcieisse  Gencralisirungen  und  wirthschafts- 
geschichtsphilosophische  Abstractionen  geboten,  wie  es  eben  die  hierher 
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gehörige  zweite  und  dritte  der  Fon  uns  in  der  Methodologie  (I,  §.  57  ff.)  unter- 
schiedenen theoretischen  Aufgaben  der  Wissenschaft  der  Politischen  Oekonomie  mit 
bich  bringt:  die  Ermittlung  des  Typischen  in  den  Encheinnngen  nnd  die  £r- 
kl&rnng  des  conditionellen  und  Gausalzusammenhangs  darin,  nach  der 
ersten  theoretischen  Aufgabe,  der  Peststellung  des  Thats&chlichen  der  einelnen  Er- 
scheinungen. Mit  dieser  ersten  Aofgabe  hat  es  hier  specieil  die  Wirthschaftsgeschichte 
als  Wissenschaft  zu  tbun,  deren  Daten  dann  für  die  zweite  und  dritte  Aufgabe 
mittelst  der  vergleichend  -  historischen  Methode  zu  ?erwerthen  sind  (I,  §.84).  Ein 
solches  Vorgehen  bringt,  wie  dem  Geschicbtbforscher  zugegeben  worden  da^,  Ge&hren 
mit  sich:  unrichtig  oder  zu  weit  zu  generaliüircn ,  auf  Analogieen  zu  fiel  Werth  zu 
legen,  den  thats&chlichen  Einflass  der  übrigen  geschichtlichen  Factoren  zu  übersehen 
oder  zu  unterschätzen  u.  dgl.  m.  Warnungen,  wie  sie  ein  Meister  wie  Georg  Waitz 
ausspricht,  welcher  einer  gerade  entgegengesetzten,  der  Generalibirung  und  Boachtnog 
der  Analogieen  in  hohem  Grade  abholden  historischen  Richtung  angehört  (Verfassungs- 
geschichto  I,  52,  99),  sind  daher  begreiflich  und  in  gewissen  Grenzen  berechtigt 
Natiooalökonomen  einer  ähnlichen  Richtung  und  Porschungsmethode,  wie  G.  Haussen, 
schliessen  sich  auch  für  die  rolkswirthschiitlichen  Untersuchungen  dem  an,  z.  B.  in  den 
Bemerkungen  in  der  Tabinger  Zeitschrift  XXI ,  62,  §.  177  (Siehe  unten  S.  406).  Aber 
gleichwohl  ist  das  generalisirende  Verfahren  selbst  berechtigt  und  das  einzige,  welches 
eine  wirkliche  Förderung  der  nationalökonomischen  Wissenschaft  durch  historische  (und 
statistische)  Forschungen  in  Bezug  auf  die  beiden  genannten  Aufgaben  bringt  Die 
angedeuteten  Gefahren  müssen  freilich  7ermieden  werden.  Bei  einer  solchen  Ab- 
straction  aus  dem  concretcn  Detail,  in  welchem  sonst  die  Forschung  stecken  bleibt 
wird  mittelst  zeitlicher  und  örtlicher  Vergleichungen  das  bestimmende  Allgemein- 
Menschliche  herauszufinden  gesucht,  das  schliesslich  wie  eine  Hauptursache  den 
Gang  der  geschichtlichen  Entwicklung  beherrscht,  welche  sonstigen  geschichtlichen 
Ursachen  theils  in  derselben  Richtung,  theils  dagegen  wirkend  mitspielen  mögen. 
Gerade  an  einem  Beispiel,  wie  dem  im  Texte  behandelten,  der  folkswinhschafÜich 
und  gescllschafilich  nothwendigen,  mindestens  höchst  zweckmässigen  Entwicklung  des 
ländlichen  privaten  Grundeigenthnms,  tritt  dies  einmal  schlagend  herror.  Die  räum- 
liche und  zeitliche  Vergleichang  belehrt  hier  ungleich  mehr,  als  die  blosse  historische 
und  statistische  Specialforschung,  die  sich  auf  die  erste  theoretische  Aufgabe  be- 
schränkt. Das  hat  auf  dem  Gebiete  der  Agrarrerhältnisse  wohl  Röscher  in  seinem 
2.  Bande  bewiesen ,  einem  Muster  richtiger  und  vorsichtiger  Generalisirung  und  Ab- 
leitung leitender  Principien  der  Entwicklung  aus  dem  concreten  Detail.  Aehnlich 
zeigt  es  von  Neuem  in  der  Grundeigenthumsfrage  De  Laveleye.  Selbst  Waitz 
knüpft  indessen  mitunter  an  Analogieen  an  (z.  B.  I,  51,  10t).  —  Besonders  lehrreich 
ist  daher  ein  Vergleich  zwischen  altgermanischen  und  neuruBsischen  Zu- 
ständen  auch  in  methodologischer  Hinsicht.    Siehe  den  Schlnss  des  nächsten  §.  173. 

1.—  §,  173  [324,  325].  Die  geschichtliche  Beweis- 
führung in  der  Grundeigenthumsfrage.  Die  Kritik  des 
privaten  Grundeigenthnms  hat  eine  dritte  Reihe  von  Gründen  ans 
der  Geschichte  desselben,  namentlich  auch  ans  der  ger- 
manischen Rechts-  und  Wirthschaftsgeschichte,  zum  Beweis  für 
die  Richtigkeit  und  Berechtigung  der  Forderung,  diese  Institntion 
zu  beseitigen ,  entnommen  (§.  158,  Nr.  3).  Die  Bedeutung  dieses 
Verfahrens  wurde  oben  schon  anerkannt:  die  Beweisführung  be- 
dient sich  historischer  Argumente,  nicht  nur  axiomatischer  Be- 
hauptungen von  zweifelhaftem,  jedenfalls  nicht  unbestrittenem  Werth, 
für  die  Begründung  der  Forderung.  Was  in  anderen  Fällen,  wie 
besonders  beim  Kapitaleigenthum,  erst  durch  genauere  theoretische 
Erörterung  zu   beweisen,  ja  selbst  erst  mühsam  gedankenmSssig 
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yerständlich  zn  machen  ist  (§.  136  ff.),  das  ist  hiernach  beim  privaten 
Gmndeigentbnm  von  vornherein  nicht  anzuzweifeln:  dass  dasselbe 
nemlich  keine  unbedingt  nothwendige,  rein-ökonomische, 
sondern  nur  eine  historische  Kategorie  des  Wirthschaftslebens  ist. 
Eine  Einrichtung  von  vielleicht  eminenter  Zweckmässigkeit  auch 
fttr  die  gaaze  Volkswirthschaft,  aber  jedenfalls  eine  solche,  welche 
nicht  immer  bestanden  hat,  noch  heute  nicht  überall  besteht,  und 
insofern  auch  einer  Discussion  tiber  ihre  absolute  oder  relative  Ent- 
behrlichkeit fflr  die  Gegenwart  nicht  wohl  entzogen  werden  kann. 

Dieser  Standpunct  und  die  daraus  abgeleitete  Auffassung  des 
privaten  Grnndeigenthums  als  historische  Erscheinung  ist  an  und 
fttr  sich  durchaus  berechtigt.  Die  Gegner  der  Institution,  welche 
sieh  dieses  rechtsgeschicbtlichen  Arguments  sogar  bereits  in  ihrer 
practischen  Agitation  bedient  haben,  —  so  auf  dem  internationalen 
Arbeitercongress  in  Basel,  wo  man  sich  dafür  auf  v.  Savigny's 
Autorität  berief,  freilich  ohne  genügenden  Grund  in  diesem  Fall 
(§-  174)  —  geben  dadurch  wenigstens  eine  Grundlage  der  Ver- 
ständigung. Ihr  Fehler  liegt  anderswo,  nemlich  in  dem  Absehen 
von  der  historischen  Bedingtheit  einer  solchen  Institution, 
welche  doch  gerade  aus  der  geschichtlichen  Entstehung  und  Ent- 
wicklung der  letzteren  abzuleiten  ist.  Je  weniger  man,  nach  den 
Auseinandersetzungen  des  vorigen  Abschnitts,  die  Entstehung  allen 
privaten  ländlichen  Grundeigenthnms  —  das  auch  hier,  wie  die 
Kritiker  meistens  gleichfalls  übersehen,  von  allem  Grundeigenthum 
zunächst  allein  in  Frage  steht  —  allgemein  auf  Gewalt  und 
Rechtswidrigkeit  zurückführen  kann,  desto  mehr  fordert  die  wenig- 
stens bei  den  Culturvölkern  und  darüber  hinaus  fast  allgemein  zu 
findende  geschichtliche  Entstehung  desselben  und  seine  Entwicklung 
aus  dem  G^meineigenthum  am  Boden,  welches  der  Privatbesitz 
schliesslich  überall  grossentheils  verdrängt,  zu  einer  Erforschung 
der  inneren,  daher  auch  psychologischen  Ursachen  auf, 
welche  diesem  merkwürdigen  gleichmässigen  geschichtlichen  Vor- 
gang zu  Grunde  liegen  müssen. 

In  dieser  Beziehung  bildet  nun  das  rechtsgeschichtliche  Argu- 
ment gegen  das  private  Grundeigenthnm  vielleicht  von  allen  Be- 
weisgründen den  stärksten  für  diese  Institution:  wenigstens  ftlr 
ländliches  (namentlich  kleineres  und  mittleres,  sog.  bäuerliches) 
Privatgrundeigenthum.  Denn,  wie  früher  schon  zugegeben  ward 
(§.  110),  die  Entwicklung  des  letzteren  aus  dem  Gemeineigenthum 
steht    unverkennbar    mit    unter    der  Herrschaft  eines   bestimmten 
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ökonomischen  Princips :  nicht  nur  in  seinem  eigenen,  sondern  auch 
im  Gesammtinteresse  oder  im  yolkswirthschaftlichen  Interesse  wird 
dem  Bebaoer  des  Lands  in  immer  grösserem  Umfang  nnd  mit  immer 
reicherem  Herrschaf tsgeb  alt  ein  Privateigenthum  an  dem  bebanten 
Boden  gewährt^  um  sein  Selbstinteresse,  sein  einzelwirthschaftliches 
Interesse  zu  möglichst  tüchtiger  Bebauung  anzuspornen. 

Die  Behauptung,  dass  das  private  Gmndeigenthum  wieder 
abgeschafft  werden  mtlsse,  würde  daher  erst  begründet  sein,  wenn 
dreierlei  allgemein  nachgewiesen  wäre,  nemlich  einmal,  dass  seine 
geschichtliche  Entwicklung  durchaus  rechtswidrig,  unnöthig  und 
unzweckmässig,  oder  zweitens,  dass  die  früher  darauf  richtig  hin- 
drängenden Factoren  gegenwärtig  nicht  mehr  oder  nicht  mehr 
richtig  noch  heilsam  einwirkten,  oder  endlich  drittens,  dass  sie  sich 
durch  andere  passend  und  genügend  erfolgreich  ersetzen  Hessen, 
das  Gemeineigenthum  also  ökonomisch  nicht  mehr  im  Nachtheil 
gegen  das  Privateigenthum  am  Boden  sei.  Nur  den  ersten  Nach- 
weis hat  die  polemische  Kritik  zu  führen  gesucht,  aber  nach  den 
Ergebnissen  der  Untersuchung  im  vorigen  Abschnitt  nicht  genügend 
geführt.  Hinsichtlich  der  beiden  anderen  nachzuweisenden  Pancte 
beschränkt  sich  die  Kritik  auf  wenige  nichtssagende  Behauptungen, 
wie  auf  jenem  Congress  der  Internationale  1869  in  Basel.  Es  ist 
ihr  daher  auch  hier  wieder  der  Vorwurf  zu  machen,  dass  sie  den 
positiven  Nachweis  für  eine  den  gesellschaftlichen  und  yolkswirth- 
schaftlichen Interessen  entsprechende  anderweite  Organisation  der 
Bodenbenutznng  ohne  die  Einrichtung  des  Privateigenthums  am 
Boden  nicht  geliefert  hat. 

Die  geschichtliche  Entwicklung  des  privaten  ländlichen  Grand- 
eigenthums  ist  hier  nun  bloss  in  ihren  grossen  typischen  Grund- 
zügen, ohne  specielleres  Eingehen  auf  die  concrete  Gestalt,  welche 
sie  bei  den  einzelnen  in  Betracht  kommenden  Völkern  annimmt, 
in  der  Kürze  darzulegen.  Nur  auf  diese  Grundzüge  kommt  es 
hier  in  der  Grundlegung  bei  der  Verwerthung  der  geschichtlichen 
Thatsachen  für  die  Würdigung  des  Grundeigenthnms  und  für  die 
Beantwortung  der  sich  an  dasselbe  anknüpfenden  principielleu 
Streitfrage  an. 

Eben  dabei  muss,  wie  in  anderen  ähnlichen  F&IIen,  z.  B.  in  dem  manchfach 
analogen,  oben  behandelten  der  allmäligen  Dm&ndernng  der  Unfreiheit  nnd  des  Uebei> 
gangs  zur  persönlichen  Freiheit  (§.  37  ff.),  den  Bemerkungen  oben  in  §.  172  gemäss 
unvermeidlich  eine  gewisse  Generalisirang  der  ans  den  geschichtlichen  Thatsachen 
abzuleitenden  Schlüsse  oder  m.  a.  W.  eine  gewisse  wirthschaftsgeachichts-phiiosophiache 
Abstraction  erfolgen.  (Siehe  unten  im  Anfang  von  §.  177  die  Rechtfertigong  dieses 
Verfahrens  in  einer  agrarischen  Spccialfrage.) 
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Jene  typischen  Grundztt^e  der  Entwicklung  kOnncn  am  Besten  nnd  Sichersten 
aas  den  älteren  germanischen  agrarischen  Ycrhältnisscn  abgeleitet  werden. 
Manches  Licht  anf  die  Zustände,  aus  den  sich  bei  unseren  Altvordern  das  private 
ländliche,  besonders  bäuerliche  Grunddgenthum  herausbildete,  werfen  die  ähnlichen 
Verhältnisse,  welche  fraher  bei  anderen  Yolkern  bestanden  haben  und  zum  Theil 
noch  jetzt  bestehen.  Namentlich  sind  in  dieser  Beziehung  die  modernen  russischen 
(gross russischen)  Zustände  des  ländlichen  Besitzes  von  Wichtigkeit  (siehe  §.  172). 

An  eine  Ueb ertragung  von  wirthschaftlichen  Einrichtungen  und  Kechts- 
Verhältnissen  von  einem  Land  und  Volk  auf  das  andere  ist  dabei  in  der  Regel  nicht 
zu  denken,  selbst  nicht  bei  solchen  Einzelheiten,  welche  man  geneigt  wäre,  für  einem 
Volk  oder  einer  Zeit  specifisch  eigenthtUnlich  zu  halten.  Mitunter  kann  wohl  eine 
solche  Einrichtung  schon  vorhanden  gewesen  sein,  bevor  in  vorhistorischer  Zeit  bereits 
Ackerbau  treibende  Völker,  bei  welchen  sie  sich  findet,  sich  getrennt  und  die  Theile 
sich  zu  besonderen  Kationen  ausgebildet  haben,  oder  bevor  in  historischer  Zeit  ein 
Stamm  ausgewandert  ist  und  die  Verhältnisse  des  Mutterlands  in  der  neuen  Heimath 
eingeführt  hat.  In  der  Regel  wird  aber  gerade  in  diesen  so  ausserordentlich  wichtigen 
Grundverhältnissen  des  gesellschaftlichen  nnd  wirthschaftlichen  Lebens,  welche  den 
Bodenbesitz  und  die  Landwirthschaft  betreffen  ^  ähnlich  wie  in  den  Verhältnissen  der 
Unfreiheit,  eine  analoge,  selbst  im  Einzelnen  glolchmässige  Entwicklung 
als  eine  selbständige,  autochthone,  wie  man  wohl  sagen  darf,  anzusehen  sein: 
sie  ist  das  Product  der  unbewusst  wirkenden  natürlichen  Ursachen  in  der  Ge- 
staltung des  Wirthschafts-  und  Rechtslebens,  der  im  Wesentlichen  unter  allen  historischen 
Verhältnissen  gleichbleibenden  menschlichen  Natur  mit  ihrem  starken  Selbst- 
intcresse  und  der  noch  mehr  als  etwas  fest  Gegebenes  wirkenden  „äusseren 
Natur*'  —  was  trotz  der  wechselnden  menschlichen  Kenntniss  und  Beherrschung  der 
Naturfcräfte  doch  in  der  Hauptsache  gelten  bleibt  —  des  Mikrokosmos  und  des 
Makrokosmos,  ihres  Zusammenwirkens  und  ihrer  Wechselwirkung.  Die  grosse 
Aehnlichkeit  der  Gestaltungen  oft  in  kleinen,  an  sich  unbedeutenden  Einzelheiten  ist 
dafür  ein  besonders  interessanter  Beleg.  Vgl.  z.  B.  Ober  das  Mitnehmen  der  Haus- 
pfosten, die  Eigenthumsverhältnisse  in  Betreff  des  Hauses  Waitz  I,  101  (nebst 
Litteratur  in  Anmerkung  1),  US;  Bistram  a.  a.  0.,  S.  63,  für  Deutschland  und 
Russland. 

IL  —  §.  174  [326].  Drei  geschichtliche  Formen  des 
menschlichen  Herrschaftsverhältnisses  über  ,yVer- 
mögen"  (im  rein  -  ökonomischen  Sinne,  I,  §.  124)  und  speciell 
über  den  Grund  und  Boden  lassen  sich,  um  mit  geringer 
Modification  in  der  Terminologie  einer  Schablone  Savigny's  zu 
folgen,  unterscheiden:  Gemeingut,  Gemeinnutzung  und 
Gemeingenuss,  sodann  Gemeingut,  Privatnutzung  und 
Privatgenuss,  endlich  Privatgut,  Privatnutzung  und 
Privatgenuss.  Das  Gemeinsamkeitsmoment  lässt  sieh  durch 
beliebige  menschliche  Gemeinschaften,  Familie,  Geschlecht, 
Volk,  örtliche  Gemeinschaft  der  Zusammenwohner  („Gemeinde" 
h  e.  S.,  Dorfschaft),  Genossenschaft  dargestellt  denken.  Es  ist 
geschichtlich  bei  allen  diesen  Gemeinschaften  in  grösserem  oder 
geringerem  Umfange  vorgekommen  und  kommt  zum  Theil  noch  so 
vor.  Beim  ländlichen  Grundeigenthum  ist  die  bäuerliche  Ansiedlungs- 
gemeinde,  welche  häufig  aus  dem  Geschlecht  hervorgegangen  ist, 
die  Dorfschaft,  gewöhnlich  die  in  Betracht  zu  ziehende  Gemein- 
schaft. 
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Siehe  7.  Sari^ny,  System  des  heutigen  römischen  Rechts,  I,  §.  56,  besonders 
S.  368,  369.  Er  handelt  hier  nicht  7on  der  geschichtlichen  Entwicklung  des  Herr- 
schaftsrerhältnisses  des  Menschen  tlber  den  Boden,  sondern  von  bestimmten  Vermögens- 
arten nach  bestimmten  positiven  Bechtssystemen.  „Privatgat  und  Privatgennss*^  nennt 
er  ausdrücklich  „die  überall  vorherrschende,  die  einzige  Yermögensfonn,  mit  welcher 
wir  im  Privatrecht  zu  thun  haben^S  Die  Modification  seiner  Schablone  in  meinem 
Artikel  Grundbesitz  im  Handwörterbucli  der  Staatswissenschaften  lY,  S.  134  C,  wo 
einige  AusfQhruugcn  über  die  technischen,  ökonomischen,  socialen  und  besonders  auch 
psychologischen  Bedingungen  jeder  der  Rechtsformen  jenes  Uerrschaftsverhiitniases 
über  den  Boden:  Puncto,  welche  gerade  auch  für  die  Frage  der  Verwirklichung  des 
Postulats  einer  Wiedereinrichtung  von  Gcmcincigcnthum  am  l&ndlichcn  Boden  von 
Wichtigkeit  sind,  wenn  auch,  wie  gewöhnlich,  Socialisten  und  radicale  Bodenreformer 
über  solche  Puncto  ohne  Weiteres  hinweggehen. 

Ueber  die  zweifelhafte  Frage,  ob  es  bei  den  alten  Deutschen  ein  Gosammteigen- 
thum  der  Familie  gegeben,  siehe  Waitz  I,  60  (mit  Litteratur). 

Vgl.  zum  Folgenden  besonders  Waitz  I,  51,  112.  Bei  den  Deutschen:  „die 
in  näherer  Gemeinschaft  verbunden  waren  —  durch  Verwandtschaft  oder  andere  Cm- 
stfinde  —  nahmen  einen  grösseren  oder  kleinereu  Landstrich  in  Besitz.  An  einer 
Stelle  bauten  sie  die  Wohnungen  u.  s.  w.^^  Nähere  Ausfahrung  bei  Gierke,  Ge- 
uossenscbaf tsrecht  I,  60  ff.  v.  Inama,  Grundhertschaft,  S.  6ff.,  derselbe,  Wirth- 
schaftsgeschichte  I,  Buch  1,  Abschnitt  2,  3,  Buch  2,  Abschnitt  1  —  3.  Haussen. 
Abhandlungen  I,  S.  1  über  das  Agrarwesen  der  Vorzeit  und  S.  77  Wechsel  der 
Wohnsitze  und  Feldmarken  in  germanischer  Vorzeit,  Meitzen,  Lamp recht  an  den 
oben  schon  genannten  Stellen. 

Das  Herrschaftsverbältniss  in  Betreff  des  Bodens ,  welches  in 
unseren  Culturstaaten  das  jetzt  allgemein,  wenngleich  auch  beate 
noch  nicht  ausschliesslich  verbreitete  ist,  ist  das  dritte,  gewöhnlich, 
und  so  bei  uns,  die  jüngste  der  drei  Formen:  Privatgut,  Privat- 
nutznng  und  Privatgenuss.  Geschichtlich  in  grossem  Um- 
fange nachweisbar  als  Vorgängerinnen  dieser  dritten  Form  sind 
bei  dem   ländlichen  Grundeigenthum  die  beiden  anderen  Formen. 

Dieselben  sind  wieder  jode  fOr  sich  und  im  Verhältniss  zu  einander  einer  rer- 
scLicdenen  Einrichtung  gedankenmässig  fähig  und  haben  in  den  geschichtlichen  Bei- 
spielen auch  solche  in  Wirklichkeit  gehabt,  zum  Theil  noch  in  der  Gegenwart  Der 
schliessliche  eigentliche  „Genuss^^  muss  ja  freilich  in  einer  Hinsicht,  namentlich  bei 
Gegenständen  des  unmittelbaren  Verbrauchs  (VerbrauchsrermÖgen,  Nahrungsmittel!) 
und  bei  manchen  Gegenständen  der  persönlichen  Nutzung  (NutzrermOgen ,  Kleidung!) 
immer  ein  individueller,  insofern  privater  sein.  Dagegen  kann  andres  bewegliches 
NutzTcrmOgen.  Hausrath,  Betten,  Waffen,  Schmuck,  obgleich  auch  an  solchen  Objecten 
früh  ein  persönliches  £igouthum  oder  Gebrauchsrecht,  insofern  wieder  „Priratgcnuss^*' 
vorkommt,  und  vollends  Productionsz wecken  dienendes  Vermögen  (Werkzeuge!  Vieh^ 
möglicher  Weise  in  Gemeingennss,  bezw.  Gemeinnutzung  von  Gemeinschaften,  z.  B. 
Geschlechtsverbänden,  stehen,  wie  das  ebenfalls  thatsächlich  vorgekommen  ist  and 
noch  vorkommt. 

Beim  Boden  wird  unter  der  ersten  Uerrschaftsform  am  Passendsten  ein  Zo- 
btand  verstanden  werden,  wo  der  Boden  in  Gemeinoigonthum  einer  Gemeinschaft 
(„Gemeingut*')  steht,  unter  einheitlicher  Leitung  und  Aufsicht  von  Autoritäten  (Oiganen) 
jn  der  Gcmcinbchaft  durch  diese  letztere  selbst,  bezw.  durch  die  arbeitsfähigen  Ele- 
mente derselben  in  gemeinsamer  Feldarbeit  bebaut  („Gemeinnutzung*')  und  der  Ertrag 
wieder  gemeinsam  gewonnen,  dann  aber  etwa  nach  bestimmton  Nonnen  oder  nach 
freier  Bestimmung  der  Gemeinschaftsautoritäten  den  Einzelnen  (Familien,  Angehörigen^ 
zugetheilt  wird  („Gemeingcnuss''  in  diesem  Sinne,  der  dann  zum  Privatgenuss  hinfi£rt). 
Die  Bezeichnung  dieser  ersten  Herrschaftsform  mit  „Gemein -Eigenthum,  -Nutzung. 
-(ieuuss''  triirt  das  Typische  dieser  Form  wohl  besser  als  nur  die  Ausdrucksweise 
.(^emeingnt,   Gemciugenuss".    Bei   der  zweiten  Herrschaftsform  hat  man  es  da^^egen 
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mit  einem  Zustand  zn  thon,  wo  der  Boden  zwar  noch  vollst&ndig  im  Gemeineigenthnm 
der  Gemeinschaft  selbst  steht  (««Gemeingat*') i  vi^  bei  der  ersten  Form,  aber  Theile 
daron  den  Gliedern  der  Gemeinschaft  (,,Priraten''  in  diesem  Sinne)  zu  getrennter 
Benutzung  oder  Bebauung  bloss  für  die  Zwecke  dieses  Glieds  (,^Ur  dessen  Bechnang"', 
modern  ausgedruckt)  auf  Zeit  aberlassen  werden  (,,Pri7atbenutzung''  oder  „Primat- 
genuss"  in  diesem  Sinne)  und  der  Ertrag  daher  gleich  in  den  Genuss  dieses  Glieds 
unmittelbar  ttbergeht  („Privatgenuss''  im  eigentlichen  Sinne).  Diese  zweite  Form  wird 
daher  wieder  mit  den  Worten :  ,fGemeingut,  Privatnutzung,  Privatgenuss"  passend  und 
besser  als  nur  mit  „Gemeingut,  Privatgenuss*'  bezeichnet.  Bei  der  dritten  Form 
endlich  ist  auch  der  Boden  selbst  dauernd  an  Einzelne  (Familien,  „Private*'),  daher 
nicht  mehr  bloss  zur  Nutzung,  sondern  zu  (Privat-)£igenthnm  tibergegangen  („Privat- 
gut"")  und  folgeweise  sind  die  Benutzung  (Bebauung)  und  der  Anfall  des  Ertrags 
„private''  („Privatnutzung''.  „Privatgenuss").  Auch  dies  Yerhältniss  wird  durch  die 
Worte:  „Privatgut,  Privatnutzung,  Privatgenuss"  deutlicher  als  durch  das  erste  und 
dritte  Wort  allein  bezeichnet 

In  dieser  Weise  verstanden  sind  die  erste  und  zweite  Form 
verbreitete  geschichtliche  Thatsachen.  Die  erste  geht  nicht  noth- 
wendig  der  zweiten  voraus,  so  dass  diese  sich  aus  ihr  und  die 
dritte  Form  dann  wieder  aus  der  zweiten  entwickelt,  sondern  sie 
geht  öfters  neben  der  zweiten  her,  dauert  geschichtlich  länger  als 
diese  und  aus  beiden  erfolgt  dann  der  Uebergang  zur  dritten  Form. 

So  aufgefasst  lässt  sich  die  Schablone  durch  folgende  typische 
Beispiele  aus  der  Gestaltung  der  ländlichen  Verhältnisse  erläutern. 

A.  Erste  Form:  Gemeingut,  Gemeinnutzung  und  Ge- 
meingenuss. 

1.  Gemeingut  liegt  vor,  wenn  die  Feldmark  oder  gewisse 
Theile  derselben  nicht  im  Privateigenthum  der  Mitglieder  der  Dorf- 
schaft stehen,  sondern  der  Gesammtheit  gehören.  Zu  diesen  Theilen 
haben  die  A  eck  er  und  Wiesen  wohl  ursprünglich  allgemein  auch 
bei  den  Germanen^)  gehört  und  gehören  sie  noch  heute  bei  den 
Grossiussen,  wo  die  Dorfschaft  das  Eigenthum  oder,  was  für  diese 
Frage  einerlei  ist,  das  beständige  Nutzniessungsrecht  daran  hat, 


*)  Auch  dies  ist  mehr  nach  der  Analogie  der  Entwicklung  primitiver  agrarischer 
Verhältnisse  zu  schliessen,  als  streng  historisch  und  aus  den  Quellen  sicher  zu  er- 
weisen. Haussen  (in  Falck's  Staatsbürger -Magazin  VI,  S.  8  ff.,  Gehöferachaften 
S.  4,  Tübinger  Zeitschrift  XXI,  60),  v.  Maurer,  Einleitung  S.  6,  7J  ff.,  93  ff.,  Dorf- 
verfassung 1,  35,  Langethal  (nach  dem  Citat  bei  Waitz  I,  116),  Röscher,  An- 
sichten, 3.  Auflage,  I,  213  nehmen  es  so  an.  Die  Nachrichten  von  Tacitus  und 
Cäsar  sind  vieldeutig  und  auch  durch  die  neueren  Erklärer  (vgl.  Waitz  I,  91  ff., 
116  ff.)  nicht  gleichmSssig  ausgelegt.  Siehe  auch  Gierkel,  55  —  60,  Hostmann, 
ahgermanischo  Laiidwirthschaft,  S.  13  ff.  Haussen  hält  gegen  Waitz  auch  in  einer 
neueren  Arbeit  (Tübinger  Zeitschrift  1878,  S.  618)  an  der  besonderen  Glaubwürdigkeit 
von  Cäsar  fest  und  nimmt  eigentliches  Gcsammteigcnthum  bei  den  Germanen  damals 
an.  Waitz  giebt  wenigstens  eine  „Art  Gcsammteigcnthum"  zu,  wodurch  aber  ein 
Verfügungsrecht  über  den  Boden,  der  Begriff  des  Eigenthums  nicht  ausgeschlossen 
werde  (i,  117,  118).  —  Nur  an  der  Hof  statte  scheint  nach  ihm  stets  ein  Privat- 
eigenthum vorhanden  gewesen  zu  sein  (S.  118).  Ob  von  Anfang  an,  wenigstens  was 
den  Boden  anlangt,  auf  dem  die  Hofstätte  liegt,  möchte  zweifelhaft  sein.  lu  Kuss- 
land ist  der  Boden  der  Dorfgebäude  Gemeindeland  (Bistram,  S.  63). 

A.  Wairner,  Ornndlegiuig.    3.  Aufl.    2.  Thoil.   VolliswiithR'haft  u.  Recht.  26 
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wenn  etwa  das  Eigentbnm  dem  Volke,  bez.  dem  Staate  zuge- 
schrieben wird.  Noch  allgemeiner  und  geschichtlich  bei  unseren 
Völkern,  welche  seit  lange  Privateigentbum  an  Aeckern  und  Wiesen 
haben,  vielfach  bis  in  die  Gegenwart  hinein,  besteht  Gemeineigen- 
thum  an  der  „gemeinen  Mark",  an  Weide,  Wald,  Wasser- 
stücken, nnproductivem  Land,  Moorgründen  n.  dgl.  m. 

2.  Zum  Gemeingut  gesellt  sich  nun,  nach  der  obigen  Auf- 
fassung, Gemeinnutzung,  wenn  durch  gemeinsame  Feldarbeit  der 
Dorfgenossen  die  Aecker  und,  wie  es  noch  später  vorkommt,  die 
Wiesen  gemeinsam  bewirthschaftet,  z.  B.  das  Gras  gemäht  wird. 
Die  zunächst  gemeinsame  Ernte  (Gras-,  Heumenge)  erscheint 
als  Form  des  Gemeingenusses.  Wenn  sie  aber  dann  an  die 
Einzelnen  (Familienhäupter)  vertbeilt  wird,  entsteht  so  nachträglich 
auch  hier  die  Form  „Privatgenuss*'. 

Es  kommen  hier  übrigens  auch  sonst  bereits  Modificationen  der  Schablonen- 
formen For,  sobald  einmal  getrennte  Haus-  nnd  in  gewissem  Maasse  auch  Produc- 
tionswirthechaften  bestehen,  wie  diejenigen  der  einzelnen  Bauern  (Afaricgenossen)  in 
der  Dorfschaft  So  stellt  die  Gemein  weide  noch  Gemeingut  und  sie  sowie  die  Brach - 
und  Stoppel  weide  auf  den  vertheilten  und  selbst  auf  den  schon  Prirateigenthum  ge- 
wordenen Aeckern,  wohin  die  berechtigten  Dorfgenossen  ihr  Vieh  unter  einem  ge- 
meinsamen Dorfhirten  schicken  dttrfen,  in  einer  Hinsicht  selbst  noch  Gemein- 
nutzung, aber  in  andrer,  nach  dem  Prirateigenthum  am  Vieh  und  der  getrennten 
sonstigen  Wirthschaft,  bereits  Pri?atnutzQng  dar.  Aehnlich  liegt  das  Yerhältniss  beim 
Gemeinwald,  solange  ein  Jeder  (wenn  auch  schon  nach  bestimmten  Normen)  seinen 
eigenen  Holzbedarf  (d.  h.  nur  den  für  eigenen  persönlichen  und  Hauswirthschafts- 
gebrauch)  aus  dem  Waid  beziehen  darf  (§.183).  Die  nach  manchen  Zwischenbildungen 
in  Betreff  des  Nutzniessungsrechts  mitunter  eingetretene  Einrichtang,  dass  der  Gemein- 
wald von  der  Gemeinde  verwaltet  und  jedem  Berechtigten  ein  Holzdeputat  oder 
eventuell  ein  Geldbetrag  aus  dem  Holzerlös  überantwortet  wird,  bildet  wieder  eine 
Modification  der  Schablonen. 

B.  Zweite  Form:  Gemeingut,  Privatnutzung  und 
Privatgenus 8.  Sie  besteht  dann,  wenn  zwar  hinsichtlich  des 
Eigenthums  keine  Veränderung  eingetreten,  also  noch  Gemein- 
eigenthum  vorhanden,  aber  der  Boden  selbst  auf  Zeit  zur  Benutzung 
(Bebauung)  an  die  einzelnen  Dorfgenossen  (Hufenbesitzer)  vertbeilt 
(möglichen  Falls  auch  verzeitpachtet)  wird. 

Hierhin  gehört  der  geschichtlich  nicht  seltene  Fall  einer  periodisch  sich  wieder- 
holenden Yerthcilong  von  Acker-  und  Wiesenparcellen  an  die  Dorfgenossen,  ein 
Fall,  welcher  bei  diesem  Bestandtheil  der  Feldmark  regelm&ssig  das  Gebergangs- 
Stadium  zum  Privateigenthum  bildet  £r  besteht  heute  noch  in  der  gross- 
mssischen  Landgemeinde,  wie  vor  Zeiten  bei  den  Germanen.  Periodische,  wenn 
auch  nicht  unbedingt  jährliche  Yertheilang  der  Aecker  ist  ursprünglich  (nach  Ein- 
nahme fester  Sitze)  bei  diesen  im  Zusammenhang  mit  don  Grundeigenthum  am 
Ackerland  anzunehmen. 

C.  Dritte  Form:  Privatgut,  Privatnutzung  und  Privat- 
gen uss.    Sie  liegt  vor,  wenn  mit  der  einzelnen  Banerstelle  ein 
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für  allemal  individuell  bestimmte  BodeDparcellen  zur  ganz  oder 
wenigstens  theilweise^)  getrennten  Benutzung  des  Inhabers  dieser 
Stelle  verbunden  sind.  Gewöhnlich  ist  dann  zuerst  ein  Privat- 
eigenthum  an  der  im  Dorfe  selbst  gelegenen  Hofstätte  (Haus, 
Hof  L  e.  S.,  Garten)  entstanden;  darauf  an  den  zu  ihr  gehörigen 
Aecker-  und  Wiesen  parcellen,  nachdem  die  ehemalige  periodische 
Theilnng  eine  endgiltige  geworden ;  schliesslich  auch  nach  erfolgter 
Anftheilung  der  gemeinen  Mark  an  den  zu  jedem  Hof  geschlagenen 
Bestandtheilen  derselben,  den  Parcellen  Weide-,  Waldland  u.  s.  w. 
Die  Entwicklung  geht  dann  in  der  Weise  weiter,  dass  das  ursprüng- 
lich gewöhnlich  noch  durch  Rechte  der  Gemeinschaft  oder  der 
anderen  Dorfgenossen  beschränkte  Privateigenthum  sich  immer 
absoluter  ausbildet  (§.  177  ff.). 

III.  -^  §.  175  [327].  Geschichtlich  ist  der  Entwicklungs- 
gang von  den  früheren  Formen  der  Herrschaft  über  den  Boden 
bis  zu  der  letzten  Form  in  den  typischen  grossen  Grundzügen 
etwa  in  folgender  Weise  darzulegen. 

Die  (f^ennanischen  Yerhältnisse  bieten  ans  ein  ^tes  Beispiel  dafftr,  wenn  sich 
auch  nicht  jeder  Zag  des  hier  entworfenen  Bildes  genaa  so  bei  unseren  Vor- 
fahren findet  und  einzelne  ihnen  ganz  fehlen.  Siehe  im  Allgemeinen  die  gute 
Darstellnng  der  altgermanischen  Landwirthschafl  von  Hostmann  a.  a.  0.,  reich 
an  Detail,  qnellenmässlg  gearbeitet,  renn  aach  nicht  in  jedem  Puncto  richtig 
und  unzweifelhaft  Dann  besonders  Gierke  I,  53  ff.,  auch  Lamprecht  a.  a.  0., 
auch  die  einzelnen  neueren  Historiker,  die  genannten,  Waitz,  Hanssen,  t.  Tnama- 
Stern egg,  Meitzen  und  Andere  weichen  in  einigen  Puncten  noch  immer 
von  einander  ab.  Bei  dem  Mangel  an  Quellen  oder  der  Zweideutigkeit  der- 
selben (G&sar,  Tacitus)  wird  manches  Einzelne  immer  unsicher  bleiben.  Auch 
das  macht  den  Analogieschi uss  und  *-  die  Deduction  „aus  dem  Wesen  der  Yer- 
hiltnisse'*,  daher  natürlich  auch  aus  den  anzunehmenden  Motiven  der  wirthschaften- 
den  Menschen  und  Gruppen  auf  solchen  Gebieten  immer  wieder  noth wendig.  Ygl. 
z.  B.  die  wesentlich  deductive  Entwicklung  Lamprecht 's  in  der  deutschen  Geschichte 
I,  S.  139  ff.  (siehe  unten  §.  179  seine  Skizze):  in  meinem  Munde  kein  Tadel,  wohl 
aber  eine  Bestätigung  meines  methodologischen  Standpuncts.  Auf  die  Differenzen  in 
den  Ansichten  der  dnzelnen  Autoren  ist  hier  nicht  einzugehen.  Ich  habe  daher  im 
Folgenden,  wo  es  sich  eben  nur  um  die  typischen  GrandzUge  handelt,  auch  nicht 
auf  die  in  der  neuesten  Litteratur  über  Einzelnes  wieder  entstandenen  Gontroversen 
Rudoicht  genommen.  —  Deber  die  Uebereinstimmung  der  russischen  mit  der  germa- 
nischen Ansiedlung  (nach  Leschkow)  siehe  Keusslcr,  Balt.  Monschr. ,  S.  203. 
Zur  Geschichte  S.  44— 66  (Vergleich  der  altrussischen  Mark  mit  derjenigen  andrer 
Volker,  besonders  germanischen,  dann  S.  82  ff.  mit  dem  neurussischen  Gemeindebesitz 
und  dem  andrer  slarischer  Völker). 

A.  Der  erste  Uebergang  zum  Ackerbau  ist  nicht  nothwendig 
sofort  mit  der  Anlegung  fester  Wohnsitze,  welche  die  Bevölkerung 
(die  Gemeinschaft,  das  Geschlecht,  die  Sippe)  nicht  wieder  ver- 


^)  So  liegt  die  Sache,  so  lange  gemeinsame  Weiderechte  der  Dorfgenossen  auf 
den  privaten  Aeckem  und  Wiesen  (sogen.  Koppelweide,  Brach-  und  Stoppelweide, 
Weide  auf  der  Wiese  im  Frühjahr  und  Herbst)  bestehen.    Siehe  §.182. 

26* 
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lassen  will,  verbanden  und  damit  auch  nach  geschichtlichen  Zeug- 
nissen nicht  immer  verbanden  gewesen.  Der  Ackerbau  wird  viel- 
mehr zuerst  einfach  so  betrieben,  dass  ein  Stttck  Land  nothdflrftig, 
z.  B.  durch  Vorbereitung  des  Bodens  mittelst  Verbrennens  des 
Holzes  und  Grases,  für  die  primitivste  Feldbestellung  und  die  Auf- 
nahme der  Saat  geurbart  wird.  ^)  Die  Gemeinschaft  siedelt  sieh 
bei  diesem  Boden  vorläufig  an.  Tragen  die  Felder  nicht  mehr  ge- 
nügend, so  werden  andere  daneben  genommen  und  in  derselben 
Weise  behandelt,  die  früheren  wieder  zur  natürlichen  Berasnng 
und  Bewaldung  liegen  gelassen.  Ist  in  der  Nähe  kein  brauchbarer 
Boden  da,  so  nimmt  man  entfernteren  und  überträgt  den  Wohnsitz 
selbst  dahin.  Später  kehrt  man  vielleicht  zur  Benutzung  der  ur- 
sprünglichen Felder  zurück  und  der  Wohnsitz  wird  abermals  ver- 
legt. Die  Voraussetzungen  für  diese  „wilden"  Bewirthschaftungs- 
systeme  („wilde  Feldgraswirthschaft",  „Brenn wirthschaft") *)  sind: 
dünne  heimische  Bevölkerung,  viel  ungefähr  gleich  brauchbarer 
Boden,  auf  dem  sich  die  verschiedenen  Siedelungsgemeinschaften 
eines  Stammes  oder  Volks  weder  unter  einander,  noch  mit  fremden, 
feindlichen  Stämmen  ins  Gehege  kommen.  Die  Grundeigenthums- 
institution  ist  hier  eine  ganz  unentwickelte.  Privates  Grundeigeu- 
thnm  besteht  wohl  noch  gar  nicht,  nicht  einmal  an  dem  Boden, 
auf  welchem  die  Dori'hütten  eine  Zeit  lang,  wenn  auch  vielleicht 
schon  für  einige  Jahre,  aufgeschlagen  sind.  Die  Gemeinschaft 
selbst  nimmt  an  diesem  und  an  dem  Äcker-  und  Weideboden  auch 
noch  nicht  immer  ein  definitives  Eigen thumsrecht,  sondern  etwa 
nur  ein  Besitzrecbt  während  der  Dauer  der  Ansiedelung  und  Be- 
bauung an  dieser  Stelle  in  Anspruch.  Zieht  sie  weiter,  so  giebt 
sie  ihr  Anrecht  auf. 

B.  Anders,  wenn  der  zweite  Schritt  aus  dem  Jäger-,  Hirten- 
und  Nomadenleben  gemacht  und  definitive  Wohnsitze  gewählt 
werden,  von  denen  aus  nun  bleibend  der  Ackerbau  betrieben  wird. 
Dazu  nöthigt  am  Frühesten  die  grösser  und  dichter  werdende  Be- 


^)  Siehe  Boscher  II,  §.  24;  Bau  I,  §.  364a  vgl.  mit  §.  382.  Hanssen,  zar 
Geschichte  der  Feldsysteme,  TdhiDger  Zeitschrift  XXI,  55  ff.  (Jeher  die  Streitfrage, 
ob  die  alten  Deutschen  zur  Zeit  des  Tacitus  schon  Dreifelderwirthschaft  getrieben, 
siehe  Bosch  er  und  Haussen  a.  a.  0.,  auch  Boscher  in  den  Ansichten  der 
Volkswirthschaft,  S.  47  ff.,  3.  Auflage,  I,  207  ff.  Beide  verneinen  es  wohl  mit  Becht. 
Haussen  nimmt  eine  wilde  Feldgraswirthschaft  an.  Waitz,  Verfassungsgeschicbte  I. 
106  lässt  es  unentschieden.  Die  Stelle  des  Tacitus  (Germania  c.  26)  gestattet 
jedenfalls  keine  sichere  Auslegung.  Andere,  wie  Eichhorn,  Hostmann  S.  13, 
Landau  (Territorien  S.  61)  nehmen  Dreifelderwirthschaft  an.  Siehe  tibor  di<y weitere 
Litteratur  der  Streitfrage  Boscher,  Haussen  and  Waitz  a.  a.  0. 

*)  Siehe  Buchenberger  I,  §.6. 
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vitlkertiDg  selbst.  Die  Völkerschaft,  der  Stamm  nimmt  eiDen  grösseren 
Landstrich  dauernd  in  Beschlag.  Die  kleineren,  aaf  Verwandt- 
scbal't  oder  anderen  Umständen  beruhenden  Gemeinsohaften ,  wie 
die  Geschlechter,  die  Sippen,  vertheilen  sieh  Über  dieses  Gebiet 
und  erhalten  zu  ihrer  Ausicülung,  zum  Anbau,  zur  Weide  ihres 
Viebs,  zur  Versorgung  ihres  Holzbediirfs  kleinere  TLeile  dieses  Land- 
striebs angewiesen  oder  wählen  oder  nehmen  sich  selbst  das  dazu 
erforderliche  Land.')  Dieses  steht  dann  in  dem  Gemein-  oder 
Gesammteigenthum  der  grösseren  Gemeinschaft  und  in  dem 
bleibenden  Nutzniessungsretht  der  kleineren,  der  Dorfschaft  oder, 
wohl  die  Regel,  im  Gemeineigenthum  dieser  letzteren  selbst.  Die 
erste  Urbarmachnng  (Rodung)  des  erforderlichen  Bodens,  insbe- 
sondere für  die  Aecker,  wird  wohl  noch  ganz  in  gemeinsamer 
Arbeit  der  Glieder  der  Gemeinschaft  vorgenommen. 

§.  176  [328].  —  C.  Dorf-  und  Hofsystem.  Die  Ansiedlung 
in  eigentlichen,  auf  dem  Princip  des  räumlich  nahen  Zu- 
sammenliegens  der  Wobnungen  beruhenden  Dörfern  — 
das  sogen.  „Dorfsj'stem"  —  ist  bei  deo  Germanen  durchaus 
die  Regel  gewesen,  worüber  jetzt  die  Geschichtsforscher  einig  sind, 
und  die  Regel  geblieben.')  Auch  bei  den  anderen  indogermani- 
schen Völkern  und,  soweit  es  sich  Übersehen  lässt,  auch  bei  anderen 
Völkerfamilien,  selbst  bei  ganz  anderen  Racen  und  in  anderen 
Erdtbeilen,  verhält  es  sich  meistens  ebenso.  Der  Gegensatz  zu 
dieser  dörflichen  Ausiedlangsweise,  das  sogen.  „Einzelhof- 
System",  findet  sich  nrsprllnglich  immer  nur  ausnahmsweise,  aus 
besonderen  localen  Gründen  der  BodenheschatTenheit,  des  Klimas 
u.  dgl.  m. ,  7..  B.  in  Gebirgsgegenden  (zu  wenig  brauchbarer 
agrarischer  Boden  nahe  beisammen,  unzureichend  selbst  für  ein 
kleines  Dorf)  oder  bat  sich  erst  in  historischer,  zum  Tbeil  in 
neuerer  Zeit  aus  rationell  ökonomischen  Gründen  entwickelt.  Das 
Dorfsystem  wird  aulänglieb  und  im  Ganzen  auch  noch  beute  selbst 
bei  den  cultivirtosten  Nationen  durch  mancherlei  sociale,  ökono- 
mische Gründe,  durch  SicherbeitsrUcksichten  u.  s.  w.  bedingt.     Es 

')  WaUz  l.  112  ff.  Siubo  oben  S.  400  Gicrko  I,  59.  Lampreoht,  Deiilsclie 
Oeechichto  1,  136  S. 

•)  RoBcher  II.  §.74.  7Ö;  Waiti  I.  108  ff.,  113;  i.  Maurer.  Einleitung 
S.  2  ff.,  ms..  Dorf?erfnsaunK  S.  28  ff :  tiierke  I,  61  ff.;  Meitzeu.  Arlikcl  Au- 
Biedlniig  im  Handnarterbatb  der  SUatsTisaoiLScbaften  I.  298  ff.  Die  Meiuaug  ron  dem 
»Ilgeneinen  Vaiwalten  dus  HofsTStems  bei  den  alten  Deutschen ,  ähnlich  rie  jetzt  in 
Weatfalen.  ist  auf  die  falsche  Auslegung  dar  Bcücbteibung  der  Wohnrerhältnisse  In 
Tacitns,  Germunia  c.  ]'\  zurückzuführen. 
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genügt  an  dieser  Stelle,  es  allein  als  Ausgangspunct  für  die  Ent- 
wicklung der  Orundeigenthamsverhältnisse  ins  Ange  zn  fassen.  Bei 
dem  System  der  Einzelböfe  findet  sich  frtther  und  vollständiger 
eigentliches  privates  Grundeigenthum.  Eine  Verbindung  der  Be- 
sitzer der  Einzelhöfe  zu  Gemeinschaften  fehlt  indessen  schon  nr- 
sprÜDglich  trotz  der  weiteren  Örtlichen  Trennang  der  Wohnsitze 
(Höfe)  und  der  dann  gewöhnlich  um  diese  hemm  liegenden  Aecker 
und  Wiesen  in  der  Regel  auch  hier  keineswegs.  An  dem  Boden 
der  Weiden,  Waldungen,  mitunter  auch  der  ungetheilten  Wiesen 
hat  die  Gemeinschaft  das  Eigenthum,  der  Einzelne  nur  ein  Notz- 
niessungsrecht.  Die  Gemeinschaft,  nicht  der  Einzelne  hat  eben 
auch  bei  diesem  ursprünglichen  Einzelhofsystem  das  Land  in  Besitz 
genommen  und  es  vertheilt.  Der  Name  „Dorfschaft''  kann  auf 
solche  Gemeinschaften  von  Einzelhöfen  mit  angewandt  werden.^) 
Im  Folgenden  wird  davon  abgesehen  und  unter  „Dorf  die  mit 
auf  räumlich  nahem  Zusammenwohnen  beruhende  Gemeinschaft 
verstanden. 

§.  177  [329].  —  D.  Die  Entwicklung  der  Grundeigen- 
thums-  und  Bodenbenutzungsverhältnisse  im  Dorfe 
steht  nun  mit  den  ökonomisch-technischen  Bedürfnissen 
der  Landwirthschaft  und  deren  Wechsel  in  enger  Be- 
ziehung. 

Boscher  I,  §.87,88.  Derselbe  über  die  Entwicltlan^  der  Feldsysteme. 
II,  B.  2,  Kap.  2  (extensiver  and  intensiver  Ackerbaa)  und  Ki^.  6  (Grandeigeuthiun 
nnd  Gemeinde).  Bau  I,  §.  882,  383  über  die  Feldsysteme.  Bnchenberger  I. 
§.  6  ff.,  §.  44  ff.  Hanssen,  znr  Geschichte  der  Feldsysteme  in  Deutschland,  Tübinger 
Zeitschrift  Band  21,  22,  24,  26,  32,  jetzt  in  den  agrarhistorischen  Abhandlangen  I,  123 
bis  388,  auch  II,  179  ff.  (Ackerflur  der  Dörfer).  Ueber  die  Hufenyerfassung  und  die 
verschiedenen  Arten  der  Hufen  besonders  Meitzen's  Arbeiten,  Zusammenfaasong 
seiner  Ansichten  im  SchOnberg'schen  Handbuch  II  (3.  A.),  134  ff.,  Artikel  AnfiiedliiBg 
im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  I  und  Artikel  Feldgemeinschaft  ebenda  m 

Gerade  bei  Hanssen,  einem  der  ersten  historischen  und  theoretischen  Specia- 
listen  der  Agranrerh&Itnisse  und  Agrarpolitik  überhaupt,  der  Geschichte  der  Felds^^me 
insbesondere,  findet  sich  freilich,  wohl  in  Zusammenhang  mit  seiner  Vorliebe  für  das 
Concreto  und  seiner  Abneigung  gegen  Abstractionen  daraus  und  Geneialisirungen  des- 
selben, eine  Ansicht  vertreten,  die,  wenn  sie  richtig  w&re  und  ron  ihm  selbst  conse- 
quent  durchgeführt  würde,  mit  der  Beweisführung  im  Texte  in  prindpiellem  Wider- 
spruch stände.  Hanssen  sagt  (Tübinger  Zeitschrift  XXI,  62)  am  Schloss  einer 
polemischen  Erörterung  über  einen  einzelnen  Punct  mit  Boscher  (dem  er  sonst  bei- 
stimmt) in  Bezug  auf  altgermaoische  Landwirthschaft:  „überhaupt  steht  weder  das 
Gesammteigenthum  noch  das  Sondoreigenthum  an  Aeckern  und  Wiesen  in  einem  noth- 


^)  ?.   Maurer    spricht   von   Dorfschaften   ohne   und   mit   Feldgemeinschaft 
erstere  die  nach  dem  „Hof System'*,  letztere  die  nach  dem  ,J)orfsystem^*  oiganisiiteB 
Einleitung  S.  5  ff.,  Dorfrerfassung  I,  29  ff.,  31 ,  42.    Gierke  I,  69  nennt  die  „Ge- 
nossenschaften'', welche  sich  in  Einzelhöfen  ansiedelten,  im  Gegensatz  zu  den  Dorf- 
schaften ,  „Bauerschaften". 
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wendigen  Zasammenhange  sei  es  mit  der  Feldgraswirthschaft  oder  mit  der  Dreifelder* 
wirthschaft  oder  irgend  einem  sonstigen  Systeme''.  Da  nan  die  Entwicklang  7on  der 
extensiven  zar  intensiven  Landwirthschaft  nicht  nnr  in  steigender  Intensit&t  bei  dem- 
selben Foldsystem,  sondern  in  einem  Fortschritte  ron  den  im  Ganzen  extensiveren 
zu  den  im  Ganzen  intensiveren  Systemen  vor  sich  geht  und  fUr  diese  Entwicklung 
nach  der  Darlegung  im  Texte  die  Entstehung  and  sodann  die  schärfere  Aasbildong 
ron  Prirateigenthom  an  Aeckem  und  Wiesen  (wie  schliesslich  am  Boden  der  ehe- 
maligen ewigen  Gemeinweidon)  die  Yoraassetzang  and  anderseits  die  Folge  dieser 
steigenden  Intensität  der  Landwirthschaft  ist,  so  wtlrde  obiger  Satz  von  Haussen 
dieser  Auffassung  des  Gaasalnexas  widersprechen.  Indessen  sagt  Haussen  selbst 
wenige  Seiten  darauf  (S.  8S):  die  Bestimmungen  der  Lex  Salica  u.  a.  m.  über  die 
privaten  Ackergrenzen,  über  den  Schutz  der  auf  den  Feldern  aufgepflanzten  Obstbäume 
o.  s.  w.  zeigten,  „wie  früh  das  Sondereigenthum  an  Aeckern  im  südlichen  und  west- 
lichen Deutschland  entstanden  ist,  womit  auch  die  wilde  Feldgraswirthschaft  aufgehört 
haben  muss.  Denn  so  lange  letztere  dauerte,  ist  es  sicher  nicht  zu 
einem  Sondereigenthum  der  Aecker  gekommen.''  Hiermit  ist  in  diesem 
speciellen  Fall  der  in  der  oben  angeführten  Stelle  allgemein  bestrittene  Zusammenbang 
zwischen  Feldsystem  und  Eigenthumsordnung  zugegeben.  H.  £.  ist  der  ganze  Satz 
S.  63  (dem  sich  auch  Waitz  I,  115  Anmerkung  3  hinsichtlich  einer  ähnlichen  Aus- 
führung Hansson's  in  Falck*s  St.  Mag.  VI,  25  ff.  anschliesst)  nicht  haltbar. 
Wenn  ein  neues,  intensiveres  Feldsystem  mit  genossenschaftlichem  Weiderecht  auf  Brach- 
und  Stoppelfeld  und  mit  ewiger  Gemeinweide  nicht  vereinbar  ist,  sondern  dort  das 
Weiderecht  beseitigt,  hier  die  Gemeinweide  vertheilt  sein  muss,  um  jenes  Feldsystem 
dorchzuführen,  so  steht  in  der  That  das  Gesammt-  und  das  Sondereigenthum  in  noth- 
wendigem  Zusammenhang  mit  dem  Wirthschaftssystem. 

Ueber  den  Zusammenhang  der  Entwicklung  der  intensiven  Landwirthschaft  mit 
dem  sogenannten  „Gesetz  der  Bodenproduction"  (Production  auf  Land)  siehe  meine 
Abschatfang  des  Grundeigenthums  8.  25  ff.  und  schon  Grundlegung  I,  S.  654.  Ueber 
dieses  Gesetz:  Senior,  political  oconomy  pag.  26,  81  ff.,  eine  seiner  4  olementary 
propositions  of  the  science  of  political  economy,  nemlich:  „that,  agricultural  skill 
remaining  the  same,  additional  Labour  employed  on  the  land  within  a  given  dlstrict 
produces  in  geueral  a  less  proportionate  retorn,  or  in  other  words,  that,  ttough, 
with  every  increase  of  the  labour  bestowed,  the  aggregate  retum  is  increased, 
the  increase  of  the  retum  is  not  in  proportion  of  the  increase  of  labour'^  Was 
Senior  dann  in  der  Weise  weiter  ausführt,  dass  die  hinzukommende  Arbeit  in  der 
Industrie  mehr.  Im  Ackerbau  weniger  als  verhältnissmäasige  Steigerung  des 
Ertrags  bewirke.  Siehe  femer  besonders  Mi  11,  politische  Oekonomie  B.  1,  Kap.  12, 
Röscher  I,  §.34  (in  Uebereinstimmung  mit  dieser  Lehre),  §.35.  Wie  sich  die 
Sache  mit  dem  Wechsel  der  Feld-  oder  Wirthschaftssysteme  gestaltet,  bez.  modificirt, 
siehe  besonders  bei  v.  Tbünen,  isolirter  Staat,  Theil  1  und  in  Hermann 's  staats- 
wirthschaftlichen  Untersuchungen  S.  507  ff.  (Zusammenhang  mit  der  Lehre  von  der 
Grundrente  und  der  Bewegung  der  Höhe  der  letzteren).  Gleich  anderen  Socialisten 
polemisirt  auch  Rodbertus  (Sociale  Frage  S.  180  ff.)  gegen  das  ganze  „Bodengesetz" 
und  sucht  es  sogar  ganz  zu  widerlegen,  jedoch  nicht  in  richtiger  Weise,  weil  er  den 
nicht  gellugneten  Ausnahmefall  besonderer  technischer  Fortschritte  der  Landwirthschaft 
als  Beweismittel  benutzt  (siehe  Mill  I,  Kap.  12,  S.  8).  In  letzter  Linie  darf  man 
daher  die  historische  Entwicklung  des  privaten  Grand eigenthoms  in  ursächlichen  Zu- 
sammenhang mit  der  Wirksamkeit  dieses  Bodengesetzes  bringen.  Nähere  Ausführung 
darüber  kann  aber  hier  unterbleiben. 

Die  wirthscbaftliche  Grundlage  der  Einzelexistenz  und  der- 
jenigen des  ganzen  Dorfs  beruht  auf  der  Landwirthschaft.  Die 
individnellen  WUnsehe  und  Bedürfnisse  des  Einzelnen  nach  freier 
persönlicher  und  wirthschaftlicher  Bewegung,  nach  „freier  Gestaltung 
der  individnellen  Lebens  weise'S  welche  sich  in  Etwas  doch  auch 
schon  in  frflher  Zeit  bei  famiiienweiser  Hauswirthschaft  geltend 
machen,  zumal  bei  Völkern  vom  Geiste  der  germanischen,  müssen 
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sich  den  AnfordernngeD  unterordnen,  welche  die  Landwirthschaft 
stellt  und  welche  derentwegen  und  deshalb  ihrer  selbst  wegen  die 
Oemeinschaft  dem  Einzelnen  gegenüber  in  der  Sphäre  der  persön- 
lichen Freiheit  und  der  Eigenthumsordnung  durchführt  Es  liegt 
darin  eine  Gebundenheit  des  Einzelnen  an  die  Scholle  in 
einem  anderen  als  dem  gewöhnlichen  juristischen  Sinne  des  Aus- 
drucks, welche  für  die  älteren  Agrar-  und  Grundeigenthomsyerhält- 
nisse  überall  characteristisch  ist. 

Die  Gestaltung,  welche  unter  ähnlichen  Zustanden  der  Be- 
Yölkerung  (Grösse,  Dichtigkeit,  Gultur  derselben)  und  des  Land- 
wirthschaftsbetriebs  sich  bei  sonst  sehr  verschiedenen  Völkern 
ziemlich  gleichartig  wiederfindet,  besteht  darin,  dass  die  unter  sich 
gleich  berechtigten  Dorfgenossen  ein  Jeder  gewisse  Grundstücke 
zur  getrennten  Benutzung  und  gewisse  Anrechte  zur  Theilnahnie 
an  gemeinsamen  Nutzungen  erhalten.  Der  Inbegriff  der  hieraus 
entspringenden  Rechte  des  vollen  Dorfgenossen  in  der  „Feldgemein- 
Schaft^'  und  „Markgenossenschaft''  pflegt  unter  einem  technischen 
Ausdruck  zusammengefasst  zu  werden,  bei  den  Deutschen  wird  er 
mit  „Hufe",  bei  den  Russen  (im  Norden)  mit  Dwor,  später 
mit  Täglo  bezeichnet. 

Ueber  die  Aasdrücke  Feldgemeinschaft  and  Markgenossenschaft  siehe  Waitz 
I,  119;  Röscher  II.  §.71,  72;  Bnchenberger  I,  S.  295,  271;  Meitzen  Artikel 
Feldgemeinschaft  in  Handwörterbuch  der  Staatsvissenschaften  III.  Beide  Worte  werden 
theils  im  gleichen,  theils  im  verschiedenen  Sinn  gebraucht  Unter  Feldgemein- 
schaft im  engeren  oder  eigentlichen  Sinn  versteht  man  die  durch  die  Ge- 
mengelage der  Aecker-  und  Wiesenparcellen  der  Dorfgenossen  (siehe  §.  180),  durch 
gegenseitige  Weiderechte  u.  s.  ▼.  bedingte  Verbindung  unter  den  Genossen  zu  einer 
gewissen  gleichmässigen  Bewirthschaftungsart.  Im  Wesentlichen  gleichbedeutend  mit 
Feldgemeinschaft  ist  hier  Flur  zwang.  Sie  besteht  sowohl  bei  periodischer,  als 
noch  spät  nach  erfolgter  definitiver  Vertheilung  der  Aecker  und  Wiesen.  Mark- 
genossenschaft bezeichnet  die  Gemeinschaft  in  Bezug  auf  die  gemeine  Mark,  wie 
sie  auch  im  Hofsystem  vorkommt.  Mitunter  wird  wohl  jene  Feldgemeinschaft  auch 
Markgenossenschaft  oder  diese  letztere  sogenannte  Markgenossenschaft  auch  Feld- 
gemelnschvft  genannt.  Beides  steht  geschichtlich  wenigstens  beim  Dorfsystem  in  engem 
Zusammenhang.  Endlich  braucht  man  hie  und  da  auch  wohl  jeden  der  beiden  Aus- 
drücke allein  für  sich  zur  Bezeichnung  der  im  Texte  geschilderten  filteren  agrarischen 
Verhältnisse  im  Ganzen.  Besser  wird  hier  der  Doppelausdruck  „Feldgemeinschaft  und 
Markgenossenschaft"  angewandt.    (Vgl.  auch  Gierke  I,  62 — 66.) 

Waitz  I,  119  (zweifelhafte  Ableitung  des  Worts  Hufe,  andere  Namen  daselbst), 
nach  Müllenhoff  bei  Meitzen,  Ausbreitung  der  Deutschen  (Separatabdruck  ans 
Gonrad's  Jahrbüchern,  Band  32),  S.  14  bedeutete  Hufe:  „was  die  Familie  haben  soll, 
Besitz f  was  Jemand  zukommt,  Antheil."  —  Uebcr  die  russischen  Verhältnisse 
Keussler,  Baltische  Monatsschrift  S.  215  fif.  Mancherlei  verschiedene  Ausdrücke  in 
den  einzelnen  Gegenden  auch  hier,  desgl.  zeitlicher  Wechsel  der  gebräuchlichen 
Namen.  Vgl.  übrigens  Keussler 's  Darlegung  der  Abweichungen  zwischen  den 
russischen  und  deutschen  Verhältnissen,  ebenda  S.  219  ff.  (grössere  Abgeschlossenheit 
der  germanischen  Dorfschaft  gegen  Aufnahme  neuer  Genossen,  kleinere  und  immer 
bald  neue  Dorfanlagen  in  Russland,  Einfluss  der  grösseren  Gleichartigkeit  der  Boden- 
confignration  und  Fruchtbarkeit  in  den  russischen  Verhältnissen);  derselbe.  Zur 
Geschichte  S.  39. 
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Ueberall  enthält  diese  Hute  drei  bauptsäcblicbe  Bestandtbeile : 
die  sogenannte  Hof  statte,  die  zur  getrennten  Benutzung  aus- 
geschiedenen Aecker  und  gewöhnlich  auch  Wiesen  und  das 
Nutzungsrecht  in  der  gemeinen  Mark,  d.  b.  besonders  an 
der  Gemeinweide  und  dem  Gemeinwald. 

Röscher  11,  §.  71,  72;  Maurer,  Doifverfassungr  I,  28—68;  Waitz  I,  113 
bis  120;  Gierke  I,  62;  Eeussler,  Baltische  Monatsschrift  S.  217;  Bnchenber^er 
I,  §.  44  ff.  Hierauf  sei  hier  fttr  die  folgende  Aasfuhrong  über  die  3  Bestandtheile 
der  Hufe  ein  ftir  aUemal  verwiesen.    Im  Einzelnen  bin  ich  besonders  Waitz  gefolgt. 

§.  178  [330].—  1,  Die  Hof  statte,  welche  in  Deutschland 
manche  provinziell  abweichende  Namen  gefflbrt  bat  und  noch  fahrt  ^), 
umfasst  die  Grundstücke  innerhalb  des  Dorfs  selbst  (des  Dorf- 
zaunes,  im  „Orts-Etter"). ^)  Auf  ihnen  befindet  sich  das  Wohn" 
haus,  die  Scheunen  und  Stallungen  —  beide  letztere  vielfach  im 
Wohnhaus  mit  enthalten  — ,  daran  und  darum  die  Haushöfe  und 
Hausgitrten,  mitunter,  wie  bei  den  Germanen,  das  Ganze  von  einem 
Zaune  umschlossen.  Der  Inbegriff  dieser  Grundstücke  und  der 
Gebäude  führt  den  Namen  Hofstätte.  Die  Bebauung  eines  Grund- 
stücks mit  Wohngebäuden  repräsentirt  stets  die  relativ  intensivste 
„Bewirthschaffcung"  des  Bodens,  selbst  in  den  primitivsten  dörf- 
lichen Verhältnissen.    Die  zunächst  intensivste  ist  der  Gartenbau. 

Die  Hofst&tten  nnd  namentlich  die  dazn  gehörigen  Qeb&ude  sind  arsprUnglich 
in  Anlage,  GrOsse,  Beschaffenheit,  die  Gcbände  in  der  Construction  in  jedem  Dorfs 
and  gewöhnlich  in  jedem  Landstrich,  ja  bei  ganzen  Volkerschaften  sehr  gleichmSssig 
beschaffen  unter  deutlichem  Einflass  der  Stammessitte.  Das  hat  sich  zum  Theil  bis 
in  die  Gegenwart  hinein  bei  den  Bauern  auf  dem  Lande  so  erhalten,  selbst  in  Betreff 
des  Wohnhauses.')  Aber  eine  gewisse  individuelle  Gestaltung  der  Hofst&tte  ist  doch 
ein  natttrliches,  früh  entstehendes  Bedürfniss,  auf  welches  bei  den  Germanen  schon 
der  übliche  Dorfplan  oder  richtiger  die  Planlosigkeit  der  Dorfanlage,  ncmlich  das 
ziemlich  kunterbunte  Durcheinauderliegen  der  Hofstätten  hinweist.^)  Hier  konnte 
sich  der  Trieb  indindnellor  Gestaltung  in  der  Anlage  des  Hauses,  der  Vertheilnng 
des  Platzes,  auf  dem  es  stand,  des  Hofs,  des  Gartens  schon  geltend  machen.  Auf 
die  Ausbildung  jenes  BedOrfnisses  hat  auch  die  nie  ganz  fehlende ,  durch  GlUck  und 
Cnglttck,  technisches  Geschick  und  Ungeschick,  sittliche  und  wirthschaftliclie  Tüchtig- 
ond  Ontüchtigkeit  des  Wirths  bedingte,  wenn  auch  nur  m&ssige  YermOgensungleichhelt 
hingewirkt.  Dies  Bedürfniss  lässt  sich  ohne  Nachtheil  für  die  Gemeinschaft  befriedigen. 
Auch  die  eigene  persönliche  Arbeit  des  Wirtbs  und  seiner  Familie  kommt,  auch  bei 
Beihilfe  der  Dorfgenossen,  im  Bau,  in  der  Auhschmückung,  der  Erhaltung  des  Wohn- 
hauses, in  der  Anlage  und  Bestellung  des  Gartens  u.  s.  w.  am  Unmittelbarsten  zum 
Ausdruck. 


*)  Hofraithe,    Hof,    in    Norddeutschland    später    Wurth,    in    Scandinavien 
Toft  (Waitz  I,  113);  7.  Maurer,  Dorf  Verfassung  I,  30,  FrohnhOfe  HL  193. 

*)  T.  Maurer,  Dorfverfassung  I,  32. 

')  Siehe  Abbildungen  bei  Meitzen,  Boden  Prcussens  U,  132  ff. 

«)  Vgl.    auch  Meitzen,    ebenda  I,  344  ff.    (Flur-   und  Dorfplätze   daselbst), 

n,  123  ff. 
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Das  wirtfaschaftliche  Selbstinteresse,  als  allgemein  meDSchliehes 
Motiv,  fordert  hier  am  Frühsten  und  Stärksten  seine  BerOck- 
siehtignng:  so  drängt  alles  daraufhin,  an  der  Hofstätte  zuerst 
ein  Privateigenthnm  zu  gewähren. 

Dieses  Privateigentbum  bezieht  sieh  namentlich  auf  das  Haas 
selbst,  und  hier  bildet  es  sieh  auch  am  Ersten  vollständiger  (abso- 
luter) aus. 

Das  Haus  ist  vielfach  bei  der  primitiven  Technik  und  bei  der  aus  der  Nomaden- 
und  Halbnomadenzeit  herstammenden  Bauart  noch  nicht  so  fest  mit  dem  Boden  rer- 
banden,  wie  später.  Vornemlich  aus  Holz  gezimmert,  iSsst  es  sich  ohne  zu  grosse 
Mühe  und  Schaden  auseinandernehmen,  seine  Pfosten  und  Balken  anders  wohin  bringen. 
£a  trägt  als  Ganzes,  wie  besonders  in  seinen  einzelnen  Bestandtheilen  daher  oft 
lange,  nachdem  schon  endgiltige  Wohnsitze  eingenommen  sind,  in  rechtlicher  Be- 
ziehung mehr  den  Gharacter  von  beweglichem  als  von  Grundeigenthum,  —  wesentlich 
verschieden  von  moderneu  Verhältnissen,  wo  von  den  Gebäuden  immer  mehr  das  Um- 
gekehrte gilt.  Das  Privateigenthum  am  Hause  ist  insofern  anfangs  eine  Consequenz 
des  Privateigenthums  an  den  beweglichen  Gütern,  der  „fahrenden  Habe".') 

Das  Grundstück,  auf  welchem  das  Haus  steht,  befindet  sich 
dagegen  wohl  wenigstens  anfangs  nicht  immer  im  Privateigentbum, 
worauf  mancherlei,  wieder  bei  verschiedenen  Völkern  ähnlich  vor- 
kommende Rechtssätze  hindeuten,  welche  sich  zum  Theil  länger 
erhalten. 

Dahin  gehören  Bestimmungen,  wie  die,  dass  der  Hauseigenthümer  nur  so  lange 
er  Dorfgenosse  ist,  —  was  er  ursprünglich  häufig  nur  sein  kann,  so  lange  er  im  Dorfe 
wohnt  und  wirthscbaftet,  —  seinen  Hof  behalten'),  dass  er  ihn  nicht  beliebig  an 
Jeden,  sondern  nur  an  Dorfgenossen  verkaufen  darf,  ein  Fremder  also  z.  B.  erst  in 
die  Gemeinschaft  aufgenommen  sein  muss,  um  wirklich  auch  privatrechtlichor  Rechts- 
nachfolger seines  Verkäufers  zu  werden.  Oder  die  Dorfgenossen  haben  ein  Vor- 
kaufsrecht vor  Fremden  oder  ein  Retractrecht,  wenn  der  Verkauf  des  Hofs  an 
einen  Fremden  schon  stattgefunden  hat  (sogen.  Marklosung).  Wohl  aber  kann  der 
bisherige  Besitzer  sein  Haus  zerstören,  die  Materialien  mit  sich  wegnehmen,  ver- 
kaufen u.  8.  w. 

Erst  später  entwickelt  sich  dann  ein  Privateigentbum,  welches 
zugleich  immer  vollständiger  wird,  an  der  ganzen  Hofstätte  mit 
den  sie  bildenden  Grundstücken^)  im  Dorf e  selbst:  also  ein  erstes 
eigentliches  privates  Grundeigenthum.  Das  kann  freilich  auch 
noch  lange  durch  manche  Bechte  der  Dorfgenossen  beschränkt  sein 
und  war  so   beschränkt.     Aher  das  BedUrfniss  individueller  Ge- 


»)  Vgl.  Waitz  I.  101;  Gierke  I,  62;  Meitzen  I,  847.  üeber  die  Regelung 
der  Verhältnisse  des  Geliöfts  (D  sab  da)  in  Kussland  bei  Aufhebung  der  Leibeigen- 
schaft Keussler,  zur  Geschichte,  I,  S.  218  ff. 

*)  Vgl.  aber  russische  Verhältnisse  v.  Bistram  S.  68. 

')  Die  Grundstücke,  welche  die  Hofstätte  bildeten,  umfassteu  oft  das  Land  for 
alle  jene  Cultoren  mit,  welche  die  Feldgemeinschaft  auf  den  Aeckern  nicht  gestattete, 
fttr  Gemüse,  Obst  (selbst  Weinberge)  Flachs  u.  s.  w.,  für  apart  zu  haltendes  Vieh, 
siehe  Haussen,  GOttinger  Gelehrte  Anzeigen  1870,  S.  1329:  auch  ein  Beleg  f&r 
die  Auffassung  im  Texte,  —  individuelle,  intensivere  Cultnren. 
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staltUDg  and  das  RecbtsgeffihI,  welches  die  geleistete  individuelle 
Arbeit  und  allmälig  auch  sonst  freiere  persönliche  Bewegung  des 
Einzelnen  im  Rechte  zur  Anerkennung  bringt,  führen  zum  Privat- 
eigenthum  in  absoluterer  Gestalt.  Und  das  Gemeinschaftsinteresse 
wird  dadurch  nicht  mehr  so  stark  berührt,  als  da  noch  das  Gefühl 
der  Zusammengehörigkeit  der  Dorfgenossen  und  der  Abtrennung 
von  anderen  stärker  war.  So  vollzieht  sich  denn  mit  der  ersten 
Bildung  von  Privatgrundeigenthum  die  erste  Loslösung  von  Grund- 
stücken aus  dem  Gemeineigenthnm  am  Boden. 

§.  179  [331].  2.  Alles  Land  der  Dorfgemeinschaft  ausserhalb 
des  eigentlichen  Dorfs  in  der  Dorfflur  oder  Dorfgemarkung^) 
hat  wohl  die  Gemeinschaft  noch  durch  gemeinsame  Arbeit  geurbart, 
gerodet.  Dabei  wird  es  von  ihr  selbst  noch  regelmässig  von  Anfang 
an  in  zwei  grosse  Classen  eingetheilt,  in  die  Aecker  und 
gewöhnlich  auch  die  Wiesen  einer-  und  die  Weide,  den  Wald, 
die  Wasserstücke,  unproductives  oder  wenigstens  unge- 
nrbartes  Landu.  s.  w.  oder  die  im  engeren  Sinne  sogenannte 
„gemeine  Mark"  andrerseits.^) 

Diese  Theilung  des  Lands  ist  eine  eigentlich  technisch- 
ökonomische. 

Sie  wird  durch  die  herrschenden  eztensiiren  LaDdirirthschaftssysteme  mit  sogen. 
ewiger  Weide  bedingt,  bedingt  dann  aber  umgekehrt  auch  wieder  diese  Systeme  oder 
deren  Beibehaltung  und  nur  geringe  Modificationen ,  wo  sie  besteht.')  Diese  wie 
alle  Landwirthschafts-  oder  ,,Feldsysteme"  sind  wieder  abhängig  von  den  allgemeinen 
BevOlkerungs-  und  Cnltunrerhältnissen ,  den  Communicationen ,  den  Ab-  und  Znfnhr- 
vorh&ltnissen,  der  absoluten  GrOsse,  der  Dichtigkeit  und  der  dörflichen  oder  städtischen 
Wohnungsweise  der  Be70lkeTung,  dem  Wohlstand  und  der  Yertheilung  des  Wohlstands 
des  Volks,  von  dem  Ueberfluss  oder  Mangel  an  Areal,  welches  nach  den  obwaltenden 
technischen  und  Wirthschaftsverhältnissen  als  culturfähig  für  landwirthschaftliche 
Zwecke  betrachtet  werden  kann,  im  ganzen  Lande,  von  dem  Bedilrfniss  nach  mannig- 
faltigen und  qualitati?  yeischiedenen  Bodenproducten. 

Jene  beiden  technischen  Betrieb  Belassen  des  Bodens  — 
denn  das  sind  sie  und  es  ist  auch  fUr  die  Grundeigenthumsfragen 
wichtig,  dies  festzuhalten  —  haben  sich  Jahrhunderte,  ja  Jahr- 
tausende lang  und  selbst  bei  unseren  höchst  cultivirten  Nationen, 
den  west-  und  mitteleuropäischen  vielfach  bis  in  die  Gegenwart 
hinein  erhalten. 


^)  Im  Gegensatz  zum  bewohnten  Dorf  hiess  dieses  Land  auch  kurzweg  ,,Mark", 
„Dorfmark"',  „Feldmark''.    Weitere  Namen  bei  Maurer,  Doifrerfassung  I,  43. 

*)  Siehe  die  zahlreichen  pronnciellen  Namen  der  gemeinen  Mark,  die  tlbrigens 
fast  alle  dasselbe  Grundwort  enthalten,  bei  Maurer  ebenda  S.  44 — 46.  Im  Gegensatz 
zur  gemeinen  Mark  heisst  das  getheilte  Land  oft  kurzweg  das  Feld  und  jene  dann 
die  ,^ark",  Keussler,  zur  Geschichte  S.  41. 

")  Röscher  II,  §.  25  ff.;  Bau  I,  §.  382;  Buchenberger  I,  S.  271. 
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Die  Umgestaltung  des  Verhältnisses  dieser  Classen  zn  einander,  namentlich  der 
Uebergang  von  Theilen  der  gemeinen  Mark,  besonders  von  Weideland  in  die  Qasae 
des  Acker-  nnd  Wiesenlands,  zum  Theil  auch  die  Veränderungen  innerhalb  jeder 
Classe,  Verwandlung  von  Aeckem  in  Wiesen  und  umgekehrt,  von  Wald  in  Weide,  in 
Ackerland,  ist  im  Grossen  und  Ganzen  die  noth wendige  ökonomisch -technische  Folge 
der  steigenden  Intensität  der  Landwirthschaft  und  der  Anforderungen  des 
bestimmten  einzelnen  neuen  Feldsystems,  in  letzter  Linie  daher  die  Folge  der  ver- 
mehrten und  veränderten  Leistungen,  welche  die  grössere,  reichere,  mehr  städtisch 
concentrirte,  mehr  Gewerbe  und  Handel  treibende,  cnltivirterc  Bevölkerung  in  Bezug 
auf  Menge,  Gute  nnd  Art  der  Bodenproducte  vom  landwirthschaftlich  benutzten  Boden 
verlangt. 

Die  anfängliche  Gestaltung  und  die  weitere  Entwicklung  der 
Rechtsverhältnisse  in  Bezug  auf  das  Eigenthum  und  die  Benutzung 
des  Bodens  der  Feldmark  ausserhalb  des  eigentlichen  Dorfes,  daher 
namentlich  das  Verhältniss  von  Gemein-  und  Privateigenthum^ 
Gemein-  und  Privatbenutzung  (Genuss)  an  diesem  Boden  steht  nun 
deutlich  in  Verbindung  mit  und  selbst  in  Abhängigkeit  von  der 
Gestaltung,  Weiterentwicklung  und  Umänderung  dieser  ökonomisch- 
technischen  Bodeneintheilung  (siehe  §.  177  im  Anfang).  Die  Privat- 
benutzung und  dann  auch  das  Privateigenthum  treten  ein  und  ent- 
wickeln sich  immer  mehr  nach  Umfang  und  Inhalt,  d.  h.  sie  um- 
fassen immer  mehr  Grundstücke  zunächst  der  ersten,  dann  auch 
der  zweiten  Glasse,  das  Nutzungsrecht  dauert  länger,  Privateigen- 
thum entsteht  und  erlangt  einen  immer  reicheren  Inhalt  an  Rechten 
in  Bezug  auf  diese  Grundstücke,  je  noth  wendiger  die  Intensität 
der  Landwirthschaft  aus  den  angedeuteten  Gründen:  je  mehr  Ar- 
beit und  Kapital,  je  sorgfältigere  Bestellung  dem  Boden  zu  Theil 
werden  muss. 

Hier  zeigt  sich  eben,  wie  schon  mehrfach  hervorgehoben,  in 
der  Entstehung  und  Ausbildung  des  Privat eigenthums  am  länd- 
lichen Boden  jenes  ökonomische  Princip  von  Einfluss,  welches  oben 
bei  der  Erörterung  der  natürlich -ökonomischen  und  der  Arbeits- 
theorie als  das  in  der  Frage  des  privaten  Grundeigenthums  zum 
Theil  in  maassgebender  Weise  mitspielende  anerkannt  wurde  (§.  110) : 
um  im  allgemeinen,  im  Gemeinschafts-,  im  volkswirthschaftlichen 
Interesse  zur  tüchtigen  Bodenbestellung  anzuspornen  und  um 
gerechtermaassen  die  individuelle  Leistung  zu  belohnen,  nicht  nur 
im  einseitigen  Privatinteresse,  gewährt  die  Rechtsbildung  ein  Privat- 
eigenthum am  Boden.  Letzteres  erhält  also  durch  diese  Sachlage, 
d.  h.  schliesslich  durch  die  wirklichen  Naturgesetze  der  Landwirth- 
schaft, insbesondere  durch  die  naturgesetzliche  Mitwirkung  des 
Bodens  dabei,  eine  innere  Rechtfertigung.  —  Mit  andern  Worten 
die  Naturgesetze  des  Feldbaus  nöthigen  zwingend  zu  einer  Ver- 
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mehrung  und  Verbesserung  der  Arbeit  und  KapitalTerwenduug  auf 
den  Boden,  welche  am  Zweckmässigsten  im  Gesammtinteresse 
durch  Statuirung  von  weitgehenden  privaten  Nutzungsrechten  und 
schliesslich  von  privatem  Eigenthum  am  Boden  herbeigeführt  wird. 
Da  nun  diese  Nötbigung  zu  intensiverer  Wirthschaft  selbst  von 
den  Bedürfnissen  vergrösserter  und  cultivirterer  Bevölkerung  nach 
mehr  und  besseren,  feineren  und  mannigfaltigeren  Bodenproducten 
ausgebt,  so  darf  man  in  der  That  die  Entstehung  und  schärfere 
Ausbildung  des  privaten  ländlichen  Grundeigenthums  in  der  Ge- 
schichte in  letzter  Linie  auf  diese  Vermehrung  und  auf  die  höhere 
Cultur  der  Bevölkerung  als  ihre  wesentliche  Uröache  mit  zurück- 
führen. 

Insofern  ist  es  wohl  zulässig,  von  einer  wirthschaftsge> 
setzlichen  Nothwendigkeit  und  gesellschaftlichen  Be- 
rechtigung dieser  Institution  des  Rechts  zu  sprechen,  —  wenigstens 
in  Bezug  auf  das  hier  überhaupt  allein  in  Rede  stehende  bäuer- 
liche selbstbewirthschaftete  oder  kleine  und  mittlere 
ländliche  Grundeigenthum.  Zu  den  hohen  socialpolitiscben  Vor- 
zügen, die  dasselbe  besitzt,  weil  es  einen  tüchtigen  Kernstamm 
unabhängiger  conservativer  Bevölkerung  schafft,  die  beste  politische 
Basis  ffir  einen  gesunden,  kräftigen  Staat,  kommt  hier  der  grosse 
volkswirtbschaftliche  Nutzen,  dass  dieses  Grundeigenthum  die  öko- 
nomischen Bedingungen  für  eine  wachsende  Intensität  der  Land- 
wirthschaft  und  damit  für  die  Vermehrung  der  Zahl  und  die  Steigerung 
der  Culturstufe  des  Volks  erfüllen  kann,  jedenfalls  früher  lange 
Jahrhunderte  hindurch  erfüllt  hat  (vgl.  §.  201  ff.). 

Aach  neuste  Historiker,  wie  Lamprecht,  schildern  die  Entwicklung  des 
ländlichen  Prirateigenthums  im  Wesentlichen  ebenso  und  fuhren  sie  auf  dieselben 
Factoren  zurück,  wie  es  von  mir  hier  und  im  Folgenden  geschieht.  Lamprecht 
(Deatsdie  Geschichte  I,  136  ff.)  giebt  folgende  Skizze,  deren  einzelno*Züge  und 
Phasen  der  Entwicklaug  übrigens  nicht  unbeanstandet  sind.  Bei  den  Germanen, 
insbesondere  den  Westgermanen,  ursprünglich  nur  Eigenthum  des  Einzelnen  an 
der  Fahrhabe  gekannt  (Ueerdenthiere,  Geräth,  Hausrath,  Schmuck,  Waffen).  Die 
Weideplätze  für  die  Heerden  schwerlich  jemals  persönliches  Eigenthum  eines  Volks- 
genossen, sondern  gemeinsam  benutzt,  nur  vielleicht  Volk  gegen  Volk,  Hundertschaft 
gegen  Hondertschaft  abgegrenzt.  Ein  bei  den  Westgermanen  wenigstens  aber  schon 
vor  C&sars  Zelt  vergangener  Zustand.  Hier  hatte  bereits  primitiver  Ackerbau  wegen 
des  enger  gewordenen,  durch  die  Nomadenwirthschaft  nicht  mehr  ausreichend  ge- 
deckten Nahrungsspielraums  begonnen.  Man  theilte  das  kriegerisch  gewonnene  Land 
Dan  auch  nach  der  militärischen  Gliederung  des  Volks,  nach  Hundertschaften.  Auch 
diese  erhielten  das  Land  noch  nicht  zu  Eigenthum,  sondern  zu  Nutzung  und  wechselten 
dasselbe  jährlich  (?).  Innerhalb  der  Hundertschaften  erfolgte  aber  noch  keine 
weitere  Landvcrtheilung,  sondern  (so  bei  den  Sueben)  man  bebaute  das  Land  gemein- 
sam und  vcrtheilte  die  Ernte  unter  die  genossenschaftlichen  Haushalte  („Gemeingut, 
Gemeinnatzung,  Gemeingenuss")'  Zu  Tacitus'  Zeiten  sasscn  die  Hundertschaften  bereits 
fest  auf    demselben    Boden    bleibend.     Innerhalb    ihrer    Gebiete    hatten   sich    die 
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einzelnen  Familienhanshalte,  meist  sippenweise,  gesondert  und  za  engeren  Wiith- 
Schaftsgemeinschaften  zusammen  gethan,  die  wieder  gemeinsam  das  Land  bebauten, 
aber  noch  die  Wohn-  nnd  Wirthschaftsplätze  wechselten  (?).  In  den  folgenden  Jahr- 
handerten  hOrt  dies  allm&lig  anf,  die  alte  Sippe  sitzt  fest  anf  derselben  heimathlichea 
Flnr,  wird,  eine  oder  mehrere  Ansiedlungen  oder  Dörfer  umfassend,  zur  Wirthschafts- 
gemeinde,  ans  deren  mehreren,  r&umlich  getrennten  dann  die  Hundertschaft 
besteht.  Der  gemeinsame  Bodenanban  der  Sippe  hört  aber  auf,  die  einzelne 
FamilienhaushaltUDg  bekommt  ein  festes  Besitzrecht,  ein  Eigenthum  am  Wirthschaftahof. 
„Zum  Hofe  kam  aber  bald  das  bestimmte  Eigenthum  an  einem  Ackeiloos/*  Gemeinsam 
hatten  noch  alle  Haushaltungen  das  Dorf-,  das  Flurland  rings  um  die  HOfe  gerodet, 
gemeinsam  hatten  sie  es  wohl  anfangs  bebaut,  als  man  indess  erst  so  nele  Stücke 
fruchtbaren  Ackerlands  Töllig  nrbar  gemacht  ....  (wie  erforderlich),  da  begann 
sich  gar  bald  das  wirthschaftliche  Einzelinteresae  der  verschiedenen 
Hofhaltungen  zu  regen  (sie!  wohl  eine  richtige  Deduction,  siehe  oben  S.  403). 
Würde  man  mit  gesondertem  Anbau  nicht  weiter  gelangen?  Sollte  man  für 
solche  Höfe  mit  arbeiten,  auf  welchen  nel  stärkere  Familien  sassen,  also  Tiel  mehr 
Magen  zu  sättigen  waren?  Da  war  es  das  Einfachste,  jedem  Haushalt  anf  jedem 
grösseren  Flurstück  von  gleicher  Güte  ein  gleich  grosses  Stück  anzuweisen,  zur  Er- 
füllung aller  Gerechtigkeit  aber  die  einzelnen  Haushalte  in  der  Bebauung  dieser  Stücke 
wechseln  zu  lassen.  So  geschah  es"^  (a.  a.  0.  S.  189,  140).  Das  war  der  wichtigste 
Schritt  zur  Vorbereitung  des  Privateigens  an  Grund  und  Boden.  Dieser  Hnfenbedtz 
(in  der  Gewannenverfassnog)  war  aber  in  dieser  Zeit  (8.,  4.  Jahrhundert)  noch  nicht 
voller  Eigenbesitz,  denn  nur  ein  Anrecht  auf  gleich  viele  und  gleich  gute  Acker- 
stücke, nicht  auf  bestimmte  Stücke  hatte  jeder  Hof.  Die  Nutzung  der  Ackerstücke 
wechselte  noch  unter  den  Höfen  (also  immer  noch:  „Gemeingut,  Privatbenutzung^*). 
Erst  mit  dem  Aufhören  dos  Wechsels  und  der  dauernden  Verbindung  bestimmter 
Ackerstücke  mit  dem  einzelnen  bestimmten  Hofe  (Ende  des  6.  Jahrhunderts)  war  der 
Ackerbesitz  des  Hufenbanem  im  wirthschaftlichen  Sinne  sein  Privateigenthum ,  im 
rechtlichen  Sinne  wurde  er  es  erst  an  400  Jahr  später  mit  erlangter  Verfüg:ungs- 
und  Vererbnngs&eiheit 

§.  180  [332,  333].  Im  EinzelDen  gestaltet  sieh  die  Entwicklung 
der  Bewirthschaftungsart  und  damit  zusammenhäogend  der  recht- 
lichen RegeluDg  der  Nntzungs-  nnd  Eigenthnmsverhältnisse  in  der 
Gemarkung  bei  der  dörflichen  Ansiedlongsweise  regelmässig  etwa 
in  folgender  Weise. 

Das  Acker-  und  meist  auch,  wenngleich  oft  erst  später,  das 
Wiesenland  wird  unter  die  berechtigten  Dorfgenossen  vertheilt,  zu- 
nächst zu  privater  Benutzung:  Gemeingut  und  Privatoatzung; 
später  Ml  privatem  Eigenthum:  Privatgut  und  Privatnutzung.  Das 
übrige  Land,  die  gemeine  Mark,  also  namentlich  Weide  nnd  Wald, 
bleibt  ungetheilt  in  gemeinsamer  Benutzung:  Gemeingut  und  Ge- 
meinnutzung. 

Die  Aecker  und  Wiesen  liegen  zum  Zweck  bequemerer  Bewirthschaftang 
gewöhnlich  zunächst  dem  Dorfe,  also  auch  den  Hofstätten.  UeberaU  waltet  das  Be- 
streben ob.  den  einzelnen  Dorfgenossen  einen  gleich  grossen  Antheil  am  Felde  za. 
geben,  weil  alle  gleichberechtigt  sind.  Nur  einzelne  Hervorragende  erlangen  wM 
schon  bei  der  ersten  Vertheilung  einen  grösseren  oder  mehrere  Antheile.')  Da  niui 
der  Boden  in  der  Flur  nach  seiner  natürlichen  Güte,  nach  der  Lage,  der  Entfernung 
vom  Hofe  von  verschiedener  Ertragsfäbigkeit  oder  Leichtigkeit  und  Schwierigkeit  der 
Bewirthschaftung  ist,  so  kann  man  die  Landantheile  nicht  ohne  Weiteres  gleich  groas 


^)  Waitz  L  114.    Vgl.  r.  Inama,  Grundherrschaft,  Abschnitt  I  und  IL 
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in  der  Fläche  macheo.  Beim  Hofsystem  vereinfacht  sich  die  Sache,  indem  wesentlich 
nur  die  natürliche  Beschaffenheit  des  Bodens  zu  berticksichtigeu  ist.  Man  kann  einem 
Jeden  wenigstens  die  Aecker  gewöhnlich  zn  seiner  grösseren  Bequemlichkeit  um  seinen 
Hof  hemm  anweisen,  nnr  mehr  oder  weniger  Land  nach  der  Bodengate  gehen.  Bei 
den  Wiesen,  deren  Ortliche  Lage  durch  die  allgemeine  Bodenbeschaffenheit,  z.  B.  den 
Lauf  der  Gewässer,  gebundener  als  diejenige  der  Aecker  ist,  entstehen  auch  im  Hof- 
System  für  die  Yertheilung  der  Grundstücke  schon  grössere  Schwierigkeiten:  wohl 
öfters  einer  der  mitwirkenden  Grtlnde  für  längere  Beibehaltung  von  Gemeinnutzung 
bei  Wiesen,  als  Aeckern. 

Am  meisten  Schwierigkeiten  bieten  sich  aber  bei  dem  üblichen  Dorfsystem. 
Hier  müssen  namentlich  die  Terschiedenen  Entfernungen  des  Lands  vom  Hofe 
und  die  grösseren  Unterschiede  in  Bodenart  und  Bodengüte,  wovon  das  Bearbeitungs- 
maass  und  die  Ertragsfähigkeit  mit  abhängen,  berücksichtigt  werden.  Man  stellt  nun 
gewöhnlich  die  Gleichheit  der  zu  jeder  Hufe  oder  rollen  Bauerstelle  gehörigen  Land- 
antheile  in  der  Art  her,  dass  man  die  ganze  Flur  nach  Lage  und  Entfernung,  Boden- 
art und  Güte  u.  s.  w.  in  Abtheilungen,  sogen.  Kämpe  (Gewanne)  bringt,  also 
nach  der  wirthschaftlichen  Brauchbarkeit  classificirt.  Diese  Kämpe  werden 
durch  Wege  mit  dem  Dorfe  verbunden  oder,  wo  sich  dies,  wie  vielfach,  nicht  durch- 
führen lässt,  werden  über  einen  Kamp  zu  einem  anderen  von  vornherein  Ueberfuhr- 
rechte  (Wegeservituten)  eingerichtet.  Die  Kämpe  selbst  werden  dann  in  kleinere  Theile 
nach  der  Zahl  der  Hufen,  meist  in  lange,  schmale,  möglichst  vom  Wege  auslaufende 
Streifen  Landes  zerlegt.  Darauf  erfolgt,  häufig  nach  dem  Loose,  eine  Zutheilung 
dieser  Streifen  in  den  Kämpen  an  die  Hafen besitzer,  woher  der  Landau theil  der  Hufe 
oft  ,J^os*\  Landioos  genannt  wird.^) 

Diese  Yertheilung  bewirkt  nun  ein  Durcheinanderliegen  oder  eine  technisch 
sogen.  Gemengelage  der  den  Einzelnen  zugefallenen  Bodenparcellen.  Bei  dem 
wichtigsten  der  älteren  ezten&iven  Landwirthschaftssysteme ,  der  Dreifelderwirth- 
schaft,  welche  sich  z.  B.  in  Deutschland  wohl  schon  vor  den  Garolingern  findet, 
vielleicht  wenigstens  in  einzelnen  Theilen  (Westen,  früher  römischer  Boden),  noch 
bedeutend  älter  ist,  wenn  auch  schwerlich  schon  zur  Zeit  von  Tacitus  oder  gar  Cäsar 
bereits  unter  den  Germanen  vorhanden  war,')  auch  bis  in  die  Gegenwart  hinein  in 
dem  grössten  Theile  Europas  bestanden  hat  und  vielfach  noch  besteht ,  wurde  die 
Landvertheiiung  noch  complicirter,  weil  das  ganze  Ackerland  zunächst  in  drei  Theile 
zerlegt  wird,  die  sogen.  „Felder''  in  diesem  Sinne  (Zeigen),  eines  fOr  Winterkorn, 
eines  für  Sommerkorn,  eines  als  Brachland  ruhend.^  Zum  Theil  nöthigte  dann 
schon  die  Gemengelage  zu  einem  gleichen  Bewirthßchaftungssystem, 
welches  wir  überall  finden,  insbesondere  eben  bei  der  gewöhnlichen  Dreifelderwirth- 
schaft.  Hier  besteht  in  Folge  der  Gemengelage  auch  nach  Yertheilung  der  Acker- 
und  Wiesenstreifen  der  sogen.  Flurzwang  oder  die  „Feldgemeinschaft*'  in 
diesem  Sinne:  die  Fruchtfolge  ist  die  gleiche,  das  Brachland  darf  von  Keinem  be- 
baut werden,  weil  es  mit  zur  gemeinschaftlichen  Weide  dient,  die  Feldarbeiten  müssen 
gleichzeitig  oder  in  vorgeschriebener  Reihenfolge  vorgenommen  werden,  damit  Keiner 
den  Anderen  stört,  weil  unvermeidliche  Ueberfahrrechte  und  wiederum  meistens  ge- 
meinsame \^'eiderechte  auf  den   Stoppelfeldern   und  etwa  aof  den   Wiesen  vor  und 


*)  In  Russland  ähnlich:  Sherebi,  neben  Utscbastok,  Üdel  (Kcussler  zur  Ge- 
schichte S.  38).  In  der  geschilderten  Weise  geschah  es  in  der  verbreiteten  und  für 
unsere  Frage  besonders  wichtigen  sogenannten  Gewannenverfassung  der  deutschen 
Dorfhufen  (ebenso  in  Russland).  Das  war  aber  nicht  die  einzige,  wenn  auch  ge- 
wöhnlich die  ursprüngliche.  Ausserdem  kommen  andre  Hufeuverfassungen  mit  ab- 
weichender Ackereintheilung  und  Ackergestalt  vor,  wie  bei  grundherrlicben  Ansied- 
lungen ,  in  den  deutschen  Colonisationcn  im  slavischen  Osten ,  in  Gebirgen ,  an  den 
Mündungsgebieten  der  Ströme  (Königs-.  Hagen-,  Wald-,  Marschhufen).  Siehe  darüber 
besonders  Meitzen,  Artikel  Ansiedlung  und  im  Schönbcrg'schen  Handbuch  II,  S.  145 ff. 

*)  Deber  die  berühmte  Streitfrage  siehe  oben  S.  404  Note  1,  besonders  Haussen  's 
und  Röscher 's  wohl  richtige  Meinung,  dass  zur  Zeit  des  Tacitus  bei  den  Germanen 
Dreifeld erwirthschaft  noch  nicht  bestanden  bat.  Eingehende  Erörterungen  in  Hanssen's 
Abhandlungen. 

*)  Röscher  II,  §.  25;  Rau  I,  §.  3S2;  Buchenbergcr  I,  §.  7. 
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nach  dem  Sommer  vorhanden  sind.  Eine  strenge  Gebundenheit  aller  dieser 
Verhältnisse  ist  ökonomisch -technisch  durch  das  ganze  Wirthschaftssystem  bedingt: 
man  braucht  einen  gewissen  Viehbestand  zur  Gewinnung  des  Dangerä  für  das  Feid, 
baut  far  das  Vieh  keine  Futtergewächse  und  hat  nicht  bleibende  StallfOttening  wie 
bei  den  späteren  Intensiven  Wirthschaftssystemen ,  sondern  gewinnt  das  Futter  durch 
die  Weide  und  auf  den  Wiesen,  kämpft  dabei  mit  der  Schwierigkeit  der  Deber- 
winterung  des  Viehs.  So  muss  eine  feste  Eintheiluug  der  ganzen  Flur  in  die  beiden 
grossen  Abtheilungen  der  Aecker  und  Wiesen  einer-  und  der  Gemeinweide  anderseits, 
des  Ackerlands  in  die  Zeigen  festgehalten  werden,  auch  das  Verhältniss  seiner  Aecker 
zu  den  Wiesen  darf  der  Einzelne  nicht  beliebig  verändern.  Denn  jede  in  die  grosse 
Feldeiüthcilung  eingreifende  Aenderung  seitens  des  Einzelnen  würde  Kechte  und 
Interessen  der  anderen  Dorfgenossen  schädigen  können. 

Unter  solchen  Umständen  ist  es  begreiflich,  dass  auch  in  Betreff  der  Aecker 
und  Wiesen  noch  die  Rechtsform:  Gemeingut  und  Privatnutzung  beibehalten 
wird.  Jene  Landvertheilung  ist  nemlich  häufig,  vielleicht  ursprünglich  allgemein,  eine 
periodische  Maassregel,  welche  sich,  wie  noch  heute  rechtlich,  in  der  Regel  that- 
sächlich  in  Russland,  in  bestimmten  Terminen  oder  auch  auf  einen  desfallsigen,  stets 
möglichen  Beschluss  der  Dorfgenossen  wiederholt.  Der  Einzelne  bekommt  also 
nur  die  Parcellen  7ur  Benutzung  und  hat  bei  der  neuen  Venheilung  keinen  An- 
spruch darauf,   die  alten  wieder  zu  erhalten.    Die  Loosung  entscheidet  von  Neuem.*) 

Sind  nun  die  Landloose,  welche  zur  Hufe  gehören,  wirklich  ziemlich 
gleich,  so  hat  diese  periodische  Erneuerung  der  Vertbeilnng  wenig  privat-  und 
volkswirtbschaftliche  Bedenken,  so  lange  eine  sorgfältigere  Behandlung  des  Lands  zum 
Zweck  der  Erzielung  höherer  Erträge  nicht  geboten  ist.  Denn  dann  schadet  es  nicht 
viel,  wenn  der  einzelne  Benutzer  seinen  Boden  nicht  schont,  nicht  verbessert,  selbst 
in  der  Düngung  nachlässig  ist,  was  freilich  wenigstens  bei  häufiger  Erneuerung  der 
Vcrtheilung  leicht  eintreten  wird. 

Das  erste  Bedürfniss  nach  besserer  Behandlung  des  Felds  lässt  sich  dann  wohl 
noch  durch  die  Einrichtung  längerer  Vertheilungsperioden  befriedigen,  was  den 
Uebergang  zur  Vertbeilnng  zu  Privateigenthum  bilden  kann  und  wohl  öfters  gebildet 
hat.  Ein  solches  BedUrfniss  tritt  früher  bei  Aeckern  als  bei  Wiesen  ein.  Bei  letzteren 
bleibt  oft  spät  noch  eine  jährliche  Vcrtheilung,  wie  in  Rnssland  nicht  selten,  während 
sie  bei  Aeckern  schon  in  grösseren  Perioden  btattfindet. 

Alluiälig  reicht  aber  auch  die  Sicherheit,  längere  Zeit  dieselben  Feldstücke  zu 
privater  Benutzung  zu  haben,  nicht  mehr  aus,  um  diejenige  sorgfältige  Bestellung, 
diejenige  Hineinwendung  privater  Arbeit  und  privaten  Kapitals  in  den  Acker  im  einzel- 
und  volkswirthschaftlichcu  Interesse  stattfinden  zu  lassen,  welche  sich  während  der 
Verthcilungsperiodc  für  den  Bebauer  nicht  mehr  genügend  bezahlt  macht,  welche 
jedoch  den  wtluschenswerthen  Grad  der  Intensität  der  Landwirthschaft  darstellt.  In 
diesem  Stadium  scheint  man  sich  in  manchen  Theilen  Russlands,  wo  das  Gemein- 
eigenthum  der  Dorfgemeinde  an  Aeckern  und  Wiesen  und  die  periodische  Vcrtheilung 
zur  Nutzung  an  die  Dorfgenossen  noch  besteht,  gegenwärtig  zu  befinden.  Dies  ez^ 
gicbt  sich  auch  aus  der  genannten  russischen  AgrarenquSte  (Eeussler.  zur  Geschichte 
I,  S.  140). 

Man  steht  dann  vor  der  Alternative,  entweder  die  periodische  Vertlioilung 
einzustellen,  m.  a.  W.  sie  zur  cndgiltigen  zu  machen  und  somit,  um  den  privaten 
Fleiss  des  einzelnen  Bebaucrs  zugleich  anzuspornen  und  zu  belohnen,  ein  (wenn  auch 
noch  nicht  noth wendig  vollständiges,  absolutes)  Privateigenthum  an  dem  Boden 
zu  gewähren,  —  oder,  statt  so  auf  das  individuelle  wirthschaftliche  Selbstinteresse 
auch  im  Gesammtinteresse  zu  recurriren,  andere  Potenzen,  welche  auf  einen  rei^ 
besserten  Feldbau  hinwirken,  in  Wirksamkeit  zu  setzen. 


*)  üeber  die  Periode  der  russischen  Landtheilungen  siehe  meine  SchriA  über 
Privateigenthum  S.  55  und  Walcker,  Agrarfrage  in  den  Auszügen  aus  der  Agrar- 
enqucte.  —  Gierke  I,  04:  ..Ackerland  und  Wiesen  gehörten  der  Gesammthoit  und 
der  einzelne  Genosse  hatte  kein  dingliches  Becht  an  einem  bestimmten  Stück  Land. 
sondern  nur  sein  persönliches  Genossen  recht,  vermöge  dessen  er  die  Zutheilong  eines 
der  Anthoile  bei  der  wiederkehrenden  Verloosung  zur  Sondernutzung  verlangen  konnte.'* 
Lamprecht  in  der  oben  nach  ihm  gegebenen  Skizze. 
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Solche  kennen  liegen  nnd  haben  geschichtlich  gelegen  in  einem  Ton  Aussen 
oder  von  Oben  aus  geübten  Zwang  za  diesem  Zwecke:  von  Aussen  seitens  des 
beanfuchtigenden ,  Abgaben  fordernden  Grundherrn,  oder  der  (direct  rom  Einzelnen 
oder  von  der  Gemeinde  als  Gesammtheit)  Steuern  fordernden  Staatsgewalt:  von 
Oben  AUS  entweder  unmittelbar  von  diesen  beiden  Instanzen,  Grandherr  und  Staats- 
gewalt, oder  wie  in  ilteren  Verhältnissen  von  dem  Vorstand  der  Gemeinschaft,  dem 
Häuptling,  dem  Geschlechtsoberhaupt,  der  als  Leiter  fangirenden  Autorität  in  der 
Gemeinde.  Bis  zur  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  war  besonders  der  Grundherr  in 
Bnssland  diese  direct  und  indirect  einen  Zwang  austobende  Potenz,  seitdem  ist  es  mit 
notorisch  erheblich  geringerem  Erfolge  der  Gemeindevorstand  allein.  (Vgl.  über  die 
russischen  Verhältnisse  meine  Abschaffung  des  Privateigenthnms  8.  57 — 68. 
Eckardt,  ländliche  Zustände  Russlands,  S.  106  (nach  P.  v.  Lilienfeld),  S.  VII, 
S.243,  206—217,  92,  209.  —  Walcker,  Agrarfrage  passim;  Eeassler  zur  Ge- 
schichte S.  113  ff.). 

Findet  aber  weder  ein  Uebergang  zum  Privateigenthum ,  noch  eine  wirksame 
Regelung  und  Nöthigung  zu  gutem  Anbau  (ordentlicher  DtLogong  u.  dgl.  m.)  von 
Aussen  oder  von  Oben  her  statt,  so  wird  das  Ergebniss  leicht  eine  einzelwirth- 
schaftlich  —  für  die  betreffenden  Bebauer  und  die  Dorfgemeinde  —  und  volks- 
wirthschaiUich  —  ftlr  das  ganze  Gemeinwesen  und  den  Staat  —  bedenkliche  Ver- 
nachlässigung des  Ackerbaas  sein:  wenn  nicht  ein  entschiedenes ZarUckgehen, 
80  mindestens  ein  Stillstand  auf  der  erreichten  Betriebsstufe,  keine  weitere  Steigerung 
der  Intensität  Vielfache  Wahrnehmungen,  welche  man  mit  dem  ländlichen  Gemein- 
eigenthum  in  der  russischen  Landgemeinde  seit  der  Aufhebong  der  Leibeigenschaft 
gemacht  hat,  liefern  den  erfahrungsmässigen  Beweis  für  diese  Dedoction. 

Wahrscheinlich  gemacht  habe  ich  dies  schon  für  die  60  er  Jahre  in  meiner 
Rassischen  Valuta,  Riga  1868,  S.  157  fL,  164.  mittelst  einer  statistischen  Untersuchung 
über  den  russischen  &port.  Siehe  auch  meine  Schrift  tlber  Privateigenthum,  S.  68. 
Walcker,  Agrarfrage,  S.  16  ff.,  19.  Später  hat  v.  Thielemann  in  seiner  Ab- 
handlung ttber  den  russischen  Handel  in  der  Tübinger  Zeitschrift  XXIX,  besonders 
S.  633  ff.,  vom  Standponct  des  russischen  Prodoctions-  und  Ezportinteresses  aus  den 
Gemeindebesitz  angegriffen.  Eine  sehr  besonnen  die  Vor-  und  Nachtheile  abwägende 
Darstellong  giebt  Reüssier,  zur  Geschichte,  S.  113  ff.  (Behandlung  der  Frage  in  der 
Utteratur),  S.  181  ff.  (der  Gemeindebesitz  in  den  Vorberathungen  zur  Aufhebung  der 
Leibeigenschaft).  Meine  eigene  Ansicht  in  der  ., Abschaffung'*^  war  dem  russischen 
Sjstem  zu  unganstig.  Manches  darin  ist  nach  £eussler*s  Art)eit  zu  modificiren  und 
zu  beschränken.  Vgl.  zur  Geschichte  I,  S.  263  ff.,  III,  S.  210  ff.,  283  ff.,  sowie  hier 
Vorschläge  far  die  LOsung  des  Problems  in  vermittelnder  Richtung.  Aach  v.  Schulze- 
Gävernitz  a.  a.  0. 

Was  sich  so  historisch  früher  in  der  germanischen,  wie  noch 
in  der  rassischen  Welt  gegenwärtig  im  Einzelnen  genau  an  den 
Thatsachen  verfolgen  lässt,  das  Hindrängen  der  Entwicklung 
auf  Gewährung  von  Privateigenthum  an  den  Aeckern, 
um  dadurch  dem  privaten  wirthschaftlichen  Interesse  den  noth- 
wendigen  und  erwünschten  Spielraum  und  zugleich  Ansporn  im 
Gesammtinteresse  zu  gewähren,  wenn  das  geschilderte  Stadium  des 
land wirthschaftlichen  Betriebs  eingetreten  ist:  das  lässt  sich  ohne 
Bedenken  allgemein  auch  als  das  bewegende  Moment  in  der  Bil- 
dung von  Privateigenthum  am  Boden  in  anderen  Ländern  nnd 
Zeiten  anerkennen. 

Es  mag  immer  daran  erinnert  werden,  wenn  man  eine  socialistische  Eigen- 
thums-  und  Betriebsordnung  für  den  ländlichen  Boden  und  seinen  Anbau  einrichten 
wiU,  ohne  Verbleiben  privater  Benutzung,  wie  etwa  in  einem  Pacbtsystom,  das  aber 
den  sodalistischen  Wirthschaftsprincipien  widersprechen  würde,  so  steht  man  hier  vor 
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ähnlichen  Aufgaben,  wie  in  der  alten  Agiarrerfassnng  nach  den  Principien  „Gemein- 
gnt  nnd  Qemeinnntznng**  (nnd  Gemeingennss)  oder  doch  ron  Gemeingut  mit  anter 
kleineren  Gemeinschaften  wechselnder  Nutzung  derselben  Qnindstttcke,  Daher  wieder 
hier  dieselben  ökonomischen,  technischen  und  psychologischen  Schwierigkeiteil  auf- 
tauchen, wie  sie  hier  angedeutet  werden.  Es  ist  klar,  dass  das,  was  in  einfachen 
Verhältnissen  eine  patriarchalische,  eine  Stammes-,  Qeschlechtsautorit&t  leistet,  unter 
modernen  Verhältnissen  sehr  schwer  ron  einer  „sodalistischen"  Leitung  geleistet 
werden  konnte.  Es  bleibt  unwahrscheinlich,  dass  unter  den  „Genoesen"  freiwillig 
aus  Ehr-,  Pflichtgefühl,  Gemeinsinn,  Arbeitsfreude  die  genügende  Unterordnung  und 
Disciplin  den  „gewählten''  oder  „ernannten"  Autoritäten  gegenüber  bestehen  würde. 
Dann  bliebe  wieder  nichts  Andres  übrig,  als  auf  das  Motir  der  Furcht,  auf  Zwang 
and  Strafe  zurückzugreifen:  der  richtige  Einwand  gegen  den  Socialismus,  zamai  den 
agrarischen.  Siehe  Grundlegung  I,  S.  96,  meinen  Artikel  Grundbesitz  im  Handwörter- 
buch der  Staatswissenschaften  IV,  135  sowie  unten  S.  462. 


§.  181  [334>  EiD  Btricter  Beweis  fUr  die  Notbwendig- 
keit  oder  aach  nur  für  die  unbedingte  Zweckmässigkeit 
dieses  Privateigentbnms ,  so  dass  man  danacb  die  principielle 
Controverse  über  diese  Institution  aueb  nur  in  Betreff  der  Aecker 
fWr  entscbieden  ansehen  könnte,  ist  allerdings  mit  den  vorans- 
gebenden  bistoriscben  Ausilibrangen  nocb  nicbt  gefübrt.  Denn 
man  kann  einwenden,  dass  eine  anderweite  passende  Ordnung 
und  Begelang  des  Ackerbaus  von  Oben  aus  sieb  docb  unter  Um- 
ständen mit  Erfolg  durcbfübren  Hesse,  in  unserer  Oegenwart 
z.  B.  vor  dem  bänerlicben  Betrieb  Vortbeile  der  intelligenteren 
Leitung,  des  Grossbetriebs,  der  besseren  Flureintbeilnng,  Feldgrösse 
und  Feldform  u.  s.  w.  gewährte ,  welche  die  etwaigen  Nachtbeile 
dieser  Regelung  und  die  sonstigen  Vortbeile  des  Betriebs  durch 
den  Eigenthtlmer  aufwöge  u.  dgl.  m.  In  dieser  Weise  ist  wohl  von 
den  priocipiellen  Gegnern  des  Privateigenthums  am  Boden  auch 
hier  argumentirt  oder  replicirt  worden. 

Indessen  kann  man  die  Tragweite  solcher  Replik  doch  an- 
zweifeln, u.  A.  schon  mit  den  Ausführungen  im  vorigen  Abschnitt 
über  den  Vergleich  zwischen  Gross-  und  Kleinbetrieb  (§.  168,  169). 
Und  jedenfalls  ist  durch  die  obige  Darlegung  der  Umstände, 
welche  auf  die  Bildung  privaten  Grundeigentbums  einwirken,  er- 
härtet, dass  es  wirklich  oft  zwingende  geschichtliche 
Zweckmässigkeitsgründe  waren,  keineswegs  nur  Gewalt, 
welche  im  Einzel-  und  Gesammtinteresse  zur  Entstehung  von 
Privateigenthum  am  Boden,  hier  besonders  an  Aeckem,  führten. 
Mindestens  für  gewisse  geschichtliche  Phasen  des  Landbaus  und 
des  durch  ihn  bedingten  und  ihn  selbst  wieder  bedingenden  wirth- 
scbaftlichen  und  Culturzustands  einer  Nation  bat  sich  dann  diese 
Institution   des   privaten  Grundeigentbums   auch  als  zweckmässig 
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bewährt    Man  darf  sie  danach  eine  oftmals  wohlberechtigte  histo- 
rische Kategorie  des  Wirthschaftslebens  nennen. 

Sie  ist  als  solche  nicht  gefeit  fUr  alle  Ewigkeit  gegen  eine 
mehr  oder  weniger  tief  greifende  Umgestaltung  und  selbst  gegen 
eine  ToUständige  Beseitigung.  Aber  die  Beweislast  hinsichtlich  der 
Zweckmässigkeit  eines  solchen  Vorgehens  hat  derjenige  zu  tragen, 
der  dasselbe  fordert  Diese  Beweislast  ist  nicht  leicht  Wer  sie 
übernimmt,  mnss  vor  allen  Dingen  wiederum  nicht  nur  negativ  den 
Beweis  gegen  privates  Grnndeigenthum  mit  den  volkswirthschaft- 
lichen  und  socialpolitischen  Nachtheilen  dieser  Institution,  sondern 
zugleich  positiv  den  Beweis  führen,  dass  eine  andere  Form  des 
menschlichen  Herrschaftsverhältnisses  in  Betreff  des  Bodens,  hier 
speciell  der  Aecker,  ebenso  volkswirthschaftlich  productiv  und  dass 
dieselbe  und  wie  sie  praktisch  durchführbar  sei.  Hier  zeigt  sich 
bisher  der  grosse  Mangel  aller  Kritiker  der  Institution,  auch  der 
socialistiscben,  der  Bodenbesitzreformer,  welcher  oben  schon  hervor- 
gehoben wurde:  es  fehlt  der  positive  Nachweis  für  die  Entbehr- 
lichkeit des  Pritrateigethums  an  Aeckem,  insbesondere  an  bäuer- 
lichen Aeckem  ohne  Gefährdung  des  ersten  Productionsinteresses 
der  Yolkswirthschaft  (§.  159).  Es  fehlt  in  der  Kritik  selbst  nur  ein 
durchdachter  Plan,  von  der  Ausführung  ganz  abgesehen,  wie  denn 
die  nahe  liegenden  ökonomischen,  technischen  und  vor  Allem  wieder 
psychologischen  Schwierigkeiten  einer  Gemeineigenthums-  und 
Betriebsordnung  ftlr  den  ländlichen  Boden  und  die  Landwirthschaft 
gelöst  werden  sollen.  Hier  gelten  die  am  Schluss  des  vorigen 
§.  180  erhobenen  Bedenken.  Dies  ist  derselbe  Mangel  in  der 
Beweisführung,  welcher  gegen  die  Forderung  einer  principiellen 
Abschaffung  des  Privatkapitals  geltend  zu  machen  war  (§.  143). 
Gemeineigenthum  in  Verbindung  mit  Zeitpacht  hat  andere  Be- 
denken (§.  201),  es  würde  für  allgemeineren  Klein-  und  selbst 
Mittelbetrieb  sehr  schwer  ordentlich  durchführbar  sein  und  miss- 
licbste  Abhängigkeitsverhältnisse  der  Pächter  schaffen.  Es  würde 
aber  auch  nur  etwa  in  dem  Puncte,  dass  der  Grundrentenzuwachs 
mehr  der  Gemeinschaft  zufiele,  den  Wünschen  der  Gegner  des 
Privateigenthums  entsprechen,  im  Uebrigen  nicht.  Namentlich  bliebe 
es  immer  ein  Bestandtheil  eines  privatwirthschaftlichen  agrarischen 
Prodnctionssystems ,  welches  der  Socialismus  ja  verwirft. 

§.  182  [385].  Das  so  in  der  That  dem  wirthschaftlichen  Be- 
dtfrfniss  entsprungene  Privateigenthum    an  Aeckem    und 
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Wiesen  war  regelmässig  fttrerst  noch  ein  manebfach  be- 
schränktes, was  die  eigenen  Verfügungsrecbte  und  Äns- 
scbliessnngsrecbte  des  Eigentbümers  den  anderen  Dorf'genossen 
gegenüber  anlangt.  Diese  Beschränkungen  sind  zunächst  selbst 
wieder  eine  Folge  der  obwaltenden  Wirthschaftsbedttrfnisse  der 
Gesammtheit,  welche  sich  aus  dem  allgemein  herrschenden  land* 
wirthschafilichen  Betriebssystem  ergeben.  Sie  ändern  and  im 
Grossen  und  Ganzen  sie  vermindern  sich,  bis  schliesslich  ein  ziem- 
lich unbeschränktes  Privateigenthum  hervortritt,  tbeils  in  Folge  der 
Veränderungen  des  Betriebs,  theils  denselben  vorausgehend^  indem 
die  Beschränkungen  selbständig  beseitigt  werden,  um  jene  Ver- 
änderungen erst  zu  ermöglichen.  Es  zeigt  sich  hier  derselbe  Ein- 
fluss  des  Uebergangs  von  extensiver  zu  intensiver  Landwirthschait 
auch  weiterhin  maassgebend,  welcher  auf  die  Vertheilung  der  Aecker 
zur  privaten  Nutzung  und  dann  zu  Privateigenthum  einwirkte:  im 
Interesse  sorgfältigerer  Bodenbestellung  wird  dem  einzelnen  Eigen- 
thttmer  in  seinem  Betrieb  grössere  Freiheit  in  der  Wahl  des  Wirth- 
Schaftssystems  und  ein  Ansporn  zur  Verwendung  vermehrter  privater 
Arbeit  und  Kapitals  gegeben  und  zwar  in  der  Form  eines  unbe- 
schränkteren Priyateigenthums  an  den  Aeckern. 

Ib  rechtlicher  Beziehung  ist  die  Entwicklung  in  der  Hauptnehe  die  folgende: 
Beschränkung  und  Beseitigung  des  Flurzwangs,  der  gemeinsamen  Weiderechte  auf  dem 
Brach-  und  Stoppelfeld,  auf  den  Wiesen  Im  Frühjahr  und  Herbst  Daran  schliesst 
sich  häufig  zugleich  die  Vertheilung  der  Gemein  weide  zu  Prirateigenthum  (§.  183). 
Diese  ganze  rechtliche  Entwicklung  steht  in  Verbindung  mit  den  gleichzeitigen  land- 
wirthschaftlich-technischen  Beformen,  wie  der  Verminderung  und  dem  Aufgeben  der 
Brache,  dem  Bau  von  Futtergewächsen  fOr  das  Vieh,  dem  Uebergang  zur  StaUffttterung 
desselben,  der  Einftlhrung  anderer  Wirthschaftesysteme  ohne  ewige  Weide,  der  Ver- 
Wandlung  der  Weide  in  Aecker  und  Wiesen,  etwa  auch  der  Neurertheilung  der 
ganzen  Flur  („Zusammenlegung  der  Felder '%  ,, Flurbereinigung",  „VericoppeLong"", 
„Arrondirung'')  zum  Zweck  der  möglichsten  Beseitigung  der  alten  Zeigen,  Kämpe  und 
Streifen  und  ihrer  Folge,  der  Gemengelage  der  dem  Einzelnen  zugehörigen  Ländereieti. 
Die  Aufhebung  anderweiter  Beschränkungen,  wie  der  Vorkauf-  und  Betractrechte  und 
deijenigen  bei  Veräusserung,  Theilung,  Vererbung  der  Ländereien  bildet  den  Abschluss 
der  Entwicklung  der  „Freiheit  des  Grundeigenthums*\  —  eine  Gestaltung,  welche  sich 
sonach  in  der  That  wesentlich  mit  auf  die  Natur  des  Landwirthschaftsbetiiebs  und 
seiner  nothwendigen  Fortbildung  zurückführen  lässt  (Näheres  aber  diese  Entwicklung 
und  die  Reform  der  alten  Agranrerfassung  Bau,  I,  §.  S82,  382a,  H,  §.72  ffl,  76  ff., 
97  ff.;  Bosch  er,  H,  §.  77.  78,  85  ff.,  §.  25a  ff.    Buchen  berger,  I,  §.  46—56.) 

Auch  hier  gilt  wieder  dasselbe  wie  hinsichtlich  der  Gewäbning 
von  Privateigenthum  statt  periodisch  wechselnden  Nutzangsrecbts: 
es  soll  dem  Interesse  des  Einzelnen  zq  tüchtiger  Bewirthscbaftong 
Spielraum  und  Ansporn,  sich  zu  bethätigen,  gegeben  werden.  Gerade 
der  wirthschaftlich  tüchtige  und  vorwärtsstrebende  Landmann  wird 
durch  jene  Beschränkungen,  durch  den  Flurzwang,  die  fremden 
Weiderechte  u.  s.  w.  in  seiner  freien  Bewegung  und  der  von  dieser 
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abhängigen  Verbesserung  des  Feldbans  gehemmt  Der  Boden 
giebt  grösseren  Rohertrag  und  dadurch  die  Mittel  zur  Versorgung 
städtischer  Bevölkerung  mit  Agrarproducten ,  indem  er  so  in  ein 
vollständigeres  Privateigenfhum  tibergeht  Die  Institution  des  letz- 
teren erweist  sich  dadurch  im  Interesse  der  Gesellschaft  begründet 
und  als  eine  Voraussetzung  grösserer  Bevölkerung  und  höherer 
Caltur. 

§.  183  [336J.  Einen  weiteren  Beleg  für  diesen  Satz  liefert  die 
Eutwicklang  des  Herrschaftsverhältnisses  über  das  Gemeinweide- 
land,  den  einen  Hauptbestandtheil  der  gemeinen  Mark,  welcher 
zuerst  lange  ungetheilt  zu  gemeinsamer  Benutzung  der  Dorfgenossen 
bleibt  (§.  180).  *) 

Das  Nutzungsrecht  des  Einzelnen  in  der  gemeinen  Mark,  die 
alte  Were  oder  das  Echtwort,  der  dritte  Bestandtheil  der  alten 
Banerhufe  in  der  Feldgemeinschaft  oder  Markgenossenschaft '), 
bildet  ein  nothwendiges  Glied  in  der  Wirtbschaft  des  Landwirths 
bei  den  Feldsystemen  mit  ewiger  Weide  und  bei  vorherrschender 
Natural  wirthschaft 

Der  Yiehstand,  welcher  der  DUDgerprodaction  wegen  wieder  eine  der  Yor- 
bedingiiDgeii  geordneten  Ackerbaas  ist,  bedarf  bei  fehlendem  Fnttergew&chsban  nnd 
fehlender  Stallftitterang  neben  den  Wiesen  der  Weide  zur  Emähmng.  Die  Gemein- 
wdde  sichert  diese  Em&hrang  wenigstens  znn&chst  am  Besten  und  zugleich  ist  der 
gemeinsame  Yiehbetrieb  unter  einem  Dorfhirten  for  alle  am  Zweckm&ssigsten.  So 
bleibt  es  Jahrhunderte,  selbst  Jahrtausende  lang,  wenn  die  eztensiren  Fädsysteme 
mit  ewiger  Weide  dem  Bedttrfhiss  fortdauernd  entsprechen. 

Aber  schliesslich  zeigt  es  sich  doch,  dass  der  als  Weide  be- 
nutzte Boden  zur  Deckung  des  gestiegenen  Bedarfs  an  Nahrungs- 
mitteln nnd  Sohstoffen  nicht  so  viel  beiträgt,  als  es  nunmehr  noth- 
wendig,  aber  auch  jetzt  erst  möglich  ist.  Die  Gemeinweiden  werden 
schlecht  gehalten,  geben  dem  Vieh  ungenflgende  Nahrung ,  führen 
ZQr  Vertragung,  also  zur  Vergeudung  des  Düngers.  So  werden  sie, 
vielfach  erst  in  unserer  Zeit,  am  Ende  auch  lieber  unter  die  bis- 
herigen gemeinsamen  Nutzniesser  vertheilt  und  zwar  regelmässig 
gleich  zu  Eigenthum. 

Sie  werden  7on  den  neuen  Eigenthümem  gerodet  und  geurbart,  in  den  neuen, 
nach  der  Beseitigung  des  Flurzwangs,  der  genossenschaftlichen  Weiderechte  und  der 
ToUen  Brache  einzurichtenden  Wirthschaftsplan  des  EigenthOmers  einbezogen.  Und 
selbst  bei  der  gewöhnlich  weiteren  Entfernung  der  Gemeinweide  vom  Dorfe  und  ihrer 


^  Niheres  bei  Hau  II,  §.  85  ff.;  Boscher  II,  §.  79  ff.  Buchenberger  I, 
§.  45  ff. 

*)  Waitz  I.  119;  7.  Maurer,  Dorf^erfassung,  I,  54  ff.  (die  mancherlei  Namen 
des  Bechts  ebenda  S.  57—61),  244  ff.;  Gierke,  I,  66;  Nasse,  Feldgemeinschaft  in 
England  S.  20;  Keussler,  zur  Geschichte,  I,  S.  42. 
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oftmals  schJechteren  Bodenbeschaffenheit  lohnt  die  Verwandlung  der  Weide  in  Aecker 
and  Wiesen  die  Kosten,  aach  ohne  den  häufig  möglichen  and  zweckmässigen  und 
mitunter  wirklich  erfolgenden  „Ansbaa'*,  d.  h.  ohne  die  Verlegung  der  Hofstätte 
selbst  auf  die  Dorfflar  und  ohne  den  Uebergang  zum  Einzelho&ystem.  Denn  die 
Prodactenpreise  sind  hoch  genug,  um  Ersatz  zu  bieten  und  andere  ökonomische  Vor- 
theile  stellen  sich  ein.  Die  Einbeziehung  der  Gemeinweiden  in  das  PriTateigenthom 
ermöglicht  aber  erst  die  roUständige  DorchfOhrang  desjenigen  reränderten  oder  inten- 
siveren Wirthschaftssystems,  welches  die  Gesammtlage  der  Volkswirthschaft  bedingt 

Der  Wechsel  der  beiden  Herrschaftsformen:  Ge- 
meingut und  GemeinnQtzung  mit  Privatgut  und  Privat- 
nutz  nng  liegt  also  in  der  That  wiedemm  im  Interesse  der  Ge- 
sammtheit. 

Wenn  nun  anch  in  einzelnen  Ländern  die  Gemeinweide ,  wie 
andere  Tbeile  des  alten  Gemeineigenttmms,  durch  Usurpation  in 
das  Privateigenthum  von  Grandherren  n.  s.  w.  übergegangen  ist,  so 
bildet  doch  die  eben  geschilderte  Entwicklung  die  Segel.  Dieser 
Umstand  erlaubt  es,  auch  hier  eine  berechtigte  Bildung  von 
Privateigenthum  anzuerkennen. 

§.  184  [337].  Anders  als  bei  der  Gemeinweide  war  im  Allge- 
meinen die  Entwicklung  des  Herrschaftsverhältnisses  in  Bezug  auf 
den  zweiten  Hauptbestandtheil  der  gemeinen  Mark,  den  Wald. ^) 
Die  vorhandenen  Forsten  sind  in  unseren  Ländern  vielfach  früh- 
zeitig und  in  grossem  Umfange  in  den  Besitz  der  Grundherren, 
auch  der  Landesherren  übergegangen,  häufig  unter  dem  Einfluss 
der  Jagdliebhaberei  der  Grossen,  öfters  durch  Usurpation.  Auch 
mit  solchen  Wäldern,  welche  ursprünglich  zur  gemeinen  Mark  der 
Dorfschaften  gehörten,  ist  dies  in  Folge  des  Untergangs  der  bäaer- 
liehen  Freiheit  und  des  Siegs  der  Grundherrlichkeit  tbeilweise  so 
geschehen. 

In  den  im  Gemeineigenthum  der  Dorfschaft  verbliebenen  Forsten 
bestand  anfangs  das  Nutzungsrecht  des  Einzelnen  in  demjenigen 
Umfang,  welchen  sein  persönliches  Holzbedürfniss,  an  Brenn-,  Bau- 
und  Nutzholz,  erheischte,  unterlag  aber  früh  gewissen  Regeln  des 
markgenossenschaftlichen  Verbands.  Entnahme  von  Holz  zu  anderen 
Zwecken,  z.  B.  für  den  Verkauf,  war  dem  Einzelnen  nicht  gestattet 
Bei  durchaus  vorwaltender  Naturalwirthschaft  (im  Sinne  der  Eigen- 
gewinnung  der  Güter,  I,  §.  188)  ist  die  Befriedigung  dieses  Holz- 


^)  Vgl.  Boscher  II,  §.  72,  191  und  besonders  Maurer,  DorfVerfassnng  I, 
231  ff.,  dem  ich  im  Texte  mehrfach  folge,  v.  Inama,  GniDdherrschaft,  8.  66  und 
passim,  deatsche  Wirthschafbsgeschichte  I,  107,  282.  Lamprecht,  deutsche  Ge- 
schichte III,  51ffl  Endres,  Artikel  Forsten  im  Handwörterbuch  der  Staatswissen- 
Schäften  III,  590.  Bernhardt,  Geschichte  des  Waldeigen thnms  u.  s.  w.  in  Deutsch- 
land, Berlin  1872  ff. 
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bedarfs  aus  soIcheD  Gemeinwäldern  fUr  den  Einzelnen  wie  f&r  die 
Gemeinschaft  wieder  zweckmässig.^)  So  lange  die  Wälder  gross, 
die  Bevölkerung  nnd  daher  der  Gesammtbedarf  klein  ist,  geht  aus 
einem  solchen  Natznngsrecbt  des  Einzelnen  für  den  Wald  selbst 
kein  erheblicher  Nacbtbeil  hervor. 

Dies  ändert  sich  mit  der  Lichtung  der  Wälder  durch  förmliche 
Ausrodung  —  zum  Zweck  der  Anlage  neuer  Dörfer  oder  Höfe  oder 
der  Ausdehnung  des  Ackerlands  der  vorhandenen')  —  und  mit 
der  Steigerung  des  Holzbedarfs.  Es  wird  daher  in  den  Gemein- 
wäldern allmälig  das  dem  Einzelnen  gestattete  Holzquantum  fixirt 
und  beschränkt,  eine  Controle,  eine  Forstpolizei  eingeführt,  das 
beliebige  Hauen  und  Fortholen  des  Holzes  untersagt,  gemein- 
samer Holzhieb  eingerichtet  und  dabei  dann  einem  Jeden  sein 
Holz  angewiesen,  auch  werden  für  das  Holen  des  Holzes  ans  dem 
Walde,  um  Missbrauch  zu  verhüten,  bestimmte  Tage  angeordnet. 
Im  Ganzen  mithin:  Gemeineigenthum  bleibt,  aber  die  anfangs  un- 
geregelte oder  wenig  geregelte  Privatbenutzung  wird  später  an 
feste  Regeln  gebunden. 

Eine  Vertheilung  der  Forsten  selbst  an  die  Einzelnen, 
wenn  auch  nur  zur  getrennten  privaten  Nutzung,  verbot  sich  durch 
die  Natur  des  Waldes  und  eine  förmliche  Theilnng  zu  Privateigen- 
thnm  nur  um  so  mehr  und  ist  daher  auch  nicht  allgemein  er- 
folgt. Der  Gemeinwald  ist  vielfach  im  Gemeineigenthum  der  Dorf- 
schaft geblieben.  Seine  Benutzung  hat  besonders  bei  grossen 
Waldungen,  deren  Ertrag  den  üblichen  Bedarf  der  Genossen  über- 
stieg, nur  etwa  die  Veränderung  erfahren,  dass  Holz  zum  Verkauf, 
auch  nach  ausserhalb,  kam  und  der  Erlös  den  einzelnen  Nutzungs- 
berechtigten zufloss.  Dies  ist  mitunter  bis  in  die  Gegenwart  so 
geblieben,  wenn  nicht  der  Forstertrag  in  Geld  eine  finanzielle  Be- 
stimmung für  die  Gemeindeausgaben  erhielt,  wie  öfters  bei  steigendem 
communalen  Finanzbedarf. 

Im  Ganzen  ist  so  glücklicher  Weise  ein  bedeutender  Theil  der 
Forsten,  besonders  in  Deutschland,  im  Gemeineigenthum  geblieben: 
der   Gemeinden,    vor    Allem    des    Staats,    als    des    Rechtsnach- 

')  Dies  zei^  sich  in  Rnssland  seit  der  EmaDcipationsfcesetzgebang^ ,  wo  den 
Dorfgemeinden  unrichtiger  Weise  meist  kein  Waldland  bei  der  Aascinandersetzong  mit 
dem  Grundherrn  aberwiesen  wurde.  Dadurch  sind  die  Bauern  in  Ahb&ngigkeit  und 
Noth  hinsichtlich  der  Versorguug  ihres  Holzbedarfs  gerathen.  S.  Walcker,  Agrar- 
frage S.  IS. 

*)  r.  I  n  a  m  a ,  Grandherrschaft,  S.  15,  45  ff. :  derselbe,  Wirthschaftsgeschichtc 

I,  122  fl.,  207  ff.,  280  ff.,  II,  20  ff.,  120,  145.     Lamprecht,  deutsche  Geschichte, 

II,  S3  ff,  III,  51  ff 
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folgers  von  Grund-  und  Landesherren ,   dann  der  Corporationen 
(Kirche)  u.  s.  w.*) 

Mit  der  Entfaltung  der  Geldwirthschsit,  der  Umhildung  der  alten  Dorfi^haft  in 
eine  Ortsgemeinde  (Corporation)^  und  mit  der  Aushüdung  einer  rationeneren  Foist- 
wirthschalt  hat  die  Privatnutzung,  auch  in  Betreff  der  kleineren  freien  sogen.  Nehen- 
nutzungen  (Weide,  Grasschnitt,  Streusammeln  u.  dgl.)  meistens  Beschrinkungen  er- 
fahren oder  ist  auch  in  der  obigen  regulirten  Form  wie  die  Hoizoutzung  beseitigt 
worden.  Die  Bewirthschaftung  der  „Öffentlichen  Waldungen^  erfolgte  nach  den 
gewöhnlichen  priFatwkthschafdichen  Yerkehrsgprunds&tzen,  indem  das  Holz  u.  s.  w. 
auf  Rechnung  des  EigenthOmers  gewonnen  und  rerkauft  wurde  und  der  Reinertrag 
in  Geld  in  die  Kasse  desselben  floss,  und  hier  eventuell  als  Pioanzeinnahme  behandelt 
wurde.  Aber  der  rein  priratwlrthschaftliche  oder  Rentabilitfttsgesichtspunct  ist  in  der 
Forstwirthschalt  des  Staats  und  der  Gemeinden  mit  Recht  meist  nur  soweit  zur 
Gdtung  gelangt,  iJs  andere  Rücksichten  auf  die  allgemeine  Function  der  Wälder  in 
der  Volkswirthschaft  es  gestatten,  und  darin  zeigt  sich  ein  grosser  Folkswirthschaft- 
lieber  Yortheil  solchen  „Gemeineigenthums**  auch  heute  noch  oder  gerade  heute.') 

Der  Wald  stellt  also  eine  wichtige  Ausnahme  von  der 
Regel  des  Uebergangs  des  Grund  and  Bodens  in  das 
Priyateigenthnm  bei  unseren  Cnlturyölkern  dar:  hier  ist  im 
grossen  Umfange,  mitunter  Überwiegend  Gemeineigenthum  und  irgend 
eine  Form  der  Gemeinnutzung  und  des  Gemeingenusses  geblieben. 
Denn  auch  das  Eigenthum  des  Staats  und  der  Ortsgemeinde,  als 
einer  an  die  Stelle  der  alten  Dorfgenossenschaft  getretenen  Cor- 
poration, und  die  Staats-  und  Gemeindeforstwirthschaft  als  ein 
privatwirthschaftliches  Unternehmen,  dessen  Reinertrag  dem  Fiscns 
und  der  Eämmerei  der  Gemeinde  zufliesst,  ist  noch  unter  diese 
Herrschaftsform  zu  reihen.  Diese  im  Allgemeinen  nur  ganstige 
Gestaltung  ist  aber  wiederum  durch  die  wirthschaftlich-technische 
Natur  des  Forstbodens  und  der  Forstwirtbschaft,  wie  die  entgegen- 
gesetzte Gestaltung,  der  Uebergang  des  landwirthschaftlichen  Bodens 
in  das  Priyateigenthum ,  durch  die  ökonomisch -technische  Natur 
der  Landwirthschaft  bedingt  worden.  Beide  Erscheinungen  sind 
bedeutsam  für  die  principielle  Seite  der  Grundeigenthnmsfrage. 

§.  185  [338].  Die  geschilderte  Entwicklung  des  Privateigen- 
thums  am  Boden  in  der  Gemarkung  der  alten  Dörfer  ist  die  bei 
den  Germanen  typische.  Es  ist  nur  noch  zweierlei  zur  Ergänzung 
des  Gesagten  hinzuzufügen. 

1.  Die  ursprünglich  auch  bei  uns  meistens  kleinen  Dörfer 
sind  mitunter  im  Laufe  der  Zeit  bei  steigender  Beyölkerung  (Familien- 
zahl) in  der  Weise  vergrössert  worden,  dass  neue  Hufen  gebildet 


*)  Siehe  Wagner,  Finanzwissenschaft  I,  8.  Auflage  §.  235  ff. 
*)  Vgl.  7.  Maurer,  DorfFcrfassung  I,  83  ff.,  besoodeis  II,  218  ff. 
')  Wagner,  Finanzwissenschaft  I,  3.  Anflage  §.  238,  241  ff. 
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oder  selbst  ganz  neue  Dörfer ,  TöchterdOrfer,  vom  Mntterdorfe  ans 
gegründet  wnrden.^) 

Den  Boden  füi  beide  Zwecke  nahm  man  gewöhnlich  ans  der  gemeinen  Mark, 
ron  welcher  daher  ein  Theil  gerodet  nnd  georbart  waid.  Die  Entwicklong  des 
HemchaftSFerhältniases  über  den  Boden  ging  hierbei  sonst  ganz  in  der  dargelegten 
Weise  ? or  sich.  Das  alte  nnd  das  neae  Dorf  —  mitunter  wohl  schon  mehrere  Dörfer 
bei  der  nrsprOnglichen  Besitznahme  und  Ansiedlang  —  behielten  dann  etwa  wieder 
eine  „gemeine  Mark'',  Gemein  weide,  besonders  Gemeinwald  n.  s.  w.,  nnter  sich, 
wodorch  Markgenossenschaften  entstanden,  welche  mehrere  Dot&chaften  nmfassten. 
Verhältnisse  der  Art  haben  sich  auch  in  Deatschland  hie  und  da  bis  in  die  Gegenwart 
erhalten.  Dem  Uebergang  der  Gemeinweide  in  PriTateigenthnm  der  Dorfgenossen 
musste  dann  nur  eine  Auseinandersetzung  zwischen  den  verschiedenen  Dörfern  voran- 
gehen. Aach  zwischen  Dörfern  und  EinzelhOfen,  besonders  solchen,  welche  durch 
Ansban  ans  dem  Dorf  („YereinÖdang'')  entstanden  waren,  kommen  solche  Mark- 
genossenschaften Tor. 

Die  Entwicklung  des  ländlichen  Privateigenthums  erscheint 
bier  stets  nnter  den  oben  dargelegten  Gesichtspnncten  als  hervor- 
gerufen durch  und  iosofern  berechtigt  auch  im  Gesammtinteresse. 

2.  Neben  dieser  normalen  Gestaltung  giebt  es  auch  Fälle,  wo 
Einzelne  von  sich  ans,  unter  ausdrücklicher  Erlaubniss  oder  doch 
mit  Nachsehen  der  Dorfscbaft,  auf  der  gemeinen  Mark  gerodet 
und  geurbart,  Aecker  und  Wiesen  angelegt,  selbst  ihre  Hofstätte 
(Einzelhof)  hier  errichtet  haben.  Hieran  reihen  sich  jene  Fälle, 
wo  Jemand  auf  wirklich  herrenlosem  Boden,  oder  doch  auf 
solchem,  welcher  thatsächlich  fQr  die  Zwecke  der  Dorf^chaft  nicht 
in  Betracht  kam,  z.  B.  mitten  im  Walde,  sich  ansiedelte  und  rodete. 
Hier  ist  dann  gewöhnlich  Privateigenthuin  entstanden,  mitnnter  in 
solchen  Fällen  von  vornherein  durch  die  Rechtsbildung  anerkannt, 
namentlich  dort,  wo  die  Bevölkerung  sehr  dünn,  der  Boden  sehr 
reichlich  vorhanden  war  und  jede  Cultivirung  desselben  gern  ge- 
sehen wurde.  ^)  Es  lässt  sich  darin  eine  unter  diesen  Umständen 
richtige  Anerkennung  der  GesichtspuDcte  sehen,  welche  durch  die 
Occnpations-  und  Arbeitstheorie  und  die  natürlich -ökonomische 
Eigenthnmstheorie  vertreten  werdeo. 

IV.  —  §.  186  [339].  Das  Ergebniss  der  Untersuchung 
über  die  Principien   der  geschichtlichen  Entstehung 


*)  Waitz  I,  123  ff.;  Maurer,  DorfFerfassnng  I,  22  ff.  Ueher  Rnssland 
Keassler,  Baltische  Monatsschrift  S.  219,  223.  Ueber  die  Entwicklung  der  Be- 
siedelung,  Anlegung  7on  Frohnhöfen,  Dörfern  n.  s.  w.  nnter  dem  Elnflnss  der  Grund- 
herrschah  nnd  in  systematischer  Golonisation  siehe  die  Arbeiten  von  Meitzen, 
T.  Inama-Sternegg,  Lamprecht  a.  a.  0. 

*)  So  z.  B.  in  Rnssland,  siehe  Kenssler,  Baltische  Monatsschrift  S.  231, 
232.  Aehnlich  in  früher  Zeit  in  Deutschland  ?.  Inama,  Gmndherrschaft  S.  15. 
Bodoogen  der  Gnindherren,  besonders  der  Kirche  in  nnwirthbaren  Gegenden  ebenda 
S.  46,  49. 
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unseres    privaten    ländlichen    Grundeigen thams    lässt    sich    somit 
folgendermaassen  zusammenfassen. 

Wenn  auch  in  vielen  Fällen  Privateigenthum  am  Boden ,  be- 
sonders grosses  Grundeigenthum,  gevraltthätig  und  rechtswidrig  ent- 
standen ist,  so  ist  dies  doch  keineswegs  der  Ursprung  unseres 
gesammten  ländlichen  Grundeigenthums.  Dieser  liegt  vielmehr  bei 
einem  grossen  Theile  des  letzteren,  dem  bäuerlichen  oder  dem  mitt- 
leren und  Kleingrundbesitz,  in  der  Natur  des  Landwirthschafts- 
betriebs.  Die  steigenden  Anforderungen  an  den  Boden,  der  mehr 
und  bessere  Producte  liefern  sollte,  Hessen  es  als  zweckmässig 
erscheinen,  durch  die  Gewährung  von  Privateigenthum  am  Boden 
das  Interesse  des  Bebauers  zu  sorgfältigerer  Bodenbestellung  anzu- 
spornen, Spielraum  für  freie  Bewegung  und  Verfügung  über  den 
Boden  zu  gewähren  und  so  den  persönlichen  Fleiss  zu  belohnen. 
Für  grosse  geschichtliche  Zeiträume  erscheint  dieses  ländliche 
Privateigenthum  so  im  Gesammtinteresse  gerechtfertigt  Denn  die 
Aufgaben,  welche  dem  Menschen  in  Bezug  auf  die  Feldbestellung 
zur  Befriedigung  des  Bedarfs  des  Volks  an  Bodenproducten  ob- 
liegen, sind  unter  der  Herrschaft  dieser  Institution,  welche  auch 
sonst  günstige  sociale  und  culturliche  Folgen  hatte,  befriedigend 
gelöst  worden. 

Die  Zweckmässigkeit  einer  Beseitigung  dieses  bäuerlichen 
Grundeigenthums  lässt  sich  vom  volkswirthschaftlichen  Produc- 
tionsinteresse  aus  betrachtet  auch  heute  bezweifeln  (§.  200), 
so  lange  nicht  der  positive  Beweis  für  die  Durchführbarkeit 
einer  anderen  Gestaltung  des  Herrschaftsverbältnisses  über  diesen 
Boden  nachgewiesen  ist:  eine  Gestaltung,  welche  die  Mängel  der 
bisherigen  Einrichtung  vermeidet  und  zugleich  deren  Vorzüge,  wo- 
möglich in  noch  höherem  Grade,  besitzt.  Zu  bedauern  ist  nur, 
dass  ein  grosser  Theil  dieses  bäuerlichen  Grundeigenthums  im  Laufe 
der  Zeit,  vielfach  durch  bedenkliche  Mittel,  vom  Grossgrundbesitz 
aufgesogen  worden  ist  und  noch  gegenwärtig  hie  und  da  seinen 
ursprünglichen  Besitzern  und  deren  Nachkommen  „enteignet"  wird, 
vornemlich  vom  Privatkapital  (s.  §.  162  flF.)-^)  Darin  liegt  ein 
Hauptgrund  der  mehr  oder  weniger  bedenklichen  Vertheilung 
des  ländlichen  Grundbesitzes.  Um  so  mehr  ist  Vorsorge  zu  treffen, 
dass  dieser  Enteignnngs-  und  Enterbungsprocess  nicht  noch  immer 


^)  So  auch  Hanssen  in  den  Göttinger  Gelehrten  Anzeigten  1870,  S.  1S35 
(über  Nasse).  Röscher,  in  den  Ansichten  3.  Auflage  I,  260;  aber  GrossbriULniiien 
siehe  oben  S.  371. 
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weiter  gehe  (§.  171).  Aber  die  gesellschaftliche  und  volkswirth- 
schaftliche  Bechtfertigung  des  Privateigentbums  am  ländlichen 
Boden  überhaupt  wird  auch  durch  solche  Uebelstände  nicht  widerlegt. 
Freilich  darf  diese  Rechtfertigung  nicht  ohne  Weiteres  verall- 
gemeinert und  z.  B.  auch  nur  auf  den  ländlichen  Grossgrund- 
besitz oder  vollends  auf  andre  Kategorieen  des  Grundeigenthums, 
wie  besonders  das  städtische,  zumal  grossstädtische  sofort 
fibertragen  werden.  Hier  liegt  die  Sache  manchfach  anders  und 
darf  man  daher  auch  für  die  Gegenwart  theilweise  zn  etwas  anderen 
Schlüssen  kommen,  wie  dies  im  folgenden  Hauptabschnitt  näher 
dargelegt  wird.  Es  ist  jedoch  immerhin  schon  für  die  principielle 
Seite  der  Frage  des  privaten  Grundeigenthums  bedeutsam  genug, 
wenn  für  einen  stets  so  wichtigen  Theil  des  Bodens,  wie  der 
bäuerliche,  selbstbewirthschaftete  Grundbesitz,  die  geschichtliche 
Beweisflihrung  mit  einem  günstigen  Urtheil  abschliesst.  Ein  unbe- 
dingter SchlnsB  zu  Gunsten  vollständiger  sogen.  Freiheit  des 
ländlichen  Grundeigenthums  oder  m.  a.  W.  zu  Gunsten  absoluten 
Privateigenthums  an  diesem  Boden,  besonders  an  dem  bäuerlichen 
Grand  besitz,  folgt  übrigens  auch  aus  dieser  Beweisführung  nicht, 
namentlich  was  die  freie  Veräusserung,  Theilung,  Vererbung  und 
Verschuldung  anlangt.  Denn  diese  volle  Freiheit  wird  von  dem 
in  der  Grundeigenthumsfrage  so  wesentlich  mitspielenden  volks- 
wirthschaftlicben  Pro  du  ction  sinteresse  nicht  durchaus  gefordert 
and  kann  aus  dem  Gesichtspuncte  des  volkswirthschaftlichen  Ver- 
tbeilungsinteresses  Bedenken  bieten,  wenn  und  soweit  eben 
diese  Freiheit  zur  „Enteignung''  der  alten  Besitzer  in  legaler  Form 
fährt.  Hier  gewährt  das  Gemeineigenthum,  wie  noch  jetzt  in  Russ- 
land, Vortheile.  welche  nicht  übersehen  werden  dürfen.  Dieser 
Ponct  betrifft  aber  nicht  die  principielle  Frage,  ob  Privateigen- 
thnm  oder  nicht,  sondern  die  Frage,  welchen  Inhalt  dasselbe  in 
diesem  Falle  haben  soll.  Das  Nähere  hierüber  gehört  in  die 
Agrarpolitik. 

Siehe  daher  hierfür  das  ganze  Werk  von  Buchenberger,  der  gerade  dieser 
Seite  der  Frage  überaU  seine  Aufmerksamkeit  zuwendet 

Gemässigte  Gegner  des  rassischen  Gemeindebesitzes,  wie  Schedö-Ferroti 
(a.  a.  0.  S.  52  ff.,  65  ff.,  74  ff.,  122  ff.),  aach  Kawelin  (a.  a.  0.  S.  21  ff.,  27  ff.,  30) 
legen  mit  den  enthusiastischen  Anhängern  jener  Institution,  einem  v.  Hazthausen 
und  den  Slawophilen  und  Panslawisten,  besonderes  Gewicht  darauf,  dass  das  Gemein- 
eigenthum Yor  Proletariat  und  vor  Herrschaft  des  Kapitalismus  sichere.  Denn  jeder 
erwachsene  Arbeiter  bekomme  seinen  Antheil  aus  dem  Gemeindeland  und  der  kapita- 
listische Enteignungs-  und  Enterbungsprocess  der  Bauern  durch  das  sie  auskaufende 
st&dtische  Privatkapital  sei  bei  Gemeineigenthum  nicht  möglich.  Sch^do-Ferroti 
(S.  58  ff.,  78  ff.)  macht  daher  bei  seiner  Beform  auch  den  Vorsclilag,  die  Gemeinde 
als  Eigen thttmerin  des  Bodens  zu   belassen  und  den  Bauern  einzeln  nur  ein  be- 
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unseres    privaten    ländlK'hen    Grunileigenthnins    läest    sich    soii 
t'olgeDdermaasseD  zUBanimenfassen. 

Wenn  auch  Id  vieleo  Fällen  PrivateigeDthum  am  Boden,  be- 
sonders grosses  Grundeigentbara,  gewaltthätig  und  rechtswidrig  ent- 
standen ist,  EO  ist  dies  docb  keineswegs  der  Urs^trung  unseres 
gesaniniten  ländlichen  0  ru  od  eigen  tb  ums.  Dieser  liegt  vielmehr  bei 
einem  groBsen  Thcile  des  let/,tercD,  dem  bäuerlichen  oder  dem  mitt- 
leren und  Kleingrundbesitz,  in  der  Natur  des  Landwirthschafts- 
betrieba.  Die  steigenden  Anforderungen  an  den  Boden,  der  mehr 
und  bessere  Prodiicte  lieTera  sollte,  Hessen  es  als  zweckmUssig 
erscheinen,  durch  die  Gewährung  von  Privateigenthnm  am  Boden 
das  Interesse  des  Bebauers  zu  sorgfältigerer  Bodeubestelliing  anzu- 
spornen, äpielraum  l'Ur  freie  Bewegung  und  Verfügung  über  den 
Boden  zu  gewähren  und  so  den  persönlichen  Fleiss  zu  belobneo. 
Für  grosse  geschichtliche  Zeiträume  erscheint  dieses  ländliche 
Private]  gen thiim  so  im  Gesammtinteresse  gerechtfertigt  Denn  die 
Aufgaben,  welche  dem  Menschen  in  Bezug  auf  die  Feldbestellung 
zur  Befriedigung  des  Bedarfs  des  Volks  an  Bodenproducten  ob- 
liegen, sind  unter  der  Herrschaft  dieser  Instilntion,  welche  auch 
sonst  günstige  sociale  und  culturliche  Folgen  hatte,  befriedigend 
getost  worden. 

Die  Zweckmässigkeit  einer  Beseitigung  dieses  bäuerlichen 
Grundeigenihums  lässt  sich  vom  volkswirtbschafilicben  Produc- 
tionsinteiestie  aus  betrachtet  auch  beute  bezweifeln  (§.  200), 
so  lange  nicht  der  positive  Beweis  für  die  Durchflllirbarkeit 
einer  anderen  Gestaltung  des  Herrschaftsverhällnisses  über  dieses 
Boden  nschgewieseii  ist:  eine  GcBlaltnng,  welche  die  Mängel  der 
bisherigen  Einriebtang  vermeidet  und  zugleich  deren  Vorzüge,  wo- 
niQglich  in  noch  hüherem  Grade,  besitzt.  Zu  bedauern  ist  nur, 
dass  ein  grosser  Tbeil  dieses  häaerlicben  Gruudeigenthums  im  Laufe 
der  Zeit,  viclfaeb  durch  bedenkliche  Mittel,  vom  4 
aufgesogen  worden  ist  nnd  noch  gegenwärÜR: 
ursprünglitthen  Besitzern  und  deren  NachkoB 
vornemliob  vom  Privalkapital  (».  §.  168  I 
Hauptgrund  der  mehr  oder  weniger  bec 
des  IHndlichen  Grundbesitzes.  LIiu 
dass  dieser  Enteignnngs-  nnd  Fnterltnnei 


Scblpssärgebniss. 

weiter  gehe  (§.  171).    Aber  die  geseUschaftliche  und  volkswirtfc- 
ficbaftliche    Rechtfertignng:    des    Privateigentlmnis    am   ISodlicbes 
Boden  überhaupt  wird  auth  durch  solche  Uebelstände  nicht  wideriegt 
Freilich  darf  diese  Rechtfertigung  nicht  ohne  Weitere*  renö- 
gemeinert  und   z.  R.    auch   nur   auf  den  lündltclien  Grossgimd- 
beeitz  oder  vollends  auf  andre  Kategorieen  des  Grandeireolhoat, 
wie  besonders  das  städtische,  zumal  grossstädtiscbe  ■ 
ttbertragen  werden.     Hier  liegt  die  Sache  mancbfacb  uulen  i 
darf  man  daher  ancb  für  die  Gegenwart  theilweise  ZB  e 
.Schlüssen   kommen,   wie   dies   im  folgenden  Uanptahsckiilt  i 
dargelegt  wird.    Es  ist  jedoch  immerbin  schon  fdr  die  ji 
Seite  der  Frage  des  piivatcn  Gruudeigenthums  bedn 
wenn    für   einen    stets   so   wichtigen   Theil  des  B«kM.  n  4m 
bäuerliche,   selbstbewirtbschaftete   GniudbeHilz,  die  fcadidAk 
Beweisführung  mit  einem  günstigen  Urtheil  jt^whliwi  tm  mim- 
dingter  Scblnsa   zu  Gunsten  vollständiger  8og«a.  Fttiktä  4m 
ländlichen  Grundeigenthums  oder  m.  a.  W.  i«  Gada  «AMtats 
Frivateigentbums  an  diesem  Boden,  besosde»  n  ^m  Ub^Am 
Grandbeaitz,  folgt  Übrigens  auch  ans  dieser  Bea^ 


Damentlich  was  die  freie  Veräusserang,  TfcrJMi.  Tmm^m  ^M 
Verschuldung  anlangt.  Denn  diese  to^  FMiA  -mi  ^  ^a 
in  der  GrandeigentbumsIVage  so  KueutStk  ^^fd^^m  ^^a- 
wirthschaltHcben  Produc  tionsintereae  »*^  ted^  ^^^^ 
und  kann  aus  dem  Gesicbtspancte  des  t 
theilnngsinteresses  Bedenken  biete«,  « 
diese  Freiheit  zur  „Enteignung"  derakal 
führt.  Hier  gewährt  das  GemeiKigeMka.  i 
land,  Vorthcjle.  welche  nicht  älmiii«  « 
Pnncl  betrifft  aber  nicht  die  prisr^mi^  T 
tbtim  oder  nicht,  sondern  die  frtet,  «^s^ik; 
haben   saII,     Dk  >li^.   ^e 


} 
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ständiges  erbliches  Natzniessnngsrecht  an  ihrem  ein  tat  allemal  ao»- 
geschiedenen  Landantheil  zu  geben.  Ueber  dieses  Recht  soll  der  Baoer  frei  yeiftlgen, 
aber  Niemand  in  einer  und  derselben  Gemeinde  über  ein  m&ssig  gegriffenes  Maximum 
Yon  Landlocsen  (z.  B.  S — 5)  in  einer  Hand  rereinigen  können.  Beachtenswerthe 
Voischl&ge.  (Siehe  auch  meine  genannte  Schrift  S.  70 — 74.)  Ich  habe  übrigens 
in  dieser  Schrift  frtlher  das  Productionsinteresse  wohl  noch  zu  stark  in  den  Vorder- 
grund gestellt.  Das  VertheilungBinteresse  wird  durch  Sch^do-Ferroti  wahr- 
genommen. Indessen  läuft  dies  Alles  doch  nur  darauf  hinaus,  nicht  im  unbe* 
schränkten  vollen  Privateigenthom  allein  das  Heil  zu  sehen.  Die  Berechtigung 
eines  beschränkten  Privateigenthums,  wie  es  solch  ein  Nutzniessu.gsrecht  im 
Grunde  wäre,  wird  durch  das  Bedenken  nicht  alterirt.  Walcker  (Agrarfrage,  S.  9d) 
behandelt  das  letztere  nel  zu  oberflächlich.  In  Rnssland  wird  man  bei  der  seit 
länger  beabsichtigten  Befoim  des  ländlichen  Grundbesitzes  und  bei  der  richtigen  Auf- 
hebung der  periodischen  Theiluugen  doch  mit  Recht  nicht  ohne  grOsste  Vorsicht  ver- 
fahren und  die  westeuropäische  Schablone  des  privaten  Grundeigen thums  nicht  un- 
bedingt zum  Muster  nehmen  dtlrfen.  For  die  gegensätzlichen  Anacbten  in  dieser 
Frage  in  Rassland  siehe  jetzt  namentlich  Keussler,  zur  Geschichte  I,  namentlich  Ab- 
schnitt 2  und  3,  und  besonders  Buch  3,  worin  über  alles  Einschlagende  vortrefflich 
orientirt  und  überall  in  besonnenster  Weise  geurtheüt,  sowie  die  Möglichkeit  und  der 
Weg  der  Reform  unbefangen  erörtert  wird.  £s  ist  hier  aber  nicht  möglich  und  würde 
vom  Gegenstand  dieses  Werks  zu  weit  abführen,  auf  die  concreto  rassische  Frage  und 
Keussler's  Ideen  darüber  näher  einzugehen.  Mit  wenigen  Worten  läast  sich  zu  der 
Frage  nichts  Genügendes  sagen.  Siehe  auch  Buchen  berger  I,  S.  265  ffl,  v.  Schulze- 
Gävernitz  a.  a.  0. 


Vierter    Hauptabschnitt. 

Socialökonomische  Prüfang 
des  privaten  Grundeigenthums  für  die  Gegenwart. 

§.  187  [S.  719,  T20].  Vorbemerkungen.  In  dieser  priodpiellen  Allgemein- 
heit und  mit  der  genügenden  Unterscheidung  der  einzelnen  Bodenarten  ist  diese  Frage, 
auch  bei  einer  Beschränkung  auf  die  gegenwärtigen  Verhältnisse  unserer  Gnltorstaaten 
kaum  noch  behandelt  worden.  Vomemlich  kann  daher  hier  nur  auf  die  oben  S.  391  ff. 
genannte  Litteratur  über  die  geschichtliche  Entwiclilang  des  Grandeigenthums 
verwiesen  werden.  Ausserdem  vgl.  auch  die  finanzwissenschaftlichen  ErOrte* 
rungen  über  die  Fragen,  ob  der  Staat  Domänen,  Forsten,  Bergwerke  u.  s.  w.  besitzen, 
bez.  behalten,  selbstverwalten  oder  verpachten  solle.  Meine  Finanzwissenschaft  I, 
3.  Auflage,  Buch  3.  Siehe  oben  die  Utterarische  Kote  S.  347,  besonders  S.  349.  Aus 
den  agrarischen  Fragen  ist  auch  auf  die  Verhältnisse  zwischen  GrundeigendtOmer 
und  Pächter  zu  verweisen,  vgl.  Röscher  II,  2,  Kapitel  5,  Buchenberg  er  I,  Kapitel  2, 
Abschnitt  1. 

Die  frühere  liberal-individualistische,  besonders  britische  Nationalökonomie  ver- 
tritt, soweit  sie  überhaupt  auf  eine  „Frage"'  des  privaten  Grundeigenthums  eingeht, 
zu  einseitig  den  Standpunct  des  volkswirthschaftlichen  Prodoctionsinteresses,  sieht 
letzteres  zu  unbedingt  au  die  Privateigenthumsinstitution  geknüpft,  und  verallgemeinert 
die  Schlüsse,  welche  zu  Gunsten  dieser  Institution  nach  der  geschichtlichen  Entwick- 
lung des  ländlichen  bäuerlichen  Grandeigenthums  sprechen,  zu  sehr  für  alle  Zeiten 
und  vollends  für  alle  Bodenarten  —  schon  beim  ländlichen  Grossgrandbesitz  liegt  die 
Sache,  selbst  vom  Productionsstandpuncte  betrachtet,  anders  (§.  202).  Der  Umschwung 
der  Ansichten  hat  aber  auch  schon  länger  in  England  begonnen  (siehe  Röscher 's 
Aufsatz  in  den  Ansichten,  3.  Auflage,  I.  239  mit  den  litterarischen  Ausfbhrangen). 
Die  Einwirkung  des  Privateigenthums  auf  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  wurde 
bei  jener  früheren  Behandlung  wenig  oder  gar  nicht  beachtet.  Freilich  ging  es  auch 
in  Deutschland  kaum  anders.  Theils  fehlte  es  —  was  mit  dem  Hervortreten  der 
inductiven  Methode   und    der   geschichtlichen   und   statistischen   Forschung   vor  der 
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logisch-dedoctiFeu  Methode,  in  der  neoeren  deatscben  Wiasenschaft  etwas  zusammen- 
haDgen  mag  —  an  der  Neigung,  sich  zu  der  erforderlichen  Abstracdon  aos  dem 
concreten  Detail  emporzuheben,  was  doch  unbedingt  ftlr  Anhänger  nnd  Gegner  nuseres 
Wiithscha£t8rechts  geboten  ist,  nm  die  Ökonomischen  und  socialen  Gonseqnenzen  des 
letzteren  wisseoschaltlich  zu  verstehen.  Hier  mOchte  anf  die  Ricardo,  Hermann 
and  Andere,  von  y.  Thünen  ganz  zn  schweigen,  als  auf  wahre  Master  der  Abstraction 
hingewiesen  werdeo,  in  dem  Gegenstand  des  Tests  besonders  auch  auf  Bodbertas. 
Theils  hat  man  sich  anderseits  auch  hier  gewöhnlich  za  sehr  damit  begnügt,  die 
Wirkani^en  des  privaten  Grandeigenthams  anf  die  Vertheilong  als  etwas  ebenso  Un- 
discatirbares  and  Selbstrerst&ndliches  anzusehen,  wie  die  ganze  Institution  selbst: 
im  Ganzen  noch  heute  der  Standpunct  der  britischen  Nationalökonomie.  Aber  auch 
bei  allem  Festhalten  am  Grundeigenthum  muss  man  diese  Wirkungen  unbefangen 
kritisiren.  (Vgl.  auch  Bau,  Vorrede  S.  X  zur  S.Auflage  7on  I,  1.)  —  Siehe  jetzt 
namentlich  Schaf fle.  Socialer  Körper  lU,  3S4  ff.,  wesentlich  in  Uebereinstimmung 
mit  mir  (so  S.  390).  Samt  er,  gesellschaftliches  und  Prifateigenthum,  hat  zwar  manche 
übliche  GrOnde  far  PriFateigenthom  am  Boden  widerlegt  und  manche  richtige  GrUnde 
für  seine  allgemeine  Forderung  der  Abschaffung  desselben  beigebracht,  aber  er 
unterschätzt  m.  £.  die  ausschlaggebenden  GrUnde  fOr  die  Institution,  die  social- 
politische  Function  des  selbständigen  Bauer-  und  auch  Grossgrondbesitzerstandes  u.  s.  w. 
Ich  weiche  daher  hier  wesentlich  ron  ihm  ab,  erkenne  aber  der  Schrift  deshalb  doch 
gern  ihren  Werth  zn  (jgh  meine  Becension,  Jenaer  Litteratur-Zeitung  1877,  Nr.  13). 
Aehnliches  gilt  Fon  seinen  anderen  Schriften  Über  Eigenthum  (a.  a.  0.  S.  187).  Der 
Socialismus  und  die  neue  Bodenbesitzreformbeweguug  begehen  weit  grössere  Fehler 
und  Einseitigkeiten  {§.  156).  Auch  in  der  Litteratur  der  letzteren  findet  sich  nicht 
nur  eine  zn  einseitig  polemische  Tendenz  unter  Verkennung  der  productionsökono- 
mischen  und  technischen  Leistungen  und  der  socialen  Function  des  Prirateigenthums 
am  Boden,  besonders  am  ländlichen,  es  werden  auch  Argumente,  welche  in  Gross- 
städten, Industrie-  und  Bergbaugegenden  gegen  städtisches  Priratgrundeigenthum 
sprechen,  zu  sehr  verallgemeinert  auf  andre  Gebenden,  Orte  und  Bodenkategorieen 
ohne  Weiteres  angewandt  und  die  ökonomisch-technischen,  auch  juristisch-technischen 
Schwierigkeiten  der  richtigen  Begelung  und  Durchführung  einer  Gemeineigenthums- 
ordnaog,  selbst  am  städtischen  Boden,  werden  unterschätzt  und  meistens  gar  nicht 
näher  erörtert. 

Die  socialistische  Polemik  roUends  sieht  auch  hier  nur  auf  das  Vertheilungs- 
Interesse  und  die  von  der  Vertheilnng  abhängige  sociale  Machtstellung  und  betrachtet 
das  Productionsinteresse  zu  wenig.  In  ihren  positiven  Vorschlägen  (landwirthachaftliclie 
Productivgenossenschaften  u.  dgl.  m.)  tritt  dies  deutlich  hervor.  In  meiner  Schrift 
aber  die  Abschaffang  des  privaten  Grundeigenthums  war  im  Wesenüicben  noch  zu 
einseitig  der  Standpunct  der  Schule  vertreten,  Productionsinteresse  und  bäuerliches 
Grundeigenthum  zu  sehr  vorangestellt.  Im  Texte  wird  jetzt  durchweg  zwischen  Pro- 
doctions-  und  Yertheilungsstandpunct  und  zwischen  den  Hauptgrundbesitzarten  unter- 
schieden, auch  die  sociaJpolitische  Seite  der  Frage,  welche  mit  der  Ycrtheilungsart 
des  aas  der  Bodenproduction  herrührenden  Volkseinkommens  und  mit  der  Bevölkerungs- 
frage zusammenhängt,  gebührend  in  die  Discussion  hineingezogen.  Besondere  Be- 
achtung hat  das  städtische  Grundeigenthum  gefunden,  welches  früher  so  wenig  unter- 
sacht worden  ist,  siehe  Abschnitt  3  unten.  —  Eine  kurze  Zusammenfassung  meiner 
Ansichten,  mit  Ausfdhrnngen  über  einige  Puncto,  enthält  mein  Artikel  Grundbesitz  im 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  Band  IV. 


1.   Abschnitt. 
Einleitende  allgemeine  Betraehtung. 

L  —  §.  188  [340].  Fragestellung  und  Art  der  Be- 
antwortung. Die  vorausgehenden  Untersuchungen  über  die  In- 
Btitotion    des  privaten  Grundeigenthums  fuhren  zu   dem  Schlass, 
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dass  die  Frage  nach  der  gesellschaftlichen  und  volkswirthschaft- 
lichen   Nothwendigkeit  und  Entbehrlichkeit  dieser  Institation  nur 
eine  relative  Beantwortung  znlässt:  es  mnss  dabei   von   vorn- 
herein nach  Bodenkategorieen,  alsdann  weiter  bei  einer  jeden 
nach  den  zeitlichen  oder  geschichtlichen  und  den  örtlichen 
Verhältnissen,  und  femer  nach  den  allgemeinen  Zuständen 
der  Volkswirthschaft,  der  Zahl,  Dichtigkeit  und  Cnltnr  des 
Volks,  dem  Stande  der  Productionstechnik  und  Oekonomik  unter- 
schieden  werden.     Dieser  Schloss  bildet  den  Ansgangspunet  ftr 
die  Erörterung  der  mit  der  obigen  connexen  Frage  nach  der  Zn- 
lässigkeit,    Zweckmässigkeit   und  Nothwendigkeit  der  gänzlichen 
oder  theil weisen  Beseitigung  des  privaten  Grundeigenthums.    Auch 
auf  diese  Frage  lässt  sich  keine  absolute,  allgemeine  Antwort  geben, 
weil  die  Vortheile  und  Nachtheile  des  Privateigenthums  am  Boden 
nach  den  Benntzungskategorien  (§.  99)  und  bei  diesen  wieder  nach 
Zeit  und  Ort  und  technischen  wie  anderen  Umständen  wechseln. 
Auch  die  demgemäss  specialisirende  Antwort,  welche  die  Zweck- 
mässigkeit   der   Beseitigung    des  Privateigenthums   etwa   bejahen 
sollte,   enthält  jedoch  erst  dann  ein  endgiltiges  Verdict  gegen  das 
private  Grundeigenthum,  wenn  in  dem  betrefiPenden  Falle  die  öko- 
nomisch-technische    Durchführbarkeit    der    Maassregel 
nachgewiesen,  d.  h.  der  Beweis  geführt  worden  ist,  dass  und  wie 
hier  ,,der  Boden  ohne  Vermittlung  von  Privateigenthtlmem  seine 
volkswirthschaftliche  Function  erfüllen  kann"  (§.  159).    Eine  ge- 
lungene Beweisführung  dieser  Art  setzt  voraus,  dass  zugleich  die- 
jenige Rechtsform  für  das  menschliche  Herrschaftsverhältniss  über 
den  Boden  —  z.  B.  Gemeineigenthnm    der   staatlichen  Zwangs- 
gemeinwirthschaft  an  allem  Boden  mit  communalen  oder  privaten 
Nutzungsrechten  oder  mit  BewirthschaftUDg  durch  den  Staat  selbst 
oder  durch  Privatpächter  u.  s.  w.  —  ermittelt  ist,  welche  die  bis- 
herigen Nachtheile  der  Privateigenthumsinstitution,   besonders  ftir 
die  Vertheilung  des  Productionsertrags,  vermeidet,  ohne  dass  die 
Vortheile  dieser  Einrichtung,  besonders  für  die  Bewirthschaftnng 
des  Bodens,   für  die  Gewinnung  des  Productionsertrags   und  der 
Nutzungen,    gleichzeitig    verloren    gehen.     Ja    womöglich    muss 
sich    zeigen    lassen,    dass    diese    Vortheile    zugleich    gesteigert 
werden. 

Die  hauptsächlichen  allgemeinen  volkswirthschaftlichen  und 
socialpolitischen  Gründe,  welche  für  die  These  der  Beseitigung  des 
piivaten  Grundeigenthums  in  unseren  heutigen  Gulturstaaten  ausser 
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den  in  den  vorigen  Abschnitten  schon  erörterten  geltend  gemacht 
werden,  sind  bereits  oben  in  §.  158  unter  Nr.  4  karz  zusammen- 
gestellt worden.  Das  Gewicht  dieser  Grttnde  ist  wiederum  bei 
den  einzelnen  Bodenarten  und  nach  den  Zeit-,  Orts-  und  all- 
gemeinen technischen,  volkswirthschaftlichen  und  socialen  Verhält- 
Dissen  ein  sehr  verschiedenes.  Deshalb  ist  auch  hier  wieder  eine 
Specialisirung  der  Fragen  nothwendig  und  jede  absolute  Be- 
antwortung abermals  unzulässig. 

Die  Grondrenten,  die  Conjunctarengewinne  nnd  demgem&ss  die  i^nstigen  und 
uDgOnstigen  Chancen  für  die  Eigenthümer  fallen  z.  B.  bei  den  verschiedenen  Boden- 
arten sehr  verschieden  ans.  Die  Höhe  des  in  Anssicht  stehenden  Gewinns,  die 
Raschheit  des  Bezngs  desselben,  die  Leichtigkeit  seiner  Realisining  durch  Verkauf 
oder  Verpfandung  nnd  Creditbenntznng  ist  bei  städtischem,  ländlichem,  Bergwerks-, 
Wege-,  Waldboden  n.  s.  w.  ganz  ungleich  und  wechselt  in  verschiedener  Weise,  und 
ebenso  ist  einerseits  die  günstige  sociale  Function,  andrerseits  die  sociale  Uebermacht 
und  die  Fähigkeit  des  Eigenthtlmeis,  seinen  privaten  Boden  znr  Ökonomischen  Ans- 
bentong  Andrer  auszunutzen,  nach  jenen  Bodenkacegorieen  nnd  nach  Zeit-  nnd  Orts- 
Verhältnissen  wieder  hOchst  verschieden.  Lauter  Gmnde,  welche  gegen  die  genereUe 
Entscheidung  der  Grundeigenthumsfrage,  sei  es  für  oder  wider  das  Privateigenthnm, 
sprechen,  was  von  den  Anhängern  und  den  Gegnern  dieser  Institution  gleichmässig 
Übersehen  za  werden  pflegt 

Die  folgende  Untersuchung  kann  nun  nicht  auf  alle  Specialfälle  der  Grundeigen- 
thumsfrage eincrehen,  was  für  die  hier  in  der  Grundlegung  zu  lösende  Aufgabe  auch 
nicht  nothwendig  ist.  Es  genügt,  die  Frage  der  Abschaffung  des  privaten  Besitzes 
für  die  beiden  Haoptkategorieen  des  Bodens,  den  ländlichen  oder  agrarischen 
und  den  städtischen  oder  den  Wohngebäude-Boden,  unter  den  heutigen  Ver- 
hältnissen d^r  west-  und  mitteleuropäischen  Culturstaaten  etwas  näher  zn  prüfen 
(siehe  unten  Abschnitt  2  nnd  S)  und  auf  die  anderen  Bodenarten  nnd  anderen  Zeit- 
nnd  Ortsverhältnisse  bloss  einen  kurzen  Blick  zu  werfen  (siehe  unten  Abschnitt  4, 
womit  zn  vergleichen  oben  §.  ISO,  157).  Anch  in  Betreff  der  ländlichen  Grundeigen- 
thomsfrage  nnd  ebenso  in  Betreff  dieser  anderen  Bodeukategorieen  ist  für  aUes  Weitere 
&of  die  Practische  Nationalökonomie,  besonders  auf  die  Agrarpolitik  (Bnchenberger 
1,  S.  229  ff.  und  manche  andere  Abschnitte  seines  Werkn)  zu  verweisen. 

Für  die  folgenden  Erörterungen  vergesse  man  übrigens  vollends  nicht,  dass  jede 
Beantwortung  jener  Frage  in  den  einzelnen  Specialfällen  zunächst  nur  für  die 
Theorie  gilt  nnd  auf  die  Praxis  nur  insoweit  übertragen  werden  darf,  als  die  in 
der  theoretischen  Untersuchung  angenommenen  Voraussetzungen  hier  wirklich  zutreffen : 
m.  a.  W.:  die  Antwort  muss  hier  noch  mehr  specialisircn,  noch  relativer  ausfallen,  je 
nach  den  concreten  Verhältnissen. 

Für  die  unbefangene  Untersuchung  der  Frage  der  Abschaffung 
des  privaten  Grundeigenthuros  ist  es  nothwendig,  sieh  zunächst 
die  Wirkungen  zu  vergegenwärtigen,  welche  die  Durchführung 
dieses  Postulats  in  ökonomischer  und  socialer  Hinsicht  mit  sich 
bringen  würde. 

Diese  Wirkungen  zerfallen  in  solche,  welche  die  volkswirth- 
schaftliche  Production  und  solche,  welche  die  volkswirthschaft- 
liehe  Vertheilung  des  Einkoramens  betreffen.  Wir  wollen 
letztere,  als  die  in  der  Beweisführung  zu  Gunsten  des  Gemein- 
eigenthnms  am  Boden  meist  voranstehenden,  zuerst  betrachten. 
Mit  ihnen  hängen  dann  wieder  socialpolitische  enge  zusammen. 


432  3.B.  Ansdehn.d.Prifat6ig.  2.K.Grandeig.  4.H.A.PjraAiiig.  I.A.  Einleitimg.  §.189. 

II.  —  §.  189  [341].  Wirkangen  einer  Beseitignng 
des  privaten  Grandeigenthnms  auf  die  Vertbeilnng 
des  VolkBeinkommens.  Nimmt  man  zum  Zweck  der  Fest- 
stellang  dieser  Wirkangen  einmal  an,  dass  sich  die  Forderong 
wirklich  allgemein  ohne  wesentliche  Nachtheile  fttr  die  Bodenpro- 
daction  darchitlbren  liesse,  was  freilich  der  strittigste  and  wie  sich 
nnten  zeigen  wird,  nnr  theilweise  za  bejahende  Ponct  in  der  Frage 
ist  (§.  191),  so  tritt  allerdings  vor  Allem  ein  aasserordentlich 
mächtiger  Einflnss  der  Maassregel  aaf  die  Vertheilang  des 
Volkseinkommens  hervor.  Denn  alles  dasjenige  Privateinkommen, 
welches  jetzt  als  Grandrente  den  Grand besitzern  nar  kraft  ihres 
Eigenthamsrechts  zafliesst  and  einen  mehr  oder  weniger  erheblichen, 
im  Ganzen  bei  fortschreitenden  Calturvölkem  einen  immer  grösseren 
Theil  (Quote)  des  Volkseinkommens  oder  des  Reinertrags  der 
Volkswirthschaft  (§.  172,  176  ff.)  bildet,  wird  jetzt  verfügbar  ftr 
die  eine  Gemeinschaft,  den  Staat  oder  die  mehreren  Gemeinschaften, 
z.  B.  die  Gemeinden,  welche  man  sich  als  Eigenthtlmer  des  Ge- 
meinbodens (so  etwa  in  den  Städten)  denken  mag.  Das  würde 
die  Wirkang  wenigstens  da  sein,  wo  bei  Privateigentham  eine 
stärkere  Steigerang  der  Grandrente  bei  dichter,  wohlhabender 
werdender  Bevölkerang  anzanehmen  ist:  daher  anbedingt  in  einem 
geschlossenen  Wirthschaftsgebiete,  bedingt,  aber  doch  in  wichtigen 
Fällen  thatsächlich  anch  in  einem  nicht -geschlossenen,  der  Welt- 
marktconcarrenz  stark  anterliegenden  Gebiete  (städtischer  Wohnangs- 
boden,  Wege-,  Bergwerks-,  aach  doch  im  Ganzen  Forstboden, 
weniger  allgemein  and  stark,  wenngleich  ebenfalls  mehrfach  mit 
bei  agrarischem  Boden).  Diese  Wirkang  führt,  wenn  anch  nicht 
immer  nothwendig  direct,  so  darch  verschiedene  Mittelglieder 
schliesslich  za  einer  viel  gleichmässigeren  Vertheilnng  des 
unter  der  obigen  Voraassetzang  in  Betreff  der  Bodenprodaction 
mindestens  nicht  absolat  kleiner  gewordenen  Volkseinkommens  in 
der  Bevölkerang,  z.  B.  in  der  Weise,  dass  die  Gemeinschaft  ihren 
Finanzbedarf  zar  Bestreitung  ihrer  Ansgaben  aas  diesem  Renten- 
bezug  deckt,  einer  handertprocentigen  Grnndsteaer  (von  allem  wie 
immer  benatzten  Boden,  der  überhaupt  eine  Rente  giebt)  ver- 
gleichbar. 

Man  kann  zur  Yerdeutlichang  auch  den  YeigleJch  mit  unserem  Dom&nen- 
wcson  machen.  Eine  ähnliche  Einnahme  wie  die  Zeitpachtrente  der  Dominen 
würden  Staat  und  bez.  Gemeinde  als  Pacht-  und  Miethrente  von  allem  picdnctireA 
Boden  beziehen  und  diese  würde  sich  steigern,  wie  sich  in  unserer  Zeit  die  Staats- 
einnahme  aus  den  steigenden  Domänenrenten  erhöht.  Der  mittlere  jährliche  Pachtzins 
pr.   Morgen   der  verpachteten  Staatsdomänen   war   z.  B.  in  Preussen   1849  1.19. 
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1864  1.89,  1867  2.11  Thaler.  (Siehe  Meitzen  III,  408.  Spedelleres  bei  A.  Frantz, 
Prenaaische  Staatsdomanialgttter,  2.  Auflage,  Jena  1868.)  Trotz  nenerer  Rttckschl&ge 
in  einzelnen  Provinzen  nnd  bei  einzelnen  Domänen  in  Folge  der  rQclnreichenden 
Gonjonctur,  der  sinkenden  Preise  der  Agrarprodncte  und  der  steigenden  (namentlich 
einzelwirthschaftlichen)  Prodnctionskosten  (Löhne  u.  s.  w.)  ist  doch  im  Cranzen  immer 
noch  die  Domänenpachtrente  im  Steigen  begriffen.  Sie  betrag  in  den  alten  preassischen 
(ror-66er)  Provinzen  für  den  ha.  1S49,  69,  79,  90/91:  13.9,  26.11,  35.63,  38.95 
Mark,  in  Ostpreussen  7.63,  14.58,  18.57,  20.12,  in  Provinz  Sachsen  26.71,  44.34, 
70.15,  83  34  (Bübengegenden),  in  Hannover  in  den  drei  letzten  Terminen  36.51, 
52.15,  56.59  Mark  (siehe  Gonrad's  Jahrbücher  1891,  I,  509).  —  Die  George'sche 
,, Single  tax"-6evegnng  in  America  hat  solche  „Wegstenernng**  des  Gnindrentenza- 
Wachses  im  Sinne. 

Diese  gleichmässigere  Yertbeilung  ist,  wie  immer,  mit  einer 
gleichzeitigen  grösseren  Ausgleichung  der  socialen  Machtverhält- 
nisse und  des  Bildungsstands  der  Volksangehörigen  nothwendig 
verbunden.  Jene  sociale  und  politische  Uebermacht,  welche  der 
ländliche  private  Grossgrundbesitz,  jene  gleiche  Uebermacht  und 
jene  Fähigkeit  zu  ökonomischer  Ausbeutung,  welche  vollends  das 
grossstädtische  Grund-  und  Hauseigenthum  öfters  verleiht,  föUt  bei 
der  Constituirung  von  Gemeineigenthum  am  Boden  fort;  freilich 
die  etwa  erwünschte  und  segensreiche  sociale  Function  einer 
tttchtigen  Grundaristokratie  ebenfalls. 

Selbst  wenn  die  Maassregel,  wie  hier  anzunehmen  ist,  mit  aller 
derjenigen  Schonung  erworbener  Rechte  durchgeitlhrt  wird,  welche 
das  Rechtsbewusstsein  bei  unseren  Culturvölkern  verlangt,  wenn 
daher  z.  B.  eine  Ablösung  des  Grundeigenthums  nach  den  Grund- 
sätzen der  Expropriation  gegen  volle  Entschädigung  nach  Maass- 
gäbe  der  bisherigen  Rente  oder  wenigstens  nach  ähnlichen  Prin- 
cipien  wie  in  dem  nahe  verwandten  Falle  der  Zehntablösnng 
erfolgte,  so  würden  die  Wirkungen  fUr  die  Vertheilung  des  Volks- 
einkommens und  fUr  die  socialen  Machtverhältnisse  doch  wichtig 
sein  und  in  Zukunft  immer  wichtiger  werden. 

Denn  wenn  anch  hier  znn&chst  in  der  Yertheilnng  des  Volkseinkommens  nur 
die  formelle  Verftnderung  eintr&te,  dass  die  bisherigen  Gmndeigenthttmer,  unter 
Voraussetznng  einer  wirklich  Tollen  Entsch&dignng,  ein  gleich  hohes  Privateinkommen 
als  AblOsungsrente  statt  als  Grandrente  bezOgdn,  so  ist  doch  schon  diese  Aendomng 
in  ökonomischer  nnd  socialer  Beziehung  nicht  bedeutungslos.  Jeder  weitere  Zuwachs 
der  Bodenrente  k&me  aber  von  nnn  an  der  Gemeinschaft,  nicht  den  ehemaligen 
Prirateigenthümem  za  Gate.  Bei  Yerzeitpactang  bezogen  die  Pächter  (oder  Miether 
von  Geb&nden)  nnr  w&hrend  der  Pachtzeit  den  Rentenznwachs ,  hinterher  Staat  oder 
Gemeinde.  Daians  ginge  eine  sich  steigernde  Ansgleichnng  der  Privateinkommen 
herror.  M.  a.  W.  die  Grundbesitzer  erlitten  zwar  nicht  damnum  emergens,  aber  in 
Zukunft  immer  mehr  lucrum  cessans.  In  mehr  als  einer  Beziehung  ergiebt  sich  hier, 
dass  eine  allgemeine  Abschaffung  des  privaten  Grundeigenthums  an  und  ftlr  sich  und 
in  ihren  Ökonomischen  und  socialen  Wirkungen  fUr  die  Berechtigten  eine  Verall- 
gemeinemng  des  heutigen  Ezpropriationswesens  (i.  e.  S.,  s.  unten  Kapitel  3).  und  der 
erfolgten  Ablösung  b&uerlicher  Lasten  wäre:  die  Wirkungen,  im  Principe  gleich, 
wären  nur  dem  Grade  nach  stärker. 

A.  Wftgn«r,  Gnmdl^gimg.  a.  Aufl.  2.  Tbeil.   Volkswlrthachaft  o.  Becht.  28 
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Ueber  die  etwaigen  Rflckwirkangeii  eioer  Beseitigoog  prirater  Beuten  n.  s.  w. 
aof  die  YertheilaDg  des  gesammten  YolkseinkommeDS  in  der  Richtang  einer  ErhOhnog 
des  Dorchschnittseinkommens  der  bisher  von  diesem  Rentenbezog  im  Wesentticbea 
aoBgescblossenen  unteren  Volksklassen  und  aber  die  Weüenrirkung  dieser  Terindeitea 
Yertheilung  auf  die  Be?0lkeninff8bewegnng  ist  im  1.  Theile  im  4.  Buch  mehrfiich 
gehandelt  worden  (so  §.  199,  248  AT.,  278). 

Das  ausgesprochene  Ziel  der  Anhänger  des  Postnlats  von  der 
Abschaffang  des  privaten  Grundeigenthnrns,  wie  der  SocialisteD, 
ist  eine  solche  Verändening  der  Vertheiinng  des  Volkseinkommens, 
wie  die  aus  einer  Beseitigung  des  privaten  Rentenbezags  hervor- 
gehende mit  allen  den  ökonomischen,  socialen,  politischen  und  die 
Volkscultur  bertlhrenden  Weiterwirkungen,  welche  diese  Veränderung 
mit  sich  brächte.  Und  umgekehrt  müssen  die  folgerichtigen  An- 
hänger der  bestehenden  Einrichtungen  diese  Veränderung  und  deren 
Wirkungen  verwerfen  und  die  Wirkungen  des  jetzigen  privaten 
Grundeigenthums  auf  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  und 
auf  die  socialen,  politischen  und  Bildungsverhältnisse  des  Volks 
entweder  unmittelbar  an  und  für  sich  billigen,  weil  sie  diese 
Wirkungen  für  erwünscht  halten,  oder  wenigstens  als  unvermdd- 
liehe  und  in  der  Hauptsache  nicht  abzuändernde  begleitende  Folge 
der  Institution  des  privaten  Grandeigenthums  mit  hinnehmen,  weil 
sie  in  letzterer  eine  nothwendige  Voraussetzung  für  die  erfordere 
liebe  volkswirthschaftliche  Function  des  Bodens  im  Productions- 
interesse  sehen. 

§.  190  [342].  Das  Endurtheil  über  jene  Wirkungen  und  ander- 
seits über  die  Wirkungen  einer  Abschaffung  des  Privateigenthums 
auf  die  Vertheiinng  des  Volkseinkommens  ist  von  dem  Urtheil  ab- 
hängig, welches  vom  Standpuncte  des  wahren  und  dauernden 
nationalen  Gesammtinteresses  über  die  in  einem  Volke  und  Zeit- 
alter wünschenswerthe  Gestaltung  der  individuellen  Vertheilung  des 
Volkseinkommens  gefällt  wird;  daher  auch  unter  gleichzeitiger 
Würdigung  der  Bedürfnisse  der  Production  und  der  Rückwirkung 
der  Vertheilung  auf  die  socialen  Verhältnisse,  die  Cultur,  die  Be> 
Völkerungsbewegung  des  ganzen  Volks. 

Es  ist  daber  hier  besonders  zo  yerweisen  auf  den  5.  Hauptabschnitt  (§.  94 — 109e) 
des  2.  Kapitels  der  1.  Abtheilung  (rgl.  aoch  daselbst  §.  204)  in  der  2.  Aoflaf^  dieses 
Werks,  namentlich  aber  aaf  die  erweiterten  nnd  etwas  ver&nderten  Ansfohningen  im 
1.  Xheil  dieser  S.  Auflage,  Buch  4,  Kapitel  2  (S.  666—760),  „der  Bedarf  und  das 
VertheiIunf(8problem^'  oder  die  „Einkommenlehre  von  VerÜteUnngsstattdpancte  be- 
trachtet'* ;  zugleich  auch  auf  die  dort  in  dieser  3.  Auflage  ent  gege^e  Be?Oikanings- 
lehre  (Boch  4  Kapitel  1,  S.  445—666),  besonders  auf  den  2.  Hauptabschnitt  „voUs- 
wirthschaftliche  Folgerungen''  in  Betreff  des  nationalokonomischen  BerOUwrangspfoMeBS 
(S.  632  —  666).  Der  enge  Zasammenhang  dieser  Yerhältnisse  und  die  Entscheidung 
der  hier   erörterten  Rechtsfragen    mit  nach  jenen  im  1.  Theil  dargelegten  und  be- 
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gründeten  Gesichtspuncten  ist  hier  auf  das  Entschiedenste  zu  betonen.    Die  Gegner 
des  Pri?ateigeDthams  haben  anch  das  wieder  wenig  oder  gar  nicht  beachtet. 

Man  kann  hiernach  folgende  Antwort  auf  die  Frage  nach  der 
Zweckmässigkeit  der  Abscbaffang  des  privaten  Grandeigenthums 
im  Allgemeinen  geben,  wenn  diese  Frage  lediglich  so  allgemein 
ans  dem  Gesichtspancte  der  Vertheilnng  betrachtet  nnd  die 
Bedingung  einer  genügenden  volkswirthschaftlichen  Function  des 
Bodens  im  Prodoctionsprocess  aach  bei  einer  anderen  Begelang 
des  Herrschaftsverhältnisses  ttber  den  Boden  statt  mittelst  der  Priyat- 
eigenthnmsinstitation  als  erfüllt  angenommen  wird :  die  Beseitignng 
des  privaten  Grandeigenthums  wird  wegen  ihrer  unvermeidlichen 
directen  und  indirecten  Wirkungen  auf  die  Vertbeilung  des  Volks- 
einkommens und  wegen  der  ökonomischen,  socialen  und  cultur- 
lichen  Weiterwirkungen  dieser  veränderten  Vertheilnng  unbedenk- 
licher und  selbst  erwünscht  und  immer  erwünschter,  je  grosser  das 
gesammte  Volkseinkommen,  je  weniger  daher,  nach  den  früheren 
Erörterungen,  die  Ungleichheit  der  Vertheilnng  eine  nothwendige 
Voraussetzung  der  Gulturentwicklung  der  Nation  ist.  Das  private 
Grundeigenthnm  ist  deshalb  in  früheren  Perioden  der  Volks- 
wirthschaft  gerade  im  Vertheilnngsinteresse  nothwendiger,  wo 
es  im  Pro duction sinteresse  eher  entbehrlich  wäre,  auch,  wie 
gezeigt  wurde,  geschichtlich  vielfach  fehlte,  —  nnd  umgekehrt  auf 
höheren  Stufen  in  erster  Beziehung  bedenklicher,  in  zweiter 
jedoch  oft  nothwendiger.  Lässt  sich  aber  bei  entsprechenden  öko- 
nomisch-technischen Veränderungen  der  Bodenproduction,  daher 
namentlich  bei  einzelnen  Bodenkategorieen,  eine  genügende  Boden- 
bestellung oder,  allgemein  ausgedrückt,  eine  genügende  Function 
des  Bodens  für  diejenigen  Zwecke,  denen  er  dient,  ohne  Ver- 
mittelung  von  Privateigenthümem  erzielen,  wie  dies  wenigstens 
theilweise  der  Fall  ist,  so  fällt  auf  höheren  Wirthschaftsstofen 
dieser  Einwand  gegen  die  Beseitigung  des  Privateigenthums  am 
Boden  fort. 

Diese  generelle  Antwort  auf  das  Postulat  im  Allgemeinen  ist 
dann  aber  wieder  zu  specialisiren  nach  den  einzelnen 
Bodenarten,  je  nachdem  diese  eine  andere  Benutzung  als  durch 
Privateigenthttmer  leichter  oder  schwerer  gestatten  und  je  nachdem 
sie  durch  die  specifisehe  Einwirkung  der  privaten  VeriUgung 
ttber  sie  und  des  privaten  Eentenbezugs  von  ihnen  in  mehr  oder 
weniger  erwünschter  Weise  die  Vertheilnng  des  Volkseinkommens  nnd 
die  sociale  und  politische  Lage  der  Bevölkemngsclassen  beeinflussen 
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Hiernach  wird,  um  übersichtlich  eine  vorläufige  Entscheidung 
der  Frage  zu  geben,  Wald-  und  Wegeboden  vom  Standpuncte 
der  voikswirthschaftlichen  Production  und  Vertheilnng  aus  betrachtet 
bei  uns  ziemlich  allgemein  dem  Privateigenthum  zu  entziehen, 
mindestens  der  Staats-  und  Gemein  de  wald ,  welcher  mehrfach 
noch  in  grossem  Umfang  sich  erhalten  hat,  so  zu  erhalten  sein. 
Für  die  Erhaltung  des  kleinen  und  mittleren  ländlichen 
Priyateigenthums  (des  bäuerlichen  Grundbesitzes)  sprechen 
dagegen  wichtige  ökonomische,  mit  dem  Vertheilungs- 
interesse  zusammenhängende  und  socialpolitische  Gründe  za> 
gleich  mit  Gründen,  welche  dem  Productio ns Interesse  entnommen 
sind  (§.  200,  201).  Bei  dem  ländlichen  Grossgrundbesitz 
sind  letztere  Gründe  schon  allgemeiner  durch  Thatsachen  wider- 
legt, wo  dieser  Besitz,  wie  in  England,  meist  von  Pächtern  tüchtig 
bewirthschaftet  wird.  Aehnliches  gilt,  wo  sich  wenigstens  in  wich- 
tigen Beispielen,  wie  vielfach  bei  uns  durch  die  Zeitpachten  der 
Staatsdomänen,  nachweisen  lässt,  dass  eine  genügend  productive 
Bewirthschaftung  von  Grossgütem  ebenso  gut,  mitunter  aus  ökono- 
mischen Gründen  wegen  des  Wirthschaftens  mit  grösserem  Be- 
triebskapital selbst  besser  durch  Pächter  als  durch  Eigenthttmer 
stattfinden  kann,  wenn  nur  der  Pachtcontract  zweckmässig  ein- 
gerichtet wird  (§.  202).  Ob  wegen  des  Einflusses  des  Grossgrand- 
besitzes  auf  die  Vertheilnng  des  Volkseinkommens  eine  Be- 
seitigung desselben  zu  erstreben  ist,  wird  dagegen  wieder  von  dem 
Urtheil  über  die  thatsächliche  sociale,  politische  und  culturliche 
Function  der  Grundaristokratie  einer-  und  die  im  Gesammtinteresse 
wttnschenswerthe  anderseits  abhängen  müssen  (§.  203).  Dabei 
bildet  auch  die  Stellung  dieser  Aristokratie  schon  als  eines  noth- 
wendigen  Gegengewichts  gegenüber  der  Kapital-  oder  Geldaristo- 
kratie, einer  wohl  zu  beschränkenden,  aber  nicht  zu  beseitigenden 
Folge  der  nach  dem  Früheren  gebotenen  Beibehaltung  der  Institution 
des  Privatkapitals,  ein  Moment,  das  bei  der  Entscheidung  der 
Frage  mit  in  Betracht  kommt.  Bei  dem  städtischen  Grund- 
(und  Haus-)Eigenthum  sind  wohl  zunächst,  wenigstens  nach 
der  gegenwärtigen  Sachlage,  Städtekategorieen  zu  unterscheiden. 
Bei  Grossstädten  moderner  Art  sprechen  weniger  Gründe  als 
bei  dem  meisten  übrigen  Boden  ftlr  Privateigenthnm  aus  dem  Ge- 
sichtspunct  des  Productionsinteresses  und  ebenso  mehr  und  stärkere 
Gründe  als  in  irgend  einem  anderen  Falle  ftlr  die  Beaeitigong  des 
Privateigenthums  wegen  seines  vielfach  nachtheiligen  ökonomisehen 
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und  socialen  EinflosseB  auf  die  Vertheilnng  des  Einkommens  nnd 
anf  die  individnellen  Machtverhältnisse,  sowie  wegen  der  Speca- 
lationsexcesse  nnd  Krisen,  zu  welchen  gerade  das  Privateigen- 
thnm  am  Boden  hier  besonders  leicht  fUhrt  (§.  204  ff.).  Für  den 
Bergwerksboden  möchte  sich  am  Schwersten  ein  auch  nnr 
etwas  allgemeineres  Postulat  aufstellen  lassen.  Staats-  und 
Privatbergbau  neben  einander,  zum  Theil  unterschieden  nach 
den  Arten  der  zu  gewinnenden  Stoffe,  ist  wohl  für  unsere  Zeit 
das  Richtige.  Aehnliches  gilt  ftlr  die  Gewässer,  wo  in  erheb- 
lichem Umfang  öffentliches,  staatliches  Eigen thum  bei  wichtigeren 
natürlichen  Gewässern  (Flüssen,  Strömen,  grösseren  Seeen),  dem 
meist  bestehenden  Rechte  gemäss,  angezeigt  sein  möchte. 

III.  —  §.  191  [343].  Die  Beseitigung  des  privaten 
Grundeigenthums  vom  Standpuncte  des  volkswirth- 
schaftlichen  Productionsinteresses  aus  betrachtet 
Die  hauptsächliche  volkswirthschaftliche  Begründung  findet  die 
Institution  des  privaten  Grundeigenthums  gerade  im  Productions- 
Interesse.  Namentlich  wird  die  nothwendige  Steigerung  der  Inten- 
sität der  Bodenbebauung,  um  für  eine  grössere  Bevölkerung  mehr 
und  bessere  materielle  Prodncte  und  Nutzungen  aller  Art  dem 
Boden  abzugewinnen,  zu  diesem  Zweck  das  Erfordemiss  grösserer 
Freiheit  der  Bewegung,  wie  sie  das  Privateigenthum  giebt,  bei 
unseren  heutigen  Culturvölkem  zu  Gunsten  jener  Institution  vielfach 
angefahrt  (§.  160).  Die  dargelegte  geschichtliche  Entwicklung  des 
ländlichen  Grundeigenthums  dient  gerade  hierfür  als  Beleg:  ein 
grossartiger  historischer  Inductionsbeweis  zur  Bestätigung  der 
Schlüsse,  welche  deductiv  aus  dem  wirthschaftlichen  Selbstinteresse 
abgeleitet  werden.  Den  Einwänden  gegenüber,  welche  aus  dem 
Gesichtspuncte  der  Vertbeilung  gegen  das  private  Grnndeigenthum 
entnommen  werden,  wird  das  Productionsinteresse  hier  wie  in 
anderen  ähnlichen  Fällen  dem  Vertbeilungsinteresse  voran  gestellt, 
weil  ohne  genügende  Production  die  Vertheilnng  selbst  ihr  Object 
verliere. 

A.  Es  fragt  sich  nun  ftirerst,  ob  diese  Auffassung  richtig  und 
ob  insbesondere  aus  der  geschichtlichen  Beweisführung,  welche 
zunächst  in  dieser  Allgemeinheit  nur  für  die  Vergangenheit  zu 
Gunsten  ländlichen  bäuerlichen  Grundeigenthums  spricht,  ein  noth- 
wendiger  allgemeiner  Schluss,  wenn  nicht  für  immerwährende  Zeit, 
80  doch  für  Privateigenthum  in  der  Gegenwart  und  auf  weitere 
unbegrenzte  Zeit  sowie  an  allem  Boden  folgt. 


438  2.B.  AQsdelin.d.Pmateig.  2.K.  Grandeig.  4. ILA.  Prafang.  I.A.  Einleitniig.  §.  191. 

Eine  anbefangene  Kritik  wird  dies  yerneinen  müssen.  Viel- 
mehr ergiebt  sich  gerade  ans  der  geschichtlichen  Beweisftibmng 
die  geschichtliche  Bedingtheit  der  Institution  des  privaten 
G  randeigen thnms  und  ebenso  aus  dieser  Beweisführung  sowie  aus 
der  kritischen  Prüfung  der  Functionen  der  einzelnen  Zweck- 
kategorieen  des  Bodens  die  nur  bedingte  Zweckmässigkeit  des 
Privateigenthums  an  Boden  überhaupt  und  an  bestimmten  Arten 
desselben,  je  nach  Zeit  und  Ort  und  technischen  wie  sonatigen 
Umständen.  Daraus  aber  folgt  wieder  die  Möglichkeit  und  unter 
Umständen  die  Zweckmässigkeit  und  Nothwendigkeit  einer  Be- 
seitigung oder  Beschränkung  des  Privateigenthnms  mit  veränder- 
ten geschichtlicben  Bedingungen,  selbst  hinsichtlich  des  ländlichen 
bäuerlichen,  um  so  mehr  hinsichtlich  anderer  Kategorieen  des 
Bodens.  Auch  der  unläugbare  Zusammenhang  zwischen  der  Ent- 
wicklung der  Intensivität  des  Bodenbaus  jeder  Art  und  der  Aus- 
bildung des  privaten  Grundeigenthums  rechtfertigt  es  doch  nnr, 
eine  Vermuthung  speciell  bei  dem  Ackerbau  und  in  den 
diesem  analogen  Fällen  des  übrigen  Bodenbaus  für  das  Privat- 
eigenthum  als  die  Regel  anzunehmen. 

Diese  Vermuthung  aber  ]ässt  stets  die  Eventualität  eines  Gegen- 
beweises offen.  Ein  solcher  ist  auch  durch  viele  geschichtliche  und 
gegenwärtig  vorhandene  Thatsachen  gegen  das  private  Grundeigen- 
thum  in  wichtigen  Kategorieen  von  Fällen  (Wald-,  Wege-,  Berg- 
werksboden, domaniale  Feldgüter,  städtische  Bodenparcellen  wenig- 
stens in  gewissen  Fällen,  Gewässer)  zu  führen. 

Es  lassen  sich  auch  noch  andere  allgemeine  Gründe  gerade 
in  den  Verhältnissen  des  modernen  Wirthschaftslebens  finden, 
derentwegen  das  private  Grundeigenthum,  selbst  die  Nothwendigkeit 
intensiven  Bodenbaus  vorausgesetzt,  heute  weniger  innerlich  gerecht- 
fertigt erscheint,  als  ehedem.  Je  mehr  bei  der  jetzigen  Verkehrs- 
entwicklung dem  modernen  Communicationswesen,  der  hochgradigen 
Arbeitsgliederung  u.  s.  w.  die  Conjuncturen  den  einzelwirth- 
schaftlicben  Reinertrag  und  demnach  den  Werth  des  Bodens  be- 
stimmen und  der  Einfiuss  der  individuellen  Arbeitsleistung  und 
Kapitalverwendung  in  zweite  Linie  tritt,  desto  weniger  zutreffend 
wird  die  Begründung  des  privaten  Grandeigenthums  mit  den  an 
sich  richtigen  Gesichtspuncten  der  Aibeitstheorie  und  selbst  der 
natürlich-ökonomischen  Theorie  (§.  102,  103  ff.,  114  ff.) 

Am  Deutlichsten  ergiebt  sich  dies  beim  städtischen,  zumal  grossstä^ltiscben 
Grundeigenthum  bei  der  hier  eigentlich  Alles  bestimmenden  Macht  der  Conjonctar 
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(§.  205  ff.).  Aber  auch  bei  anderein  GrnBdeigenthum,  z.  6.  an  Bergwerks-,  Waldboden, 
und  selbst  bei  ländlichem  Grandeigenthnm,  zumal  Grossgrund besitz,  werden  die 
Conjnnctnren  immer  entscheidender,  so  z.  B.  hier  namentlich  f&r  die  Preise  der 
leichter  transportfähigen  Artikel  (Getreide,  Vieh,  Butter,  Handelsgew&chse  u.  s.  w.), 
welche  sich  unter  dem  Einflass  der  neueren  Transportmittel  mehr  und  mehr  nach 
den  Weltmarktconjanctaren  richten.  Die  steigende  Bodenrente  wird  deswegen  immer 
weniger  einindi?iduelle8  „Verdienst'",  die  „Pr&mienfoDction"*  der  Rente  (Schäffle) 
wird  thatsächlich  unwichtiger,  die  „gesellschaftlichen  Znsammenhänge''  steigern  die 
Rente:  was  eben  mehr  fUr  Gemeincigentham  am  Boden,  auch  vom  Productions- 
standpuncte  aus,  spricht.  Auch  die  Veränderungen  der  Technik  des  Bodenanbaus, 
besonders  bei  Haaptprodacten,  wie  Getreide,  sprechen  gegenwärtig  nicht  mehr  so  ent- 
scheidend far  Prirateigenthum  am  Boden.  Ja  letzteres  bietet  z.  B.  bei  grosser  Zer- 
stttckelang  selbst  Schwierigkeiten  für  die  Anwendung  besserer  Prodactionsmethoden 
(americanische  Dampfcoltur). 

§.  192  [344].  —  B.  Sogar  die  Frage  der  Beseitigang  des 
privaten  GrnndeigeDthnms  in  ihrer  vollen  principiellen 
Allgemeinheit,  angewendet  auf  allen  Boden,  liegt  an  eh  nach 
geschichtlicher  Auffassung  und  unter  Berücksichtigung  des  Pro- 
ductionsinteresses  doch  anders  als  die  analoge  Frage  in 
Betreff  des  Privatkapitals.  Die  grundsätzliche  Beseitigung 
des  letzteren  erweist  sich  nach  dem  Früheren  schon  gedanken- 
massig  schwer  fassbar,  weil  sie  eine  vollständige  Umgestaltung  der 
uns  erfahrungsmässig  bekannten  Organisation  der  Volkswirthschaft 
voraussetzt,  wovon  sich  auch  nur  eine  theoretische  Vorstellung  zu 
machen  sciiwierig  genug  ist.  Practisch  würde  sie  nothwendig  zu 
einer  Sprengung  und  schliesslichen  Beseitigang  des  ganzen  privat- 
wirtbschaftlichen  Systems  in  der  Volkswirthschaft  führen:  eine  un- 
geheuere neue  practische  Aufgabe  würde  zu  leisen  sein,  für  welche 
die  Mittel  und  Wege  kaum  auszudenken  sind,  namentlich  nicht 
nur  nach  der  technischen,  sondern  mehr  noch  nach  der  psycho- 
logischen Seite  das  Problem  betrachtet.  Die  ganze  Volkswirth- 
schaft wäre  gemeinwirthschaftlich  zu  organisiren.  Dabei  ist  eine 
genügende  Wahrnehmung  des  Productionsinteresses  ohne  die  In- 
stitntion  des  Privatkapitals,  in  welcher  Rechtsform  sich  das  indis- 
pensable Nationalkapital  hauptsächlich  bildet  und  zweckmässiger 
Weise  bilden  muss,  kaum  vorauszusetzen  (§.  143  ff). 

Anders  liegt  ohne  Zweifel  die  Sache  in  der  Grundeigenthums- 
frage.  Selbst  eine  vollständige  Abschaffung  allen  privaten  Grund- 
eigenthums  ist  weder  so  schwer  gedankenmässig  fassbar  als  die 
gleiche  Maassregel  bei  dem  Kapitaleigenthum ,  noch  practisch  so 
schwierig  durchzufahren,  noch  erscheint  sie  nothwendig  von  vorn- 
herein so  verhängnissvoll  für  das  Productionsinteresse,  —  und  zwar 
einfach  deswegen  nicht,  weil  sie  sich  verwirklichen  liesse  ohne  eine 
80  vollständige  Verrückung  oder  Umgestaltung  der  ganzen  Organi- 
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Bation  der  Volkswirtbschaft,  wie  sie  eine  Abschaffang  des  Privat- 
kapitals bedingen  wtlrde.  Das  privat wirthscbaftliche  System 
könnte  in  der  Hauptsache  bei  der  Beseitigung  des  privaten  Grond- 
eigenthums  bestehen  bleiben:  Pächterbetrieb  and  Miether- 
nntzung  träte  nur  an  die  Stelle  des  Eigenbetriebs,  Pacht-  und 
Miethrecht  an  die  Stelle  des  Privateigentbumsrechts.  Die  all- 
gemeine Durchfahrung  einer  solchen  veränderten  Rechtsordnung 
würde  zwar  noch  manche  harte  Nuss  zu  knacken  geben,  weit  mehr 
als  die  hierin  ebenso  oberflächlichen  als  optimistischen  Gegner  des 
privaten  Grundeigenthums  sich  vorstellen.  Aber  theoretisch  ein- 
facher und  practisch  leichter,  jedenfalls  überhaupt  und  wenigstens 
leidlich  befriedigend  lösbar  erscheint  die  Aufgabe  hier  immerhin. 

Die  EriahraBg  belegt  es,  dass  bei  einer  zweckmSssigen  Gestaltong  des  Pacht- 
rechts —  und  zwar  selbst  des  Zeitpachtrechts,  da  man  eimrendeo  liOonte,  dass  das 
Erbpachtsystem  sich  zn  sehr  dem  Phyateigenthamssystem  n&here  —  aaf  ländlichen 
Klein-  nnd  Grossgtltern  die  Prodaction  sich  schon  dem  Erforderoiss  steigender  loten- 
sintät  des  Bodenbaas  einigermaassen  anpassen  kana  (England).  Soweit  sich  aber, 
wie  bei  Berg-,  Wegebau,  Forstbaa,  auch  städtischem  Wohnungsbau  die  Production 
durch  Bodenp&chter  schwer  rerwirklichen  liesse  oder  der  Pachtbetrieb  keine  genUgende 
Bdrgschaft  für  eine  bessere  Befriedigung  der  Bedürfnisse  der  Berölkerung  ab  unter 
der  Herrschaft  des  privaten  Grundeigenthams  gewährte,  z.  B.  in  dem  Falle  des  Wege- 
und  Wohnungsbaus  (§.212):  so  würde  eine  Ausdehnung  des  gemeinwirthschaft- 
lichen,  zum  Theil  des  freigemeinwirthschaftlichen ,  genossenschaftlichen,  wie  hie  und 
da  im  Wohnungsbau,  im  Feldbau,  mehr  noch  des  zwangsgemeinwirthscbafÜichen 
Systems  eine  gewiss  nicht  immer  leichte  und  einfache,  aber  doch  za  ermöglichende 
und  einigermaassen  ausreichende  Abhilfe  bieten.  Auch  hier  handelte  es  sich  nicht 
um  so  schwierige  Probleme  wie  bei  der  Beseitigung  des  Priratkapitals,  sondern 
Überall  liesse  sich  an  geschichtlich  überkommene  und  thats&chlich  schon  bestehende 
Verhältnisse  anknüpfen.  Der  staatliche  nnd  zum  Theil  der  communale  Forst-,  Wege-, 
Berg-,  Wohnungsbau  u.  s.  w.  wäre  nur  in  grösserem,  der  letztere  freilich  in  riel 
grosserem  umfange  als  bisher  zu  betreiben  und  das  bezügliche  öffentliche  Grund- 
eigenthum  entsprechend  auszudehnen.  Dies  alles  erscheint  nicht  so  eztra?agant  und 
phantastisch,  wie  so  manche  socialistisch-communistische  Theoreme,  und  nicht  so 
schwierig,  wenn  überhaupt  möglich,  durchzuführen,  wie  die  Verwandlung  allen  Natiooal- 
kapitals  aus  Pri?at-  in  öffentliches  Kapital.  Es  ist  rielmehr  eine  Gestaltung  des  Herr- 
schafts?erhältnisses  über  den  Boden,  welche  in  grossem  Umfange  überall  besteht 
und  sich  zum  Theil  gerade  in  moderner  Zeit  erst  mehr  und  mehr  verbreitet,  wie 
der  private  Pachtbetrieb  von  privatem  nnd  öffentlichem  ländlichen  und  der  Eigen  betrieb 
von  öffentlichem  Grundeigenthum  aller  anderen  Bodenkategorieen  durch  Staat,  Ge- 
meinde u.  8.  w. 

§.  193  [345].  —  C.  Das  private  Grundeigenthum  erscheint  nun 
besonders  zweckmässig  und  nothwendig,  wo  es  sich  im  Interesse 
der  Intensivität  der  Bodenbebauung,  mithin  auch  im  volkswirthschaft- 
lichen  Productionsinteresse,  einmal  um  Kapital-  und  Arbeitaver- 
wendungen  in  den  Boden  handelt,  welche  der  Privateigenthttmer 
als  solcher  das  stärkste  Interesse  hat,  in  der  erforderlichen  Weise 
am  Passendsten  vorzunehmen;  wo  sodann  eine  möglichst  indivi- 
dualistische Gestaltung  der  Bewirthschaftung  durch  das  Pro- 
ductionsinteresse  gefordert  wird,  um  all  den  variablen  technischen 
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und  ökonomischeo  Momenten  Rechnung  zu  tragen,  die  allen  Boden- 
bau  (nicht  nnr  den  Feldbau)  beeinflnssen,  —  eine  individualistische 
Grestaltung,  welche  bei  der  freien  VerfUgungsniacht  des  vollen 
Privateigenthtlmers  oft  am  Besten  zu  erreichen  ist. 

1.  Die  geschichtliche  Entwicklung  des  ländlichen  Privat- 
eigenthnms  aus  dem  Gemeineigentham  findet,  gerade  aas  dem 
Gesichtspunct  des  Prodactionsinteresses  kleinerer  und  grösserer 
Gemeinschaften,  schliesslich  der  ganzen  Volkswirthschaft  betrachtet, 
ihre  Erklärung  und  ihre  volkswirthschaftliche  und  gesellschaftliche 
Rechtfertigung  darin,  dass  das  Privateigenthnm  jene  Kapital-  und 
Arbeitsverwendung  und  jene  individualistische  Gestaltung  der 
ßewirthschaftung  jedenfalls  sehr  allgemein  in  der  dem  gesell- 
schaftlichen Productionsinteresse  entsprechenden  Weise  gefördert 
hat,  vermuthlich  besser,  als  irgend  eine  andere  Einrichtung,  welche 
nach  den  Verhältnissen  möglich  gewesen  wäre.  Im  ländlichen 
Grundeigenthum  wird  sich  die  Sachlage  wohl  auch  noch  lange, 
für  unabsehbare  Zeit  so  erhalten,  dass  das  Privateigenthnm  im 
Productionsinteresse  zu  rechtfertigen  und  beim  Klein-  und 
Mittel-,  besonders  beim  eigentlichen  bäuerlichen  Betrieb  selbst 
zu  fordern  ist,  weil  der  Pachtbetrieb  hier  nicht  dasselbe  leistet 
als  der  Eigenbetrieb  des  Eigenthümers,  auch  schwierig  passend  zu 
gestalten  ist  und  der  genossenschaftliche  Betrieb  zu  grosse  Schwierig- 
keiten hinsichtlich  der  ökonomisch -technischen  Einrichtung  und 
Leitung  macht.  Maassgebend  ist  in  letzter  Linie  hier  die  Natur 
der  Landwirthschaft,  welche  für  grössere  Intensivität  des 
Betriebs  so  eigenthümliche  Anforderangen  stellt.  Die  sociale  Seite 
der  Frage,  die  sociale  Function  eines  ländlichen  starken  Be- 
völkerungsstands auf  eigener  Scholle,  kommt  ausserdem  ftir  eine 
Entscheidung  in  gleicher  Richtung  zu  Gunsten  des  Privateigentbums 
hier  besonders  stark  in  Betracht. 

Aber  sogar  beim  ländlichen  Boden  können  technische  Ver- 
änderungen eintreten  und  sind  zum  Theil  schon  eingetreten,  welche 
den  Betrieb  durch  den  Privateigenthümer  selbst,  unter  Voraus- 
setzung eines  zweckmässigen  Pachtreelits ,  im  Productionsinteresse 
entbehrlicher  machen. 

Vermehrte  Datunnssenschaftliclie  Erkenntniss  der  Gesetze  des  Pflanzen-  und 
Thierlebens,  der  Witterangserscheinangen ,  grössere  Yerw^erthung  dieser  Erkenntniss 
in  der  Landwirtbschaftslehref  grossere  Verw^endang  des  Maschinenwesens  im  Ackerbau, 
Aosbildnng  aller  Arten  des  landirirthschaftlichen  Yersichernngswoscns  gegen  die 
mancherlei  Wechself&lle,  unter  denen  auch  der  rationellste  Betrieb  nie  aufhört,  uiic 
zu  leiden,   und  welche  er  nicht  alle  gut  machen  kann.  Dies  und  Andres  mehr  wirkt 
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aJliiüUi^  danof  bin,  den  Eifenbetrieb  dnrcb   den  PrirateigendiQmer  des  ländlichen 
Bodens  veniger  nothirendii^  zu  machen. 

Damit  fällt  der  baaptsächlichste  volkswirtbschaftliche  Grund, 
welcher  aas  dem  Prodactionsinteresse  itir  das  private  ländliche 
Gmndeigenthnm  entnommen  wird,  fort. 

Wo  also  thatsicblich  Pachtbetrieb,  wie  in  England,  schon  ?orwaltet  oder  sich, 
wie  bei  unseren  Domänen  im  Vergleich  mit  dem  diesen  entsprechenden  priraten 
Grossgnindbesitz,  gnt  bewährt^),  da  ist  der  factische  Beireis  der  Entbehrlichkeit  der 
Institution  ftr  das  Prodnctionsinteresse  allgemein  oder  specieU  bereits  geführt. 
Selbst  die  Schwierigkeit  des  Debeigangs  ron  Privat-  zn  Staatseigenthnm  an  dem  läod- 
liehen  Boden  ist  hier  bei  aasschliesslichem  oder  stark  ?OTwaltendem  Grossgmndbedtz  nnd 
Grossbetrieb,  z.  B.  in  England,  keine  so  bedentende.  Denn  es  würde  in  der  land- 
wirthschaftlichen  Prodnctionsweise  keine  Aendemng  eintreten  müssen,  nnr  Bezng  nnd 
Vertheilong  des  ländlichen  Einkommens,  speciell  der  Grandrente  würde  sich  ?erändem. 
Staatsbehörden  hätten  die  Fonctionen  der  Agenten  der  bisherigen  Landlords  in  Betreff 
der  Vermlttelong  zwischen  dem  Eigenthümer  ond  den  Pächtern  zu  übernehmen  *) 
Weit  grossere  Schwierigkeiten  würden  auch  in  diesem  Puncto  bei  Klein-  und  Mittel- 
betrieb und  allgemcioen  Zeitpachtwesen  für  denselben  eintreten,  was  die  Bodenbesitz- 
reformer nicht  genügend  beachten  (siehe  schon  oben  S.  419). 

Es  ist  wichtig,  sich  ttber  diese  Verhältnisse  klar  zu  sein,  denn 
es  folgt  für  die  principielle  Frage  des  ländlichen  Grundeigenthums, 
seiner  Erhaltung  oder  Abschaffung  daraus,  dass  dieselbe  doch 
Überwiegend  nach  dem  volkswirthschaftlichen  Vertheilungs-  und 
dem  socialpolitischen,  nicht  nach  dem  Prodnctions- 
interesse zu  beurtheilen  und  zu  entscheiden  ist  Am  Meisten 
erstereS;  immerhin  weniger,  wenngleich  freilich  auch  noch  manch- 
fach,  aber  doch  nicht  so  allgemein,  letzteres,  wird  von  dieser  Ent- 
scheidung berührt.  Anders  liegt  der  FhII  daher  doch  heute  noch 
in  Ländern,  wo  bäuerliches  Grundeigenthum  stark  verbreitet 
ist,  weil  hier  eine  eingreifendere  Einwirkung  auf  die  Production 
von  der  Veränderung  des  Eigenthumsverhältnisses  lange  nicht  so 
unabhängig  ist,  jedenfalls  nicht  so  weit  wie  bei  dem  Gross- 
grundbesitz. 

§.  194  [346J.  —  2.  Jene  beiden  Bedingungen,  welche  vom 
Standpuncte  des  Productionsprocesses  aus  hauptsächlich  fUr  privates 


^)  So  nrtheilt  Meitzon,  Boden  Prcussens  III,  419  über  die  Domänenpachtungen 
in  Prcnssen,  welche  schon  seit  der  ersten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  die  eigene 
Administrationt  fast  ganz  verdrängt  haben:  ,,sie  haben  eine  wichtige  RoUe  in  der 
Entwicklang  der  vaterländischen  Landwirthschaft  vertreten.  Sie  haben  bis  auf  die 
neuste  Zeit  zu  den  besonders  Intelligent  betriebenen  Wirthschaften  gehört  und 
einem  grossen  Theile  ihrer  Leiter  bei  ausserordentlich  grossen  Aufwendungen  nnd 
Verbesserungen  gleichwohl  in  der  Regel  erhebliche  ReichthQmer  geschaffen/^  Dies 
günstige  Urtheil  ist  auch  jetzt  noch  das  allgemeine.  Der  Staat,  also  die  öemeinschaft, 
hat  aber  anderseits  in  der  höheren  Pachtrente  (die  freilich  aach  ans  anderen  Um- 
ständen, Kapital  Verwendungen  n.  s.  w.  mit  gestiegen  ist)  die  höhere  allgemeine 
Grundrente  mit  bezogen.     Siehe  oben  S.  433. 

«)  Flllrscheim,  Rettungswesr,  S.  439  ff. 
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GrandeigentbimiB  sprechen,  erlangen  bei  keiner  der  fibrigen  Boden- 
kategorieen  eine  gleiche  Bedentong  wie  bei  dem  ländlieben 
Boden.  Vielfach  ist,  unabhängig  von  den  Zeit-  and  Ortsverhält- 
nissen,  bloss  nach  der  ökonomisch-technischen  Natnr  dieser  anderen 
Bodenarten  nnd  ihrer  Bewirthschaftong  genrtheilt^  das  Privateigen- 
thnm  hier  stets  von  vomberein  entbehrlicher,  nnd  auch  geschicht- 
lich nnd  noch  beote  immer  nar  in  geringerem  Umfange  als  an 
dem  ländlichen  Boden  vorhanden  gewesen. 

In  den  wichtigen  Fällen  des  Forstbodens  und  des  Bodens 
bestimmter  Arten  von  Wegen  (Eisenbahnen)  sind  sogar  speci> 
fische  ökonomische  nnd  technische  Gründe  der  modernen  Zeit 
aach  im  Prodactionsinteresse  mehr  gegen  als  für  privates  Grund- 
eigenthQm  und  selbst  direct  für  öffentliches,  mithin  ftir 
6  e  m  e  i  n  eigenthnm  in  Händen  von  Zwangsgemeinwirtbschaften, 
besonders  des  Staats,  anzQitihren,  wie  dies  allmälig  immer  allge- 
meiner anerkannt  wird.  Bei  städtischem,  besonders  gross- 
städtischem  Wohnnngsboden  liegt  die  Sache  doch  in  einiger 
Hinsicht  ähnlich,  so  wenig  diese  Meinung  noch  verbreitet  ist 
(§.  204  ff.).  Bei  Bergwerken  sind  manche  ähnliche  Gründe 
wie  bei  ländlichem  Boden  fUr  Privateigenthnm  nnd  Betrieb  darch 
die  Eigenthüroer  vorhanden,  aber  doch  nicht  in  gleichem  Maasse 
als  bei  den  Aeckern.  Vielfach  bewährt  sich  Staatsbergban- 
Eigenthom  nnd  Betrieb  hente  noch  ebenso  wie  früher,  ja  wird  er 
in  einigen  Fällen  in  höherem  Maasse  als  früher  ökonomisch-technisch, 
vojkswirthschaftlich  nnd  socialpolitisch  erwünscht. 

Sicherlich  müssen  für  die  Wahl  des  Privat-  oder  des  öffent- 
lichen Eigentbums  und  der  Privat-  oder  der  öffentlichen  Bewirth- 
»chaftung  bei  allen  diesen  Bodenkategorieen  auch  in  dem  Fall,  dass 
nnr  das  Prodactions-,  nicht  das  Vertheilangsinteresse  entscheiden 
soll,  die  concreten  volks-  nnd  privatwirthschaftlichen  und  tech- 
nischen Verhältnisse  den  Ausschlag  geben.  Aber  die  allgemeine 
Nothwendigkeit  oder  auch  nur  die  überwiegende  Zweck- 
mässigkeit des  Privateigenthums  für  die  Production  lässt  sich 
dennoch  bestreiten  und  ceteris  paribus  stets  nur  in  oft  viel 
geringerem  Umfange  als  hinsichtlich  des  ländlichen  Orundeigen- 
thnms  zugeben.  Das  Vertheilungs Interesse  kann  und  darf  daher 
auch  hier  für  die  principielle  Entscheidung  der  Eigenthnmsfrage 
als  sehr  wesentlich  mitbestimmend  anerkannt  werden,  ohne  dass 
von  vornherein  mit  einer  vermeintlich  apodictischen  Anforderung 
des  volkswirthschaftlichen  Production sinteresses   die  Frage  als 
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ein  für  allemal  zu  Gansten  des  Privateigenthums  entschieden  gelten 
könnte.^)  Damit  wird  der  wichtigste  Einwand  hinfällig,  welcher 
selbst  schon  einer  Beschäftigung  mit  der  Frage  der  Nothwendigkeit 
oder  Entbehrlichkeit  des  privaten  Grnndeigenthnms  überhaupt  und 
bei  den  yerschiedenen  Bodenarten,  mithin  einer  Untersuchung,  wie 
deijenigen  in  diesem  Abschnitte,  entgegengestellt  wird.  Für  die 
folgende  Betrachtung  der  einzelnen  Bodenarten  ist  davon  besonders 
Act  zu  nehmen. 

Samter,  GeseUschafitliches  Prlyateigentham ,  S.  95  ff.,  plädiit  tüT  das  Gnud- 
eigentham  als  gesellflchaftiiches,  weil  in  ihm  die  ProdDctiTkraft  der  Natur  viritsam 
sei  (was  ich  iü  dieser  Weise  nicht  zogeben  kann),  weil  es  nicht  beliebig  vermehibar  sei 
nnd  weil  es  die  Tendenz  habe,  bei  fortschreitender  Gesellschaft  im  Werth  zu  steigen. 
£r  sucht  dann  S.  116  ff.  aach  nachzuweisen,  welche  Vortheile  sich  aas  diesem  ge- 
sellschaftlichen Eigenthum  gerade  for  die  l&ndliche  BeyOlkemng  ergeben  würden. 
Die  Nachtheile  seines  Postulats  sieht  er  durch  die  Vortheile  aufgewogen  (?)  S.  149  ff., 
und  die  sociale  Function  eines  privaten  l&ndlichen  EigenthOmerstands  übersieht  auch  er 
wie  die  meisten  Bodenbesitzreformer;  ähnlich  auch  in  seinen  anderen  Schriften. 


2.  Abschnitt. 

Die  einzelnen  Zweekkategorieen  des  Bodens ,   insbesondere 

ländliches  Orandeigenthum. 

§.195.  Vorbemerkungen.  In  diesen  und  in  den  folgenden  zwei  Abschnitten 
handelt  es  sich  um  die  speciollere  Entscheidung  der  Eigenüiumsfrage  bei  den  ein- 
zelnen grossen  Zweekkategorieen  des  Grundeigenthums  (§.  99),  nachdem  die  generelle 
Entscheidang  rorangegangen  ist.  Aber  auch  bei  dieser  specieUeren  Entscheidung  haben 
wir  es  hier  in  der  Grundlegung  nur  mit  der  grossen  Principienfrage  fUr  die 
Eigenthumsordnung  zu  thun.  Weiteres  Einzelne  gehört  nicht  hierher,  sondern  in  die 
Practische  Nationalökonomie  und  in  die  Finauzwisseuschaft,  in  Betreff  des  ländlichen 
Grundeigen tho ms  in  die  Agrarpolitik  und  in  die  finanzwissenschafUiche  Dom&nenlehre. 
Nur  daselbst  daher  auch  n&here  Ausführungen  und  Spcciallitteratur.  Eine  Erweiterung 
gerade  dieses  2.  Abschnitts  b&tte  ich  mit  Rücksicht  auf  die  steigende  Bedeutung  der 
agrarpolitischen  Fragen  in  dieser  neuen  Auflage  ?ielleicht  vorgenommen,  wenn  nicht 
inzwischen  das  Buchenberger'sche  Werk  als  Abtheilung  dieses  Gesammtwerks  erschienen 
wäre.  Nach  meinem  ganzen  socialpolitischen  Standponct,  wie  ich  ihn  in  diesem  Buche 
vertrete,  huldige  ich  der  Anschauung,  dass  die  thunUchste  Erhaltung  unseres  länd- 
lichen Besitzerstands,  insbesondere  (wenn  auch  nicht  allein)  unseres  Bauernstands, 
eine  sociale,  wirthschaftliche,  culturliche,  ethische,  politische,  eine  wahrhaft  nationale 
Frage  ersten  Kangs  für  Westeuropa,  vollends  für  Deutschland  ist.  Ich  theile  in 
dieser  Hinsicht  manchfach  die  Anschauungen  der  „Agrarier",  ohne  auch  meinerseits 
„einen  Ar  zu  besitzen  oder  einen  Halm  zu  bauen'*  und  die  Auffassung  von  G.  Hansen 
in  seinen  „BevOlkerangstufen*\  Indessen  das  Buchenberger'sche  Werk,  welches  zu 
meiner  Geuugthuang  die  einschlagenden  Fragen  in  wesentlicher  Debereinstimmung 
mit  mir  behandelt  —  wie  denn  der  Verfasser  sich  wiederholt  gerade  f&r  die 
principielle  Auffassung  der  agrarischen  Eigenthumsfragen  auf  mich  mit  bezieht  und 
mir  zustimmt  —  enthebt  mich  der  Aufgabe,  entsprechende  Erweiterungen  in  diesem 
Abschnitt  gegen  die  früheren  Auflagen  eintreten  zu  lassen. 


^)  Eben  dies  anzunehmen  war  ein  Fehler  von  mir  in  meiner  Schrift  über  die 
AbscbalTung  des  privaten  Grundeigenthums. 
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Siehe  daher  fär  Weheres  die  agrarpolitische  Littentnr.  Rao  I.  §.  376, 
377.  Boscher  ü,  §.  »6  ffl,  61  ff.  Bnchenberger  I,  §.  40  ff.«  6S  ff.  (auch  filr 
fernere  litterataraiigabea).  Conrad,  Meitien,  Abhandlang  Landvirthschaft  ioi 
SchOnberg'schen  Hndbsch.  Die  einschlagenden  Specialaitikd  im  Handir6rteibach 
der  Staatswissensehallen,  sodann  die  Erftrteningen  aber  Beibehaltnng  oder  Yerinssening 
der  Domänen  in  den  finanzwissoischaftlichai  Werken,  so  in  dem  meinigen  h  3.  Anfinge 
§.  219  ff. 

Neu  eingeleitet  vird  dieser  Abschnitt  hier  jetzt  mit  einigen  AosfUmingen  ttber 
die  natflrlichen  Yerh&ltnisse  der  einzelnen  grossen  ZvecUategorieen  des  Bodens, 
welche  auf  die  Technik  nnd  Oekonomik  des  Betriebs,  der  Benntning  bestimmend  ein- 
wirken, daher  die  naturgegebenen  Bedingungen  dantellen,  anter  weldien  jede  Kategorie 
sich  mit  Arbeit  nnd  Kapital  rtfbindeL  Diesen  Bedingungen  mflssen  sich  nothwendig 
im  Interesse  des  Erfolgs  wieder  die  Rechtsnormen  anpassen,  wenn  jede  Boden- 
kategorie ihrem  Zweck  zogefdhrt  and  f^  denselben  ordentlich  fangiren  können  soll. 
Aach  fOr  die  hier  erörterte  Principieo  frage  der  Eigenthomsordnang  ist  eine  derartige 
BetrachtOBg  wichtig.  Es  zeigt  sich  dabei  die  gegebene  Abbingigkeit  des  Bechts 
Ton  der  .,Natur  der  Dinge^,  noch  in  etwas  anderer  Weise,  als  das  schon  im  Yoraos- 
gehenden  ?erfolgt  worden  ist  Zugleich  ergeben  sich  so  wieder  „nataigemisse^* 
Unterschiede  zwischen  den  ?erschiedenen  Zweckkategorieen  des  Bodens,  welche  f&r  die 
Bechtsordnnng  einer  jeden  nnd  insbesondere  auch  ftlr  die  Eigenthomsfirage  in  Bezug 
anf  eine  jede  ron  Bedeutung  sind.  Es  wird  dadurch  das  vorausgehende  Ergebniss, 
dass  diese  Frage  eben  bei  den  verschiedenen  Zweckarten  des  Bodens  verschieden 
liegt,  noch  genauer  und  in  andrer  Weise  bestätigt  Zugleich  wird  dies  dadurch  mit 
erid&rt,  dass  die  Arbeit  und  das  Kapital  sich  mit  jeder  der  Zweckarten  des  Bodens 
naturgemias  in  technisch  Teischiedener  Weise  und  unter  Terschiedenen  Bedingungen 
verbindet  Die  bezüglichen  Ansftlhrungen  habe  ich  zuerst  in  dieser  Weise  geiceben 
und  für  die  Eigenthumsfrage  rerwerthet  in  meinem  Artikel  Grundbesitz  im  Hand- 
wörterbuch der  Staatswissenschaften  lY,  besondera  S.  118  ff.,  130  ff. 

Im  Folgenden  schliesse  ich  mich  hieran  an,  sachlich  genau.  Einzelnes  etwas 
erweiternd.  Anderes  zusammenziehend  oder  nur  kurz  berOhrend,  woftlr  dann  auf 
jenen  Artikel  verwiesen  werden  mag. 

Auch  fttr  die  Frage  der  Zwaugsenteigong  (Kapitel  3  in   diesem  Buch  3) 
sind  die  folgenden  einleitenden  Erörterungen  zu  beachten.    Die  verschiedenen  Zweck- 
bestimmungen des  Bodens  sind  ja  zeitlich  und  Ortlich  von  verschiedener  Bedeutung, 
nur  ausnahmsweise  kann  dasselbe  Grundsttlck  gleichzeitig  oder  in  fester  Periodicit&t 
verschiedenen  Zwecken  dienen,  weil  es  meistens  ftlr  einen  jeden  besonders  eingerichtet, 
d.  h.  mit  specifischer  Art  Arbeit  und  Kapital  versehen  werden  muss  und  dies  eine  Be- 
nutzung ftlr  einen  anderen  Zweck  ausschliesst    Da  ergiebt  sich  daher  die  Nothwendig- 
keit,    die   Zweckbestimmungen    eines   Grnndstflcks   wechseln    und  jeweilig   diejenige 
eintreten  zu  lassen,    welche  nach    dem  Gesammünteresse  („Öffentlichem^'   Interesse) 
voransteht     Die  Privateigenthumsordnung  bietet   hier   nun  Schwierigkeiten,    welche 
bei  einer  Gemeineigenthumsordnung  fehlen  wurden,  insofern  bei  jener  nicht  nur,  wie 
allenfalls    auch    bei   dieser,    loteressenconflicte,   sondern    auch    Willensconfiicte 
vorliegen  können,  welche  zur  Herbeiführung  der  jeweilig  wichtigsten  Zweckbestimmung 
der  Grundstücke  erst  überwunden  werden  müssen.    Da  dies  in  der  Privateigenthums- 
ordnung in  vertragsmässiger  Weise  nicht  immer  oder  nur  unter  sehr  grossen  Opfern 
für  den  einen  Theil  bewirkt  werden  kann,  wird  eben  die  Zwangsenteiguung  ein  dem 
gesellschaftlichen  Interesse  entspringendes  Bechtsprincip  gerade  in  der  Privateigen- 
Üiumsordnung  des  Grund  und  Bodens.    Nicht  alle,  aber  die  practisch  wichtigsten  und 
principiell    characteristischsten   Fälle    der   Zwangsenteignung    erklären    sich    so   aus 
gesellschaftlichen,    volkswirthschaftlichen    Bedürfnissen    nach    einem    Bechtsprincip, 
mittelst  dessen  man  die  Schwierigkeiten,  welche  aus  der  Anwendung  des  Privateigen- 
thumsprincips  auf  Boden  verschiedener  Zweckbestimmungen  hervorgehen,  zu  überwinden 
vermag.    Es  liegt  darin  wieder  implicite  anerkannt,  dass  der  nationale  Boden  auch 
unter  der  Herrschaft  des  Privateigenthums  doch  nicht  aufhOrt,  unter  Umständen  wie 
ein  nationales  Gemeingut   aufgefasst  und  behandelt  zu  werden,  und  dass  die 
endgiltige  Zweckbestimmung  eines  Grundstücks  demgemäss  von  der  Gemeinschaft  nach 
ihren  Gesammtinteressen  immer  wieder  bestimmt  wird,  —  auch,  wie  eben  die  Auf- 
nahme der  Zirangsenteignung  in  die  Rechtsordnung  zeigt,  nothwendig    so  mass  be- 
stimmt werden  können.     Für  die   ganze  Eigenthumslehre  „in  volkswirihschaftlicher 
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in  der  Hauptsache  dauernd  und  ausschliesBlich  gewidmet 
Letzteres  ermöglicht  dann  auch  erst  die  angemessenste  ökonomisch- 
technische Einrichtung  für  den  betreffenden  Zweck  und  ist  daher 
auch  wieder  die  Voraussetzung  für  die  beste  ökonomisch-technische 
Function  des  einem  bestimmten  Verwendungszweck  dienenden 
Grundstücks. 

Aoch  noch  später,  auf  höherer  Stofe  der  Technik,  Oekonomik  and  Caltur  ist 
dabei  allerdings  der  bestimmte  Verwendungszweck  eines  Grundstücks  nicht  immer  an- 
bedingt  ein  einziger  und  ausschliesslicher,  wenn  auch  meistens  sofort  der  gewöhnliche 
und  hauptsächliche.  Theils  neben,  theils  und  namentlich  nach  einander,  z.  B.  in 
verschiedenen  Jahreszeiten,  kann  ein  Grundstück  verschiedenen  Zwecken,  einem 
Haupt-,  einem  oder  mehreren  Nebenzwecken  dienen  (Wald,  Ackerland  als  Weide, 
Weg,  Jagdgrnnd  u.  dgl.  m.).  Für  jede  Rechtsordnung,  Gemein-  wie  Prirateigen- 
thumsordnung,  liegen  dann  Aufgaben  vor,  Interessencollisionen  auszugleichen.  Normen 
für  die  verschiedenen  Benutzungsweisen  zu  treffen.  Diese  Normen  müssen  sich  noth- 
wendig  wieder  (durch  Bestimmungen  über  Schonung,  Vorsichtsmaassregeln,  Reparaturen, 
Entschädigungen  u.  s.  w.)  der  Oekonomik  und  Technik  jeder  Verwendung»-  nnd  Be- 
nutzungsart eines  Grundstücks  anschliessen ,  dabei  auch  die  relative  Bedeutung  jeder 
verschiedenen  Benutzungsart  berücksichtigen.  Auch  in  einer  Gemeineigenthums- 
Ordnung  liegen  hier  dieselben  Aufgaben  vor,  nur  dass  sie  hier  wohl  wegen  der  Iden- 
tität der  Gesammtinteressen-Sphäre  und  aller  bei  Special  Verwendungen  vorkommenden 
Sonderintcressen  leichter  als  bei  einer  Privateigenthumsordnung  auszugleichen  wären. 
Im  Folgenden  beschränken  wir  uns  wesentlich  auf  die  Betrachtung  des  gewöhnlichen 
oder  Hauptverwendungszwecks  eines  Grundstücks. 

§.  197.  —  B.  Natürliche  Verhältnisse  bei  den 
einzelnen  Zweckkategorieen.  Die  Bedeutung  des  Ver- 
wendungszwecks für  die  Fragen  der  Rechtsordnung  und  auch  fttr 
die  uns  hier  allein  näher  beschäftigende  Principienfrage,  Gemein- 
öder  Privateigenthum ,  folgt  nun  daraus ,  dass  von  diesem  Zweck 
die  Möglichkeit  der  Function  eines  Grundsttlcks  für  denselben 
überhaupt  oder  wenigstens  die  Möglichkeit  der  besten  Function 
dafür  abhängt.  Die  Becbts-  und  Eigenthumsordnnng  mnss  sich 
eben  deswegen  den  ökonomisch -technischen  Bedingungen  dieser 
Function  anpassen.  Diejenige  Ordnung  verdient  danach,  also  zu- 
gleich vom  Standpuncte  des  Productionsinteresses  betrachtet,  den 
Vorzug,  welche  das  am  Besten  thut.  Nach  den  yerscbiedenen 
typischen  Verwendungszwecken  der  Grundstücke  richten  sich  dann 
aber  auch  wieder  die  mit  denselben  verbundenen,  an,  auf  und  mit 
ihnen  sich  vollziehenden  ökonomischen  Erscheinungen,  daher  nament- 
lich diejenigen  der  Werthbildung,  in  Betreff  der  Erträge,  der 
Grundstücke  selbst,  der  Bentenverhältnisse  u.  s.  w.  Auch  diese 
ökonomischen  Rückwirkungen  des  Verwendungszwecks  eines  Grand- 
stücks sind,  wie  socialökonomisch  fUr  das  Vertbeilangsproblem,  so 
fUr  die  Fragen  der  Rechts-  und  Eigenthumsordnung  wichtig  zu  be- 
achten. 
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Schwierigkeiten    technischer,    ökonomischer,    vor    Allem    psycho- 
logischer Art  begegnen  würde. 

In  gewissen  Fällen  ist  dorch  die  Beschaffenheit  des  Bodens  selbst  der  Var- 
wenduDgszweck  desselben  flberhaopt  (Gewisser)  oder  der  an  sich  passendste  Yer- 
wendongBZweck  (Ber^werksboden ,  Natorwaldboden,  auch  wohl  Weideboden,  Grasland) 
gegeben  oder  angezeigt  In  den  übrigen,  wichtigeren  und  legelmSssigen  Fällen  hängt 
die  Bestimmung  70m  Willen  der  Menschen  ab,  die  dabei  freilich  darch  die  Natur 
ibrer  Bedürfnisse  und  durch  die  Erkenntniss  der  geeigneten  Beschafifenhelt  des  Bodens 
für  den  erstrebten  Zweck  (Sicherheit,  Zugänglichkeit,  leichte  Ertragsgewinnung  u.  s.  w.) 
geleitet  werden,  so  in  den  Hauptfällen,  demjenigen  des  landwirthschaftlichen  und  des 
Wohnungsbodens,  meist  auch  beim  Wegeboden,  theilwcise  auch  beim  Forstbodeo. 

Erst  mit  fester  Ansiedlong  an  bestimmten  Oertlichkeiten 
als  Wohnplätzen,  mit  der  Einrichtung  des  Ackerbans  und  der  Vieh- 
zucht von  diesen  Orten  aas  auf  den  nächst  gelegenen  Grundstücken 
werden  regelmässig  bestimmte  Grundstöcke  im  Wesentlichen 
dauernd  einem  bestimmten  Zweck ,  im  Wesentlichen  aus- 
schliesslich, gewidmet,  für  Ackerbau,  Grasgewinnnng  (Wiese,  Weide), 
Waldbau,  für  die  Wohnungen,  Höfe,  Gärten  und  was  damit 
zusammenhängt,  für  die  (öffentlichen)  Wege.  Auch  in  diesen  Zweck- 
bestimmungen gehen  immer  wieder,  im  Ganzen  regelmässig,  Ver- 
änderungen vor  sich:  mit  der  Weiterentwicklang  des  Volks,  Ver- 
mehrung desselben,  stärkerer  localer  Goncentration  (Ausdehnung 
der  Landwirthschaft  auf  Wald-,  Weideboden,  der  Wohnplätze  auf 
bisher  landwirthschaftlichen,  forstlichen  n.  dgl.  Boden);  mit  Ver- 
änderungen der  Technik  in  der  Landwii-thscbaft  (Aenderung  der 
Feldsysteme,  damit  des  Verhältnisses  zwischen  Acker-,  Wiesen-, 
Weideland);  mit  Veränderungen  des  Verkehrs,  seiner  Richtung, 
seiner  Grösse,  und  mit  solchen  der  Technik  im  Communications- 
nnd  Transportwesen  (Aenderung  des  Wegewesens,  Verwandlung 
andren  Bodens  in  Wegeboden,  Kunststrassen,  Ganäle,  Eisenbahnen). 
Aber  die  sechs  grossen  Zweckkategorieen  des  Bodens  sind  doch 
in  der  Hauptsache  durch  die  äussere  Natur  und  die  Bedürfnisse 
des  menschlichen,  namentlich  des  entwickelten  gesellschaftlichen 
Lebens  und  des  Verkehrs,  fest  gegebene  und  in  gegebener  Zeit 
dienen  auch  bestimmte  (individuelle)  Grundstücke  einem 
dieser  Zwecke  in  einem  Volke  im  Ganzen  dauernd  und  aus- 
schliesslich. Namentlich  nach  allgemeiner  Occupation  und 
Besiedlung  des  nationalen  Bodens,  nach  endgiltiger  Wahl  der 
Wohnplätze,  Bestimmung  der  Strassenztige  treten  die  sechs  Ver- 
wendungszwecke als  typische  natürliche  und  ökonomisch-technische 
hervor,  stellen  absolute  Katego  rieen  der  Boden  Verwendung  dar 
und  die  diesen  Zwecken  dienenden  Grandstücke  sind  ihnen  dann 
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in  der  Hauptsache  dauernd  und  aasschliesslich  gewidmet 
Letzteres  ermöglicht  dann  auch  erst  die  angemessenste  ökonomisch- 
technische Einrichtung  für  den  betreffenden  Zweck  und  ist  daher 
auch  wieder  die  Voraussetzung  fär  die  beste  ökonomisch-technische 
Function  des  einem  bestimmten  Verwendungszweck  dienenden 
Grundstücks. 

Auch  ooch  später,  anf  höherer  Stofe  der  Technik,  Oekonomik  und  Caltar  ist 
dabei  allerdings  der  bestimmte  Verwendungszweck  eines  Grundstücks  nicht  immer  od- 
bedingt  ein  einziger  und  ausschliesslicher,  wenn  auch  meistens  sofort  der  gewöhnliche 
und  hauptsächliche.  Theils  neben,  theils  und  namentlich  nach  einander,  z.  B.  in 
verschiedenen  Jahreszeiten,  kann  ein  Grundstück  verschiedenen  Zwecken,  einem 
Haupt-,  einem  oder  mehreren  Nebenzwecken  dienen  (Wald,  Ackerland  als  Weide, 
Weg,  Jagdgrund  u.  dgl.  m.).  Für  jede  Rechtsordnung,  Gemein-  wie  Prirateigen- 
thumsordnung,  liegen  dann  Aufgaben  vor,  InteressencoUisionen  auszugleichen.  Normen 
für  die  verschiedenen  Benutzungs weisen  zu  treffen.  Diese  Normen  müssen  sich  noth- 
wendig  wieder  (durch  Bestimmungen  über  Schonung,  Vorsichtsmaassregein,  Reparaturen, 
Entschädigungen  u.  s.  w.)  der  Oekonomik  und  Technik  jeder  Verwendung»-  und  Be- 
nutzungsart eines  Grundstücks  anschliessen ,  dabei  auch  die  relative  Bedeutung  jeder 
verschiedenen  Benutzungsart  berücksichtigen.  Auch  in  einer  Gemeineigenthum»- 
Ordnung  liegen  hier  dieselben  Aufgaben  vor,  nur  dass  sie  hier  wohl  wegen  der  Iden- 
tität der  Gesammtinteressen-Sphäre  und  aller  bei  Specialverwendungen  vorkommenden 
Sonderintcressen  leichter  als  bei  einer  Privateigenthumsordnung  auszugleichen  wären. 
Im  Folgenden  beschränken  wir  uns  wesentlich  auf  die  Betrachtung  des  gewöhnlichen 
oder  Hauptverwendungszwecks  eines  Grundstücks. 

§.  197.  —  B.  Natürliche  Verhältnisse  bei  den 
einzelnen  Zweckkategorieen.  Die  Bedeutung  des  Ver- 
wendungszwecks für  die  Fragen  der  Rechtsordnung  und  aueh  flir 
die  uns  hier  allein  näher  beschäftigende  Principienfrage,  Oemein- 
oder  Privateigenthum,  folgt  nun  daraus,  dass  von  diesem  Zweck 
die  Möglichkeit  der  Function  eines  Grundstücks  fUr  denselben 
überhaupt  oder  wenigstens  die  Möglichkeit  der  besten  Function 
dafür  abhängt.  Die  Bechts-  und  Eigenthumsordnung  miiss  sich 
eben  deswegen  den  ökonomisch -technischen  Bedingungen  dieser 
Function  anpassen.  Diejenige  Ordnung  verdient  danach,  also  zu- 
gleich Yom  Standpunete  des  Froductionsinteresses  betrachtet,  den 
Vorzug,  welche  das  am  Besten  thut.  Nach  den  verschiedenen 
typischen  Verwendungszwecken  der  Grundstücke  richten  sich  dann 
aber  auch  wieder  die  mit  denselben  verbundenen,  an,  auf  und  mit 
ihnen  sich  vollziehenden  ökonomischen  Erscheinungen,  daher  nament- 
lich diejenigen  der  Werthbildung,  in  Betreff  der  Erträge,  der 
Grundstücke  selbst,  der  Rentenverhältnisse  u.  s.  w.  Aueh  diese 
ökonomischen  Rückwirkungen  des  Verwendungszwecks  eines  Grund- 
stücks sind,  wie  socialökonomisch  fUr  das  Vertheilnngsproblem,  so 
für  die  Fragen  der  Rechts-  und  Eigenthumsordnung  wichtig  zu  be- 
achten. 
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D*.  wo  z.  B.  Dank  soiuem  bustintmleii  Verwcndunpzwcck  ein  (irundstUck  be- 
sonders Itiicbt  m  Kenivn-,  ConjanctnreDgewiDDabildungen  fahr!,  irie  bcscjideta  der 
(!^ss>it&d tische  Wotmoajfs-,  Bet^erksboden  (auch  ecwii  „Scbflne-AnssicbU-Boden" 
iii  hcntigDii  BelseTerhaltnlsseu) .  zeigen  eich  eben  die  misslictaDii  Conaequenzen  des 
Privateigi-QtbamspriiiL'ips,  dem  EisentliUmer  als  solchem  nur  Kräh  seineB  Prl?iiteigen- 
(hamsrechls  Bkonomiecb  ton  ihn  ..anrerdionie"  Gewinne  aas  der  gosellschafdlcben 
Wcrlhbildaus  snmfabren,  in  besondurcm  Grade.  Das  kann  dann  ein  Moment  werden, 
wulcbos  in  der  Fitigt  der  WabI  zwischen  Gemein-  und  Privat  ei  genthum  für  craierus 
ii.ti  Gewicht  ßllt.  weiinKleicIi  dainm  noch  nicht  den  Ausselilag  dafur  giobl.  da  die 
EntscheidaDg  ton  indeien  Erw&gnngen  nnttiwendig  inltabhingt. 

Auch  eine  flüchtige  Betraebtung  zeigt  sofort  tlie  wesentiioben 
SkonomJBch-tecbuiaclieu  VeracliiedeDbeiten  der  Zweckkategorieen 
(IcB  Bodens,  die  verschiedene  Art  und  Weise,  wie  Arbeit  und 
Kapital  sit-h  mit  dem  Grundstück  verbindeu,  um  es  filr  seinen  Ver- 
wendungszweck geeignet  zu  machen,  seine  Erträge,  Kntznngen  zu 
gewinnen,  wie  verschieden  die  dureb  den  Zweck  bedingte  Art 
der  Ertragsgewinnung  und  lienutzungsweise  ist  und  in  welch  un- 
gleichem Grade  die  Hrscheinnngen  der  Werthbildung  und  die  Müg- 
lichkeit  und  Thatsächlicbkeit  des  Bezugs  von  Coujnnctnrengewinnen 
II.  dg).,  der  Realisirung  derselben  durch  den  EigentbUmer  bei  den 
Grundstücken  je  nach  ihrem  Veiwendungszweck  hervortreten. 

Der  Standorts-  oder  Wohnaiigs-  ond  U'ogeboden  verlangen  regelmKssig. 
fceflieh  je  nach  der  Technik  und  nacli  BedUcfiiiBseii  und  Ansprüchen  der  Menschen 
in  sehr  Tcnchieitoncr  Art  nud  tirOsse,  eines  erstmaligen  bedcutouderen  Aibotts-  und 
EapiuUufiranda  (mehr  „stehendes  Kapital"),  um  sie  ihrem  Zwecke  (Wahngebinde, 
Gebäude  für  Produclionszwccke  zu  tragen,  bezw.  zum  Transport  2u  dleuau)  zuinfahten. 
Aach  bedürfen  sie.  wenigstend  In  den  spSttiren  höheren  Stufen  der  Technik,  eines 
Aufwands  von  hewinders  qualificirter  Arbeit.  Seitens  eigens  für  die  AnsUbung  dieser 
Arbeit  (..berafemSssig")  ausgebildeter  Personea  (..Techniker").  Die  spfttore  Erhaltuugs-. 
Beparamrarbeit  und  der  Kapitalaufwand  dafilr  pflegt  ruUlir  kleiner  zu  sein  (weniger 
„umlaufendes  Kapital"),  auch  Ollers  leohniscb  einfacher.  Nach  dieser  „Produclions- 
Botte''  belrachlel  ist  Standorts-  und  Wegebau  geeigneter  (mlndeRens  weniger  au- 
geeignet) for  iiemeineigenthum,  bedarf  es  dabei  weniger  notbwondig  dos  Priralelgen- 
(boDis,  ija  bei  anilurem,  namentlich  agrarischem  Boden.  Diese  Bodcukatcgorleen  wordou 
dann  aber  die  Trager  der  Menschen,  ihrer  Einnchtungen.  Thüligkeiteu,  ihres  Ver- 
kehrfi,  diroct  and  unmittelbar.  Dadurch  erlangen  sie  eine  beherrsch  endo  BedeutanR 
für  das  gusellDCbaftliche  und  wlrlhschsftlicho  Leben,  wird  namentlich  die  Ortliche 
Lage  dos  dnzclnen  Standort- GruudsIUcks.  auf  dem  und  Ton  dem  atti^i  das  persönliche 
and  wirthschafi liebe  Leben  gufObrt  wird,  die  Lage.  Elehtung  doK  Weges  so  wichtig, 
tamti  bei  ttcigender  Volksdichtigkeit  nud  stärkerer  localer  BoTnilierungsconceniration 
(Stldrawssenl  So  entstehen  bei  diesen  GrundsIDoken  am  Leichtesten  nnd  am  StUrbten 
RenlcDbilduugen.  (^ujuncturen-.  Specalatiunsgewinne  (bei  der  Priiateigentbumsoidnung). 
Die  mtiiilchen  Felgen  der  Prirateigenthumsordniuig,  rom  ütaudpaiicl  der  Vertbelluug 
bcttacbtot:  demnach  QrQnde  gegen  diese  und  fUr  dio  Gemein eigenthumbonluung,  wie 
sie  im  folgenden  Abschnitt  weiter  entwickelt  werden. 

In  den  dem  Bergbau  dicuejiden  limndsiUckeu  („Bergwerksbodon")  sind 
diese  die  Beh&ltei  ron  Natontotren,  die  schon  in  ihrer  Namrfonn  unmittelbar  Gc- 
brftnchswerth  (bczw.  Productionsworlb)  haben  ond  sich  in  natuifcgebencn  Mengen, 
Arten,  Qualililen  und  Lagecnngs-  und  VerthcilnugsrorhSItniBsen ,  daher  mit  nator- 
gegebenen  ^iogbigiichkcils-  und  Ucwinnungsbedlngungen  im  Boden  finden.  Jede  Wog- 
nüina  etschripft  also  den  Boden  fOr  ihren  Betrag.  Die  üumiiga.  nngtuichm ästige 
Tertheilang  der  belreffcnden  StoBa  an  sich  nnd  in  gewinnungsmOglicber  und  -würdiger 
Weise,  aber  den  nationalen  Boden  (in  horizontaler  und  rcrticaler  Kicbtnng) 
!ia>,  Ornndlegung.  3.  AuD.   2.  ThsU.  Volkvwllllivbin  0.  Bucht.  211 
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bedingt  scbon  eigentbQmlicbe  erste  Arbeiten:  des  Auüsucbens,  Findens  (SchOrfens) 
n.  B.  w.,  ein  vicbtiger  Panct  f&r  die  Frage  der  Bechtsordnung  — ,  cm  so 
mebr,  da  man  die  Gewinnung  rorbandener  bauwürdiger  „Bergbaaprodocte"  (Mineral- 
Bubstanzen)  eben  nur  an  bestimmten,  in  der  Natar  nicbt  sehr  verbreiteten  La!genuigs- 
stellen  vornehmen  kann:  was  für  Gemeineigenthnm ,  jedenfalls  gegen  „reines"*, 
auch  nur  dem  agrarischen  Gmndeigenthum  gleiches  Privateigenthum  am  Bergwerks- 
boden  spricht.  Die  Erschliessung  des  Bodens  für  den  Bergbau  selbst  bedingt  wieder 
einen  oft  grossen,  unsicher  sich  lohnenden,  technisch  eigenartigen  Arbeits-  und 
Kapitalaufwand  (viel  „stehendes  Kapital'')*  die  laufende  Gewinnung  der  Bergbanproducte 
eine  wiederum  technisch  eigenartige  Arbeit,  oft  besondere  Gefahren  für  die  Arbeiter: 
alles  Puncto,  welche  vom  Standpunct  des  Productionsinteresscs  aus  das  Gemeineigen- 
thum  theils  anwendbarer,  Wünschenswerther,  theils  wenigstens  unbedenklicher  machen 
und  jedenfalls  eine  aparte  Gestaltung  der  Privateigen thomsordnung  für  Bergwerksbodcii 
und  Bergwerksaniagen  und  Betriebe  bedingen,  wie  sie  die  Rechtsgeschichte  auch  regel- 
mässig zeigt  (siehe  ausser  früheren  Bemerkungen  unten  §.  219  ff.).  Die  Wichti^eit. 
mitunter  die  Unentbehrlichkeit  der  Bergwerksproducte ,  die  Nothwendigkeit  oder  doch 
Wünschenswerthigkeit,  sie  im  heimischen  Boden  zu  gewinnen,  die  steigende  Bedeutung 
einzelner  Producte  mit  der  Entwicklung  der  Technik  (Eisen  1  Kohle!),  die  relative 
Seltenheit  und  ungleichmässige  Verthoilung  der  Prodncte  im  Boden,  die  Differenzen 
der  Gewinnungskosten  führen  anderseits  wieder  leicht  zu  monopolistischen  Stellungen 
der  Eigenthümer  der  betreffenden,  bczw.  der  bevorzugten  Grundstücke,  damit  zur 
Bildung  von  Renten,  von  Conjunctureu-,  Speculationsgewinnen ,  —  abeimals  Puncte, 
welche  vom  Standpunct  der  Yertheilung  aus  gegen  Privat-,  fQr  Gemeineigenthum  an 
jenen  Grundstücken  und  eventuell  weiter  am  Bergbau  selbst  sprechen. 

Der  wie  der  Bergwerksboden  nur  zur  Occupation  von  Stoffen,  welche  die  Natur 
selbst  schon  in  gebrauchswerthiger  Form  liefert,  dienende  natürliche  oder  wilde 
Weide-,  Heide-,  Wald-  und  ähnlicher  Boden,  der  Boden  der  Jagd- 
gründe (ähnlich  die  Gewässer  als  Fischereigründe)  unterscheidet  sich  vom  Berg- 
werksboden dadurch,  dass  seine  Producte  (Pflanzen,  Thiere)  sich  unter  gewissen  Be- 
dingungen spontan  reproduciren.  Man  ist  daher  bei  ihm  nicht  wie  beim  Bergbau 
auf  sich  nothwendig  durch  die  Gewinnung  erschöpfende  Stoffmengen  angewiesen. 
Aber  die  natürliche  Reproduction  ist  vom  Maasshalten  in  der  Gewinnung  abhängig, 
bedingt  also  Seitens  des  Menschen  Schonungsrücksichten.  Der  mögliche  Umfang  der 
zulässigen  Gewinnung  hängt  von  naturgegebenen  Factoren,  Klima,  Fruchtbarkeit  ab. 
Die  technische  Art  der  Gewinnung,  auch  von  Einfluss  auf  die  natürliche  Reprodoctions- 
fähigkeit  der  Stoffe  und  dadurch  wieder  auf  die  Dauer  der  Gewinuungbmöglichkeit 
und  auf  die  dauernden  Gewinnungskosten,  richtet  sich  mit  nach  der  Art  des  Stoffs, 
nach  den  natürlichen  Productionsverhältni?sen  desselben  (Sammeln,  Lesen,  Fällen, 
Jagen,  Fischen,  verschiedene  Arten  namentlich  der  beiden  letzteren  Thätigkeiten  u.  s.  w.), 
aber  kann  sich  hier  verschiedener  Methoden,  mehr  schonender,  mehr  verwüstender, 
ausraubender  bedienen.  Wie  weit  das  dauernde  gesellschaftliche  und  Volkswirt hschaft- 
liche  Interesse  hier  Berücksichtigung  findet,  hängt  wieder  in  erheblichem  Maasse  von 
der  Rechts-  und  Eigenthumsordnung  ab.  An  diese  sind  deswegen  bestimmte  An- 
forderungen zu  stellen.  Bei  der  Anwendung  dos  Privateigenthums  auf  diesen  Boden 
kann  wenigstens  leicht  eine  egoistische  Verfolgung  bloss  der  Gegenwartsintercssen 
drohen,  weshalb  hier  insbesondere  Schon-  und  Ausnutznngsnormen  nOthig  werden 
können  (I.  §.  329,  „zeitliche  Gemeinbedürfnisse'')-  Diese  bind  auch  bei  Gemeineigen- 
thum für  diesen  Boden  nothwendig,  aber  auch  wegen  des  Yorwaltens  des  Gemein schafts- 
interesses  leichter  durchführbar,  als  bei  Privateigenthum,  wo  Interesse  und  Wille 
des  Eigenthümers  leicht  Conflicte  mit  dem  dauernden  Gemeinschaftsintcresso  bereitet. 
Alles  wieder  mit  ein  Erklärungsgrund,  dass  bei  diesem  Boden  Gemeineigenthum  so 
vielfach  rerbreitet  ist,  wenn  auch  die  Nutzung  oft  zur  privaten  nach  den  Normen 
und  unter  der  Aufsicht  der  Gemeinschaft  wird  („Gemeingut,  Privatnatznng^\  doch 
mitunter  auch  „Gemeingut,  Gemoinnutzung").  Da  es  sich  hier  im  Allgemeinen  nicbt 
um  einen  erstmaligen  Arbeits-  und  Kapitalaufwand  handelt,  um  den  betreffenden 
Boden  seiner  Zweckverwendung  zuzuführen,  liegen  die  Dinge  und  davon  abhängig  die 
Eigenthumsfrage  im  Uebrigen  hier  anders  als  bei  Standorts-,  Wege-,  Bergwerks- 
boden und  auch  als  bei  agrarischem.  (Einige  weitere  Ausführungen  über  den  natür- 
lichen Weide-,  Waldboden  u.  s.  w.  in  meinem  Artikel  Grundbesitz  a.  a.  0.,  §.  10, 
S.  128,  129.) 
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Der  landwirtbscbaftliche  und  principiell  ebenso,  nur  dem  Grade  nach  von 
ihm  rerschieden,  der  (coltor-) forstliche  Boden  theilt  mit  dem  eben  betiprochenen 
wilden  Weide-  n.  s.  v.  Boden  die  Doppeleigpenschaft,  Behält  er  von  Stoffen  (ins- 
besondere Mineralsubstanzen)  nnd  Vermittler  der  Umbildung  von  Stoffen  ans  Boden 
und  Luft  zu  neuen,  gebrauchswerthigen  Stoffformen,  zunächst  pflanzlicher,  weiter 
thierischer  Art  zu  sein.  Aber  diese  Doppelfunction  des  Bodens  kommt  bekanntlich 
bei  dem  „wilden"  Boden  unmittelbar  (spontan)  nur  durch  die  freie  Wirksamkeit  der 
l^aturkräfte  selbst,  bei  dem  agrarischen  Boden  u.  s.  w.  dagegen  nur  dnrch  die  Ver- 
mittlung des  Menschen,  seine  zielbewusste ,  passend  erfolgende  Arbeits-  und  Eapital- 
anwendung  zum  Vollzug,  indem  dadurch  die  Bedingungen  fQr  die  Wirksamkeit  der 
Naturkrftfte  an  und  anf  dem  Boden  behufs  Herstellung  der  erwünschten  Stoffiformen 
mittelst  Formambildung  und  Verbindung  der  Naturstoffe  erfdllt  werden.  Aus  dieser 
naturgegebenen,  naturgebundenen  Art  der  landwirthschaftlichen  Arbeit  und 
Kapitalverwendung  in  ökonomisch-technischer  Hinsicht  ergeben  sich  nothwendig 
psychologische  und  practische  Anforderungen  auch  fur  die  Rechtsordnung  aller 
agrarischen  Th&tigkeit  auf  dem  diesem  Verwendungszweck  dienenden  Boden,  demnach 
fOr  die  Eigenthumsordnung  in  Bezug  auf  diesen  Boden.  Diese  Art  der  landwirth- 
schaftlichen Arbeit  und  Kapitalverwendung  ist  so  auch  naturgemäss  wesentlich  von 
deijenigeu  aller  Arbeit  und  Kapitalverwendimg  auf  den  den  anderen  genannten  Ver- 
wendungszwecken dienenden  Grundstücken  verschieden:  der  entscheidende  Grund  daf&r, 
dass  die  Frage  der  Eigenthumsordnung  beim  agrarischen  Boden  anders  als  bei  den 
übrigen  Kategorien,  und  zwar  endgiltig  anders  liegt  Denn  wenn  gleich  auch  hier 
die  naturwissenschaftlichen  Fortschritte  und  die  Verwerthung  derselben  in  der  agra- 
rischen Technik  und  Oekonomik  die  Bedingungen  der  Agrarproduction  stark  beein- 
flussen, in  mancher  Hinsicht  selbst  mehr  als  in  den  anderen  Zweigen  der  Bodenproduction 
und  Bodenbenutzung  (Pflanzen-,  Thierphysiologie,  Ernährungslehre,  Dangerlehre  u.  s.  w.): 
das  naturgegebene  Grund verhältniss  zwischen  dem  agrarischen  Boden  und 
der  Art  der  Arbeit  und  Kapital  Verwendung  auf  ihm  wird  doch  nicht  geändert  Das 
aber  ist  gerade  auch  wieder  von  durchschlagender  Bedeutung  für  die  Frage  der 
Eigenthumsordnung  und  zwar  spricht  es  zu  Gunsten  der  Privateigenthumsordnung. 
Auch  die  Erscheinungen  der  Werthbildung  der  agrarischen  Bodenproducte  und  des 
Bodens  selbst,  die  Bentenverhältnisse,  die  Momente  der  Speculation  und  der  Gonjunctur 
gestalten  sich  wesentlich  mit  unter  dem  Einfluss  dieser  naturgebundenen  Art  der 
landwirthschaftlichen  Arbeit  und  Kapitalverwendung  anders  als  vielfach  bei  den  übrigen 
Bodenkategorieen  und  dem  ihnen  zugeführten  Arbeits-  und  Kapitalaufwand.  Alles 
wieder  Umstände,  welche  auch  vom  Vertheilungsstandpuncte  aus  das  Privateigenthum 
am  ländlichen  Boden  theils  allgemein,  theils  unter  Voraussetzung  weiterer,  erfüllbarer 
Bedingungen  (§.  200  ff.)  weniger  bedenklich  als  bei  anderem  Boden  und  selbst  er- 
wünscht auch  im  gesellschaftlichen  Interesse  erscheinen  lassen.  Das  ist  nun  noch 
etwas  näher  hier  in  diesem  Abschnitt  zu  verfolgen. 

II.  —  §.  198.  Die  Eigenart  der  landwirthschaft- 
lichen Arbeit  und  Eapitalverwendang  in  ihrer  Be- 
deutung ftlr  die  Frage  der  Eigenthumsordnung.  Wir 
betrachten  diese  Verhältnisse  hier  unter  den  Voranssetzungen  end- 
giltiger  fester  Ansiedlung  der  Bevölkerung,  fester  Wahl  bestimmter, 
auch  ländlicher  Wohoplätze  (Dörfer,  Höfe)  anf  denselben  Grund- 
stücken und  im  Wesentlichen  gleichfalls  endgiltiger  Verwendung 
bestimmter  einzelner  Grundstücke  zum  Ackerbau  (einschliesslich 
Wiese  und  Kunstweide).  Erst  wenn  diese  Voraussetzungen  erfüllt 
sind,  tritt,  wie  sich  gezeigt  hat,  auch  geschichtlich,  die  Frage,  ob 
Gemein-,  ob  Privateigenthum  und  wo  und  wie  weit  das  eine  oder 
andere,  stärker  hervor. 

29* 
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Die  agrarische  Arbeit  und  Kapitalverwendung  zerfällt  in  vier 
techDische  Hauptstadien,  welche  sich  zeitlich  folgen,  die  erste  Ur- 
barnng  des  Bodens,  die  Erhaltung  und  weitere  Verbesserung  der 
Bodenkraft;  und  ihrer  Wirksamkeit  überhaupt,  die  Feldbestellung 
für  die  einzelne  Ernte,  die  Einemtung. 

Das  erste  Stadinm  der  Drbarung  erheischt  eine  einmalige,  meist  grössere 
Arbeits-  und  Kapitalverwendung  (,,8tehendes  Kapital'^),  wo  der  Boden  nicht  überhaupt 
von  ?ornheroin  zum  Wachsthnm  der  landwirthschaftlichen  Pflanzen  ohne  Weiteres 
sich  eignet,  was  mehr  ein  Ausnahmefall.  Oft  sind  erst  grossere  Rodungen  (in  Wald, 
Heide,  Weide)  geboten.  Vielfach  Arbeiten,  die,  zumal  in  primitiveren  Verhältnissen, 
die  Kräfte  und  Mittel  Einzelner  aberschreiten,  daher  sie  denn  auch  gern  von  grösseren 
und  kleineren  Gemeinschaften  in  der  Gemeineigenthumsperiode  vorgenommen  werden 
(siehe  oben  S.  41S  if.),  auch  spftter,  bei  Prirateigenthum,  genossenschaftlich  oder  mit 
nachbarlicher  gegenseitiger  Hilfe.  Die  „einmalige'*  Urbarung  ist  auch  meist  nur  die 
erste,  das  Wesentliche  für  die  Ermöglichung  des  Ackerbaus  leistende  und  wird  lange 
Zeit  hindurch  (z.  B.  in  steinigem,  wurzelreichem,  sumpfigem  Boden)  durch  wiederholten 
Arbeits-  und  Kapitalaufwand  fortgesetzt,  bezw.  verbessert.  Gerade  das  sind  aber 
Thätigkeiten,  deren  Mühe  zu  übernehmen  durch  einen  mächtigen  Ansporn  angelockt 
werden  muss:  und  dafür  bewährt  sich  ein  mindestens  länger  dauerndes  privates 
Nutzungsrecht,  am  meisten  das  Privateigenthum  selbst,  zumal  in  Verbindung  mit 
Erbrecht  im  Familienverband,  weil  diese  Mühen  und  Kosten  sich  entweder  überhaupt 
erst  in  langen  Perioden  oder  in  solchen  am  Reichlichsten  bezahlt  machen. 

Das  zweite  Stadium  der  Erhaltung  und  Verbesserung  der  Bodenkraft 
und  ihrer  Wirksamkeit  setzt,  wie  das  erste,  vornemlich  eine  einmalige  erste  öfteis 
ebenfalls  grössere  Arbeits-  und  Kapitalverwendung  (also  auch:  mehr  „stehendes 
Kapital'')  voraus ,  soweit  es  sich  um  „dauernde*'  Verbesserungen  des  Bodens  handelt 
Mühen  und  Kosten,  die  dann  auch  erst  allmälig  in  der  Ertragssteigerung  und  Kosten- 
verminderuDg ,  d.  h.  erst  in  einer  Reihe  von  Ernten  ersetzt  und  vergolten  Verden. 
Sowohl  die  Wirksamkeit  dieser  Verbessern ngen  als  diejenige  der  ersten  Urbarung  be- 
dingt aber  zu  ihrer  Erhaltung  und  eventuell  gleichzeitig  weiteren  Steigerung  eines,  wenn 
auch  kleineren,  wiederholten,  laufenden  neuen  Arbeits-  und  Kapitalaufwands.  Mohen 
und  Kosten,  von  deren  Ersatz,  Vergeltung  und  Sich-Bezahltmachen  wieder  das  vorhin 
Gesagte  gilt.  Die  Arbeits-  und  Kapitalverwendung  muss  dabei  auf  Grund  der  genauen 
erfahrungsmässigen  Kenntniss  des  betrefienden  Bodens  auch  individualisirend  stattfinden, 
um  richtigen  Erfolg  zu  erzielen.  Alles  das  spricht  wieder  zu  Gunsten  des  Privat- 
eigenthums. 

Erst  nach  diesen  beiden  Stadien  kann  an  das  dritte,  die  Feldbestellung 
zum  Zweck  der  Gewinnung  der  Ernten  gegangen  werden.  Die  Häufigkeit  der  letzteren 
in  gegebenen  Zeitabschnitten,  insbesondere  dem  Jahre,  die  Reichlichkeit  (Rohertrag), 
die  Art  und  Qualität  der  Producte,  die  Kosten  der  Gewinnung  richten  sich  einerseits 
nach  naturgegebenen  Verhältnissen,  Klima,  örtlicher  Lage,  Bodenbeschaffenheit, 
Fruchtbarkeit,  undcR!eit:>  nach  Allgemeinen  Verhältnissen  des  menschlichen,  des  wirth* 
schaftlichen  Lebens,  wie  Volksdichtigkeit,  Absatzverhältnissc ,  Ooncorrenz,  Preisge- 
staltung, landwirthschafUicher  Betriebstechnik,  endlich  aber  auch  nach  den  individuellen 
Leistungen  des  Bestellers.  In  allen  diesen  Beziehungen  werden  an  letzteren  wichtige 
Anforderungen  gestellt,  denen,  nach  gerade  hier  reichlich  vorliegender  Erfahrung, 
ohne  starke  Mitwirkung  des  Selbstintercsses  und  der  nahen,  förmlich  persönlichen 
Beziehung  des  BesteUers  zum  Felde  auch  in  diesem  dritten  Stadium  der  agrarischen 
Arbeits-  und  Kapital  Verwendung  ebenfalls  schwer,  ähnlich  wie  im  zweiten  Stadium, 
entsprochen  wird:  wiederum  Gründe,  welche  zu  Gunsten  des  Privateigenthums  stark 
mit  ins  Gewicht  fallen.  Durch  die  Eigenart  der  Feldbestellungsarbeit,  wie  aller 
agrarischen,  werden  diese  Gründe,  wie  wir  gleich  sehen  werden,  noch  verstärkt 

Auch  im  vierten  Stadium,  Einerntung  (und  allem,  was  damit  zusammenhängt, 
Besorgung,  Verwahrung,  Verwendung,  Verwerthung  der  Emteproducte)  ist  ökonomische 
Sorgfalt  von  besonderer  Bedeutung,  worauf  abermals  eigenes  Interesse  günstig  hinwirkt 
Vollends  eine  socialistische  Eigenthumsordnung  bietet  hier  wieder  leicht  ersichtlich 
besondere  Gefahren  und  Schwierigkeiten  der  Privateigenthumsordnung  gegenüber. 
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Vergleicht  man  den  agrarischen  Boden  und  die  auf  ihm  in 
diesen  vier  Stadien  stattfindende  Arbeits-  und  Kapitalverwendang 
mit  dem  Standorts-  und  Wohnungsboden,  so  liegt  ein  Hanptunter- 
schiedy  welcher  für  die  Frage  der  Eigenthumsordnung  in  Betracht 
kommt,  in  dem  dritten  Stadium.  Dieses  ist  schliesslich  beim 
agrarischen  Boden  das  entscheidende  ftlr  den  Erfolg  und  hat  eine 
viel  grössere  Bedeutung  gegenüber  den  beiden  ersten  Stadien  als 
beim  Wohnungsboden  nach  Herstellung  der  Gebäude,  wo  es  theils 
ganz  fehlt,  theils  sich  auf  weniger  erhebliche  noch  umfangreiche 
Thätigkeiten  und  Eapitalverwendungen  beschränkt  Auch  im  ersten 
und  zweiten  Stadium,  welchen  beim  Wohnungsboden  die  Herrichtung 
desselben  für  das  Tragen  des  Gebäudes  und  die  Herstellung  des 
letzteren  selbst  entspricht,  liegt  die  Sache  wesentlich  verschieden 
bei  beiden  Eategorieen.  Nur  die  Erhaltungs-  und  Verbesserungs- 
arbeit bietet  Aehnlichkeit  in  beiden  Fällen,  gestaltet  sich  aber 
auch  einfacher  beim  Wohnungsboden.  Bei  diesem  kann  jedoch 
sofort  nach  den  beiden  ersten  Stadien  die  Benutzung,  der  Genuss 
der  Leistungen  (durch  Bewohnen  u.  s.  w.)  ohne  neue  Mühe 
und  Kosten  eintreten ,  während  beim  agrarischen  Boden  erst 
durch  Hinzutritt  des  dritten  Stadiums  mit  seinem  immer 
neaen,  immer  zu  wiederholenden  Arbeits-  und  Kapitalaufwand  die 
beiden  ersten  Stadien  überhaupt  zu  nützlichen,  werthvoUen  Wirkungen 
gebracht  werden. 

Ein  weiterer  Grundunterschied  von  grosser  Bedeutung  für  die 
Eigenthumsfrage  und  für  alle  damit  zusammenhängenden  Fragen 
wirthschaftlicher  Organisation  ist  zwischen  agrarischem  und  Stand- 
ortsboden, wie  auch  zwischen  agrarischem  und  industriellem  Be- 
trieb die  unvermeidlich  mehr  oder  weniger  erhebliche  weite  und 
grosse  Ausdehnung  der  agrarischen  Boden-  und  Betriebs- 
flächen, die  zerstreute  Lage  der  Landwirthschaftsbetriebe,  damit 
aber  nothwendig  auch  der  ländlichen  Gehöfte  und  ganzen  Wohn- 
plätze (Dörfer),  sowie  die  relative  Kleinheit  der  letzteren, 
von  denen  aus  die  Bodenflächen  bewirthschaftet  werden,  im  Unter- 
schied zu  der,  auch  ökonomisch  und  technisch  vortheilhaften,  zum 
Theil  gebotenen  localen  Goncentration  der  Bevölkerung  und  ihrer 
Berufsarbeit,  ihrer  Industrie  u.  s.  w.  in  den  Städten.  Beim  agra- 
rischen Boden  und  in  der  Landwirthschaft  hängt  das  Eigenthüm- 
liehe  wieder  wesentlich  von  Naturfactoren  ab. 

Wegen  der  beschränkten  Tragfähigkeit  <fes  Bodens  für  Pflanzen,  schon  wegen 
des  nothvendigen  Raomcs,  welchen  diese  zum  Stehen,  Wurzeln,  sich  Eroähren,  sich 
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Entwickelo  braachen,  dann  wegen  des  „Bodengesetzes"',  nach  welchem  der  Ertrag  nidit 
proportional  dem  Arbeits-  and  Kapitalaufwand  auf  demselben  Grundstück  wächst  und 
man  genOthigt  ist,  neben  fruchtbaren  auch  weniger  fruchtbaren  Boden  gleichzeitig 
mit  denselben  Früchten  zu  bebauen;  forner  wegen  des  Bedtirfnisaes  von  mancherlei 
Torschiedenen  Arten,  Sorten,  Qualitäten  der  Bodenproducte ;  weiter  wegen  der  Länge 
der  Vegetationsperiode  der  landwirthschaftlichen  Pflanzen,  welche  von  Klima,  Bodenbe- 
schaffenheit, Witterung,  auch  von  der  Matur  der  einzelnen  Pflanze  mit  abhängt,  aber,  zumal 
in  unseren  Ländern,  nacheinander  innerhalb  der  jährlichen  Vegetationszeit  nicht  oder 
nur  beschränkt  auf  ein  und  demselben  Grundstück  agrarische  Producte  zu  gewinnen 
gestattet;  auch  wegen  der  Unmöglichkeit  oder  Unthunlichkeit,  aus  pflanzenphymologischen 
Gründen,  auf  denselben  Grundstücken  Jahraus  Jahrein  dasselbe  Product  zu  bauen  und 
der  daraus  entspringenden  Noth wendigkeit ,  mit  den  Früchten  zu  wechseln,  daher  im 
selben  Zeitraum  (Jahr)  grossere  Feldflächen  mit  verschiedenen  Früchten  zu  bebauen 
(Bodenmüdigkeit,  Fruchtfblgesysteme)  —  auch  vielleicht  Brache  halten  zu  müssen  — 
wegen  aller  dieser  und  ähnlicher  bekannter  Umstände  muss  nothwendig  der  land- 
wirthschaftlicho  Bodenbau  eine  grosse  räumliche  Ausdehnung  über  weite  Felder  hin 
gewinnen,  müssen  sich  demgemäss  Betriebe,  Wohnplätze  über  das  ganze  cultoriähige 
Land  zerstreuen,  die  letzteren  relativ  klein  bleiben,  sobald  einmal  das  Gebiet  allgemein 
besiedelt  ist  und  der  landwirthschaftliche  Boden  eine  grosse  Menge  mannigfaltiger 
agrarischer  Nahrungsmittel  und  Geweikstoffe  fUr  eine  grosse  Bevölkerung  hervor- 
bringen  muss. 

Im  coDcreten  Falle  ist  freilich  manches  Einzelne  in  diesen 
Verhältnissen  von  der  ganzen  Ansiedlnngsweise,  geschichtlichen 
Grundbesitzvertheilnng,  Wahl  und  Anlageart  der  Wobnplätze,  auch 
der  Städte,  Industriesitze  als  Absatzorte  der  Agrarprodncte,  von 
den  Strassenztigen,  dem  ganzen  Communications-  und  Transport- 
wesen, wie  selbstverständlich  von  der  natürlichen  Bodenbeschaffen- 
heit (Flach-,  Gebirgsland,  Fruchtbarkeit,  Wassemähe  u.  dgl.),  dem 
Klima  abhängig.  Treten  in  diesen  Umständen  Veränderungen  ein, 
so  werden  sich  auch  jene  Verhältnisse  der  Ausdehnung  der  Land- 
wirthschaft,  der  örtlichen  Lage  der  Betriebe,  der  Wohnplätze  ändern 
lassen.  Ebenso  kann  der  technische  landwirthschaflliche  Betriebs- 
fortschritt darin  einige  Aenderungen  herbeiftthren.  Aber  in  der 
Hauptsache  bleiben  die  Dinge  doch  so,  wie  sie  sind,  „natnr- 
gebunden^':  räumliche  Ausdehnung  der  Landwirthschaft  Ober 
grosse  Flächen,  Zerstreutheit  der  Betriebe  und  Wohnplätze  (auch 
bei  noch  so  entwickeltem  Commnnicationswesen  fttr  den  Personen- 
verkehr und  noch  so  umfassender  Ersetzung  oder  Ergänzung  von 
ortsständigen  durch  Wanderarbeiter),  relative  Kleinheit  ländlicher 
Wohnorte  sind  danach  nothwendige,  absolute,  „rein-ökonomische^' 
Kategorieen  in  der  Landwirthschaft  und  auf  agrarischem  Boden, 
welche  sich  wohl  im  Maasse  und  in  Nebenpuncten  örtlich  und 
historisch  etwas  verändern,  —  nur  insofern  „historische*^  Kategorieen 
sind  — ,  aber  nicht  von  Grund  ans. 

Das  aber  ist  wieder  für  die  Hechts-,  die  Eigenthnmsfragen 
von  entscheidender  Bedeutung.  Wie  in  der  ganzen  übersehbaren 
früheren  geschichtlichen  und  der  ganzen  aus  verschiedenen  Ländern 
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Tergleichbaren  Entwicklung,  so  auch  in  jeder  möglichen  und  denk- 
baren weiteren,  selbst  in  einer  y,ganz  socialistischen^'  Wirtbschafts- 
ordnung  ist  mit  diesen  naturgegebenen,  naturgebundenen 
Verhältnissen  des  Landwirtbschaftsbetriebs  und  danach  der  länd- 
lichen BevölkerangsvertheiluDg  zu  rechnen. 

Diese  wirklich  doch  sehr  offenkundigen,  leicht  festznstellenden  thatsichlichen 
Verhältnisse  und  nicht  zn  widerlegenden  landwirthschaftlichen  Prodactionsbedingnngen 
Hbersieht  der  Socialismos  wieder  oder  ergebt  sich  in  phantastischen  ülosionen  über 
den  möglichen  natorwissenschaftlich- technischen  Fortschritt  (Bebel!).  Alle  möglichen 
nnd  gewiss  nicht  unwichtigen  Ycrbessernngen  der  geschichtlich  Überkommenen  be- 
stehenden Besitz-  und  Betriebsverhältnisse,  z.  B.  Herstelinng  richtigerer  Betriebseinheits- 
GrOssen,  besserer  Arrondining,  zweckmässigerer  Lage  der  WirthschaftshOfe  zu  den 
Ton  ihnen  ans  za  bewirthschaitenden  Feldern  n.  A.  m.  mögen  sich  in  einem  Gemein- 
«igenthumssystem  leichter  nnd  dnrchgreifender  rerwirklidien  lassen,  als  in  einem 
Prirateigenthnmssystem«  obwohl  Reformen  dieser  Art  in  letzteren  ja  za  den  wichtigsten 
und  erfolgreicbsten  neueren  gehören.  Selbst  die  ländlichen  Wohnplätze  im  Ganzen 
mögen  sich  hie  und  da  passend  dislocircn  lassen,  freilich  dann  mit  entsprechendem 
ökonomischen  Verlust  und  neuen  Kosten  an  Gebäudekapital  u.  s.  w.:  „im  Wesent- 
lichen müsste  man  doch  an  der  weiten  Ausdehnung  der  Acker-  und  Wiesenflächen, 
an  der  zerstreuten  Ortlichen  Lage  der  Betriebe,  Wohnorte  und  Wohnungen  der 
ländlichen  Bevölkerung  festhalten.  Denn  das  ist  eben  naturgebunden,  wird  bedingt 
durch  die  Natur  des  agrarischen  Bodens,  die  nothwendig  von  Lage  und  Beschaffenheit 
mit  nnd  maassgebend  mit  bestimmte  Wahl  der  landwirthschaftUch  benutzten  Grund- 
stöcke, sowie  darch  die  Unmöglichkeit,  auch  bei  höchst  intensiver  Wirthschaft  den 
Betrieb  auf  wesentlich  kleinere  Bodenflächen  als  bisher  zu  concentriren''  (aus  meinem 
Artikel  tinindbesitz  a.  a.  0.  S.  131). 

Mit  von  der  geforderten  Eigenart  der  landwiithschaftlichen 
Arbeit  und  auch  mit  von  den  soeben  erörterten  Verhältnissen, 
namentlich  der  räumhchen  Ausdehnung  des  Betriebs  hängt  dann 
aber  auch  die  Eigenart  der  ländlichen  Arbeiter  und  der  gesammten 
ländlichen  Bevölkerung  ab,  was  wiederum  für  die  Rechts-  und 
Eigentbumsfrage  wichtige  Folgen  hat. 

IIL  —  §.  199.  Die  Eigenart  der  ländlichen  Be- 
Tölkerung.  Die  naturgebundene  Art  landwirthschaftlicber  Arbeit, 
ländlicher  Bevölkernngsvertheilung  und  die  von  diesen  beiden  Um- 
ständen mit  abhängige  ländliche  Lebensweise  verlangen  und  geben 
der  ländlichen  Bevölkerung  wieder  ihre  specifische  Eigenart.  Theil- 
weise,  aber  nicht  einmal  immer  am  Meisten  und  Wichtigsten  in 
physischer,  mehr  noch  und  folgenreicher  in  psychischer,  daher 
ethischer  (auch  religiöser),  politischer  und  Überhaupt  socialer  Hin- 
sicht. Weniger  in  unseren  modernen  Verhältnissen,  als  frUher,  aber 
immer  doch  auch  noch  heute  und  wiederum,  mehr  oder  weniger 
zwar,  aber  im  Oanzen  doch  bleibend,  auch  in  der  weiter  in  Zu- 
kunft zu  erwartenden  Entwicklung. 

Die  landvirthschaftliche  Arbeit  aller  Art,  vor  Allem  die  ausführende  (Hand-) 
Arbeit,  aber  doch  auch  die  Anleitung»-  und  Aufsichts-  und  die  Oberleitungsarbeit 
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unterscheiden  sich  tod  der  st&dtisch-industnellen  in  gewissen  Poncten  wieder  ein  für 
allemal.  Die  nnrermoidlich  geringere  Arbeitsthcilnng,  wesendicli  eine  Folge  des  Ge- 
bnndenseins  der  agrarischen  Arbeit  an  den  Verlauf  der  Jahreszeiten,  der  r&omUchea 
Ansdehnang  der  Arbeiten,  die  geringere  Ersetzbarkeit  der  menschlichen  Arbeit  dnrch 
Maschinen,  die  Anfordemngen  an  die  körperliche  Leistangsfähigkeit,  Rüstigkeit, 
Widerstandsfähigkeit,  das  Arbeiten  im  Freien,  der  ron  Jahreszeit  und  jeweiliger  Arbeits- 
anfgabe  abhftngifre  Wechsel  im  täglichen  Arbeitsmaass  nnd  in  der  Arbeitsart,  die 
grösseren  Aufsichtsschwierigkeiten  bei  der  räumlichen  Ausdehnung  und  Zersplitterung 
der  Arbeiten,  —  das  und  manches  Aehnliche  mehr  sind  Umstände,  welche  auf  die 
landwirthschaftliche  thätige  Bevölkerung  (Arbeiter,  Au&eher,  Leiter)  ihren  maass- 
gebenden  Einfluss  ausüben.  Diese  Bevölkerung  muss  den  aus  diesen  Umständen 
folgenden  practischen,  technischen,  physischen,  psychologischen,  ethischen,  socialen 
Bedingungen  entsprechen,  wenn  ein  ordentlicher  ökonomisch^technischer  Ersatz  erzielt 
werden  soll.  Eben  deswegen  muss  sie  auch,  wenigstens  in  ihrer  Mehrzahl,  wiri;lich 
„auf  dem  Lande"  und  unter  den  hier  bestehenden  Yerhältnissen  und  Einflüssen  regel- 
mässig leben.  Städtisch-industrielle  Bevölkerung  passt  weder  für  diese  Arbeitsanfgmben. 
noch  für  diese  Lebensverhältnisse,  bringt  andere  Anschauungen,  Ansprüche  mit  sich, 
ist  nicht  so  zäh  und  wetterhart,  noch  wieder  so  disciplinirt  und  von  der  einmal  cr- 
forderiichen  ethisch -socialen  Art  wie  die  ländliche  Bevölkerung. 

Nach  Besitz-  und  BetriebsgrOssen  und  Verhältnissen  exten- 
siverer, intensiverer  Landwirthschaft  zeigen  sich  auch  in  der  länd- 
lichen Bevölkerung  natürlich  Unterschiede,  werden  an  diese  auch 
verschiedene  Anforderungen  gestellt.  Und  die  socialen,  auf  Besitz, 
Nichtbesitz,  Besitzgrösse ,  Berafsstellang  beruhenden  Unterschiede 
sind,  anknüpfend  an  Traditionen  und  Sitte,  selbst  auf  dem  Lande 
in  einer  Hinsicht  grösser  als  in  der  Stadt  Aber  in  anderer  Hin- 
sicht steht  sich  auch  Alles  persönlich  näher,  illhlt  sich  mehr  als 
Glied  einer  grossen  socialen  und  wirthschaftlichen  Gemeinschaft 
als  in  der  Stadt.  So  bekommt  und  erhält  die  ländliche  Bevölkerung 
ihren  ausgeprägten  eigenartigen  Typus,  mit  manchen 
ungünstigen,  mit  doch  im  Ganzen  mehr  günstigen,  immer  aber  mit 
besonderen  charakteristischen  physischen,  ethischen,  socialen 
Zügen,  vom  letzten  Knecht  und  Tagelöhner  bis  zum  selbstwirth- 
schaflenden  oder  doch  auf  dem  Lande  lebenden  Grossgrundbesitzer. 

Auf  dieser  ihrer  Eigenart,  Voraussetzung  und  Folge  von  land- 
wirthschaftlichem  Beruf  und  Landleben,  beruht  aber  die  Wichtigkeit 
der  Landbevölkerung  für  die  gesammte  Bevölkerung,  für  Staat, 
Volkswirthschaft  und  Cultur,  und  zwar  auch  noch,  ja  in  mancher 
Hinsicht  gerade  recht  erst  in  unserer  heutigen  Cnlturwelt,  bei  der 
mächtigen  städtisch- industriellen  Entwicklung  und  dem  beginnenden 
Ueberwiegen  der  städtischen,  der  gesammten  nicht-landwirthscbalt- 
liehen  Bevölkerung.  Diese  ländliche  Bevölkerung  in  allen  ihren 
Bestand theilen  „bildet  die  grosse  Reserve  menschlicher  Kraft,  den 
Jungbrunnen  zur  Becrutirung  und  Erneuerung  der  städtisch -indu- 
striellen Bevölkerung,  sie  liefert  für  vielerlei  Zwecke  das  geeignetste 
Meni?chenmaterial,  auch  in  der  höheren  wie  niederen  Kriegs-  und 
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Friedensarbeit  der  Nation,  in  der  Leitung  der  Staatsgeschäfte  u.s.w.^ 
wie  in  der  Kriegsftthrang ,  vom  ,^Janker-''  bis  zum  letzten  Acker- 
knecbt.  Daher  die  Wichtigkeit,  die  Bodenrechtsordnung  so  zu 
gestalten,  dass  diese  Landbevölkerung  möglichst  tüchtig  und 
leistungsfähig  gemacht  und  erhalten,  aber  ihr  auch  ermöglicht  wird, 
eine  solche  weitere  Function  fUr  das  ganze  Volksleben  auszuüben.'' 

Ans  meinem  Artikel  Grundbesitz  S.  132.  Aehnllche  leitende  Gesichtspuncte  in 
vortreffliclier  Ansf&hrang  in  Hansen 's  BorOlkernngsstiifen.  (Siehe  auch  Buchen- 
berger  I,  611).  Die  Verschiebung  der  Bevölkerung  zwischen  Land  und  Stadt,  die 
inneren  Wanderungen,  wie  sie  im  1.  Theil,  Buch  4,  §.  224,  228  E,  287  verfolgt  werden, 
kommen  auch  hier  wieder  in  Betracht. 

Eine  solche  Bevölkerung  muss  aber  wenigstens  in  erheblichen 
Theilen  wahrhaft  mit  dem  Boden,  den  sie  bewirtbschaftet,  ver- 
wachsen sein,  Glück  und  Unglück  mit  ihm  theilen.  Das  setzt 
Privateigenthum  am  Boden,  nicht  allein,  aber  freilich  zumeist 
kleineres  und  mittleres,  bäuerliches  voraus.  Keine  andere 
RechtsordnuDg  des  Bodens  kann  in  dieser,  gerade  für  die  social- 
ökonomische  Auffassung  entscheidenden  Hinsicht  mit  dem  Privat- 
eigenthum concurriren,  weder  ein  allgemeines  Zeitpachtsystem  der 
Bodenbesitzreformer,  noch  ein  wie  immer  eingerichtetes  socialistisches 
Gemeineigentbumssystem  (§.  2Ü0,  201).  Letzteres  würde  bei  cen- 
tralistiecher  Organisation,  gar  bei  dem  gelegentlich  ventilirten 
periodischen  Wechsel  der  städtisch-ländlichen  Bevölkeruug  zwischen 
Land-  und  Stadtarbeit,  auch  practisch,  ökonomisch- technisch,  weil 
psychologisch  den  eigenartigen  Aufgaben  und  Bedingungen 
der  landwirthschaftlichen  Prodnction  sich  sehr  schwer,  wenn  über- 
haupt, anpassen  können.  Für  die  weitere  Erörterung  der  ländlichen 
Privateigenthumsfrage  werden  die  Besitzartverhältnisse  zu  unter- 
scheiden sein  (§.  200  ff.). 

Allerdings  kommt  bei  der  Entscheidung  der  ländlichen  Eigen- 
thumsfrage  nun  auch  das  Grundrentenproblem  wieder  in 
Betracht  Wird  die  Grundrente  im  eigentlichen  Sinne  bei  Privat- 
eigenthum an  Boden  nicht  nach  den  Bestrebungen  einzelner  Boden- 
besitzreformer (H.  George)  ganz  weggesteuert,  was  steuertechnisch 
jedenfalls  eine  schwierigere  Aufgabe  ist,  als  die  Vertreter  dieses 
Plans  meinen,  und  vollständig  durchgeführt  doch  gerade  mit  der 
socialen  Function  des  ländlichen  Privateigenthums  auch  in  Wider- 
spruch stände  (§.  203),  so  ist  allerdings  nicht  zu  läugnen,  dass  der 
private  Bezug  der  Grundrente  (Differentialrente)  einen  Angriffspunct 
gegen  das  Privateigenthumsprincip  bildet.  Bei  Gemeineigenthum 
entfiele   derselbe.     Auch    die  Steigerung   (oder   das  Hindern   de> 
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Fatlens)  der  Groiidreiite  ilnrcb  wirtbseliaftspolitische  Muassreg;elB, 
wie  miltelat  des  relativen  Marktabschlu^ses  durch  agrarische  Scbnti- 
xOlle,  unterliegt  bei  privatem  ländlicben  Grocdeigentbum  äbnlicheii 
AngrilTen.  Immer  bleiben  hier  dem  Privateigentlillmcr  persönlicb 
von  ihm  ntcbt  iikonomisch  verdieote  Gewinne  in  dem  früher  mebr 
fach  besprochenen  Sinne.  Föhren  die  Aussichten  anf  dieselben, 
das  Streben,  sie  garkapitalisirt  zu  realisiren,  wie  bei  Besiizwecbsei, 
zu  Specalationen,  so  erhöben  sieb  auch  beim  lUndlicben  Baden  die 
Bedenken  gegen  das  Privateigenlhumaprincip  (§.  203  am  Scblius). 
Aber  dem  Grade  nach  doch  meistens  viel  geringer  als  bei  den 
anderen  in  Vergleich  zu  ziehenden  Bodenkategorieen ,  Standorts-, 
Wege-,  Bergwerkshoden  bleiben  sie  gleichwohl. 

Die  (irandrunle  sleip  nicht  so  rascb,  niclit  so  regelmlssJK  bei  I&ndltcbem  tls 
bei  diea«m  unleren  Bodi^n.  Sie  in  doccb  rückgängige  CoDJUDCiuien,  eesouv&nif  tm 
Allom  durch  dia  den  rerbcsBerlon  Coniniiiniotionsniiltcla  zuzaech reibende  saiitra 
Concarronz  fremder  vahtfiiilcrur  Producle  &as  der  Feme,  leichler  and  erheblicher 
IlUckschlieen  lasgeactzt.  Sie  selbst  wird  auch  selten  ea  g^oi  ahao  persOolicbc  Leisnof 
dva  Elgcntbutacts  wie  bei  MidcrciB  Boden  gewonnen  —  »m  Jleislen  bei  tUgemeinem 
Siohon  dos  Zliitirtissos  (wi$  von  besonderer  Itedenteng  bei  der  Espitalisimn^  ancb  d«r 
gleichbleibenden  Grandrente  im  BBSilzvecbsel)  und  bei  Bentenaleigeraiig  daroh  SicifM 
dos  ProdDCteiipreisM  — ;  sie  Beut  legelm&ssig  ducli  eine  virtbschartlicJie  Tliitigkiut. 
insbesoiidero  diu  in  jeDcm  dritten  Stadinm ,  duc  FeldboBtcllnng  n.  s.  w.  zu  Ihter  Et- 
xiclnnK  rorauB. 

Die  Bedenken  des  Grundrentenbezugs  treten  noch  mehr  bei 
iHndlicüem  Klein-  nnd  Mittelbositz  zurflck,  weil  die  Rente  sich  hier 
auf  zahlreiche  liigentbllmer  vertl)eilt.  Sie  verschärfen  sieb  freilich 
nuB  dem  gleichen  Grunde  beim  Grossgrandbesitz  durch  die  Con- 
centration  in  wenigen  Händen.  Um  so  mehr,  wie  die  folgenden 
Ausföhrnngen  noch  ergeben  werden,  kann  hier  nnr  dureh  ander- 
weite  wirthsehaftliibe  und  insbesondere  sociitle  Leistungen  des 
Besitzers  der  Grundrentenbczng  gerechtfertigt  werden,  wird  es  aber 
auch,  in  ähnlicher  Weise  wie  der  Kapitalrentenbezug  und  wie 
hüberer  Einkomnicnbezug  (!,  Buch  i,  Kapilel  2)  llberhaupt,  wenn 
diese  Leistungen  vom  8tnndpunct  des  gesellachalUicben  Gesammt- 
interesses  aus  als  Aeqntvnicnt  gellen  k'innen.  Dabei  ist  in  der 
Vergleicbnng  freilich  mit  Impondernbilicn  zu  reebnen,  die  aber  in 
der  That  in  solchen  Fragen  in  Betracht  kommen,  auch  wenn  sie 
sich  nicht  zur  Ziffer  und  nifbt  auf  einen  bestimmten  Ausdruck  des 
wirthacbafrlichen,  gar  des  Tausch-  und  Geidwerths  bringen  iasseo. 

Auf  Diatenell-wirthschattlichem  Gebiet  erheben  sieh  aber  hier 
die  Aufgaben  der  „socialen  Steuerpolitik",  gerade  derartige 
Einkommen  beziige  wie  Grundrenten,  znmal  durch  allgemeine  Wirtb- 
fiohaflseonjuucturen    wachsende   (daher   mitunter  noch   mehr 
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Forstbesitz  als  bei  agrarischem)  und  yoUends  derartige  Bezüge, 
^welche  sich  beim  Grossbesitz  in  einer  Hand  stärker  concentriren 
cind  beim  specnlativen  Besitzwecbsel  gleich  kapitalisirt  werden, 
dnrch  angemessene  Bestenernng  mit  ftlr  die  Gemeinschaft,  die 
-eigentliche  Werthbildnerin ,  in  Anspruch  zu  nehmen:  der  richtige 
Oedanke  anch  in  der  „Single-tax-Bewegung^',  die  darin  nur  in  der 
Forderung  der  vollen  Wegsteuernog  jeder  Grundrente  und  jedes 
iveiteren  Zuwachses  derselben  zu  weit  geht  und  ihr  Ziel  zu  mecha- 
nisch verfolgt. 

I6h  beziehe  mich  für  alles  Weitere  über  die  hier  berührte  Frage  der  „socialen 
Steuerpolitik"*  auf  meine  Finanzwissenschaft,  besonders  den  Band  II  in  der  2.  Anflage, 
■daseibat  namentlich  anf  die  Abschnitte  über  den  Grundsatz  der  Gerechtigkeit  in  der 
Besteuerung  (S.  372  ff.)  und  über  die  Besteuerung  der  Conjuncturengewinne  (S.  566  ff.)« 
femer  auf  meinen  Aufsatz  über  sociale  Finanz-  und  Steuerpolitik  in  Braun*s  Archir 
Band  4,  1891. 

Bei  ländlichem  Boden  stellt  sich  so  die  Frage  von  der  Noth- 
wendigkeit  und  Entbehrlichkeit  des  privaten  Grundeigenthnms  aber 
Je  nach  kleinem  und  mittlerem,  sogenanntem  bäuerlichen 
nnd  nach  Grossgrundbesitz  mehrfach  verschieden.  Beide 
Besitzarten  fungiren  im  volkswirthschaftlichen  Prodactions-  und  Ver- 
theilungsprocess  verschieden  und  sind  demnach  in  rein  volkswirth- 
schaftlicher  und  in  socialpolitischer  Hinsicht  verschieden  zu  beur- 
theilen.  Das  soll  hier  jetzt  noch  etwas  weiter  verfolgt  werden,  es 
wird  durch  alles  Vorausgehende  schon  verständlich  geworden  sein. 

IV.  —  §.200  [347].  Die  ländliche  Grundeigenthums- 
frage  bei  den  verschiedenen  Besitzkategorieen. 
A.  Bäuerliches  Grundeigenthum.  1.  Productions- 
standpunct  Die  relativen  Vorzüge  und  Mängel  dieses  und  des 
ländlichen  Grossgrandbesitzes  und  des  agrarischen  Klein-  uud 
Mittel-  und  des  Grossbetriebs  vom  Standpuncte  der  Production  und 
deren  Interessen  aus  sind  oben  in  der  Kritik  der  Vertheilung  des 
Grundbesitzes  (§.  168  ff.)  schon  dargelegt  worden.  Ein  ganz  ent- 
schiedener allgemeiner  Vorzug  der  einen  Art  vor  der  anderen  Hess 
sich  in  dieser  Hinsicht  nicht  behaupten  (§.  169).  Dies  ist  insofern 
auch  fltr  die  principielle  Frage  der  Ersetzung  des  Privateigenthums 
durch  Gemeineigenthum  von  Bedeutung,  als  daraus  folgt,  dass  diese 
Umgestaltung  des  Eigenthumsverhältnisses  nicht  zur  Herbeiftlhrung 
einer  vermeintlich  allein  richtigen  Bewirthschaftungsform ,  sei  es 
der  Klein-  oder  der  Grosscultur,  unbedingt  geboten  ist.  Diese  un- 
richtige Ansicht  liegt  in  der  (socialistischen)  Motivirung  der  all- 
gemeinen  Beseitigung  des  privaten  ländlichen  Klein-  (und  selbst 
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Mittel-)grandbe8itze8  implicite  enthalten,  weil  die  moderne  Volks- 
wirth8chaft  aus  ökonomisch  -  technischen ,  landwirthschaftüchen 
Gründen  die  Grossealtar  allgemein  gebieterisch  verlange.^)  Dies 
ist  nur  theilweise  der  Fall  und  die  lastitution  des  privaten  Grand- 
eigenthnms,  besonders  hei  „Freiheit  des  Grandeigenthams''  und 
richtig  ausgebildetem  Pachtrecht,  hindert  nicht  so  allgemein,  wie 
behauptet  wird,  die  Bodencultur  dann  dieser  Forderung  gemäss 
einzurichten.  Theilweise  fungirt  aber  gerade  der  kleine  ländliche 
Privatbesitz  ganz  vorzüglich,  namentlich  für  die  Zwecke  ge- 
wisser hoch  intensiver  Culturen  (,^gartenmäs8iger  Anbau^'  a.  s.  w., 
siehe  §.  168  unter  Nr.  4).  Es  ist  zu  bezweifeln ,  ob  irgend  eine 
andere  Gestaltung  des  HerrschaftsverbSltnisses  über  den  Boden 
und  danach  des  Wirthschaftsbetriebs  in  diesem  Pnncte  mehr 
leistet:  Gemeineigenthum  (des  Staats,  der  Gemeinde)  mit  cen- 
tralistischem  oder  mit  genossenschaftlichem  Betriebe,  wie  socia- 
listischer  Seits  projectirt  wird,  schwerlich ;  mit  Betrieb  durch  Privat- 
pächter, wie  in  den  Plänen  der  Bodenbesitzreformer,  kaam.')  Der 
Eigenth um  erbetrieb  hat  hier  so  prodnetive  Wirkungen,  dass 
diese  uns  wohl  berechtigen,  vom  Standpuncte  der  Production  aus 
in  diesen  Fällen  das  kleinere  ländliche  Privateigenthum  als  im 
Gesammtinteresse  begründet  anzuerkennen. 

Allerdings  liegt  die  Sache  selbst  in  den  heutigen  west-  und 
mitteleuropäischen  Verhältnissen  nicht  entfernt  allgemein  so.  Jene 
Cultaren  haben  im  Ganzen  doch  eine  geringere  Bedeutung  für  die 
Versorgung  des  Bedarfs  unserer  Völker  mit  landwirthschafllichen 
Erzeugnissen.  Für  den  Getreidebau  und  vielfach  auch  für  die  Vieh- 
zucht, besonders  einige  Zweige  derselben  (Schaf-,  zum  Theil  Pferde-, 
Rindviehzucht)  und  die  sich  an  diese  anschliessenden  landwirth- 
schaftlichen  Gewerbe  (Milchwirthschaft)  leistet  der  bäuerliche,  zumal 
kleiner  Grundbesitz,  im  Allgemeinen  weniger  als  der  intelligenter 


^)  Siehe  oben  §.  167.  Genfer  Manifest  der  Intornationale  von  1S69.  Vgl 
meine  Abschaffang  des  privaten  Grundeigenthnms  S.S.  Fr.  Engels,  Marx  Ver- 
treter dieser  Ansicht.  Namentlich  kann  sich  die  Klein-  nnd  Mittelcultnr  dorch  ge- 
wisse genossenschaftliche  Einrichtungen  wesentlich  concurrenzßihiger  machen: 
Vereine  für  Beschaffung  von  Saatgut,  fUr  Benutzung  iandwirthschaftlicher  Maschinen 
(Dampfdresch-,  Mähmaschinen  u.  s.  w.),  für  Haltung  ?on  Zuchtstieren ,  Hengsten, 
Molkereigenossenschaften  u.  s.  w.  (Siehe  z.  B.  LandwirtlischafUiche  Jahrbücher  IS7S, 
S.  345  ff.).    Buchenberger  H,  Kapitel  10,  besonders  Abschnitt  2. 

>)  Der  Yortheil,  dass  durch  einen  intelligenten,  wohlhabenden  P&chtentand  der 
Betrieb  verbessert  und  demselben  besonders  mehr  Kapital  zugeführt  wird  (Bau  I, 
§.  877,  Röscher  II,  §.  62),  tritt  vomemlich  nur  bei  grösseren  Gütern  hervor.  (Buchen- 
berger I,  §.31  ff.) 
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betriebene  Grossbesitz.    Der  ökonomisch -technische  Fortschritt  ist 
bei  jenem  nach  allgemeinster  Erfahrung  langsamer  und  geringer. 

Indessen  kann  auch  dies  noch  nicht  unbedingt  zu  einem  Verdict 
wider  den  bäuerlichen  Grundbesitz  berechtigen. 

Denn  einmal  I&sst  sich  hier,  wenn  die  Frage  znnftchst  auch  nur  vom  Standpancte 
des  Productionsinteresses  entschieden  werden  sollte,  doch  manche  Abhilfe  schaffen 
durch  Mittel,  deren  Bedentang  die  Gegenwart  wohl  erkannt  hat:  Hebnng  der  tech- 
nischen und  allgemeinen  Bildung  des  Baaem,  Ansporn  durch  das  Beispiel  des  gut 
geleiteten  Grossbesitzes,  welcher  auch  mit  um  dieses  Zwecks  willen,  also  im  volks- 
wirthschaftlichen  Productionsinteresse,  neben  dem  Eleinbesitz  zu  ?erlangen  ist,  land- 
wirthschaftliches  Unterrichts-,  Vereins-,  Genossenschaftswesen  u.  dgl.  m. ^).  £s  fragt 
sich  jedenfalls,  ob  der  „socialistiscbe''  Landwirthschaftsbetricb,  auch  wenn  er  als 
Grossbetrieb  mit  allen  Vortheilen  desselben  versehen  w&re.  allgemein  technisch  und 
ökonomisch  einem  tüchtigen  bäuerlichen  Betrieb  überlegen  sein  würde.  Das  ist  bei 
den  augenfälligen  Schwierigkeiten  einer  angemessen  wirksamen  socialistischen  Orga- 
nisation der  Production  gerade  auf  dem  landwirthschaftlichcn  Gebiete  mindestens 
nicht  sehr  wahrscheinlich,  vor  allem  wiederum  nicht  wegen  der  hier  mitspielenden 
psychologischen  Factoren  und  wegen  der  oben  geschilderten  „uaturgebundenen''  Eigenart 
aller  landwirthschaftlichen  Arbeit  und  Kapitalverwendung.  Darauf  wird  im  Folgenden 
mit  eingegangen  werden.  Sodann  aber  kann  und  darf  die  Frage  des  privaten  Klein- 
besitzes eben  nicht  allein  vom  Standpuncte  der  Production,  sondern  muss  sie  zugleich 
von  demjenigen  der  Yertheilung  und  damit  zugleich  vom  socialpolitischen 
Gesichtspuncte  aus  betrachtet  werden. 

§.201  [348].  —  2.  Vertheilungs-  und  socialpolitischer 
Standpunct.  Hier  bildet  nun  das  private  kleine  ländliche  Grund- 
eigenthum  eine  durch  keine  andere  Einrichtung  vollständig  zu  er- 
setzende ökonomische  Basis  für  einen  hochwichtigen  Tbeil  der 
Bevölkerung,  einen  unabhängigen,  selbstäudigen  Bauernstand,  und 
dessen  eigenthümliche  sociale  und  politische  Stellung  und  Function. 
Letztere  beruhen  recht  eigentlich  mit  auf  dem  privaten  Eigen- 
thumsrecht  an  dem  selbst  bebauten  Boden. ^)  Nur  etwa  ein  gut 
eingerichtetes  Erbpachtsystem  vermöchte  Aehnliches,  wenn 
auch  nicht  leicht  ganz  Gleiches  zu  leisten,  wäre  aber  hier,  als  dem 
Privateigenthum  zu  nahe  stehend,  doch  ausgeschlossen;  ein  Ge- 
meineigenthum  mit  privaten  Zeitpächtern  wäre  weniger 
leistungsfähig,  productivgenossenschaftlicher  Betrieb  eben- 
falls, socialistischer  „Qemeinbetrieb'^  („Gemeinnutzung"),  in  welcher 
Form  immer,  desgleichen  oder,  richtiger  gesagt,  noch  ungenügender. 

Denn  Zoitpächter  wären  nicht  unabLängig  genug  und  nicht  im  guten  social- 
politischen Sinne  des  Worts  an  die  Scholle  gebunden,  ganz  abgesehen  von  der 
Schwierigkeit«  in  einem  ganzen  Lande  zahllose  Zeitpachten  des  Klein-  und  Mittel- 
betriebs entsprechend  einzurichten.    Namentlich  auch  so,  dass  dabei  die  technischen 


^)  Boscher  II,  §.  53.    Buchenberger  11,  Kapitel  9,  10. 

')  Cm  den  Bauern  freies  und  ToUes  Prirateigenthum  zu  verschaffen,  im  wirth- 
schaftlichen  und  socialpolitischen  Interesse,  hat  man  in  unseren  Gulturstaatcn  die 
„Gnindentlastung"  vorgenommen.  Die  heilsamen  Wirkungen  derselben  werden  freilich 
vielfach  durch  die  stärkere  Kapitalverschuldung  (kündbare  Geldschulden),  zu  welcher 
die  freie  Veräusserlichkeit  und  Vererblichkeit  beiträgt,  gestört.     (Siehe  oben  §.  170.) 
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und  Ökonomischen  Productionsinteressen ,  die  richtige  Behandlung  des  Bodensi,  Er- 
haltung und  Steigerung  seiner  Kr&fte,  die  richtige  Eapitalverwendung,  auch  zu 
dauernden  Meliorationen,  angemessen  wahrgenommen  und  verbürgt  würden.  Der 
ohnehin  manche  Schwierigkeiten  bietende  landwirthschaftliche  Pachtvertrag  wUrde 
hier  vollends  schwer  im  Interesse  der  beiden  Parteien  und  im  volkswirthschafüichea 
Interesse  richtig  zu  gestalten  sein.  Der  productivgenossenschaftliche  Be- 
trieb, selbst  seine  gute  Organisation  vorausgesetzt,  schafil  eine  so  vorzügliche  social- 
politische  und  Ökonomische  BevOlkorungsdasse,  wie  sie  ein  ttlchtiger  Bauernstand  auf 
eigener  Scholle  darstellt,  gleichfalls  kaum,  bietet  aber  auch  für  seine  DurchftlhrQng 
unt^emeine  technische,  ökonomische  und  psychologische  Schwierigkeiten.  Die  Antwort 
auf  die  Frage,  wie  gerade  der  landwirthschaftliche  Grossbetrieb  mit  seinen  natur- 
gegebenen specifischen  EigenthUmlichkeiten  im  socialistischen  Wirthschaftssystem. 
eingerichtet,  die  Beschaffung  genügend  zahlreicher  und  für  die  landwirthschaftliche 
Arbeit  ordentlich  geeigneter  Arbeitskräfte,  die  Leitung  und  Aufsicht  der  Arbeiten 
und  des  ganzen  Betriebs  durch  „gesellscha^iche  Beamte*^  erfolgversprechend  gesichert 
werden  soll,  bleibt  der  Socialismus  überhaupt  schuldig.  Dass  sein  (wie  nach  den 
Ideen  einzelner  Sociali:»ten  geplant  zu  werden  scheint)  etwa  zwischen  städtischer  und 
ländlicher  Arbeit  wechselndes  (?I)  Arbeitspersonal  die  phydsche,  sittliche,  sociale 
Qualität  unserer  jetzigen  ländlichen,  zumal  bäuerlichen  Bevölkerung  nicht  zeigen,  nicht 
wie  diese  als  Erhaltungs-  und  Emeuerungsfonds  der  Yolkskraft  fungiren  kann,  möchte 
kaum  zweifelhaft  sein.  Gemeineigenthum,  vollends  mit  Gemeinnutznng,  bestand  allen- 
falls in  älteren  Zeiten  und  besteht  noch  in  Yerhältnissen,  wo  die  leitenden  Stammes-, 
Geschlechts-,  Familien-,  patriarchalischen  Häupter  eine  in  Recht,  Sitte,  sittlicher 
Anschauung  der  ausführenden  Arbeitskräfte  anerkannte  Autorität  waren,  Oekonomik 
und  Technik  des  Landbaus  einfach ,  gleichmässig,  schablonenhaft,  der  Kapitalaufwand 
minimal  war.  Wie  wenig  entsprechen  „moderne"  Menschen,  gar  die  zu  Begehrlich- 
keit und  Yerurtheilung  der  „verdammten"  Bedürfnisslosigkeit  förmlich  systematisch 
vom  agitatorischen  Socialismus  erzogenen,  als  Leiter  wie  als  Geleitete  und  Beaof- 
sichtigte  —  und  ohne  diesen  Unterschied  ginge  es  doch  auch  hier  nicht  ab!  — 
den  analogen  Anforderungen,  welche  auch  bei  modernem  socialistischen  Gemeineigen- 
thum  am  ländlichen  Boden  und  bei  gemeinwirthschaftlichem  Betrieb  gestellt  werden 
müsstenl  Die  „zeitweiligen",  die  ,,Wahl-Autorit&ten",  die  im  Turnus  vielleicht 
wechselnden  und  die  undisciplinirten,  jede  Autorität  verwerfenden,  begehilichen  Massen  1 
Aber  Abwarten  des  Erfolgs,  heisst  es  vielleicht,  eine  „neue  Erziehung"  zum  socia- 
listischen Productionssystem?!  Sie  wird  die  Leute  schon  geeignet  dafür  machen. 
Wer  jedoch  bewirkt,  leitet  sie!  Wie  lange  dauert  sie!  Welchen  Erfolg  verspricht 
sie!  Münchhausen's  Experiment,  sich  am  eigenen  Schopf  aus  dem  Sumpf  ziehen, 
wäre  zu  wiederholen. 

Freilich  mu88  man  sich  der  Consequenzen  bewusst  sein,  welche 
mit  dem  Vorhandensein  und  Verbleiben  eines  Bauernstands  als 
Eigenthflmerstands  mehr  oder  weniger  nothwendig  fUr  die  Production 
und  Vertheilnng  des  Volkseinkommens  und  für  die  socialen  und 
culturlichen  Wirkungen  einer  bestimmten  Höhe  und  Art  der  Pro- 
duction und  einer  bestimmten  Richtung  und  Vertheilung  speeiell 
des  landwirthschaftlichen  Einkommens  verbunden  sind.  Für  die 
principielle  Frage  des  privaten  Grundeigenthums  wie  fttr  die  Stellung 
zu  dieser  Frage  im  concreten  Falle  sind  die  verschiedenen  Conse- 
quenzen der  Zulassung,  bez.  der  weiteren  Belassung  privaten 
bäuerlichen  Grundeigenthums  mit  einander  zu  vergleichen  und 
danach  ist  die  Entscheidung  für  oder  wider  die  Institution  zu  treffen. 

Der  socialpolitische  Werth  des  Bauernstands  fällt  hier  stark  ins 
Gewicht  gegenüber  den  beiden  leicht  und  regelmässig  vorhandenen 
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Nachtheilen:  einer  geringeren  Prodnctivität  des  Betriebs,  daher 
einer  entsprechend  geringeren  Höhe  des  Volkseinkommens  und  einer 
nngleichmässigeren  Vertheilung  des  letzteren,  welche  der  private 
Rentenbezng  hier  wie  immer,  wenn  aach  wegen  seiner  Vertheilung 
auf  zahlreiche  Personen  in  geringerem  Maasse,  wie  oben  schon 
ausgeführt,  mit  sich  bringt. 

Andere  UmsUnde  kOnnen  weiter  in  Betracht  kommen,  z.  B.  gewisse  Cultor* 
nnd  anch  sittliche  Mängel  im  Bauernstände,  yerschiedene  im  günstig  and  knapp 
sitnirten.  Im  Vergleich  des  b&uerlichen  Betriebs  mit  dem  landwirthschaftlichcn  Gross- 
betrieb (hierftkr  einerlei,  ob  darch  Eigenthtlmer  oder  P&chter  gefUhrt)  fragt  sich  aachy 
ob  die  Ueberschfisse  an  Erzeagnissen,  welche  zur  Befriedigung  des  Bedarfs  Dritter, 
also  besonders  industrieller  und  städtischer  Bevölkerung  aus  der  ländlichen  Wirth- 
schaft  hinausgehen,  bei  dem  einen  oder  anderen  System  grösser  oder  kleiner  sind: 
ein  im  Ganzen  wohl  zu  Gunsten  des  Grossbetriebs  zu  entscheidender  Puuct,  jedoch 
mit  wichtigen  Ausnahmen  nach  den  einzelnen  Producten  (Garten-,  Handelsgewächse, 
Wein  u.  s.  w.) ,  —  jedenfalls  aber  ein  nicht  unwichtiger  Punct  für  die  Entscheidung 
der  Eigenthumsfrage  in  deren  Zusammenhang  mit  der  Betriebsfrage  nach  dem  maass- 
gebenden  Gulturinteresse  der  gesammten  Volksgemeinschaft.  Denn  Um- 
fang und  örtliche  Goncentration  der  industriellen  und  städtischen  BoTölkerung  ist 
durch  die  Höhe  jener  nicht  von  den  Landleuten  selbst  verzehrten  Producte  wesentlich 
mit  bedingt,  soweit  nicht  Zufuhr  aus  dem  Auslande  mitwirkt,  —  heutzutage  freilich 
eine  grossartige,  aber,  wie  wir  in  der  Bevölkerungslehre  im  1.  Theile  (Buch  4,  §.  252  ff.) 
zeigten,  manchfach  bedenkliche  Hilfe. 

Diese  und  andere  in  Vergleich  zn  ziehende  Momente,  welche 
sich  als  CoDseqnenzen  einer  bestimmten  Eigentbums-  und  Betriebs- 
ordnung des  ländlichen  Bodens  ergeben,  stellen  zwar  nicht  völlig 
iiicommensnrable,  aber  immer  schwer  genau  gegen  einander  ab- 
zuschätzende Orössen  dar,  sowohl  im  concreten  Fall,  wie  vollends 
für  die  prineipielle  Frage,  zumal  da  hier  wieder  Imponderabilien, 
gleichwohl  wichtigster  Art,  mitspielen.  Man  mnss  sich  nur  darüber 
klar  sein,  dass  jede  concrete  und  allgemeine  Beantwortung  der  Frage 
in  der  ihrer  Ziele  sich  bewnssten  Praxis  und  in  der  Wissenschaft 
eine  vorausgehende  Abwägung  jener  Momente,  welche  ebenso  viel 
Gründe  für  und  wider  kleines  ländliches  Privateigenthum  bilden^ 
voraussetzt. 

Im  Allgemeinen  wiegen  aber  nach  einer  solchen  Abwägung 
für  unsere  heutigen  Culturstaaten ,  welche  noch  einen  tüchtigen 
Bauernstand  besitzen,  die  Gründe  für  die  Beibehaltung  des  länd- 
lichen Privateigenthums  weit  schwerer,  als  diejenigen  für  seine 
Beseitigung.  Dies  um  so  mehr,  weil  die  etwaigen  Nachtheile  für 
die  Production  sich  doch,  wie  bemerkt,  vermindern  lassen,  die 
Abschwächung  des  Abzugs  der  Bevölkerung  vom  Lande  in  die 
Stadt  (im  Vergleich  mit  dem  Zustande  bei  Grossgüterwesen  und 
Grosscultnr)  nicht  unerwünscht  ist  und  anderseits  der  Ersatz  der 
Eigenthümer   durch  Zeitpächter  hier  gerade  vom  Standpunct  der 
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Prodnction  ans  schwieriger  als  bei  den  Grossgütem  erseheint.  Wie 
GrossbritaDnien  unter  dem  Mangel  eines  selbständigen  Bauern- 
stands leidet,  wird  dort  von  Einsichtigen  schon  länger  und  immer 
mehr  empfunden.^) 

Zunächst  dem  Eigenthümerverhältniss  wttrde  ein  Erbpacht- 
verhältniss  stehen,  welches  der  nationalen  Gemeinschaft  die  Theil- 
nähme  an  der  steigenden  Grundrente  gewährte,  wenn  die  perio- 
dische Regelung  des  Kanons  gemäss  der  gestiegenen  Rente,  den 
höheren  Prodncten preisen  n.  s.  w.  vorbehalten  bliebe:  eine  darch- 
ftihrbare  Maassregel,  durch  welche  die  Hauptvortheile  der  Eigen- 
thumsinstitution  sich  erhielten,  aber  einem  in  gewissem  Umfang 
berechtigten  Hauptbedenken  gegen  privates  Grnndeigenthum,  dem 
aus  dem  privaten  Grundrentenbezug,  einigermaassen  Rechnung  ge- 
tragen würde.  Indessen  Erbpacht  hätte  eben  sonst  fttr  die  Gegner 
des  Privateigenthums  ähnliche  Bedenken  wie  dieses.  ^) 

§.  202  [349].  —  B.  Der  ländliche  Grossgrundbesitz. 
1.  Standpunct  des  Productionsinteresses. 

Von  diesem  Standpuncte  aus  ist  dieser  Besitz  weniger  unent- 
behrlich als  der  Kleingrnndbesitz,  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil 
ein  gut  geregeltes  Zeitpachtverhältniss  hier  im  Durch- 
schnitt ziemlich  dieselbe  Productivität  des  Bodens  wie  die  Selbst- 
bewirthschaftung  durch  den  Privateigenthümer  bewirken  kann  und 
bei  diesen  grossen  Gütern  und  Betrieben  nicht  allzuschwer 
ordentlich  durchzuftihren  ist. 

Die  Einrichtong  des  Pachtvertrags  und  die  Erhaltung  des  ganzen  Yerpachtangs- 
Wesens  bietet  hier  nicht  die  gleichen  Schwierigkeiten^  wie  es  bei  mittleren  nnd  kleinen 
<iutern  nnd  Betrieben,  die  daher  auch  viel  zahlreicher  sein  würden,  der  Fall  w&re. 
Dafür  liegen  genügende  Belege  aus  der  Erfahrung  ?or,  besonders  aus  Grossbritannien 
und  aus  den  deutschen  Domänenpachtcn.  Es  lassen  sich  sogar  allgemeine  GrlUide 
a  priori  finden,  welche  für  eine  nicht  nur  privat-,  sondern  volkswirthschaftlich  grOssens 
Productivität  oder  m.  a.  W.  nicht  nur  für  eine  grössere  einzelwirthschaftliche  Renta- 
bilität, sondern  für  die  Gewinnung  eines  grosseren  volkswirthschafüichen  Keinertn^ 
unter  Umständen  gerade  beim  Pachtbetrieb  sprechen.  Auch  dafür  sind  Erfahnings- 
belege  vorhanden'). 


^)  Vgl.  Röscher  in  den  Ansichten,  3.  Auflage,  I,  239  ff.,  mit  besonderer  Rück- 
sicht der  Schriften  von  Thornton  und  Cliffe  Lcslie,  S.  262  ff.,  267  ff.  Siehe 
eben  S.  371.  Auch  die  sonstige  neuere  Litteratar  über  die  eogliscl^e,  schoCtiKhe, 
irische  Agrarfrage  (Nasse  u.  A.). 

*)  Meine  Finanzwissenschaft  2.  Auflage,  I,  §.  178—181 ;  3.  Auflage,  §.  230,  231. 
Nasse  in  den  Landwirthschaftlichen  Jahrbüchern  1878.  Bachenberger  I,  §.37. 
Vom  Standpunct  des  Staatsintcresses  wäre  an  der  periodischen  Regelang  des  Kanon 
festzuhalten,  der  freilich  das  Erbpächterinteresse  meist  widerstrebt.  Für  neue  „innere 
Oolonisation''  empfiehlt  sich  die  Einrichtung  des  Rentenguts.  Siehe  Sering's 
Schrift  darüber. 

■)  Siehe  oben  Note  1  S.  442  im  vorigen  Abschnitt. 
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Die  wichtige  Fanction  des  «.PionieiB  des  wirthschaftlicben  und  technischen 
Fortschritts**,  zam  maassgebenden  Beispiel  und  zur  Aueiferang  znr  Nachfolge  fQr  den 
bäoerlichen  Betrieb,  ist  eine  günstige  Seite  beim  selbstbewirthschaf^eten  Grossgrand- 
besitz, aber  sie  kann  auch  von  Grossp&chtem  (deutsche  Domänenp&chter)  ausgeübt 
werden. 

Man  kann  danach  wohl  im  concreten  Falle,  aber  nicht  allge- 
mein principiell  das  Privateigenthum  am  ländlichen  Boden  der 
Grossgtiter  als  eine  nothwendige  Fordernng  des  volkswirthschaft- 
lichen  Productionsinteresses  bezeichnen.  Mitunter  liegt  die  Sache 
umgekehrt.  Hiermit  entfällt  aber  eine  Hauptstütze  des  Grossgrnnd- 
besitzes. 

Für  die  Praxis  siYid  daraus  zwei  nicht  unwichtige  Schlüsse  zu 
ziehen. 

1.  Einmal  ist  der  Uebergang  der  dem  Staate  (auch  den  Ge- 
meinden) etwa  noch  yerbliebenen  Domänen  i.  e.  S.  (Gross- 
Feldgüter)  durch  Verkauf  in  das  Privateigenthuni  von  Gross- 
grundbesitzern nicht  so  allgemein  im  volkswirthschaftlichen  und 
finanziellen  Interesse  geboten,  wie  die  Schule  der  freien  Goncurrenz, 
auch  speciell  vielfach  die  deutsche  finanzwissenschaftliche  Schule 
oft  behauptet  hat:  im  Gegentheil,  die  in  dem  Domänen  besitz  factisch 
liegende  Beschränkung  der  Ausdehnung  des  privaten  Grund- 
eigenthnms  ist  manchfach  erwünscht.^) 

Anders  liegt  die  Sache  nur  bei  einer  Parcellirang  der  Domänen  zur  Herstellung 
▼on  priratcm  Klein-  und  Mittelbesitz,  eventuell  auch  ?on  Erbpachten  dieser  Art 
Dafür  kann,  neben  dem  socialpolitischeu  Interesse,  einen  Bauernstand  zu  schaffen 
oder  zu  kräftigen,  mitunter  auch  ein  Productionsinteresse  sprechen,  z.  B.  in  der 
Nähe  der  Städte,  um  zum  Anbau  von  Garten-  und  Handelsgewächsen  hinüber  zu  leiten. 

2,  Sodann  ist  in  den  Ländern,  wo  ein  grosser  Theil  des  länd- 
lichen Bodens  in  Händen  des  privaten  Grossgrnndbesitzes  liegt, 
etwa  vollends  fideicommissarisch  zu  grossen  ,, Herrschaften^'  ver- 
einigt und  dem  gewöhnlichen  privatwirthschaftlichen  Verkehr  ent- 
zogen ist  und  schon  jetzt  durch  Zeitpächter  bewirthschaftet  wird 
(Grossbritannien!),  eine  grundsätzliche  Beseitigung  dieses 
Frivateigenthums,  z.  B.  mittelst  einer  Ablösungsgesetzgebung  wenig- 
stens dnrch  das  allgemeine  volkswirthschaftliche  und  das  speciell  land- 
wirthschaftliche  Productionsinteresse  nicht  ausgeschlossen  (§.  239). 

Lässt  sich  dabei  etwa  noch  der  geschichtliche  Ursprung  dieses  Grossgrund- 
besitzes wegen  rorgckommener  Bechtawidrigkciten  bemängeln  (§.  164),  kommt  eine 
nachtheilige  Einwirkung  anderer  mit  diesem  Besitz  in  Verbindung  stehender  Umstände 
auf  die  Prodnction  hinzu,  z.  B.  der  „Absentismus"  der  Grundhorrcn,  welche  ihre 
Renten  fern  ron  ihren  Gütern  rerzohren  (§.  89),  so  erscheint  eine  solche  Beseitigung 


1)  Siehe  meine  Finanzwissenschaft  I,   2.  Auflage,  §.  161,   162,    3    Auflage, 
§.  219,  202. 

A.  Wagner,  Gnmdleining.  8.  A.ufl.  2.  Theil.   Yolkswlrthscliaft  u.  Recht.  30 
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des  piirftten  Gro^sgrnndbesltzcs.   dia   Funlornne   eiuur   linnidcigeDlLumsrogutininfr  n 
OanMen   der  VoUiHgemuiiiachiift ,   nicbl  so   extrem   und  JcdeDfaUs   für    die  «olkiwiiiti- 
sduftllche  ProduGiioD  nicht  kanwes  nnznlftasig.    Diu  praktische  Durch fuhrbutcit 
aber  bietet  luiter  Vurauasatzntig  eines  scfaoa  Tarhrelleten  Zeitp&chuysicms  (oder  Mclu 
Vena  die  biEberiKen  EigenthUmer,   nach  eiagelreteueT  AblOüung,    die  Gotar  scIImI  id 
Pacht  nehmen)  keine  besonders  grossen  Schwierigkeiten.     Im  Gan^feii  mOchta  in  Qne»- 
biitannicn    die    Lage    des   Grossgrnndbeutew   den    rotaasgeheuden    HypoIhMCO    (M^ 
iprecfaen,  —  immer  angcnommeo.  dass  die  Frage  zunächst  nur  rom  ProdactioiMa 
intoresse   der  Volkswirthschaft   ana   betracbiet  vird.     Es   iät   deiiii  auch  MH 
zeichnend,   dus  in   der  englischen  nnd  deutscheii  Bodeobesltireform-BewegUDg  finf 
dsraaf  hingewiesen  wird,   vie  leicbt  und  wiu  uhne  üoustige  störende,   weil  nicht  diu 
ganie    WirihscbaftäDrgBnisntioo    umgestaltende    Folgen    xich    in    Grossbiilanoien    H* 
,J4atiDaali)iimng"  des  Bodens  tomehmen  lassen  wQide,  indem  die  „Nation",  der  Stau 
in  die  Bolle  der  Laiidlordii  träte. 

203  [350,  351].  —  2.  Vertbeilungs-  ond  social'! 
politisclier  Standpanct.  Dos  ProductionsintereBse  ist  abofl 
bier  80  wenig  allein  nmassgebend  alB  beim  Kleiuheeitz.  Vielmebn 
musa  die  Frage  nun  aiicb  liier  zugleich  aus  dem  Gesichtspnncte 
des  Tolkswirtb  sc  haltlichen  VertbeilongBinteresBCS  und  der  gesanimtea 
socialen  und  politischen  Interessen  der  nationalen  Gemeinschail, 
welche  sich  an  das  BeBtcben  eines  Grossgrnndbesitzerstands  knapfen, 
beurtlieilt  werden.  Es  ist  leicbt  einzusehen,  daas  die  princtpielle 
Frage  der  Ueseitigung  des  privaten  Grundeigenthunis  hier  nur  eine 
sehr  allgemein  gebalteoe  Antwort  zulässt,  nur  die:  es  komnit 
wesentlich  auf  die  sociale  Function  jenes  Stands  im  VoIIes- 
leben  an.  Diese  Function  kann  für  letzteres  so  werthvoll  sein  und 
ist  dies  notorisch  mitunter,  sie  lUsst  sich  auch  so  schwer  oder  gar 
nicht  durch  irgend  eine  andere  volkswirtbschaftliche  und  sociale 
Organisation  ersetzen,  dass  um  ihrelwilleti  die  Einwirkung  dc8 
privaten  Gros^grundbesitzes  auf  den  Vertfaeilungaprocess,  als  aol 
wendige  Bedingung  jener  socialen  Fnnclion,  hingenommen  werdl 
darf.  Danach  wird  bei  einer  Erörterung  Über  das  Ziel, 
welchem  in  üetrelf  der  Hecbtsordnung  tllr  das  Eigenthum  zu  streben 
ist,  unsere  Frage  zu  bejahen  oder  zu  verneinen  sein.  Als  concrete 
Frage  in  einem  einzelnen  Lande  oder  Zeitalter  ist  die  EnteigQi 
bez,  Ablesung  des  Grundeigenthunis  der  Grostigrundbesitzer  el 
deshalb  eine  eminent  historisch-relative. 

Nach  dieser  Auffassung  hat  der  Stand  der  Gran 
besitzer   sein  Schicksal   selbst  in  Händen.     Wo  er  seil 
iVkonomisch  auf  den  Bezug  der  Grundrente  basirte  sociale  Stella] 
im  wahren  Intecesse    der  Gesammiheit    benutzt,    im    öffentlicbeü' 
berufsmässigen  Friedens-  und  Kriegsdienst  der  Nation,  im  politischen 
Ebrenanitsdicnst   der  Selbstregieruiig,   in  der  Ausbildung  und  Ver- 
tbeidiguug  der  Volksfieiheilen,  wozu  er  so  besonders  geeignet 
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in  der  Pflege  der  höheren  GuItarintereBsen  des  Volks,  in  caritativen 
Leistungen,  auch  als  Bahnbrecher,  Leiter  und  Verbreiter  wirth- 
schafUicber  und  technischer  Fortschritte,  z.  B.  speciell  im  Ackerbau ; 
wo  dieser  Stand  mit  andern  Worten  die  guten  Seiten  einer  tüch- 
tigen Aristokratie  zeigt  und  der  wahre  Führer  des  Volks  ist,  seine 
Stellung  wie  ein  Amt,  seinen  vermeintlich  rein  priyatrechtlichen 
Rentenbezug  wie  eine  öffentliche  Besoldung  betrachtet,  was  sie  nach 
richtiger  socialrechtlicher  Auffassung  ist,  ein  Amt,  eine  Besoldung, 
welche  in  erster  Linie  sociale  Pflichten  auflegen,  erst  in  zweiter 
Linie  private  Rechte  geben,  wo  das  schöne  Wort  der  Schrift  „mit 
dem  anvertrauten  Pfunde  wuchern''  und  das  vornehme  Adelswort 
„noblesse  oblige''  wirklich  gilt,  —  da  liegt  der  Grossgrundbesitz 
auch  heute  in  einem  vorherrschend  demokratischen  Zeitalter  unserer 
Culturvölker  und  bei  einer  Höhe  des  Volkseinkommens,  welche 
eine  sehr  ungleiche  Vertheilung  des  letzteren  nicht  mehr,  wie  früher 
eher,  zu  einer  Bedingung  der  Culturentwicklung  überhaupt  macht 
(I,  §.  284),  im  nationalen  Interesse :  da  wird  nicht  leicht  auch  nur 
die  Idee  einer  gesetzlichen  Enteignung  selbst  des  grossen  länd- 
lichen privaten  Grundeigenthums  ernstlich  auftauchen,  geschweige 
durchdringen. 

So  liegt  wohl  in  Tieler  Hinsicht  dio  Sache  heute  noch  in  Grossbritannien,  wo 
der  Groflsgrundbesitz  sonst  so  manche  tiefe  ökonomische  Schattenseite  hinsichtlich 
der  Vertheilung  des  Volkseinkommens  zeigt  und  das  Productionsinteresse  seine  Be- 
seitigang  nicht  rerbieten  würde.  (Vgl.  Röscher 's  genannten  Aufsatz  in  den  An- 
sichten.) 

Auch  fUr  deutsche  Verhältnisse  und  bei  der  sonst  ja  vielfach  berechtigten  stär- 
keren Ausbildung  des  zwangsgemeinwirtbschaftlichen  auf  Kosten  des  priratwirthschaft- 
liehen  Sjrstems  in  unserer  Zeit  darf  die  politische  und  sociale  Gefahr  des  „Militär-  und 
Beamtenstaats'S  der  eben  durch  diese  Bichtung  immer  mehr  begünstigt  wird,  nicht 
übersehen  werden.  Beamten-  und  Advocatenparlamente  sind  kein  grosser  Segen, 
übertriebenes  „Streberthum'^  und  Servilismus  in  einem  solchen  Staate  bedenkliche 
Uebelstände.  Parlamente,  in  denen  die  Diätenfrage,  selbst  fUr  die  Beschlussf&higkeit, 
eine  grosse  Bolle  spielt,  verrathen  gleichfalls  tiefe  Mängel  des  Staatswesens.  Ein 
unabhängiger  tüchtiger  Grossgrundbesitzerstand ,  wenn  auch  mit  etwas  „Junkerthum*' 
versetzt,  liefert  besseres  Holz,  um  Abgeordnete  und  vollends  Staatsmänner  und  Kriegs- 
männer  daraus  zu  schnitzen.  Das  hat  der  brandenbnrg-preussische  Staat  seit  Jahr- 
hunderten bewiesen.  Ohne  den  „preussischen  Junker''  hätten  wir  vielleicht  heute 
diesen  Staat  und  das  aus  ihr  hervorgegangene  neue  Deutsche  Reich  nicht  Alle 
solche  Bücksichten  kommen  bei  der  Entscheidung  solcher  Gmndeigenthumsfragen  mit 
in  Betracht.  Samter,  die  Bodenbesitzreformer,  vollends  nach  ihrer  doctrinären 
Auffassung  die  Socialisten,  beachten  das  Alles  viel  zu  wenig  oder  missachten  es  ab- 
sichtlich. Auch  die  Nothwendigkeit  eines  grundaristokratischen  Gegengewichts  gegen 
die  mit  dem  Privatkapital  eng  zusammenhängende  Geldaristokratie  und  wahre  Pluto- 
kratie  ist,  wie  schon  oben  (§.  190)  bemerkt,  zu  erwägen,  —  wenngleich  die  Gegen- 
sätze durch  Eheverbindungen  und  durch  Anlegung  des  Geldkapitals  in  Grund  und 
Boden  sich  verwischen.  Aber  indem  die  Geldaristokratie  allmälig  zur  Grnndaristokratie 
wird,  schleift  sie  auch  hässliche  Seiten  ihres  Orsprnngs  ab,  veredelt  sich  und  erhebt 
sich  nach  und  nach  zur  Erfassung  socialer  Pflichten  und  Functionen.  Buchen- 
berger  (I,  237)  führt  obige  Stellen  über  Bauernstand  und  Grossgrundbesitz  aus 
meiner  2.  Auflage  (S.  741)  wOnlich  an  und  pflichtet  ihnen  ganz  bei. 
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Die  BOpial-i'ikoQomiscbe  Rechtfertigung  des  Grossgntnd besitz» 
ist  daber  tbeoretisch  in  letzter  Linie  ähnlich  wie  diejenige  d« 
Privatkapitals  an  geben,  auf  den  „socialen  Amtscharacter" 
alles  (tewicbt  zu  legen,  anf  die  diesem  gemilsa  übernommeneD 
und  befriedigend  im  GeBellschartsint^resBe  ansgeftfbrteo  socialen 
Functionen,  nicht  auf  das  privatreehtliche  Moment  (oben  §.143, 
144,  154). 

Fehlen  diese  tllebtigen  socialen  Functionen  des  Grosfigrnnd- 
bosttzerstands ,  so  wird  die  privatrechtliche  BegrHudnng 
seines  Grnndeigenlhnnis  diesem  Ktande  keine  dauernde  Hieberbeil 
geben.  Sie  wird  in  der  That  auch  kein  genflgender  Grund  gegen 
einen  ökonomiach-techniscb  öfters  wobl  durchführbaren  Uebergang 
(oder  Rückgang)  des  Rodens  in  das  Eigenthum  des  Staats,  des 
Vertreters  der  nationalen  Gemeinschal^,  sein,  freilich  aber,  wie 
Kuchenberger  mit  Recht  sagt  (I,  4t38),  nicht  zum  Zweck,  „alle 
Landwirtbe  zu  HtaatspUcbtern  zn  machen",  als  vielmehr  das  Gross- 
gmndeigentbnm  in  social  besser  wirkendes  bäuerliches  EigenUiam 
binUberzofUbren.  Um  die  rein  privatreehtliche  Begründung  de« 
GroBsgrundbesitzes  steht  es  nach  dem  Früheren  (§.  164  ff.)  ohnehin 
vielfach  misslich  genug.  Ein  Noii  me  tangere  ist  aber  das  Privat- 
eigenthum  und  vollends  das  private  Grnndeigentbum  nach  der 
richtigen  sncialrecbtlicben  Auffassung  Uberhanpt  nicht:  es  steht 
in  der  Uemeinschaft  und  ist  durch  deren  sonveräne  Recbts- 
hildung  aus  überwiegenden  Zweckmässigkeilsgründen  immer  zwangs- 
weise zn  beseitigen  und  abzulösen  oder  zn  beschränken,  wenn  es 
das  Gern einscbat^s wobl  fordert,  gerade  wie  es  nur  durch  Grflnde 
des  letzteren  und  dem  entsprechende  rechtliche  Anscbanangen  ge- 
schaffen wird  {§.  120,  121).    (Vgl.  unten  Kapitel  3,  Enteignung.) 

Unter  den  Umständen,  welche  gegen  den  Fortbestand  des 
Grossgrnnd besitze»  ins  Gewicht  fallen,  sind  schon  die  vorhin  vom 
Prodnctionsstandpancte  aus  angeführten  Momente  von  Bedeutung 
(§.  203):  allgemeines,  vielleicht  noch,  wie  bisher  in  Irland  för  die 
Pächter  höchst  ungünstiges  Verpachtungssystem  statt  Selbstbewirth- 
sehnftnng,  Abüentifmus  oder  Non-residence  auf  den  Gittern,  schlech- 
ter eigener  Betrieb  n.  s.  w.  Kommt  dazu  übermässige  AnbHnfong 
in  einer  Hand,  Vioculirung  dorcb  Fideicom misse,  daher  neben  volks- 
wirthsohalUicb  nachtheiliger,  auf  diese  Eigenthnmsordnung  mit 
turUckzufllbrender  geringerer  Produottvirät  des  Bodens  und  mithin 
geringerer  Höhe  des  ganzen  Volkseinkommens  auch  besonders 
inigtlnBtige  Vertheilung  des  letzteren,  mangelnde  Gelegenheit  j 


Ländlicher  Grossgrimdbcsitz.  469 

Beschäftigung  der  wachsenden  Volkszahl^  deshalb  Auswanderang 
oder  übermässiger  Zuzug  in  die  Städte,  so  wird  der  Grossgrund- 
besitz schon  bedenklich  genug.  Wahrhaft  verhängnissvoll  ftir  das 
Volksleben  wird  er  aber,  wenn  der  Stand  seine  sociale  Mission 
verkennt,  nur  seinem  eigenen  Interesse  lebt  und  alle  die  Torhin 
genannten  Aufgaben  vernachlässigt,  etwa  wie  grossentheils  in  Frank- 
reich vor  der  Revolution,  wie  vielfach  in  Mittel-  und  Süditalien, 
Spanien,  Russland,  wie  leider  zu  Zeiten  auch  hie  und  da  in  Deutsch- 
land, Grossbritannien,  zumal  in  Irland  u.  a.  L.  m.  Es  ist  schwer 
zu  sagen,  warum  die  Rechtsbildung  hier  den  Grundbesitz,  nur 
wegen  seiner  vermeintlichen  privatrechtlichen  Begründung  und 
wegen  seines  unter  diesen  Voraussetzungen  lediglich  eng  privat- 
wirthschaft liehen  Interesses  ffir  seine  zeitweiligen  Eigenthtimer, 
unangefochten  bestehen  lassen  sollte.  Dafür  ist  dies  Eigenthums- 
object  zu  bedeutsam  im  ganzen  volkswirthschaftlichen  Process 
und  für  das  sociale  Zusammenleben  der  Gemeinschaft.  Es  handelt 
sich  eben  beim  Boden  um  etwas  Andres  als  um  irgend  einen 
gleichgiltigen  Gegenstand  des  Gebrauchs  Vermögens.  Der  Boden 
ist  einmal  das  unentbehrliche  Bethätigungsgebiet  der  nationalen 
Gemeinschaft,  ein  Naturfactor  von  beschränkter  Menge  und  be- 
schränkter Brauchbarkeit  nach  den  Verhältnissen  der  Lage,  ein 
Werthobject,  dem  vielfach  die  Früchte  des  ökonomischen,  socialen 
und  culturlichen  Fortschritts  selbst  ohne  eigenes  Zuthun  der  Eigen- 
thümer  im  steigenden  Werthe  zufallen:  ein  Object,  mit  dem  kein 
anderes  Gut  in  dieser  Hinsicht  zu  vergleichen  ist  und  für  welches 
daher  auch  eine  andere  Rechtsordnung  immer  bestanden  hat,  immer 
bestehen  muss  und  wird,  —  ein  Object,  das  auch  im  Enteignungs- 
wesen eine  aparte  Stellung  einnimmt  (Kapitel  3). 

unter  den  einzelnen  characteristischen  Symptomen,  welche  auf  eine  anti- 
nationalökonomische  nnd  anti- sociale  Function  des  Grossgrandbesitzes  ziemlich  sicher 
hinweisen,  ist  namentlich  der  h&nfige  speculatire  Besitzwechsel  der  Güter, 
nor  nm  au  dem  höheren  Gonjuncturenpreis  derselben  zn  gewinnen,  bemerkens- 
werth.  Hier  liegen  gewöhnlich  nicht  ökonomisch  rom  bisherigen  Eigenthtimer  ver- 
diente Gewinne  vor,  welche  anf  die  eigenen  Leistungen,  z.  B.  für  die  Hebung  der 
Bodencultar  des  Guts,  zurückzufuhren  sind:  ein  Fall,  der  wenigstens  wirthschaftlich 
den  Gewinnbezug  aus  der  Verftusserung  gerechtfertigter  erscheinen  lassen  kann,  wenn- 
gleich auch  hier  die  sociale  Pflicht,  welche  das  Eigenthum  auflegt,  verkannt  wird. 
Meistens  handdt  es  sich  aber  um  die  Ausnutzung  der  zufälligen  Zeitver- 
h&ltnisse,  welche  das  Angebot  und  die  Kachfrage  der  Landgüter  mit  bestimmen, 
um  die  Ausbeutung  zuf&lligor  Kothlagen  früherer  K&ufer  und  Zwangslagen  jetziger 
YerkAufer  und  besonders  um  die  Erzielung  speculativer  Gewinne,  welche  aus  Y eränderung 
des  allgemeinen  Zinsfnsses  und  des  allgemeinen  Gangs  der  Grundrente  der  Producten> 
preise  hervorgehen  (§.  170),  Veränderungen,  welche  wieder  unabhängig  von  der 
Thätigkeit  des  Einzelnen  durch  den  Gesammtgang  des  volkswirthschaftlichen  Lebens, 
der  Creditverhältnisse,   der  Politik,   der   Technik,   des   Communicationswesens,  der 
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MtflriicbeD  und  Orllichon  BerfllkeningsbowepBDS  n.  8.  ».  bewirkt  Verden.  Der  ift- 
calatirc  Bcsilzircchael  Ata  tirossgrnndbesinos  «riet  hier  antar  Umslknilca  h«i  in 
beuli^^  „Freiheit  des  Grandeigeoihami"  celbit  nun  gcverbsm&s&i^a  OattnclucbEt 
■US  und  rerbindel  uch  biJd  mit  dem  AiuViuf  des  Elein^randbesiues ,  b»]4  an  in 
..Hofschllcbtcrei"  der  GrougUIer  und  BaucrgQter.  Wo  solche  YeThillDUso  Oberinil 
nahmen,  wird  das  IRndlicfae  Gntudei^nlhnm  dem  modernen  grofsstaddich«!)  Gmi- 
Qnd  H*a«eigculhBm  immer  ahnlicher.  Siehe  i.  B.  PrcDSsische  LandwirThiiclitftlKk 
Jahrbücher  1878,  S.  304:  Es  wird  in  Schleswig -Uolatein  „beilsjn.  da^  bei  ia 
jetcigen  Flucloaiianen  im  Gatorhandel  dem  ländlichen  GinndbedCz  der  Cl>an>'i>'r  iK- 
autden  n  kontinen  droht,  reichen  er  früher  hsltc,  ais  der  Bositxer  'li^n  H"i  i^- 
Beine  Heimuth  betrachlete.  welche  er  mit  Lieb«  für  alch  und  svioc  Nn'-Iiinn.Q'^ 
pflogle."  Vgl.  die  von  Rodberlna  milgolheilte  Stuislik  des  Beaitxwechirli  d;r 
Bitterfater  in  Preussen  in  den  Jthren  IS35  —  64,  iu  der  Tabelle  un  Schluw  da 
I.  Bande«  seiner  Schrift  aber  die  Croditootb  Leider  eehcinon  fUr  die  Perladt  uu 
IS64  Ähnliche  statisliacho  Zusammenstcllungca  «n  fohlen,  wenigstens  aichi  reraBeotlicki 

Unter  sulchen  Um  stünden  ent  fallen  die  wicbtig- 
eten  ReelitfertigungsgrUniie  für  den  ländliclien  pri- 
vaten Orasagrundbesitz  aus  dem  Staodpuncte  de» 
Gesammtintcresses.  Ja,  das  Pri vateigentbom  am  Boden, 
welches  die  Voraussetzung  für  solche  iikonomiseb  und  »ociai 
Bcliädlichen,  die  Verlbeilang  des  Volkseinkommens  ungUnatig  beeto- 
flttBsenden  Manipulationen  ist,  wird  nnbeilroll  für  die  Geeellscbaß. 
Es  ist  nicht  nur  ein  unzweifelbaftes  liecbt,  Bondcm  eine  l'flichl 
des  Staats,  solche  Gestaltung  zu  verhüten,  wozn  die  grundeätt 
liehe  Beseitigung  des  grossen  privaten  Grundeigenthums  das  alleiD 
abheilende  Mittel  werden  kann.  Das  müge  der  Grossgrandbesitx 
beherzigen ! 


3.  Abschnitt. 
StSdtlsehes  Graud-  and  Bsaseisenthnin. 

fi-  204  [S.  T4S— -47).     Vorbemertungeo   nnd   Littefslur. 
als  Sliudorl  und  das  private  atAdiischc  Grandeigontham  ist  in  der  Hat 
Okenemie  bis  vor  kurzem  noch  sehr  vuni^  penaaer  untennchl,  meist  nur  nebenbil^ 
der  U  rund  reo  leoliiteraiar  and  In  der  Llttoratiir  ab«r  die  städtische  Wohni 
frage  („Wohnongwotb")  harohrt  «-erden.     Dies  ist  ein  grosser  Man^. 

Far   die   Grandrententbeorie  iit  dieser    Beden    und   das   PrirMeifMtll 
daran  wichtiger  ab  der  ländliche,   der  Bargwerksboden   n.  n.  w.,   weil  sich  n 
tind  an  den  slidlischen.  otTen  Forliegcaden  (iruadaiocli-,  Haas-  und  Miethpreliei 
deren  rascher  Ver&nderang  die  Keulen thearie  gu\t  rorcuglich.  fltrmlich  expetii 
fiel  einfacher  als  au  allem  andren  Boden,  demonairiren  nnd  dieBicardo-Thnn« 
Lehre  run  der  (DtQerentia]-)(inindrcnie  in  ihrem  unnmirtOsstlch  richtigen  Kern  b 
lideht  gegen  alle  Anfechtungen   erhirteu   lüsai.     Diese  Rententheerie  erbUt  durch  die 
Terhiltnisse  des  Btidtiacheo  Ornndeigeulhums  eine  treiiliche  BesUbg^u^. 

Namentlich  tritt  der  maasgehende  Eiiiflnss  der  Lage  der  Grundsiäcke  anf  Uao^ 
und  Habe  der  Bente  nirgends  6a  signlficftot  als  in  den  Stidten  nnd  aberhanpl  b 
BenuUune   dea  Bodens  als  Standort  für  \V'olinungen   beiror.     Daher  laswa  best 
die  Thu'nen'scbon   Untermchuagen    eine   »Ichllge   Fortsetzung   anf   die   i 

Veth^lDiMe  zu.    VgL  pasiim  Wolliofr.  opnscnles  aor  la  rente  foncier. 

d'icouoffile  poUtjqne  ntlondle,  der  nur  bei  der  Batrachlnog  des  Bodens  aU  aupt 
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Standort,  in  der  Ableitung  der  Bente  aus  dem  Standort  zu  weit  geht  und  dies  Moment 
zu  stark  betont,  seine  Bedeutung  zu  sehr  verallgemeinert 

In  der  Wohnungsfrage  ist  fraher  meistens  auch  auf  den  engen  Zusammen- 
bang derselben  mit  der  Ökonomischen  und  socialen  Stellung  des  städtischen  Gründ- 
end Hauseigenthums  fiel  zu  wenig  Bezug  genommen  worden,  doch  hat  sich  das  neuer- 
dings ge&ndert.  Mir  schien  schon  lange  die  eigentlich  kritische  Signatur  dieser 
Frage,  ihre  häufige  Zuspitzung  zur  Wohnungsnoth  (§.211,  217),  gerade  in  diesem 
Zusammenhang  des  städtischen  Wohnungswesens  mit  dem  Privat- 
eigenthum  am  Boden  und  Haus  zu  liegen.  Diesen  Standpunct  vertrat  und 
motivirte  ich  bereits  näher  in  der  Eisenacher^ Debatte  über  Wohnungsnoth  1872 
(vgl.  Verhandlungen  der  Eisenacher  Versammlung  zur  Besprechung  der  socialen  FTtage^ 
Leipzig  1873,  S.  231  —  243).  Im  Texte  schon  der  1.  Auflage  der  Grundlegung  die 
genauere  Ausfahrung  nach  den  damals  dargelegten  Gesichtspuncten.  Diese  damals  ver- 
hältnissmässig  noch  sehr  allein  stehende  Auffassung,  in  welcher  ich  lange  Zeit  auch  von 
anderen  „Eathedersocialisten*'  wenig  Unterstützung  gefunden  habe,  stimmt  in  einigen 
Puncten  überein  mit  derjenigen  auch  schon  damaligen  von  Batkowsky,  vgl.  besonders 
„die  zur  Keform  der  Wohnungs-Zustände  in  grossen  Städten  nothwendigen  Maassregeln 
der  Gesetzgebung  und  Verwaltung"  (mit  besonderer  Bttcksicht  auf  Wien),  von  ihm. 
Separat- Abdruck  aus  dem  „Oesterreichischen  Oekonomist^%  Wien  1871.  Er  bekämpfte 
namentlich  das  Baustellenmonopol  und  den  Baustellen wucher  (a.  a.  0.  S.  31)  und  das 
österreichische  System  weitgehender  langjähriger  Steuerfreiheiten  für  Neubauten. 
Vgl.  daselbst  auch  die  Ausführungen  über  die  Grundrente  (S.  36  ff.  mit  der  richtigen 
Polemik  in  diesem  Puncto  gegen  Schäffle's  Lehre).  Schaff lo  (Socialer  Körper 
III,  390)  gestand  übrigens  später  selbst  in  anerkennenswerther  Weise  zu,  dass  er  bei 
der  Bechtfertigung  des  privaten  Gmndeigentbums  durch  die  Unentbehrlichkeit  der 
privaten  Prämienfunction  der  Grundrente  die  richtige  Grenze  nicht  innegehalten  habe. 
Bemorkenswerth  sind  auch  schon  früher  J.  Faucher *s  Ausführungen  über  städtisches 
Gmndeigenthum  und  Baustellenmonopol  mit  Hinweisung  auf  Expropriation  und  die 
Analogie  der  Sachlage  mit  der  bestehenden  Bergbaufreiheit,  dem  Grundoigenthümer 
gegenüber  (Berliner  Vierteljahrsschrift  für  Volkswirthschaft  XVI  [1866]  S.  50  tf.); 
später  freilich  mit  einer  Beserve,  welche  eine  Ausdehnung  des  Expropriationsrechts 
abweist  „unter  den  heutigen  Zuständen  und  gar  in  einem  politischen  Staate  mit  leiden- 
schaftlich politischen  Parteien''  (Verhandlungen  des  deutschen  volkswirthschaftlichen 
Congresses  in  Wien,  1873.  Berlin  1873  S.  154),  eine  Beserve,  die  die  praktische 
Bedeutung  einer  tieferen  Beform  des  Grnndeigenthumsrecht  ziemlich  sicher  für  immer 
aufheben  würde.  Neben  allem  Optimismus  der  Freihandelsschule  und  naivem  En>taunen, 
dass  die  „volkswirthschaftlichen  ewigen  Naturgesetze'*  nicht  lauter  Segen  bringen  und 
oft  nicht  einmal  recht  wirken,  auch  manches  Bichtige,  z.  B.  in  Betreff  des  Boden- 
monopols, der  Besteuerung,  bei  dem  im  Uebrigen  äusserst  unklaren  Wiss  (Wohnungs- 
frage in  Deutschland,  Berlin  1872). 

Die  grosse  ältere  und  neuere  Broschürenlitteratur  über  die 
Wohnungsfrage  enthält  sonst,  abgesehen  von  einzelnen  neuesten  bezüglichen  Arbeiten, 
fast  nur  Darlegungen  der  Symptome  der  Wohnungsnoth,  vielfach  mit  zu  ein- 
seitiger oder  selbst  ausschliesslicher  Berücksichtigung  der  Wohnungsfrage  der  unteren 
Claasen,  während  es  für  die  principiello  Beurtbeilung  gerade  sehr  wichtig  ist,  die 
Wohnungsnoth  als  einen,  zeitweise  und  Ortlich  wenigstens,  fast  allgemeinen  ökonomischen 
und  socialen  Nothstand  der  ganzen  städtischen  Bevölkerung,  mit  Ausnahme  des  Grund- 
besitzerstands, anzuerkennen,  wofür  dann  aber  in  unvermeidlichen  BQckschlägen  des 
Baustellenschwindels  und  der  excessiven  Bauwuth  hinterher  die  Grundbesitzer  auch 
manchfach  in  Noth  gerathen.  Wohnungsnoth  einer-,  Grund-  und  Hausbesitzkrise 
anderseits  stehen  in  enger  Verbindung  unter  sich  wie  mit  der  Institution  des  Privat- 
cigenthums  am  städtischen  Boden,  wenigstens  in  den  grösseren  Städten. 

Weiter  beschäftigt  sich  jene  Litteratur  mit  den  Heilmitteln,  aber  m.  E.  nicht 
tiefgreifend  genug,  weil  der  Causalnexus  zwischen  der  Wohnungsnoth  und  dem  zur 
Ausbeutung  und  Speculation  benutzten  privaten  städtischen  Grund-  und  Hauseigenthum 
nicht  erkannt  wird  oder,  optimistisch,  nicht  erkannt  werden  will.  Die  vorgeschlagenen 
Mittel,  Verbesserung  der  Communicationen ,  genossenschaftliche  Selbsthilfe,  Beformen 
in  der  Bautechnik  und  Baupolizei  u.  s.  w.  sind  nicht  unrichtig,  aber  nicht  wirksam 
genug.  Dass  auch  die  Freihandelsschule  an  ihren  Principien  in  dieser  Frage  manch- 
fach irre  zu  werden  beginnt,  bewies  schon  die  Verhandlung  in  Wien   1873.     Das 
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Heil  in  der  SpecaUtion  der  BaageseUschaften  und  deren  sp&tereiii  Rain  zu  sacheuT 
wie  sogar  Geeist  in  Wien  tfaat  (Yerhandlongen  des  Gongreases  S.  1S4),  entspricht 
zwar  der  orthodoxesten  Theorie  der  freien  Goncorrenz  7oilst&ndig,  £EUid  aber  seltet  mf 
dem  deutschen  volkswirthschaftlichen  Gongress  bereits  dam^  keine  Beistimmang  mehr. 
Wenn  aach  in  diesem  Kreise  mehrfach  die  Ansicht  rertreten  wird,  dass  werngsteDS 
die  aas  dem  Markte  gehaltenen  Baustellen,  deren  PrivateigenthOmer  die  GonjnnctoreD- 
gewinne,  die  Gne  ist 'sehen  ,,Springwerthe'\  beziehen,  einer  Besteaemng  nnterzogen 
werden  sollen,  welche  dies  Zarttckhalten  der  Baastellen  erschwert  and  jene  ron  der 
Gemeinschaft  allein  vordienten  Gewinne  des  Privaten  trifft  (vgl.  z.  B.  Wies  in  den 
Wiener  Yerhandlangen  des  Tolkswirthschaftlichen  Gongressea  8.  140),  so  zeigt  sich, 
dass  man  auch  hier  beginnt,  in  Reformen  des  Rechts  den  richtigen  Weg  zur  Abhilfe 
zo  suchen.  Zar  Orientirung  über  die  Wohnungsfrage  und  deren  Litterator  vgl. 
namentlich  das  reichhaltige  geistvolle  Referat  Engels  auf  dem  Eisenacher  social- 
politischen  Gongress  1872  (Yerhandl untren  S.  164 — 230,  auch  selbständig  erschienen) 
nebst  Debatte.  Engel  logt  seiner  Neigung  nach  auf  die  rechtlichen  Seiten 
der  Frage  gegenüber  den  ökonomisch -technischen  nur  zu  wenig  Gewicht,  darin  der 
Anschauung  des  volkswirthschaftlichen  Gongreesea  n&herstehend.  Vgl.  Ober  diese 
die  Verhandlungen  in  Wien  über  die  Wohnungsfrage  S.  115  — 155.  Bei  mancher 
Ueberschw&nglichkeit  und  Unklarheit  (auch  z.  B.  ül^r  die  Forderungen  hinsichtiich 
des  Staatseingreifens  S.  106  ff.)  doch  auch  viele  gute  Gesichtspuncte ,  besonders 
beachtensweith  für  die  Postulate  unten  in  §.  217,  in  der  Schrift  des  Pseudonymen 
Ar  min  ins,  die  Grossstädte  in  ihrer  Wohnungsnoth  (mit  Vorwort  von  v.  d.  Goltz), 
Leipzig  1874.  —  Vgl.  sonst  auch  die  beiden  Aufsätze  von  J.  Fan  eher  über  „Be- 
wegung für  Wohnnngsreform'',  Volkswirthschaftliche  Vierteljahrsschrift  1865,  XII, 
127  ff.,  1866,  XIII,  86  ff.,  sowie  über  „Häuserbauuntemehmung  in  Geiste  der  Zeir\ 
ebenda  1869,  XXVI,  48  ff.  (besonders  über  die  Vortheile  der  horizontalen  statt  der 
vertikalen  Aasdehnung  der  Grossstädto,  mit  Hinweis  auf  London). 

Seit  Ende  der  1870  er  Jahre  und  der  intensiveren  Beschäftigung  mit  der  socialen, 
inbesonders  der  Arbeiterfrage  hat  sich  die  Aufmerksamkeit  immer  stärker  gerade  der 
Wohnungsfrage  zugewendet,  allerdings  meist  mit  Beschränkung  auf  die  Wohnungs- 
verhältnisse  der  arbeitenden  und  überhaupt  der  unteren  ärmeren  Glassen.  Aach  die 
Vereine  und  Versammlungen  für  Erörterung  der  socialer  Fragen  haben  sich 
vielfach  mit  dem  Wohnungswesen  beschäftigt,  Ontersnchungen  der  thatbächUchen 
Verhältnisse  veranlasst,  die  Frage  nach  verschiedenen  Seiten  erörtert,  Hilfsmittd  vor- 
geschlagen, practische  Maassnahmen  eingeleitet  Dabei  sind  auch  die  Privatrechts- 
fragen berührt,  aber  doch  nur  ausnahmsweise  das  Privateigenthnm  angezweifelt  worden. 
Im  Ganzen  bewegen  sich  die  Reformen  anf  der  Basis  des  bestehenden  Rechts, 
appelliren  an  den  Voluntarismus  nur  mit  vorkommender  Befürwortung  einer  Eweiterung 
des  Expropriationsrechts  und  schärferen,  namentlich  auch  die  sanitären  Interessen 
mehr  wahrnehmenden,  die  Ausnutzung  des  Bodens  zu  engen  Miethskasemen  und 
damit  allerdings  die  Grundstücksspeculation  etwas  einschränkenden  Baupolizei- 
ordnungen. Das  Auftreten  der  Gholera  (Hamburg  18921)  hat  dieser  Tendenz 
noch  Vorschab  geleistet.  Siehe  besonders  die  beiden  Bände  der  Schriften  des  Vereins 
für  Socialpolitik  30  und  31  (1886),  die  WohnungSLoth  der  ärmeren  Glassen  in  den 
deutschen  Grossstädten  und  Vorschläge  zu  deren  Abhilfe,  mit  einer  Einleitujig  fon 
Miquel;  darin  Berichte  über  die  Arbeiterwohnungsfrage  in  England  von  As  ehr  Ott 
in  Band  30  und  über  die  Wohnungsfrage  in  Frankreich  von  Raffalovich  ia 
Band  31.  Die  Rechtsfragen  mit  erörtert.  Darüber  dann  die  Erörterung  auf  der 
Versammlung  des  Vereins  in  1886  mit  Referat  von  Miquel,  Gorreferat  von  Pastor 
Bodelschwingh  in  Band  33  (Leipzig  1687).  Ferner  in  den  Schriften  des  Verein» 
für  Armenpflege  und  Wohlthätigkeit,  eingehende  Berichte  und  Verhandlungen  in 
Band  6,  7,  und  besonders  11,  13  über  die  Wohnungsfrage  vom  Standponct  der 
Armenpflege  mehrfach  Speciallitteratur  in  diesen  Vereinsschriften.  Siehe  auch 
G.  Seh  moller,  ein  Mahnruf  in  der  Wohnungsfrage,  in  seinen  Jahrbüchern  1889, 
XI,  Band  2,  S.  425.  In  dieser  Zeitschrift  mehrfach  Recensionen  neuerer  Litteratur, 
so  von  Oldenborg  in  XVI,  1892,  S.  310  ff.  Albrecht,  Wohnungsnoth  in  den 
Grossstädten  u.  s.  w.,  München  1891.  Materialien  auch  im  Bö  hm  er  t 'sehen  Arbeiter- 
freund. Es  ist  nicht  die  Aufgabe  dieses  Abschnitts,  die  Wohnungsfrage  spedeU  za 
behandeln,  insbesondre  auch  nicht  die  Wohnungsfrage  als  Theil  der  Arl>eiter{lrage. 
Weitere  Speciallitteratur  darüber  gehört  daher  auch  nicht  hierher.    Nur  der  Zusammen- 
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hang    zwischen  der  Wohnungs-,    aach   der  Wohnungsnothfrage   und    der  Frage  des» 
städtischen  Grund-  and  Hanseigenthams  ist  hier  für  uns  zu  beachten. 

Dies  ist  auch  der  Standpanct  io  der  Litteratur  der  Bodenbesitzreform- 
Bevegung.  Die  letztere  hat  begreiflicher  Weise  gerade  die  Missst&nde  dieser 
Kategorieen  priTaten  Gmndeigenthums  schärfer  anfgedeclct  nnd  damit  dann  die 
These  Ton  der  Abschaffung  des  Privateigenthnms  und  der  Einfohrong  des  Gemein- 
eigenthums  an  diesem  Buden  zu  st&tzen  gesucht.  S.  darüber  besonders  Flttrscheim's 
genannte  Schriften,  die  Berliner  Zeitschrift  „Freiland*'.  H.  Freese,  Wohnungsnoth 
und  Absatzkrisis  (in  letzterer  Beziehung  unhaltbar)  in  Conrad's  Jahrbüchern  1893, 
Band  61,  S.  641.  Der  schwache  Panct  in  dieser  Litteratur  ist  nur  auch  wieder  die 
Yerkenuung  der  Schwierigkeiten  und  Bedenken  hinsichtlich  der  Verwirklichung  einer 
Gemeineigenthumsordnung  am  städtischen  Boden,  wenn  die  ökonomischen,  technischen 
und  socialen  Bau-  und  Wohoungsinteressen  richtig  befriedigt  werden  sollen. 

Wesentlich  den  Standpunct  des  privaten  Interessenten  vertreten  Vereine  einmal 
der  städtischen  Grundbesitzer,  dann  der  Mietber  und  die  Ton  solchen  Vereinen  aus- 
gehenden Schriften,  auch  Zeitschriften.  So  die  Schriften  des  Ceutralrerbands  der 
Haus-  und  städtischen  Grundbesitzeryereine  Deutschlands,  herausgegeben  ron  H.  Strauss 
(seit  1 890),  die  Zeitschrift  ron  Berliner  Grund besitzreroinen  „das  Grandeigenthum**  u.  s.  w., 
anderseits  die  Zeitung  der  Vereins  Berliner  Wohnungsmiether  (seit  1890).  Die  Ver- 
gleichung  der  entgegengesetzten  Intercssenstandpuncte  z.  B.  in  den  Erörterungen  ttber 
ein  Normal-Miethrertrags-Formular  ist  auch  ftlr  die  allgemeineren  Principienfragen  lehr- 
reich. In  diesen  Zeitschriften  auch  mancherlei  thatsächliches  Material.  Vgl.  hierzu 
auch  die  Arbeiten  Eberstadt's  Berliner  Communalreform ,  Preussische  Jahrbücher 
1892,  Band  70  und  selbständig  (System  und  Piincip  der  Berliner  Stadtverwaltung), 
femer  Grundsätze  der  städtischen  Bodenpolitik,  SchmoUer's  Jahrbuch  1893,  XVII, 
S.  1193.  Schneider,  Wohn ungsmieth recht  und  seine  sociale  Beform,  Leipzig  1893. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  zur  Beurtheilung  der  modernen,  namentlich  der 
continentalen  grossstädtischen  Wohnungsrerhältnisse  der  Bevölkerung,  ist  die 
werthvolle  neuere  Wohnungsstatistik,  welche  die  Aufnahmen  bei  Gelegenheit  der 
Volkszählungen  geliefert  haben.  Siehe  Litteratur  darüber  schon  in  Grundlegung  I, 
S.  436  und  die  Verarbeitung  eines  Theils  des  bezüglichen  Materials  in  der  dort  ge- 
nannten Schrift  von  Michaelis.  Vortreffliche  Bearbeitung  des  Berliner  Materials 
im  2.  Hefte  der  von  B.  Böckh  herausgegebenen  amtlichen  Schrift  „die  Bevölkeruugs> 
u.  8.  w.  Aufnahme  vom  1.  December  1875  in  Berlin'*,  Berlin  1878,  und  in  den  ähn- 
lichen Bearbeitungen  der  späteren  Aufnahmen,  so  für  1885,  Heft  2.  Abtheilung  III 
(Berlin  1891).  Femer  im  Berliner  städtischen  statistischen  Jahrbuch,  auch  über 
Werth  der  Grandstücke  (Feuerversicherangswerth,  theilweise  Kaufpreise),  Miethwerth, 
Besitzwechsel,  freiwilliger  und  durch  Subhastationen,  so  im  Doppeljahrgaug  XVI,  XVO 
(Berlin  1893),  S.  231  ff.,  246  ff.  Aehnliche  Daten  aber  neuerdings  auch  für  andero 
grössere  Städte  (so  Leipzig,  Arbeiten  Hasses),  auch  dann  vergleichend  statistische 
Arbeiten  im  Statistischen  Jahrbuch  deutscher  Städte  (von  Neefe,  Hasse).  Eine 
der  besten  monograpisch-statistischen  Arbeiten  ist  „die  Wohnungsenqußte  in  der  Stadt 
Basel"  (1889),  bearbeitet  von  K.  Bücher  (Basel  1891).  Vielerlei  statistische  Daten 
in  der  oben  genannten  Litteratur  der  Wohnungsnoth.  Auf  alle  im  Text  behandelten 
Fragen  werfen  die  Berliner  Verhältnisse  der  Neuzeit  ein  besonders  scharfes  Licht. 
Sie  zeigen  die  Gefahren,  welche  in  den  Wohnungszubtändeu  liegen,  schlagend.  Natürlich 
sind  diese  Zustände  anderswo  nicht  überall  so  bedenklich,  aber  nur  gradweise,  nicht 
specifiäche  Unterschiede  zeigen  sich. 

Auch  für  die  Fragen  des  städtischen  Grund-  und  Hauseigenthums 
liefert  die  genannte  Statistik  werthvolle  Beiträge  zur  Beurtheilung.  Doch  sind  dafür 
weitere  statistische  Thatsachen,  welche  nicht  immer  genügend  constatitt  oder  wenigstens 
nicht  zusammengestellt  sind,  mehrfach  noch  wichtiger.  Die  Vertheiluug  des  städtischen 
Grund-  und  Hausbesitzes,  der  Wechsel  im  Besitz,  die  Ursachen  dieses  Wechsels  (Erb- 
gang, Verkauf,  freiwilliger  und  unfreiwilliger  Besitzwechsel  in  Folge  gerichtlicher 
Zwangsveräusserung),  der  Wenh,  bez.  Preis  der  Baustellen  und  der  bebauten  Grund- 
stücke, der  Wechsel  dieses  Werths,  die  neue  Kapitalverwendung  für  Bauten,  der 
Miethwerth  und  dessen  Wechsel,  die  Hypotheken -Verschuldung  und  deren  Bewegung, 
Stand,  Beraf,  Gonfession  (jüdischer  städtischer  Grundbesitz)  der  Eigenthümer  u.  a.  m. 
bind  hier  von  besonderem  Interesse.  Manches  bezügliche  Material  aus  Grossstädten, 
beltoner  aus  kleinen  Städten,  liegt  vor,  aber  ohne  gar  zu  grosse  Schwierigkeiten  müssto 
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dasselbe  ans  den  Grand-  und  Hypothekenbücbern  und  StenerkaUstern  n.  s.  w.  rer^ 
vollständigt  werden  können,  wodurch  erst  umfassendere  Vergleiche  möglich  worden. 
Eine  kleine  Tabelle  über  das  YerhäUniss  der  Zahl  der  Hausbesitzer  zn  der  Zahl  d«r 
Wohnhäuser  und  Haushaltungen  für  verschiedene  deutsche  St&dte  nebst  Bern  siehe 
bei  Conrad,  Jahrbücher,  Band  27,  S.  385.  In  den  Grosst&dten  machen  die  Hans- 
bez.  Grundstücksbesitzer  der  hier  zusammengestellten  St&dte  ca.  15  —  7  —  8  Procent 
in  den  Klein-  und  Mittelstädten  71 — 64 — 49 — 20  Procent  der  Haushaltungen  ans. 
Besonders  werth volles  Material  in  dem  Statistischen  Jahrbuch  von  Berlin.  Einige 
Daten  daraus  zum  Beleg  des  Textes  unten. 

An  meiner  Darstellung  der  Frage  des  städtischen  Grund-  und  Haaseigcnthams 
in  der  1.  Auflage  habe  ich  in  der  zweiten  nichts  Wesentliches  zu  ändern  gehabt, 
weder  Wichtiges  hinzuzusetzen  noch  irgend  Erhebliches  zurückzunehmen.  Und  ebenso 
urtheile  ich  jetzt  nach  weiteren  1 5  Jahren,  weshalb  auch  in  dieser  3.  Auflage  sachlich 
fast  nichts,  formell  wenig  rerändert  worden  ist.  Ich  bemerke  dies  ansdraddich 
gegenüber  den  vielfachen,  namentlich  von  „liberaler"'  Seite  erfolgten  Angriffen  gegen 
«nich  wegen  dieses  Abschnitts  und  der  darin  entwickelten  und  wie  ich  glaube  ge- 
nügend begründeten  skeptischen  Ansicht  über  jenes  Privateigenthum  —  eine  Anaidit, 
die  nicht*  selten  zu  directen  Denunciationen  gegen  mich  wegen  meines  „Socialiamos*" 
geführt  hat  Am  wenigsten  vermag  ich  in  der  spöttischen,  aber  —  er  kennt  sein 
Publicum!  —  völlig  oberflächlichen  Polemik  von  Männern  der  volkswirthschaftlichen 
Richtung  eines  L.  Bamberg  er  irgend  etwas  sachlich  Zutreffendes  gegen  meine 
Darstellung  zu  entnehmen.  (Vgl.  dessen  „Deutschland  und  der  Socialismns *%  Leipzig 
1878,  S.  104,  derselbe  „die  cnltnrgeschichtliche  Bedeutung  des  Socialistengesetzes'% 
Leipzig  1878,  S.  39  ff.).  Hier  wird  die  Polemik  gegen  das  städtische  Grundeigenthnm 
lächerlich  gemacht,  weil  sie  von  der  jetzt  (1878)  längst  verschwundenen  Wohnungs- 
noth  ausgegangen  sei,  der  die  Noth  der  Specnlanten  und  Hausbesitzer  Platz  gemacht 
habe.  Bamberger  war  hier  wieder  entweder  nicht  ehrlich  genug,  um  anzuftlhren, 
oder  —  was  ich  bei  ihm  gern  annehme  und  vielfach  bemerkt  habe  —  zo  flüchtig, 
in  der  Leetüre  von  Schriften  eines  dem  seinen  gegensätzlichen  Standpuncts,  um  zu 
bemerken,  dass  ich  schon  vor  dem  heutigen  Zusammenbruch  der  Bauüpeculation  Ende 
der  70  er  Jahre  auf  diese  Koth  der  EigentbUmer  als  auf  die  nothwendige  Consequenz 
hingewiesen  habe.  (Siehe  in  der  1.  Auflage  der  Grundlegung  S.  661  Note,  S.  66S 
l^ote  30,  S.  667  Mitte,  und  bereits  die  Eisenacher  Verhandlungen  1872,  Beridit 
S  285).  Die  Quintessenz  meiner  folgenden  Ausfdhrnngen ,  mit  einigen  neuen  Be- 
merkungen, die  hier  jetzt  wieder  benutzt  werden,  in  meinem  Artikel  Grundbesitz  im 
Handwörterbuch  der  Staats  Wissenschaften  IV,  S.  120 — 128. 

I.  —  §.  205  [352],  Fragestellung.  Das  städtische  und 
nnter  diesem  wieder  das  grossstädtische  Grundeigentbum  ist 
der  wichtigste  Repräsentant  des  Privateigenthnms  an  Boden^  welcher 
für  Gebände,  besonders  Wobngebäade,  und  forden  Stand- 
ort vieler  Productionszweige  überhaupt  dient  (§.  99).  Dieser  Boden 
hat  eine  von  allem  andren  Boden  sehr  Tcrschiedene  ökonomische 
Stellung  und  Function  in  der  Volkswirtschaft  und  seine  specifische 
Benutzung,  vornemlich  als  Standort  (Area,  Tenne)  für  Wohnge- 
bäude, Verkaufslocale  (Läden)  u.  s.  w.  zeigt  gleichfalls  eine  ganz 
andere  technische  Seite  als  die  Benutzung  des  übrigen  Bodens. 
Diese  zwar  leicht  nachweisbaren  und  zum  Theil  selbst  handgreif- 
lichen Unterschiede  sind  indessen  früher  von  der  Nationalökonomie 
wenig  beachtet,  jedenfalls  in  ihrer  grossen  Tragweite  nicht  erkannt 
worden.  Namentlich  gilt  dies  von  den  hochwichtigen  Folgen, 
welche   die  Sonderstellung  des  „Wohnungsbodens"  in  der  Volks- 
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^irthschaft  für  die  Privateigenthumsfrage  bezüglich  dieses  Bodens 
mit  sich  bringt  Es  ist  zur  Benrtheilang  und  Prtlfang  dieser  Kategorie 
des  privaten  Grnndeigenthnms  deshalb  nothwendig,  mehr  als  dies  bei 
den  anderen  Bodenarten  geboten  ist,  deren  wirthscfaaftlich-technische 
Seite  grossentheils  als  bekannt  vorausgesetzt  werden  kano,  auf  die 
Stellung  und  Function  des  Wobnungsbodens  und  die 
Technik  seiner  Benutzung  hier  etwas  einzugehen  und  un- 
mittelbar daran  die  Erörterung  der  principiellen  Frage  über  die 
Nothwendigkeity  Entbehrlichkeit  und  den  etwaigen  Ersatz  des 
Privateigenthums  an  diesem  Boden  anzuknüpfen.  Ausser  dem 
Wohnungsboden  und  dem  Privateigenthum  an  diesem  selbst  muss 
aber  bei  dem  innigen  und  im  Ganzen  sich  mit  der  Entwicklung 
des  Städtewesens  immer  inniger  gestaltenden  ökonomisch-technischen 
Zusammenhange  des  Bodens  mit  dem  Hause  auch  das  private 
Hanseigenthum  mit  in  die  Untersuchung  hineingezogen  werden. 
Die  letztere  betrifft  daher  das  private  Hausboden-  oder  Wohnungs- 
boden- und  Hanseigenthum,  demnach  vornemlich  das  städtische,  be- 
sonders grossstädtische  private  Grund-  und  Hanseigenthum. 

Allerdin^  tritt  der  ZasammcDhan^  zwischen  Boden  und  Haus  am  meisten  bei 
dem  staricen  „ Vertikalwohnen "  oder  dem  grossstädtischen  Hochbau  herror.  wie  er, 
theilweise  im  Gegensatz  zu  England  und  America,  besonders  auf  dem  Continente 
herrscht  und  Dank  dem  Baustellenmonopol  bei  ungenügenden,  dem  Interesse  des 
Grundbesitzers  zu  weiten  Spielraum  lassenden  Bauordnungen  zum  „Kasernenbau"  aus- 
artet. Ein  gewisser  Hochbau  oder  Bau  mehrstöckiger  Häuser  empfiehlt  sich  aber 
nicht  nur  bis  zu  einer  gewissen  Grenze  überhaupt  wegen  des  Eostenpuncts  (umgekehrt: 
über  diese  Grenze  hinaus  Fcrtheuert  sich  der  Hochbau  auch  relatif,  p.  Stockwerk), 
sondern  auch  wegen  der  Ersparung  an  horizontaler  Entfernung.  Faucher  schlägt 
hier  die  Vortbeile  der  Londoner  und  die  Nachtheile  der  continentalen  Wohnungsweise 
zu  hoch  an  (siehe  Yierteljahrsschrift  XIII ,  121  ff.)  in  den  Grossstädten,  wogegen  die 
dortigen  Nachtheile  und  hiesigen  Vorzüge  unterschätzt  werden.  Siehe  unten.  Uebe> 
haupt  §.  206. 

Am  Frappantesten  zeigen  sich  die  darzulegenden  Verhältnisse  in  den  Gross- 
städten Dicht  bei  den  eigentlichen  Pri\ratmieth Wohnungen,  sondern  bei  den  ge- 
mietheten  Läden,  besonders  in  den  yerkehrs reichen  Strassen.  Der  Ausdruck 
,,Wohnungsbodeu",  „Wohnhaus"'  begreift  im  Folgenden  diese  Fälle  mit  in  sich. 

II.  —  §.  206  [353].  Die  ökonomisch-technichen  Eigen- 
thttmlichkeiten  des  Wohnungsbodens,  welche  für  das 
Privateigenthum  an  letzterem  alle  eine  mehr  oder  weniger  ab. 
weichende  Stellung  von  sonstigem  privaten  Grundeigenthum  be- 
gründen, sind  insbesondere:  der  grössere  Einfluss  der  Lage  auf 
Grundrente  und  Grundstücks -Werth;  der  stärkere  Eioflnss  der  all- 
gemeinen Conjuncturen  darauf;  der  Einfluss  der  leichteren  Kapi- 
talisirung  steigender  Renten ,  besonders  auf  Eigeuthumswechgel 
und  Verpfändung  des  Grundstücks  und  Hauses;  die  Function  des 
fertigen  (Mieth-)  Hauses  wesentlich  als  Rentenfonds;   die  leichtere 


476   S.B.  Aabdelin.d.Pri7ateig.  2.K.  Grondeig.  4.  H.A.  Prilfang.  4.A.Städt.£ig.  §.206. 

Trennung  von  Eigenthum  und  Nutzung  (in  derMiethe);  die  sociale 
Abhängigkeit  der  Miether  von  den  Eigenthllmern;  die  eigenthttm- 
lichen  Erscheinungen  der  Wohnungsuoth ;  die  besonderen  Verhält- 
nisse der  Baustellen ;  endlich  der  Umstand,  dass  die  Rechtfertigongs- 
gründe,  welche  vom  Standpunct  des  Prodnctionsinteresses  aus 
sonst  fQr  privates  Grundeigenthum  sprechen,  bei  städtischem 
Wohnungsboden  und  Häusern  aus  bautechnischen  Gründen  theils 
überhaupt  nicht,  theils  nur  in  geringerem  Maasse  zutreffen  und 
eine  wirkliche  Gemeineigenthumsordnung  fUr  das  Bau-  und  Wohnungs- 
wesen zwar  immer  noch  erhebliche,  aber  doch  geringere  Schwierig- 
keiten als  bei  ländlichem  Boden  bietet. 

A.  Die  Rente,  danach  der  Werth  des  Wohnungsbodens, 
namentlich  der  städtischen  Grundstücke,  ist  in  besonders  hohem 
Maasse  abhängig  von  der  Lage  der  betreffenden  Grundstücke, 
regelmässig  erheblich  mehr  als  Rente  und  Werth  anderen  Bodens. 

Dies  erkl&rt  sicli  zunächst  ans  der  fast  allgemein  unter  den  Menschen  ah 
„socialen  Wesen''  verbreiteten  Sitte  des  Ortlich  nahen  Zusammenvohnens 
auf  rerhältnissm&ssig  engem  Baume.  Diese  Sitte  zeigt  sich  schon  in  der 
vorherrschenden  dOrtliohen  Ansiedlangsweise  (statt  des  Einzelhofsystems  §.  176)  und 
bildet  sich  immer  mehr  im  Städte wesen,  am  Grossartigsten  in  den  Gross-  und  Welt- 
städten aus.  Sie  beruht  auf  wichtigen  Bedarfnissen  des  gegenseitigen  Schutzes  und 
der  Unterstützung,  des  bequemeren  Verkehrs,  auf  der  Pflege  vieler  („örtlicher*^)  Ge- 
meinbedUrfüisse  (I ,  §.  328) ,  überhaupt  auf  den  Erfordernissen  des  Cultnrlebens.  Sie 
ist  insofern  eine  Conscquenz  der  menschlichen  Natur  und,  in  gewissen  Grenzen,  noth- 
wendig  und  heilsam,  in  ihrer  Ausbildung  zum  Städtewesen  Ursache  und  Wirkung 
eines  wichtigen  Theils  des  Processes  höherer  Cultur.^)  Die  Sitte  erhält  sich  aber 
hodaun ,  trotz  so  mancher  Schwierigkeiten ,  welche  ihr  entgegen  treten ,  in  Folge  der 
geringen  Fähigkeit  des  Menschen,  selbst  bei  sehr  vervollkommneten  und  wohlfeilen 
Communicationcn ,  einen  Gegenstand  beständigen,  regelmässigen,  z.  B.  täglichen  oder 
mehrmals  täglichen,  Transports  zu  bilden.  Der  Grund  dafür  liegt  weniger  in  der 
Beschaflenheit  der  Communicationen  und  Transportmittel,  welche  einer  ausserordentlichen 
Vervollkommnung  in  Hinsiebt  auf  Sicherheit,  Schnelligkeit,  Bequemlichkeit  und  selbst 
Wohlfeilheit  fähig  sind''),  als  in  dem  stets  unvermeidlichen  Zeitaufwand,  —  time 
is  money  — ,  ein  Aufwand,  welcher  günstigsten  Falles  bei  jeder  grosseren  r&umlichen 
Trennung  der  Wobnungen  geopfert  werden  muss,  abgesehen  davon,  dass  bei  einer 
solchen  Wohnungsweise  dann  die  Wirthschaft  und  Cultur  f&rdemden  Berührungen 
der  Individuen  vielfach  aufhören.  Hechnet  man  z.  B.  in  Grossstädten  mit  vorwaltend 
horizontaler  Ausdehnung,  dass  täglich  für  die  Geschäfts  weg  e  an  Zeit  —  über 
dieienige  hinaus,  welche  für  Spazierengehen  zur  Erholung  u.  dgl.  erwünscht  sein  ma^ 
und  insofern  auch  privat-  und  nationalökonomisch  kein  Verlust  ist  —  für  Gehen, 
Fahren,  Warten  (an  den  Bahnhöfen,  Halteplätzen  der  Pferde-  und  Strassenbahnen  n.  s.  w.) 


')  Abweichende  Ansicht  bei  neueren  Socialisten,  wie  Fr.  Engels,  die  grund- 
sätzlich gegen  die  grossen  Städte  eifern,  ihre  Noth wendigkeit  für  industrielle  Zwecl^e 
u.  s.  w.  bestreiten  und  namentlich  die  Unmöglichkeit  behaupten,  die  erforderlichen 
hygienischen  Verbesseron  gen  überhaupt  in  den  Grossstädten  herbeizuführen.  Dab«i 
bleiben  indessen  alle  anderen  Seiten  der  Frage  unbeachtet.  Vgl.  z.  B.  Engels, 
Dühring's  Umwälzung  pasüim.  Siehe  über  die  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  in 
Berlin  die  Bcrölkerungsaufnahme  von  1875,  Heftl,  S.  80  nebst  Plan. 

')  Dies  zeigt  vor  Allem  London,  vgl.  darüber  Faucher  auf  dem  Wiener 
volkswirthscbaftlichen  Congress  1873,  Verhandlungen  S.  150. 
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«ach  nur  1  Stande  verloren  geht,  so  ist  dies,  bei  300  Arbeitstagen  and  10 ständigem 
Normalarbeitstage ,  eben  SO  Tage,  10  Procent  der  prodactiven  Zeit,  bei  8 ständigem 
Arbeitstage  (liberale  Professionen)  sogar  12Vi  Procent  dieser  Zeit  In  Berlin  kann 
man  für  viele  Beruf e  schon  heute  diesen  Verlost  so  hoch  anschlagen.  Wie  erst  bei 
J — 2  stockigen  statt  4 — 6  stockigen  H&asem  and  selbst  bei  Londoner  Gommunications- 
and  Transportwesen!  Faucher  a.  A.  m.  rechnen  v^ohl  (mit  Recht)  die  Nachtheile 
heraas,  veiche  bei  dem  Etagenbaa  darch  die  t&gliche  Ueberwindnng  der  Steigungen 
(Treppen)  entstehen.  Man  kann  aber  die  Gegenrechnang  machen:  wieviel  Kraft  in 
der  Haaswirthschaft  selbst  erspart  wird  in  der  Etage  mit  horizontaler,  verglichen  mit 
dem  kleinen  Hanse  mit  verticaler  Ansdehnang! 

Diese  zaoäcbst  rein  Datürliefae,  ans  dem  meDSchlichen  Wob- 
nnngswesen  resnltirende  BedeatUDg  der  Lage  der  Grandstücke 
hat  nnn  die  wichtigsten  Folgen  für  das  Privateigenthum  an 
diesem  Boden. 

1.  Bei  Wobnangsboden,  welcher  PrivateigeDthum  ist,  tritt 
diese  Bedeutung  für  den  Werth  der  Grundstücke  im  privatwirtb- 
schaftlicben  System  in  der  Höbe  der  Grundrente  (und,  nach 
erfolgtem  Hausbau,  der  in  gleicher  Weise  wie  die  Grundrente  sich 
bildenden  Hansrente)  hervor.  Danach  bildet  sich,  unter  Zu- 
gmndelegung  des  landesüblichen  Zinsfasses  und  unter  Veranschlagung 
der  Sicherheit  des  Rentenbezugs,  sowie  unter  Mitberücksichtigung 
der  Aussichten  auf  Richtung  und  Maass  der  Bewegung  von  Rente 
nnd  ZinsfusS;  durch  Kapitalisirung  der  Rente  ein  mittlerer  Tausch- 
werth  des  Grundstücks  und  Hauses.  Mit  diesem  fällt  der  je- 
weilige Verkaufspreis  nicht  immer  zusammen,  der  vielmehr 
unter  dem  wechselnden  Einfluss  von  Angebot  nnd  Nachfrage  und, 
je  mehr  die  städtischen  Grundstücke  bei  der  „Freiheit  des  Grund- 
eigenthums*'  „Waare**  werden,  nach  dem  Gange  der  Specu- 
lation  mehr  oder  weniger  davon  abweicht. 

2.  Die  geschilderte  menschliche  Wobnungsweise,  besonders  in 
den  Städten,  ruft  namentlich  zahlreiche  Differenzen  in  den  Vor- 
zügen und  Nachtheilen  der  Lage  der  städtischen  Grundstücke 
hervor,  welchen  dann  Differenzen  der  Grund-  nnd  Hausrente,  des 
mittleren  Tanschwerths  und  des  speculativen  Preises  des  betreffen- 
den privaten  Grundeigentbums  entsprechen.  Auch  dies  sind  Ver- 
hältnisse, wie  sie  sich  zwar  principiell  ebenso,  aber  dem  Grade 
nach  viel  weniger  bedeutsam  bei  anderem  Boden  finden.  Der  vorzüg- 
lich gelegene  Boden,  welcher  für  die  Wohnung  und  für  die  zahl- 
reichen specifisch  städtischen  gewerblichen,  politischen  und  Gultur- 
zweeke  (Läden!)  deshalb  besonders  geeignet  ist,  erlangt  hierbei 
wegen  seiner  unvermeidlichen  Beschränktheit  in  den  Städten  so 
hervorragende  ökonomische  Bedeutung,  dass  seine  Renten  und 
daher  sein  Werth  fUr  den  Eigenthümer  ausserordentlich  hoch  steigen 
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und  leicht  einen  monopolistischen  Character  bekommen.  Hit 
der  weiteren;  darch  die  vermehrte  Bevölkernng  gebotenen  Ans- 
dehnung  dei^  städtischen  Weichbildes,  d.  h.  des  zu- 
sammenhängend mit  städtischen  Gebäuden,  Plätzen,  Strassen  u.  s.  w. 
bedeckten  Bodens,  gewinnt  ein  immer  grösserer  Theil  der  städti- 
schen Grundstücke  und  Häuser  diesen  Character. 

Man  siebt  das  wieder  am  Besten  an  den  Verhältnissen  rasch  sich  entirickelnder 
Grossst&dte,  namentlich  unter  Bauordnungen,  welche  eine  zu  grosse  Besetzung  eines 
Grundstocks  mit  Bauten  und  mit  zu  hohen  Häusern  zolassen,  wie  bisher  in  Berlin 
und  seinen  Vororten.  FUr  Berlin  ezistirt  eine  Karte  des  GrundstQckswerths,  welche 
den  ungefähren  Durchschnittswerth  des  Bodens  jedes  Stadttheils  für  die  Ruthe,  bezw. 
Quadratmeter  angiebt  und  den  Zwecken  der  Bodenspeculation  unmittelbar  dient,  daher 
Öfter  erneuert  wird. 

§.  207  [354].  —  B.  Einfluss  der  Conjuncturen.  Die 
Bedeutung  des  Wohnungsbodens  in  den  menschlichen  Wohnorten, 
wiederum  vor  Allem  in  den  Städten,  die  grössere  oder  geringere 
Gunst  und  Ungunst  der  Lage  der  einzelnen  Grundstücke  und  dem- 
nach die  Höhe  und  der  Gang  der  Rente  und  des  Werths  dieses 
Grundeigenthums  hängen  zwar  nicht  ausschliesslich,  aber  ganz 
überwiegend  von  allgemeinen  gesellschaftlichen  und  wirthsehaft- 
lichen  Ursachen,  nicht  oder  nur  wenig  von  der  bewussten  wirth- 
schaftlichen  Einzelthätigkeit  des  Grundeigenthümers  ab. 

Letzterer  Fall  liegt  aUerdings  mitunter  vor,  z.  B.  wenn  ein  gewerbe-  und  handel- 
treibender Hauseigenthümer  etwa  seinen  Laden  durch  seine  Tüchtigkeit  und  BeeUitit 
in  Aufschwung  bringt  und  dadurch  Haus  und  Strasse  hebt  Aber  hier  besteht  eben 
nur  ein  zufälliger  Zusammenhang  zwischen  Hauseigenthümer  und  Ladenbesitzer;  in 
letzterer,  nicht  in  ersterer  Hinsicht  liegt  eine  persönliche  Leistung  ?or.  Gerade  in 
solchen  Laden  Verhältnissen  zeigt  sich  vielmehr,  wie  sehr  das  Privateigenthum  am 
städtischen  Boden  wirklich  „Ausbeutung"'  bewirken  kann.  Eine  noch  wenig  freqnente 
Gegend  einer  Stadt,  mit  neuen  Häusern,  oder  bisher  ohne  oder  ohne  gute  Detail« 
geschäfte  wird  z.  B.  zunächst  durch  die  Inhaber  der  letzteren  gehoben.  Die  Früchte 
einer  oft  sehr  bedeutenden  individuellen  Arbeitsamkeit  und  selbst  Kapitalverwendung 
fallen  dem  Ladeninbaber  aber  nur  für  die  erste  Miethperiode  allein  zu.  Hinterher 
muss  er  sie  ganz  oder  grossentheils  in  der  leicht  durchzusetzenden  Miethsteigerong 
dem  Hauseigenthümer  überlassen,  jedenfalls  sie  mit  diesem  theilen.  Und  von  nun  an 
arbeitet  und  müht  sich  der  Ladeuinhaber  wesentlich  mit  für  diesen :  ein  ungleich  un- 
günstigeres ökonomisches  Yerhältniss  als  die  „mittelalterlich -feudale*'  Belastung  des 
Bauern,  des  Colonen  mit  Diensten  und  Abgaben  an  den  Grundherrn.  Denn  diese 
Lasten  durften  nicht  beliebig  gesteigert  und.  wenn  der  Bauer  seine  Pflichten  erfüUte, 
er  nicht  vertrieben  werden.  Jener  grossstädtische  Ladenbesitzer  wird  beständig  ge- 
steigert, eventuell  sofort  vertrieben  und  muss  auch  noch  unter  der  oft  so  unreeUen 
Conen rrenz  der  Berufsgeuoshcn  —  z.  Th.  auch  wieder  einer  Wirkung  der  Miethschraube 
—  leiden,  Alles  schliesslich  zur  Yergrösserung  des  Einkommens  des  Hausherrn.  An 
die  Scholle  gebunden  ist  er  allerdings  nicht,  er  ist  „persönlich  frei",  d.  h.  er  ka^n 
beim  Ablauf  seiner  Miethzeit  gehen  und  —  wieder  von  vorne  anfangen.  In  solclien 
Fällen,  welche  typisch  für  grossstädtische  Detailgeschäfte  sind,  weil  deren  Kundscliaft 
vornemlich  eine  iocale  ist,  und  welche  zu  Hunderten  leicht  constatirt  werden,  zeigt 
sich,  dass  in  der  That  das  private  Grund-  und  Hauscigenthum  zu  einer  ökonomischen 
Ausbeutung  fuhren  kann,  welche  dnrch  äusseren  Zwang,  z.  B.  in  der  Unfreiheit  nicht 
erreicht  wird.  Denn  eine  solche  Sachlage  nOthigt  in  den  Formen  des  Eigenthuns- 
rechts  zu  einer  persönlichen  Anstrengung,  wie  sie  die  Furcht  und  die  Strenge  des  Herrn 
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aos  den  Unfreien  nicht  heranspresst.  Die  „sociale  Unabhängigkeit''  der  „freien  und 
«rleichen  Siaatsbtirger''  ist  in  solchen  Fällen  natürlich  anch  eine  Fiction.  (Vgl.  auch 
Thnn,  Industrie  des  Niederrheins  passim.)  Nicht  ohne  Grund  sind  die  „Hausbesitzer'* 
in  der  modernen  grossstädtischen  Posse  (Wien,  Berlin!)  die  Typen  des  „Tyrannen"^ 
und  des  „Ausbeuteis*'.  Leider  eine  furchtbar  ernste  Sache,  wenn  man  an  die  Pariser 
Commune  denkt,  deren  Zusammenhang  mit  Wohnnngs-  nnd  Mieth Verhältnissen  oft 
hervorgehoben  worden  ist:  ein  Drittel  des  Einkommens  der  „kleineu  Lente''  auf  Miethe 
verwandt !  —  Das  Beispiel  der  LAdeninhaber  liefert  auch  weit  mehr  als  die  gewöhnliche 
Arbeiterstellung  eine  gute  ironische  Illustration  zur  Theorie  der  Begründung  des  Privat- 
eigenthums  auf  Arbeit  (§.  150,  151).  Auf  „Arbeit''  beruht  das  Einkommen  des 
Hausbesitzers  hier  allerdings,  aber  auf  der  Arbeit  des  Anderen  (sobald  eine  billige 
Kapitalverzinsung  für  das  Haus  in  Abzug  gebracht  wird).  Nicht  das  „Kapital'', 
sondern  das  „Grundeigenthum'*  ist  abei  hier  das  Mittel  der  erfolgenden  Uebertragung 
der  Arbeitsproducte. 

Diese  Sachlage  besteht  abermals  bei  anderem  Boden  und 
Grundeigenthum  kaum  je  in  gleichem  Maasse,  sondern  nur  aus- 
nahmsweise annähernd  ähnlich;  während  sie  im  obigen  Falle 
Eegel  ist. 

Die  allgemeine  und  besonders  die  locale  Ab-  und  Zunahme  der  Bevölkerung 
und  die  Verkehrsrichtung,  die  Bewegung  der  Volkswirchschal't,  namentlich  die  Ent- 
wicklung von  Industrie  und  Handel,  Speculation,  Deberspeculation ,  Krise,  Flauheit, 
ruhiger  Verlauf  des  Wirthschaftslebens ,  besonders  des  gewerblichen,  die  Gestaltung 
der  Communications-,  der  Geld-  und  Greditverhältnisse  und  des  Zinsfusses,  der  Gang 
des  politischen  Lebens,  die  bezügliche  wirthscbaftllche  Gesetzgebung,  z.  B.  über  da» 
Zugrecht,  über  die  Ebeschliessung ,  Gewerbeordnung,  die  Maassnahmen  der  Zwangs- 
gemein wirthscbaften ,  Staat,  Gemeinde  in  Communalsachen  u.  s.  w.,  das  sind  die 
grossen  entscheidenden  „Conjoncturen'*  gerade  für  den  städtischen  Boden  und  da» 
dortige  Grund-  nnd  Hauseigeuthum. 

Die  Consequenzen  dieser  Verhältnisse  für  letzteres  sind  ansser- 
ordentliöh  wichtig  für  die  principielle  Seite  der  Privateigenthumsfrage. 

1.  Die  Wechsel  fälle  günstiger  wie  ungünstiger  Art,  welche 
aus  dem  Wechsel  jener  Conjuncturen  für  die  Höhe  der  Rente  und 
des  Wertbs  des  Bodens  und  Hauses  hervorgehen,  treffen  bei  der 
Institution  des  privaten  Grundeigenthums  den  städtischen  Grund- 
und  Hausbesitzer  kraft  seines  Eigenthumsrechts ,  wie  nach  der 
Privateigenthumsordnung  regelmässig.  Die  Wirkung  dieses  Ver- 
hältnisses ist  jedoch  wieder  gewöhnlich  specifisch  verschieden  von 
der  gleichen  Wirkung  bei  beweglichem  Privateigen thum  und  wenig- 
stens dem  Grade  nach  auch  wie  bei  anderem  Grundeigenthum. 

Der  Grund  liegt  einmal  darin,  dass  es  sich  nicht  nur  wie  bei  allem  Boden  nm 
ein  Privateigenthum  an  einem  nicht  beliebig  vermehrbaren  Naturfactor,  sondern  um 
das  Eigenthum  an  einem  wegen  des  maassgebonden  Moments  der  Lage  absolut 
stark  beschränkten  Natuifactor  und  um  die  begrenzte  Benntzbarkeit  des- 
selben gerade  nur  für  Gebäude  und  bestimmte  städtische  Zwecke  handelt  (letzteres 
ist  z.  B.  ein  Nachthoil  für  städtisches  Grundeigenthum  in  stark  herabkommenden  Orten); 
sodann  darin,  dass  die  Conjuncturen  wenigstens  in  ganzen  Zeitaltern,  wenn  anch  mit 
gelegentlichen  kleinen  Rückschlägen,  in  einer  Richtung,  günstig  oder  ungünstig, 
rcnten-  und  werthsteigernd  oder  mindernd  und  dabei  meistens  verhältnissmässig  rasch 
und  stark  wirken.     Das  städtische  Grund-  und  Hauseigenthum  ist  daher  ein  typisches 
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Beispiel  fQr  den  wertbbestimmenden  Einfloss  der  Gonjanctur,  unabbäng^g  ron  dem 
Willen  nnd  Thun  des  Eif^entbUmers,  des  .,Prifatinrtbs'\    (I,  §.  166  ff.) 

Der  nicbt  seltene  Einv^and  der  Praktiker,  dass  der  Eigeotbümer  bewcj^icber 
Oüter  dieselben  gttnstigen  und  ungünstigen  Gbancen  wie  der  Grundbesitzer  laufe, 
treffen  daber  nicbt  zu.  Momentan  kann  freilieb  aucb  der  Besitzer  beweglicber  G&rer 
aasserordentlicbe  Gonjuncturengewinne  beziehen,  aber  sofort  äussert  sich  dann  die 
Ooncurrcnz:  nene  localo  Prodnction  oder  Herbeiscbaffnng  der  GQter  aus  der  Ferne. 
Bei  Grund-  und  Uauseigentbom  erfolgt  die  Ausgleichung  viel  langsamer  und  oft  be- 
sonders bei  städtischen  Immobilien  gar  nicbt,  weil  die  betreffende  „Lage**  jede  Gon- 
currenz  unwirksam  macht  Man  beobachtete  dies  z.  B.  daran,  dass  die  ungünstigen 
Gonjnncturcn  (z.  B.  in  Berlin  1874  ff.)  die  Mietbpreise  in  den  besten  Gegenden 
^ar  nicht  oder  nur  wenig,  auch  die  Verkaufspreise  lange  nicht  so  als  in  den  schlechteren 
Stadttheilen  berührten. 

2.  In  Zeiten  des  wirthschaftlicben  Fortschritts,  bei 
steigeDder  allgemeiner  und  besonders  städtiseber  Bevölkerung, 
wachsendem  Volksreicbtliuro,  günstiger  Entwicklung  der  ,,  städti- 
schen Nahrungszweige'^  u.  s.  w.  sind  die  Conjunctnren,  wenn  auch 
mit  zeitweisen  Rückschlägen  nach  Uebertreibungen  der  Banspecn- 
lation  und  Ueberholen  des  Wohnnngsbedarfs,  im  Ganzen  dauernd 
vortheilhaft  für  das  städtische  Grund-  und  Hauseigenthum, 
natürlich  vor  Allem  in  den  von  dieser  Entwicklung  am  Meisten  be- 
troffenen Wohnorten:  den  Sitzen  der  Industrie,  des  Bergbaus,  des 
Handels,  der  grossen  öffentlichen  Institute  und  Behörden  des  Staats, 
überhaupt  in  den  Grossstädten. 

Siehe  über  Berlin  die  Daten  in  Grundlegung  I,  S.  394.  Hier  stieg  der  Mietb- 
wcrth  der  Grundstucke  gegen  das  Vorjahr  um  5  Procent  in  1869,  8  in  1870,  10  in 
1871,  21  in  1872,  23  in  1873,  14  in  1874,  7  in  1875,  3  Procent  in  1876.  Dazu 
trug  die  Vermehrung  der  Wohnungen  durch  Neu-  und  Umbauten  wesentlich  bei, 
aber  wie  sich  einigermaassen  aus  der  Vermehrung  des  Feuercassenwerths  ergiebt, 
doch  nur  zum  Theil,  denn  dieser  stieg  in  denselben  Jahren  nur  um  bez.  3,  .^,  3,  6. 
16,  13,  11  Procent  und  hierzu  trug  auch  die  unabh&ngig  von  Neu-  nnd  Umbau 
erfolgte  TazerbOhung  —  mit  eine  Folge  der  Gonjunctur  —  bei.  Diese  betrug 
1873  —  1876,  34.5,  153,  21.2,  23.7  Millionen  Mark  (Berliner  stetistiscbes  Jahrbuch 
1877,  S.  91).  Neuere  Daten  in  den  jüngsten  JahrgSngen  des  Berliner  Jahrbuchs, 
60  Doppcljabrgang  16  und  17  (Statistik  für  1889  und  1890,  Berlin  ]8!)3,  S.  232  ff.). 
In  der  neuen  „Aufschwungperiode'^  Mitte  der  1880  er  Jahre  stieg  in  Berlin  der 
durchschnittliche  Versicherungswerth  1880 — 90  gegen  das  Vorjahr  Procent: 

1.74,     1.66,     1.78,     1.42,     2.20,     1.83,     2.53,     3.17,    3.49,     3.01,     3.47 
und  der  durchschnittliche  Miethwerth  desgleichen: 

0.38,  1.59,  1.85,  1.22.  3.33,  3.81,  4.18,  4.90,  5.22,  2.65,  4.84, 
wobei  die  qualitative  Verbesserung  der  Häuser  und  Wobnungen  allerdings  auch  zur 
Werthsteigerung  beigetragen  hat  Nach  speciellen  amtlichen  Untersuchungen  far  eine 
Reihe  ?on  Häusern  ohne  bauliche  Veränderungen  hat  man  in  Berlin  zwischen  1868 
und  1877  Mieth-(Nutzungswerth-) Steigerungen  von  36.52  bis  106.74  Procent,  meist 
zwischen  50  und  70  Procent  constatirt,  in  10  Jahrenj!  (Freese,  in  GonnMl's  Jahr- 
büchern, Band  61,  S.  652.) 

Demnach  geniesst  der  Privateigenthümer  hier  in  ungewöhn- 
lichem Grade  einen  Gewinn  in  seinem  Einkommen  aus  der  steigenden 
Rente  des  Grundstücks  und  Hauses  und  in  seinem  Vermögen  aus 
dem  steigenden  Werthe  beider.    Und  zwar  ganz  ohne  oder  ohne 
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entsprecheDde  eigene  ökonomische  Gegenleistungen,  auf  Kosten 
der  übrigen  Bevölkerung,  welche  in  höheren  Pacht-  oder  Mieth- 
preisen  und  Preisen  der  unter  dem  Einfluss  letzterer  gestiegenen 
Producte  genöthigt  ist,  einen  Theil  ihres  Einkommens  an  den 
Grund-  und  Hausbesitzer  ohne  Entgelt  zu  fibertragen. 

Denn  nur  ein  Theil  der  Micthe  n.  8.  w.  chanüttcrisirt  sich  ökonomisch  als 
Entgelt  nach  den  gewöhnlichen  Preisbestimmungsgranden  des  freien  Verkehrs,  ein 
anderer  Theil  nur  als  erzwungene  Zahlung  oder  als  Kothpreis  des  K&ufcrs  wegen 
der  monopolistischen  Stellung  des  Verkäufers,  d.  h.  hier  des  privaten  Grund-  und 
II auseigen thumerd.  Sogar  die  bedeutenden  Verwendungen  aus  öffentlichen 
Mitteln  des  Staats  und  besonders  der  Gemeinde,  —  also  m.  a.  W.  aus  den 
Mitteln  der  gesammten  Bevölkerung  und  bei  der  öfters  bestehenden  Besteuerung  und 
deren  Wirkungen  grossentheils  aas  den  Mitteln  der  nicht-grundbesitzenden  Bevölkerung, 
z.  B.  wo,  wie  in  Berlin,  die  hauptsächlichen  städtischen  Steuern  Mieth-  (vom  Miether 
entrichtete  Wohnungs-)  und  Einkommensteuern  sind,  —  fQr  Strassen,  Beinlichkeit, 
Gesundheit.  Sicherheit,  Cnterrichtswesen  u.  s.  w.  haben  schliesslich  die  Tendenz,  die 
Höbe  der  Renten  nnd  den  Werth  des  städtischen  Grund-  und  Gebäudeeigenthums  zu 
steigern,  weil  die  Vermehrung  der  städtischen  Bevölkerung  dadurch  begünstigt  wird» 
In  solchen  Fällen  profitirt  der  städtische  Grundbesitz  doppelt  und  die  nichtgrund- 
besitzende  Bevölkerung  giebt  selbst  in  den  Steuern  das  Geld  zu  den  Ausgaben  her, 
welche  iudirect  zu  einer  neuen  Steigerung  der  Miethcn  fdr  sie  fuhren,  leidet  also 
doppelt. 

Vgl.  die  hier  ganz  zutreffenden  Ausführungen  Freesc's  a.  a.  0. 

Die  Richtigkeit  der  Forderung,  dass  die  Gemeindebesteuerung,  besonders  in 
städtischen  Gemeinden,  überall  wenn  nicht  vornemlich,  ähnlich  wie  in  England,  so 
doch  stark  mit  in  Grund-  und  Haussteaern  bestehe,  ergiebt  sich  ans  dem  Gesagten. 
Darin  haben  deutsche  freihändlerische  Nationalökonomen,  wie  Faucher,  Recht.  Bei 
blosser  Einkommenbesteuerung  mUsste  jedenfalls  die  Rente  des  Grundeigenthüme» 
ausgiebigst  angerechnet  und  höher  besteuert  werden.  (Darüber  Näheres  in  meinem 
Referat  über  die  Com munalsteu erfrage  anf  der  Berliner  socialpolitischen  Versammlung 
1S77,  Leipzig  1878.  S.  40  und  Bericht  über  die  Debatte  in  den  Schriften  des  Vereins 
für  Socialpolitik.)  Die  Befürchtung,  dass  diese  Steuern  vom  Eigenthümer  sofort  fort-* 
gewälzt  würden  auf  den  Miether,  ist  practisch  nicht  sehr  begründet,  denn  die  Mieth- 
preise  sind  so  wie  so  schon  gewöhnlich  Monopolpreise  oder  maximale  Nothpreise  des 
Käufers,  die  ohne  Steigerung  der  Zahlungsfähigkeit  des  letzteren  nicht  weiter  steigen 
können.  (Vgl.  Schön berg  auf  dem  Eisenacher  Con^rcss  1872,  Verhandlungen 
S.  245;  Wiss,  Wohnungsfrage  in  Deutschland,  S.  17.)  —  Meine  Finanzwissenschaft  II, 
2.  Auflage,  §.  182.  Die  grosse  preussische  Steuerreform  von  1S93,  durch  welche  die 
Ertragssteuern  (Grund-,  Gebäude-,  Gewerbe-,  Bergwerkssteuern)  des  Staats  ganz 
den  Gemeinden  überlassen  sind  und  die  Verminderung  der  städtischen  Einkommen- 
\und  Mieth-)Stenern  in  Aussiebt  steht,  trägt  dieser  Anschauung  in  richtiger  Weise 
Rechnung. 

§.  208  [355].  —  C.  Einfluss  der  leichten  Kapitali- 
sirnng  der  städtischen  Bodenrenten.  Der  Gonjuncturen- 
gewinn  aus  dem  Steigen  der  städtischen  Grund-  und  Hausrenten 
wird  in  Speeulationszeiten  gern  und  leicht  realisirt  durch  den  Ver- 
kauf und  die  Creditaufnahuje  gegen  Verpfändung  des  Grundstückes 
und  Hauses.  Der  Verkaufspreis  ist  die  kapitalisirte  Rente  ^  —  in 
Zeiten  günstiger  Gonjunctur  höher  als  der  jetzigen  Rente  und  dem 
allgemeinen  Zinsfuss  entspricht,  weil  ein  Steigen  der  Rente  von 
der  Speculation  anticipirt  wird.  Der  Beleihungsbetrag  im  Hypo- 
tbekengeschäft  ist  eine  im  Ganzen  einigermaassen   gleiche  Quote 

A.  Wagner,  Onrndlegnng.   S.  Aufl.   2.  Theil.  Volksvirthüchaft  o.  Kocht  31 
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dieses  Verkanfspreises.  Verkaaf  und  Verpfändung  verschaffen  also 
sofort  für  jede  Rentensteiger nng  ein  starkes  Maltiplnm  an  Gewinn, 
in  Gemässheit  des  zu  Grnnde  gelegten  Zinsfasses,  bei  nns  mitbin 
oft  das  15 — 20— '25fache  and  mebr  der  einzelnen  Rentensteigenxng. 
Die  privaten  fienteneigentbümer  vermehren  somit  ihr  Vermögen 
wiederum  nur  Dank  der  Conjunctar  in  ausserordentlichem  Maasse 
and  gelangen  durch  Verkauf  oder  Verpfändung  ihres  Besitzthums 
in  das  Eigentbum  eines  entsprechenden  Theils  des  Nationalkapitals, 
welcher  ihr  Privatkapital  wird:  verwandeln  sich  so  ohne  eine 
eigene  ^^Spartbätigkeit''  in  „Kapitalisten^^  (§.  148,  141^). 

Ebeudesshalb  sind  principiell  besondere  Steuern,  welche  diesen  Gewinn  treffen, 
gerechtfertigt  und  geboten,  siehe  I,  §.  166  ff.  und  über  die  Bremer  Yerh&ltniase  die 
genannten  Voten,  das  meine  ebendaselbst.  Anch  meine  Commnnalsteuerfrage  S.  39 
und  besonders  die  eingehenderen  ErOrterangen  in  meiner  Finanzwissenschaft  aber  die 
Bestenerong  der  Gonjnncturengewinne,  II,  2.  Auflage,  §.  232,  236 — 240. 

Die  Berliner  Verhältnisse  liefern  aach  für  diese  specnlatire  Werthsteigerong 
einen  guten  Beleg.  BOckh  berechnet  im  Statistischen  Jahrbach  nach  Maassgabe  der 
gezahlten  Kaufpreise,  welche  die  wirklich  verkauften  bebauten  Grundstöcke  im 
Yerhältniss  zum  Feuerversichorungswerth  erzielten,  einen  sonach  allerdings  fingirtea 
„Gurswerth''  aller  bebauten  Grundstöcke,  der  aber  hier  recht  wohl  zur  IliusKratioD 
dienen  kann.  (Jahrbuch  1877  S.  87,  1878  S.  92.)  1870^76  war  der  Feueroasseu- 
werth  bez.  896,  927,  981,  1122,  1296«  1462,  1619  MiUionen  Mark,  dieser  Gurs- 
werth  aber  war  bez.  1478,  1826,  2402,  8030,  2813,  2442,  2591  Millionen  Maik. 
der  Werth  nach  dem  Miethertrag  berechnet  bez.  1456,  1599,  1934.  2385,  2710, 
2921,  3014  Millionen  Mark.  Oder:  gegen  das  Vorjahr  nahm  der  Yersicherongswerth. 
der  auch  schon  nicht  bloss  das  neuverwandte  Kapital  repr&sentirt,  sondern  durch 
neue  Taxen  mit  erhöht  wurde,  von  1870—76  um  bez.  3,  3,  6,  13,  16,  13,  1],  der 
Gurswerth  um  4,  24,  32,  25  Procent  (1871  —  73!)  zu,  um  1874  und  75  um  8  und 
13  Procent  zu  fallen,  lb76  wieder  um  6  Procent  zu  steigen.  Die  hypothekarische 
Belastung  des  Grundeigenrhums  stieg  von  1870— -76  von  884  auf  948,  1192, 
1454,  1673,  1847.  1975  Millionen  Mark,  d.  h.  in  den  Speculaüonsjahren  führte  der 
speculative  Besitzwechsel,  dann  die  Noth  zu  dieser  riesig  wachsenden  VeischuJdunr. 
—  Neuere  Daten  siehe  in  den  neuesten  Jahrgängen  des  Jahrbuchs,  auch  oben  S.  4^0. 
Von  1880 — 90  stieg  der  Feuerversicherungswerth  der  Berliner  Häuser  von  1959  auf 
2937,  der  Mlethsteuerwerth  (berechnet  nach  dem  18  fachen  des  Miethwerths)  von 
3001  auf  4827,  der  nach  angemeldeten  Kaufpreisen  von  einzelnen  Grundstöcken  für 
ganz  Berlin  berechnete  Kaufwerth  („Gurswerth")  von  2279  auf  5001  Millionen  Mark, 
oder  bezw.  in  10  Jahren  um  49.93,  60.84,  119.46  (!)  Procent  Die  Erhöhung  der 
3  Wertho  betrug  1888/89  5.35,  6.24,  14.59  (!)  Procent,  1889/90  6.13,  7,35,  5.97 
Procent  (Jahrbuch,  Band  16,  17,  S.  236).  Durch  Übermässiges  Bauen,  auch  von  zu 
grossen  und  zu  theuren  Wohnungen,  in  den  letzten  Jahren  (1892  ff.)  ein  grosserer 
Ruckschlag. 

Aus  diesen  Verhältnisseii  erklärt  sich  einmal  das  grosse  In- 
teresse der  Eigenthümer  an  jeder  Mietbsteigemng,  —  nicht  nur 
oder  doch  nicht  in  erster  Linie,  um  dieser  selbst  Willen,  sondern 
um  darin  eine  Grnndlage  für  die  Berechnung  eines  höheren  Ver- 
kaufs- und  Beleihungswerths  des  Hauses  zu  erhalten;  sodann  er- 
klärt sich  besonders  in  Specnlationszeiten  so  die  Neigung  zum 
beständigen  Besitzwechsel  der  Grundstücke  und  Häuser, 
um  durch  Kapitalisirung  die  Conjuncturengewinne  zu  realisiren. 


EinfloEs  leichter  Kapitalisirnng  st&dtiscber  Bodenrenten.  483 

Dadurch  werden  die  städtischen  Grandstticke  immer  mehr  zur 
,,Waare'%  zum  Speculationsgegenstand,  das  Immobil  wird  ein 
Handelsobject  wie  ein  Mobil:  der  Grondstflck-  und  Hanserwerb 
erfolgt  oftmals  nicht  sowohl  um  der  eigenen  Benutzung  oder  wenig- 
stens um  der  Kapitalanlage  und  des  Rentenbezugs  Willen,  sondern 
um  an  der  Preisdifferenz  zu  gewinnen  —  und  gewöhnliche 
Börsen-  und  Differenzgeschäfte  knüpfen  sich  an  das  städtische 
private  Grundeigenthnm  an. 

So  meliifach  in  Berlin  1871  ff.  Vgl.  EngeTs  genanntes  Beferat.  Bciliner 
Statistisches  Jahrbach  1879  S.  90,  1878  S.  96.  Von  den  vorhandenen  bebauten 
Grnndsttlcken  wurden  verkauft  (bis  1878  inclusive  der  vererbten,  far  die 
Werthangaben  vorliegen):  1869—76  bez.  758,  717,  1869,  8735,  1997,  1227,  1226, 
1497,  oder  in  Procenten  bez.  5.6,  5.2,  10.2,  26.2,  13.5,  7.9,  7.9,  7.6,  8.9.  Dabei 
sind  diese  Zahlen  nicht  einmal  ganz  vollständig.  Sämmäiche  Grondsttlckskäufe  be- 
tragen 1874  und  75  2261  und  2360,  wogegen  nur  145  und  177  Grundstücke  durch 
Vererbung  ihre  Besitzer  wechselten.  „Dies  zeigt  am  deutlichsten,  wie  wdit  dem 
Berliner  Grundbesitz  der  conservative  Gharacter  verloren  gegangen  ist**  (Jahrbuch 
1877,  S.  91.)  —  Aehnliche  Erscheinungen  wieder  in  der  Speciüations&ra  Ende  der 
1880er  Jahre:  ein  ungeheurer  specnlativer  Besitzwechsel  zu  Übertriebensten  Preisen. 
Minimum  der  freiwillig  verkauften  bebauten  Grundstacke  1882,  908,  wovon  892 
mit  angegebenem  Kaufpreis  von  137.9  Millionen  Mark,  d.  i.  70.65  Procent  des  Fener^ 
versicherungswerths.    Ton  1885  an  dann  folgende  Bewegung: 

davon  mit 
Preisangabe 

1205 
1713 
1978 
1970 
2546 
2116 

(Jahrbuch  Band  16,  17,  S.  245  ff.)  Je  kleiner  die  Zahlen  der  letzten  Golonne,  desto 
mehr  speculative  Preissteigerung.  Die  freiwilligen  und  unfreiwilligen  Yerk&nfe  (letztere 
1879—81  687—412,  1887  —  90  nur  71,  90,  98,  103,  auch  beredte  Zahlen!)  der  be- 
bauten Grundstücke  betrugen  von  allen  Grundstucken  in  der  Fenercasse  1890  12.82 
Procent,  Anfang  der  80  er  Jahre  nur  6 — 8  Procent. 

Diese  Entwicklung  wird  besonders  durch  drei  Umstände  be- 
günstigt, einmal  dadurch,  dass  es  sich  eben  um  städtische 
Objecte  handelt,  denn  die  Städte  sind  die  Hauptsitze  des  mo- 
bilen Kapitals,  des  Geldkapitals  insbesondere.  Vermehrungen 
des  letzteren,  wieder  vornemlich  in  Folge  von  gewissen  „Conjunc- 
turen'^y  williger  und  billiger  Credit,  bankmässige  Organisation  des- 
selben, besonders  im  Hypothekenwesen,  sinkender  Zinsfuss  u.  s.  w. 
äussern  daher  ihre  Wirkungen  —  nach  dem  Werthpapierverkehr  — 
zuerst  gewöhnlich  auf  das  städtische  Grund-  und  Hauseigenthum, 
seinen  Umsatz,  seine  Beleihung,  erst  später  und  in  geringerem 
Grade  auf  anderes  Grundeigenthum.  Sodann  ist  die  neuere 
Auffassung    vom    absoluten    Privateigenthum    dadurch 
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Zahl  der 

Verkäufe 

1885 

1324 

1886 

1884 

1887 

2049 

1888 

2092 

1889 

2619 

1890 

2200 

Kaufpreis 

Kaufpreis  in 

derselben 

7o  des  Feuei^ 

Hill.  Mark 

Tersich.werths 

212.6 

64.74 

286.4 

61.39 

427,0 

66.63 

394.8 

63.57 

543.0 

58.78 

491.5 

58.16 
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gttDstig  für  diese  Entwicklung  gewesen,  dass  sie  zu  einer  princi- 
piellen  gesetzlichen  Erleichterung  der  Rechtsformeu 
für  Eigenthnnjswechsel  und  Verpfändung  führte.  End* 
lieh  ist  der  Mangel  eines  richtigen  socialökonomiscbcD 
Steuerrechts  von  Bedeutung,  da  die  Aufgabe  einer  Erfassung  der 
Conjuncturengewinne  des  Privateigenthums  durch  die  Besteuerung 
für  die  Gesellschaft  practisch  bisher  noch  so  gut  wie  gar  nicht 
in  unseren  Staaten  gelöst  ist  und  sogar  in  der  Theorie  bisher 
kaum  gestellt  wurde. 

Bei  einem  Anliauf  des  Hauses  zu  einem  hohen  Conjuncturenwerth  wird  der 
Käufer  öftere  zun&chst  (und  wenn  die  Conjnnctur  bald  einmal  eine  Zeitlang  um- 
schlägt oder  zu  theuer  gekauft  wurde,  auch  länger)  von  dem  Kapital,  welches  ihm 
das  Haus  kostet,  nur  eine  massige  Rente,  z.  B.  3  —  4%  beziehen,  weniger  als  far 
gute  Hypotheken  und  Werthpapiere.  Eigenthttmlicher  Weise  wird  diese  Thatsache 
von  Praktikern  oft  als  Beweis  gegen  die  ganze  Grundrententbeorie  und  gegen  die  im 
Texte  gegebene  Lehre  angeführt:  hier  komme  doch  gar  kein  Extragewinn  vor 
Allerdings  einstweilen  nicht  far  den  Käufer,  aber  der  Zins,  welchen  der  Yeiklufer 
aus  dem  Kaufkapital  zieht,  ist,  wie  schon  oben  bemerkt,  ja  zum  Theil  nur  verhüllte 
Grundrente.  Ein  Theil  des  Nationaleinkommens  und  des  Prlrateinkommens  der  Micthcr 
wird  an  den  HanseigenthUmer  übertragen.  Dem  früheren  Be:fitzer  ist  es  nur  gelongco. 
die  Grundrente  zu  kapitalisiren ,  die  ihm  nunmehr  in  der  Form  des  Zinses,  aber 
reell  nach  wie  vor  als  Grundrente  zufliesst. 

Ein  anderer  Einwand  hängt  mit  der  Theorie  zusammen,  welche  Gn  ei  st  auf  dem 
volkswirthschaftlichen  Congress  in  Wien  in  der  Wohnungsfrage  vertreten  hat  (siehe 
oben  Vorbemerkung  S.  472)  und  berührt  sich  auch  mit  der  früheren  (zu  weitgehenden) 
Schaf  fleischen  Auffassung  der  Rente  als  eines  wie  eine  Prämie  für  indivduelle 
Leistung  wirkenden  Einkommens  einer  Person  (Theorie  der  ausschliessenden  Absatz- 
verhältnisse, auch  System  3.  Auflage  II,  76  ff.,  539;  Kapitalismus  S.  715  ff.)  Gerade 
die  Aussicht  auf  den  möglichen  grossen  Extragewinn  aus  günstiger  Conjuoctur  des 
städtischen  Grund-  und  Hauseigentbums  gilt  hier  als  die  Potenz,  welche  im  Gesammt- 
Interesse  zum  Hausbau  aus  speculativen  Gründen  und  damit  zu  Befriedigung  der 
Wohnungsbedürfnisse  führe:  Beseitigung  oder  wesentliche  Beschränkung  dieser  Aus- 
sicht wirke  also  nachtheilig.  Müsse  man  sich  nur  mit  dem  laufenden  Miethzinse,  der 
oft  zur  massigen  Verzinsung  des  Baukapitals  oder  vollends  des  ganzen  Grund-  und 
Hauspreises  kaum  ausreiche,  begnügen,  so  werde  wenig  Privatkapital  zum  Bau  neuer 
und  zum  Ankauf  fertiger  Häuser  strOmcn,  also  das  Wohnungsbedürfniss  vollends 
unbefriedigt  bleiben.  Erst  durch  Auflösung  des  beim  Hausverkauf  realisirten  GcwinDS 
in  einen  Zuschlag  zur  Micthrente  erreiche  letztere  gewöhnlich  eine  genügende  Höhe, 
welche  znm  Bauen  für  eigenen  Besitz  und  für  Vermiethen  oder  zum  Bauen  auf 
Speculatioa  behufs  Verkaufs  des  Hauses  ansporne.  —  Diese  Beweisführung  entspricht 
ganz  der  rein  privat wirthschaftlichen  Auffassung  der  Smith'schen  Nationalökonomie. 
Es  werden  die  Uebelstände  dieses  Bauens  auf  Gewinn  übersehen,  welche  höchstens 
dann  unbedingt  in  den  Kauf  zu  nehmen  wären,  wenn  die  gemein wirthschafUiche 
Fürsorge  als  unausführbar  oder  schlechter  wirkend  zuvor  erwiesen  wäre.  Auf  das 
Privateigenthum  an  blossen  Baustellen  bezieht  sich  diese  Rechtfertigung  überhaupt 
nicht:  dies  bewirkt  aber  schon  eine  starke  Vertheuemng  des  städtischen  Bauens 
Das  auf  dieses  Speculationspriucip  basirte  Bauen  selbst  führt  zu  jenen  schlimmen 
Excessen,  welche  alle  unsere  Grossstädte  gesehen  haben,  daher  denn  auch  zu  den 
grossen  Rückschlägen  und  Krisen  im  Baugewerbe  und  Hausbesitz,  zu  der  übertriebenen 
Herbeiziehung  und  Beschäftigung  der  Arbeiter  zu  momentan  übermässigen  Löhnen 
und  zur  Entlassung  und  Brodlosigkeit  der  Arbeiter  hinterher.  Da  kommen  denn  auch 
jene  traurigen  Fälle  zahlreich  vor,  wo  die  rückständigen  Forderungen  der  Bauhand- 
werker,  welche  letzteren  doch  eigentlich  den  Werth  des  Hauses  erst  geschaffen  haben,  bei 
den  Subhastationen  massenhaft  ausfallen,  weil  ihnen  die  sichergestellten  hypothekarischen 
Forderungen  der  früheren  Grundstücksbesitzer  für  rückständige  Kaufgelder  und  der 
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Bang^eldgeber  (Banken  d.  s.  w.)  nach  unserem  unbilligen  Yerschnldon^recht  an  bedingt 
Forgeben.  Die  Banbandverker  baben  also  das  Nacbseben,  und  nicbt  sowobl  anf  Kosten 
der  Eigentbümer  und  Banberrn  als  auf  ibre  Kosten  und  auf  diejenigen  von  Hypo- 
thekengläubi^ern  mit  zu  späten  oder  zu  beben  Eintragungen  bereicbem  sieb  neue 
speculatire  Käufer  oder  die  frUberen  Grundstücksbesitzer  und  ersten  Hypotbekenglänbiger, 
welche  das  Haus  nnnmebr  billig  tlbemebmen.  Wabrbaft  scandalO^e  und  ruinöse 
Vorgänge  und  Bereicberungsmethoden,  ,,PTiYatkapitalbiIdungen**  vabrlicb  auf  anderem 
Wege,  als  durch  Sparsamkeit.  Siebe  aucb  dartlber  dt^n  genannten  Auftatz  Fr e es e 's 
mit  Daten  über  Berlin,  a.  a.  0.  S.  659  ff.  Derselbe,  das  Vorrecbt  der  Banhand- 
werker,  Scbmollers  Jabrbtlcber  1892,  S.  921.  Oertmann  desgl.  in  Gonrad's  Jabr- 
bücbem  1893,  S.  87,  266,  387.  Der  grossstädtiscbe  specnlative  Privat-Hausbau  bat 
hier  ähnliche  unrermeidlicbe  Nacbtheile  wie  der  speculatire  Pri?at-£isen  bahn  bau. 
Diesen  Punct  meiner  BeveisfQhrung  bat  Herr  Bamberger  (siehe  oben  Vorbemerkungen 
S.  474)  zu  Übersehen  für  gut  befunden. 

§.209  [356].  —  D.  Baustellen -Verhältnisse.  Eine 
weitere  besondere  ökonomisch  -  technische  Eigenthümlichkeit  des 
städtischen  Wohnnngsbodens  zeigt  sich  bei  den  sogenannten  Bau* 
stellen.  Dies  sind  noch  anbebante  Grundstücke ,  welche  wegen 
ihrer  Lage  zu  städtischen  Gebäuden  und  Zwecken  geeignet  sind 
und  von  ihrem  Eigenthümer  daher  bierfür  bestimmt  werden,  oft- 
mals indem  sie  ihrer  bisherigen  landwirthschaftlichen,  Garten- 
benutznng  n.  s.  w.  sofort  entzogen  werden,  z.  B.  an  der  Peripherie 
der  grossen  Städte,  aber  mitunter  auch  noch  mitten  in  den  bereits 
lauge  bebauten  Vierteln,  an  städtischen  Strassen  zwischen  Wohn- 
gebäuden. Hier  besteht  nun  die  Eigeuthtlmlichkeit  darin,  dass 
diese  städtischen  Bausteilen  absichtlich  längere  Zeit  der  Bebauung 
vorenthalten  werden  und  ganz  unbenutzt  liegen,  also  auch  einst- 
weilen keinen  Ertrag  geben,  freilich  auch  keine  oder  ganz  un- 
wesentliche Kosten  machen,  weil  eine  Hineinwendung  von  Arbeit  und 
Kapital  nicht  erfolgt.  Mit  der  Zeit  aber  erzielt  dennoch  der  Eigen- 
thümer, welcher  als  solcher  die  Hände  wörtlich  ganz  in  den  Schooss 
legt  und  vielfach  wie  gesagt  sogar  die  bisherige  anderweite  Be- 
QQtzung  der  Grundstücke  einstellt,  gleichwohl  einen  oft  bedeutenden 
Gewinn  aus  derjenigen  Werthsteigerung,  welche  den  Bau- 
stellen, oft  in  kurzer  Zeit,  namentlich  in  „Aufschwungperioden'' 
günstiger  Conjunctur,  durch  die  allgemeinen  Fortschritte  des 
städtischen  Gemeinwesens  zu  Theil  wird.  Dadurch  entsteht  eine 
grössere  Nachfrage  nach  Baustellen,  während  gleichzeitig  das  An- 
gebot der  letzteren  aus  SpecuIationsgrOnden  künstlich  möglichst 
vermindert  wird,  wozu  das  private  Eigenthum  die  rechtliche  Hand- 
habe giebt.  Der  monopolistische  Character  des  städtischen 
Grundeigenthnms  tritt  hierbei  besonders  frappant  hervor. 

Vgl.  besonders  Ratkowski  a.  a.  0.,  in  Bezug  auf  Wien;  Engel  in  dem 
Eisenacherr  Referat  über  Berlin,  S.  179  ff.  Aucb  die  Debatten  auf  den  £isenacber 
Q&d  Wiener  Gon grossen.    Besonders  begünstigt  wird  das  Preissteigen  der  Baustellen 
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noch  durch  Aufdtellung  grosser  st&dtischer  Bebau angspläne  —  aof  dem  Papiere, 
Aoiegung  von  Strassenzügen  u.  s.  ▼.  anf  leeren  Ackerfeldern,  wie  in  Berlin.  (S.  Engel, 
S.  206).  Der  freiwillige  Besitzwechsel  unbebauter  Grundstücke  umfasste  inBieriin 
1869—76  bez.  Grundstücke  und  Kaufpreissummen :  288  und  11.7  MiU.  M.,  308  und 
17.8  MiU.  M,  443  und  16.9  MiU.  M.,  1162  und  87.2  Mül.  M.  (in  1872!),  960  und 
86.3  MiU.  M.,  718  und  31.3  MiU.  M.,  924  und  44.1  MiU.  M..  813  und  47.6  MiU.  M. 
AehnUch  neuerdings  wieder  1885  ff.  (Jahrbuch  1893,  S.  248).  1879  nur  405  an- 
baute Grundssttcke  freiwiUig  verkauft,  davon  308  mit  17.5  MiU.  M.  aniregebenem 
Kaufpreis,  1884  bezw.  766,  665  und  36  Mill.  M.,  1885  912,  578,  und  37,1  MiU.  M.. 
1886  1200,  741  und  54.2  MiU.  M..  1887  1068,  809  und  65.2  MiU.  M.,  1888  1263. 
1118  und  86.1  Mill.  M.,  1889  1539,  1251  und  114.3  MiU.  M.,  1890  noch  983. 
861  und  82.3  Mill.  M.  Neuerdings  hat  sich  aber  die  Grundstdckspeculation  in  nn- 
bauten  Stellen  immer  mehr  auf  Land  ausserhalb  der  BerUner  Communalgrenzen,  auf 
die  ,, Vororte*'  ausgedehnt.  Die  vorausgehenden  Zahlen  wtlrden  sich  danach  noch 
erhebUch  erhöhen. 

Begünstigt  wird  dieser  Auf kanf  von  Baastellen  zu  SpecnlatioDS- 
zwecken  durch  dieselben  Umstände,  welche  am  Schluss  des  vorigen 
Paragraphen  angeführt  wurden.  Die  mangelnde  oder  rein 
nominelle  Besteuerung  (z.  B.  mit  der  alten  agrarischen 
Grundsteuer,  wie  in  Preussen!)  erleichtert  die  Operation  noch.  Da 
es  sich  auch  nur  um  verbältnissmässig  kleine  Grundstücke  im  ein- 
zelnen Falle  handelt,  ist  für  den  Eigenthümer  der  entgehende  Ge- 
winn aus  einer  anderen  Benutzung  meist  unbedeutend,  wenn  er 
auch  im  Ganzen  für  das  Gemeinwesen,  z.  B.  bei  der  Einziehung 
von  Gemüsegärten,  Aeckem,  Wiesen  fühlbar  ist.  Zwischen- 
benutzuDgen,  z.  B.  als  Holz-  und  Kohlenplätze,  Zimmerplätze  sind 
ohnehin  nicht  ausgeschlossen. 

Die  völlig  übertriebenen  Werthsteigerungen  von  Baustellen 
werden  auch  durch  mangelhafte  Baupolizeiordnnngen, 
welche  eine  zu  grosse  Ausdehnung  der  Bebauung  auf  den  Grund- 
stücken und  zu  hohe  Häuser  („Kasernen'^)  gestatten,  noch  besonders 
erleichtert.  Aber  weiteren  Einschränkungen  der  Bauordnungen  in 
dieser  Hinsicht  stemmt  sich  wieder  der  Eigennutz  der  Grundeigen- 
thümer  und  das  Princip  des  ,,freien'^  Privateigenthums  entgegeu, 
so  sehr  auch  sanitäre  und  sociale  Forderungen  ebenfalls  solche 
Einschränkungen  bedingen. 

MissUche  Verhältnisse  in  Berlin.  Die  Bauordnung  vom  15.  Januar  1889  be- 
schränkte die  Bebauung  bei  Baustellen  von  V4  >^^  *U  ^^^  Grundfläche.  Noch  zu 
wenig.  Lebhafter  Kampf  in  den  letzten  Jahren  über  eine  einscbränlcende  Bauordnung 
in  den  Berliner  Vororten  des  Kreises  Teltow,  wogegen  die  Presse  Tornemlich  mit  dem 
fj'rivateigenthumsprincip"  focht. 

Bei  keiner  anderen  Bodenart  zeigt  sich  etwas  der  Baustellen- 
speculation  Analoges  in  irgend  nennenswerthem  Umfange,  höchstens 
mit  einer  partiellen  Ausnahme  in  Bezug  auf  Bergwerksland,  zumal 
in  jungen  Colonialländern  und  bei  Gold-  und  Silbergewinnung.  Vor 
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Allem  der  ländliche  Boden  gestattet  nichts  dergleichen^  Denn 
wenn  schon  auch  er  an  dem  ökonomisch  vom  Eigenthttmer  nicht 
verdienten  Conjuncturengewinn  Theil  nimmt,  so  ist  die  Werth- 
steigening  doch  hier  zu  langsam,  um  den  Boden  mittlerweile  ganz 
rnhen  zu  lassen.  Auch  handelt  es  sich  hier  um  grössere  Grnnd- 
stticke  and  daher  bedentendere  Gewinnengänge  nnd  der  ländliche 
Boden  moss  auch,  um  sich  nicht  wesentlich  zu  verschlechtem ,  in 
regelmässiger  Cnitur  erhalten  werden. 

In  Einw&nderungsläDdorn ,  welche  sich  rasch  durch  Colonisation  bevölkern  und 
wo  namentlich  die  Städtegrllndung^  und  das  Eisenbahnwesen  eine  wichtige  Bolle  spielen, 
wie  besonders  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerica,  ist  lange  die 
Speculation  in  ,,westem  lands  and  townlot^*  in  Schwung  gewesen  und  bezieht  sich 
hier  wohl  auch  einmal  auf  den  noch  unbebauten  I&ndÜchen  Boden  mit.  Jene  Specu- 
lation ging  u.  A.  besonders  vor  der  Krise  von  1857  hoch,  aber  auch  sp&ter  wieder 
periodenweise  öfters.  H.  George  hat  mit  nach  solchen  Wahrnehmungen  seine  Theorie 
ausgebildet. 

Die  künstliche  Vertheuerung  der  Baustellen  aber  müssen  schliess- 
lich die  Miether  in  höheren  Miethpreisen,  die  ganze  städtische  Be- 
völkerung im  Uebermaass  des  lästigen  und  ungesunden  Kasernen- 
bans  tragen,  welcher  nothwendig  wird,  um  die  Kosten  der  Baasteile 
auf  eine  grössere  Anzahl  Wohnungen  zu  vertbeilen. 

Vgl.  die  Daten  und  Berechnungen  ron  Engel  a.  a.  0.  S.  ISO,  203.    Einzelne 

Berliner  Baugesellschaften  haben  damals  einen  Theil  ihres  im  Grossen  erworbenen 

Terrains  in  wenigen  Wochen  um  das  2  — !( fache  pr.  Quadrat-Ruthe  verkauft,  z.  B. 

sind  Steigerungen  ?on   140  auf  342,  von  90  auf  252,  von  63Vs  auf  264  Thlr.  in 

1 872  vorgekommen.    Der  Sandboden  an  der  westlichen  Seite  von  Berlin,  vor  wenigen 

Jahrzehnten  noch  zu  einigen  100  Thlr.  per  Morgen  zu  haben,  ist  in  jenen  Jahren 

ganz  an  der  Peripherie  auf  3 — 400  Thlr.  und  mehr  per  Qnadrat-Buthe  gestiegen,  in 

den   besten  Gegenden  mitten  in  der  Stadt  auf  2  —  3  —  6000  Thlr.    , Jedes  100  Thlr. 

pr.  Quadrat-Ruthe  belastet  dauernd  eine  Familienwohnung  von  c.  10  Quadrat- Ruthen 

in  einstöckigen  Häusern  mindestens  mit  50  —  60,  in  zweistockigen* mit  25  —  SO,  in 

dreistöckigen  mit  17  —  20  Thlr.  jährlichen  Miethzinses''  (Engel  S.  ISl).    Freilich 

verspecnlirt  sich  die  Speculation  öfters,   die  Miethen  sinken  vorübergehend  und  der 

HauseigenthQmer  muss  den  Verladt  tragen,  aber  der  unreelle,  ökonomisch  unverdiente 

Gewinn  des  ehemaligen  Grund cigenthumers  bleibt,  —  von  ausnahmsweise n  Verlusten 

an  Restkacfgeldem  bei  Subhastationen  abgesehen:  kaum  minder  bedenkliche  Verluste 

des  Hausbesitzers  als  Gewinne  des  Grundbesitzers.    Der  auch  in  Berlin  eingetretene 

Ruin  der  Baugesellschaften  und  Bauspoculanten  gleicht  die  Vor-  und  Nachtheile  nicht 

aus.    Es  sind  durchaus  nicht  immer  dieselben  Personen,  welche  ehemals  den  Gewinn 

bezogen  und  nachmals  Verluste  erleiden.  —  Statistische  Belege  für  die  Erörterungen 

im  Text  liefert  in  Berlin  u.  A.  die  „Stockwerksstatistik''  der  bewohnten  Gebäude. 

Es  fanden  sich  1864  (ezcl.  322,  wo  die  Angaben  fehlten)  und  1875  bez.  19,293  und 

24,102  Gebäude,  also  Zunahme  um  24.97oi  davon  nur  mit  Erdgeschoss  1495  und  1354 

i— 9.5''/y),  mit  1  Stock  2916  und  3690   (-|-23.l7o)i   mit  2  Stock  4813  und  5128 

(+6.6%),  mit  3  Stock  0865  und  7456  (+8.6%),  mit  4  und  mehr  Stock  2882 

und  6544  oder  Zunahme  1277ol     Mit  Kellerwohnungen  bez.  7580  und  10.977 

oder  44.8 7o  mehr!    In  1890  war  die  Zahl  der  Gebäude  28,765,  davon  mit  1  Stock 

(nnd  bewohntem  Keller)  nur  noch  C52,  mit  2  (und  Keller)  1487,  mit  3  (und  Keller) 

2330,  mit  4  (und  Keller)  6281,  mit  5  (und  Keller)  13,888,  mit  6  (und  Keller)  3641, 

mit  7  (nnd  Keiler)  485,  mit  8  wenigstens  1 !   Die  Entwicklang  also  in  der  Richtung  auf 

maassloee  Grond^tacksausnutzung  immer  weiter  gegangen  (Jahrbuch  1893,  S.  229). 
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§.  210  [357].  E.  —  Die  «blichen  sonstigen  Recht- 
fertigangsgründe,  welche  vom  Standpancte  des  volkwirth- 
schaftlichen  Prodactionsinteresses  und  zum  Theil  auch  vom  Stand- 
pancte richtiger  Socialpolitik  aus  für  privates  Grnndeigenthum 
sprechen  und  zugleich  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Institntion 
mit  erklären,  verlieren  fltr  städtisches  Grand-  and  Haaseigentham 
wenigstens  in  den  Städten  and  besonders  wieder  in  den  Gross- 
städten nach  den  obwaltendeo  Wohnangsverhältnissen  aad  dem 
Stande  der  Technik  ihre  Bedeataog  bei  ans  grossentheils,  mehrfach 
so  gat  wie  vollständig. 

1.  Der  in  der  Landwirthschaft  nachweisbare  Znsammenhang 
zwischen  der  Entwicklang  des  privateo  Grandeigenthams  and  des 
intensiven  Bodenanbans  (§.  177)  legt  zwar  den  Schloss  nahe,  dass 
der  HäaserbaUy  zamal  der  grossartige  and  kostspielige  moderne 
grossstädtische,  aas  gleichen  ökonomisch -technischen  Grtinden 
vollends  an  die  Voranssetzang  privaten  Grandeigenthams  gebanden 
sei,  als  intentivste  aller  Bodenanbanarten.  Die  geschichtlichen 
Thatsachen  würden  diesen  Schlass  bestätigen,  wenn  man  an  das 
arsprÜDgliche,  jedenfalls  zaerst  entstandene  Privateigenthnm  an  der 
Hofstätte  (§.  178)  denkt,  ferner  an  die  frtlhzeitigere  Entwicklang 
der  Ablösung  von  Grandlasten  städtischer  Grnndstücke  zar  Her- 
stellang  freien  and  vollen  Privateigenthnm  s  ^)  in  unseren  mittel- 
alterlichen Städten,  im  Vergleich  mit  derselben  so  viel  späteren 
Maassregel  bei  dem  ländlichen  Grandeigentham,  wo  die  Lasten- 
befreiung des  letzteren  gleichfalls  mit  im  Interesse  der  Intensivität 
des  Boden  baus  erfolgt  ist.  Indessen  liegen  die  Verhältnisse  doch 
wesentlich  verschieden  im  Landban  und  in  anserem  städtischen 
Häuserbau,  nnd  zwar  so,  dass  sich  wieder  nicht  die  Unentbehrlich 
keit  privaten  städtischen  Grandeigenthams  zeigt. 

Der  Hausbaa  ist  eine  technische  Operation,  za  der  der  Ei^entbOmer  als  solcher 
fear  nicht  bef&higt  ist,  auch  meist  kein  Interesse  hat,  es  zu  werden,  und  die  er,  im 
Gegensatz  zu  dem  Normalfall  des  selbswirthschaftenden  oder  ländlichen  Grandbesitzer?, 
der  Regel  nach  nicht  selbst  leitet  oder  ausführt.  Der  ökonomisch  -  technische  Grund, 
welcher  für  die  Verbindung  von  Landwirth  und  Grundeigenthttmer  und  auch  fdr 
PriFatbetrieb  des  Landbaus  statt  des  Staats-  oder  Gemeindebetriebs,  z.  B.  im  Dominen- 
Wesen  spricht,  f&Ut  also  hier  fort.  Bau  und  Erhaltung  von  städtischen  Gebinden, 
zumal  von  Miethkasemen,  erfolgt  wesentlich  in  gleicher  Weise  durch  Techniker,  mag 
es  sich  um  Privat-   oder  öffentliche  Gebäude  handeln.    Soweit  aber  im  Inneren  des 


')  Siehe  Arnold,  zur  Geschichte  des  Eigenthums  in  den  deutschen  St&dteo. 
Basel  186],  besonders  Abschnitt  1  nnd  6.  Gharacteristisch  ist  auch  schon  die  ganze 
Entstehung  der  „H&userleihe"  und  deren  Entwicklung.  Siehe  auch  Bosenthal,  zur 
Geschichte  des  Eigenthums  in  Würzburg,  Wflrzburg  1S78,  besonders  S.  55  ff.  Die 
Erbleihe  als  Mittel,  um  zu  Kapitalverwendungcn  zum  Häuserbau  anzuregen. 
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Hauses  mehr  die  zur  Erhaituog  Dothweodige  Aufsicht,  Fürsorge  und  Kapitalrerwendong 
(fUr  Reparatur  a.  s.  w.)  in  Betracht  kommt,  welche  durch  Oti'entliche  Organe  schwerer 
als  durch  Private  geleibtet  werden,  wird  die  bezügliche  Arbeit  und  La^t  wieder  meist 
nicht  vom  Eigen thümejr,  sondern  vom  Miether  tlbernommen,  bez.  in  den  üblichen 
grossstädtischen  Miethverträgen  im  heutigen  „freien  Vertragsrecht"  dem  Miether  auf- 
genAthigt ,  selbst  bis  auf  die  Uebemahme  der  Kosten  von  Fenstern,  welche  Wind  und 
Ha^l  ohne  jede  Schuld  des  Miethers  zerschlagen. 

Vgl.  das  Beispiel  eines  Berliner  Mietbformulars  (noch  nicht  das  schlimmste  1) 
bei  Enirel  a.  a.  0.  S.  177.  Die  Juristen  bagen:  „warum  unterschreiben  die  Miether 
solche  Vertrüge?  Thun  sie  es,  so  ist  es  doch  ihr  freier  Willensact!*'  Die  Social- 
politiker  und  Nationalökonomen  antworten:  „freiwillig  thun  sie  es  nicht,  eure  „Ver- 
tragsfreiheit'' ist  den  thatsächlichen  Verhältnissen  gegenüber  hier  eine  Fiction,  wie 
auch  sonst  so  oft.  Unterschreiben  sie  die  Contracte  nicht,  so  sind  sio  in  gewissen 
CoDJoncturen  des  Wohnungswesens  obdachlos  —  und  haben  die  üblichen  polizeilichen^ 
socialen  und  wirthschaftlichcn  Folgen  zu  gewärtigen.'* 

Man  kann  sogar  mit  gutem  Grunde  sagen,  dass  scbleehtes» 
hässliches,  nngesandes,  unsolides  Bauen  der  Privaten,  soweit  es 
nicht  baupolizeilich  zu  hindern  ist,  was  nur  tbeilweise  der  Fal)^ 
gerade  durch  das  Privateigenthumsprincip  am  städtischen  Boden 
begünstigt,  indirect  öfters  erzwungen  wird. 

Denn  der  übertrieben  hohe  Grundstückspreis  nOthigt  nun,  an  allen  eigentlichen 
Bauausgaben  um  so  mehr  zu  sparen,  ebenso  wie  er  zur  maasslosen  Raumausnutzung 
zwingt,  „um  auf  seinen  Zins  zu  kommen ''^  Schlechtes  Material,  Scheinwesen  aller 
Art,  Lohndruck  für  die  Arbeiter,  Preisdruck  für  die  Bauhandwerker  sind  die  Folgen. 
Berlin  bietet  auch  dafür  Belege  genug.  Wenn  dann  in  Zeiten  aufsteigender  Conjonctur 
die  Bauarbeiter  striken,  um  höhere  Löhne  zu  erreichen,  sind  sie  in  der  bürgerlichen 
liberalen  Presse  wohl  gewarnt  worden,  sie  schädigten  ja  sich  selbst,  da  sie  so  das 
Bauen  und  Wohnen  vertheucrten.  Sie  konnten  freilich  erwidern,  dass  das  weit  mehr 
und  nur  zu  ihrem  Schaden  durch  die  GrundstUckspeculation  geschehe,  gegen  die 
dieselbe  Presse  selten  TadeUworte  hat.  Siehe  auch  für  alles  Derartige  den  Aufsatz 
von  Fieese. 

2.  Hierzu  kommt  die  weitere  wesentliche  Verschiedenheit,  dass 
ein  einmal  fertiges  städtisches  Haus  in  der  Hauptsache  ein 
„steinernes  Kapital"  ist,  welches  im  einfachen  Wege  der  Vei- 
miethnng  bei  geringer  laufender  Verwaltungsarbeit  und  unbedeuten- 
der neuer  Kapitalverwendung  für  Reparaturen  u.  s.  w.  (welche 
ohnehin,  wie  bemerkt,  im  „System  der  freien  Contracte"  möglichst 
dem  Miether  zugeschoben  werden,  —  auch  die  oft  nicht  unbe- 
deutenden Kosten  der  Ladeneinrichtung  im  Hanse  trägt  der 
Miether  meistens  allein — )  wie  ein  Rentenfonds  seine  Zinsen 
mühelos  trägt  Der  städtische  Hausbesitzer  kann  hier  nicht  mit 
dem  selbstwirthschaftenden,  sondern  nur  mit  dem  ver- 
pachtenden ländlichen  Grundbesitzer  verglichen  werden.  Wo 
aber  ländlicher  Pachtbetrieb  vorherrscht,  erweist  sich,  wie  oben 
hervorgehoben,  ebenfalls  ein  sonstiger  wichtiger  Grund  für  private» 
Grundeigenthnm  hinfällig. 

3.  Vergleicht  man  endlich  die  im  ländlichen  Grundstück,  z.  B. 
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bei  bedeatenderen  Meliorationen  erfolgten  Kapitalfixirungen 
mit  denjenigen,  welche  der  Häuserban  anf  dem  städtischen  Grund- 
stück darstellt,  so  waltet  ein  weiterer  wesentlicher  Unterschied  ob: 
das  ländliche  Grundstück  und  das  darein  fixirte  Kapital  gewähren 
dem  Eigenthümer  stets  erst  in  fortdauernder  Verbindung  mit  anderen 
immer  erneut  hinein  verwandten  (umlaufenden)  Kapitalien  und 
Arbeitsleistungen  einen  Ertrag.  Zur  möglichst  zweckmässigen  Her- 
stellung dieser  Verbindung  wird  im  volkswirthschaftlichen  Pro- 
ductionsinteresse  vielfach  Privateigenthum  am  Boden  und  Selbst- 
betrieb der  Landwirthschaft  gerade  durch  den  Eigenthümer,  wie 
wir  sahen,  empfohlen.  Das  städtische  Grundstück  dagegen  mit 
dem  einmal  darauf  befindlichen  Hause  fungirt,  wie  gesagt,  im 
Wesentlichen  wie  ein  Rentenfonds.  Von  einer  eigentlichen  „Be- 
wirthschaftnng'^,  welche  hier  auf  das  Privateigenthumsprincip  hin- 
wiese, ist  keine  Rede.  Eigenthum  und  Nutzung  lassen  sich  hier 
sehr  einfach  trennen.  Die  Vermietbung  ist  auch  in  dieser  Hinsicht 
doch  von  der  Verpachtung  wesentlich  verschieden. 

4.  Und  wie  mit  diesen  ökonomisch-technischen  Seiten  verhält 
es  sich  beim  städtischen  Grund-  und  Hauseigenthum  im  Vergleich 
mit  dem  ländlichen  auch  mit  den  wichtigen  socialpolitischen 
und  sittlichen  Seiten  der  Privateigenthumsinstitution:  so  schwer 
diese  Seiten  für  ländliches  Privateigenthum,  vomemlich  zwar 
für  bäuerliches,  jedoch  auch  für  Grossgrundbesitz  nach  dem  Früheren 
(§.  201,  203)  ins  Gewicht  fallen,  so  gat  wie  völlig  fehlen  sie,  wenigstens 
unter  den  heutigen  grossstädtischen  Hauseigenthums-  und  Wohnungs- 
verhältnissen,  bei  dem  städtischen  Grundeigenthum.  Die  auch  für 
die  gesammte  Volkswirthsehaft  so  werthvoUe,  weil  eminent  pro- 
ductive  und  conservativ  im  besten  Wortsinn  wirkende  per- 
sönliche Beziehung  des  ländlichen  Eigenthümers  zu  seinem 
Boden,  —  diese  Beziehung,  welche  auch  in  politischer,  socialer  and 
sittlicher  Hinsicht  so  günstig  wirkt  und  auf  dem  Lande  selbst  bei 
dem  verpachtenden  Grundeigenthümer  selten  ganz  fehlt,  weil  der- 
selbe sein  Gut  sich  und  seiner  Familie  gewöhnlich  dauernd,  jeden- 
falls meistens  länger  erhalten  will,  —  sie  ist  selbst  in  kleinen 
Städten  bei  vorherrschendem  Eigenbewohnen  des  Hauses  nur  viel 

m 

schwächer,  in  grossen  Städten  in  der  Regel  so  gut  wie  gar 
nicht  vorhanden.  Das  Grundstück  und  Haus  dient  besten  Falls 
als  dauernde  Kapitalanlage  und  Mittel  zur  Einkommensteigerang 
durch  die  Miethschraube,  oft  nur  als  Speculationsobject.  Von  einer 
socialen  Mission  und  Function  dieses  Eigenthums  im  Gesammt- 
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interesse  der  Geflellscbaft  reden  za  wollen,  hiesse  allen  Thatsachen 
Gewalt  anthan. 

III.  —  §.  211  [358].  Die  Folgen  dieser  so  eigenartigen 
ökonomisch-technischen  und  socialen  Stellang  und 
Function  des  privaten  städtischen  Grand-  and  Haas- 
eigenthams  in  der  modernen  Volkswirthschaft  ond  Gtesellschafl 
sind  hier  nar  insoweit  henrorzaheben,  als  sie  das  Bild  eben  dieser 
Stellung  nnd  Function  vervollständigen.  Näher  darauf  einzageben, 
ist  hier  nicht  der  Ort.  ^)  Die  Folgen  treten  in  gewissen  Zeiten, 
namentlich  in  denen  der  „aufsteigenden  Conjanctar*'  am  Schlimmsten 
in  der  sogenannten  Wohnungsnoth  zu  Tage,  welche  in  dem 
städtischen  privaten  Grand-  und  Hauseigentbum  zwar  nicht  ibre 
einzige,  aber  eine  ihrer  vornehmsten  Ursachen  bat.  Diese  Wohnungs- 
noth erstreckt  sich  nicht  nar,  wie  gemeiniglich  angenommen  wird, 
auf  die  anteren  arbeitenden  Classen,  wenn  dieselben  auch  häufig 
am  Meisten  unter  ihr  leiden,  sondern  immer  mehr  auf  die  ge- 
sammte,  zur  Miethe  wohnende  grossstädtische  und  mehr  und  mehr 
schon  mittelstädtiscbe  Bevölkerung.  Sie  bildet  einen  wichtigen 
Theil  der  Nothstände  der  sogenannten  socialen  Frage,  zeigt  deut- 
lich, dass  die  letztere  nicht  mit  der  (engeren)  sogen.  Arbeiter- 
frage identisch  ist  und  belehrt  die  Mittelclassen  einmal  ad  bominem 
Aber  die  Wirkungen  ökonomischer  Ausbeutungs-  und  socialer  Ab- 
hängigkeitsverhältnisse im  modernen  Wirthschaftssystem  der  freien 
Concurrenz.  Die  Wohnungsnoth  äussert  sich  auch  nicht  nur, 
wie  gleichfalls  oft  fälschlich  angenommen  wird,  im  absoluten 
Wobnungsmangel  und  der  Theuerheit  der  Wohnungen, 
sondern  zugleich  in  zwei  anderen  nicht  minder  schlimmen  Uebel- 
ständen,  in  der  vielfach  schlechten  und  ungesunden  Be- 
schaffenheit sowie  in  der  beständigen  Unsicherheit  des 
Innehabens  der  Wohnung  (auch  der  Läden  u.  s.  w.)  und  der  daraus 
hervorgehenden  Abhängigkeit  der  Miether,  d.  b.  des  grössten 
Theils  der  Bevölkerung  vom  „Haus-"  oder  „Miethberrn'S  der  einen 
Ciasse  von  Privaten  von  der  anderen,  zumal  bei  dem  tiblichen, 
durch  das  Monopol  des  städtischen  Grundeigentbums  besonders  in 
Speculationszeiten  durchgesetzten  System  kurzer  Miethcontracte. 

Es  darf  auch  nicht  übersehen  werden,  dass  das  zweitwicbtigste 
materielle  Bedttrfiiiss  der  consnmirenden  Privatbevölkerung  in  unseren 


')  Engel  a.  a.  0.  S.  164  ff.  („Signatur  der  Wohnangsnotli''),  meine  Aus- 
fuhrnngen  ebenda  S.  236  ff.  Frcese  a.  a.  0.  Siehe  auch  oben  Vorbemerkungen 
§.  204  und  mehrfach  die  vorausgehenden  Ansfahrungen. 
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Htidlen  hn  faeotigeii  8Tsteiii  boeb  eatwickelier  Arb«itstheilDDg  ref^ 
mtUelit  eioes  udereo  Vertrags  als  alle  abrigen  HaoptbedOrfotaM 
im  Vericebr  seiner  Befriedigviig  entgegen  gefBhrt  wird:  minel 
de«  Mietbrerlrags  statt  des  sonst  allgemetn  eiDtreteodeo  Kanfie 
rertraga. 

Dv  Vttttt  4tt  Smthe  Mch  b«diftgt  dw  HiMhfrescMft  in  UiitencUal  timb  Ei^' 


OBlancUed  tob  Eialanf  der  NibnngsiDJKel.  KleUi 
)Ata    «inet  Ueioen   ZaU  .Prailiic^iiCen'   (VoIhidb 
iletlter)    s&d    grltiu  ZaU  „Ctammernua-   iWohnnogsniciber)    hudrli 


bfal  n  ÖacoBiMa  da  ,J>abfieaaa^  aorfUh.  H*d  bmo  oidii  eiDa-eaden,  dsas  j«da» 
CmKl;;«*cliin  —  und  «in  eolcba  ist  ia  einec  Hjandil  uch  das  Uietb-  nod  {"uhH 
(oMblft  Immer  —  Utotirhd  Jiuendere  TeibindangeD  hinwirke.  Dcdd  bei  dieM 
Uaiebtfi  bandelt  ra  >ich  meist  au  docb  ud«n  viitendea  ProdnetiTeredit.  Wo  ■) 
Comamtlfcradit  ia  Betracbl  kommt,  ül  die  Li^e  des  Scholduen  (d«m  Anal^oa  i 
Mlelbvn)  aneb  meUi  *bbän^;  geaas- 

Hcbon  dieser  Lmstacd,  da^s  das  Wobnaogsbeütirfuiss  privat' 
[  recbtiicb  durcb  einen  andern  Vertrag  als  die  übrigen  materielloR 
Bedürfnisse  befriedigt  wird,  bätle  aaf  die  Xothwendigkcit  i 
anderen  Stellnng  des  Staats  zor  Wobnongsfrage  biaweisen  mllseeB; 
als  die  des  reioeii  Laisser  faire  Ut.  Nabe  zum  Verglcicb  liegt  dw 
Uiethvertrag  zwischen  Uerrscbaft  nod  Dienstboten,  welcher  aa«| 
meistens  eine  aparte  Bebandlnng  erhalten  hat. 

Die  perindischen  ßUckscbläge  der  BaiispecalatioDj 
die  innerlich  notbwendig  begründete,  aus  den  geschilderten  Vai 
bUltnivson  des  sttldttscben  WobnungsweseDS  bervorgebende  CoD« 
sequeu/.  eines  feblerbaflen  Systems,  drehen  zwar  das  VerbältnJn 
mitunter  einmal  nm,  machen  ans  dem  Grundeigenthümer  nnd  Ver- 
mieiher,  der  sirb  verspeculirte,  zu  spät  und  zu  theuer  kaufte,  nicht 
rechtzeitig  verknufte,  das  Opfer,  aber  in  fortschreitenden  Geniein* 
wesen  nur  vorübergehend.  Und  anseerdem  liefern  sie  eine  ebenso 
bedenkliche  Ausgkichutig  als  die  Krisen  gegenüber  anderen  Specn- 
tationcn,  tragen  auch  als  „Reaetion"  den  Keim  zu  neuer  „Äctiou" 
in  sich,  wie  sie  seihst  aus  früherer  „Action"  hervorgegangen  sindi 
Es  gehört  schon  die  ganze  Verblendung  und  doctrinäre  Voreinge- 
nouimeubeit,  aber  auch  die  ganze  oberHüc bliche  Leichtfertigkeit  de» 
eDkonomiscben  Manehcsterihums  dazu,  mit  dem  Hinweis  auf  solobft 
^vagleicbende"  und  „eUhtieiide"  KUckschliige  im  „natnrgesetzlichea 
mg  der  Volkswirthscbaft"  (will  ssgen,-  im  Gaug  der  scbacberndes 
'atspecnlation)  sich  Über  alle  die  ökonomischen,  socialen  und 
Ittlichen  Bedenken  der  heutigen  Regelung  der  gros^ssHldtischeB 
ibnnngsfrage  durth  das  specnlative  l'rivatkapitnl  binwegzasetzea. 
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Wio  Bamberger  a.  a.  0.  In  Berlin  wurden  bebaute  Grundstücke  subhastirt 
1867—70  bez.  180,  327,  277.  256;  1870—74  67,  36,  23,  41;  1875  und  76  wieder 
105  nnd  124  nnd  seitdem  noch  mehr.  1879—90:  662,  529.  415,  282,  179,  188, 
116,  111,  71,  40,  48, 103.  In  den  letzten  Jahren  wieder  mehr  (Jahrbuch  1893,  S.  249). 
Freese  a.  a.  0.  (S.  661)  giebt  andre  Zahlen  an  (incl.  Vororte?  und  Baustellen?). 
1889—91  Subhastationen  133,  242,  356,  neben  Neubauten:  535,  442,  88S. 

IV.  —  §.  212  [359].  Socialökonomische  Bedenklich- 
keit nnd  relative  Entbehrlichkeit  des  privaten  städti- 
schen Grund-  nnd  Gebäudeeigenthums.  Nach  dem  Voraus- 
gehenden muss  über  letzteres  wenigstens  vom  Interessenstandpancte 
der  volkswirthschaftlichen  Einkommenvertheilung  und  vom  social- 
politischen  Standpuncte  ans  ein  überwiegend  ungünstiges  Urtbeil 
gefällt  werden,  ungleich  mehr  als  über  irgend  eine  andere  Art  des 
privaten  Grundeigenthnms,  vielleicht  nur  Fälle  des  Bergwerksbodens 
ausgenommen,  vor  Allem  aber  verglichen  mit  dem  ländlichen  Grund- 
eigenthum.  Dieses  Urtheil  wiegt  um  so  schwerer,  weil  auch  vom 
Standpuncte  des  volkswirthschaftlichen  Productionsinteresses  in 
Bezug  auf  die  sichere,  gute  und  billige  Befriedigung  des  Wohnnngs- 
bedürfnisses  das  Urtheil  über  das  städtische  Grnndeigenthum  jeden- 
falls nur  weniger  gUnstig,  mitunter  auch  direct  ungünstig  lautet: 
Beleg  des  eben  die  „Wohnungsnoth'^  nach  ihren  bierhergehörigen 
Seiten,  die  mangelhafte  Function  dieses  Privateigenthums  gerade 
bezüglich  des  Hausbaus.  Die  Forderung  einer  Beseitigung  des 
privaten  städtischen  Grund-  und  Hauseigenthums  wird  bei  dieser 
Sachlage  wiederum  erklärlicher  und  gerechtfertigter  als  die  gleiche 
Forderung  in  irgend  einem  anderen  Falle  des  Privateigenthums. 

Dies  ergiebt  sich  auch  noch  aus  einigen  weiteren  Erwägungen 
und  Berücksichtigungen  gewisser  thatsächlicber  Verhältnisse  gerade 
bei  dem  hier  besprochenen  „Standortsboden''  und  zumal  wieder 
dem  städtischen,  vollends  grossstädtischen  Wobnungsboden  und  aber- 
mals besonders  in  unserer  modernen  Volkswirthschaft.  Es  lohnt 
für  die  Beurtheilung  der  Eigenthumsfrage^  dies  noch  etwas  näher 
zu  verfolgen. 

lu  den  meisten  Fällen  bat  man  es  wenigstens  in  altbesiedelten, 
schon  ziemlich  bevölkerungsdicbten  Culturländern,  wo  aller  Grund 
und  Boden  occnpirt  und  grossentheils  in  Privateigenthum  überge- 
gangen ist,  mit  einmal  festbestimmten  Wohnorten  an  gewissen 
Stellen  des  Landes  zu  thnn.  Innerhalb  derselben  und  an  ihrer 
Peripherie  zur  Verbindung  mit  dem  platten  Lande  und  mit  anderen 
Landestheilen  pflegen  die  städtischen  Strassen  und  Plätze  und  die 
Landstrassen  ebenfalls,   oft  seit  Uralters,  fest  bestimmte  zu  sein. 


494  3.B.  Ansdehn.d.Prirateig.  2.K.  Grondeig:.  4.  H.A.  Prttfong.  d.A.  St&dt£ig.  §.212. 

Die  Rente  und  der  Wertb  des  einzelnen  städtischen  Grundstücks 
hängt  dann  wieder  wesentlich  von  der  allgemeinen  Bedeutung  eines 
Wohnorts,  in  dem  es  liegt,  und  von  der  speciellen  örtlichen  Lage 
in  demselben  ab.  D.  h.  in  der  Hauptsache  abermals  von  Um- 
ständen, auf  welche  Wille,  Thun  und  Lassen  des  Privateigenthflmers 
wenig,  meist  gar  keinen  Einfluss  ausüben  können. 

Auch  die  zeitlicheBewegung,  die  StcigeruDg  und  Yermiiideraiig  tod  Renta 
und  Werth  des  einzelneu  Grundstücks,  ist  fast  ausschliesslich  7on  der  UesammtenN 
Wicklung  des  Wohnorts,  des  betreffenden  Stadttheils  und  diese  Entvicklnng  wieder 
vielfach  nicht  oder  nicht  bloss  oder  nicht  vornemlich  von  localen,  sondern  von  all- 
gemeinen Factoren  der  ganzen  Volkswirthschaft,  der  Bevölkerungsbewegung,  des  Yer- 
kehiBwesens,  das  Staatsleben  u.  s.  w.  abhängig.  Eine  günstige  allgemeine  nationaie 
Entwicklung  von  Staat  und  Land  wirkt  auf  einzelne  Wohnplätze  und  auf  Rente  und 
Werth  der  Grundstücke  darin  wieder  besonders  gUnstig  ein  (Einflubs  politischer 
Momente,  Hauptstädte  I).  Die  Privateigenthümer  dieser  Grundstücke  ernten  hier  wieder 
in  besonders  reichem  Maasse,  oft  ganz  ohne  eigene  Saat,  vielleicht  auf  Kosten  der 
localen  unteren  Yolksclassen ,  die  den  Au&chwung  von  Staat  und  Land  mit  ihrem 
Gut  und  Blut  herbeigeführt  haben  und  hinterher  in  ihrem  Wohnort  um  so  theurere 
Miethen  zahlen  müssen  (siegreiche,  nationale  Kriege I  Preussen,  Deutschland,  Berlin 
1866  ff.,  1870  —  71  ff.).  Entwickelt  sich  dann,  wie  unter  solchen  Umständen  und  in 
den  dafür  besonders  günstigen  Wohnorten  gewöhnlich,  die  Grundstück-  und  Hans- 
speculation  noch  stark,  so  werden  Gründstück-  und  Uauspreise  und  Miethen  um  so 
rascher  und  stärker  gesteigert. 

Die  Miether,  welche  höhere  Miethpreise  zahlen  müssen,  suchen 
sich  nattirlich  nach  Möglichkeit  durch  Weiterwälzung  dieser  Lasten 
auf  die  Käufer  ihrer  Arbeitsproducte  und  Leistungen  schadlos  zu 
halten.  Aber  allgemein  und  namentlich  sofort,  im  gleichen  Schritt 
mit  der  Miethsteigerung  lässt  sich  das  nicht  oder  nur  schwierig 
durchführen.  Soweit  es  aber  Erfolg  hat,  wenn  z.  B.  den  öffent- 
lichen und  Privatbeamten,  den  Lohnarbeitern  Gehalt  und  Lohn 
wegen  der  theureren  Wohnnngspreise  erhöht  werden  mnss  und  wird 
(,, Wohnungsgeldzuschüsse''  der  Beamten  u.  s.  w.),  wenn  die  Laden- 
geschäfte, die  Gewerbetreibenden,  die  Handwerker  wegen  der 
höheren  Miethpreise  der  Läden  und  gewerblichen  Localitäten  ihre 
Absatzartikel  vertheuem  müssen  und  können,  ergeben  sich  noch 
weitere  bedenkliche  Folgen:  eine  allgemeine  Vertheuerung  der 
localen  Production,  eine  Erschwerung  der  Concurrenz  mit  anderen 
Orten,  Gegenden  und  Ländern,  für  die  Arbeitgeber,  den  Staat  voran 
in  Betreff  seiner  Beamten  —  also  hier  wieder  schliesslich  für  die 
ganze  steuerzahlende  Bevölkerung  —  eine  Mehrbelastung.  Da  die 
höhere  Miethe  in  manchen  Fällen  (z.  B.  bei  grossstädtischen  Läden) 
fast  so  wenig  wie  eine  höhere  Steuer  vermieden  werden  kann,  die 
Wohnung  und  Geschäftslocale  suchenden  Personen  in  einer  fac* 
tischen  Zwangslage  sich  dem  Boden-  und  Hausmonopol  gegenüber, 
wie    die  Steuerpflichtigen    in    einer    rechtlichen  Zwangslage  dem 
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Fiscns  gegenüber  befinden,  so  wird  auch  nothwendig  die  Tendenz, 
an  allen  anderen  Ausgaben  um  so  mehr  zu  sparen,  verstärkt.  Die 
Priyaten  schränken  sich  in  anderen  wichtigen  Bedttrfnissbefriedignngen 
ein,  die  Geschäftsleute  suchen  um  so  mehr  die  Löhne,  die  Preise 
der  Leistungen  und  Prodncte  ihrer  Lieferanten  zu  drücken  uud  sie 
sind  dazu  in  der  That  einigermaassen  durch  die  Umstände  ge- 
nöthigt  (Verhältniss  der  Ladengeschäfte  zu  ihrem  Personal,  zu  den 
für  sie  arbeitenden  Hausindnstrielien,  Handwerkern). 

In  einem  Falle  also,  wenn  die  Miether  die  erhöhte  Miethe 
weiterwälzen  können,  eine  Art  directer  und  indirecter  Tributpflichtig- 
keit immer  grösserer  Bevölkerungskreise  an  die  städtischen  Grund- 
und  Hausbesitzer;  damit  aber  sogar  schliesslich  eine  immer  weitere 
Steigerungsfähigkeit  der  städtischen  Miethen  und  Grundstück-  und 
Hauspreise  nach  Maassgabe  der  grösseren  Mittel  einer  grösseren 
Bevölkerung:  eine  Schraube  ohne  Ende.  Im  anderen  Fall,  weil 
sich  alle  solche  Weiterwälzungen  schwierig  vollziehen,  eine  Ver- 
mehrung des  Drucks  der  ökonomischen  und  socialen  Verhältnisse^ 
eine  Steigerung  der  Reibungswiderstände  im  ganzen  volkswirth- 
schaftlichen  Productions-,  Vertheilungs-,  Consumtionsprocess.  Ein 
nicht  unwesentliches  Stück  der  schlimmen  Seiten  der  modernen 
„socialen  Frage^'  hängt  mit  diesen  Verhältnissen  zusammen. 

Die  Lage  rerschliinmert  sich  natürlich  noch  fAr  die  Wohnangs-  nnd  Geschäfts- 
local- Bedürftigen  nnd  gestaltet  sich  für  die  Eigenthümer  noch  günstiger  «renn  die 
öffentlichen  Ausgaben  des  Staats  und  der  Gemeinden,  welche  direct  und  indirect  dem 
städtischen  Grundeigenthum  zu  Gute  kommen,  seine  Rente,  seinen  Werth  steigern, 
aus  allgemeinen  Steuern  der  Gesammtberdlkerung,  nicht  aus  Specialsteuern  der  Grund- 
und  Hauseigenthttmer  bestritten  werden  (siehe  oben  S.  481). 

In  ganz  besonderem  Maasse  kommen  aber  alle  solche  Ent- 
wicklungen unter  den  gegenwärtigen  Verbältnissen  der  Technik  in 
der  Produetion  und  im  Verkehrswesen  zur  Geltung. 

Die  fortschreitende  Entwicklung  der  Volkswirtbschaft  in  indostriell-mercantiler 
Bichtung,  die  steigende  locale  Bevölkurungsconcentratlon  an  gewissen  Puncten,  die 
Folge  dieser  Entwicklung  und  des  wachsenden  Fernabsatzes  der  Fabrikate,  Fern- 
herbezugs der  Bodenproducte,  die  Dampfcommunicationen,  die  Freizügigkeit,  die  Ein- 
wanderungsfreiheit, die  Entwicklung  des  Credit»,  seiner  Organisation,  des  Bankwesens, 
Umänderungen  des  Privat-  und  Handelsrechts,  welche  den  Besitzwechsel,  die  Ver- 
schuldung der  städtischen  Grundstücke  leichter  machen,  kurz  alles  das.  was  die 
moderne  Volkswirthschaft  in  technischer,  ökonomischer,  rechtlicher  Hinsicht  charac- 
terisirt  und  zum  Theil  ihren  specifischen  Unterschied  von  früheren  volkswirthschaftlichen 
Verhältnissen  bildet:  das  trägt  dazu  bei,  dem  städtischen  Grundeigenthum  in  bevor- 
zugten Orten  seine  Monopolstellung  und  damit  seine  Fähigkeit,  steuerartige  Tribute 
mittelst  der  Hiethschraube  ohne  jede  entsprechende  Gegenleistung  des  Privateigen- 
thümers  zu  erheben,  noch  zu  verstärken. 

Zum  Theil  liegen  hier  auch  locale  Verschiebungen  der  Grundrente  vor.  Auf 
dem  platten  Lande,  in  kleinen  stagnirenden  Städten,  bei  Abnahme  der  Bevölkerung 
oder  Verminderung  des  Wohlstands  derselben  sinkt  sie,  um  um  so  mehr  in  den  im 
Aufschwung  begriffenen  Orten  zu  steigen. 
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Ui^er  dem  Miteinflass  besonderer  Umstände,  Nähe  von 
billigen  Bezngsqaellen  wichtiger  Roh-  nnd  Hilfsstoffe,  mechanischer 
Betriebskräfte  (Bergbau,  Wasser),  zunächst  noch  wohlfeiler  Arbeits- 
kräfte nnd  wohlfeilen,  vielleicht  schlechten,  rentelosen  oder  wenig 
Rente  gebenden  agrarischen  Bodens,  neu  eröffneter  Verkehrswege 
u.  s.  w.  kommen  dann  aber  in  unserer  montanistisch -indostriellen 
Phase  der  volkswirthschaftlichen  Entwicklung  anch  bisher  un- 
bedeutende Wohnplätze  rasch  in  Aufschwung  oder  werden,  wie 
in  Wald-  und  Bergbaugegenden,  in  den  überseeischen  Colonial- 
ländem  ganz  neu  angelegt.  Da  ist  es  denn  wiederum  die 
städtische  Grundrente  und  der  Werth  der  betreffenden 
Grundstücke  in  günstiger  örtlicher  Lage  (bei  den  Bahnhöfen!), 
welche  rasch  in  colossaler  Weise  steigen. 

GOnstUe  Bediügungen  fdr  eino  besonders  sUrke  Entricklang^  der  GraodbtUck- 
speculation  bei  ,,  freiem  Boden  verkehr'',  wie  unter  solchen  Umstäuden  bei  un^  (aocL 
bei  dem  modernen  Keise-  und  Badererkehr,  doch  ebenfalls  wieder  einem  Prodact 
der  modernen  technischen  Entwicklanj^ ,  in  Badeorten,  See-  und  GebirJ?^gegendeD, 
,,Aiissichtspuncten*')  und  wie  bekanutiicli  noch  weit  mehr  in  der  Neuen  A\'clt.  Zvar 
kann  ja  hier  in  einzelnen  Fällen  wohl  einmal  ein  ,,speculatirer  Kopf'%  welcher  eiocD 
besonders  passenden  Ort  auffindet,  eine  neue  Industrie  einbürgert,  in  der  That  dabei 
„Arbeit  leistet''  und  „sein  Vermögen  riäkirf,  geltend  macheu.  dass  sein  Gevinn 
ökonomisch  wirklich  persönlich  verdient  sei.  Aber  zwischen  Gewinnhöhe  und  eigener 
Leistung  besteht  auch  hier  oft  ein  Miss?erhältniss,  welches  doch  nöthigt,  eino  solche 
Auffassung  einzuschränken.  Und  in  der  grossen  Meiirzahl  der  Fälle,  hinsichtlich  des 
Uauptthells  der  Renten-  und  Werthsteigerungen  sind  es  auch  wiederum  nur  allgemeine, 
von  Willen,  Thun  und  Lassen  des  Einzelnen  im  Wesentlichen  unabhängige  Umstände, 
welche  auch  hier  nur  durch  die  Vermittlung  des  Privateigenthumsprindps  dem  Eigen- 
thumer  solche  Gewinne  zufuhren,  z.  B.  bei  Grundbesitz  in  Nähe  neuer  Verkehrswege. 

Wer  alle  diese  Verhältnisse  unbefangen  betrachtet,  wird  in  der 
That  die  socialökonomische  Bedenklichkeit  des  städtischen  Grand- 
eigenthums  gerade  in  unserer  beutigen  Volkswirthschaft,  mindestens 
für  gewisse  Wohnorte,  wie  Grossstädte,  Indastrieplätze  u.  dgL, 
anerkennen  müssen.  Da,  wie  oben  gezeigt,  auch  vom  Standpunct 
des  Productionsinteresses,  richtigen  Wohnungsbaus  aus,  Pri^ateigen- 
thum  an  diesem  Boden  nicht  so  nothwendig,  ja  wenigstens  relativ 
entbehrlich  erscheint,  liegt  auch  nach  dieser  Seite  betrachtet  die 
städtische  Grund eigenthumsfrage  anders  als  die  ländliche,  ent- 
schieden weniger  günstig  für  das  Privateigenthnmsprincip.  Denn 
specifische  Mängel  des  Wohnungsbaus  folgen  gerade  ans  dem 
Privateigenthumsprincip,  und  die  Ausftlhrung  dieses  Baus  durch 
Organe  der  öffentlichen  Gewalt,  Staats-,  Gommunalbehörden,  ist 
wenigstens  ökonomisch-technisch  nicht  so  schwierig,  wie  diejenige 
des  Landbaus.  Zwar  bleiben  auch  hier  noch  sehr  erhebliche 
Schwierigkeiten  zu  überwinden,  weit  mehr,  als  die  socialistischen 
nnd    sonstigen  unbedingten   Befürworter  der  „Vergeselischaftang" 
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des  Bodens  als  des  wichtigsten  sachlicben  Prodnctionsmittels  oder 
der  „  Verstaatlichung '^  des  Bodens  sich  vergegenwärtigen.  Aber 
gfinstiger,  weil  immerhin  eher  genügend  realisirbar,  ist  die  Forderung 
dennoch  zn  benrtheilen,  als  die  meisten  ähnlichen  Forderungen, 
namentlich  diejenigen  hinsichtlich  der  Beseitigung  des  Privateigen- 
thams  am  ländlichen  Boden  und  am  gesammten  Nationalkapital. 
Dies  ist  um  so  mehr  zuzugeben,  weil  sich  zeigen  lässt,  dass 
alle  sonstigen,  auch  einschneidenden,  die  Rechtsordnung,  das  Ver- 
tragsrecht^  das  Banrecht  fttr  städtische  Grundstücke  und  Häuser 
betreffenden  Reformen  bei  Beibehaltung  des  Privateigen- 
thumsprincips  für  Grundstück  und  Haus  nicht  durchgreifend 
den  geschilderten  Uebelständen  abhelfen  können.  Solche  Reformen 
(einschliesslich  derjenigen  bezüglich  des  Besteuerungswesens  bei 
städtischen  Grundstücken)  vermögen  zwar  wohl,  in  geeigneter  und 
das  Eigenthümerinteresse  nicht  gar  zu  sehr  schonender  Weise  vor- 
genommen, manche  Uebel^  besonders  sanitärer  Art,  zu  beseitigen 
oder  wenigstens  stark  zu  vermindern,  auch  wohl  einige  der  er- 
wähnten socialen  und  ökonomischen  Uebel  etwas  zu  beschränken 
(§.  217).  Aber  wenn  eben  nicht  der  „Inhalt"  des  Privateigenthums- 
recbts  fast  auf  das  Verhältniss,  wie  bei  einer  nnda  proprietas, 
herabgemindert  werden  soll,  was  doch  mit  der  Festhaltung  dieses 
Privateigenthamsprincips  unvereinbar  erscheint,  so  werden  auch 
durch  die  tiefstgreifenden  Reformen  des  städtischen  privaten  Grund- 
und  Hauseigenthumsrechts  jene  besonders  misslichen  socialen  und 
ökonomischen  Folgen  des  die  Mietherbevölkerung  ausbeutenden 
Bodenmonopols  nicht  völlig  zu  beseitigen  sein.  Deswegen  sind  solche 
Reformen  gewiss  nicht  zu  unterlassen,  im  Gegentheil,  wenn  auch 
immer  nur  Palliative,  sind  sie  nicht  genug  zu  empfehlen.  Ge- 
rade eine  socialökonomische  Kritik,  wie  die  vorausgehende,  dient 
mit  dazu,  sie  vollends,  als  das  Mindeste,  was  zu  fordern  ist,  noth- 
wendig  erscheinen  zu  lassen,  sie  aber  auch,  allem  Widerspruch 
der  Interessenten  gegenüber,  zu  rechtfertigen.  Jedoch  die  princi- 
pielle  Bedeutung  und  die  theoretische  Tragweite  solcher  Reformen 
darf  nicht  überschätzt  werden,  wozu  theoretische  wie  practische 
Vertreter  der  letzteren  geneigt  sind. 

V.  —  §.  213.  Die  Frage  der  Durchführung  von  Ge- 
meineigenthum  am  städtischen  Boden.  Zwei  Haupt- 
systeme kämen  hier  in  Betracht,  einmal  die  Verzeitpachtung 
(Bodenleihe  oder  Bodenmiethe  auf  Zeit)  der  im  Gemein- 
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eigeDthom  stehenden  städtischen  Gründstocke  an  private  Hansbaner, 
welche  dann  für  ihre  Rechnung  die  Häuser  und  Wohnungen  ver- 
mietbeten;  sodann  die  Uebernahme  des  Bauwesens,  der  Häuser 
durch  den  Gemeineigentbttmer,  den  betreffenden  Öffentlichen 
Körper,  Staat,  Gemeinde,  selbst  und  die  Veroiiethung  der  Gebäude 
und  Wohnungen  direct  durch  diesen,  bzw.  (in  weiterer  Conseqnenz 
des  socialistischen  Gedankens)  die  „Vertheiiung''  der  Wohnungen 
an  die  wohnbedtlrftige  Bevölkerung  nach  bestimmten  Normen, 
eventaell  gegen  Entgelt  oder  gegen  Anrechnung  auf  andere  Bezfige. 

A.  System  der  Bodenleihe  mit  privatem  Haosban  und 
Hauseigentbam.  Dies  System  wird  dadurch  schwieriger,  als  im 
analogen  Fall  bei  ländlichem  Boden ,  weil  einfache  Verzeit- 
Pachtung  der  Grundstücke  zum  Zweck  der  Bebaunng  durch 
Private  nach  einem  ähnlichen  Pachtvertrag  wie  bei  Feldgütern 
nicht  ohne  Weiteres  statthaft  erscheint.  Denn  einmal  ist  die  Art 
und  der  Umfang  der  nothwendigen  Kapitalaufwendung  und  Kapi- 
talfixirung  beim  Hausbau  im  Boden  eine  ökonomisch-technisch 
wesentliche  andere,  als,  von  gewissen  grösseren  dauernden  Melio- 
rationen und  auch  hier  vom  Hausbau  (Wohnungen,  Stallungen, 
Scheunen)  abgesehen,  meistens  im  Feldbau.  Und  sodann  würde 
bei  Zeitpacbtverträgen  nach  Art  und  kurzer  Dauer  der  agrarischen 
der  Hausbau  durch  Zeitpächter  ökonomisch-technisch  schwer  ordent- 
lich durchführbar.  Bei  anderen,  namentlich  länger  dauernden  Zeit- 
pachten städtischen  Bodens,  wenn  dabei  genügende  Sicherung  des 
privaten  Hausbauers  gewährt  wird,  würde  dagegen  dieser  als  Pächter 
in  eine  social  und  ökonomisch  ähnliche  Stellung  wie  der  jetzige 
Privateigenthünier  treten,  was  man  doch  gerade  vermeiden  will. 
Hier  erheben  sich  augenscheinlich  Schwierigkeiten,  welche  von  den 
Vertretern  des  Gemeineigenthums  zu  leicht  genommen  und  in  den 
bisherigen  Vorschlägen  derselben  kaum  genügend  erledigt  werden. 

Düs  System  der  englisch-americanischen  Boden- 
niiethe  (leases),  an  welches  unsere  Bodenbesitzreformer  wohl 
denken,  l^st  die  Schwierigkeiten  nicht  befriedigend,  wie  die  dortigen 
Erfahrungen  beweisen,  wenn  es  auch,  gewissermaassen  ,Juri6ti8ch- 
technisch^^,  zeigt,  dass  die  Sache  ausführbar  ist.  Auch  die  römisch- 
rechtliche  Superficies  ist  kein  durchgreifendes  Hilfsmittel 
gegen  die  dargelegtea  Uebelstände.  Kurze  Mietbzeit  hindert 
auch  hier  den  technisch  ökonomisch  befriedigenden,  besonders  nach 
den  heutigen  Wohnungsbedingungen  der  Grossstädte  erforderlichen 
Hansbau;   lange  Mietbzeit  giebt  dem   Bodenmiether  oder  Super- 
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ficiar  im  Wesentlichen  die  gleiche  ökonomische  nnd  sociale  Stellung 
gegenüber  der  wobnnngsbedttrftigen  Bevölkerung,  wie  sie  der  bis- 
herige Grund-  nnd  Hauseigentbflmer  hat. 

Vgl.  über  Saperficeis  z.  B.  Pnchta,  Pandecten  §.  175,  Institotionen  I[,  §.  244; 
Baron,  Pandecten  §.188;  Degenkolb,  Platzrecht  nnd  Miethe,  1867.  Betrach- 
tungen der  englischen  Bodenmiethe  hie  nnd  da  in  den  beztlglichen  Ansfahmngen 
?on  J.  Fancher,  Wiss  n.  A.  Anch  Aschrott,  in  den  Schriften  des  Vereins  fUr 
Socialpolitik,  Band  XXX,  S.  100  ff.  In  London  ist  der  Boden  meist  im  Eigenthnm 
einiger  reicher  Familien  nnd  Stiffnngen.  die  selten  Land  verkanfen,  sondern  entweder 
selbst  H&nser  banen  nnd  sie  mit  dem  Boden  auf  länger  vermiethen,  oder  nnd  zumeist, 
den  Boden  (gewöhnlich  auf  9^  Jahr)  unbebaut  vermiethen  zum  Behuf  des  Hauäbaus 
gegen  eine  Jahresreote.  Der  Bodenmiether  nnd  Hausbauer  trägt  alle  Lasten  des  Grund- 
besitzes und  für  die  Reparaturen;  bei  Ablauf  der  Miethe  fällt  das  Grundstack  mit  allen 
Bauten  darauf  ohne  Entschädigung  an  den  Eigen thdmer  zurück.  So  fehlt  aber  auch 
jedes  Interesse  an  solidem  Bau  und  an  ordentlicher  Reparatur,  zumal  gegen  Ende  der 
Miethzeit,  wie  Aschrott  näher  ausfuhrt.  Die  farchtbare  hässliche  Nüchternheit  der 
englischen  städtischen  Häuser  (London!)  hängt  damit  auch  wohl  zusammen:  alles 
Puncte,  welche  anch  fttr  die  Gemeineigonthnmsfrage  zu  beachten  sind.  Auf  die 
Einzelheiten  der  practischen  Durchfahrang  der  Pläne  der  Bodeubesitzreformer  kann 
hier  nicht  eingegangen  werden.  Was  FlUrschcim  (Bettungsweg  S.  409  ff.),  die 
Zeitschriften  der  Partei  gelegentlich  vorgeschlagen  nnd  formuiirt  haben,  lässt  viele 
Bedenken  bestehen. 

Allerdings  bietet  ein  öffentliches  Bodenmieth-  oder  Leihsystem 
mit  privatem  Hausbaa  neben  einigen  Bedenken  auch  einige  speci- 
fische  Vortheile,  tbeiis  vor  dem  bestehenden  Boden-PrivateigeDthams- 
sjstem,  theils  vor  dem  weiter  gehenden  Plane,  auch  den  Hausbaa 
UDd  das  Hauseigenthum  dem  öffentlichen  Körper  (Staat,  Gemeinde) 
zu  übertragen. 

In  ersterer  Hinsicht  Hessen  sich  alle  wllnscheus wertheu,  durch  Bauordnungen 
zu  regelnden  Normen  wohl  leichter  fei>tätelleQ  und  durchfahren.  Auch  die  Bedingungen 
betreffs  Zeitdauer,  Preis,  Preisänderung  der  Bodennutzung,  RQck-  oder  Heimfall  des 
Bodens  wQrden,  wenngleich  nicht  ohne  erhebliche  Schwierigkeiten,  doch  einiger- 
maassen  im  beiderseitigen  Interesse,  des  öffentlichen  Bodeoeigenthümers  und  des 
privaten  Bodenmiethers  und  Bauherrn,  sich  bestimmen  lassen,  auch  mit  Cautelen  im 
Interesse  der  locaien  Gemeinschaft  und  der  auf  Wohnungä-  und  Geschäftslocalmiethe 
angewiesenen  Bevölkerung.  Da  ganz  kurze  Bodeoleihtermine  kaum  zulässig  wären, 
wenn  ordentlich  gebaut  werden  soll,  und  eine  kurzperiodische  WeiterUbertragung  der 
Verträge  bei  eingetretener  Erhöhung  von  Rente  und  Werth  an  mehr  bietende  Dritte, 
woran  Bodenbesitzreformer  wohl  denken,  wenn  auch  unter  entsprechender  Entschädigung 
der  Hausbauer,  theils  schwer  durchführbar  ist,  theils  giosse  Unruhe  in  alle  betheiligten 
Kreise  brächte  —  ein  social  misslicher  Punct,  welchen  die  Bodenbesitzreformer  auch 
nicht  genügend  würdigen  —  so  wäre  freilich  doch  ein  längerer  Bodenleih term in 
zu  gewähren.  AV'ährend  demselben  käme  dann  allerdings  die  etwaige  Rentensteigerung 
dem  Hauseigenthümer  wie  bisher  zu  Gute  —  oder  bei  einem,  m.  £.  unhaltbaren 
..dauernden"  Miethrecht  dem  Miether.  —  Aber  immerhin  würde  später  der  Renten- 
zuwachs dem  öflentlichen  BodeneigenthUmer  zufallen  und,  wie  gelegentlich  bei  langen 
Domänenpacbten,  könnte  man  auch  von  vornherein  für  die  späteren  Zeiten  des  Leih- 
termins  eine  Rentenerhöhung  stipuliren.  Wie  bei  einem  allgemeinen  Zeitpachtsystem 
kleinen  und  mittleren  ländlichen  Betriebs  würde  indessen  besondere  Schwierigkeiten 
die  Organisation  des  Yerleihwesens  zahlreicher  Bodeiiparcellcn  machen ,  während  die 
Bodenvermiethuug  an  einzelne  grössere,  kapitalkräftige  Unternehmer,  Baugesellbchaften 
wieder  die  Gefahr  wenigstens  temporärer  factischer  Monopole  der  Bodenmiether 
^teigerte.  Jene  Organisation  der  Bodenleihe  setzte  auch  unvermeidlich  einen  grossen  be- 
hördlichen,  bureaukratischen  Apparat  voraus,  welcher  immer  mit  manchen  Mängeln 
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behaftet  Bein  und  nor  mit  solchen  fungiren  wird,  rom  Mitspielen  nnlnoterer  FJBJft^sf 
ganz  abgesehen.  Etwas  Andres  als  das  Zurückgreifen  auf  das  Concnirenzprindp,  aaf 
VeiBteigerang  und  dgL  znrBegebong  der  Gnindstücke  in  Bodenleihe,  zur  PeslateOniig 
der  Miethpreise  bliebe  kaum  übrig,  gerade  um  wieder  ObjectinOt  za  Terbüigea. 
Aber  dann  siegte  eben  doch  wieder,  wenn  auch  nur  mit  dem  Erfolg,  ein  temporires 
Natzongsrecht  zu  erwerben,  der  wirthschaftlich  Mächtigere.  Auch  die  Begelong  der 
richtigen  Zeitdauer  der  Bodenmiethe,  der  Amortisationssätze  für  den  Bananfwand,  der 
Entschädigungen  f&r  letzteren,  soweit  er  noch  nicht  amortisirt  ist,  bei  Ablaof  des  Boden- 
leihetermins  würde  noch  manche  Schwierigkeit  bereiten,  wenn  sie  sich  auch  überwinden 
Uesse.  Allgemeinere  Normen  dafür,  denen  sich  dann  die  Bodenmiethprcise  anpassen 
würden,  wären  schon  zu  treffen.  Namentlich  in  den  Bestimmungen  über  Entschädigung 
für  den  Bauaufwand  bei  BückfaU  wäre  mit  genügender  Billigkeit  zu  rerfahren,  wenn 
ordentliches  Bauen  nicht  zu  sehr  erschwert  oder  unmöglich  gemacht  oder  die  laufende 
Bodenmiethrente  nicht  zu  sehr  herabgedrückt  werden  solL  Hier  bieten  neuere  Be- 
stimmungen im  Zeitpachtrechte  und  in  den  Zeitpachtverträgen  ron  Landgütern  über 
die  Behandlung  von  fixirten  Meliorationskapitalien ,  z.  B.  bei  Drainirungsanlagen. 
Anhaltspuncte,  wie  dergleichen  einzurichten  wäre. 

Einige  der  verbleibeDden  Mängel  des  hier  besprochenen  Systems 
der  Uebernabme  des  städtischen  Bodens  dnrch  öffentliche  Körper 
und  der  Zeitvermiethung  desselben  an  Private  zum  Hansban  sind 
die  Folge  davon,  dass  eben  hier  im  Uebrigen  das  ganze  privalr 
wirtbschaftliche  System  in  Function  bleibt  Für  die  Miether  von 
Wohnungen  und  Geschäftslocalen,  Läden  u.  s.  w.  würde  sich  daher 
auch  nicht  soviel  ändern.  Sie  hätten  nur  indirect  eventuell  als 
Steuerzahler  den  Vortheil,  dass  auf  die  Dauer  die  Steigerung  ihrer 
Miethzinsen  der  Gemeinschaft,  als  Bodeneigenthümerin,  nicht  dem 
privaten  Hausbesitzer  zu  Gute  käme.  Auf  der  anderen  Seite  ent- 
fielen aber  bei  diesem  System  auch  die  weiteren  grossen  Schwierig- 
keiten, welche  die  Uebernabme  auch  des  ganzen  Häuserbaus  und 
des  Vermiethgescbäfts  bei  Häusern  und  Wohnungen  auf  den  öffent- 
lichen Körper,  dem  der  Boden  selbst  gebort,  allerdings  mit  sieb 
bringen  muss. 

§.  214.  —  B.  Gemeineigenthum  auch  am  Hause« 
Die  strengere  Consequenz  des  Gemeineigenthumsprincips  ftir  städti- 
schen Boden  ist  die  Beseitigung  auch  des  privaten  Haus- 
eigenthums  freilich  gleichwohl.  Auch  ein  privates  ding- 
liches Nutzungsrecht  an  dem  Boden  und  dem  Gebäude,  wie  in  der 
römischen  Superficies,  ist  mit  dem  soclalökonomischen  Prineip  des 
Gemeineigentbums  nicht  recht  vereinbar.  Hans  und  Grundstück, 
auf  dem  es  steht  und  mit  dem  es,  wenigstens  nach  unserer  Bau- 
weise, im  Wesentlichen  eine  ökonomisch -technisch  untrennbare 
Einheit  bildet,  würden  im  Interesse  des  Hansbaus  und  der  Functionen 
des  Hauses  für  die  menschlichen  Lebenszwecke  und  für  das  Wirtb- 
schaften in  Eine  Hand  zu  bringen  sein,  wie  in  der  Regel  in  der 
heutigen  Privateigenthumsordnung,  so  auch  in  einer  Gemeineigen- 
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thnrnsordnuDg;  gerade  wenn  letztere  gewissen  HauptUbeln  des  privaten 
städtischen  Grund-  und  Hauseigenthnms  abhelfen  soll.  Darin  hat 
der  Socialismns  anch  den  Bodendesitzreformem  gegen tlber  wohl 
recht.  Nnr  nimmt  er  die  dann  noch  grösseren  Schwierigkeiten 
der  practischen  und  selbst  der  theoretischen  LOsnng  des  Problems 
wieder  viel  zu  leicht. 

Für  die  Durchführung  einer  solchen  noch  weiter  gehenden 
Maassregel  kämen  wieder  zwei  Eventualitäten  in  Betracht,  einmal 
ungetrenntes  Gemein eigenthum  am  Grundstück  und  Haus,  sei 
es  des  Staats,  sei  es  der  Gemeinde,  oder  eine  Trennung  der 
Rechte  in  der  Weise,  dass  der  Staat  wirklich  das  Eigenthum, 
die  Gemeinde  nur  ein  beständiges,  aber  möglicher  Weise  dem 
Staate  nach  einem  wiederum  wechselnden  Satze  zu  vergeltendes 
N  atzniessungsrecht  am  Boden  hätte  und  auf  ihre  Rechnung 
den  Hausbau,  das  Vermiethen  der  Hänser  betriebe,  daher  Haus- 
eigenthflmer,  Superficiar  des  Bodens  wäre.  Diese  Ein- 
richtung möchte  die  relativ  passendste  sein,  wenn  das  ganze  Ge- 
meineigenthumsprincip  einmal  angenommen  wird.  Beim  Boden 
griffe  dann  also  das  Schema  des  Herrscbaftsverhältnisses:  staat- 
liches Gemeingut,  communale  Gemeinnutzung,  beim 
Hause  communales  Gemeingut,  Privatnutzung  Platz. 

Einfacher  wäre  die  Vereinigung  von  Boden-  nnd  Hauseigenthum  in  Einer  Hand» 
des  Staats  oder  der  Gemeinde.  Aber  für  den  Staat  als  solchen  Eigenthtlmer  erhöben 
sich  dann  in  jedem  grösseren  Gebiete  roUends  kanm  bew&ltigbare  Aufgaben  des  Bau- 
wesens, der  H&nsercontrole  und  Beparaturen,  des  Vermiethnngsgesch&fts,  wie  man  sich 
auch  immer  die  ganze  Sache  durchgeführt  denkt.  Die  Bauverwaltung  jedes  grösseren 
Staats  giebt  einen  Vorgeschmack  dieser  Schwierigkeiten,  die  sich  hier  natürlich  ins 
Unendliche  steigerten.  Daher  verdiente  die  Voreinigung  ron  Boden  und  Haus  in  der 
Hand  der  Gemeinde  den  Vorzug,  die  Aufgabe  localisirte  und  beschränkte  sich  und 
würde  dadurch  jedenfalls  leichter  lösbar. 

Aber  man  hat  in  diesem  Fall  allerdings  wieder  mit  einem  andren  Bedenken 
zu  rechnen.  Die  locale  Grundrente  und  der  locale  Grundstück werth  in  einer  Ge- 
meinde, einer  grossem  Stadt  zumal  hängt  vielfach,  mitunter  entscheidend  ebensowenig 
von  der  individuellen  Leistung  dieser  Gemeinde  und  ihrer  Bevölkerung  ab,  als  von 
deijenigen  des  einzelnen  Grundstückbesitzers,  sondern  von  ganz  allgemeinen  volks- 
wirtbschaftlichen  Verhältnissen  und  namentlich  auch  von  der  Entwicklung  des  ganzen 
Staatslebens  und  diiect  und  indirect  von  Thätigkeiten ,  Leistungen,  Aufwendungen, 
Erfolgen  des  Staats.  So  am  Deutlichsten  in  den  Haoptstädten,  in  Orten  mit  bedeutenden 
Staatsanstalten.  Behörden,  in  besonders  günstig  gelegenen  Städten  u.  s.  w.  Würde 
hier  rein  communales  Grund-  und  Hauseigenthum  an  die  Stelle  des  privaten  treten, 
so  profitirte  zwar  die  Gemeinde  als  solche  von  der  Steigerung  der  Kente  und  des 
Bodenwerths  bei  günstiger  Entwicklung,  Yolksvermehrung  u.  s.  w.  des  betreffenden 
Gemeinwesens,  nicht  mehr  die  privaten  Eigenthümcr,  was  die  Vertreter  des  Gemein- 
eigenthums  ja  erstreben.  Aber  vom  Standpunct  der  staatlichen  Gemeinschaft  aus  wäre 
das  wieder  angreifbar,  da  der  einzelnen  Gemeinde  zufällig  und  mit  auf  Kosten  andrer 
und  der  Gesammtheit  Vortheile  ohne  ihr  Verdienst  zuwüchsen.  Diese  Erwägung 
würde  wohl  dazu  nöthigen,  dem  Staate  wenigstens  an  der  localen  städtischen  Renten- 
und  Grundwerthsteigerong  einen  Antheil  zu  sichern,  vollends  z.  B.  in  den  grossen 
Mittelpuncten    des   staatlichen   und   volkswirthschaftlichen  Lebens,  deren  Entwicklung 
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[ifilt  man.   vahl   mit  Recht,  die  Vereinigone;   loii   Grand-   and  H>iis<:i|ceK 
iu   der  Hand    dea  Slants    fQr   zn  Bchvierigr.    so  blieb«  die  EiniicblBni;  eines  Gel 
eigeuthams  des  Stuts  and  oiaea  buslindigen  snperficiKiischeD  Natzno^reebts  dor 
meindc   mit  Nnnaimag  eines   Ea'if^lu   der  letilerca   fllr  den  Stuii  and   periodll 
Ruriston   des  Betrag   dioscs   Entgelts  nach   der  EnlvicklasK  der  locnlcfl  Grandl 
wähl   daa   Eichtiesle.     Man   siebt  aber   wieder,  velcbe  SpecUiprobleme   um  Pi^ 
jrder  solchen  g^nt  neuen  Hccbtsordnnng.  wie  hier  deijeaipen  des  MidtiBchen  G     _ 
eiKantboms.   ia  sieb  birirt.  mit  denen  «iiic  AaBeinindcnetzan^  iceboten  ist.     Dia  4 
h&Qgcr  des  Gern  einet  genthams.  auch  die  Boden  besilzrerorm^.  geben  Dbei  dergleiif« 
meist  TJel  zu  achaell  biDweg. 

Techaiscb  würde  iwlscbeii  Staat  nnd  Gemeinde  die  Bofeinng  der  Abgabe  ähnlich 
wi«  heute  diejenige  der  Gebladesieuor  zu  erfolgen  baben.  also  nicbt  in  Iicsondm 
svbwlorig  sein.') 

Wird  nun  atich  darcb  die  Consequenz,  anch  Hanscigentbi 
Hausbau,  Vermiethnng  dem  öffentlichen  Körper,  voraussetzungsi 
also  der  Gemeinde,  zn  übertragen,  die  Durchfuhr 
Postulats  der  Keseitigung  dea  städtischen  privaten  Grandeii 
thums  erschwert,  im  Vergleich  mit  anderem  Boden,  so  nines 
anderertieits  anerkannt  werden,  dasa  gerade  die  specifiscb  UkoDO- 
midch-lechniscbe  Beb:iuung  des  städtischen  Wohnungsbodens  mit 
Häusern  n.  s.  w.  dnrcb  und  auf  Rechnung  der  öffentlichen  Ge- 
walt leichter  durcbziifUbren  wäre,  als  die  Bebauung  des  ländlicben 
Bodens,  —  und  zwnr  ans  den  oben  (§.  210)  erwähnten  Gründen: 
weil  die  Ausföbrung  des  modernen  städtischen  Hänserbaus  fflr 
Private,  wie  für  öffentliche  KOrper,  Staal,  Gemeinde  u.  s,  w,  im 
Wesentlichen  ganz  auf  die  gleiche  Weise  erfolgen  würde,  wie  es 
ja  beute  schon  in  den  so  zabireicben  Fällen  von  Jiffcntlicüen  Bauten 
geschieht;  ferner,  weil  ein  fertiges  Haus  verhultniss massig  wenig 
Verwaltungs-,  Bewirlhi-ebaftungsarbeit  macht  und  die  ordentliche 
Besorgung  der  Reparaturen  sich  wohl  cinricbtcn  liesse.  Diese» 
unmittelljare  Prod  uctionsinteresse  der  Volkswirtbecbaft,  das8 
die  Häuser  u.  s.  w.  wirklich  und  zweckmässig  bergeslellt 
würden,  wäre  daher  bei  einer  Abschaffung  des  Privateigentfai 
und  Uebertragung  :iucb  des  Hauselgenthums  usd  Bauweeeas 


')  Boi  dor  uiiifachuu  Ueberla:isung  der  buslebenden  staatlichon  GebfcndiftUI 
an  die  Üitagemclude ,  wie  JcUt  iiacb  der  Sienerrofarm  you  1893  in  Prvaaatia.  bleibt 
ein  giuuc  kbnlichea  B^dDiilidu  besiebon,  wie  du  im  Voranagshendon  anscdeutei«.  tHe 
Sl^gerung  der  SsbUideateucr.  x.  B.  in  Berlin,  die  Folec  doch  wesoollich  mit  der 
Laiitangtn  des  preuisiacbun  Staats  fut  die  OesammtoiitvivliluiiB  Berlins,  katoml  tN( 
einer  SlaalgfebAuduteoer  wenigstens  auch  dem  Staate  mit  m  Otite,  joUt  nicht  \  '^ 
Dnrcb  Einfügung  der  VcrmSgen^tenor  in  das  iireuajiecbe  direut«  Staatwtenen; 
wird  dicseni  Mangul  rwM  in  etwu  »bgubolfen ,  aber  TUlIig  kanm.  Du  u)ie4i 
Bed«nlien  wtrd  hIsu  nicht  gani  bububcn.  Vtcl.  die  Auifahrungeu  in  i  ' 
im  Schanx'Bchei.  rmanwrclii«  VHl.  lUinl  2.  S.  US  (1 .  152. 
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die  Gemeinde  immerhin  wohl  za  befriedigen.  Aber  freilich,  ohne 
einen  neuen  grossen  bnreaakratischen  Behördenapparat  Hesse  sich 
die  Sache  nicht  machen  nnd  ein  solcher  würde  unter  bekannten 
Mängeln y  einerlei  wie  man  sich  Gesellschaft  und  Volkswirthschaft 
organisirt  denkt,  immer  mehr  oder  weniger  leiden  —  auch  ,,im  Social- 
Staate''  oder  in  einem  ganz  demokratisch  eingerichteten  Communal- 
wesen,  ja  hier  yielleicht  erst  recht.  Darin  liegt  wieder  ein  erheb- 
liches Bedenken,  welches  im  Vergleich  mit  dem  System  der  Boden- 
leihe nicht  zu  Gunsten  dieses  weiter  gehenden  zweiten  Systems 
spricht 

Bliebe  im  Uebrigen  aber  das  privatwirthschaftliche  Verkehrs- 
system erhalten,  dessen  Beseitigung  jedenfalls  keine  nothwendige 
Folge  der  Aufhebung  des  privaten  Grundeigenthums  ist  nnd  inso- 
fern auch  bei  dem  hier  erörterten  Gegenstand  nicht  nothwendig  in 
Frage  steht,  so  würde  alsdann  die  Vertheilung  der  Wohnungen 
in  den  im  öffentlichen  Eigenthum  befindlichen  Gebäuden  freilich 
doch  wieder  in  der  Privatrechtsform  der  Vermiethang  auf  Zeit 
nach  den  Grundsätzen  der  privatwirthschaftlichen 
Concnrrenz  stattfinden  müssen.  Auch  dieses  Miethgeschäft  in 
befriedigender,  unparteiischer,  die  beiderseitigen  Interessen  richtig 
nnd  billig  wahrnehmenden  Weise  einzurichten,  wäre  für  eine  Ge- 
meinde und  ihre  Behörden  freilich  wieder  eine  recht  schwierige 
Verwaltungsaufgabe,  abermals  in  weit  höherem  Grade  als  die 
Bodenbesitzreformer  sich  klarzumachen  scheinen. 

Sicher  ist  namentlich  Eines :  eine  Gewähr  des  beständigen 
Innehabens  einer  Wohnung  (eines  Ladens),  gar  zu 
gleichbleibendem  Miethzinse,  liesse  sich  auch  bei  einer 
solchen  Einrichtung  des  städtischen  Grund-  und  Hauseigenthums 
den  Privaten  nicht  geben:  sie  würde  auch  nur  dabin  führen, 
dass  sonst  in  dem  verbleibenden  privatwirthschaftlichen  System 
nunmehr  bloss  die  Miether  statt  der  ehemaligen  Eigenthümer  die 
Vortheile  der  günstigen  Conjnncturen  in  ihrem  Einkommen  direct 
oder  indirect  bezögen  (z.  B.  die  Inhaber  gut  gelegener  Verkanfs- 
locale). 

Dies  wird  in  den  Yorschlägr^n  zar  )^'ohnongsrcform .  welche  den  bisberig^en 
Mietbeni  ein  dauerndes  Mietlirecht  and  die  Sicherheit  verschaffen  wollen,  nicht 
im  Miethzins  gesteigert  zo  werden,  btets  übersehen.  Vgl.  die  verschiedenen  Projecte, 
die  Engel  in  seinem  Eiseuacher  Ueferat  bespricht,  incla^^ire  seines  eigreoen  (..Miether- 
actienKesellftchaft**),  ron  dem  dasselbe  peltcn  würde.  Ein  solches  dauerndes  privates 
Miethrecht  hätte  für  den  Berechtigten  hiri'-irhtlich  des  Gruiidrenteiibezogs  nnd  mtncher 
KOttstieer  Gewinne,  welche  ron  der  ?)iij>ti?en  La?e  dos  (jrnnd'^tncks  abhängen  ii.  B. 
für  den  Absatz  der  Detailgc*rhäfte  und  die  Prei"5«i  d»T  Unr»*'!)  die  nemlichen  Folgen, 
wie    das    private   Ei^enthuin-r''''ht.     O^rade    die-e   Fultr»,*n    bind    vom   Standpunct    der 
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Yertheilong  des  Volkseinkommens  und  in  socialpoUtischer  Hinsicht  anzufechten.  Aach 
in  manchen  socialisiischen  Vorschlägen  zur  Wohnuogsreform,  z.  B.  denen  der  deutschen 
Socialdemokratie  (Engel,  Referat  S.  192),  wird  dies  noch  nicht  erkannt.  Eist  die 
Beseitigung  des  privatirirthschaftlichen  oder  speculatifen  Systems  wurde  hier  Wandel 
schaffen.  Sie  steht  aber  bei  jenen  BeformTorschlägen  nicht  in  Frage  und  ist  das 
Undurchführbare  oder  wenigstens  das,  was  als  durchführbar  auch  ?on  sociaÜstischer 
Seite  nicht  erwiesen  ist  nnd  jedenfalls  noch  fiel  grössere  Schwierigkeiten,  als  die 
blosse  Verstaatlichung  des  Bodous  oder  die  Einrichtung  eines  Gemeineigenthums  daran, 
bieten  wttrde. 

Der  Nutzen  der  Umgestaltung  ist  also  nicht  in  dergleichen, 
sondern  in  der  Beseitigung  der  lästigsten  Ausbeutung  und  Ab- 
hängigl^eit  des  einen  Privaten  vom  anderen ^  in  der  Uebertragung 
der  Gewinne  aus  steigenden  Grund-  und  Hausrenten  vom  mü^sigen 
Privathausherrn  an  die  thätige  Gemeinschaft  (die  Gemeinde,  den 
Staat),  in  der  erreichbaren  grösseren  Regelmässigkeit  des  Gangs 
des  HäuserbauSy  daher  in  der  Abschwäcbung,  ja  selbst  in  der  Be- 
seitigang  von  Baukrisen')  und  in  der  Ausscheidung  eines  der 
schlimmsten  Speculationsgebiete  aus  dem  Wirthscbaftsleben  zu 
suchen:  ein  immerhin  sehr  grosser  Fortschritt  nach  dem  Ziele, 
socialrechtliche  Ordnung  und  Gerechtigkeit  an  die  Stelle  der 
heutigen  rein  privatrechtlichen  Regelung  und  Ungerechtigkeit  nnd 
der  dadurch  bedingten  Misswirthschaft  zu  setzen. 

Zugleich  würde  durch  eine  solche  Gestaltung  die  bedenklichste 
Schwierigkeit  von  allen,  welche  der  Beseitigung  des  privaten 
städtischen  Grund-  und  Hauseigenthums  jetzt  noch  entgegenstehen, 
fortfallen:  die  Nothwendigkeit  der  Regelung  der  Wohnungsverhält- 
nisse und  Mietbpreise  direct,  ausserhalb  des  Concurrenzsystems, 
durch  die  öffentliche  Gewalt.  Eine  solche  förmliche  „obrigkeitliche 
Vertheilung"  der  Wohnungen  würde  eine  viel  tiefer  greifende  Ver- 
änderung der  Rechtsbasis  der  Volkswirthscbaft  voraussetzen,  als 
sie  in  der  Abschaffung  einer  bestimmten  Art  oder  selbst  alles 
privaten  Grundeigenthnms  liegt. 

Freilich,  der  ,,coosequente"  Socialismus  müsste  zu  einer  solchen  Veitheüang 
schreiten:  eine  Aufgabe,  welche  man  nur  hinstellen  muss,  um  sofort  ihre  ungeheure 


^)  Das  ökonomische  Manchesterthum  argumentirt  auch  hier  wie  in  der  Eisen- 
bahnfrage:  Rückschläge  in  der  Rente  u.  s.  w.,  wegen  abnehmender  Benutzung  der 
Bahnen  und  Häuser,  trüge  heute  „glücklicher  Weise*'  das  Privatkapital,  nicht  die 
Staats-  oder  Communalgemeinschaft,  also  nicht  der  Steuers&ckel.  t'mgekehrt  wäre 
es  bei  dem  hier  befürworteten  System :  ein  beliebtes  Argument  der  Gegner  der  Staats- 
bahnen in  den  Conjuncturen  Ende  der  70  er  Jahre  (1879,  £.  Richter).  M.  £.  ist 
dieser  Extraverlust  der  Privateigenthümer  so  bedenklich,  wie  der  sonstige  Eztragewinn. 
Auch  ein  städtisches  Gemeinwesen  kann  freilich  einmal  leiden,  wenn  eine  andauernde 
Stockung  des  Verkehrs  die  Bevölkerung  verringert  n.  s.  w.  Aber  auch  hier  wird  der 
Rückschlag  stets  geringer  und  seltener  sein,  denn  meist  geht  er  von  der  Ueberspecalation 
im  Hausbau  aus,  welche  ja  hier  fortßcle. 
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Schwierigkeit  nnd  Peinlichkeit  fUr  Leitende  wie  Wohnnngsbedttrftige  zn  verstehen. 
Wie  man  sie  sich  auch  formell  lOsbar  denkt,  autoritativ  durch  die  ^Social- 
behörden'',  in  Widerspruch  mit  dem  sonst  festgehaltenen  demokratischen  Charakter 
des  socialistischen  Gesellschafts-  und  Wirthschaftssystems,  nach  gewissen  Normen  der 
Beihenfolge  und  des  periodischen  Wohnungswechsels,  etwa  auch  nach  dem  —  Loose 
u.  s.  w.,  man  kommt  in  allen  solchen  Fällen  zu  unglaublichen  Consequenzen ,  über 
welche  sich  die  Sociaiisten  denn  auch  am  Liebsten  —  ausschweigen.  Vgl.  die  in 
diesen  und  verwandten  Puncten  ganz  zutreffenden  Ausführungen  von  Eugen  Richter, 
socialdemokratische  Zukunftsbilder,  Berlin  1891,  und  Gregorovius,  der  Himmel  auf 
Erden,  Leipzig  1S91. 

VI.  — §.215  [360].  Principielle  Bedeutung  der  vor- 
ausgehendeu  UntersuchuDg.  Die  hier  erfolgte  specielle 
ErörteruDg  über  das  private  städtische  Grund-  und  Hauseigenthum 
hat  zugleich  den  Zweck  verfolgt,  einmal  genauer  im  Einzelnen  dip 
innere  Begründung  der  Angriffe  auf  die  Grnndeigentbumsinstitution 
in  einem  wichtigen  Falle  zu  zeigen,  in  welchem  diese  Angriffe  als 
vielfach  richtig  anerkannt  werden  müssen.  Ferner  hat  sie  den 
Nachweis  liefern  sollen,  wie  in  einem  solchen  Falle  die  Ausführ- 
barkeit der  Forderung  einer  grundsätzlichen  Beseitigung  des  Privat- 
eigenthums  doch  nicht  so  ohne  Weiteres  von  der  Hand  zu  weisen 
ist,  wie  dies  meistens  zu  geschehen  pflegt;  wie  aber  ferner  auch 
die  Durchführung  einer  solchen  Maassregel  wirklich  erbebliche  öko- 
nomische und  sociale  Uebelstände  abstellen,  anderseits  jedoch  die 
heutige  Volkswirthschaft  gar  nicht  so  radical  umgestalten  würde, 
als  die  Einen,  die  Socialisten,  hoffen  und  rühmen,  die  Anderen, 
die  privatwirthschaftlichen  Nationalökonomen,  befürchten  und  des- 
wegen ablehnen ;  dass  aber  endlich  die  Schwierigkeiten  der  Durch- 
fOhrnng  jedweder  wie  immer  eingerichteten  Gemeineigenthumsordnung 
erheblich  grösser  sind,  als  die  Vertreter  dieser  Forderung,  insbe- 
sondere nicht  bloss  die  Socialisten,  sondern  auch  die  Bodenbesitz- 
reformer, sich  klar  machen  oder  doch  zugestehen  und  dass  wegen 
der  immanenten  Consequenzen  jedes  solchen  Rechtsprincips,  wie 
desjenigen  eines  Gemeineigenthums  am  städtischen  Boden,  immer 
wieder  weitere  Probleme  und  damit  manche  neue  Schwierigkeiten 
nnd  Bedenken  auftaueben,  welche  nicht  sofort  von  vornherein  erkannt 
werden,  geschweige  nach  einer  einfachen  Formel  zu  lösen  sind. 

Gleichwohl  wird  man  es  rechtfertigen  dürfen,  in  dem  im 
folgenden  §.  216  zusammengefassten  Ergebniss  der  Untersuchung 
die  Frage  vom  Gemeineigenthum  am  städtischen  Boden  als  eine 
immerbin  schon  jetzt  ernstlich  discutable  und  wenigstens  nicht 
ohne  Weiteres  zu  verneinende  zu  bezeichnen.  Die  objective 
Wissenschaft  hat  die  Aufgabe,  die  Probleme  ihres  Gebiets  ohne 
Voreingenommenheit  zu  zergliedern  und  danach  sine  ira  et  studio 
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zvL  urtheilen,  unbekümmert  darum,  ob  dadurch  diese  oder  jene 
Parteiansieht  unterstützt  oder  verworfen  wird.  Die  im  Obigen 
erfolgte  Untersuchung  der  ökonomisch  •  technischen  Stellung  und 
Function  des  städtischen  Grund-  und  Hauseigenthnms  ist  deshalb 
auch  in  principieller  Hinsieht  für  die  ätellungnahme  selbst  za 
80  weit  gehenden  Forderungen  einer  veränderten  Rechtsbasis  der 
Voikswirthschaft  und  in  methodologischer  Hinsicht  für  die 
Behandlung  solcher  Probleme  in  der  wissen$:cbaftlichen  Na*tional- 
ökonomie  von  allgemeinerer  Bedeutung. 

VII.  —  §.  216  [361].  Das  Ergebniss  der  Untersuchung 
des  privaten  städtischen  Grund-  und  Hauseigenthnms  lässt  sich 
kurz  dahin  zusammenfassen:  dasselbe  ist  besten  Falles  ein  mangel- 
haftes Mittel,  um  für  die  Bevölkerung  die  Befriedigung  eines  der 
ersten  materiellen  Bedürfnisse  sicher  zu  stellen.  Das  um  so  mehr, 
je  mehr  die  Entwicklung  des  Grossstädte -Wesens  vorwärtsgeht. 
Vom  socialpolitischen  und  vom  Vertheilungsinteresse  aus 
betrachtet  wäre  daher  die  Beseitigung  dieses  Eigenthums  eher  er- 
wünscht als  unerwünscht.  Das  Ziel  müsste  dann  sein,  die  Ueber- 
einstimmung  auch  des  volkswirthschaftlichen  Productionsinteresses 
mit  dieser  Beseitigung  immer  vollständiger  herbeizuführen.  Die 
allmälige  Annäherung  an  dieses  Ziel  ist  nach  dem  Dargelegten 
zwar  mit  erheblichen,  aber  doch  nicht  mit  so  unüberwindlichen 
Schwierigkeiten  verbunden,  als  es  scheinen  könnte.  Namentlich 
wird  man  schon  jetzt  nicht  mehr  sagen  können,  der  gegenwärtige 
Recbtszustand  des  privaten  städtischen ,  zumal  grossstädtischen 
Grund-  und  Gebäudeeigenthums  verdiene  nach  allen  seinen  dar- 
gelegten nachtheiligen  Folgen  durchaus  den  Vorzug  vor  jedwedem 
Gemeineigenthumssystem.  ^) 

Diese  Sätze  lassen  sich  schon  heute  wissenschaftlich  Wort  fUr 
Wort  begründen.  Mehr  aber  kann  vorläufig  auch  noch  nicht  gesagt 
werden.  Die  praktische  Verwirklichung  der  Maassregel, 
vollends  in  allgemeinerer  Ausdehnung,  ist  sicherlich  für  irgend  ab- 
sehbare Zeit  noch  nicht  zu  erwarten:  aber,  was  eben  für  die  wissen- 
schaftliche Auffassung  das  Wichtige  ist,  nicht,  weil  diese  Verwirk- 
lichung durchaus  unerwünscht,  auch  nicht,  weil  sie  unmöglich  nnd 


')  Letzterer  Satz  aus  meiDem  Artikel  Grundbesitz  im  Handwörterbuch  derSuAts- 
wissenschaften  IV,  1 25,  wo  er  aber  durch  einen  störenden  Drackfehler  in  sein  Ge^n- 
theil  verkehrt  ist  (es  muss  daselbst  heissen,  dass  „man  nicht  [w&hrend  dafür  ,.aach'* 
dort  steht]  ohne  Weiteres  behaupten  dürfe,  der  gegenwärtige  Rechtszustand  ferdiene 
den  Vorzog  vor  Gemeincigenthum). 
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nicht  einmal  in  erster  Linie,  weil  sie  so  ausserordentlich  schwierig 
nod  bedenklich  wäre,  sondern  weil  die-  Forderung  fast  noch  keine 
Unterstützung  in  der  öffentlichen  Meinung  findet.  M.  a.  W.  nicht 
unbedingt  am  K()nnen,  sondern  mehr  doch  nur  am  Wollen  fehlt 
es.  Hieraas  ergiebt  sich  auch  die  Aufgabe  der  Wissenschaft,  in 
dieser  wie  in  anderen  ähnlichen  volkswirthschaftlichen  und  socialen 
Fragen,  welche  yomemlich  Fragen  des  socialökonomischen  Rechts, 
des  wirthschaftlichen  Verkehrsrecbts  sind:  Aufdeckung  des  Causal- 
nexns  zwischen  Becht  und  Wirthschaft  durch  Beobachtung,  Beur- 
theilung  der  Einwirkung  des  bestehenden  Rechts  auf  die  Volks- 
wirthschaft  vom  Standpuncte  der  Gerechtigkeit  und  Zweckmässigkeit 
aus  nnd  danach  Aufstellung  begründeter  Reformvorschläge. 

VIII.  —  §.  217  [362].  Reform  des  privaten  städtischen 
Grund-  und  Hauseigenthumsrechts. 

Hierüber  hier  nar  einige  Andeutangen,  als  Conseqoenzen  aas  dem  Yorausgeheaden, 
nähere  Aobfahmnicen  und  Beg^randuof?  müssen  ao  dieser  Stelle  unterbleiben.  Siehe 
im  Allgemeinen  die  Litteratur  über  die  Wohnangsfra^ce  (oben  S.  472).  die  Eisenacher 
Yerhandlongen  1872.  besonders  EngeTs  Referat,  die  genannten  Schriften  des  Vereins 
far  Socialpolitik  nnd  die  Verhandlangen  desselben,  besonders  anch  Miqnel's  Ein- 
leitung^ zu  den  Berichten  nnd  Referat,  Eberstadt  a.  a.  0..  Schneider's  genannte 
Schrift  Wohnnngsmiethrecht  und  seine  sociale  Beform;  über  die  neuere  englische 
Gesetzgebung  und  [die  dortigen  Verhältnisse  Aschrott  a.  a.  0.  Manches,  was  ich 
im  Be^nn  der  70 er  Jahre  hier  vertrat,  ist  allmälig  von  andren  Seiten  auch  an- 
genommen worden,  während  ich  zuerst  darin  ziemlich  allein  stand.  Miquol  namentlich, 
auch  ein  eminenter  practischer  Kenner  der  Verhältnisse,  verlangt  nicht  Weniges,  was 
zumal  bei  Liberalen  frtther  starken  Widerstand  fand.  Auch  die  Fra^e  der  Besteuerung 
der  Baustellen,  der  Gewinne  aus  Grundspeculationen  ist  in  Fiuss  gekommen  nnd  in 
der  neuen  prenssischen  Gesetzgebung  über  Einkommensteuer  und  Communalbesteuerung 
in  gewissem  Umfang  bejaht  worden.  Auch  die  Bestrebungen  von  A  dick  es  (jetzt 
Bürgermeister  in  Frankfurt  a.  M..  Miqners  dortiger  Nachfolger)  für  rationulle  Stadt- 
erweiteriing  (siehe  seinen  Aufsatz  Umlcgnng  und  Zonenenteignung  als  Mittel  zu 
solcher  Erweiterung,  im  Braun 'sehen  Archiv  VI,  1893,  S.  429  if.)  und  der  von  ihm 
henührende  Gesetzentwurf,  den  freilich  das  preussische  Abgeordnetenhaus  noch  zur 
Zeit  abgelehnt  hat,  hängen  mit  der  Frage  der  Reform  des  städtischen  Grundeigen- 
tbamsrecbts  zusammen.  Im  Ganzen  freilich  werden  in  den  bisherigen  Reformplänen 
mehr  nur  sanitäre  und  gewisse  sociale  Interessen  der  unteren  Classen  verfolgt, 
während  man  der  Frage,  ökonomische  Ausbeutung  überhaupt  zu  verhüten,  noch 
kaum  nahe  tritt 

Die  unmittelbar  praktische  Seite  der  städtischen  Grund- 
eigen  thnmsfrage  ist  der  Zusammenhang  derselben  mit  derWohnungs- 
fragCy  d.  h.  mit  der  Frage  der  qualitativen  und  quantitativen  Be- 
friedigung des  Wohnungsbedörfnisses  der  Bevölkerung  und  der 
Kosten  dafür.  Die  vorausgehende  Untersuchung  berechtigt  zu  dem 
Schlass,  dass  die  Institution  des  privaten  Grundeigenthums  fllr  die 
Befriedigung  dieses  Bedürfnisses  überhaupt  und  besonders  nach 
dem  Kostenpuncte  mangelhaft  fungirt.  Daraus  ergiebt  sich,  wie 
gesagt^   schon,   dass   alle  Abhilfmittel   auch   gegenüber  der  sogen. 
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Wohnnngsnoth y  welche  nicht  in  erster  Linie  an  eine  tiefere 
Aendernng  des  Grandeigenthnmsrechts  anknüpfen,  nur 
Palliative  sind.  Die  dargelegte  mangelhafte  Function  des 
städtischen  Grnndeigenthnms  auf  diesem  Gebiete  des  Yolkswirth- 
schaftlichen  Prodnctionsinteresses,  die  vielfach  direct  schädliche 
Function  desselben  im  Gebiete  der  volkswirthschaftlichen  Ein- 
kommenvertheilung  und  der  socialen,  dnrch  diese  Vertheilnng  be- 
dingten Machtverhältnisse  berechtigt  daher  auch  schon  für  die 
Gegenwart  zu  der  Forderung,  dass  mindestens  eine  tiefgreifende 
Reform  auch  des  verbleibenden  privaten  städtischen  Grund- 
und  Hauseigenthuros  rechts  stattfinde. 

In  den  meisten  Vorschlägen  zur  Wohnnngsreform  und  in  der  Litterator  über 
die  Wohnungsfrage  wird  dies  verkannt  oder  zn  gering  angeschlagen,  so  auch  ron 
Engel  in  seinem  Referat,  S.  199  ff.  Anders  schon  früher  besonders  Ratkowski 
a.  a.  0.,  z.  Th.  auch  Sax,  selbst  J.  Fan  eher,  Wiss,  die  namentlich  Stener- 
reformen,  z.  B.  in  Betreff  der  Baustellen,  gleichfalls  schon  7or  20  Jahren  verlangten. 
Vgl.  auch  meine  Ausführungen  in  den  Eisenacher  Verhandlungen  von  1872.  S.  240  ff. 

Eine  gründlichere  Reform  muss  sich  einmal  auf  den  Inhalt 
dieses  Rechts  als  eines  Privatrechts  beziehen:  das  Eigenthum  darf 
hier  zumal  nicht  absolut  formulirt  werden.  Namentlich  ist  die 
Vertragsfreiheit  in  Bezug  auf  das  Miethverhältniss  zu  beschränken, 
d.  h.  die  Willktihr  der  Parteien  darf  ftlr  den  Inhalt  der  Verträge 
nicht  in  dem  vireiten  Umfange  wie  bisher  entscheiden,  weil  die 
Gleichheit  der  Gontrahenten  und  daher  die  Freiheit  wenigstens  des 
einen  von  ihnen  vollends  hier  eine  Fiction  ist,  welche  mit  der 
ökonomischen  Stellung  und  Function  des  städtischen  Grund-  und 
Hauseigenthums  in  Widerspruch  steht.  Ferner  ist  das  Steuerrecht 
in  Bezug  auf  städtische  Grundstücke  und  Häuser  nach  dem  rich- 
tigen socialökonomischen  Gesichtspunct  zu  gestalten,  dass  dem 
Eigenthümer  ökonomisch  von  ihm  nicht  verdiente  Conjnnctoren- 
gewinne  möglichst  zu  Gunsten  der  Gemeinschaft  (Staat  und  Ge- 
meinde), welche  direct  und  indirect  die  steigende  Rente  und  den 
Gonjuncturenwerth  des  Grundstücks  und  Hauses  schufen,  entzogen 
werden;  vor  Allem  bei  blossen  Baustellen.  Auch  ist  mindestens 
vermittelst  der  Bestenerung  die  Behandlung  der  städtischen  Immo- 
bilien als  Waare  und  blosser  Speculationsgegenstand,  im  Interesse 
der  Bevölkerung,  zu  erschweren  ^),  wenn  andere  Mjttel,  wie  Verbot 


*)  Es  muss  auch  hier  genügen,  diese  Postulate  der  Socialpolitik  und  National- 
ökonomie an  das  Besten ernngswesen  aufzustellen;  die  steuertechnische  Durch- 
führung, welche  nicht  die  oft  behaupteten  unlösbaren  Schvierigkeiten  bietet,  ist 
in  der  Finanzwissenschaft  näher  zu  untersuchen.  Siehe  Eisenacher  VerhandluDj^eo 
S.  241,  besonders  auch  Grundlegung  I,  §.  166,  S.  38S,  die  Erörterungen  in  meiner 
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derartiger  Geschäfte,  Dicht  za  erzielen  oder  sieht  wirksam  zu  machen 
sein  sollten. 

Wesentlich  im  sanitären  und  im  Interesse  besserer  Qualität  der 
Häuser  und  Wohnungen,  wobei  auch  ethische  Momente  mitspielen, 
nicht  minder  aber,  um  die  Grundstüeksspeculation ,  den  „Boden- 
wncher^'  und  die  übertriebene  Emporschraubung  der  Grundstücks-, 
der  Baustellenpreise  zu  beschränken,  sind  rationelle  Strassen- 
anläge-  und  Bauordnungen  geboten.  Sie,  insbesondere  die 
letzteren,  enthalten  freilich  implicite  einen  scharfen  Eingriff  in  das 
„freie  Privateigenthumsrecht",  aber  nicht  nur  einen  principiell  durch 
das  Gemeinschaftsinteresse  begründeten,  sondern  auch  in  allen 
Culturländem  einen  altbistorischen,  in  anerkannter  Rechtswirksam- 
keit bestehenden. 

Von  jeher  haben,  wie  schon  in  den  Dörfern,  so  ToUends  in  den  Städten,  die 
Verhältnisse  der  räumlichen  l^&he,  die  daraus  hervorgehenden  Lebensbedingungen 
gewisse  „Ortliche  GemeinbedUrfnisse'*  (I,  §.  328)  herrorgomfen  und  Einrichtungen 
Feranlasst,  welche  ohne  eine  Einschränkung  des  PriTateigenthumsrechts  an  städtischen 
Grundstücken  und  Häusern,  wie  auch  mehrfach  ohne  die  Auferlegung  von  Pflichten 
zu  einem  Thun  (wie  Unterlassen),  für  den  PritrateigenthQmer  als  solchen,  gar  nicht 
durchführbar  waren.  Im  dörflichen,  wie  vollends  im  städtischen  Verwaltnngsrecht, 
theilweise  aber  selbst  im  Privatrecht  bezüglich  der  Grundstücke  und  Häuser,  finden 
sich  daher  überall  seit  Alters  derartige  Bestimmungen,  welche  die  Verfügungsgewalt 
des  Eigenthümers  einschränken  und  ihm  Pflichten  auflegen,  alles  Puncto,  welche  dann 
wieder  auf  Rente  und  Werth  der  Grundstücke  und  Häuser  einen  gewissen  Einfluss  in 
der  Richtung  der  Ermässigung  ausüben.  Das  ganze  grosse  Gebiet  der  Ortlichen 
Polizeiverordnungen  (Bau-,  Feuer-,  Wasser-,  Sanitäts-,  Reinlichkeits-,  strassenpolizeiliche 
u.  a.  m.  Bestimmungen)  gehört  hierher.  Gerade  hierin  zeigt  sich,  dass  das  „absolute'' 
Privateigenthum  niemals  bestanden  hat.  Das  örtliche,  städtische  Grund-  und  Haus- 
eigenthumsrecht  ist  immer  durch  Rücksichten  des  gesellschaftlichen  Zusammenlebens, 
der  daraus  entspringenden  Interessen  und  Bedürfnisse  ein  wesentlich  beschränktes 
gewesen  und  es  im  Laufe  der  Entwicklung  von  Dorf  zu  Stadt,  Kleinstadt  zu  Gross- 
stadt immer  mehr  geworden. 

Gerade  moderne  Verhältnisse  führen  nothwendig  in  dieser  Entwicklung  noch 
ein  gutes  Stück  weiter.  Die  immer  grössere  und  (freilich  Dank  mit  unseren  städtischen 
Grundeigenthumsverhältnissen !)  engere  locale  Zosammenhäufung  der  Menschen  und 
ihrer  Berufsstätten,  Gewerbebetriebe,  die  daraus  hervorgehenden  Gefahren  und  Uebel- 
stände,  welche  durch  die  Art  der  modernen  Produccionstechnik  vielfach  noch  ge- 
steigert werden,  macht  Strassen-  und  baupolizeiliche  und  dergleichen  Einschränkungen 
und  Pflichtenauferlegungen  fUr  den  Privateigenthümer  hinsichtlich  seines  Grundstücks 
und  Hauses  immer  nothwendiger.  Die  fortschreitende  naturwissenschaftliche  Erkenntniss 
der  Bedingungen  gesunden  Lebens,  der  Einflüsse  von  Luft,  Boden,  Wasser,  Licht 
0.  8.  w.  auf  Gesundheit  und  Verbreitung  von  Krankheiten  oder  Krankheitskeimeu, 
aber  auch  die  bessere  Erkenntniss  der  prophylactischen  Mittel,  der  präventiven  und 
repressiven  zweckmässigen  Thätigkeiten  ermöglicht  immer  mehr  ein  rationelles  Vor- 
gehen mit  Verboten  und  Geboten,  Maassnahmen  aller  Art,  welche  vielfach  unmittelbar 
an  Strasse,  Grundstück,  Haus  anknüpfen.  Alles  das  hat  bereits  und  wird  immer  mehr 
im  gebieterischen  Gesammtinteresse  zu  einer  wesentlichen  Beschränkung  des  städtiächeu 
privaten  Grund-  und  Hausei  gen  thums  und  zur  Auflegung  von  Pflichten  zu  Thun 
und  Lassen  für  dasselbe,  bezw.  für  seinen  Besitzer  führen. 


(}ommunalsteuerfrage  S.  40  und  jetzt  namentlich  die  eingehende  Behandlang  der 
Frage  der  Besteuerung  der  Conjuncturengewinne  in  meiner  Finanzwissenschaft  II, 
2.  Auflage  §.  232,  236  fi. 
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Mit  am  Wichtigsten,  in  sanitärer  nnd  sonstiger,  insbesondere 
anch  in  ökonomischer  Hinsiebt,  znr  Beschränkung  von  Grnndstttck- 
speculation  und  Preistreiberei,  sind  Strassen-  nnd  baupolizeiliche 
Vorschriften  hinsichtlich  der  Mindestbreite  der  Strassen,  der  Maximal- 
höhe der  Häuser,  der  Maximalzahl  der  Stockwerke,  der  Minimal- 
höhe der  Wohnräume,  des  Ausschlusses  von  Keller-  nnd  Dach- 
wohnungen, der  Maximalquote  der  mit  Gebäuden  zu  besetzenden 
Grundstuckfläche,  der  Minimalgrösse  der  Höfe^  Treppenhäuser  und 
Flure,  auch  hinsichtlich  des  Mindestmaasses  und  der  Mindestqnalität 
und  Anzahl  von  Dienstbotengelassen,  von  Aborten,  bezüglich  der 
gesammten  BeschaJOTenheit  der  für  menschliches  regelmässiges  Wohnen 
überhaupt  dienenden  Bäume  nnd  derartige  Bestimmungen  mehr. 
Besonders  die  Beschränkung  der  bebanbaren  Grundstückfläche,  der 
Häuserhöhe,  Stoekwerkzahl  und  das  Erforderniss  einer  bestimmten 
minimalen  Zimmerhöhe  hat  neben  den  socialen,  ethischen,  sanitären 
guten  Folgen  auch  einen  gdnstigen  Einflnss  auf  Mässigerhalten 
der  Grundstttckpreise.  Denn  nur  durch  maassloses  Ausnutzen  des 
Grundstücks  für  Wohnungszwecke  (enge  Höfe,  „Lichthöfe",  Incns 
a  non  lucendo!)  sind  überhaupt  solche  ungeheuren  Grundstückpreise, 
wie  in  den  Mittelpnncten  nicht  nur,  sondern  auch  selbst  an  der 
Peripherie  unserer  Grossstädte  möglich  geworden. 

Daher  denn  freilich  auch  die  lebhafte  egoistische  Opposition  der  Grundstück- 
bpcculanten  und  Hausbesitzer  und  der  deren  Interessen  und  die  falsche  absolute 
Auffassung:  des  Privateig:euthams  vertretenden  Presse  gegen  derartige,  zumal  neue  und 
schärfere  bau-  und  strassenpolizeiliche  Beschränkungen,  wie  sie  z.  B.  jedesmal  iu 
Berlin.  )\\i\K^t  in  den  Berliner  Vororten  des  Kreises  Teltow  sich  zeigten  ^siehe  schou 
oben  S.  4b6).  Durch  einschneidendere,  rechtzeitig  erlassene  Bauordnungen  bitte  das 
moderne  Berlin  eine  ganz  andre  Stadt  werden  können,  während  jetzt  die  4 — 6  stöcligea 
Häuser  mit  engsten  Höfen  ohne  Licht  und  Luft  schon  beinahe  auf  freiem  Felde 
beginnen  und  der  Bodcnwenh  da  schon  eine  Höhe  erreicht,  wie  iu  Mittelstädtea 
nicht  in  den  besten  Lagen.  Hier  liegt  ein  grosses  Maass  von  Unterlasaungssündeü 
der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  vor,  —  mit  eine  Folge  einer  falschen  Privateigen- 
thumstheorie I  Hinterher  lässt  sich  schwer  viel  verbessern,  vollends  wenn  jede  baa- 
polizeihche  neue  Beschränkung  als  Eingriff  in  „wohlerworbene  Privatrechtc"  für  un- 
zulässig oder  nur  bei  Gewährung  von  Entschädigung  fdr  zulässig  gilt  Vgl.  die 
Bauordnunic  für  Berlin  vom  15.  Januar  lSb7.  Für  bereits  bebaute  GnindstQcke  ist 
auch  im  Fall  der  Wiederbebauuug  die  frühere  Quote  der  Bebaubarkcit  der  Grundfläcle 
von  ^/^  geblieben,  die  neue  Quote  von  '/g  gilt  nur  für  bisher  nicht  bebaute  Grundstücke. 

Auf  dem  Wege  derartiger  haapolizeilicher  Ordnungen  wird 
den  Auswüchsen  des  privaten  städtischen  Grund-  nnd  liaaseigen- 
thnnis  noch  mit  am  Wirksamsten  entgegengearbeitet  werden,  niebr 
als  durch  das  Hilfsmittel  der  Entwicklung  wohlfeiler  und  guter 
interner  und  externer  städtischer  Communications-  und  Transport- 
mittel. Denn  letztere  führen  höchtens  zu  einem  Druck  auf  Rente 
und   Grundstückwerth    in   den   inneren   Stadttheilcn,    aber   um  so 
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mehr   zu   einer  bald  aach  ausserordentlichen  Steigerung  beider  in 
der  Peripherie,  in  den  Vorstädten,  Vororten  und  darüber  hinaus. 

Weiter  ist  das  Expropriationsrecht  städtischen  Baustellen 
gegenüber  und  in  allen  Fällen,  wo  es  sich  um  wesentliche  allge- 
meine städtische  Interessen,  nicht  nur  des  Strassenwesens,  sondern 
z.  B.  aach  um  sanitäre  und  ähnliche  Interessen,  um  allgemeine  Ver- 
besserung der  Wohnungen  der  unteren  Glassen  handelt,  grundsätz- 
lich in  weitem  Umfange  auszudehnen  und  leichter  anwendbar  zu 
machen.^)  Endlich  mUi^8  der  Immobiliarbesitz  des  Staats  und 
der  Gemeinde  erhalten  und  in  geeigneten  Fällen  erweitert  werden: 
und  zwar  auch  für  die  Einrichtung  von  Beamtenwohnungen,  welche 
nicht  selten  passend  ist^),  selbst  von  Privatwobnnngen  zum  Ver- 
miethen  an  die  unteren  Glassen,  schon  um  der  Privatspeculation 
Concurrenz  zu  machen  ^),  ferner  für  die  Einrichtung  von  öffentlichen 
Plätzen,  Parks,  Gärten  zur  Erholung,  zum  Spielen  der  Kinder,  zum 
Geniessen  frischer  Luft  u.  s.  w.,  in  welcher  Hinsicht  in  den  letzten 
Jahrzehnten  auch  bei  uns,  wie  in  England,  immerhin  manches  Er- 
fi'euliche  geschehen  ist.  ^)  Alle  solche  Maassregein  charakterisiren 
sich  volkswirthschaftlich  betrachtet  als  Etappen  auf  dem  Wege 
vom  privatwirthschaftlichen  ins  gemeinwirthschaftliche  System  und 
grundeigenthumsrechtlich  betrachtet  als  ebensolche  Etappen  vom 
privaten  zum  öffentlichen  Gemeineigentlium  am  Boden.  ^) 

^)  Wie  neuerdings  selbst  in  England  zunächst  in  Bezug  auf  dio  Erfüllung 
nothwendiger  sanitärer  Reformen  im  Wohnungswesen  der  unteren  Cias^en  gesetzlich 
anerkannt  wird.  Ygl.  das  englische  Gesetz  zur  Beförderung  und  Verbesserung  der 
Wohnungen  der  arbeitenden  Clasaen  in  groascn  Städten  ?om  29.  Januar  1875  (38  und 
39  Vict  cap.  29.)  (Siehe  Auszug  in  der  „Concoidia"'  1876,  Nr,  21.)  Aschrott, 
über  die  Arbeiterwohuungsfragc  in  England  und  die  weaentlich  darauf  bezüglichen 
GeseUc,  Schriften  des  Vereins  für  Soclalpolitik,  XXX,  93  ü.,  109  ff.,  141.  Euergiäch 
vertritt  das  Priucip  der  Zwangticnteignung  in  städtischen  Grundeigonthumsverhälinisseu 
auch  Ihering,  Zweck  im  Hecht  I,  512  ff.  und  passim.  Die  Faucher 'sehe  Idee 
einer  „Häuserbaufieiheif*  nach  Analogie  der  „Bergbaufreiheit''  zu  Gunsten  baulustiger 
dritter  Privaten  gei;enübcr  dem  Privateigenthümer  (siehe  oben  Vorbemerkungen  S.  472 
und  Eibenacher  Verhandlungen  S.  242)  hat  auch  das  Bedenken,  dass  am  munu- 
puliätischen  Character  des  Hauseigenthums  nichts  geändert  würde.  S.  unten  Kapitel  3. 
bcaouders  §.  238  ff. 

*)  Vgl.  darüber  Engel  a.  a.  0.  S.  209  fi"..  auch,  im  Priucip  beistimmend. 
Boscher  im  „Neuen  Bcich'\ *Kr.  44,  Jahrgiuig  1872.  Jetzt  in  der  3.  Auflage  seiner 
Andichten  I,  363. 

^)  Siehe  Engel  ebenda  S.  215  ff.,  219  (Ausfahrung  in  Halle). 

*)  Siehe  darüber  Arminius,  Theil  2,  S.  1.15  ff.  Es  ist  bemcrkenswerth,  dass 
in  unserer  Zeit  hier  dio  „ädilicische**  Thätitfkeit,  welche  nach  einem  Ausdrucke 
Bluntschli's  der  alte  eudämonibti&che  Chr.  Wolff  schon  Mitte  vorigen  Jahrhunderts 
in  den  S:ädten  forderte«  praktisch  durchgeführt  wird. 

*)  Die  glcichialla  ern&tiich  zu  erwägende  Frage,  ob  und  wieweit  den  privaten 
Arbeithherren  eine  rechtliche  Verpflichtung  zur  Beschaffung  von  Wohnungen  für  ihre 
Arbeiter  aufzuerlegen  sei  (siehe  Engel  a.  a.  0.  S.  221,  meine  Ausführungen  ebenda 
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4.  Abschnitt 
Andere  Kategorieen  des  privaten  &rnndelgenthums. 

Bergwerks-,  Wald-  und  Wegeboden. 

§.218  [S.  772].  Vorbemerkung:.  Allseitig  kann  die  allgemeine  and  phnci- 
pielle  Frage  des  Privateigcntliums  an  diesen  drei  Kategorieen  des  Grund  und  Bodens 
und  des  von  Gewässern  eingenommenen  Bodens,  auf  den  wir  im  Folgenden  überhaupt 
nicht  weiter  als  mit  einer  kurzen  Bemerkung  in  §.  224  mit  eingeben,  erst  in  deo 
practischen  Thoilen  des  Systems  der  politischen  Oekonomie  erörtert  und  zum  Abschloss 
gebracht  werden.  Hier  in  der  Grundlegung  genügt  und  gehört  dahin  auch  nur  eine 
generelle  Betrachtung.  Für  die  Entscheidung  der  Frage  im  concreten  Falle  sind  die 
concreten  Landes-  und  Zeitvorhältnisse  noch  mehr  als  bei  dem  ländlichen  und  städtischen 
privaten  Grund  eigen  thum  massgebend.  Denn  sie  bestimmen  hier  mehr  die  Yorzflge 
und  Nachthoile  des  privaten  und  des  Oti'entlichen  (zwangsgemeinwirtbscbafdichen'* 
Eigenthums  und  der  privaten  oder  der  öffentlichen  Bewirthschaftnng,  als  dies  bei 
ländlichem  und  städtischem  Eigenthum  der  Fall  ist  Ueber  die  Eigenart  dieser  Boden- 
kategorieen  siehe  oben  S.  449  ff. 

Speciell  verweise  ich  auf  die  bezüglichen  Erörterungen  in  meiner  Finanz- 
wissenschaft und  zwar  besonders  in  der  2.  und  3.  Auflage  (in  der  1.  Auflage, 
die  sich  noch  mehr  an  Rau  anschloss,  herrschte  der  ältere  Standpunct  der  Abneiguof 
gegen  Staatsgruiidcigenthum  noch  etwas  mehr  yor).  Vgl.  besonders  2.  Auflai^e 
§.  190—217,  219,  220,  3.  Auflage  §.  249  —  252,  254,  255.  236—245,  265— 2S4 
über  Borgwerke,  Forsten,  Eisenbahnen,  auch  II,  2.  Auflage  §  55 — 58  über  We^c- 
wcson,  auch  für  die  Speciallitteratur.  Weiteres  gehört  in  die  3.  Hauptabtheilnof 
dieses  Werks;  über  landwirthschaftliche  Be-  und  Entwässerung  siehe  Buchenberg  er 
I,  8.  57  ff. 

I.  —  §.  219  [363].  Die  Bergwerke*)  lassen  ihrer  ökonomisch- 
tecbnischen  Natur  nacb  nur  ausnahmsweise  eine  VerpachtuDg 
zweckmässig  erscheinen.^)  Deshalb  muss  Eigenthum  des  Berg- 
werksbodens und  Betrieb  der  Bergwerke  hier  möglichst  in 
derselben  Hand  sein,  was,  ähnlich  wie  bei  städtischem  Haos- 
eigenthum  (§.  213  ff.),  auch  für  die  principielle  Seite  der  Eigenthams- 
frage  von  Bedeutung  ist. 

Diese  Frage  gestaltet  sich  nun  von  vornherein  nach  der  Natur 
des  Bergwerksbodens,  d.  h.  des  Mineralstoffe  n.  s.  w.  ftihrenden 
Bodens,   eigentbümlich,  abweichend  von  anderem  Boden  (S.  449). 

Einmal  weil  diese  Stoffe  überhaupt  und  besonders  in  zugänglicher  und  die  Ge- 
winnung lohnender  Weise  ungleichmässig  über  den  Boden  des  Volkswirthschafts- 
gebiets  verbreitet  sind.  Die  Natur  selbst  bestimmt  hier  also  in  anderer  Weise  jeden- 
falls in  höherem  Maasse  als  bei  agrarischem,  forstlichem,  städtischem  Boden  u.  s.  v., 
was  Oberhaupt  oder  wenigstens  was  bauwürdiger  Bergwerksboden  sei. 


S.  242),  hängt  mit  der  Gestaltung  des  Arbeitsrechts  zusammen  und  ist  hier  nicht  zu 
erörtern.  Die  Bejahung  kann  gute  Folgen  für  die  indirecte  Beschränkung  der  Speca- 
lation  und  der  Freizügigkeit  haben  (§.  77,  78). 

^)  Vgl.  Waprner,  Finanzwissenschaft  I,  2.  Auflage  §.  210  ff.,  S.  Auflage 
§.  249  ff.  über  das  Bergrecht  und  Staatsbergbau,  2.  Aufl^e  |.  219,  220,  3.  Auflage 
§.  254.  255  über  Salzwerke 

-^  Ebenda,  2.  Auflage  §.  '217,  3.  Auflage  §.  252. 
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Sodann,  hiermit  zusaiDinenhängend,  erfordert  die  blosse  Auf- 
findung oder  Entdeckung  dieser  Stoffe  in  ihren  natürlichen 
Lagerstätten  gewöhnlich  schon  eine  besondere  Arbeit,  abgesehen 
von  der  eigentlichen  Aneignungs-  oder  Gewinnnngsarbeit. 

Wo  aber  einmal  bauwürdiger  Bergverksboden  sich  findet,  liegt  es  auch  bei 
dessen  xelatiirer  Seltenheit  weit  mehr  im  Gesammtinteresse,  als  wieder  bei  agrarischem 
u.  s.  w.  Boden,  dass  gerade  dieser  Boden  wirklich  bebaut,  eia  Bergwerk  auf  ihm  an- 
gelegt und  betrieben  werden  kann  und  wird.  Diese  Sachlage  verbietet  es,  nach  dem 
„Zweck  im  Becht'*,  den  zufftlligen  privaten  Grund-,  bezw.  Oberflächen eigenthümer 
darüber  allein  entscheiden  zu  lassen,  ob  und  wie  und  wann  Überhaupt  dieses  Grund- 
stück dem  Bergbau  dient,  das  nur  von  seinem  Willen,  seiner  ökonomischen  und 
technischen  Fähigkeit  abhängig  zu  machen.  Auch  wenn  ein  betreß'endes  Grundstück, 
bezw.  Erdoberflächenstttck  einer  anderen  Verwendung,  besonders  als  agrarisches, 
forstliches,  Weideland,  unter  Umständen  aber  selbst  intensiveren  Cultnren,  als  Garten-, 
Wohnungsboden-,  Wegeland  gedient  hat.  muss  es  daher  eventuell  der  Verwendung  als 
Bergbauboden  zugeführt,  jenei  anderen  Benutzung,  soweit  nöthig  —  bei  unterirdischem 
Bau  daher  nur  bedingt  oder  in  geringem  Maasse  —  entzogen  werden  können.  Denn 
den  tlbrigen  Verwendungszwecken  können  meist  auch  andere  Grundsttlcke  und  ziemlich 
ebenso  gut  dienen,  während  die  Function  des  betreffenden  Grundstackes  von  Natur 
ftir  Bergbau  bestimmt  ist,  daher  im  Gesammtinteresse  möglich  gemacht  werden  muss. 

Notorisch  hat  «ich  gerade  unter  dem  Einfluss  dieser  Umstände 
das  Eigenthumsrecht  in  Bezug  auf  den  Bergwerksboden  eigenthttm- 
lich  gestaltet,  nameutlich  in  den  beiden  Rechtsbildungen  des  soge- 
nannten Bergregals  und  der  (ihm  im  deutschen  Recht  voran- 
gegangenen und  wieder  gefolgten)  sogenannten  Bergbaufreiheit 
(Freierklärung  des  Bergbaus).  Um  nemlich  unabhängig 
von  Willen,  Thätigkeit  oder  Unthätigkeit  des  Grundeigenthttmers 
im  allgemeinen  volkswirtbschaftlichen  Interesse  (das  beim  Berg- 
regal nur  zugleich  mehr  als  fiscalisches ,  darum  aber  doch  auch 
als  allgemeines,  und  zwar  als  Productionsinteresse  erschien)  die 
bergmännische  Gewinnung  der  Mineralstoffe  u.  s.  w.  zu  ermöglichen, 
bestimmt  die  Rechtsordnung,  dass  sich  das  gewöhnliche  Grund- 
eigenthnm  als  solches  gar  nicht  auf  diese  in  dem  Boden  enthaltenen 
Stoffe  mit  erstrecke  und  unter  gewissen  Gautelen  auch  ein  Dritter 
(beim  Regal  auch  der  Grundeigenthümer  selbst  eventuell  erst  auf 
Erlaubniss)  nach  dem  Vorhandensein  jener  Stoffe  suchen  (schürfen) 
und  im  Falle  des  Findens,  nach  Erfüllung  gewisser  weiterer  Vor- 
schriften, ein  Bergwerk  zum  Behuf  der  Gewinnung  der  Stoffe  an- 
legen und  betreiben  dttrfe,  wenn  und  soweit  nöthig,  unter  Ver- 
leihung des  Expropriationsrechts. 

Diese  Gestaltung  des  Bergrechts  —  um  deren  typische 
Uanptzttge,  welche  beim  Bergregal  und  bei  der  Bergbaufreiheit 
im  Wesentlichen  die  gleichen  sind,  es  sich  ftir  uns  hier  allein 
handelt  —  ist  nicht  nur  höchst  interessant  und  wichtig  ftir  den 

▲.  Waflrner,  QrttBdleguiig.    8.  Aufl.  2.  Theil.   Volkswirthachftft  u.  Seeht.  33 
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Bergbau,  sondern  zDgleich  von  principieller  Bedeutung  ftir  die 
Frage  des  Eigenthums,  speeiell  des  Grundeigenthums.  Denn  sie 
ist  ein  gutes  Beispiel  der  teleologischen  Gestaltung  der  Eigen- 
thumsordnung  nach  den  volkswirthschaftlichen  oder  den 
GemeinscbaftsbedUrfnissen,  nach  dem  ,yZweck  im  Recht", 
daher  ein  praktischer  Belegfall  für  die  Durchführung  der  in  diesem 
Werke  vertretenen  Grandsätze  schon  im  älteren  und  im  geltenden 
Recht.  Das  Gemeinschaftsinteresse  gestattet  nicht,  die  Befriedigung 
der  volkswirthschaftlichen  Bedürfnisse  nach  Mineralstoffen  von 
Willen,  Können  und  Thun  des  Grundeigenthttmers  abhängig  za 
machen,  weil  die  Stoffe  hier  gewonnen  werden  müssen  oder  gar 
nicht  gewonnen  werden  können.  Die  unterbleibende  oder  mangel- 
hafte Thätigkeit  des  Eigenthümers  brächte  also  hier  im  Allgemeinen 
schwerere  und  zum  Tbeil  nicht  gut  zu  machende  Nachtheile  für 
das  Gemeinwesen  mit  sich,  als  z.  B.  in  einem  gleichen  Falle  bei 
bloss  agrarischem  Boden.  Die  Rechtsordnung  prämiirt  dann  auch 
die  Arbeit  des  Aufsuchens  dem  Finder  durch  Gewährung  von 
Rechten  zur  Anlegung  eines  Bergwerks. 

Die  Eigenthumsfrage  in  Bezug  auf  den  Bergwerksboden  selbst 
zerfällt  alsdann  in  drei  Specialfragen:  einmal,  ist  das  Hauptprincip 
des  Bergrechts,  welches  im  Bergregal  wie  in  der  Bergbanfreibeit 
anerkannt  ist,  nemlich  der  Grundsatz,  dass  sich  das  Grundeigen- 
thumsrecht  (des  Oberflächen  -  Eigenthümers)  an  sich  nicht  auf  die 
im  Boden  etwa  enthaltenen  und  gewinnbaren  Mineralstoffe  mit  er- 
strecke, ökonomisch-technisch  richtig  und  daher  apfrecht  zu  halten? 
Sodann:  soll  das  Recht,  nach  diesen  Stoffen  zu  suchen,  nur  dem 
Staate,  als  dem  Vertreter  der  Gemeinschaft,  zustehen  und  auch  nur 
von  ihm,  bez.  seinen  Organen  ausgeübt  werden,  also  ein,  eventuell 
auch  vom  Staate  allein  auszuübendes,  Bergregal  im  volkswirth- 
schaftlichen und  socialpolitischen  Interesse  bestehen?  Endlich:  soll 
der  Staat,  —  auch  wenn  etwa  die  Privatrechtsordnung  Privaten 
das  Recht,  nach  Mineralien  zu  suchen,  gewährt  (Bergbaufreiheit  in 
diesem  Umfange)  oder  wenn  der  Staat  dies  auf  Grund  eines  Berg- 
regals ihm  allein  zustehende  Recht  von  Privaten  ausüben  lässt,  — 
wenigstens  das  Recht  zur  Anlegung  eines  Bergwerks,  mit  Anwendung 
des  Expropriationsrechts  dem  Grundeigenthümer  gegenüber,  sieb 
ausschliesslich  vorbehalten,  also  allein  Bergwerkseigenthümer  sein 
und  grundsätzlich  demnach  kein  Privateigenthum  (Privater)  an 
solchen  Bergwerken  und  dem  dazu  gehörigen  Boden  zugelassen 
werden  ? 
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§.220  [364].—  A.  Entscheidnng  in  Bezug  auf  Berg- 
werk sbodeD.    Von  diesen  drei  Specialfragen  lässt  sich 

L.  nnr  die  erste  absoluter  entscheiden  nnd  zwar  dahin,  dass 
sie  im  Allgemeinen  zu  bejahen  ist. 

Für  diese  BeantwortiUQg  spricht  die  trorhin  dargelegte  Natar  des  Bergwerks- 
l>odeDS.  Eine  demgemäss  gestaltete  Bechtsordnung  ist  daher  auch  für  die  Qegenwart 
za  verlangen  und  hat  sich  geschichtlich  bei  GoItnrTOlkem  vielfach  verbreitet:  sie  ist, 
wie  die  Erfahmng  lehrt,  nicht  die  allein  mögliche,  ohne  die  gar  kein  Bergban  be- 
stehen und  sich  entwickeln  könnte,  ausser  dem  vom  Gmndeigenthflmor  selbst  be- 
triebenen. Sie  ezistirt  auch,  sei  es  als  Kegal,  sei  es  als  Bergbaufreiheit  nicht  überall, 
selbst  nicht  immer  in  wichtigen  Bcrgbauländem.  Aber  sie  ist  wohl  die  zweckmässigste, 
weil  sie  den  geschilderten  Yerh&ltnissen  am  Besten  entspricht  Bei  ihr  liegen  für  die 
Entwicklung  des  Bergbaus  nicht  Schwierigkeiten  vor,  welche  bei  anderen  Rechts- 
ordnungen, insbesondere  wenn  sich  das  Oberfl&cheneigenthum  ohne  Weiteres  auf  alle 
im  nnd  am  Boden  enthaltenen  Mineralsubstanzen  mit  bezieht,  erst  mtlhsam  überwunden 
und  weggeräumt  werden  müssen. 

2.  Die  beiden  andereq  Fragen  gestatten  mehr  nur  eine  rela- 
tive Antwort;  nach  den  Zeit-  und  Landesverhältnissen,  dem  Zu- 
stand der  Volkswirthschaft  und  der  Technik.  Die  zweite  Frage 
wird  jedoch  allgemeiner  zu  verneinen,  also  zu  Gunsten 
der  Bergbaufreiheit  wenigstens  in  Bezug  auf  das  Schürf- 
recht,  zu  beantworten  sein,  insbesondere  in  unserer  Gegenwart 
in  den  heutigen  Culturstaaten.  Denn  gerade  ftlr  die  specifische 
Aufgabe  des  ersten  Auffindens  bauwürdiger  Mineralien  eignet  sich 
directe  Staats thätigkeit  nicht  immer. 

Dies  gilt  selbst  heute,  wo  umfassende,  vielfach  allerdings  auf  Öffentliche  Kosten 
unternommene  geognostische  Arbeiten  diese  Aufgabe  erleichtern.  Früher,  d.  h.  nicht 
sowohl  im  Mittelalter,  als  in  den  Uebergangszeiten  zu  modernem  Staat  und  moderner 
Volkswirthschaft  (15. — 18.  Jahrhundert)  ver&g^e  die  Staatsgewalt  über  das  erforderliche 
Arbeitspersonal,  die  Kapitalien  und  technischen  Hilfsmittel  ausschliesslicher.  Jetzt 
besteht  hier  wohl  meist  eine  Deberlegenheit  der  Privattbätigkeit,  auch  in  Betreff  der 
nothwendigen  Vorsicht  und  Sparsamkeit  bei  der  Uebernahme  und  Ausführung  der 
gebotenen  Vorarbeiten  und  Experimente,  wenigstens  in  unseren  Ländern.  Hinsichtlich 
des  Schürfrechts  empfiehlt  es  sich  daher,  Staat  und  Private  wenigstens  gleichzustellen, 
wie  das  neuere  Bergrecht  meistens  auch  thut. 

3.  Die  dritte  Frage  ist  noch  mehr  als  die  zweite  nnr  einer 
relativen  Antwort  fähig  und  auch  nach  geschichtlicher  Erfahrung 
verschieden  beantwortet  worden,  vielfach,  besonders  in  Deutschland, 
so,  dass  der  (selten  übrigens  ausschliessliche)  Staatsbergbau,  der 
ältere,  der  Privatbergbau  der  neuere  ist,  wenigstens  wenn  wieder 
nicht  die  ganze  mittelalterliche,  sondern  die  Geschichte  der  letzten 
Jahrhunderte  vornemlich  berbcksichtigt  wird. 

Die  Oewährung  eines  privaten  Schürfrechts  aus  Ökonomisch-technischen  Zweck- 
mässigkeitsgründen weist  auch  auf  die  Zulassung  von  Privatbergbau  selbst  schon 
hin,  fordert  sie  jedoch  nicht  unbedingt,  da  sich  eine  Abfindung  des  Privaten,  welcher 
Mineralien  gefunden  hat,  Seitens  der  Gemeinschaft  (des  Staats)  denken  liosse:  Ge- 
währung eines  „Finderlohns'%  für  welche  freilich  die  FeststeUung  richtiger  Maassst&be 
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erhebliche  Schwierigkeiten  bieten  würde.  Auch  der  Umstand,  dass  der  Privatbergbaa 
im  Interesse  der  Sicherheit  der  Bauten  und  der  YerhUtong  blossen  Baubbaos,  znm 
Kachtheü  künftiger  Geschlechter  (I,  §.  329),  doch  immer  einer  Staatscontrole  unter- 
liegen muss,  welche  schon  ein  nnbeschrftnkies  Verftkgungsrecht  des  PrirateigenthümerB 
ausschliesst,  spricht  insofern  mehr  für  Staatsbergbau,  als  hier  von  Fomeherein  ein 
Interessenconflict  zwischen  Eigenthtlmer  und  Verwalter  einer-  und  Beaufsichtiger 
andrerseits  ausgeschlossen  ist. 

Endlich  kommt  die  eigenartige  Natur  der  Bergbauproducte  als  beschränkt  vor- 
handener, durch  die  Production  sich  also  erschöpfender,  sehr  zufällig,  horizontal  wie 
vertical,  im  Boden  vertheilter  reiner  Naturgaben  von  bestimmter  natürlicher  Art 
und  Güte  in  Betracht  Dass  diese  für  Private  Renten  gewähren;  dass  beim  Bergbaa 
nach  gegebenem  Productenbedarf  je  nach  natürlicher  Art  und  Gewinnungskosten 
der  Producte  die  Differentialgrundrenten  stark  mitspielen;  dass  unter  Omst&nden  Ver- 
hältnisse factischor  Monopole,  einigermaassen  wie  beim  Wohnungsboden,  beim  Berg- 
werksboden und  dem  Absatz  der  Producte  hervortreten;  dass  allgemeine  volkswirth- 
schaftliche  Verhältnisse,  Communications-  und  Transportwesen  für  Preise,  Gewinne, 
Beuten  grosse  Bedeutung  erlangen,  —  das  sind  lauter  Umstände,  welche  Ofileniliches, 
staatliches  Eigenthum  an  Bergwerksboden  und  Bergwerken  socialökonomisch  betrachtet 
passender  als  Privateigenthum  der  Privaten,  auch  der  Erwerbsgesellschaften,  erscheinen 
lassen.  Die  Betriebstechnik  und  Oekonomik  des  Bergbaus  ist  auch  vielfach  derartig, 
dass  öffentliche  Behörden  den  Aufgaben  gewachsen  sind.  Die  neuerliche  Entwicklung 
des  Bergbaus  in  der  Form  der  Erwerbs-,  besonders  der  Actiengesellschaft,  mit  der 
Folge  der  Mobilisirung  des  Bergworkseigenthums  und  der  Einfügung  der  Bergwerks- 
actie  unter  die  Spielpapiere  der  Börse,  ist  ebenfalls  eine  nicht  erfreuliche  Seite  des 
Privatbergbans. 

Die  dritte  Frage  mnss  daher  doch  noch  nach  mancherlei 
anderen  Gesichtspnncten  entschieden  werden,  namentlich  nach  dem 
allgemeinen  Prodnctions-  nnd  Vertheilnngsinteresse, 
mit  welchem  letzteren,  wie  immer,  socialpolitische  Momente 
Zusammenhängen.  Diese  beiderlei  Interessen  gestalten  sich  freilich 
wieder  geschichtlich  und  örtlich  sehr  verschieden,  wonach  die  Be- 
antwortung abermals  nicht  absolut  ausfallen  kann.  Auch  ist  mit- 
unter wohl  nach  den  einzelnen  Hauptzweigen  des  Bergbaus 
(Kohlen,  Salz,  Erze)  zu  unterscheiden. 

§.  221  [365].  —  B.  Entscheidung  in  Bezug  auf  die 
Bergwerke  selbst. 

1.  Aus  dem  volkswirthschaftlichen  Prodnctions- 
Interesse  betrachtet,  gestaltet  sich  die  Sache  etwa  folgender- 
maassen. 

Bei  geringerer  Entwicklung  der  Volks wirthschaft,  wenig 
Privatkapital,  fehlender  Verbreitung  technischer  Kenntnisse,  noch 
mangelhaftem  Communicationswesen  ist  der  Staat  wenn  nicht  der 
allein,  so  doch  oft  der  bestberufene  Besitzer  und  Selbstverwalter 
der  Bergwerke.  Die  Verbindung  der  letzteren  mit  den  Hütten,  die 
Verwerthung  der  Waldproducte  der  Staatsforsten,  die  Berücksich- 
tigung der  meist  allein  hier  maassgebenden  LocalbedOrfnisse  kann 
im  Staatsbergbau  zweckmässig  erfolgen.  Das  volkswirthschaftliche 
Productionsinteresse  fährt  also  bei  demselben  gut. 
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Auf  den  höheren  Stufen  wirthschaftlicher  Entwicklung  ver- 
mindern sich  dagegen  zum  Tbeil  diese  specifischen  Vorztige  des 
Staatsbergbaus,  treten  specifische  Naehtheile  desselben  hervor  und 
wird  anderseits  der  Privatbergbau  immer  eoncurrenzfähiger.  Denn 
er  verfügt  jetzt  über  geuug  Kapital,  technische  Eenntniss,  Initiative, 
über  den  nothwendigen  Speculationsgeist  inmitten  der  neuen  Com- 
munications- und  Absatz  Verhältnisse.  Er  erzielt  daher  oftmals  bessere 
(einzelwirthscbaftliche)  Beinerträge  als  der  Staatsbergbau,  ein  Orund, 
dessentwegen  dieser  mehrfach  aufgegeben  worden  ist.  Indessen 
kann  man  von  einer  allgemeinen  Inferiorität  des  Staatsbergbaus 
doch  auch  hier  nicht  sprechen,  weder  in  Bezug  auf  die  volkswirth- 
schafUiche  Productivität  —  also  die  Befriedigung  des  Productions- 
interesses  —  noch  auf  die  finanzielle  Bentabilität.  Namentlich  wird 
nicht  selten  der  Kohlen-  und  Salzbergbau  in  Staatshänden  bleiben 
können,  auch  wenn  etwa  der  Erzbergbau  passender  in  Privatbesitz 
übergeht.  Sonst  ist  die  Frage  durchaus  wieder  nur  einer  rela- 
tiven Beantwortung  fähig. 

Die  bis  in  die  70er  Jahre  auch  in  Deutschland  rorhenschende  ZeitstrOmung 
gegen  allen  Staatsbergban  kann  sich  auf  manche  richtige  Erfahrungen  zum  Beleg 
berufen,  aber  in  der  Hauptsache  ist  sie  doch  nur  ein  Product  der  in  Theorie  und 
Praxis  herrschenden  Lehre  der  neueren  liberal -individualistischen  Nationalökonomie. 
Der  Umstand,  dass  maasslose  Ueberspeculation  neuerdings  besonders  gern  im  l'rivat- 
bergbau  stattgefunden  hat,  ist  ^ederum  ein  Moment  für  Staatsbergbau.  Die  fVage 
liegt  insofern  ähnlich  wie  die  Staats-  und  Pri?atbahnfrage.  Vom  Standpuncte  des 
rolkswirthschaftlichen  Productionsintoresses  aus  Usst  sich  nur  keine  unbedingte  Ent- 
scheidung treffen. 

In  Verbindung  mit  der  Antwort  auf  die  zweite  der  obigen 
Specialfragen  darf  man  wohl  Staats-  und  Privatbergbaa  neben 
einander  empfehlen. 

2.  Im  Vertheilungs-  und  im  socialpolitischen  Interesse 
ist  die  Beseitigung  allen  Privatbergbaus  zunächst  nur  als  eine 
Consequenz  der  allgemeinen  Forderung:  kein  Privateigenthum  an 
Prodnctionsmitteln ,  speciell  an  Naturfactoren,  wie  dem  Bergwerks- 
boden, verlangt  worden,  so  z.  B.  auch  vom  radicalen  Socialismus. 
Ohne  weiteren  Nachweis  dber  die  Entbehrlichkeit  des  Privatberg- 
baus will  diese  allgemeine  Forderung  hier  nicht  viel  bedeuten. 

Wichtiger  ist  schon  das  hervorgehobene  Bedenken,  welches 
aus  der  geschilderten  specifischen  natttriichen  Eigenart  des  Berg- 
werksbodens und  seiner  Producte  folgt.  Dazu  kommt  der  Umstand, 
dass  wieder  mittelst  des  Bergbaus  mitunter  unverhältnissmässig 
grosse  Gonjnncturengewinne,  Benten  u.  s.  w.  von  solchen 
Privaten  bezogen  werden,  welche  oft  ein  sehr  geringes  ökonomisches 
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Verdienst  um  die  AoffinduDg  der  Prodocte  und  die  Anlegung  des 
Bergbaas  haben,  z.  B.  etwa  als  Gran  deigen  thtimer  im  eigenen 
Boden  die  Stoffe  zufällig  entdeckten,  vielleicht  nicht  einmal  persön- 
lich. Es  kommt  femer  dazu,  dass  die  grossen,  vielfach  aus  öffent- 
lichen Mitteln  hergestellten  gemeinwirthschaftlichen  Einrichtungen 
des  Communications-  und  Transportwesens  den  Femabsatz  der 
Bergbanprodncte  sehr  erleichtern  und  ausdehnen,  wodurch  abermals 
ohne  Gegenleistang  der  Privatbergbau  seine  Rente  gesteigert  sieht. 
Bier  muss  wenigstens  eine  Ausgleichung  durch  eine  richtige  Be- 
steuerung erfolgen.  Nicht  minder  bedenklich  ist  der  weitere 
Umstand:  der  Privatbergbau  kann  in  manchen  Fällen  unschwer 
in  Grossbetriebsform  eingerichtet  werden  und  dann  hier,  mittelst 
Verabredungen  unter  den  Besitzern  und  etwa  in  Verbindung  mit 
den  grossen  Privat-Eisenbahngesellschaften  und  den  grossen  Händlern 
in  den  Bezugsorten,  eine  monopolistische  Ausbeatung  des  Verkehrs 
vornehmen. 

Namentlich  drohen  solche  Gefahren  in  günstigen  Zeiten  anfisteigender  Speculation 
bei  dem  Kohlenbergbau,  wo  sie  sich  auch  schon  hie  und  da  verwirklicht  haben 
(England).^)  Bei  dem  geringen  specifischen  Werth  der  Kohle,  im  Vergleich  mit  den 
Metallen,  der  ganz  zufälligen  geographischen  Verbreitung  der  Kohlenlager  im  Lande 
und  bei  der  universalen  ökonomisch-technischen  Bedeutung  der  Kohle  in  der  heutigen 
Zeit  erlangen  die  Besitzer  der  Kohlen  werke  unschwer  eine  gewisse  locale  Suprematie, 
die  es  ihnen  ermöglicht,  den  Preis  der  Kohle  nach  der  Regel  der  Monopolpreise  zu 
stellen.  Diese  Gefahr  ist  wohl  zu  erw&gen.  Sie  spricht  für  die  Zwedon&ssigkeit, 
unter  Umständen  für  die  Noth wendigkeit,  gerade  die  Kohlenfelder,  wenigstens  die 
hauptsächlichen,  im  Eigenthum  und  Betrieb  des  Staats  zu  haben.  Dieselben  können 
ausserdem  auch  in  technischer  Hinsicht  vom  Staate  gewöhnlich  ebenso  gut  als  von 
Privaten,  Genossenschaften  und  Gesellschaften  bebaut  werden  und  ihre  Prodncte  unter- 
liegen, von  etwaiger  einfacher  Goaksbrennerei  abgesehen,  vor  dem  Absatz  keiner 
weiteren  Verarbeitung.  Aehnliches  gilt  vom  Salze,  bei  dessen  Bedeutung  als  Gon- 
sumptibil  und  unentbehrliches  Nahrungsmittel  ebenfalls  die  Verhütung  von  factischen 
Monopolen,  Cartellen  und  Ausbeutungen  der  Consumenten  ins  Gewicht  f^t  Wo 
Salzbesteueruug,  vollends  in  Monopolform,  aber  auch  in  der  Form  einer  beim  Pro- 
dnctionsbetrieb  erhobenen  Verbrauchssteuer  besteht,  wird  Staatssalzbergbau  und  Salinen- 
betrieb noch  näher  liegen.  Beides  hängt  auch  historisch  öfters  zusammen.  Andeis 
liegen  die  Verhältnisse  jedoch  meistens  bei  den  Erzen.  Die  oft  zweckmässige  Ver- 
bindung von  Erzbergbau  mit  Hüttenwesen,  die  Verhüttung  der  Erze  gleich  an  Ort 
und  Stelle,  die  Stellung  der  Metalle  als  Handelsartikel  bei  den  heutigen  Gommunicadons- 
verhältnissen  sind  wieder  Umstände,  welche  Staatsbergbau  hier  bedenklicher,  Privat- 
bergbau passender  erscheinen  lassen.  So  ist  wohl  hier  Staatsbergbau  doch  nicht 
geboten. 

Mithin  auch  hier:  Staats-  und  Privatbergbau  neben  einander 
nnd  kein  unbedingter  Ausschluss  von  Privateigenthum  an  Berg- 
werken. *) 


^)  Vgl.  G.  Cohn,  englische  Eisenbahnpolitik  II,  92  —  112. 

*)  Die  grossen  Schwankungen  der  Erträge  fiscalischer  Bergweike  luter  dem  Ein- 
fluss  wechselnder  Conjuncturen,  wie  in  Preussen  seit  1870,  bilden  kein  entscheidendes 
Moment  gegen  Staats bergbau.     (Der   Reinertrag  der  prenssischen  fiscalischen  Berg- 
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Die  dargelegte  Eigenart  des  Bergwerksbodens  and  Bergbaus 
bedingt  dann  freilieb  wieder,  dass  von  einem  ,, absoluten ''  Eigen- 
thum  bei  Zulassung  von  Privatbergbau  vollends  nicht  die  Rede 
sein  kann.  Der  Bergbau  wird  im  Gesammtinteresse,  um  schädlichen 
Raubbau  zu  verhüten,  Beschränkungen,  der  Eigenthümer  gerade 
hier  auch  Verpflichtungen  zu  einem  Thun  und  Unterlassen  unter- 
liegen müssen.  Und  verhütet  muss  auch  werden,  dass  die  Ver- 
leihung von  Bergrechten  an  Private  nicht  zu  eigennützigen  Mani- 
pulationen, speculativem  Unbebaut-Liegenlassen  (wie  bei  städtischen 
Baustelleu),  übertriebener  Besitzanhäufung  in  Einer  Hand,  Aus- 
nntzung  des  verliehenen  Rechts  nicht  zum  Betriebe,  sondern  zur 
theuereren  Weiterbegebung  an  Dritte,  iosofem  wieder  zum  Bezug  von 
Einkommen  und  Vermögen  ohne  eigene  wirthschaftliche  Leistungen 
des  Besitzers,  bloss  in  der  Consequenz  des  Privateigenthumsrechts 
führen:  mögliche  und  vorgekommene  Gefahren!^) 

II.  —  222  [366].  Der  Wald b öden«)  gestattet,  wie  auch 
das  Eigenthumsverhältniss  in  Betreff  seiner  eingerichtet  sei,  nicht 
gut  eine  Verpachtung.^)  Deshalb  ist  auch  hier  die  Bewirth- 
schaftung  durch  den  Eigenthümer  selbst,  wenn  auch 
etwa  unter  Mitwirkung  oder  Controle  sachverständiger  Techniker 
beim  Privatwald,  ins  Auge  zu  fassen,  was  wieder,  ähnlich  wie  bei 
Bergwerken  (§.  219),  für  die  Entscheidung  der  Eigenthumsfrage 
selbst  von  Einfluss  ist. 

Diese  Frage  und  die  eng  damit  zusammenhängende,  wie  der 
Waldboden  zu  bewirthschaften  und  ob  er  eventuell  abzuholzen  und 
einer  anderen  Verwendung,  vornemlich  der  agrarischen,  zuzuführen 
ist,  lässt  sich  zwar  in  einer  Beziehung  absoluter  entscheiden,  als 


und  Hüttenwerke  schwankte  zwischen  1870 — 79  zwischen  15—57 — 15  Millionen  Mark). 
Einmal  profitirt  der  Staat  auch  hier  erwünscht  von  dem  Gonjunctarengewinn,  wenn- 
g^lcich  er  freilich  seine  Finanzwirthschaft  auf  den  Wechsel  des  Beinertrags  mit  ein- 
richten mnss.  Ferner  kann  aber  der  Spielraum  des  Conjancturen wechseis  gerade  auch 
hier,  wie  immer,  durch  die  „gemein wirthschaftliche"  Debernahmo  eingeengt  werden: 
ein  wahrer  Segen,  und  der  hier  öfters  zq  besondrer  Extravaganz  gelangenden  Ueber- 
bpecnlation  wird  ein  Object  entzogen. 

^)  Siehe  meinen  Artikel  Grundbesitz  im  Handwörterbuch  der  Staatswissen- 
schaften ly,  128;  daselbst  Artikel  Bergbau  von  Arndt,  U,  371. 

■)  Vgl.  für  alles  Genauere  die  eingehende  Erörterung  tlber  die  Frage  der  Bei- 
behaltung oder  Veräusserung  der  Staatsforsten  in  meiner  Finanzwissen- 
schafk,  2.  Auflage,  I,  §.  191  —  195,  3.  Auflage.  §.  236  —  240.  Diese  Frage  ist  fttr 
unsere  Verhältnisse  eigentlich  nur  die  practische  Formulirung  der  im  Texte  behandelten 
theoretischen  oder  principiellen ,  ob  Privateigenthum  von  Privatpersonen  an  Wald- 
boden  zuzulassen  sei.  Littoratur  a.  a.  0.  Vgl.  auch  Bau  I,  §.  383  ff.;  II  (Volks- 
wirthschaftspolitik),  §.  153  ff. 

•)  Finanzwissenschaft,  2.  Auflage,  §.  197,  8.  Auflage,  §.  242. 
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die  Eigenthnmsfrage  in  Betreff  jedes  anderen  Bodens,  soweit  es 
sich  nämlich  am  den  allgemeinen  Einflnss  der  Wälder  anf  die 
Volks  wirthscbaft  überhaupt  und  nm  die  ökonomisch -technische 
Natur  der  Waldwirthschaft  handelt:  beide  Momente  sprechen  im 
Ganzen  gegen  die  Ausdehnung  des  Privateigenthums  auf  den  Wald- 
boden.  Jedoch  jener  allgemeine  Eiufluss  der  Wälder  ist  nach  der 
Gesamrotlage  der  Volks  wirthscbaft,  Volksdicbtigkeit  und  Cultor 
eines  Landes  und  nach  der  factischen  Ausdehnung  der  Wälder  im 
Lande  mehr  oder  weniger  gttnstig  oder  ungtlnstig.  Mithin  kann 
die  Abholzung  in  grösserem  Umfange  bald  zu  befördern,  bald  zu 
verhüten  sein.  Im  ersteren  Falle  ist  mindestens  die  etwaige  stärkere 
Tendenz  der  Privaten  zur  Verwandlung  von  Waldboden  in  Acker- 
boden u.  s.  w«  nicht  unbedingt  ein  Gegengrund  gegen  das  Privat- 
eigenthum.  Vielmehr  erweist  sich  die  Waldeigenthumsfrage  io 
diesen  Rücksichten  wieder  als  eine  solche,  welche  nur  eine  histo- 
risch-relative Beantwortung,  nach  den  Zeit-,  Orts-,  Gulturver- 
hältnissen,  dem  factischen  Waldbestande  u.  s.  w.  zulässt. 

Die  Alter«!!  gmindhenschafUichen  HodoDgen  in  Deutschland  vielfach  auf  Wald- 
hoden,  natürlich  eine  Nothwendigkeit  ihrer  Zeit,  wie  heute  noch  in  Theiien  ?oa 
America,  Ruaaland. 

Ftlr  die  Länder  Europas  in  der  Gegenwart,  besonders  die 
mittel-,  west-  und  stldeuropäischen,  ist  dann  im  Allgemeinen  zwar 
nicht  principieller  Ausschluss  von  Privat- Waldboden ,  wobl  aber 
principielle  Begünstigung  von  Gemeineigenthnm  an 
diesem  Boden,  besonders  des  Staats,  geboten,  daher  Erhaltang 
und  selbst  Ausdehnung  der  öffentlichen  Forsten  (Staat, 
Gemeinde)  mehr  als  Beschränkung  derselben  mittelst  ihres  Ueber- 
gangs  in  Privathände. 

1.  Der  Grund  hierfür  liegt  in  erster  Linie  in  dem  grossen, 
segensreichen  Einfluss  der  Wälder  in  unseren  Ländern  auf  Klima, 
wässerige  Niederschläge,  Feuchtigkeit,  Flüsse,  allgemeine  Landes- 
cultnr  u.  8.  w.:  m.  a.  W.  in  der  nothwendigen  Function  vieler 
Wälder  als  Schutzwälder  i.  w.  S.  Nothwendige  Bezugnahmen 
des  Waldeigenthümers  und  Waldwirths,  über  welche  sich  der  Privat- 
eigenthUmer  in  seiner  privatwirthschaftlichen ,  daher  einseitig  den 
Erwerbsgesichtspunct  vertretenden  Tendenz  zu  leicht  hinweg  setzt 
Eine  Staatscontrole  über  den  Privatwald  reicht  theils  nicht  ans, 
nm  diese  Kücksicht  auf  allgemeine  Interessen  zu  bewirken, 
theils  st^rt  sie  die  Bewirthschaftung  oft  unliebsam,  wenn  sie  jenes 
Ziel  erreicht 
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2.  Dazu  kommt  ferner,  dass  nach  der  Natur  des  Wald- 
bans, der  im  Ganzen^  anch  verglichen  mit  Ackerban,  eine  sehr 
extensive  Bodenbauart  darstellt,  auf  hohen  wie  auf  niedrigen  volks- 
wirthschaftlichen  Entwicklungsstufen,  die  specifischen  ökonomisch- 
technischen Gründe  gegen  Gemein-  und  insbesondere  Staatseigen- 
thum,  Welche  z.  B.  bei  agrarischem  Boden  so  wichtig  sind,  bei 
Waldboden  nicht  ins  Gewicht  fallen.  Umgekehrt  fordert  die  ordent- 
liche Pflege  des  Gulturwalds  gerade  meist  einen  Betrieb,  welcher 
nur  bei  sehr  ausgedehntem  Waldbesitz  sich  zweckmässig  und  ren- 
tabel einrichten  lässt:  den  Grossbetrieb  in  bedeutendstem  Umfange, 
um  die  kostspielige  Verwendung  eines  fachmässig  ausgebildeten 
höheren  Arheitspersonals  vornehmen  zu  können.  Der  Staatsbetrieb 
ist  deswegen  hier  dem  Privatbetrieb  im  Ganzen  überlegen. 

So  wird  durch  Gemein eigenthum  am  Wald,  welches  durch 
S  t a a t s  eigenthum  vertreten  wird,  das  volkswirtbschaftliche  allge- 
meine und  specielle  Productionsinteresse  gut  gewahrt,  jenes,  soweit 
der  generelle  Einfluss  des  Walds  auf  das  ganze  Land,  dieses,  soweit 
die  Versorgung  mit  Waldproducten  in  Betracht  kommt. 

3.  Da  femer  die  Waldrente  bei  uns  wesentlich  wieder  von 
allgemeinen  Verhältnissen  der  Volkswirthschaft  abhängt,  der 
Einfluss  der  Lage  sich  stark  äussert  und  die  Rente  bei  fort- 
schreitenden Völkern  eine  steigende  Tendenz,  unabhängig  von 
individueller  Leistung,  hat,  so  spricht  auch  das  volkswirtbschaft- 
liche Vertheilungsinteresse  mehr  gegen  als  für  Privateigen- 
tham  an  Wäldern. 

Dieses  Urtheil  der  Theorie  hnt  denn  die  Geschichte  auch 
vielfach  bestätigt,  indem  der  Waldboden  grossentheils  im  Gemein- 
eigenthum  des  Staats  und  der  Gemeinden  geblieben  ist,  in  Deutsch- 
land reichlich  zur  Hälfte. 

m.  —  §.  223  [367].  Die  Frage  des  Wegeeigenthums  ist 
an  dieser  Stelle  nur  des  systematischen  Zusammenhangs  halber 
mit  wenigen  Worten  zu  berühren. 

Sie  verlangt  wegen  der  theil weise  nahen  Verbindung  mit  der  Frage  der  Ein- 
richtung und  des  Betriebs  der  Verkehrsanstalten  anf  den  Wegen,  besonders  in  dem 
FaUe,  wo  der  Weg  eine  beliebige  Benutzung  zu  Transporten  aus  technischen  Grttndeo 
nicht  gestattet,  tondem  der  Transportdienst  auf  ihm  fest  organisirt  sein  muss  (Eisen- 
bahnen! §.99  Nummer  5),  eine  speciellere  Untersuchung,  welche  aber  nicht  in  die 
„Grundlegung",  sondern  in  die  praktischen  Theile  des  Systems  der  Politischen  Oeko- 
nomic   gehört.    Darauf  ist  hier  fUr  alles  Weitere  zu  verweisen.')    Die  einzelnen 


')  Meine  Finanzwissenschaft  I,  2.  Auflage,  g.  231—242,  3.  Auflage.  §.  265  bis 
268,  über  das  Verkehrswesen  und  seine  staatliche  und  finanzielle  Behandlung  im  All- 
gemeinen; 2.  Aufl.,  §.  248—273,3.  Aufl.,  §.  269—298,  über  Siaatseisen bahnen;  besonders 
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Wegearten  sind  dort  genauer  zu  unterscheiden  und  ebenso  ist  erst  dort  festzwteUen, 
wer,  unter  Voraussetzung  eines  Qemoineigentliuins  am  Wege,  der  rechtliche  Inhaber 
dieses  Eigenthums  sein  soll:  Staat,  Gemeinde  oder  eine  der  zwischen  beiden  stehenden 
r&umlichen  Zwangsgemeinwirthschaften ,  z.  B.  die  Profinz.  Dnd  ob  etwa  die  Ver- 
waltung der  mit  Verkehrsanstalten  in  untrennbarer  Verbindung  stehenden  Wege 
(Eisenbahnen,  Telegraphen)  dritten  Privaten,  bez.  Gesellschaften  fibertragen  werden 
soll  (,fdelegirter  Betrieb'',  8az). 

Allgemein  betrachtet  muss  für  alle  Wege,  welche  dem  persön- 
lichen, dem  Güter-  und  dem  Nachrichtenverkehr  innerhalb  der 
Wohnorte  nnd  zwischen  zwei  und  mehr  Wohnorten  dienen  sollen, 
,,öff entliches''  oder  Gemeineigenthum  statt  Privateigentham 
gefordert  werden.  Die  Geschichte  ist  diesem  Verlangen  fast  überall 
nnd  allzeit  gerecht  geworden  und  hat  damit  selbst  am  Besten  seine 
grundsätzliche  Berechtigung  anerkannt.  Der  wichtigste  Ausnahme- 
fall betrifft  die  neuzeitlichen  grossen  Verkehrswege:  Kanäle,  Eisen- 
bahnen, Telegraphenleitnngen,  au  denen  sich  wenigstens  vielfach 
Privateigenthum  (regelmässig  von  Actiengesellschaften)  entwickelt 
bat.  Aber  gerade  dieser  Fall  dient  jenem  Postulat  auch  zur  Stütze, 
denn  er  wird  jetzt  mehr  und  mehr  als  unpassender  Ausnahme- 
fall auf  Grund  der  Wahrnehmungen  über  die  volkswirthschaftlichen 
und  socialpolitischen  Wirkungen  einer  Ausdehnung  des  Privateigen- 
thums  auf  diese  Wege  erkannt.  Ohnehin  haben  in  dem  wichtigsten 
Beispiel,  demjenigen  der  Eisenbahnen,  meistens  nicht  princi- 
pielle,  sondern  znfällige  geschichtliche  Umstände  auf  die  Wahl 
des  Privatbahnsystems  eingewirkt.  Auch  ist  anderseits  erfahrungs- 
niässig  der  Beweis  fUr  die  Durchführbarkeit  und  practische  Be- 
währung des  SStaatseigenthums  und  selbst  der  eigenen  Staatsbevrirth- 
schaftung  der  Eisenbahnen  wenigstens  für  Deutschland  geführt 
worden. 

Meine  Finanzwissenschaft  I,  2.  Auflage,  §.  251,  3.  Auflage,  §.  270.  Die  Ge- 
sichtspuiictc,  welche  in  den  1870  er  Jahren  zum  TheU  frühere  folkswirthschaftliche 
Gegner  aus  der  Frcihandelsscbule  zu  Gunsten  des  Reichsbahn-,  d.  h.  eben  doch 
eines  consequent  durchgeführten  Staatsbahnsystems  geltend  machten,  sind  in  der 
obigen  Darstellung  der  Eisenbahn  lehre  in  der  Finanzwissenschafit  (1.  Auflage,  Rau- 
Wagncr,  Rfeschrieben  1871)  ziemlich  alle  schon  enthalten  gewesen.  Vgl.  auch  das  Hand- 
buch von  M.  Haushof  er  u.  A.  m.,  Stuttgart  1875,  dann  den  Bericht  der  preussischen 
Uutersuchungbcommission  über  Eisenbahnconcessionswcseu,  Drucksachen  des  Hauses 
der  Abgeordneten.  12.  Legislaturperiode,  Session  1873 — 74,  Nummer  11,  besonders 
das  Schluss-Gutachten  S.  155  flf.:    ganz  in  Uebereinstimmung  mit  der  von  mir  schon 


2.  Auflage,  §.  243—252,  3.  Auflage,  §.  269—279,  über  die  Controvorse:  Staats-  oder 
Privatbabocn?  Auch  die  Gesichtspuucte,  welche  für  die  principielle  Frage  des  Wege- 
Eigonthums  entscheidend  sind,  finden  hier  eine  eingehende  Darlegung.  Dazu  in  der 
Gebührenlchre  im  2.  Bande  der  Finanzwissenschaft,  1.  Auflage,  §.  303  ff.,  2.  Auflage, 
§.  55  fi*.  vom  We^owesen.  Weiteres  gehört  in  die  3.  Hauptabtheilung,  Theil  I  (Ver- 
kehrswesen .  1 .  Theil  der  practischen  National  -  Ockonomie).  Vgl.  auch  das  treffliche 
Werk  von  E.  Sax.  die  Verkehrsmittel,  2  Bände,  Wien  1877,  1879. 


Wegeboden.  523 

1871  vertreteneii  principiellen  Auffaasnng,  aber  mit  dem  seltsamen  Schlosse,  dass, 
obwohl  es  „nnr  zwingende  finanzielle  Gründe"  gewesen,  die  ,,Baa  und  Er- 
haltung der  Eisenbahnen  aus  den  H&nden  des  Staats  genommen  und  der  Specolation 
und  der  Indostrie  Qbergeben"  hätten,  dennoch  „der  ansschliessliche  Staatseisenbahn- 
baa  for  die  Gegenwart  nnausführbar  erscheinti"  Man  fragt  sich  dann:  wie 
mnss  die  Finanzlage  denn  noch  werden,  wenn  die  neaere  Preussen -  Deutschlands, 
zumal  1873,  noch  nicht  die  Erreichung  des  als  richtig  gehenden  Ziels  gestattet  I 
Wäre  dies  wahr,  so  bewiese  es  wohl  die  Unmöglichkeit  des  Staatsbahosystems ,  das 
ja  seitdem  mit  bestem  finanziellen  und  socialOkonomischen  Erfolge  bei  uns  und  theil- 
weise  auch  in  einigen  andren  Ländern  durchgeführt  worden  ist.  Deber  England 
siehe  Gohn's  genanntes  Werk. 

Die  wichtigsten  einzelnen  GrQnde  für  diese  Beantwortung  der 
Eigentbnmsfrage  in  Bezug  auf  Wege  sind  in  Kttrze  die  folgenden. 

1.  Gegen  P r i y a t eigenthum  an  Verkehrswegen  spricht  all- 
gemein und  dann  wieder  besonders  bei  den  genannten  Wegen,  auf 
welchen  eine  beliebige  Benutzung  unstatthaft  ist,  der  Umstand,  dass 
ein  fertiger  Weg  mehr  oder  weniger  ein  Verkehrsmonopol  hat 

Dieses  kann  selbst  durch  Herstellung  von  Concurrenzwegen ,  von  den  baldigen 
Gompromissen  unter  den  Concurrenten  (Eisenbahnen!)  sogar  abgesehen,  nur  theilweise 
gebrochen  werden,  falls  nicht,  —  wie  gegenüber  den  Privateisenbahnen  mehr  und 
mehr  freilich  (und  unvermeidlich!)  geschieht,  —  ein  staatlicher  Eingriff  in  das  Privat- 
eigenthum  erfolgt,  welcher,  wenn  er  den  gewünschten  Erfolg  hat,  dem  Eigenthümer 
von  selbständigen  Rechten  wenig  mehr  übrig  lässt.  Auch  hiernach  erscheint  es 
richtiger.  Öffentliches  Wegoeigenthum  als  ein  fast  inhaltloses  Privateigeothum 
an  Wegen  einzurichten.  Beliebige  Ycrmehrung  von  Concurrenzwegen  aber  ist  ohnehin 
bei  kostspieligen  Wegen  kaum  durchzuführen,  auch  bei  weitester  Zulassung?  des  privat- 
wirthschaftlichen  Speculationsmoments,  und  mit  schweren  Nachtheilen  verbunden,  be- 
sonders mit  einer  nutzlosen  Vergeudung  oder  unzweckmässigen  Richtung  der  Ver- 
wendung des  Nationalkapitals. 

2.  Die  Benutzung  der  einzelnen  zu  einer  Kategorie  ge- 
hörenden Wege  (Bauten)  ist  aus  den  mannigfaltigsten  natürlichen 
socialen  und  wirthschaftlichen  Gründen  sehr  ungleich,  daher  auch 
die  Beute,  welche  sie  in  den  etwa  geforderten  Benutzungs- 
geldern (Wegegebtihren  u.  s.  w.)  geben  können,  streckenweise 
entsprechend  verschieden.  Es  giebt  danach  Activ-  und  Passiv- 
Routen  (und  Gurse),  starke  und  schwache  Activrouten  u.  s.  w.  Nur 
bei  einer  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Organisation  des  Wege- 
wesens, d.  h.  eben  bei  einem  Ausschluss  des  Privateigenthums  der 
Privaten  (Gesellschaften  u.  s.  w.)  an  Wegen,  kann  hier  eine 
richtige  Ausgleichung,  daher  ein  vermindertes  Risico  bei  weniger 
frequenten  Wegen  und  schliesslich  durch  Uebertragung  der  lieber- 
Schüsse  von  Activrouten  auf  das  Deficitconto  der  Passivrouten, 
soweit  der  Eostenpunct  entscheidet,  eine  grössere  Aus- 
dehnungsfähigkeit des  Wegenetzes  erreicht  werden:  ein  früher 
selten  genügend  gewürdigter  Gesichtspnnct  in  der  Eisenbahnfrage. 
Wir  sehen  es  bei  uns  seit  der  grossen  Eisenbahnverstaatlichung 
in  der  fortwährenden  Ausdehnung  der  Nebenbahnen. 
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3.  Die  ausserordentliche  Kostspieligkeit  der  modernen 
KüDStwege  (Eisenbahnen  das  Kilometer  darchschnittlich  circa 
V4  Mill.  Mark  und  mehr  bei  uns,  Canäle  wohl  ebenso  viel,  min- 
destens die  Hälfte  hiervon)  nöthigt  bei  Privatwegewesen  zu  eiuer 
Zulassung  des  Specnlationsmoments  im  yolkswirthscbafUicb,  social- 
politisch  und  sittlich  bedenkliebsten  Umfange. 

Die  Aussicht,  durch  diese  Specnlation  und  eventuell  durch  den  Ruin  der 
Speculanten  zu  einem  sehr  ausgedehnten  Wegenetze  (Eisenbahnen)  zu  kommen,  heisst. 
um  eines  doch  so  nicht  einmal  genügend  sicher  zu  erreichenden  Zwecks  Willen,  eia 
Terwerfliches  Mittel  heiligen.  Das  Specolationssystem  ruinirt  dabei  oft  Taosende 
von  Existenzen  ebenso  schuldlos,  wie  es  vielleicht  Dutzende  oder  Hunderte  unTerdieot 
ökonomisch  begünstigt  Unvermeidlich  ist  damit  auch  die  stärkere  zeitliche 
Schwankung  in  der  Verwendung  von  Bankapital  mehr  oder  weniger  vei^ 
bunden,  denn  das  Privatkapital  ist  nur  in  Zeiten  aufisteigender  Gonjunctur  geneigt, 
sich  Unternehmungen  zuzuwenden,  die  nicht  unbedingt  gewiss  einen  ausser- 
gewöhnlich  hohen  Ertrag  versprechen.  Nur  dann  sind  namentlich  Actien  zu  emittiren. 
Daher  jener  häufig  schon  berührte,  so  überaus  schädliche  ungleichmftssige 
Gang  des  Eisenbahn  bans,  den  dagegen  der  Staat  recht  wohl  vermeiden  kann  (§.  7S\ 

4.  Die  Anwendung  des  Expropriationsrechts  ist  bei 
neuen  Wegen  dem  bestehenden  privaten  Grundeigenthum  gegen- 
über meist  in  grossem  Umfange  geboten.  Es  ist  zu  wünschen^  dass 
dies  möglichst  wenig  zu  Gunsten  eines  andern  privaten  Grond- 
eigenthums,  eben  am  Wegeboden,  geschieht. 

5.  Die  ökonomisch-technische  Herstellung  und  Er- 
haltung der  Wege  und  die  Verwaltung  der  damit  in  Ver- 
bindung stehenden  Verkehrsanstalten  (Bahn-,  Telegraphen-, 
Postbetrieb)  ist  meist  so  beschaffen,  besonders  bei  den  grossen 
modernen  Wegen,  dass  sie  auf  gleiche  Weise  von  Staat,  Gemeinde, 
Provinz,  oder  von  Privaten,  d.  h.  fast  immer  nothwendig  von 
Actiengesellschaften,  erfolgt.  Der  tüchtige  Staat  u.  s.  w.  ist  denn 
auch  hier  jedem  solchen  privaten  Eigenthttmer  und  Verwalter 
mindestens  gewachsen.  Sein  „öffentliches  Productionssystem^'  bat 
sogar  ökonomisch-technisch  einige  specifische  VorzOge. 

6.  Dem  soeialpolitischen  Bedenken  der  starken  Macht- 
Steigerung  des  Staats  durch  die  Uebernahme  des  Eigenthums  und 
zumal  der  Eigenverwaltung  der  Wege  und  einiger  Hauptverkehrs- 
anstalten (Eisenbahnen)  steht  das  mindestens  gleichgewicbtige  Be- 
denken gegenüber,  bei  der  Zulassung  von  Privatwegen,  insbesondere 
von  Eisenbahnen,  um  welche  es  sich  practisch  fast  allein  handelt, 
die  Macht  des  Grosskapitals  und  der  Börse  bis  zur  Uebermacht 
zu  steigern.  Dem  Staate,  der  Gemeinde  u.  s.  w.  muss  eben  hier 
jene  Controle  zu  Theil  werden,  deren  Nothwendigkeit  ohncHn 
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jeder  weitere  Schritt  zum  zwangsgemeinwirthschaftlichen  System 
dringender  macht  (I,  §.  351,  356). 

So  wird  das  volkswirthschaftliche  Productions-,  Vertheilungs- 
nnd  das  socialpolitische  Interesse  durch  den  Ausschluss  von  Privat- 
eigenthnm   an  Wegen  nicht  nur  nicht  verletzt,  sondern  gefördert. 

IV.  §.  224.  Gewässer.  In  BetreflF  der  sechsten  Boden- 
kategorie, der  Gewässer,  deren  unvermeidlich  verwickelte  Rechts- 
ordnung hier  nicht  genauer  verfolgt  werden  soll  —  die  Frage  von 
Gemein-  und  Privateigenthnm  tritt  auch  dabei  bedeutsam  hervor  — 
mag  hier  nur  auf  einen  Puoct  hingewiesen  werden.  Je  mehr  die 
Gewässer  (Gefälle  u.  s.  w.)  Kraftquellen  der  Electricität  werden 
sollten,  desto  wichtiger  wird  die  Frage  der  rechtlichen  VerfUgung 
über  diese  Kräfte.  Eine  Hauptaufgabe  wird  dabei  sein,  die  Aus- 
beutung dieser  Kräfte  nicht  ohne  Weiteres  zur  Domäne  und  zum 
factischen  Monopol  des  grossen  Privatkapitals  werden  zu  lassen.  Der 
aufgetauchte  Gedanke,  die  Wasserkräfte,  z.  B.  in  Gebirgen  (Schweiz), 
zu  diesem  Zweck  zu  regalisiren  oder  zu  „ verstaatlichen'^,  um 
dann  die  Benutzungsweise  am  Besten  im  Gemeininteresse  regeln  zu 
können,  verdient  wenigstens  wohl  ernstliche  Prüfung.  Von  der  rich- 
tigen Erledigung  dieses  Problems  hängt  vielleicht  die  zukünftige 
ökonomische  und  sociale  Gestaltung  der  Dinge  bei  den  Cultur- 
völkern  mit  ab. 


5.   Abschnitt. 

Ergebniss  der  Untersuchungen  ttber  das  private 

Grundeigenthum. 

I.  —  §.  225  [368].  Das  Ergebniss  der  vorausgehenden 
speciellen  Untersuchungen  über  die  socialökonomische  Function, 
mithin  über  die  Nothwendigkeit  und  Entbehrlichkeit  des  privaten 
Grundeigenthums  in  unserer  Gegenwart  ist  oben  (§.  190)  zur  vor- 
läufigen Orientirung  schon  zusammengefasst  worden.  Bei  steter 
Berücksichtigung  des  volkswirthschaftlichen  Productions-  und  Ver- 
theilungsinteresses  lässt  sich,  um  noch  einmal  kurz  das  Voraus- 
gebende zusammenzufassen,  für  die  zu  unterscheidenden  üaupt- 
kategorieen  des  Bodens  folgende  Antwort  auf  die  Forderung  der 
grundsätzlichen  Abschaffung  des  privaten  Grundeigenthums  geben : 
Ländliches,  zumal  mittleres  und  kleines  (bäuerliches) 
Privateigenthnm  ist  auch  jetzt  noch   zu  billigen,  Grossgrund- 
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besitz  insbesondere,  wenn  die  Eigenthümer  ihre  im  Gesammt- 
Interesse  liegende  sociale  Function  richtig  erfüllen.  Städtisches, 
namentlich  grossstädtisches  privates  Gmndeigentham  hat  wohl 
überwiegende  Bedenken  und  bedarf  daher  um  so  dringender  einer 
eingreifenden  Beform  seines  Bechts.  Am  Bergwerksboden 
und  Bergwerken  ist  Privateigenthnm  der  Privaten  (Gesell- 
schaften u.  s.  w.)  wenigstens  neben  öffentlichem  Eigentham 
zuzulassen.  Bei  Waldboden  ist  das  letztere  vorzuziehen  und 
daher  factisch  lieber  auszudehnen,  als  zu  beschränken.  Der  Wege- 
boden von  Wegen  für  allgemeine  Benutzung  muss  principiell  im 
öffentlichen  oder  Gemeineigenthum  stehen.  Die  auch  für  die 
wirthscbafllichen  Functionen  der  Gewässer  sehr  schwierigen 
wasserrechtlichen  Fragen  treten  in  Folge  der  Benutzung  der 
Gefälle  u.  s.  w.  für  Electricitätsgewinnung  in  ein  neues  Stadium, 
wo  die  BegalisiruDgs-  und  Verstaatlichungsfrage  auftauchen  kanu. 

IL  —  §.  226  [368a].  Verbleibende  Aufgaben,  ffiermit 
ist  auch  der  hauptsächlichste  Gegenstand,  welcher  in  dieser  national- 
ökonomischen  ^^Grundlegung''  in  Bezug  auf  die  Gestaltung  der 
Eigenthumsordnung  zu  behandeln  war,  erledigt:  die  Untersuchung 
über  die  Ausdehnung  des  Privateigeuthums,  besonders  hin- 
sichtlich der  Productionsmittel  (§.  130,  135  ff.),  ist  sach- 
lich beendigt.  Ihren  formellen  Abschlass  findet  sie  in  der 
Enteignungslehre. 

Diese  Untersuchung  hat  nemlich  zugleich  zur  Aufstellung  und 
Begründung  eines  idealen  Ziels  —  entsprechend  der  im  1.  Theii 
der  Grundlegung  anfgestellten  und  dort  als  berechtigt  begründeten 
practischen  Aufgabe  unserer  Wissenschaft  (I,  §.  57,  60)  —  geführt, 
welchem  bei  der  Gestaltung  der  Eigenthumsordnung  in  unsereo 
Culturstaaten  zuzustreben  ist  Zur  Erreichung  dieses  Ziels  sind 
grundsätzlich  zwei  Wege  zu  beschreiten: 

1.  Einmal  der  Weg  der  Enteignung  oder  Zwangs- 
enteignungC  Exprop  riation),  speciell  der  Entwährung,  dem 
privaten  Kapital-  und  besonders  Grundeigenthum  gegenüber,  die 
Zwangsabtretung  (§.  242)  unter  der  Enteignung  inbegriffen. 
Dieser  Weg  ist  geboten,  um  diejenige  im  Gesammtinteresse  zwingend 
gelegene  Ausdehnung  des  Privateigenthums ,  bez.  Verbindung  von 
Gemein-  und  Privateigenthnm  herbeizuführen,  welche  vertrags- 
mässig  nicht  genügend  zu  erreichen  ist.  Davon  handelt  das 
folgende  dritte  Kapitel  dieses  dritten  Buchs. 
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2.  Sodann  der  Weg  der  zweckmässigen,  dem  Gesammtinteresse 
entsprechenden  Gestaltung,  bez.  Beform  des  PrivateigeDthnms- 
rechts  in  Bezug  auf  Privatkapital  und  Privatboden,  soweit 
diese  verbleiben.  Diese  Frage  wird  in  Verbindung  mit  der 
allgemeineren  Betrachtung  des  Inhalts  des  Privateigenthums  aus 
dem  volkswirthschaftlichen  Gesiehtspuncte  (§.  131),  soweit  als  es 
in  der  Grundlegung  die  Aufgabe  ist,  im  vierten  (apart  fOr  sich 
als  Fortsetzung  dieses  zweiten  Theils  der  Grundlegung  er- 
seheinenden) Buche  erörtert  werden. 


Drittes  Kapitel. 

Die  Zwangsenteignung. 

§.  227  [S.  787  — 791].  Yorbemerknngen  und  .Litteratur.  Die  Natioi\aI- 
Ökonomie  hat  sich  früher  mit  einer  principieilen  Würdigung  der  Zwangsent- 
eignung oder  (wie  gegenwärtig  meist  kurzweg  gesagt  wird)  der  Enteignung 
(Expropriation)  noch  so  gut  wie  gar  nicht  befasst,  weder  die  Enteignung  in  dem 
weiteren,  im  Texte  festgestellten,  noch  in  dem  engeren  üblichen  Sinne  (Zwangs- 
abtretong)  genommen  (§.  242).  Auch  noch  gegenwärtig  sind  bezügliche  Erörterungen 
spärlich  und  davon  ist  wieder  mit  die  Folge,  dass  auch  die  Juristen  seiton  über  die 
formalistische  Behandlung  der  Frage  hinausgekommen  sind,  auf  die  tieferen  wirth- 
schafUichen  Ursachen  des  Enteignongsprincips  und  der  Nothwendigkeit,  sowie  der  Haupt- 
f&Ue  seiner  Anwendung  nicht  eingeben.  Es  li&ngt  dies  wieder  mit  der  allgemeinen 
Stellung  der  Nationalökonomie  zum  wirthschaftlichen  Yerkehrsrecht  zusammen. 

Auch  in  den  grösseren  systemati&^chen  Werken  der  deutschen  nationalökono- 
mischen  Litteratur  erfolgt  kaum  mehr  als  eine  gelegentliche  Erwähnung  der  Enteignung 
als  einer  Thatsache  des  Yerkehrslebens.  So  sagt  z.  B.  Bau  in  der  Einleitung  zur 
Volkswirthschaftspolitik  (5.  Auflage,  1,  §.  5  und  Anmerkung  b)  bei  der  Darlegung  der 
Bedingungen,  unter  denen  eine  „zwingende  Maassregel"  auf  dem  volkswirthschaftlichen 
Gebiete  zu  rechtfertigen  sei,  über  die  Enteignung  nur:  „es  muss  in  Fällen,  wo  Jemand 
zur  AufgebuDg  eines  Privatrechts  verpflichtet  wird,  voller  Ersatz  des  Yerkehrswerths 
gegeben  und  hierzu  ein  genau  geregeltes,  vor  Missbrauch  schützendes  Yerfahren  vor- 
geschrieben werden."  In  der  Anmerkung  zu  diesem  Satze  fUgt  er  hinzu:  „Diese 
Zwangsabtretung  (oxpropriation  pour  cause  d'utilite  publique)  kommt  nur  bei  un- 
beweglichem Yermögen,  bei  dinglichen  und  Gewerbsrechten  vor.  Die  Nothwcndigkeit 
der  Abtretung  ist  nach  volkswirthschaftlichen,  wie  in  anderen  Fällen  nach  militärischen 
oder  polizeilichen  Erwägungen  nach  reiflicher  Prüfung  von  der  obersten  Staatsbehörde 
auszusprechen.'*  Koscher  erwähnt  die  Expropriation  nur  gelegentlich,  z.  B.  I,  §.  84, 
in  der  Darlegung  der  mehr  communistischen  Tendenz  des  modernen  Staats-  und 
Wirthschaftslebens:  „es  werde  immer  üblicher,  durch  sogenannte  Expropriationen  die 
wohlerworbenen  Privatrechte  dem  Uebergewicbtc  des  Gemeinbesten  aufzuopfern**, 
sonst  nur  bei  einzelnen  practischen  Fragen.  Selbst  Schäffle,  dem  nach  dem  Stand- 
puncte  seines  Systems  es  näher  gelegen  hätte,  berührt  die  Zwangsenteignung  auch 
nur  flüchtig,  so  System,  3.  Auflage,  II,  87,  wo  er  sagt,  das  Princip  der  öffentlichen 
Wirthschaftsorganisation  sei  die  einheitliche  obrigkeitliche  Gewalt,  die  auf  finanziellem 
Gebiete  als  Besteuerung,  auf  staatswirthschaftlichem  als  Conscription  und  Ex- 
propriation, Disciplin  u.  s.  w.  sich  äussere;  dann  II,  513,  wo  er  die  „Bildung 
öffentlicher  Yermögen*'  bespricht :  die  concreto  Gliederung  des  öffentlichen  Yermögens 
zu  einem  Organismus  verschiedenartiger  öffentlicher  Anstalten  werde  jirösstentheils 
durch  freien  Tauschverkebr,   theilwoiso  „durch  Anwendung  von  öffentlicher  Gewalt"* 
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(Expropriation  privater  Gtlter  gegen  EntBch&digung  in  Geldwertli)  Termittelt  Vgl. 
auch  2.  Auflage ,  S.  282.  Selbst  im  Socialen  Körper  unterbleibt  ein  genaaercs  Ein- 
gehen. In  der  Quintessenz  wird  die  Enteignung  als  eine  Eventaalit&t  des  radicalen 
Socialismus  erörtert  (7.  Auflage,  S.  18).  Samter.  GesellscliafUichos  und  Prirateigen- 
tlium.  denkt  beim  Oebcrgang  des  Grundeigenthums  an  den  Staat  an  umfassende  Ab- 
lösung. S.  198  ff.  Auch  Rodbertus  setzt  dieselbe  voraus  und  will  den  bisherigen 
UentenbezQg  der  Grund-  und  Kapitaleigenthamer  fiziren  (sociale  Briefe,  Normalarbeits- 
ug  passim).  Aehnliche  Gedanken  bei  Lassalle,  z.  B.  Briefe  an  Bodbertus  passim. 
Erörterungen  über  die  principiello  Stellung  der  Enteignung  im  Rechtssystem  fehlen 
aber  auch  bei  den  socialistischen  Schriftstellern  mit  Ausnahme  ron  Las 8 alle  (s.  n.) 
meistens.  Sonst  wird  die  Enteignung  etwa  nur  als  nothwendiges  Mittel  zur  Her- 
stellung der  neuen  Verkehrswege  (Eisenbahnen)  erwähnt  und  Inder  Agrar- 
und  Geworbepolitik,  beim  Bergbau,  in  wasserrechtlichon  Fragen,  beim 
Deichbau  über  die  einzelnen,  zur  Enteignung  im  weiteren  Sinne  zählenden  Fälle, 
wie  zwangsweise  Aufhebung  von  Grundlasten,  Realgerechtigkeiten  und  Bannrecbten 
u.  s.  w.  gehandelt.  Wenn  es  hier  bei  Erörterung  solcher  einzelner  Fälle  aber  auch 
bei  Rau,  Röscher  u.  A.  nicht  an  einer  genaueren  Erörterung  tlber  die  Bedingumren 
und  das  Pur  und  Wider  eines  gesetzlichen  Zwangscingriffs  in  sogenannte  wohl- 
erworbene Privatrechte  fehlt,  so  erifolgt  doch  keine  zusammenfassende  Behandlung,  in 
welcher  die  Spccialfälle  eines  solchen  Vorgehens  in  der  Agrar-  und  Gewerbevorfassung 
als  blosse  Anwendungen  eines  allgemeinen  Princips  des  wirthschaftlichen  Verkehrs- 
rechts auf  die  einzelnen  Gebiete  erscheinen.  Auch  die  in  der  Finanzwissenschaft 
nahe  liegende  Parallele  der  Besteuerung  und  der  Enteignung  blieb  regelmässig  un- 
beachtet (§.  244). 

Im  Ganzen  ist  es  auch  noch  in  der  neuesten  deutschen  nationalökonomischen 
Litteratur  so  geblieben.  Schönbei^g's  Handbuch  geht  nicht  auf  die  Principien&age 
der  Enteignung  ein,  die  neueren  Systeme,  Lehrbticher  u.  dgl.  ebensowenig.  Im 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschafien  befindet  sich  ein  in  seiner  Weise  trefflicher, 
aber  doch,  wie  freilich  manche  ähnliche  Artikel  in  diesem  Werke,  fast  ausschliesslich 
aus  dem  juristischen  Gesichtspunct  verfasster  Artikel  über  Enteignung  7on 
GrQnhut,  in  Band  II,  S.  249 — 272.  in  welchem  von  einer  principiellen  social- 
ökonomiscben  Auffassung,  wie  sie  wohl  in  jenes  Werk  gehörte,  zu  wenig  hervortritt 
Meine  Behandlung  der  Frage  in  der  Grundlegung  wird  nicht  erwähnt,  ebensowenig 
die  gleich  zu  nennende  Arbeit  Neumann 's,  obwohl  beide  zu  den  wenigen  national- 
ökonomischen über  die  Principienfrage  der  Enteignung  gehören.  Neumann  hat  auch 
hier  viel  Scharfsinn  entwickelt  und  namentlich  mit  Recht  die  Frage  in  Verbindung 
mit  anderen,  principiell  verwandten,  wie  denen  der  Besteuerung  gebracht.  Ein  be- 
sonderes Verdienst  ist  die  Zergliederung  des  Begriffs  „öffentliches  Interesse**,  mit 
welchem  in  Theorie  und  Praxis  der  Enteignung  so  vielfach  operirt  wird.  Neumann's 
formelle  Behandlungsweise  und  sachliche  Kritik  und  Eigebnisso  weichen  von  der 
meinen  in  Einigem  ab,  bei  wesentlicher  Uebercinstimmong  in  der  Gmndauffassang. 
Ich  habe  geglaubt,  an  Form  und  Inhalt  der  Darstellong  der  früheren  Auflagen  im 
Folgenden  nicht  viel  ändern  zu  sollen.  Zum  Vergleich  ist  aber  besonders  auf  Neumann 
hinzuweisen,  auch  fttr  Litteraturnachweise  und  abweichende  Ansichten  der  Autoren. 
Siehe  seinen  Aufsatz  „das  öffentliche  Interesse  mit  Bezog  auf  das  Gebühren-  und 
Steuerwesen,  die  Expropriation  und  die  Scheidung  von  Privat-  und  öffentlichem  Recht'* 
in  Hirth's  Annalen  XIX,  1886,  S.  857  ff.,  besonders  S.  394  ff.  und  revidirt  in  seinem 
Buch  die  Steuer  und  das  öffentliche  Interesse  (Leipzig  1887),  S.  IÜ7  ff.,  besondere 
178  ff.,  212  —  235. 

Mir  schien  es  von  vornherein  nothwendig,  dass  auch  der  Zwangsonteignuns: 
Seitens  der  Nationalökonomie  eine  principiello  Betrachtung,  ebenso  wie  der  Privat- 
eigenthumsiustitntion ,  gewidmet  werde.  Daher  die  Aufnahme  der  Materie  in  dieses 
Werk.  Gorade  unsere  Disciplin  hat  hier  in  Verbindung  mit  der  SociaJpoIitik  eine 
wichtige  Aufgabe  zu  lösen,  weiche  die  rein  juristische,  selbst  die  öffentlich-rechtliche 
Behandlung  des  Rechtsinstituts  der  Enteignung  für  sich  allein  nicht  lö^en  kann,  voo 
der  privatrcchtlichon  Doctrin  ganz  zu  schweigen.  Die  Zwangsonteignung  ist  nach  der 
richtigen  Volkswirt hschaftllchen  und  socialpolitischen  Auffassung  dasjenige  Rechts- 
institut, durch  welches  die  vom  öffentlichen  Interesse  verlangte  Vertheiluug  der  fudi- 
viduellon  Kapitalien  und  Grundstücke  unter  die  Einzelwirthschaften  (namentlich  zwischen 
di-n  Zwangsgemeinwirthschaften  einer-  und  den  übrigen  Einzelwirthschaften,  also  be- 
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sonders  den  Privatwirthschaftcn  anderseits  und  sodann  zwischen  den  letzteren  unter 
einander)  in  der  durch  die  Entwicklung  des  Volkslebens  geforderten  Weise  mittelst 
gesetzlichen  Zwangs  verändert  wird,  wo  and  soweit  als  diese  Veränderung  durch 
freien  Vertrag  nicht  entsprechend  bewirkt  werden  kann.  Durch  die  Enteignung  muss 
daher  eventuell  diejenige  ,^usdehnang  des  Privateigenthums''  (der  Privalwirthschaften) 
bewerkstelligt  werden,  welche  das  Gesammtinteresse  verlangt.  Die  Lehre  von  der 
Enteignung  nimmt  deshalb  die  ihr  hier  gegebene  Stelle  in  der  Systematik  des  vom 
socialokonomischen  Standpuncte  aus  behandelten  „allgemeinen  wirthschaftlichenVerkehis- 
rechts'*  wohl  richtig  ein:  sie  bildet  den  Schluss  der  Lehre  von  der  ««Ausdehnung 
des  Privateigenthums*'. 

Die  Enteignung  ist  hier  aber  nicht  in  der  tlblichen  Weise  unserer  Jurisprudenz 
auf  die  Abtretung  von  privatem  Sacheigenthum  oder  sogar  nur  von  Grundeigenthum 
zu  beschränken,  sondern  sie  umfasst  grundsätzlich  alle  Fälle,  wo  wohlerworbene 
Privatrechte  zwangsweise  entweder  ganz  aufgehoben  oder  an  Dritte  im  öffentlichen 
Interesse  abgetreten  oder  beschränkt  werden.  Nach  der  früheren  Formuiirung  des 
Eigenthumsbegriffs  (§.  129)  und  der  Statuirung  eines  „Eigenthums'*  auch  an  „Bechten'S 
„Verhältnissen*'  u.  s.  w.  lässt  sich  dies  auch  so  ausdrücken:  die  Enteignung  umfasst 
im  Princip  alles  Eigenthum  oder  alle  Arten  desselben.  Dagegen  bleibt  es  zunächst 
eine  offene  Frage,  ob  und  welche  Entschädigung  dem  Ezpropriaten  zn  Theü  wird, 
so  dass  dies  Moment  der  Entschädigung,  entgegen  der  üblichen  juristischen  Auffassung 
und  Begriffsbestimmung  der  Enteignung,  nicht  schon  in  die  Definition  aufgenommen 
werden  muss  (§.  241  fl.). 

In  Ermangelung  einer  eigentlich  nationalOkonomischen  Litteratur  über  die  Ent- 
eignung muss  daher  hier  ganz  auf  diejenige  Litteratnr  verwiesen  werden,  welche,  in 
der  Regel  ohne  jede  oder  ohne  wesentliche  Rücksicht  auf  die  sociale  und  ökonomische 
Seite  der  Frage,  von  dem  speciellen  Standpuncte  anderer  Wissenschaften  aus  die  Ent- 
eignung behandelt  hat.  Es  ist  dies  die  rechtsphilosophische,  die  polizei- 
wissenschaftliche, bez.  yerwaltungsrechtliche,  die  sonstige  öffentlich- 
rechtliche  und  die  civilistische  Litteratur. 

Bemerkens werth  ist  dabei,  *dass  auch  in  den  letztgenannten  Zweigen  vielfach  die 
Frage  der  Begründung  der  Enteignung,  also  die  eigentlich  rechtsphilosophische 
Seite,  mit  erörtert  wird.  Es  erklärt  sich  dies  aus  der  zweifelhaften  Stellung  des 
Instituts  im  positiven,  besonders  im  römischen  Rechte,  und  aus  der  Notb wendigkeit 
sich  mit  dem  absoluten  Privateigenthum  auseinander  zu  setzen.  Der  unvereinbare 
Widerspruch  des  letzteren  und  der  Zwangsenteiguung  (§.  230)  wird  von  den  Juristen 
empfanden  und  hat  zu  den  künstlichsten  Constructionen,  namentlich  bei  den  Civilisten, 
geführt  Die  Zwangsenteignung,  ein  Institut  des  öffentlichen  Rechts,  sollte  in  die 
Kategorieen  des  Privatrechts  hineingezwängt  werden,  —  ein  Bestreben,  das  erfolglos 
geblieben  ist  und  wohl  immer  erfolglos  bleiben  muss,  wenn  nicht  von  vorneherein 
der  absolute  Eigenthumsbegriff  aufgegeben  und  eine  socialrechtliche  Gestaltung  des 
Privateigen thums  an  die  Spitze  gestellt  wird.  VgL  z.  B.  über  die  Theorie,  dass  die 
Expropriation  ein  „Zwangskauf"  sei  und  über  andere  Constructionen  des  privatrecht- 
lichen Characters  des  Instituts  G.  Meyer  in  der  unten  genannten  Schrift  §.  9,  S.  183  ff. 
Femer  über  die  (ältere,  von  der  heutigen  Jurisprudenz  ganz  aufgegebene)  Begründung 
der  Expropriation  auf  ein  jus  eminens  oder  dominium  eminens  des  Staats  ebenda 
§.  3  und  4,  besonders  S.  125  ff.  Die  Annahme  eines  solchen  staatlichen  Obereigenthums 
für  sociale  und  ökonomische  Reformen  des  Privateigenthums  giebt  eine  Handhabe, 
welche  nicht  entbehrt  werden  kann  und  folgerichtig  bei  der  Annahme  eines  absoluten 
Privateigenthums  fehlt:  woher  sich  die  unbefriedigende  Behandlung  der  Enteignung 
in  der  neueren  Rechtswissenschaft  erklärt. 

Für  die  Litteratur  über  die  Enteignung  —  in  den  genannten  Zweigen  — 
vgl.  besonders  Georg  Meyer,  das  Recht  der  Expropriation,  Leipzig  1868,  §.  7, 
S.  152  ff.  (mit  historischer  Einleitung,  besonders  über  das  römische  Recht  und  dessen 
Fortbildung  im  Mittelalter).  Auch  die  meisten  anderen  Monographieen,  die  encyklopä- 
dischen  Aufsätze  der  Sammelwerke  über  Enteignung  (so  Grünhut,  a.  a.  0.  S.  272, 
E.  Meier,  im  Rcchtslexicon,  G.  Meyer,  im  Wörterbuch  des  Verwaltungsrechts, 
Neu  mann,  a.  a.  0.)  geben  Litteratur  an. 

Aus  der  rechtsphilosophischen  Litteratur  vgl.  z.B.  B.Stahl,  Philosophie 
des  Rechts.  II,  1  (3.  Aufl.)  §.  18.  S.  343  ff.  Seine  Beschränkung  der  Enteignung  auf 
die  Fälle  „öffentlicher  Noth wendigkeit"  im  Unterschied  von  der  blossen  „Gemeiunützig- 

A.  Wagner,  OrundleguBfir.  S.  Aufl.  2.  Theü.   Volkswirthschaft  o.  Recht.  34 
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keit*\  ist  pnktiflcli  werthloe,  veil  die  Grenze  nicht  za  ziehen  ist  nnd  sich  hst  nie  die 
wirkliche  Nothwendigkeit  (die  an  bedingte)  nachweisen  liest  Seine  Trennung  von 
«Aufhebung  (Abolition)  der  Hechte,  welche  einer  ganzen  Art  von  Rechten  die  An- 
erkennung und  Wirksamkeit  im  Staate  versagf'  Ton  der  Enteignung  (?gl.  ebenda 
§.  17)  ist  richtig  (siehe  unter  §.  241  ff.),  aber  es  ist  deshalb  doch  zultaig  und  noth- 
wendig,  einen  weiteren  Enteignungsbegriff  aufzustellen,  welcher  beide  F&Ile,  jene 
Aufhebung  Ton  Rechten  und  diese  Enteignung  ?on  Eigenthum,  zusammenfasst.  — 
Siehe  femer  ROder,  Katurrecht  II,  315  ff.,  Trendelenburg,  Katurrecht,  §.  100; 
er  tritt  bedingt  für  den  Ausdruck  „dominium  eminens*'  ein. 

Hauptwerk  ist  Lassalle's  System  der  erworbenen  Rechte,  besonders  Band  1, 
namentlich  §.7,  S.  198  ff.,  mit  der  wichtigen  Erörterung  aber  die  Aufhebung 
erworbener  Rechte  ohne  oder  mit  Entsch&digung,  S.  224  ff.,  242  ff.  YgL  darüber 
auch  die  Briefe  an  Rodbertus,  besonders  Kummer  2  und  §.  245  ff.  (Die  Polemik 
von  L.  Stein  in  der  Yerwaltungslehre  VII,  297  gegen  Lassalle  w&re  nur  zu- 
treffend, wenn  es  Stein  gelungen  w&re,  das  Recht,  speciell  das  Eigenthum  unabh&nglg 
von  der  Anerkennung  durch  das  Gesetz  wirklich  aus  dem  Wesen  der  Persönlichkeit 
abzuleiten,  was  nach  den  früheren  Ausführungen  über  die  „Begründung**  des  Eigen- 
thums  zu  bestreiten  ist) 

Aus  der  Litteratur  der  Yerwaltungslehre  (Polizeiwissenschaft)  und  des  all- 
gemeinen Yerwaltungsrechts,  welche  der  volkswirthschafUichen  Betrachtung 
natürlich  noch  am  N&chsten  steht,  siehe  R.  v.  Mohl,  Polizei  Wissenschaft,  3.  Auflage. 

I,  §.  5  (FeststelluDg  der  Grundsätze,  wie  die  Polizei  zu  handeln  hat,  II,  positive  An- 
forderungen), S.  39  (nicht  principiell).  Dann  besonders  H.  R Osler,  der  in  seinem 
socialen  Yerwaltnngsrecht  I  die  Enteignung  und  das  Nothrecht  unter  den  „socialen 
Yerpflichtungen  des  Eigenthums**  (neben  Kachbar-,  Bau-,  Wegerecht,  Zusammen- 
legung der  Grundstücke)  S.  461  ff.  eingehend  behandelt  Siehe  bei  ihm  auch  Spcdal- 
litteratur  und  Gesetzgebung.  R Osler  h&lt  an  der  engen  Beschränkung  des  Ent- 
eignungsrechts fest,  polemisirt  daher  gegen  Stein 's  Erweiterung  in  der  ,JSnt- 
währungslehre".  Er  beschränkt  die  Enteignung  auf  Gmndeigenthum,  begründet  sie 
hier  damit,  dass  „das  Grundeigenthum  seiner  Natur  nach,  nicht  bloss  ausnahmsweise, 
den  Anforderungen  der  Gemeinschaft  unterworfen  sei*\  —  was  m.  E.  principiell  von 
allem  Eigenthum,  vollends  auch  vom  Kapitaleigenthnm  gilt,  wenn  auch  gradweise  ver- 
schieden. Er  betont  mit  Recht  den  öffentlich-rechtlichen  Gharacter  der  Enteignung 
besonders  und  verwirft  die  privatrechtlichen  Einkleidungsversuche  des  Instituts.  Die 
Berufung  auf  staatliches  Obereigenthum,  öffentliches  Interesse,  Staatszweck  (6.  Meyer) 
weist  er  ab,  ohne  indessen  zu  einer  wesentlich  anderen  Ableitung  zu  gelangen  („noth- 
wendiger  Gebrauch  für  öffentliche  Zwecke  von  überwiegendem  allgemeinen  Nutzen'*. 
§.  195,  196).    Das  Moment   vorheriger  (?  vgl.  z.  B.  das  preussische  Gesetz  vom 

II.  Juni  1874  §1,  wo  dies  Moment  fehlt)  voller  Entsch&digung  zieht  er  in  die 
Begriffsbestimmung  hinein.  Meine  Debereinstimmung  und  Abweichung  von  R  Osler 
ergiebt  sich  aus  dem  Texte:  es  ist  dieselbe  wie  in  der  ganzen  Behandlung  der 
Eigen thumsinstitution ,  siehe  darüber  auch  oben  Vorbemerkungen  §.  126.  Vgl.  auch 
R  Osler 's  Recension  von  Grün  hu  t's  Enteignungsrecht  Wien,  1873  in  der  Tübinger 
Zeitschrift  XXX,  712—727.  Grünhut  steht  der  Rösler'schen  Behandlung  princi- 
piell nahe. 

Neben  R Osler,  welcher  nach  dem  Zweck  seines  Werks  mehr  den  verwaltungs- 
rechtlichen als  den  verwaltungs politischen  Staodpunct  vertritt,  ist  besonders 
L.  V.  Stein  hier  zu  nennen,  bei  dem,  wie  immer,  die  Erörterung  de  lege  lata  mit 
derjenigen  de  lege  ferenda  eng  verbunden  ist.  Stein  hat  in  seiner  Lehre  von  der 
„Ent Währung**  in  Band  YII  seiner  Yerwaltungslehre  (vgl.  auch  sein  Handbuch. 
1.  A.  S.  144—150,  2.  A.  S.  577  ff.,  3.  A.,  II,  591  ff.)  den  m.  E.  principiell 
richtigen  Yersuch  gemacht  für  das  ganze  Gebiet,  welches  im  Text  als  Enteignung 
bezeichnet  wird,  eine  zusammenfassende  Theorie  aufzustellen  und  es  mit  dem  gesell- 
schaftlichen Entwlcklungsprocess  in  Causalnexus  zu  bringen.  Ygl.  darüber  unten 
§.  233.  Den  Einwand  ROsler's  (a.  a.  0.  S.  464)  gegen  Stein,  dass  die  Ent- 
eignung und  Grundentlastung  nicht  unter  den  gemeinsamen  Begriff  der  Entwährung 
gestellt  werden  dürfe,  weil  die  letztere  (die  Entlastung)  die  Durchführung  einer  all- 
gemeinen Rechtsform,  die  erstere  (die  Enteignung)  dagegen  eine  specielle  administra- 
tive Maassregel  auf  dem  Boden  derselben  sei,  oder  den  Einwand  Rohland 's  (in  der 
unten  genannten  Schrift  S.  2  Anmerkung  3),  dass  die  Gruodentlastung  eine  Rechts- 
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reform,  die  Enteignung  ein  Bechtsinstitat  sei,  halte  ich  nicht  tut  richtig:  die  £nt- 
eignang  im  weiteren  Sinn  ist  ein  Rechtsinstitnt,  auf  Gmnd  dessen  die  Yenraltong  in 
beiden  Füllen  bestehende  PriTatrechte  zvangsveise  den  bisherigen  Berechtigten  ent- 
zieht —  Aof  Stein  ist  neben  der  Spedallitterator  auch  besonders  für  die  Entwick- 
lang der  Doctrin  nnd  Gesetzgebung  anf  diesem  Entwährongsgebiete  za  verweisen, 
siehe  besonders  II,  S.  67—93,  293—824.  —  Vgl.  sonst  noch  Escher,  Politik  I, 
360  ff.;  f.  Inama-Sternegg,  Yerwaltungslehre  (Innsbruck  1870),  S.  133. 

Die  juristische  Litteratnr  siehe  bei  G.  Meyer  a.  a.  0.  nnd  bei  ROsler. 
Besonders  heryoizuheben  sind  neben  Meyer  nnd  Grünhnt:  Treichler,  zwangs- 
weise Abtretang  von  Eigenthnm  n.  s.  w.,  Zeitschrift  für  deutsches  Recht,  XII,  123; 
Hftberlin,  Lehre  ron  der  Zwangsenteignung,  Archiv  für  civilistische  Praxis,  Band  39, 
1856,  S.  1,  147;  Thiel,  Expropriationsrecht  u.  s.  w.,  Berlin  1866,  W.  v.  Bohland, 
zur  Theorie  und  Praxis  des  deatschen  Eoteignnngsrechts,  Leipzig  1875  (mit  eingehender 
BerücksichtiganK  der  Litteratur  und  Gesetzgebung).  £.  Meier,  Artikel  Expropriation 
im  Bechtslexicon ,  Band  I,  Grttnbut  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften 
a.  a.  0.,  G.  Meyer,  in  v.  Stengels  Wörterbuch  Artikel  Enteignung.  Derselbe  in 
seinem  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts,  2.  A.  S.  521,  655,  665;  Derselbe 
Lehrbuch  des  deutschen  Yerwaltungrechts  I,  264;  LOning,  desgleichen,  S.  243  ff. 
und  andere  Staats-  und  verwaltungsrechtliche  Werke,  auch  für  die  Debersicht  der 
Gesetzgebung  (besonders  bei  G.  Meyer  und  GrUnhut);  Prazak,  Becht  der  Ent- 
eignung In  Oesterreich,  Prag  1877.  Vgl.  sonst  noch:  Zachariä,  Deutsches  Staats- 
recht U,  §.  153  (2.  Auflage  S.  126  ffO;  Bluntschli,  allgemeine  Staatslehre  (Band  1 
der  Lehre  vom  modernen  Staate,  5.  Auflage,  Stuttgart  1875)  S.  293  ff.  For  Preusson: 
V.  BOnne,  preussisches  Staatsrecht,  3.  Auflage,  II.  1,  §.  94  (Unverletzlichkeit  des 
Eigenthums,  vgl.  Artikel  9  der  Verfassung)  S.  92  ff.  Ffir  Bayern:  Pözl,  Ver- 
fassungsrecht, 4.  Auflage,  §.  34.  —  B eseler,  Deutsches  Privatrecht  §.92;  Gerber 
desgleichen  (in  den  neueren  Auflagen)  §.  174  b.  Die  rein  privatrechtliche  Auffassung 
des  Eigenthumsrechts  weiss  natürlich  gegenüber  dem  Enteignungsrecht  gar  keine 
richtige  Stellung  zu  nehmen  (§.  233).  Aber  selbst  noch  die  Auffassungen  neuerer 
Juristen,  wie  Grünhut's,  befriedigen  nicht  recht.  Sie  sind  doch  immer  noch  zu 
sehr  von  dem  Gedanken  beherrscht,  dass  das  Enteignungsrecht  ein  exorbitanter  Ein- 
griff in  die  Privatrechtsspb&re  sei.  Auch  reicht  eben  der  blosse  Hinweis  auf  das 
„öffentliche  Interesse''  zur  theoretischen  Begründung  nicht  aus,  weil  objective  Kriterien 
ftlr  die  Bestimmung  des  Vorhandenseins  und  des  Mangels  dieser  Interessen  fehlen. 
Siehe  besonders  hierzu  Neumann  a.  a.  0. 

Zu  meiner  besonderen  Genugthuung  begegne  ich  mich  daher  in  der  gleichen 
principiellen  Auf&ssung  der  Enteignnng,  weil  des  Eigenthums,  auch  hier  wieder  mit 
Ihering  (Zweck  im  Recht,  1.  Auflage,  I,  514  ff.).  Er  sagt  hier:  „Die  wahre  Be- 
deutung der  Expropriation  wird  m.  £.  völlig  verkannt,  wenn  man  in  ihr  einen  Ein- 
griff in  das  Eigenthnm,  eine  Abnormität  erblickt,  die  mit  der  ,Jdee''  desselben 
in  Wideispruch  stehe.  In  diesem  Lichte  kann  sie  nur  demjenigen  erscheinen,  der  das 
Eigenthnm  lediglich  vom  Standpnncte  des  Individuums  erfasst  (individualistische 
Eigenthumstheorie).  Dieser  Standpunct  ist  aber  für  das  Eigenthum  nicht  minder  ein 
verkehrter  als  fllr  den  Vertrag.  Der  allein  richtige  ist  der  der  Gesellschaft 
(gesellschaftliche  Eigenthumstheorie)  und  von  diesem  Standpnncte  erscheint 
die  Expropriation  so  wenig  als  eine  Abnormität  oder  als  ein  Verstoss  gegen  die 
Eigenthomsidee,  dass  sie  umgekehrt  darch  dieselbe  in  unabweisbarer  Weise  gefordert 
wird.  Die  Expropriation  enth&lt  die  Lösung  der  Aufgabe,  die  Interessen  der  Gesell- 
schaft mit  denen  des  Eigenthums  zu  vereinigen,  sie  macht  dasselbe  erst  zu  einem 
practisch  lebensfähigen  Institut.  Ohne  sie  würde  sich  das  Eigenthum  zu  einem  Finch 
der  Gesellschaft  gestalten  können  .  .  .  Der  Gefahr  des  Eigenthums  für  die  Gesell- 
schaft wehrt  hier  das  Recht  ab  dnrch  die  Expropriation  (Expropriation  des 
Privatrechts).  Unserer  heutigen  Theorie  ist  dieser  Begriff  so  gut  wie  unbekannt, 
obschon  er  im  römischen  Becht  bestimmt  genug  ausgeprägt  ist.'*  Ich  kann  den 
innersten  Kern  meiner  Auffassung  nicht  besser  geben,  als  mit  diesen  Worten  des 
grossen  Romanisten,  der  mir  wieder  Gewährsmann  anderen  Juristen  gegenüber  dafür 
ist,  dass  meine  Auffassung  der  Enteignung  doch  auch  juristisch  sich  wird  recht- 
fertigen lassen. 

Aus  der  Gesetzgebung  gehören  mehrfach  Bestimmungen  der  neueren  Ver- 
fassungsgesetze  hierher,  worin  die  Dnverletzlichkeit  des  Eigenthums,  anderseits 
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der  Satz  »MgesprocheB  zu  werden  pflegt,  dass  das  Eigenthnm  ans  Gründen  des  OSent- 
Heben  Wohls  —  eventuell  gegen  rorheiige  Entschädigung  —  nach  Maassgsbe  des 
Gesetzes  entzogen  oder  bt^chränkt  werden  kann.  Beispiel:  Preüssische  Ter- 
ÜMSVng  von  1850,  Artikel  9,  Baierische  Ton  1818,  Titel  lY,  §.  8  (mit  Bemfdng 
auf  eine  Verordnung  vom  14.  August  1815,  an  deren  Steile  das  baierische  Gesetz 
aber  Zwangsabtretnng  von  Gmodeigenthiim  ?om  17.  Korember  1837  getreten  ist). 
Oesterreichiscbes  Staatsgrandgesetz  ?on  1867,  Artikel  5.  Sonst  sind  theüs  in 
den  Bechtsbüchern  (z.  B.  prenssisches  Landrecht,  Elnleitang,  §.  75,  dann  Theill, 
Titel  11,  §.  4  ff.  „Zwangskanf*,  Österreichisches  bargeriiches  Gesetzbuch  §.  365), 
theils  in  Gesetzen  über  Wegebauten,  Deichbauten,  Ent-  und  Bewisserangsweseo, 
Pestnngsweeen  und  ähnliche  milltairische  Zwecke,  miUtairische  Requisitionen  beweg- 
licher Dinge  (Pferde),  und  neuerdings  besonders  in  den  Eisenbahngesetzen 
und  Berggesetzen,  theils  endlich  in  besonderen  allgemeinen  Ezpro- 
priationsgesetzen  die  Bestimmungen  des  positiven  Rechts  über  die  Zwangs- 
enteignung enthalten.  Tgl.  dasNUiere  bei  G.  Meyer,  Expropriation,  §.  7  8.  142 ff., 
Rösler,  S.  461,  Stein,  Grünhut,  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaftem 
a.  a.  0.  Besonders  zu  erw&hnen  sind:  die  principiell  wichtigste  und  auf  die  Gesetze 
anderer  L&oder  besonders  einflussreiche  französische  Gesetzgebung  rom  8.  Min 
1810  (aufgehoben),  7.  Juli  1833  und  3.  Mai  1841,  nebst  einzelnen  anderen  (13.  April 
1850,  27.  Juli  1870);  das  genannte  baierische  7on  1837,  das  schweizerische 
Bundesgesetz  Tom  1.  Mai  1850,  das  neue  preüssische  vom  11.  Juni  1874  (Com- 
mentare  über  dieses  von  Dahlke  1874,  von  Bahr  und  Langerhans  1875);  Oster- 
reichische Specialgesetze  für  einzebe  Zwecke,  n.  A.  m.  (siehe  Grünhut  im  Hand- 
wörterbuch der  Staatswissenschaften  U,  S.  254  ff.,  Gesetze  u.  s.  w.  der  einzelnen 
deutschen  Staaten  in  G.  Meyer,  Yerwaltungsrecht  I,  265).  Der  Entwurf  des 
deutschen  bürgerlichen  Gesetzbuchs  schliesst  ausdrücklich  das  Enteignungsrecht  ans 
Beinern  Inhalt  aus  (Note  zu  Buch  3,  Sachenrecht).  Das  EinfÜhrungsgesetz  soll  zo 
dieser  wie  anderen  ausgeschlossenen  Rechtsmaterien  die  Stellung  und  die  Zuständigkeit 
der  Landesgesetzgebnng  für  dieselben  regeln  (Entwurf,  amtliche  Ausgabe,  S.  176). 
Ausserdem  for  die  Enteignung  in  unserem  weiteren  Sinne:  die  Gesetze  über  Leil>- 
eigenschaftsaufhebung  (vgl.  oben  §.  42),  Grandlasten,  Ablösungen  u.  s.  w.  Siehe 
darüber  Stein  a.  a.  0.  und  die  betreffenden  Abschnitte  der  pnJctischen  Theile  des 
Lehrbuchs,  Rau  H  (Politik),  §.  46  ff.;  Röscher,  H,  2,  Kapitel  9;  Bnchen- 
berger,  I,  §.  24  ff. 

Im  Text  handelt  es  sich  wesentlich  um  die  principielle  Frage:  ob  ond 
wann  eine  Enteignung  Platz  greifen  dürfe.  Es  ist  dafür  auch  auf  die  Ausführungen 
oben  S.  455  und  §.  196  ff.  Bezug  zu  nehmen.  Die  Entschädigungsfrage  ist  ftr 
die  Tolkswirthschaftliche  Seite  die  secundäre,  für  die  privat wirthschafUiche  die 
primäre  (§.  245  ff.).  Die  Frage  der  Durchführung  im  Einzelnen,  der  dabei  in 
Betracht  kommenden  juristischen  Specialitäten  des  Verfahrens  gehOrt  nicht  weiter 
hierher,  sondero  in  die  juristische  Erörterung  und  Darstellung  des  positiven  Rechts. 


1.  Abschnitt. 

SoeialSkonomisehe  Be^rflndniig  und  Construetion 

der  Enteignung. 

I.  —  228  [369].  Principielle  socialökonomische  Noth- 
wendigkeit  und  Rechtfertigung  der  Enteignung  und 
Begriff  der  letzteren. 

A.  Der  Fortgang  der  volkswirthschaftlichen  Entwicklung  hat 
regelmässig  einerseits  zur  Bedingung,  anderseits  zur  Folge  eine 
veränderte  Vertheilnng  des  Eigenthums  oder  wenigstens  des  Ver- 
fügungsrechts in  Bezug  auf  das  Nationalkapital  und  den  Grundbesits. 
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Namentlich  gilt  dies  von  den  beiden  entscheidenden  Ver- 
änderungen im  volkswirthschaftlicbeD  Productionsproeess,  von  welchen 
nicht  nur  der  materielle,  sondern  zugleich  der  geistige  und  sittliche 
Fortschritt  des  Volks  mit  abhängt.  Diese  Veränderungen  betreffen, 
einmal:  wesentlichere  Umgestaltungen  der  Organi- 
sation der  ganzen  Volkswirthschaft  (I,  Buch  5),  daher 
der  Combination  der  drei  Wirthschaftssysteme  (I,  §.  302),  besonders 
des  privat-  und  des  zwangsgemeinwirthschafüichen;  sodann: 
gleichfalls  wesentlichere  Umgestaltungen  des  einzel- 
wirthschaftlichenProdnctionsbetriebs,  mithin  derTechuiki 
Productionsroethode  und  Combination  der  drei  Productionsfactoren, 
bzw.  Bedingungen  (Natur  [BodenJ,  Arbeit  und  Kapital),  in  den 
Einzelwirthschaften ,  des  Umfangs  derselben  und  der  Bechtsform 
der  Privatwirthschaften.  Besonders  wichtig  ist  hier  der  durch  die 
Bedürfnisse  der  sich  weiter  entwickeluden  Volkswirthschaft  ge- 
botene Wechsel  der  ökonomischen  Zwecke  und  Functionen  des 
Bodens,  bez.  der  einzelnen  Grundstücke,  sowie  die  Steigerung  der 
Intensivität  des  Bodenanbaus  bei  jeder  Bodenkategorie. 

Kann  z.  B.  ein  bestimmter  Theil  des  Nationalkapitals  oder  bestimmter  Boden, 
velche  Pri^ateigenthum  sind,  nicht  auf  irgend  eine  Art  sieber  zur  Verfügang  der 
ZwaDgsgemeinwirtbscbaften ,  des  Staats,  gestellt  werden,  so  ist  die  etwa  dorch  das 
Gesammtinteresse  geforderte  Veränderung  der  Organisation  der  Volkswirthscbaft  in  der 
Sichtung  vermehrter  und  Ter&ndertor  Staatsth&tigkeit  auf  dem  Gebiete  der  materiellen 
und  der  immaterieUen  Prodoction  natttrlich  nichit  durchzuführen.  Ebenso  ist  eine  im 
Gesammtinteresse  gebotene  Umgestaltung  des  einaelwirthschaftlichen  Betriebs  im  privat- 
wirthschaftlichen  System,  speciell  z.  B.  bei  der  Bodenbenutzung,  nothwendig  an  die 
Voiaossetzong  einer  veränderten  Yertheilung  entweder  des  Eigenthums  oder  wenigstens 
des  in  anderen  Bechtsformen  ermöglichten  YerfUgungsrechts  über  bestimmte  Theile 
des  Nationatkapitals  und  des  Grund  und  Bodens  gebunden. 

Die  erforderlichen  Veränderungen  in  der  Yertheilung  der 
Eigenthums-  und  VerfUgungsrechte  in  Bezug  auf  concrete  Parcellen 
des  nationalen  Kapitals  und  Bodens,  welche  in  Privateigenthum 
stehen y  können  sich  nun  auf  doppelte  Weise  vollziehen:  ver- 
tragsmässig  im  freien  Verkehr  oder  mittelst  Zwangs  gegen 
die  Eigentbümer.  Das  Erste  ist  nach  der  bisherigen  geschichir 
liehen  Entwicklung  unserer  Volkswirthschaften  die  Regel,  das 
Letztere  die  Ausnahme.  Im  freien  Verkehr  der  privaten  Einzel- 
wirthschaften  unter  einander  wie  mit  den  Einzelwirthschaften, 
welche  der  Staat,  die  Gemeinde  und  andere  Zwangsgemein  wirth- 
schaften darstellen,  wird  durch  eine  Reihe  von  freien  Ver- 
trägen, insbesondere  Tausch,  Kauf,  Miethe,  Pacht,  Darlehen, 
Constitnirung  dinglicher  Rechte,  von  jeder  Einzelwirthschaft  das 
Eigenthum  oder  die  rechtliche  Verfügung  (Nutzung)  auch  tlber  die- 
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jenigen    individuellen    Kapitalien    nnd    Grundstücke    erlangt, 
welche  sie  zu  ihren  Prodnctionszwecken  bedarf. 

So  lange  nun  durch  diese  vertragsmässige  Regulirnng  der 
Vertheilung  des  Eigenthums  an  oder  des  VerfÜgungsrechts  über 
privates  Kapital  und  Boden  jene  beiden  Hauptveränderungen  im 
Productionsprocess  in  einer  dem  Gesammtinteresse  entsprechenden 
Weise  ermöglicht  werden,  liegt  kein  Grund  vor,  zu  einer  zwangs- 
massigen  Begelung  jener  Vertheilung  zu  schreiten.  Insoweit  ist 
die  geschichtlich  überkommene  Ausdehnung  des  Privateigen- 
thums  an  Prodnctionsmitteln  auch  vom  Staate  in  der  gewünschten 
Bichtung  nur  vertragsmässig  zu  verändern. 

Aber  diese  vertragsmässige  Regelung  reicht  erfahrungsmässig 
nicht  aus.  Es  muss  daher  eventuell  auch  immer  durch  einen 
Zwangseingriff  des  Staats  die  Vertheilung  des  Eigenthams 
und  Verfügungsrechts  über  diejenigen  individuell  bestimmten  Pro- 
ductionsmittel  umgestaltet  werden  können,  welche  zur  Durchführung 
einer  jener  beiden,  vom  öffenüicben  Interesse  geforderten  Haupt- 
veränderungen im  Productionsprocess  oder  einer  dazu  gehörigen 
einzelnen  Maassregel  oder  Einrichtung  gebraucht  werden^),  falls 
dies  Ziel  frei  vertragsmässig  überhaupt  nicht  oder  nur  mit  nicht 
zu  rechtfertigenden  Opfern  der  Gemeinschaft  *)  erreicht  werden  kann. 

Mit  diesem  Satze  wird  das  volkswirthschaftliche  und,  soweit 
die  Lage  der  Gesellschaft  von  der  Entwicklung  der  Volkswirth- 
schaft  abhängt,  das  sociale  und  politische,  m.  a.  W  das  social- 
ökonomische  Princip  für  die  Notbwendigkeit  und  Bechtfertignng 
der  ZwangsenteignuDg  (Expropriation)  und  zugleich  für  die  Grenzen 
des  Zwangsenteignungsrechts  aufgestellt. 

B.  DasBecht  der  Zwangsenteignung  („Enteignung^') 
ist  das  Becbt  des  Staats,  ein  im  Eigenthum  stehendes  indi- 


*)  Man  kann  nicht  sagen:  unentbehrlich  sind;  es  genügt,  wenn  sie  nur  zur 
zweckmässigen  Herstellung  der  Einrichtung  (des  Unternehmens)  nothwendig  ge- 
braucht werden.  Eine  relative,  keine  unbedingte  Notbwendigkeit  mnss  also  ror- 
liegen.  Bei  Expropriationen  von  Boden  zu  Eisenbahnen  kann  man,  sogar  was  die 
Bahn  selbst  betrifft  —  von  Bahnhöfen  u.  s.  w.  gar  nicht  zu  reden,  fär  welche  du 
Expropriationsrecht  auch  nicht  immer  in  den  neueren  Gesetzen  in  demselben  Umfanf^ 
wie  für  die  Bahn  gegeben  wird  —  nur  selten  von  unbedingter  Notbwendigkeit  eines 
Grnndsttlcks  sprechen. 

')  Es  macht  hier  keinen  Unterschied,  ob  die  Gemeinschaft  dir e et,  wie  z.  B.  bei 
tlbermässig  theurem  Grunderworb  für  Staatsbahnen,  oder  indirect,  z.  B.  im  gleichen 
FaUe  fUr  Privatbahnen  getroffen  wird.  Denn  getroffen  wird  sie  wegen  des 
theureren  Baus,  der  dadurch  nöthigen  höheren  Tarife  auch  hier,  weil  das  öffentliche 
Interesse  einmal  den  Bau  verlangt. 
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viduelles^)  Object  seinem  Eigenthümer  auch  ohne  dessen  Ein- 
willigang,  also  zwangsweise  zu  entziehen,  um  es  in  einer 
vom  Gesammtinteresse  geforderten  Weise  zu  verwenden;  oder  das 
Eigenthumsrecht  des  Eigenthümers  zu  beschränken,  um  das 
Object  mit  einer  Servitut  zu  belegen;  oder  den  Gebrauch  des 
Objects  im  öffentlichen  Interesse  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Nähere  Begrandung  dieser  formellen  Definition  siehe  unten  in  §.  241  ff.,  be- 
sonders bezüglich  der  Auseinandersetzung  mit  anderen  Auffassungen.  Erst  nachdem 
in  den  §.  230—239  die  im  Texte  aufgestellte  Enteignungslehre  genauer  dargelegt 
worden  ist,  empfiehlt  es  sich,  auf  die  Fragen  der  Terminologie  und  die  damit  zu- 
sammenhängenden Fragen  \rom  Umfang  und  Inhalt  des  Enteignungsgrundes  einzugehen. 
—  Hier  Ist  forl&ufig  nur  zu  bemerken,  dass  die  formelle  Definition  der  Enteignung 
nach  der  Begriffsbestimmung  des  Eigenthums  etiras  verschieden  ausfallen  muss  (siehe 
unten  §.  241):  ein  Grund,  warum  die  Definition  des  Tezts  von  anderen  Definitionen 
abweicht. 

Dieses  Enteignungsrecbt  ist,  zum  Mindesten  in  Bezug  auf 
Grandeigenthnm  und  eventuell  mit  der  weiteren  Beschränkung  auf 
eine  bestimmte  Reihe  von  Fällen,  in  nnseren  Culturstaaten  allge- 
mein als  bestehend  anerkannt  und  durch  die  neuere  Gesetzgebung 
genauer  geregelt  worden,  lieber  die  innere  rechtsphilosophische 
Begründung  gehen  die  Ansichten  noch  heute  mannigfach  ebenso 
aus  einander,  wie  über  seine  Formulirung  und  Begrenzung  und 
seine  Stellung  im  ganzen  System  des  Bechts,  speciell  zum  bttrger- 
lichen  und  zum  öffentlichen  Recht.  Auf  diese  Controversen  ist 
hier  jedoch  nur  insoweit  einzugehen,  als  es  die  Geltendmachung 
des  volkswirthschaftlichen  Standpuncts  in  der  Eigenthums- 
lehre  fordert. 

II.  —  §.  229  [370].  Das  Enteignungsrecht  und  die 
Volkswirthschaftslehre.  Erst  die  Betrachtung  des  Ent- 
eignungsrechts gerade  vom  volkswirthschaftlichen  Standpnncte  dient 
zu  einer  tieferen  Begründung  dieses  Rechts  und  ist  deshalb  die 
Aufgabe  der  folgenden  Erörterungen.  Die  übliche  Behandlung  der 
Juristen,  auch  wenn  sie  auf  die  Frage  der  Begründung  (wie  aller- 
dings vielfach  auch  in  der  positiven  rechtswissenschaftlichen  Litte- 
ratnr)  eingehen,  befriedigt  deswegen  so  wenig ,  weil  diese  Volks- 
wirthschaftlicbe  Betrachtung  fehlt  oder  zu  allgemein  gehalten  bleibt, 
wie  in  dem  Hinweis  auf  die  Begründung  durch  das  „öffentliche 
Interesse^',  das  „höhere  Staatsinteresse''  n.  dgl.  m.  Zunächst  seien 
folgende  drei  Puncto  hervorgehoben. 


^)  Hierin  liegt  der  Unterschied  der  Enteignung  von  der  Besteuerung.  (Siehe 
unten  §.  244.)  Das  Object  kann  auch  ein  individuelles  Recht,  die  Verveudung 
auch  eine  Aufhebung,  Beschränkung,  Abänderung  solchen  Rechts  sein. 
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1.  Die  unbestrittene  Nothwendigkeit  eines  Zwangs- 
enteignnngsrechts  mnss  als  ein  neuer  Beweis  für  die  Unbaltbarkeit 
des  absoluten  Privateigenthumsrechts  und  der  üblichen  römisch- 
rechtlichen Begriffsbestimmung  desselben  anerkannt  werden  (§.  230). 

2.  In  der  Anerkennung  dieser  Nothwendigkeit  liegt  das  Za- 
geständniss  eines,  wenigstens  bedingten,  Vorrangs  der  Gemein- 
schaftsinteressen  und  speciell  auch  volkswirthschaftlicber  Ntltzlich- 
keitsrttcksichten  vor  dem  Privateigenthumsprincip  (§.  231). 

3.  Allein  die  Yolkswirthschaftslehre  deckt  den  Rechtfertigungs- 
grund  für  das  Zwangsenteignungsrecht  richtig  auf  und  zugleich 
lehrt  nur  sie,  die  richtigen  principiellen  Grenzen  für  dieses  Becbt 
dem  Privateigenthum  gegenüber  ziehen,  —  wenigstens  soweit  sich 
solche  Grenzen  überhaupt  allgemein  aufstellen  lassen,  —  derjenige 
Punct,  um  dessen  Lösung  sich  die  beiden  Zweige  der  individaa- 
liatischen  Bechtswissenschaft,  die  civilistische  wie  die  Jurisprudenz 
des  öffentlichen  Rechts,  bisher  vergebens  bemüht  haben  (§.  232 ff). 

§.  230  [371].  —  A.  Absolutes  Privateigenthum,  in 
römisch-rechtlicher  Weise  formulirt,  und  Zwangsenteignang 
sind  unvereinbare  Gegensätze.  Das  Eine  schliesst  das 
Andre  ans.  Hit  der  Anerkennung  der  Nothwendigkeit  oder  selbst 
nur  der  überwiegenden  Zweckmässigkeit  —  denn  in  der  grossen 
Mehrzahl  der  Fälle  handelt  es  sich,  was  zu  beachten  ist,  nur  am 
diese,  d.  h.  um  eine  relative,  nicht  um  eine  unbedingte  Noth- 
wendigkeit —  der  Zwangsenteignung  muss  folgerichtig  der  absolute 
Eigenthumsbegriff  aufgegeben  und  ein  dem  oben  in  §.  129  aaf- 
gestellten  gleicher  oder  ähnlicher  angenommen  werden.  Dass 
alles  Privateigenthum  eventuell  der  Zwangsenteignung  ausgesetzt 
ist,  gehört  zu  den  rechtlichen  Vorbehalten  der  rechtbildenden 
und  rechtgewährenden  Gemeinschaft  gegenüber  der  „Herrschaft'' 
des  Eigentbümers  über  seinEigentbumsobject  in  dieser  Gemeinschaft 

Die  CirUisten  haben  denn  auch  umsonst  reisacht,  der  Zwangaenteignoo^  in 
ihrem  rein  individualistischen  Privatrechtssystem  eine  Stelle  zu  geben.*)  Die  ein- 
fache HinaberweisuDg  des  Gegenstands  in  das  Öffentliche  Recht  genügt  jedoch  aach 
nicht.*).     Vielmehr  ist  die   Zivaugsenteignung   ein   neuer  Belegfall  far   die  Noth- 


^)  Siehe  §.  231,  Beseler,  Gerber  u.  A.  m.,  gegen  welche  Stein  n.  A.  hier 
Recht  haben.  Siehe  Stein,  Verwaltungslehre  VII,  69  und  besonders  Iheriog  in 
der  Vorbemerkung  S.  531. 

*)  So  bei  vielen  Neueron,  besonders  scharf  betont  von  IL  BOsler,  Verwaltoogs- 
recht  I,  1,  §.  195  und  Anzeige  über  GrUnhut's  Enteignungsrecht,  Tabinger  Zeit- 
schrift 1874,  XXX,  712.  Vgl.  Über  meine  abweichende  Auffassung  oben  Vorbemerkang 
§.  126  und  Ihering  a.  a.  0.,  der  ausdrücklich  von  „Expropriation  des  Privat- 
rechts" spricht. 
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wendigkeit  einer  socialen  Anffassnng  auch  des  Priratrechts  und  speciell  einer 
socialrechtlichen  Gestaltung  des  Privateigenthnms.  Die  ErOrterongcn  im 
3.  Kapitel  des  2.  Buchs  (§.  126  ff.)  finden  in  dem  Institut  der  Zvangsenteignnng  eine 
Bestätigung. 

§.  231  [372].  —  B.  Bei  der  Zwangsenteiganng  wird  vom 
Rechte  dem  Willen  des  Staats,  welcher  hier  den  Willen  and  das 
Interesse  ^er  höchsten  Gemeinschaft  vertritt,  unbedingt  der  Vorrang 
vor  dem  Willen  des  das  Individualinteresse  vertretenden  Privat- 
eigentbümers  eingeräumt.  Darin  liegt  das  wichtige  Princip  ent- 
halten,  dass  die  Unverletztheit  des  Privateigenthums 
kein  unbedingter  Grundsatz  der  Rechtsordnung  ist 
Der  Staat  fungirt  hier  in  seiner  wahren  Sphäre,  indem  er  auch  im 
Gebiete  des  Privateigenthums  die  Interessen  der  Individuen  ,yUnter 
die  Zwecke  menschlicher  Gemeinschaften  beugt'%  um  Existenz- 
bedingungen der  Gattung  oder  Entwicklungsbedingangen  der 
ganzen  Volkswirthschaft  (das  privatwirthschaftliche  System  ein- 
geschlossen) oder  sittliche  Zwecke  der  Gesammtheit  zu  erfüllen 
(Grundlegung  I,  §.  346),  denen  das  Privateigenthum  an  einem 
individuell  bestimmten  Ohjecte  im  concreten  Falle  hinderlich  im 
Wege  steht. 

Die  Auffassung  der  ökonomischen  nnd  socialen  Stellung  nnd  Function  der 
Zwangsgemein wirthschaften  nnd  das  frttber  schon  hervorgehobene  Pflichtmoment, 
welches  sich  daraus  fllr  den  Einzelnen,  hier  speciell  fUr  den  Prirateigenthttmer,  ci- 
giebt  (I,  §.  345  ff.),  erlangen  durch  das  Enteignungsrecht  ebenfalls  eine  neue  Bo- 
stAtignng. 

§.  232  [373].  —  C.  Am  Wichtigsten  ist  aber  der  dritte  Punct. 
Der  individualistischen  Jurisprudenz  ist  weder  eine  genügende  B  e- 
gründungy  noch  eine  ausreichende  Begrenzung  jenes  Rechts 
gelungen. 

1.  Die  rein  privatrechtliche  Auffassung  muss  in  dem- 
selben eine  mit  allen  ihren  Anschauungen  über  Privateigenthum 
und  dessen  Unverletzlichkeit  unvereinbaren  Widerspruch  sehen, 
erkennt  es  daher  nur  als  ein  ,,anomalisches  Recht''  (jus  singulare) 
an  und  verkennt  hiermit  Natur  und  Bedeutung  dieses  Rechts.^) 
Denn  dieses  braucht  zwar  nur  ausnahmsweise  und  subsidiär,  wenn 
der  erstrebte  Zweck  vertragsmässig  nicht  erreicht  wird,  in  An- 
wendung zu  kommen,  aber  es  enthält  selbst  ein  allgemeines 
Rechtsprincip   für  die  gesammte  Privateigenthumsordnung.    Dieses 


^)  So  Beseler,  Privatrecht  §.94.  Vgl.  Gerber,  Privatrecht  §.90.  Dagegen 
Ihering  a.  a.  0.  Aber  auch  neuere  Juristen  faUen,  trotzdem  sie  wohl  principieU 
eine  andere  Auffassung  vertreten,  leicht  in  diese  rein  privatrechtliche  zurück,  selbst 
Grtlnhut  a.  a.  0.  in  ihm  entschlüpfenden  Worten. 
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Princip  folgt  mit  Noth wendigkeit  aus  der  Katar  der  Staats, 
gesellschaft,  innerhalb  deren  das  Privateigenthum  Überhaupt 
nur  diejenigen  Rechte  giebt  und  denjenigen  Verpflichtungen  unter- 
worfen ist,  welche  aus  der  stets  mit  maassgebenden  Rücksicht  anf 
die  Gemeinschaft  folgen. 

2.  Die  jetzt  voran  stehende  öffentlich-rechtliche  Auf- 
fassung der  Zwangsenteignung  leidet  an  dem  entgegengesetzten 
Fehler,  dass  sie  dieses  Recht  allein  mit  dem  Hinweis  auf  das 
,,ö  ff  entliche  Interesse"  (oder,  wie  man  es  sonst,  den  gleichen 
Sinn  im  Ange,  ausdrücken  oder  umschreiben  mag)  begründet 

Vgl.  Georg  Meyer,  Recht  der  Expropriation  §.  8  (staatsrecbtliches  Princip  der 
Expropriation)  mit  der  gatou  Ausführung  gegen  die  Beruf ong  anf  das  ?age  ,,öffent- 
liche  Interesse''.  Wenn  er  aber  diesen  Ausdruck  durch  den  .^taatszweck**^  eisetieii 
will  (S.  178  ff.),  so  l&sst  sich  doch  darin  nur  eine  Umschreibung  des  „Öffentlichen 
Interesses*'  sehen.  Siehe  auch  H.  Rösler,  §.  195,  besonders  Anmerkung  2.  Jetzt 
namentlich  die  Ausfahrungen  ron  Neu  manu  a.  a.  0.,  denen  ich  freilich  nicht  in 
jeder  Einzelheit  beistimme,  aber  die  doch  im  Ganzen  das  Beste  sind,  was  aber  diesen 
Punct  gesagt  ist.  Zu  einer  formellen  und  materiellen  Ab&nderung  meiner  Behandlaog 
(2.  Auflage,  §.  373  ff.),  auch  des  Puncts  in  §.  375,  den  Neumann  („Steuern",  S.  233) 
rügt,  habe  ich  mich  aber  doch  nicht  entschlicssen  können. 

Diese  Begründung  ist  niebt  unrichtig,  denn  im  ,, öffentlichen 
Interesse^'  oder  im  Vorrang  des  Gemeinschafts-  vor  dem  Privat- 
interesse liegt  in  der  That  der  letzte  Grund  der  Enteignung.  Aber 
das  ^^öffentliche  Interesse^'  schlechthin,  ohne  weitere  Einschränkung, 
ist  ein  zu  vages  Princip  und  zu  unbestimmtes  Kriterion,  als  dass 
man  sich  darauf  allein  auch  nur  für  die  Begründung,  geschweige 
für  die  Begrenzung  dieses  Rechts  berufen  könnte.  Der  blosse 
Hinweis  auf  das  „öffentliche  Interesse*'  erklärt  nicht,  warum  hier 
das  Privateigentbum  weichen  soll,  das  sonst  vor  Allem  gerade 
auch  auf  das  öffentliche  Interesse  gestützt  wird.  Es  würde  dabei 
ferner  das  Privateigentbum  zu  sehr  der  Willkühr  der  Gesetzgebung 
preisgegeben  und  keine  bestimmte  Grenze  für  die  Anwendung 
des  Zwangsenteignungsrechts  gezogen  werden. 

Dies  hat  die  neuere  Gesetzgebung  und  Theorie  selbst  erkannt,  indem  sie  mehr- 
fach casnistisch  vorging  und  eine  bestimmte  Reihe  7on  Einzelfällen,  öilteis 
Überhaupt  mit  Beschränkung  auf  das  Grund  eigen  thum  (§.  245)  aufisteilte,  io 
welchen  die  Expropriation  allein  zulässig  sein  sollte.  (Hauptbeispiel:  das  baieri^cbe 
Expropriationsgesetz  vom  17.  Kovember  1837,  Artikel  1.  Aehnlich  einige  thtiringiscbe 
Gesetze  [Schvarzburg-Sondershausen,  Meiningen,  Coburg,  Gotha].  Siehe  die  einzeben 
Fälle  bei  Beseler.  Privatrecht,  §.92,  Anmerkung  10;  G.  Meyer,  Expropriation 
a.  a.  0.  S.  248  ff.,  Grün  hu  t,  Artikel  Enteignung.)  Die  bisherigen  Versuche  dieser 
Art  sind  aber  verfehlt,  weil  die  Auswahl  der  Fälle  willktthrlich  und  etwa  nur  den 
augenblicklichen  Auffassungen  angepasst  ist  Das  ist  auch  auf  diesem  Wege  der 
Casuistik  schwerlich  zu  vermeiden.  Die  Anwendung  des  Rechts  wird  dadurch  bald  zu 
sehr  erweitert,  bald  zu  sehr  verengert.  Vgl.  z.  B.  die  ExpropriationsfäUe  unter  der 
Rubrik  „Anlegung  Öffentlicher  Gebäude  und  Plätze''  (Meyer,  Expropriation,  S.  249, 
Anmerkung  3),  wo  man  mitunter  zweifelhaft  sein  kann,  ob  die  Zulassung  der  Ent- 
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eignuDg  nicht  schon  zu  weit  geht  In  einigen  F&Uen  werden  die  Meinungen  anch 
getheilt  bleiben,  aber  doch  die  Zolassang  der  Enteignung  mit  ganz  guten  Gründen 
nnterstützt  werden  kOnnen.  So  in  der  Streitfrage,  ob  Enteignungen  zu  blossen 
Verschön  er ungszwecken  zu  gestatten  seien,  was  die  Gesetze  mehrfach  versagen  (so 
im  Allgemeinen  bei  nns,  nicht  in  Italien,  siehe  Neumann,  Steuer,  S.  221  ff.).  Denkt 
man  an  die  allgemein  günstige  ästhetische  Einwirkung  auf  die  Berölkorung,  deren 
Kunstsinn,  Geschmack,  als  auf  etwas  Veredelndes,  die  Productiritftt  Erhöhendes,  Er- 
freuendes —  grosse  schöne  öffentliche  Bauten  die  beste  und  populärste  „Kunstschule"  1  — , 
so  wird  man  derartige  Enteignungsf&Ue  wohl  rechtfertigen  können.  —  Andere  Streit- 
frage in  Betreff  der  ganzen  „Zonenenteignung'*  bei  Stadterweiterungen ,  wo  ge- 
rechtfertigte GemeinschaMnteressen  und  Bestrebungen,  Grundsttlckspecnlationen  mit 
ihren  nachtheiligen  Wirkungen  zu  verhindern,  mitsprechen.  Siehe  den  genannten 
Aufsatz  ron  A dickes  im  Braun'schen  Archir,  Band  VL 

III.  —  §.  233  [374].  Es  gilt  daher,  ein  Princip  für  die 
Begründung  und  Begrenzung  der  Zwangsenteignung 
aufzusuchen,  das  nicht  so  vage  und  daher  so  dehnbar  ist,  wie 
dasjenige  des  „öffentlichen  Interesses'^  allein,  und  nicht  dem 
Einwand  der  Willktthr,  wie  die  Aufzählung  einzelner  Ezpropriations- 
fälle,  ausgesetzt  ist.  Ein  solches  Princip  mnss  nothwendig  ans 
der  Beziehung  der  Privateigenthumsordnung  und  der  Yertheilung 
der  Eigenthnmsobjecte  zur  Volkswirthschaft  und  Gesellschaft  und 
zu  deren  beider  geschichtlicher  Entwicklung  abgeleitet  werden. 

A.  Ein  bedeutender  Versuch  in  dieser  Richtung  ist  von  L.  Stein 
in  seiner  Entwährungslehre  und  seinem  System  der  Ent- 
Währung  gemacht  worden.^)  Dieser  Versuch  ist  in  seinem  Aus- 
gangspuncte  und  insoweit  auch  in  seiner  Durchführung  grund- 
sätzlich durchaus  richtig,  als  nemlich  eine  Reihe  von  Staatseingriffen 
in  die  Eigenthumsordnung  auf  ein  oberstes  Princip  zurückgeführt 
und  unter  einem  allgemeinen  Begriff,  dem  der  „Entwährung'^, 
zusammengefasst  wird.  Gleichwohl  leidet  Stein' s  Entwährungs- 
lehre an  einem  wesentlichen  Mangel,  welcher  freilich  mit  der 
GrandauffassuDg  dieses  Schriftstellers  eng  zusammenhängt,  —  an 
der  willkührlichen  Einzwängung  der  Entwährung  in  die  von 
Stein  coDStruirte  geschichtliche  Entwickluogsschablone  der  Ge- 
schlechter-, ständischen  und  staatsbürgerlichen  Ordnung.  *)  Dadurch 
wird  das  Gebiet  der  Entwährung,  als  deren  blosse  Unterart  in  der 
staatsbürgerlichen  Gesellschaft  Stein  die  Enteignung  betrachtet, 


*)  Stein,  VcrwaltungslehreVII,  67— 92,  298ff.  Derselbe,  Handbuch,  I.Auf- 
lage, S.  144— J 50,  8.  Auflage,  II,  591  £  Vgl.  tlber  die  Uebereinstimmung  und  Ab- 
weichung der  Lehre  im  Texte  Ton  Stein  auch  unten  §.  241  ff.  Vgl  auch  in  Grund- 
legung I,  §.  328  ttber  die  dort  sogenannten  Enteignungsbedarfnisse,  als  Hauptart 
der  räumlichen  Gemeinbedurfnisse. 

")  Siehe  besonders  Stein,  VII,  72  ff.,  74  ff.,  81,  294.  Er  steUt  fünf  Gebiete 
der  Entw&hrung  auf:  drei  davon  aus  der  Geschlechterordnung,  Grundentlastung, 
Gemeinheitstheilung,  Ablösung,  zwei  aus  der  staatsbürgerlichen  Ordnung, 
Enteignung  und  Staatsnothrecht. 
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wUlktthrlich  verengt  und  ein  weiterer  Fortschritt  Aber  die  sogeDannte 
staatsbürgerliche  Periode  hinans  nicht  einmal  als  Möglichkeit 
statnirt.^)  Auch  erscheint  es  nicht  richtig,  mindestens  nicht  noth- 
wendig,  die  Frage  der  Entschädigung  so  in  den  Vordergrund 
zu  schieben,  wie  es  in  der  Stein  'sehen  Entwährnngslehre  geschieht 
(§.  241  ff.).  Statt  die  Zwangsenteignung  als  einen  Specialfall  der 
EntWährung  anzusehen,  wird  richtiger  umgekehrt  die  Enteignung 
als  allgemeines  Rechtsprincip  hingestellt.  Diejenigen  Special- 
fälle, bei  welchen  Entschädigung  gegeben  wird,  allerdings  die 
Hauptfälle,  kommen  dann  unter  den  Begriff  „Entwährung^^  als 
die  eine  Hauptkategorie  der  Enteignung  neben  der  zweiten,  welche 
die  Fälle  umfasst,  wo  keine  Entschädigung  stattfindet. 

Es  muss  daher  doch  noch  ein  anderer  Versuch  zur  Stützung 
der  Enteignung  gemacht  werden. 

§.  234  [375].  —  B.  Das  Princip  für  die  Begründung  und  die 
Begrenzung  der  Enteignung  liegt  nicht  schlechtweg  im  „öffent- 
lichen Interesse'',  sondern  nur  in  demjenigen  Offentliebeo 
Interesse,  welches  gebieterisch  eine  der  beiden  genannten  Haupt- 
veränderungen  im  volkswirthscbaftUohen  Productionsprocesse  fordert, 
welche  oben  (§.  228)  gekennzeichnet  wurden:  eine  wesentliche 
Umgestaltung  einmal  der  Organisation  der  Volkswirthschaft,  sodann 
auch  des  einzelwirthschaitlichen  Productionsbetriebs ,  speciell  der 
Bodenbenutzung,  weil  und  soweit  diese  Veränderungen  als  wesent- 
liche Bedingungen  —  man  kann  auch  hier  nicht  sagen:  eine 
conditio  sine  qua  non,  weil  dies  kaum  je  zu  erweisen  ist  —  für 
die  Fortentwicklung  des  Volkslebens  anerkannt  werden. 

Hier  bleibt  freilich  selbst  in  der  Theorie  immer  noch  ein 
Spielraum  für  die  subjective  Ansicht  des  Gesetzgebers,  in  Bezug 
auf  die  Beurtheilung  sowohl  des  Ziels  dieser  Fortentwicklung,  als 
auch  der  nothwendigen  Mitwirkung  jener  Veränderungen  im  Pro- 
ductionsprocess  zum  Behufe  der  Erreichung  dieses  Ziels.  Einen 
solchen  Spielraum  zu  gewähren,  ist  jedoch  unvermeidlich.  Ihn 
unbedenklich  zumachen,  ist  die  Aufgabe  des  formellen  Theils 
des  Enteignungsrechts  (s.  u.   §.  247).     Dieser  Spielraum  ist  aber 


^)  Vgl.  z.  B.  Stein,  Yll,  294,  wo  es  heisst:  ,J)ie  WirthscliAftslehre  leigt 
dass  die  erste  Bediogno^  der  vollständigen  wirtbschaftlichca  £ntvicklaiig  jedes 
Einzelnen  in  der  vollen  Freiheit  des  Erwerbs  liegt  Jeder  Zustand,  der  diese 
rolle  Freiheit  des  individuellen  Erwerbs  beschränkt,  ist  daher  ein  Widersprach  mit 
dem  Grnndprincip  der  staatsbürgerlichen  Gesellschaft.*'  Hieinach  w&re  extreme 
Manchesterpolitik  das  Grnndprincip  der  modernen  Gesellschaft!  —  Glücklicher  Weise 
nnr  eine  petitio  principii. 
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principiell  und  practisoh  viel  enger,  als  bei  der  üblichen  Begrün- 
dnng  und  Enteignung  kurzweg  mit  dem  „öffentlichen  Interesse". 
Jede  volkswirthschaftliche  und  gesellschaftliche  Entwicklungs- 
stufe eines  Volks  hat  als  Product  der  bisherigen  Geschichte  eine 
bestimmte  Organisation  der  Volkswirthschaft  und  eine  bestimmte 
Gestaltung  der  Technik ,  des  einzelwirthschaftlichen  Betriebs  und 
der  Bodenbenutzung  auf  der  Grandlage  cber  bestimmten  Ver- 
theilung  des  Eigenthums  am  Boden  und  Kapital  an  bestimmte 
rechtliche  Verfüger  (Gemein-  und  Priyateigenthümer,  Besitzer). 

Erweist  sich  eine  Veränderung  dieser  Organisation  und  dieser 
Gestaltung  der  Technik  und  des  Betriebs  im  Volksbewusstsein  bei 
unbefangener  Prüfung  als  eine  wesentliche  Bedingung  der  Fort- 
entwicklung des  Volkslebens;  kann  jene  Veränderung  aber  nur 
durch  eine  veränderte  Vertheilung  des  Eigenthums-  und  Verfllgungs- 
rechts  an  individuellen  (nicht  fungiblen)  Productionsmitteln 
erreicht  werden  und  ist  diese  letztere  nicht  vertragsmässig  zu 
erlangen :  dann,  aber  auch  nur  dann,  muss  das  Privateigenthum 
dem  so  constatirten  öffentlichen  Interesse  weichen  und  darf  die 
Enteignung  Platz  greifen.  Ob  diese  Voraussetzungen  im  concreten 
Falle  vorliegen,  darüber  muss  eine  möglichst  objective  Prüfung 
stattfinden.  Für  letztere  die  richtigen  Garantieen  zu  schaffen,  sei 
es  durch  die  Uebertragnng  der  Entscheidung  in  jedem  einzelnen 
Falle  an  die  Gesetzgebung  oder  an  eine  (namentlich  höhere)  Ver- 
waltungsinstanz, ist  die  Aufgabe  des  formellen  Enteignnngsrechts. 

Wesentlich  beistimmend  und  ähnlich  Neumann  (Steuer ,  S.  2d2),  wie  er  anch 
herrorhebt,  nntcr  Bezugnahme  auf  den  ersten  Absatz  des  §.  233  (in  2.  Auflage  §.  374). 
Er  sagt:  „ob  des  blossen  Nutzens  halber  oder  auch  zur  Erzielang  von  Annehmlich- 
keiten, ob  nur  zur  Erreichung  materieller  Vortheile  oder  auch  mit  Rücksicht  aaf  zu 
erzielende  YerschOnerungen  und  Kunstgenttsse  u.  s.  w.  ezpropriirt  werden  darf,  das 
alles  sind,  so  allgemein  gestellt,  müssige  im  Grunde  gar  nicht  zu  beantwortende  Fragen. 
Worauf  es  allein  ankommt,  das  ist  .  .  .ob  nach  den  einschlagenden  Verhältnissen 
der  Zweck,  dem  die  bezügliche  Unternehmung  dienen  soll,  an  sich  von  so  hervor- 
ragender Bedeutung  ist,  dass  es  angezeigt  erscheint,  um  seinetwillen  den  Eigeninter- 
essen Anderer  Opfer  aufzulegen/'  Diese  Eigeninteressen  seien  der  Expropriation 
gegenüber  ähnlich  zu  erwägen,  wie  gegenüber  der  Steuer.  —  Die  obigen  Worte  im 
Text  (2.  Auflage,  S.  799):  dann,  aber  auch  nur  dann  .  .  .  darf^'  versieht  Neumann 
dagegen  mit  einem  Fragezeichen  und  nennt  das  „an  sich  nicht  Unrichtiges  über- 
treiben''.   Ich  glaubte  doch,  sie  stehen  lassen  zu  sollen. 

Diese  Begründung  und  Begrenzung  des  Enteignungsrechts  ist 
eine  Gonsequenz  jener  Auffassung,  welche  in  der  Privateigenthums- 
institntion  in  erster  Linie  eine  vom  Gemeinschaftsinteresse 
geforderte  Einrichtung  sieht  und  dieselbe  nur  soweit  billigt. 
Die  Noth wendigkeit,  ein  allgemeines  Rechtsprincip  der  Zwangs- 
enteignnng    im    öffentlichen    Interesse    zu    statuiren,    liefert    den 
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Beweis  itlr  die  Richtigkeit  jener  AnfTassang,  mithin  der  früheren 
Begrttndang  des  Privateigenthnms  auf  die  sogenannte  Legaltheorie 
(§.  120  ff.)  und  der  in  diesem  Werke  vertretenen  socialökonomischen 
(^^gesellschaftlichen'';  Ihering)  Privateigenthnmstheorie,  welche  ihrer- 
seits eine  Gonseqnenz  des  Princips  socialer  Goezistenz  der  Individuen, 
daher  auch  der  Privateigenthümer  ist 

IV.  —  §.  235  [376].  Das  Enteignungswesen  in  Ab- 
hängigkeit von  den  socialökonomischen  Entwicklungs- 
stufen. In  den  verschiedenen  geschichtlichen  Phasen  der 
Volkswirthschaft  und  Gesellschaft  trifft  die  Zwangsenteignung  ver- 
schiedene Eigenthumsobjecte,  je  nach  der  Verschiedenheit  des 
Ziels  der  ökonomischen  und  socialen  Entwickelung  und  je  nach 
der  factischen  Ausdehnung  des  Privateigenthums  an  Productions- 
mitteln,  an  Unfreien,  an  Kapital,  besonders  an  Grund  und 
Boden.  Jedes  Zeitalter  bedarf  daher  ein  anderes  Ent- 
eignungsrecht und  in  jedem  Zeitalter  haben  verschiedene 
Enteignungsfälle  die  hauptsächlichste  praktische  Bedeutung.  Dies 
darf  aber  nicht  täuschen  über  das  allgemeine  gleiche  Princip  der 
Begründung  und  Begrenzung  allen  Enteignungsrechts  und  über  die 
Subsumption  aller  Einzelfälle  unter  den  allgemeinen  Begriff. 

A.  In  dem  unserer  jetzigen  Epoche  zunächst  voran- 
gegangenen Zeitalter  der  Wirthschafts-  und  Gesellschaftsgeschichte 
und  der  technischen  Entwicklung  war  in  den  Volkswirthschaften 
der  europäischen  Gulturstaaten  das  Entwicklungsziel:  die  Her- 
stellung voller  persönlicher  Freiheit,  auch  im  ökonomischen  Ge- 
sammtinteresse ;  die  Befreiung  der  Arbeit  von  ihren  Fesseln  durch 
die  privatrechtliche  Herrschaft  eines  Herrn  (Grundherrschaft)  oder 
durch  die  geschichtlich  überkommenen  Kechtsordnungen  (Dorfmark- 
verfassung, Zunftwesen,  Realgerechtigkeiten,  Bannrechte,  Handels- 
monopole und  Privilegien,  Ein-  und  Ausfuhrverbote,  übermässig 
hohe  Ein-  und  Ausfuhrzölle  etc.);  damit  verbunden,  Voraussetzung 
und  Folge,  war  das  Ziel  weiter:  die  volle  Entwicklung  des 
Privateigenthums,  die  Befreiung  desselben,  namentlich  des 
Grundeigenthums,  von  älteren  Pflichten »  Lasten  und  Verftigungs- 
beschränkungen  (Reallasten  etc.).  Alles  wesentlich  mit  zu  dem 
Endzweck,  das  privatwirthschaftliche  System  sich  voll- 
ständiger und  freier  ausbilden  zu  lassen.^)    Daher  zur 

^)  Vgl.  Stein  a.  a.  0.,  besonders  über  Grnndentlastangen  YII,  93  ff.,  AblflenngeD 
234  ff. ,  Gcmeinheitsthellangen  253  ff.  Uebrigens  anch  hier  mehrfach  noch  za  enge 
Abgrenzung  des  Gebiets. 
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ErreichnDg  dieses  Ziels  nun  auch  mehrfach  zwangsweise  Eingriffe 
in  das  Privateigenthnm  der  Berechtigten  (an  Sachen,  wie  an 
Bechten),  mithin  ein  Enteignnngsrecht  ^  durch  welches  in  dem 
practisch  besonders  wichtigen  Falle  der  agrarischen  Verhältnisse 
dann  auch  ein  intensiverer  Bodenbau  ermöglicht ,  weil  in  das 
Interesse  des  von  Lasten  (vollends  in  Rohertragsqaotenform  wie 
beim  Zehnten!)  befreiten  Grundeigen thUmers  gestellt  wurde. 

1.  Die  Hauptf&lle  der  Enteignang  in  dieser  etwa  ?on  der  zweiten  Hälfte  des 
Torigen  Jahrhunderts  beginnenden  nnd  gegenwärtig  grOsstentheils  schon  hinter  uns 
liegenden  EntwicUungperiode  sind:  Aufhebungen  ron  Rechten  za  Ounsten 
Verpflichteter,  beziehentlich  zn  Gunsten  freien  Verkehrs  und  aller  daran 
Interessirten  (siehe  unten  §.  241):  die  gesetzlichen  Leibeigenen-Eman- 
cipationen,  Aufhebung  der  Erbnnterthänigkeiten  und  ähnlicher  persönlicher  Ab- 
hängigkeitsverhältnisse und  Dienstpflichten  (Frohnden);  unter  Einbeziehung  der  unter 
europäischem  Einfloss  stehenden  Länder  in  anderen  Erdtheilen:  auch  die  gesetz- 
lichen Aufhebungen  der  Sclaverei  (§.  42):  die  Grandentlastungen  und 
Ablösungen  aller  Art  im  Gebiete  der  Land wirthschaft,  der  Gewerbe,  des  Handels, 
der  Gommunicationen. 

Näheres  in  den  praktischen  Theilen  dieses  Werks,  besonders  in  Hauptabtheilung  3 
(Agrar-  und  Gewerbepolitik).  Vgl.  Bau,  Volkswirthschaftspolitik  1,  §.  46  ff.,  2, 
§.  204a;  Röscher,  II,  §.  117  ff.;  Bachenberger  I,  Kapitel  1.  Auch  die  Fälle 
der  Ablösung  ron  PrivatzoUrechten  und  7on  See-  und  Flusszöllen  einzelner  Staaten 
(Sund-,  Stader-,  Scheldezölle ,  mecklenbur^^ischer  Antheil  an  den  Elbzöllen  u.  s.  w.) 
gehören  hierher. 

2.  Dazu  traten  nur  erst  mehr  noch  vereinzelte  Fälle  derjenigen  Enteignung, 
welche  mitunter  diesen  Namen  in  einem  engeren  Sinne  fahrt:  der  Enteignung  mit 
der  Bechtswirkung  der  Abtretung  oder  Uebertragnng  eines  Bechts  (regelmässig 
des  Eigenthnmsrechts)  von  dem  Berechtigten  an  einen  Dritten  (siehe  unten  §.  242). 
Hierher  gehören  thatsächlicji  besonders  Enteignungen  bestimmter  einzelner 
Grundstücke,  um  einen  der  Annahme  nach  vom  Gesammtinteresse  geforderten 
Wechsel  in  der  ökonomisch -technischen  Benutzungsart  des  Bodens  und  eine 
höhere  Ertragsfähigkeit  ländlicher  Grundstücke  zu  erzielen,  z.  B.  Expropriation 
für  militairische  Zwecke,  Befestigungen,  Wegebau,  Bergbau,  fttr  die  Herstellung  von 
airondirten  Feldmarken  —  Zusammenlegung  der  Grundstücke  — ,  von  Ent-  und  Be- 
w^ässerungsanlagen,  für  die  Schihbarmachung  von  Strömen,  z.  B.  Beseitigung  von  Mtlhl- 
wehren  und  Mahlwerken  u.  s.  w. 

8.  Eine  besondere  Stellung  nehmen  ein  und  auch  älteren  Ursprungs  (bei  uns 
namentlich  seit  der  Reformation  des  16.  Jahrhunderts)  sind  die  Säcularisationen 
des  geistlichen  Guts,  insbesondere  wieder  des  Grundeigentums,  wo  aber  auch 
nach  einem  Gefühl  des  Widerspruchs  dieses  Eigenthums  mit  den  Bedürfnissen  der 
gesellschaftlichen  Entwicklung  vorgegangen  wird  (so  namentlich  und  deutlich  bei  den 
Säcularisationen  des  geistlichen  Guts  in  katholisch  gebliebenen  Ländern).  Einzelne 
grössere  und  mitunter  allgemeinere  Confiscationon  des  Vermögens,  besonders 
wieder  des  Grundeigenthums,  gegen  besiegte  Feinde,  abtrünnige  Grosse,  Auswanderer, 
, , Ketzer*'  und  Fremdgläubige,  ganze  Stände,  wie  in  bewegten  Zeiten,  gehen  durch  die 
Geschichte  aller  Völker.  Auch  wo  sie,  was  ja  z.  B.  in  Betreff  Einzelconfiscationen  als 
Strafe  nicht  nothwendig  der  Fall  ist  noch  war,  eindi  Bruch  des  formellen  Piivat- 
eigenthumsrechts  darstellen,  erfolgen  sie  aber  doch  aus  allgemeinen  Rücksichten  auf 
das,  was  fur  das  „öffentliche  Wohl'*  (wenn  auch  das  damit  identificirte  Interesse 
der  jeweilig  herrschenden  Macht,  des  Fürsten,  in  demokratischen  Revolutionszeiten 
des  „souveränen  Volks^')  einmal,  in  solchen  Momenten  wenigstens,  gilt.  Säculari- 
sationen fallen  wohl  ganz  unter  den  Enteignungsbegriff:  man  will  dadurch  eben 
abändernd  in  die  Eigenthnmsvertheilnng  und  in  die  davon  abhängige  volkswirth- 
schafdiche  Organisation  eingreifen.  Allgemeinere  Confiscationen,  z.B.  des  Bodens 
unterworfener  Völker  oder  Theilung  des  Bodens  zwischen  den  Unterworfenen  und  den 
erobernden  siegreichen  Herren,  wie  im  römischen  Weltreich  und  dann  wieder  durch 
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4\e  Oermaucu  auf  dem  erobuncu  Gebiet  dus  Erstcreii.  konnte  man  wollt  aucli  tiocb 
ODtcr  den  Enteignongabegrifi  mitbringen.  Nur  SpecialcoDfisesttonen.  tnc  Slnfe 
a.  B.  w.,  filJen  nicht  daiunler.  wenn  dabol  auch  verwandte  Gesiclupaucl«  gerade  aach 
roltsirirtb  Schaf  [lieber,  socialer  Art,  far  die  BegrQuduug  milspiclea  tauoeit. 

§.  236  [377].  —  B.  Das  Enteignnngswesen  der  Gegenwart 
unterHufaeidet  sieb  st^hon  jetzt  vod  demjenigen  der  letzten  Periode 
factiBcli  nnd  principiell  erheblich.  Die  Euieignuugen,  welcbe  ge- 
wisse Rechte  als  solche  aufbobea  und  in  dieser  Periode  die 
Hauptf^lle  darslelltCD,  sind  jetzt  meistens  erledigt  und  werden  sich 
in  dieser  Weise  kaum  wiederholen.  Die  bisher  vereinzelten 
Fälle  der  Abtretung  von  Eigentbum  an  Dritte  treten  dagegen, 
besonders  in  Verbindung  mit  dem  modernen  Coinmunicatio 
wesen,  immer  zalilreicher  und  bedeulsamer  hervor.  Demgeml 
ist  auch  das  neueste  Enteignungsrecbl  vornemlich  für  diese  Fi 
hestimmt.  Die  mflgüubste  Rücltsicht  auT  die  Schonung  des  einma] 
liestebenden  Privateigenthuma  tritt  zwar  noch  sehr  deutlich  hervor, 
so  in  der  tbitls'äcblicb  immer  noch  verhültnissmüssig  beschränkten 
Anwendung  des  Enteignnngsrecbts,  auch  bei  ausgedehnterer  gesetz- 
lich zngeJassener  Möglichkeit  der  Anwendung,  in  der  Beibehaltaug 
grösserer  Formalitäten  bei  der  Anwendung  des  Rechts  in  jedem 
einzelnen  Falle ,  in  den  Bestimmungen  Über  Gewährung  nnd 
HicberstelluDg  der  Entschädigung.  Aber  im  neueren  Enteignougs- 
recht  wird  das  „öffentliche  Interesse"  offen  als  allgemeines  leitendes 
Hauptprincip  anerkannt,  dem  das  Privateigentbum  weichen  muss. 
Denn  indem  die  Gesetzgebung  die  Enteignung  (meist  nur  des 
Grundeigenthums)  nur  aus  Gründen  des  Ölfentlieben  Wohls  zulässt, 
stellt  sie  mit  dieser  Beschränkung  doch  schon  dieses  ausser- 
ordentlich vage  und  dehnbare  Princip  als  das  eigentlich  ent- 
scheidende Motiv  dir  die  Entziehung  oder  Beschränkung  des  Privat- 
eigenthums  hin.  DieTendenz  einer  thatsäch lieh  weiteren  Ausdehnung 
iler  Anwendung  des  Enteignungsrechts  in  der  Verwaltungspraxis 
gebt  damit  Hand  in  Hand. 

Das  prouasische  GeseU  Über  die  EntaiKniiiijc  tüü  UtBndoigenlhuni  eom 
11.  Juni  1ST4  sap  z.  B.  in  g.  1:  „Üaa  GmuduigeDtliuni  Uiin  nur  aas  lirundun 
des  Öffentlichen  Wohls  für  ein  Cnternehnen,  dcsben  AuafitbroDg  die  AusDbang 
de*  Enteignongsruchls  erfordert,  gegen  lollBIindige  Entechidigang  entzoguii  oder  trc- 
schr&akt  Verden".  In  dieser  Wortfaaaung  liegt  allerdingt  noch  eine  Hindeuiong 
daiiLaf.  dasB  dus  Enleigoungarecht  nach  der  alleren  privatrecblliobea  Auffassung  ein 
„ano malisches  Bccbt"  gegenüber  der  Regel  der  CnietletzUchkeii  des  Priiateigeathinni 
£oi.  ladcüsen  ist  der  Oebcrgang  vou  „nnr  aus  Grundeu  des  OSantlichen  Wohli" 
in  „ansGrandon  des  DBentUchen  Wohls  immer"  ein  so  leichter,  so  nahclieiieuder. 
iuss  man  wähl  zugeben  muas.  mit  jenem  Paragraphen  liessen  sieb  alle  vie  ireit  immer 
gehende  socialistiscbe  und  bodenbcsltzrcforuierischu  Fordomngou  iu  Bcxug  auf  Gmai]- 
eigenlbnm  gesetzlich  dorchfabren.  Vgl.  auch  hier  besoudeis  Neumkuo'a  A 
.   fllhniDgeD   über   OtTuntlichcs  Iniereäae   a.  a.  0.   und    die   oben  genannte  Enteignu 
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litteratnr,  auch  die  jnristische,  welche  regelm&ssig  mit  diesem  Moment  die  Enteignung 
zu  begründen  sucht  und  Wesen  und  Bedeutung  derselben  näher  erOrtert,  z.  B. 
OrUnhut  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  ArtÜEel  Enteignung,  II,  250  ff. 

Dies  findet  seine  Erklärung  und  Rechtfertigung  in  der 
modernen  wirtbscbaftlichen ,  socialen ,  technischen  Entwicklang ; 
auch  in  der  fortschreitenden  Erkenntniss  der  Natnrwissenschaften 
in  Bezug  auf  die  Abhängigkeit  der  physischen  Gesundheit  des 
Menschen  von  bestimmten  änsseren  Verhältnissen  der  Natur  und 
des  menschlichen  Zusammenlebens. 

Eine  Grenze  der  Anwendung  des  Enteignungsrecbts  liegt 
jedoch  nicht  in  dem  Princip  des  ^^öffentlichen  Wohls^^  oder 
^^öffentlichen  Interesses^',  welches  an  und  ftlr  sich  ein  ebenso 
grenzenloses  Princip  als  dasjenige  des  absoluten  Privateigenthums 
ist.  Die  richtige  Grenze  liegt  vielmehr  nur  wieder  in  dem  Be- 
dlirfniss  nach  wesentlich  veränderter  Organisation  der  Volkswirth- 
Hchaft  und  Umgestaltung  des  einzelwirthschaftlichen  Productions- 
betriebs,  speciell  der  Bodenbenutzung,  wie  sie  beide  das  öffent- 
liche Wohl  oder  Interesse  in  moderner  Auffassung,  d.  h.  die 
Entwicklung  des  modernen  Volkslebens  fordert. 

In  der  vergangenen  Periode  nun  verlangte  das  öffentliche 
Wohl,  in  der  damals  herrschenden  Auffassung  von  dem  richtigen 
Entwicklungsziel  des  Volkslebens,  in  der  Hauptsache:  möglichst 
freie  Entfaltung  des  privatwirthschaftlichen  Systems  der  freien 
Concnrrenz  und  Steigerung  der  volkswirthscbaftlichen  Production 
in  privatwirthschaftlicher  Form;  Sieg  des  Individualismus,  des 
Individualprincips  tlber  das  Gemeinschaftsprincip  und  eine  dem- 
gemässe  Umgestaltung  der  Organisation  der  Volkswirthschaft. 
Das  Enteignungsrecht  ist  dementsprechend  gestaltet  worden. 

Dies  sind  die  leitenden  Gesichtspunctc  in  Stein 's  Entwährungslehre ,  die  sich 
damit  aber  nothvendig  selbst  als  die  Lehre  einer  Entvickiungsphase  der  £nt- 
w&hrung  kennzeichnet,  mithin  zu  eng  ist  (siehe  oben  §.  233). 

Für  die  Gegenwart  und  die  demnächstige  weitere  Zakunft 
ist  bei  uns  die  Ausdehnung  des  gemein-,  speciell  des  zwangs- 
gemeinwirthschaftHcben  Systems  und  eine  neue  technisch -öko- 
nomische Gestaltung  des  einzelwirthschaftlichen  Productionsbetriebs, 
wesentlich  mit  nach  richtig  erkannten  naturwissenschaftlichen  An- 
forder angen,  die  Signatur. 

Und  zwar  nm  die  (natürlichen)  Prodnctionskosten  zu  vermindern,  mehr  und 
Besseres  za  prodociren,  die  im  Productionsprocess  unmittelbar  thätigen  Personen,  die 
„Arbeiter*'  besser  zn  stellen,  weniger  zn  gefährden,  ihr  Arbeitsmaass  za  verringern, 
ihre  Arbeitsart  günstiger  zu  gestalten  (daher,  unter  Umständen,  um  den  Grossbetrieb 
mehr  zu  ermöglichen),  endlich  auch   um  die  Yertheilung  des  Productionsreinertrags 

A.  Wagner,  Grundlegung.   8.  Anfl.    2.  Theil.  Vollcswirtlucliaft  n.  Recht  35 
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mehr  dem  rorschwebenden  socialokonomischeu  Ziel  (Orundlegong  I,  §.  266  ff.)  gemäss 
zu  bewirken  und  so  die  ganze  Lebenslage,  die  sanit&ren,  socialen,  ethischen,  geistigen 
Lebensrerh&ltnisse  der  BeTÖlkemng  zu  verbessern.  Die  dichtere  Berölkening  scl^ 
selbst  immer  complicirtere  Lebensbedingungen.  Die  Entwicklung  der  Naturwissen- 
schaften und  der  Technik  lehrt  die  physischen  unter  diesen  Bedingungen  immer 
mehr  erkennen  und  zugleich  im  Interesse  der  Menschen  durch  zweckmässiges  Ein- 
greifen günstig  gestalten,  die  Natnrkräfte  dem  Menschen  immer  mehr  dienstbar 
machen,  neileicht  am  Grossartigsten  im  Communications-  und  Transportwesen,  —  aber 
doch  Überhaupt  in  der  ganzen  Production. 

Die  erforderliche  Umgestaltang  des  Wirthschaftslebens  setzt 
nun  abermals  eine  veränderte  Vertheilang  nnd  Gestaltung  des 
Eigenthnms  an  und  des  VerfHgnngsreohts  über  die  privaten  Kapi- 
taUen  und  Grundstücke  zur  Erreichung  dieser  Zwecke  voraus. 
Daraus  ergiebt  sich  die  Nothwendigkeit  eines  ebenfalls  veränderten 
Bnteignungsrechts  und  einer  anderen  Verwaltungspraxis  auf  Grund 
dieses  Kechts  für  unsere  Zeit. 

§.  237  [378].  —  C.  Die  specielle  Gestaltung  des  Enteignnngs- 
rechts  und  der  Verwaltungspraxis  in  den  verschiedenen  Coltur- 
staaten  hängt  natürlich  von  dem  speciellen  Bedürfniss  nach  Ent- 
eignungen in  jedem  einzelnen  Staate  und  practisch  wohl  mehr  noch 
von  den  Ansichten  ab,  welche  sich  tiber  die  Nothwendigkeit  und 
Zulässigkeit  der  Enteignung  für  bestimmte  Fälle  im  Volksbewusstsein 
bilden  und  Herrscbaft  verschaffen  und  alsdann  die  Gesetzgebung 
und  Verwaltung  beeinflussen.  Hier  stehen  sich  gewöhnlich  die 
Ansichten  der  verschiedenen  Interessentenkreise  zunächst  ziemUcb 
schroff  gegenüber  und  auch  ausserhalb  dieser  Kreise  stehen  die  prin- 
cipiellen  Anschauungen  im  Gegensatz. 

Ohne  einen  Druck  auf  die  Berechtigten  wird  nicht  leicht  eine  Grundentlastungs- 
und Ablösungsgesetzgebung  durchgesetzt  W&re  dem  nicht  so,  so  bedurfte  es  nicht 
des  Rechtszwangs  statt  des  freien  Vertrags.  Und  das  Gef^l  eines  ihnen  wider- 
fahrenen materiellen  Unrechts  verlieren  die  Berechtigten  auch  bei  rölliger  formaler 
Legalität  des  Verfahrens  und  bei  genügender  Entschädigung  nicht  leicht,  weil  sie  von 
einem  besonderen  Eingriff  in  ihr  Privateigenthum  und  damit  in  ihre  prirate  Rechts- 
sph&re  getroffen  sind.  Die  grossen  socialpolitischen  Parteigegensätze  kommen  in  der 
principiellen  Stellung  zum  Enteignungsrecht  besonders  zum  Vorschein.  Die  Einen 
sehen  in  der  engsten  Beschränkung  dieses  Rechts  ein  conservatives  Interesse  ersten 
Rangs,  weil  es  sich  um  den  Eingriff  in  die  hauptsächliche  Institution  des  prirateu 
Vermögensrechts  und  damit  nach  ihrer  Ansicht  um  eine  der  ersten  Bedingungen  der 
gesellschaftlichen  Ordnung  handelt  Die  Andern  wollen  das  Individualprincip  möglichst 
unverletzt  erhalten.  Die  Dritten  gehen  dagegen  in  ihren  Forderungen  weiter,  weil 
sie  principieU  das  Gemeinschafltsinteresse  über  das  Individualinteresse  setzen  und  des- 
halb bereitwilliger  die  Eifollung  der  Bedingung  anerkennen,  dass  der  FaU  des  Öffent- 
lichen Wohls  vorliege  und  das  Privateigenthum  weichen  mtlsse. 

Aus  dem  Kampfe  dieser  verschiedenen  Ansichten,  Interessen 
und  Neigungen  bildet  sich  das  jeweilig  geltende  Enteignungs- 
recht und  mebr  noch,  wenn  einmal  das  allgemeine  Princip 
des  „öfifentlichen  Wohls''  angenommen   ist,   die  Verwaltungs- 
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praxis  Id  Betreff  der  Anwendung  jenes  Kechts.  In  der  Regel 
werden  aneh  hier  in  Recht  und  Verwaltung  Gompromisse  zwischen 
den  verschiedenen  Interessen  und  Anschauungen  geschlossen  werden. 
Das  nattlrliche  und  berechtigte  Streben  jedes  Zeitalters  ist  aber, 
dass  die  zum  Bewusstsein  gekommenen  Bedürfnisse  der  Fort- 
entwicklung der  Volkswirthschaft  und  Gesellschaft  in  der  oben 
dargelegten  Weise  im  Enteignungsrecht  und  in  seiner  praktischen 
Anwendung  zur  Geltung  kommen.  Dies  wird  schon  durch  den 
bisherigen  im  Grossen  und  Ganzen  gleichmässigen  Gang  der  Aus- 
bildung dieses  Rechts  in  der  mittel-  und  westeuropäischen  Cultur- 
welt  bestätigt.  Schon  deshalb  kann  man  hier  auf  eine  im 
Wesentlichen  gleiche  Fortbildung  des  Enteignungrechts 
unter  dem  Einflnss  der  im  Wesentlichen  gleichen  Ursachen 
mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  schliessen. 

Diese  gleichen  Ursachen  liegen  in  den  socialen  und  ökono- 
mischen Verhältnissen;  in  dem  bisherigen,  immer  bedenklicher 
empfundenen  Uebergewicht  des  privatwirthschaftlichen  Systems ; 
in  dem  schärferen  Hervortreten  des  volkswirthschaftlichen  Ver- 
theilungsproblems  neben  oder  vor  dem  bisher  einseitig  berück- 
sichtigten Productionsinteresse ;  in  der  wachsenden  auch  auf  natur- 
wissenschaftliche Fortschritte  zurückzuführenden  Einsicht  in  die 
natürlichen  Lebensbedingungen  der  Bevölkerung  und  in  die  social- 
politischen  Wirkungen  der  Institute  der  wirthschaftlichen  Rechts- 
ordnung,  wie  vor  Allem  Privateigenthum  an  Boden  und  Kapital 
und  wie  Erbrecht;  endlich  in  der  im  Ganzen  gleichartigen  Ver- 
theilung  des  Privateigenthums  an  Productionsmitteln  in  den  ahen 
dichtbevölkerten  Culturstaaten  Europas. 

Der  Osten  Europas  und  sein  Haupttheil,  Russland,  und  der  Westen  der 
occidentalischen  CnUurwelt,  vornehmlich  Nordamerica  mit  seinen  grossen  noch 
unbebauten  Landstrichen,  bieten  in  nelen  der  genannten  Verhältnisse  wesentliche 
Verschiedenheiten  von  dem  alten  süd-,  mittel-  und  westeuropäischen  Culturgebiete. 
Sie  bedürfen  deswegen  des  hier  erforderlichen  Enteignungsrechts  nicht  oder  noch 
nicht,  jedenfaUs  nicht  in  derselben  Ausdehnung.  —  Im  Jahre  1878  sollen  an  600,000 
Arbeiter  aus  den  Ostlichen  Staaten  in  den  Westen  der  Vereinigten  Staaten  zur  An- 
Siedlung  gewandert  sein,  das  Generallandamt  hat  acht  Millionen  Acres  rerkauft  Unter 
solchen  Verhältnissen  nimmt  Alles  eine  andere  Gestalt  an !  Insofern  hängt  hier  Vieles 
wieder  ron  einem  der  wichtigsten  Momente  des  BerOlkerungswesens,  ron  der  Volks- 
dichtigkeit,  ab,  weshalb  auch  hier  auf  die  Ausführungen  in  Grundlegung  I,  §.  280 
bis  238  Bezug  zu  nehmen  ist. 

§.  238  [379].  —  D.  Als  die  Hauptgebiete  des  bereits  in 
der  Bildung  begriffenen  Enteignungsrechts  unserer  nächsten  öko- 
nomischen und  socialen  Entwicklungsperiode  lassen  sich  demnach 
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wohl  folgende  bezeichnen,  auf  welchen  ebenso  viele  grosse  neue 
ökonomische,  technische  und  sociale  Aufgaben  vorliegen. 

1.  Herstellang  derjenigen  Vertheilang  des  Nationalkapitals 
nnd  besonders  des  nationalen  Grund  und  Bodens,  welche  nach 
den  modernen  Bedürfnissen  and  Anschauungen  das  im  Volks- 
bewusstsein  anerkannte  öflfentliche  Interesse,  daher  namentlich 
das  gemeinsam  betrachtete  Productions-  und  Vertheilungslnteresse 
erheischt.  Diese  Vertheilung  von  Kapital  und  Boden  vollzieht  sich 
in  der  Form  des  öffentlichen  Eigenthnms  an  die  Zwangs- 
gemeinwirthschaften  (Staat,  Gemeinde,  mehrfach,  z.  B.  bei  Wegen, 
auch  Provinz  und  Kreis)  einer-  und  des  Privat  eigenthnms  an  die 
Privatwirthschaften  (Privatpersonen,  juristische  Personen  u.  s.  w.) 
anderseits. 

Nach  den  früheren  Erörterungen  (besonders  in  Buch  4,  Kap.  2, 
Buch  5  und  6  des  1.  Theils  der  Grundlegung  und  im  letzten 
Hauptabschnitt  des  vorausgebenden  Kapitels)  lässt  sich  erwarten, 
dass  sich  das  öffentliche  Eigenthum  an  Boden  und  Kapital 
vermehren  wird,  weil  die  zwangsgemeinwirthschaftliche  Tbätigkeit 
absolut  und  relativ,  gegenüber  der  privatwirthschaftlichen ,  überall 
bei  uns  in  deutlicher  Zunahme  begriffen  ist.  Namentlich  wird 
daher  die  gegenwärtige  Ausdehnung  des  privaten  Grnnd- 
eigenthums  wohl  einer  Beschränkung  entgegengehen,  seine 
einzelnen  Kategorieen  sich  aber  so  erhalten  oder  gestalten,  wie  es 
oben  in  §.  187  ff.,  §.  225  dargelegt  worden  ist. 

Vgl.  hierzu  Lassalle,  System  der  erworbenen  Rechte,  1.  A.,  I.  S.  259  Ao- 
merkung :  ,,e8  besteht  im  Aligemeinen  der  cnlturhistorische  Gang  aller  Bechtsgeschichte 
eben  darin,  immer  mehr  die  Eigen thumsphäre  des  Pri?atindinduums  zu  beschrioken, 
immer  mehr  Objecte  ausserhalb  des  Privateigenthums  zu  setzen'*;  mit  trefflicher 
weiterer  Ausführung.  —  Die  Frage  hängt  auch  wieder  mit  der  mehrfach  fraher  be- 
rührten in  Betreif  der  Einengung  des  Actiengesellschaftswesens,  als  eines 
modernen  Hauptzweigs  des  privatwirthschaftlichen  Systems,  mittelst  der  Aus- 
dehnung  des  zwangsgemeinwirthschaftlicheu  Systems  zusammen.  Die 
Staats-  und  Privatbahnfrage  ist  nur  ein  wichtiger  Specialfall  einer  allgemeinen  Be- 
wegung. Ebenso  die  Tendenz,  grosse  „Öffentliche''  Einrichtungen  für  locale  Gemein- 
schaftsbedürfiiisse,  wie  Wasservcn^orgong,  Gasbereitung,  Schlachthäuser,  Pferdebahnen 
u.  dgl.  m. ,  der  Gemeinde  selbst  zu  übertragen.  Hier  wie  in  allen  Fällen  wird 
zwar  zunächst  die  Uebertragung  des  Eigenthnms  an  den  bezüglichen  Objecten  von 
dem  jetzigen  Privateigenthümer  an  den  Staat  oder  die  Gemeinde  auf  dem  Wege  des 
freien  Vertrags  zu  erstreben  sein  und  auch  gewöhnlich  gelingen,  wie  in  unseren 
grossen  „Eisenbahnverstaatlichungen''  (freilich  unter  Mitwirkung  eines  scharfen  Druckes 
der  „Verhältnisse"  und  des  sonst  drohenden  Vorgehens  des  Staats  mit  Zwang).  Indessen, 
dass  das  immer  gelingt,  ist  nicht  sicher,  wenigstens  nicht  um  einen  „civilen  Preis'', 
und  Öfters  gelingt  es,  wie  gesagt,  nur  unter  einem  Druck  der  Staatsgewalt,  der  mit 
der  „Herrschaftsidee"  des  Prirateigenthums  allerdings  im  schroffsten  Gegensatze  steht, 
z.  B.  mittelst  kaum  zu  rechtfertigender  Belästigungen  oder  Hinderungen  der  Prirat- 
eisenbahnen.  Nicht  selten  wird  in  solchen  Dingen  auf  dieses  letzte  Hilfsmittel  des 
Staats  etwa  in  der  Eisenbahnfrage  hingewiesen:  ein  des  Staats  unwürdiges  Verfahren. 
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Hier  ist  nelmehr  principiell  zur  Dnrchsetzuiip  des  als  notlwendig^  erkannten  Staats- 
willens  die  Enteignung  zuzulassen  nnd  mehr  noch,  wie  der  Würde  des  Staats,  als 
Vertreters  der  Rechtsordnung,  so  dem  Interesse  des  zu  Enteignenden  selbst  ent- 
sprechend, u.  A.  den  Prirateisenbahngesellschaften  gegenüber  (anders  BOsler, 
Yerwaltangsrecht  I,  §.  196  nnd  unter  Anmerkung  5).  Ygl.  meine  Finanzwissenschaft, 
2.  A.  I,  §.  252,  S.  607,  3.  A.  §.  278,  S.  702  ff.  Dies  loyal  Seitens  des  Staats  offen 
auszusprechen  und  demgem&ss,  unter  Gew&hrung  der  angemessenen  Entschädigung, 
vorzugehen,  ist  durchaus  kein  .,Commonismus'\  wie  er  viel  mehr  in  einer  Eisenbahn- 
politik gefunden  werden  mnss,  welche  das  PriTatbahnuutemehmen  künstlich  durch 
Entziehung  jeder  freien  Bewegung  entwerthet,  z.  B.  es  an  der  Erhöhung  der  Tarife 
hindert,  während  alle  Ausgaben  der  Bahn  in  Folge  der  generellen  Steigerung  der 
Preise  Ton  Waaren  und  Dienstleistungen  stark  steigen.  Wird  diese  freie  Bewegung 
aus  anderen  —  und  sehr  tiiftigen  Grtlnden  —  nicht  gewährt,  so  muss  nur  die  princi- 
pielle  ünhaltbarkeit  des  Privatbahnwesens  anerkannt  werden,  —  damit  aber  die  Zu- 
lässigkeit  des  Enteignungsrechts.  Dieser  Fall  ist  typisch,  aber  er  steht  keineswegs 
allein  da. 

Die  anderen  Gebiete  gehören  zum  Theil  als  Specialgebiete 
zu  diesem  ersten  Hauptgebiete,  zum  Theil  stehen  sie  selbständig 
daneben. 

2.  Bereitstellung  der  Benutzung  des  Bodens  für  denjenigen 
speciellen  Zweck  (Wohnungs-,  Wege-,  Bergwerks-,  Wald-,  agrarischer 
Boden)  und  in  derjenigen  Intensivität,  welche  durch  das  öffentliche 
Interesse  unserer  dicht  bevölkerten  bedttrfnissreichen  Gnltarländer 
gefordert  werden. 

Hier  ist  unmittelbar  an  das  bestehende  und  zum  Theil  schon  an  das  Enteignungs- 
recht der  früheren  Periode  anzuknüpfen,  welches  Yon  demselben  leitenden  Gesichts- 
puncte  des  volkswirthschaftlichen  Productionsinteresses  auf  seinem  Haaptgebiete  der 
agrarischen  Reformen,  ferner  im  Bergrecht  beherrscht  war.  In  der  grossartigen 
Ausdehnung  des  Expropriation swesens  zu  Wegeanlagen^),  in  der  wenigstens  be- 
ginnenden zu  einzelnen  anderen  städtischen  Zwecken  tritt  die  Weiterentwicklung 
des  modernen  Enteignungsrechts  in  der  Richtung  des  jetzigen  Productionsinteresses 
scharf  hervor.  Die  wachsende  Nothwendigkeit  intensiveren  Wohnungsbaus  (Grossst&dte) 
und  Ackerbans,  die  vermehrte  Einsicht  in  die  nattlrlichen  Bedingungen  dieser  Inten- 
sivität  und  in  die  ökonomisch -technischen  Mittel  zur  Herbeiführung  der  letzteren 
werden  das  öffentliche  Interesse  auch  bei  städtischem  und  ländlichem  Boden  mehr 
zum  entscheidenden  Factor  der  Yertheilung  dieses  Bodens  (auch  unter  den  Privat- 
eigcnthümern  selbst)  machen.  Das  Privateigenthnmsrecht ,  das  sich  lediglich  auf  den 
historischen  Besitzstand  stützen  kann,  dem  öffentlichen  Interesse  aber  nicht  dient, 
oder  selbst  zuwiderläuft,  wird  in  solchen  Fällen  immer  alliremeiner  und  unbedingter 
der  Enteignung  anheimfallen  (§.202,  203,  212  ff.).  Im  ländlichen  Grundeigenthum 
werden  sich  vielleicht  unter  dem  Einfluiss  der  den  Dampfcommunicationen  zu  ver- 
dankenden   immer    schärferen    Concurrenz    der   Erzengnisse   entlegener  Länder  mit 


^)  Die  Enteignung  für  neue  Wegeanlagen,  besonders  für  Eisenbahnen,  ist  ein 
characteristisches  Beispiel  für  die  Bestätigung  unserer  Auffassung  des  Enteignungs- 
wesens. Unser  bestehendes  Recht  gestattet  sie,  weil  es  diese  Wegeanlagen  als  durch 
das  öffentliche  Wohl  gebieterisch  gefordert  ansieht,  worin  implicite  anerkannt  wird, 
dass  uns  Heutigen  die  möglichste  Vermehrnng  und  Verbesserung  der  Wege  als 
wesentliche  Entwicklungsbedingung  des  Volkslebens  gilt.  Eben  deshalb  soll 
der  Benutzung  zur  Eisenbahn  jede  andere  Bodenbenutzung  weichen; 
ähnlich  der  Verwendung  für  Bergbau  diejenige  für  Ackerbau,  Forstbau  u.  a.  m.  Ob 
dies  in  diesem  allgemeinen  Umfange  («achlich  immer  begründet  ist,  darüber  liesse 
sich  mindestens  streiten.  Jedoch  im  Volksbewusstsein  wird  es  so  entschieden  nnd 
darin  liegt  die  Begründung  des  Enteignungsrechts  in  diesen  Fällen,  siehe  §.  239. 
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fruchtbarem  Boden  und  eztensirer  Gnltor  in  nicht  ferner  Zeit  grosse  Umgestaltungen 
des  Betriebs  und  der  Technik  nothwendig  enreisen,  weiche  nur  mit  HiSe  des  Ent- 
eignnngsrechts  herbeigeführt  werden  können. 

3.  Herstellung  günstiger  natttriieher  Bedingungen  für  den 
öffentlichen  Gesundheitszustand  der  Bevölkerung,  daher  ein  Ent- 
eignungsrecht zu  diesem  Zwecke  gegenüber  dem  Grund-  und  Haus- 
eigenthum  (speciell  auch  hie  nnd  da  dem  Fabrik-  und  insofern 
dem  Kapitaleigenthum),  um  schädliche  Einflüsse  zu  beseitigen 
und  günstige  Einflüsse  wirksam  zu  machen. 

Das  Enteignnngsrecht  tritt  hier  in  den  Dienst  des  „Öffentlichen  Gesund- 
heitswesens*'  und  hat  sich  den  Anforderungen  anzupassen,  welche  die  wachsende 
naturwissenschaftliche  Einsicht  in  die  allgemeinen  Gesundheits-  und  Erankheits- 
bedingungen  der  Bevölkerung  stellt  Diese  Bedingungen  liegen  theils  in  den  Ver- 
hältnissen der  äusseren  Natur,  theils  in  den  aus  dem  Ortlichen  Zusammen- 
leben und  dem  Thun,  Treiben  und  Unterlassen  der  Menschen  hervorgeheaden  Ein- 
wirkungen. 

Es  gehört  hierher  das  Gebiet  der  höheren  (Stein)  oder  besser  der  all- 
gemeinen Sanit&tspolizei,  deren  Aufgabe  Stein  in  seiner  Verwaltungslehre  ForzUglich 
behandelt  hat  (vgl  Band  III,  14  fif.).  Maassgebeud  für  die  Forderung  eines  Eot- 
eignungsrechts  zu  Zwecken  des  Öffentlichen  Gesundheitswesens  ist  namentlich  die 
heutige  wissenschaftliche  Erkenntniss  der  Caus^verh&ltnisse  der  Krankheiten,  worftber 
Stein  sagt  (a.  a.  0.  S.  14):  „7or  allen  Dingen  erkennt  die  neue  Wissenschaft  der 
Heilkunde,  dass  in  den  meisten  Fällen  die  Krankheiten  der  Menschen  nur  Symptome 
und  Consequcnzen  gewisser  Lebensverhältnisse  sind,  und  dass  man  daher,  um  jenen 
zu  wehren,  sich  mit  diesen  beschäftigen  müsse'',  —  wobei  die  Wissenschaft  immer 
mehr  Bestätigung  dafür  findet,  „dass  die  wahre  Quelle  aller  Gesundheit  und  Krankheit 
in  den  kleinen,  aber  beständig  wirkenden  Kräften  de:)  täglichen  Lebens,  den  elementaren 
Zuständen  der  Bevölkerung,  Luft,  Licht,  Wohnung,  Bewegung,  Wasser  und  Brod  zu 
finden  sei''.  Die  neuesten  naturwissenschaftlichen  Fortschritte  (Bakteriologie,  Bacillen-, 
Pilzerforschungen  u.  s.  w.)  führen  zu  ähnlichen  Auffassungen.  Langsam,  aber  stetig 
verbreitet  sich  diese  Einsicht  im  Volksbewusstsein.  Ihre  —  vielfach  unliebsame,  aber 
unvermeidliche  —  Gonsequenz  ist  abermals  die  Beschränkung  der  personlichen  Freiheit 
und  des  Privateigenthums,  speciell  letzterem  gegenüber  die  Ausdehnung  des  Ent- 
eignungsrechts im  Gemeinschaftsinteresse.  In  der  englischen  Gesetzgebung 
über  Öffentliches  Gesundheitswesen,  Arbeiterwohnungen  u.  s.  w.  wird  diese  Gonsequenz 
schon  länger  mehr  für  die  Praxis  gezogen;  in  Deutschland  länger  hindurch  nur  für 
die  Theorie,  bei  den  Beförderern  des  Gesundheitswesens  (Deutscher  Verein  für  Öffentliche 
Gesundheitspflege).  Aber  wir  kommen  practisch  jetzt  auch  vorwärts.  Vgl.  die  neuere 
oben  erwähnte  Litteratur  über  Wohnungsfrage,  u.  A.  die  Schriften  des  Vereins  für 
Sodalpolitik.  Die  romanistische  Jnrisprodenz  reicht  natürlich  auch  hier  mit  ihrem 
starren  Privateigenthumsbegriff  nicht  aus.  Soweit  nun  im  Interesse  des  Öffentlichen 
Gesundheitswesens  Eingriffe  in  das  Privateigenthum  nothwendig  werden,  handelt  es 
sich  wiederum  um  allgemeine  Fragen  der  volkswirthschaftlichen  Organisation. 

In  den  Städten,  zumal  den  Grossstädten,  wird  dies  Enteignnngsrecht  daher 
am  Meisten  zar  Anwendung  kommen  (Wohnungswesen,  Gloakenwesen) ,  vielleicht  in 
Verbindung  mit  dem  Enteignungsrecht,  welches  hier  zur  Reform  des  privaten  Grund- 
und  Hanseigenthoms  (§.  213  ff.)  und  des  städtischen  Wohnungswesens  auch  aus  dem 
socialpolitischen  Standpnnct  möglicher  Weise  schon  in  nicht  femer  Zukunft  sich 
Bahn  brechen  konnte.  Die  neueren  Bestrebungen  von  Adickes  u.  A.  m.«  in  der 
Frage  der  Zonenenteignung  füi  Stadterwclterung,  können  in  diese  Richtung  consequent 
hineinführen. 

§.  239  [380].  —  4.  Frage  der  Enteignungen  aus 
socialpolitischen  Gründen.  Ob,  im  Anschlass  an  die  letztere 
Eventualität,    in   absehbarer  Zukunft  schon  ein   viertes   Haupt* 
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gebiet  des  Enteignungsrechts  hinzutreten  wird,  darttber  ist  gegen- 
wärtig noch  nicht  sicher  zu  entscheiden.  Dieses  Gebiet  würde 
allgemeinere  Enteignungen  aus  Gründen  des  Vertheilungsinteresses 
und,  damit  wie  immer  zusammenhängend,  der  Socialpolitik,  betreffen ; 
namentlich  etwaige  Enteignungen  zur  Herstellung  der  Bedingungen 
ftlr  die  gleichmässigere  Vertheilung  des  Productionsertrags  mittelst 
Hinüberleitung  von  jetzigem  privaten  Renteneinkommen  des  Kapi- 
talisten und  GrnndeigenthOmers  in  das  Einkommen  der  Zwangs- 
gemeinwirthschaften  (Staat,  Gemeinde),  damit  indirect  zur  Er- 
leichterung der  Steuerlast,  zur  Ausführung  von  Zwecken  und 
Thätigkeiten,  welche  den  unteren  Glassen  allein  oder  vornemlich 
zu  Gate  kommen,  oder  auch  direct  mittelst  Steigerung  des  Ein- 
kommens der,  des  eigenen  Privateigenthums  an  Productionsmitteln 
entbehrenden,  sogenannten  arbeitenden  Klassen. 

In  der  praktischen  AasfUhrnng  (§.  202  ff.,  212  ff.)  vürde  diese  Enteignung  z.  B. 
bei  l&ndlichem  Grossgrundbesitz  (vollends  bei  Latifundien,  in  italienischen,  spanischen, 
irischen,  schottischen  Verhältnissen)  zn  Gansten  des  Staats  oder  der  Gemeinde  oder 
kleiner  bänerlicher  Landwirtho  (Eigenthtlmer  irie  P&cbter)  oder  landwirthschaftlicher 
Prodactirgenossenschaften  7on  Landarbeitern  stattfinden  kOnnen,  in  den  beiden  ersten 
F&Uen,  um  etwa  Pachtbetrieb  der,  Staatsdomäne  oder  communales  Kämmereigat  ge- 
wordenen, Privatgllter  herzustellen.  Bei  städtischem  Grand-  und  Haasbesitz  handäte 
es  sich  Tun  den  Ersatz  des  Privateigenthums  des  bisherigen  Besitzers  darch  Gemeinde- 
eigenthum  oder  Staatseigen tham  verbunden  mit  comm analem  beständigen  Nutzungs- 
recht und  privaten  Miethrechten  auf  Zeit  in  der  oben  geschilderten  Weise  (§.218  ff.). 
Von  dem  Privateigenthum  an  concreten  Kapitalien  käme  vornemlich  das  Fabrikeigen- 
thum  far  solche  Enteignungen  in  Betracht,  z.  B.  fUr  industrielle  Arbeiter -Productiv- 
genossenschaften. '). 

Auch  Enteignungen  direct  zu  finanziellen  Zwecken,  um  dem  Staate  (der 
Gemeinde)  geeignete  Objecto  zur  Ertragsgewinnung  zu  überantworten,  wie  im  Falle 
der  neuen  Einfahrung  oder  Ausdehnung  von  Regalen,  Monopolen,  aber  auch  in  einzelnen 
anderen,  können  in  Erwägung  kommen;  wie  sie  z.  B.  bei  den  neueren  Monopol- 
projecten  (Tabak)  bei  uns  auch  geplant  waren.  Die  Gewinnung  passender  Einnahme- 
quellen für  Staat  und  Gemeinde,  um  wichtige  Aufgaben  überhaupt  oder  leichter  er- 
füllen, andere,  wenig  passende,  vielleicht  schädliche  Einnahmen,  Steuern  aufgeben 
oder  vermeiden  zu  können,  kann  sehr  wohl  ein  vom  Gesammtwohl  gefordertes  „öffent- 
liches Interesse'*  sein,  um  Enteignungen  zu  rechtfertigen.  Wenn  die  Erträge  solcher 
Quellen  dann  etwa  noch  für  Specialzwecke  der  unteren  Olassen  verwendet,  vielleicht 
gesetzlich  dafür  festgelegt  werden  (wie  in  einer  Bismarck'schen  Idee  1881  mit  dem 
Ertrage  eines  Reichstabakmonopols  für  Arbeiterversicherungszwecke,  als  „Patrimonium 
-der  &iterbten'Oi  so  entspräche  dies  vollends  den  Bedingungen,  unter  welchen  wegen 
seines  Einflusses  auf  volkswirthschaftliche  Organisation  und  daraus  hervorgehende 
Einkommenvertheilung  Enteignungen  begründet  erscheinen.    (Vgl.  u.  A.  meine  Finanz- 


^)  Auf  die  Möglichkeit  solcher  Fälle  kommt  auch  Georg  Meyer,  Expropriations- 
recht, S.  180  zu  sprechen:  „wenn  man  die  positive  Förderung  dieser  Associationen 
als  Staatsaufgabe  betrachte,  müsse  man  consequenter  Weise  denselben  Ezpropriations- 
recht  zugestehen,  wenn  die  Realisirung  ihrer  Zwecke,  z.  B.  die  Anlage  einer  Fabrik, 
auf  andere  Weise  nicht  ermöglicht  werden  kann.''  M.  E.  ein  richtiger  Schluss,  den 
H.  ROsler  (Verwaltungsrecht  I,  §.  198  f.,  Anmerkung  2,  S.  400),  „(?anz  verfehlt" 
nennt,  mit  der  Bemerkung,  dass  die  Grenze  zwischen  Expropriation  und  Gommnnismus 
sich  dabei  verlieren  würde.  Wenn  diese  Grenze  nur  nicht  überhaupt  eine  durchaus 
flüssige  wäre! 
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Wissenschaft  II,  2.  Auflage,  S.  605.)  Dass  in  einem  Regal  oder  Monopol  Hbcrbmiipt 
immer  zugleich  ein  Stück  „volkswirthschaftlichor  Organisation",  welche  stets  auf  die 
Eigenthumsordnung  zurückwirkt,  liegt,  ist  in  diesem  Werke  und  in  meiner  Finanz- 
wissenschaft Öfters  betont  worden. 

Ein  principeller  Ansschlass  solcher  Enteignungsgebiete 
ist  schon  nach  der  jetzigen  Anffassang  des  Enteignnngswesens 
nicht  geboten.  Er  liegt  nicht  einmal  in  unserem  bestehenden  Ex- 
propriationsrecbt.  ^)  Sobald  die  hierher  gehörigen  Fälle  als  im 
,, öffentlichen  Wohl''  gelegen  anerkannt  werden,  worüber  die  An- 
sichten von  dem  richtigen  Entwicklnngsziel  des  Volkslebens  ent- 
scheiden,  besteht  schon  heute  kein  rechtliches  Hindemiss,  mit 
solchen  Enteignungen  vorzugehen.  Zum  Tbeil  würden  die  letzteren 
auch  bereits  zu  der  ersten ,  oben  genannten  Enteignungskategorie 
gerechnet  werden  können  (§.  238,  Nr.  1). 

Der  factische  Ausschluss  der  meisten  dieser  Fälle  ist 
gleichwohl  noch  für  längere  Zeit  wahrscheinlich.  Denn  das 
Volksbewusstsein  anerkennt  bisher  das  Vorhandensein  der  all- 
gemeinen EnteignuDgsbedingung,  die  Existenz  eines  (wesentlichen 
und  allgemeineD)  öffentlichen  Interesses  noch  nicht  oder  nur  erst 
selten  bereits  an. 

Der  fernere  factische  Ausschluss  der  meisten  solcher  Ent- 
eignungen ist  aber  auch  muthmaasslich  noch  für  längere  Zeit 
zweckmässig,  weil,  und  soweit  als,  das  bisherige  private 
Kapital-  und  Grundeigenthum  im  volkswirthschaütlichen  Productions- 
process  ökonomisch-technisch  richtig  und  im  volkswirthschaftlichen 
Vertheilungsprocess  socialpolitisch  günstig  fungirt,  etwaige  nach- 
theilige Wirkungen  in  beiderlei  Beziehungen  aber  durch  eine 
Reform  dieses  Bechts  (Frage  des  Inhalts  des  Privateigenthums- 
rechts)  und  durch  ein  zweckmässiges  sociales  Stenerrecht  aus- 
geglichen werden.  Die  früher  dargelegten  ökonomisch-technischen 
Schwierigkeiten  des  Ersatzes  des  Privateigenthums  bei  der 
Bildung  und  Verwendung  des  Nationalkapitals  und  bei  der  Boden- 
bebauung (aller  Art),  ferner  die  speciellen  Schwierigkeiten  bei  der 
Organisation  von  Arbeiter  -  Productivgenossenschaften  kommen 
ausserdem  hinzu. 

Ueberall  da  und  dann,  wo  diese  Schwierigkeiten  sich  über- 
winden lassen  und  die  volkswirthscbaftliche  und  sociale  Function 
des  Privateigenthums  an  bestimmten  Kapitalien  und  Grundstücken 
als  überwiegend  unvortheilhaft  anerkannt  wird,   andere  Reformen 

^)  Vgl.  oben  über  das  preossische  Gesetz  und  schon  prenssischcs  Landrecht 
Einleitung,  §.  75,  Theil  I,  Titel  11,  §.  4  ff. 
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aber  nicht  Abhilfe  bringen,  da  mass  die  Ausdehnung  des 
Enteignnngsrechts  auf  dieses  vierte  Gebiet  indessen  auch 
alsthatsächlich  zulässig  bezeichnet  werden,  ebenso  wie  sie 
es  principiell  ist.  Schon  in  der  Gegenwart  darf  hier  an  den  Fall 
des  grossstädtischen  Grund-  und  Hauseigenthums  erinnert  werden 
(§.  213  S.)j  wenigstens  wenn  die  nothwendige  Reform  des  Privat- 
eigen thumsrechts  hier  unterbleibt  oder  missglückt  (§.  217). 

Für  eine  entferntere  Zukunft  ist  daher  auch  ein  solches 
socialpolitischen  Gründen  entspringendes  Enteignungsrecht  in 
grösserem  Umfange  nicht  unwahrscheinlich  und  an  und  für  sich 
dann  so  berechtigt  als  in  einem  der  älteren  Fälle,  wo  es  generell 
zur  Anwendung  gekommen  ist,  z.  B.  in  den  agrarischen  uod 
gewerblichen  Entlastungen  und  Ablösungen. 

2.  Abschnitt. 
Einige  Einzelfragen  in  Betreff  der  Enteignung. 

§.  240.  Yorbemerkung.  Thoilireise,  wenn  auch  nicht  bloss,  handelt  es  sieb 
hier  um  Einzelfragen  der  DarchfUhrang,  wenn  das  Princip  einmal  angenommen 
ist,  und  dabei  dann  um  mehr  Jaristisch-Technidches,  worauf  hier  nach  unserer  Auf- 
gabe und  nach  dem  Zweck  dieses  Werks  nicht  näher  einzugehen  ist.  Siebe  daher 
hier  besonders  die  oben  in  §.  227  genannte  Speciallitteratnr,  namentlich  die  jaristische, 
zar  Üebersicht  die  Artikel  in  den  Sammelwerken,  so  den  neuesten  ron  Grtlnhut 
über  Enteignung  im  Handwörterbuch  der  Staats  Wissenschaften. 

I.  —  §.  241  [381].  Principielle  und  terminologische 
Gontroversen  über  Enteignung.  Die  bisherige  Doctrin 
der  Enteignung  weicht  von  der  im  Vorausgehenden  gegebenen 
Lehre  in  mehrfacher  Hinsicht  principiell  ab  und  bedient  sich,  in 
Zusammenhang  hiermit,  zum  Theil  auch  einer  anderen  Ter- 
minologie. Von  der  bisherigen  Gesetzgebung  gilt  dasselbe.  Die 
Rechtfertigung  der  hier  vertretenen  principiellen  Behandlung  und 
der  mit  ihr  übereinstimmenden  Terminologie  liegt  in  den  voraus- 
geschickten Erörterungen.  Zur  Klarstellung  der  Gegensätze  und 
Unterschiede  und  zugleich  zur  Ergänzung  von  Einzelheiten  wird 
es  indessen  gut  sein,  hier  noch  eine  Üebersicht  der  Differenz- 
puncte  zu  geben. 

A.  Weitere  Ausdehnung  des  Enteignungsbegriffs. 
In  Doctrin  und  Gesetzgebung  ist  es  bisher  nicht  üblich,  den  Aus- 
druck „Enteignung'^  (Zwangsenteignnng,  Expropriation)  in  dem 
weiten  Sinne  zu  nehmen,   wie  es  hier  geschieht.^)     Es  ist  dies 

')  Ygl  G.  Meyer,  Expropriation,  Einleitung?.  H.  Rösler,  Verwaltungsrecht  I. 
§.  195,  auch  für   weitere  Litteratur.     GrUnhut,  Artikel  Enteignung.     Für  ihn  (und 


nicht  nur  eine  Abweichung  in  der  Terminologie,  sondern  in  dl 
priDcipiellen  Anfl'assnng,  so  dass  die  hier  vorgenommene  Gr- 
weilernng  des  Begriffs  Enteignung  von  diesem  anderen  (herrschen- 
den) Standpnncte  aus  folgerichtig  fUr  falsch  gilt,  ebenso  wie  die 
in  diesem  Pancte  ähnliche  Stein'ache  Entwährnugslebre. '}  Statt 
dessen  wird  in  der  herrschenden  Lehre  unter  dem  Begriff  „Ent- 
eignung" nur  eine  der  oben  aufgezählten  Kategorieen  von  Fällen 
verstanden,  und  dieser  ßegriS  auch  grundsätzlich  in  diesem  engen 
Sinne  allein  genommen,  weil  die  anderen  Fälle  für  principiell 
schieden  gelten. 

,, Enteignung"  bedeutet  hier  nemlich  gewöhnlich  nur  dift 
Zwangsabtretung  von  Privateigen thum  (dtisselbe  in  dem 
üblichen  engen  Sinne  von  8acbeigenthum  verstanden i ,  oftmals 
sogar  bloss  von  privatem  Grnndeigenthum,  im  öffentlichen 
Interesse  gegen  volle  Entschädigung  des  Werths.*)  Die  Ab- 
tretung anderer  dinglicher  Hechte  durch  gesetzlichen  Zwang 
wird  wenigstens  nicht  allgemein  nnter  den  Euteignungsbcgriff  ge- 
reiht, die  gleiche  Abtretung  von  Forderungsrechten  unter  einen 
anderen  Gesicbtspuuct  gestellt.'')  Endlich  wird  die  Aufhebnug 
{Abolition}  von  Rechten  in  der  bisherigeu  Doctrin  nnd  Gesetz- 
gebung als  eine  von  der  Enteignung  specifisch  verschiedene 
Maassregel  aufgefasst.  *)  Daher  ist  die  Einfügung  der  Grnnd- 
entlastungen  und  älteren  Ablesungen  und  der  verwandten  Fälle 
von  gesetzlichen  Zwangseingriffen  in  das  private  Verniügensrecht 
unter  den  Euteignungsbegriff  eine  Neuerung,  welche  denselben 
Einwänden  begegnet,  wie  die  Ausdehnung  des  Stein'schen 
griffs  der  Entwahrnng  auf  jene  Fälle. 

Die  Beehtfertigung  unserer  neuen  Terminologie  liegt 

1.  einmal  schon  in  der  früheren  Formnlirung  des   Eigen- 

thumsbegrif  fs,  welcher  oben  auf  Rechte,  Fordernngen,  Verhäit- 
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Aodeia)  bildet  a.  A.  dio  Enlscb&diKDiig  ein  wesealliclies  Murkmal  des  Budirilli  der 
£nlcig;nULg.  Er  definirt  „du  EDteiguan^rechl  Im  eigeDtlicbeo  SIddc"  th  „dns  Sotbl 
dai  Siaatsgavilt,  die  zwui^weise  EutrietiauK  Ate  iodiridaall«!!  Eigenthamsreobu  ttod 
die  Ueb«rtra)(un|C  dcaaelben  ia  du  naantliche  Gat  (?).  tesp.  die  zranKSwui««  Coa- 
siilnirung  eines  dinglicben  Rccbis  s»  eiucr  frcmdcu  Siebe  fUr  das  Öffentliche  C 
(l)  im  alljcemeiDca  Intoreise  Regen  Enuchidigung  im  verfaeea"  t«.  ».  0..  S.  350)- 

■)  BOsler  §.  ia5.  Änmcrimo^  5;  BahJnnd  a.  >.  0..  S.  2. 

*)  ROsler   ebundi.     Vgl  Meyer's   Dofiuitiou  S.  4.     üeber   die  Fngt 
Eatschld tgansiinODieDi  in  die  Begrlffabesümmgiig  der  EnieignaDg  aarmnehmni 
ist.  siehe  unten  g.  24ä.  246,  auch  übe»  §.  20, 

'l  G.  Mayer  s.  a.  0.  dehnt  die  Eiptopriatioii  ausser  anf  Ei^enlham  auch  aof 
udere  dtnglicho  Rechte  aus.  uichi  aber  auf  Fordern  unrechte  iS.  1  ff.,  4). 

*)  Vgl.   oben   in   der  Vorbonierknng  S.  S23.  die   Cllato   ans  Stahl.    BOiler. 
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nisse  mit  ausgedehnt  wurde  (§.  129).  Die  jetzige  Terminologie 
ist  eine  Gonseqnenz  jener  Formalirang,  —  insofern  freilich  aach 
denselben  Bedenken  and  Einwänden  ausgesetzt. 

2.  Sodann  aber  ist  es  sachlich  nothwendig,  durch  einen 
gemeinsamen  technischen  Ausdruck  dasjenige  Moment,  welches 
den  früher  aufgezählten  Fällen  eines  gesetzlichen  Zwangseingriffs 
in  die  wohlerworbenen  Privatrechte ,  bez.  in  das  Privateigenthum 
gemeinsam  ist  und  durch  welches  sie  sich  specifisch  von  allen 
Fällen  einer  vertragsmässigen  Regelung  unterscheiden,  besonders 
hervorzuheben.  Dies  Moment  ist  die  durch  gesetzlichen  Zwang 
erfolgende  Entziehung  eines  Privatrechts,  bez.  des  privaten  Eigen- 
thumsrechts  an  irgend  einem  Objecto  im  öffentlichen  Interesse. 
Ob  dieses  Recht  (oder  Object)  einem  Anderen,  resp.  dem  Staate 
«elbst,  übertragen  oder  abgetreten  wird,  damit  dieser  es 
weiter  ausübe  oder  das  Object  für  seine  Zwecke  benutze,  oder  ob 
das  Recht  einfach  aufgehoben  wird,  also  erlischt;  ob  eine 
Entschädigung  gegeben  wird  oder  nicht,  das  ist  zunächst 
gleicbgiltig :  dadurch  unterscheiden  sich  nur  die  Enteignungs- 
arten. Durch  die  Subsumption  der  verschiedenen  Fälle  unter 
den  einen  allgemeinen  oder  höheren  Begriff  der  „Enteignung'' 
wird  dann  die  frühere  Geschichte  und  die  Weiterentwicklung  des 
Enteignungsrechts  verständlicher:  es  tritt  deutlicher  hervor,  dass 
in  allen  diesen  Fällen  der  oft  unvermeidliche  Confiict  zwischen 
einer  bestehenden  Eigenthumsordnung  mit  ihrem  „System  er- 
worbener Rechte^'  und  mit  ihrer  concreten  Vertheilung  des  Bodens 
und  des  Kapitals  einer-  und  dem  Entwicklungsbedürfniss  des  öko- 
nomischen und  socialen  Volkslebens  anderseits  durch  den  Factor 
„Staatsmacht^'  —  „durch  das  Schwert"  könnte  man  auch  hier 
sagen  —  gelöst  werden  muss,  wenn  er  durch  Vereinbarung 
einmal  nicht  zu  lösen  ist 

§.  242  [382].  —  B.  Enteignungsarten.  Innerhalb  dieses 
Enteignungsrechts  sind  sodann  nach  folgenden  zwei  Unterscheidungs- 
merkmalen je  zwei  Arten  der  Enteignung  zu  trennen: 

1.  Die  Enteignungen,  welche 

a)  eine  Abtretung  des  Rechts  (Eigenthums)  vom  Berech- 
tigten (Eigenthümer)  an  einen  Dritten  (den  Staat,  aber  nicht 
noth wendig  ihn  allein,  noch  auch  nur  immer  ihn  zunächst)  er- 
zwingen, damit  dieser  Dritte  das  an  sich  also  bestehen  blei- 
bende Recht  für  seine  Zwecke,  —  welche  nach  dem  Grunde 
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der  Enteignung  Zv^ecke  des  öffentlichen  Interesses  sein 
müssen,  —  z.  B.  zar  AnsfUhrang  eines  Unternehmens,  ausübe 
oder  das  Eigentbumsobjeet  dazu  benutze.  Man  kann  diese  Zwangs- 
enteignung  genauer  Zwangsabtretung  oder  Enteignung  im 
engeren  Sinne  nennen. 

b)  Die  Enteignungen,  welche  eine  endgiltige  Aufhebung 
eines  wohlerworbenen,  einer  berechtigten  Person  zwangsweise  ent- 
zogenen Privatreehts  oder  Eigenthumsrechts  zu  Gunsten  des 
speciell  Verpflichteten  oder  des  irgendwie  durch  das 
Recht  ökonomisch  oder  gesellschaftlich  Benachthei- 
ligten  enthalten,  —  einerlei  ob  der  bisher  Berechtigte  eine  Ent- 
schädigung empfängt  oder  nicht.  Von  diesen  Enteignungen  können 
wieder  zwei  Eategorieen  unterschieden  werden: 

a)  Solehe,  welche  in  der  grundsätzlichen  Aufhebung 
einer  ganzen  Gattung  von  Rechten  bestehen,  weil  das 
Rechtsbewusstsein  des  Volks  diese  Rechte  von  jetzt  an  überhaupt 
verwirft,  einerlei  wie  sie  im  einzelnen  Falle  für  Berechtigte  und 
Verpflichtete  wirken. 

Diese  Fälle  bat  Lassalle,  System  der  erworbenen  Rechte,  1.  Auflage,  I,  225  ff., 
vor  Augen,  wenn  er  bei  der  Aufhebung  ?on  Bechtsinstitnten ,  die  sich  anf  fort- 
w&hrende  Bechts?erhältnibse  beziehen,  gegen  Savigny  den  ßechts ansprach  auf 
Entschädigung  abweist.     (Siehe  unten  §.  245.) 

Dahin  gehören  die  Aufhebungen  der  Sclaverei,  Leibeigenschaft,  Frohnpflicht; 
der  mancherlei  ehemaligen  Feudalrechte,  des  Jagdrechts  auf  fremdem  Boden,  des 
Zehntrechts,  nach  einzelnen  Gesetzgebungen  (Proassen)  der  Erbpacht;  der  ge- 
werblichen und  roercantilen  Monopole  und  Privilegien,  der  Bannrechte  a.  s.  w. 
Solche  Bechte  können  daher  auch  durch  Vertrag  nicht  mehr  mit  rechtlicher  Wirksam- 
keit eingeführt  werden. 

ß)  Enteignungen  solcher  Bechte,  welche  zwar  nicht  an  sich 
dem  jetzigen  Rechtsbewusstsein  zuwider  sind,  aber  im  concreteu 
Falle  als  dem  öffentlichen  Wohl  so  widersprechend  gelten ,  dass 
ihre  Aufhebung  für  nothwendig  gebalten  wird. 

Dahin  gehören  z.  B.  Schuldannullirungen,  Zinsrcductionen,  Moratorien  u.  dgL  m., 
zu  Gunsten  privater  Verpflichteter.  Es  handelt  sich  bei  der  Bubricirung  solcher  F&lle 
hier  natürlich  gar  nicht  um  eine  sittliche,  ökonomische,  politische  Beartheilang  ihrer 
Zulässigkeit  unter  Umständen.  Man  mass  nur  anerkennen:  wenn  Oberhaupt,  so  er- 
langen sie  nur  durch  ein  wirkliches  Öffentliches  Interesse  eine  Benchtigiing. 
Liegt  dieses  vor,  so  kommen  sie  uiUer  den  Begriff  der  Enteignung.  —  Aach  das 
Moratorium  f&Ut  darunter,  einerlei  ob  später  Verzugszinsen  gezahlt  werden  oder  nicht. 
—  Wenn  man  beim  Staate  den  Fiscus  als  juristische  Person  trennt  ?on  der  Be- 
völkerung, deren  unvermeidliche  Nothlage  eine  Verkürzung  oder  Streichung  der  Staats- 
schuldziiison  zu  einem  Öffentlichen  Interesse  machen  kann,  so  würde  auch  der  Fall 
des  Staatsbankerotts  hierher  zählen. 

2.  Sodann  zerfallen  die  Enteignungen  in  solche  mit  oder 
ohne  Entschädigung.  Die  ersteren  können  mit  Stein  Ent- 
währungen  genannt  werden.    (8.  §.  245,  246.) 
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§.  243  [383].  —  G.  Umfang  der  Zwangsabtretung.  Auch 
die  Zwangsabtretung  in  dem  obigen  Sinne  hat  in  der  Doctrin 
und  Gesetzgebung  nicht  immer  denselben  Umfang.  Namentlich 
wird  sie  vielfach  principiell  auf  Grundeigenthum  beschränkt,  während 
sie  mitunter  wenigstens  auf  alles  Sacheigenthum,  also  auch  auf 
Mobilien,  und  auf  andere  dingliche  Rechte  ausgedehnt  wird.  Es 
genUgt  hier,  die  Frage  zu  untersuchen,  ob  die  Zwangsabtretung 
von  Grundeigenthum  ttlr  das  volkswirthschaftliche  und  gesellschaft- 
liche Bedürfniss  ausreicht. 

Die  frauzösische,  baierische,  schweizerische,  preossische  Ezpropriationsgesetz- 
gebung  kennt  nur  eine  Zwangsabtretang  von  Grundeigenthum.  Dafür  auch  ROsler 
I,  §.  195.  Anmerkung  5  und  Rohland  a.  a.  0.,  8.  15  ff.  Anders  die  meisten 
Autoren,  wie  G.Meyer,  S.  263;  Thiel,  auch  die  Cinlisten  (siehe  Rohland,  S.  15 
Anmerkung  1).  Grünhut  (a.  a.  0.,  S.  257)  dehnt  die  Enteignung  principiell  zwar 
auf  bewegliche  Sachen  mit  aus,  meint  aber,  das  Enteignungsrecht  sei  hier  praktisch 
80  wenig  wichtig,  dass  sich  die  organische  Gesetzgebung  mit  Recht  darauf  beschr&nkt 
habe,  nur  die  Formen  und  Bedingungen  der  Enteignung  bei  Immobilien  zu  regeln. 

Thatsächlich  ist  die  Beschränkung  der  Enteignung  auf 
Grundeigenthum  meistens  zu  bejahen,  grundsätzlich  die 
Frage  betrachtet  ist  sie  zu  verneinen. 

1.  Die  thatsächlich  gewöhnlich  unbedenkliche  Beschränkung 
der  Zwangsabtretung  auf  Grundeigenthum  erklärt  sich  aus  einem 
Umstände y  welcher  auf  die  ökonomische  Seite  dieser  Abtretung 
und  der  ganzen  Enteignung  besonderes  Licht  wirft. 

In  allen  Fällen  von  Enteignung  und  speciell  von  Zwangs- 
abtretung sollen  individuell  bestimmte  Rechte  aufgehoben, 
bez.  abgetreten  werden,  d.  h.  Rechte  in  Bezog  auf  bestimmte 
individuelle  Eigenthumsobjecte,  auf  die  und  die  (im  concreten 
Fall  wenigstens  nicht-fungiblen)  Sachgttter,  die  da  und  da  gelegenen, 
die  so  und  so  beschaffenen  Grundstücke,  weil  gerade  sie  im  öffent- 
lichen Interesse  dem  Eigenthümer  entzogen  und  einem  anderen 
Zweck  zugeführt  werden  sollen;  oder,  bei  der  Enteignung  im 
weiteren  Sinne,  Rechte,  welche  zwischen  einem  individuell 
bestimmten  Berechtigten  und  Verpflichteten  oder  einer  ganzen 
Kategorie  von  individuell  bestimmten  Personen  dieser  Art 
bestehen. 

So  verh&lt  es  sich  nicht  nur  in  den  Fällen  der  Leibeigenschaftsaufhebnng, 
Grundentlastung  u.  s.  ▼.,  sondern  selbst  in  den  Fällen  der  Aufhebung  7on  Monopolen. 
Privilegien,  Bannrechten  u.  dgl.  m.,  wo  wohl  individuell  bestimmte  Berechtigte,  nicht 
aber  eben  solche  Verpflichtete  vorhanden  zu  sein  scheinen.  Diese  letzteren  werden 
indessen  durch  den  leicht  nachweisbaren  Volkstheil  gebildet,  welcher  nach  der  Sach- 
lage seine  Bedurfnissbefriedigung  durch  Vermittelung  des  Berechtigten  zu  erreichen 
genOthigt  ist. 
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Bei  der  Zwangsabtretang  insbesondere  wird  nun  in  den  weit- 
aas meisten  Fällen  nur  die  Nothwendigkeit  vorliegen ,  individaell 
bestimmte  Grnndstücke  (natürlich  mit  den  in,  an  und  auf  ihnen 
untrennbar  fixirten  Kapitalien,  wie  vor  allem  den  Häusern),  dem 
Eigentbümer  zu  entziehen:  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  das 
Moment  der  örtlichen  Lage  hier  gewöhnlich  Alles  entscheidet. 
Das  Grundstttck  ist  deswegen  nicht  ersetzbar,  nicht 
fungibel. 

Das  bestimmte  Grondstttck  wird  hier  in  den  drei  praktisch  wichtigsten  FlUen, 
beim  Berg-,  Wegebau  und  beim  st&dtischen  H&nserbau,  sozusagen  gar  nicht 
seiner  sell»t  wegen,  z.  B.  wegen  seiner  stofflichen  Eigenschaften  (auch  beim  Berg- 
bau nicht  immer),  sondern  nur  seiner  indiridaellen  Örtlichen  Lage  wegen 
bedurft  Daraus  erkl&rt  sich  auch  die  Schwierigkeit  einer  gütlichen  Vereinbarong 
mit  dem  Eigentbümer  über  die  freiwillige  Abtretung,  und  daraus  folgt  das  Bedür&iss, 
zur  Erreichung  des  7om  Öffentlichen  Wohl  geforderten  Zwecks  den  Willen  des  Eigen- 
thttmers  brechen  oder  seine  übermftssigen  Preisforderuogen  herabmindern  zu  können. 

Bei  beweglichen  Gütern  ist  der  Sachverhalt  regelmässig 
anders:  hier  kommt  es  gewöhnlich  nicht  auf  dies  und  dies  indi- 
viduell bestimmte  Stück  an.    Diese  Güter  sind  vertretbar. 

Daher  kommt  leichter  eine  Vereinbarung  (K&af)  im  Bedar&falle  zu  Stande  und 
zu  einigermaassen  angemessenen  Bedingangen.  Gelingt  die  Vereinbarung  nicht,  so 
kann  das  Gut  meistens  leicht  neu  producirt  oder  ron  anderer  Seite  her  erlangt  werden, 
wenn  irgend  Aufschob  statthaft  ist,  wie  meistens  (nicht  immer,  siehe  unter  2).  Daher 
liegt  gewöhnlich  kein  Bedürfoiss  einer  ZwaDgsabtretung  7on  beweglichen  Sachen  vor 
und  hat  es  praktisch  wenig  Bedenken,  dies  Rechtsinstitut  auf  Grundstücke  zu  be- 
schränken '). 

2.  Dass  indessen  hier  zwischen  beweglichen  und  unbeweg- 
lichen Gütern  mehr  ein  thatsächlicher  als  principieller  Unterschied 
in  dem  Verhältniss  beider  zur  Zwangsabtretung  vorliegt,  ergiebt 
sich  deutlich  aus  dem  sogen.  Staatsnothrecht  Unter  diesem 
pflegt  man  das  Recht  des  Staats  zu  verstehen,  in  Nothfällen  ohne 
Weiteres  die  Abtretung  von  Privatgut  für  einen  öffentlichen  Zweck 
in  dem  noth wendigen  Umfange,  daher  gewöhnlich  nur  die  Ab- 
tretung des  Gebrauchs,  zu  verlangen.')  Dies  Recht  bezieht  sich 
an  und  für  sich  auf  bewegliches  und  unbewegliches  Eigenthum, 
hat  aber  bei  ersterem  eine  besondere  Bedeutung.  Es  wird  meist 
als  selbständiges  Rechtsinstitut  betrachtet,  kann  aber  mit  Recht 
auch  als  eine  Abart  des  Enteignungsrechts  und  speciell  der  Zwangs- 
abtretuDg  aufgefasst  werden.') 

^)  Aehnlich  argumentirt  Rohland  a.  a.  0.,  S.  16. 

•)  Stein  Vn,  342  ff.;  Rösler  I,  477;  Rohland,  S.  17. 

^  Stein  a.  a.  0.  stellt  es  selbständig  neben  die  Enteignung,  definirt  es  indessen 
als  das  Recht,  die  Enteignung  im  kurzen  Wege  da  ?orzunehmen ,  wo  die  Ver- 
fügung über  ein  bestimmtes  Gat  durch  ein  plötzliches,  unabweisbares  und  dorch  nichts 
andres  zu  befriedigendes  Bedttrfniss  des  Staats  gefordert  wird. 
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Es  wird  th&ts&chlicli  nemlich  bedurft,  venn  die  Yertretbarkeit  des  be- 
weglichen Guts  oder  die  Eigenschaft  der  fungiblen  Sache  nach  der  concreten  Sach- 
lage fehlt,  daher  namentlich,  wenn  keine  Zeit  oder  Gelegenheit  ist,  eventuell 
auch  ein  anderes  Gut  derselben  Gattung  für  das  öffentliche  BedOrfniss  in  Anspruch 
zu  nehmen  oder  mit  dem  Eigenthümer  lange  zu  verhandeln,  die  Angelegenheit  also 
keinen  Aufschub  verträgt  Diese  Sachlage,  dass  das  indiriduell  bestimmte  be- 
wegliche Gut  nothwendig  gebraucht  wird,  bildet  bei  solchen  Gütern  die  Ausnahme, 
bei  Grundstücken  ist  sie  die  Regel.  Daher  die  Terschledene  Stellung  beider  im 
ZwangsabtretUDgsrecht    (Siehe  auch  §.  244.) 

Eine  nmfassendere  Anwendung  des  Enteignnngsrechts  auf  be- 
wegliche Sachen  kann  aber  immerhin  durch  die  Fortentwicklung 
der  Volkswirthschaft  geboten  werden,  z.  B.  in  den  Fällen  von 
Enteignungen  aus  socialpolitischen  Gründen  (§.  239).  Gegenwärtig 
liegt  mindestens  keine  Gefahr  darin,  in  Uebereinstimmung  mit  der 
heutigen  Doctrin  die  Zwangsabtretung  im  Princip  mit  auf  beweg- 
liche Sachen  für  anwendbar  zu  erklären.  Sie  wird  vorläufig  keine 
grosse  practische  Bedeutung  gewinnen,  jedoch  einen  allgemein 
richtigen  Rechtssatz  im  positiven  Recht  zur  Anerkennung  bringen, 
der  rein  privatrechtlichen  Auffassung  des  Privateigenthums  entgegen 
wirken  und  hie  und  da  auch  Schädigungen  des  öffentlichen  Inter- 
esses durch  egoistische  Privatinteressenten  erschweren. 

IL  —  §.  244  [384].  Enteignung  und  Besteuerung. 
Zwischen  der  Besteuerung  und  der  Zwangsenteignung  über- 
haupt und  der  Zwangsabtretung  mit  dem  Staatsnothrecht  speciell 
besteht  der  wesentliche  Unterschied  darin,  dass  letztere,  die  Ent- 
eignung in  allen  ihren  Formen,  dem  Eigenthümer  oder  Berechtigten 
individuell  bestimmte  Güter,  concrete  Gebrauchswerthe, 
die  Besteuerung  dagegen  in  der  Regel  dem  Besteuerten  zu  seiner 
rechtlichen  Verfügung  stehende  vertretbare  Güter,  Tausch- 
werthe,  zwangsweise  entzieht. 

In  der  Regel:  denn  es  giebt  Fälle,  welche  die  Merkmale  der  Besteuerung 
und  der  Zwangsenteignnng  in  sich  rereinigen,  —  was  zum  ^Yerst&ndniss  beider 
zn  beachten  ist  Bei  der  Geld  Steuer  trifit  jener  Unterschied  principiell  und  factisch 
genau  zu.  Bei  den  gewöhnlichen  Naturalsteuern,  z.  B.  älteren  Grundabgaben 
der  Landwirthe,  principiell  wohl,  factisch  nicht  immer.  Denn  diese  Steuern  können 
und  werden  häufig  nur  aus  den  bestimmten  Productenrorräthen  des  besteuerten 
Land?nrths  entrichtet.  Bei  gewissen  Naturalsteuern,  wie  sie  z.  B.  iu  Kriegszeiten 
auch  schon  unter  dem  andern  Namen  „Naturalleistungen'*  rorkommen,  aber  noch 
als  Steuern  gelten  können,  trifft  das  eben  Gesagte  noch  in  höherem  Maasse  zu.  In 
einzelnen  besonderen  Fällen,  so  bei  zwangsweise  geforderter,  steuerartiger  Ab- 
lieferung 7on  Silbergeschirr  u.  dgl,  bei  dem  Gestellungszwang  fUr  Militair- 
p forde  in  Eriegszeiten ,  wo  die  Besitzer  ihre  eigenen  Pferde  abliefern  müssen, 
finden  sich  alle  Merkmale  der  Zwangsabtretung,  die  sich  also  hier  nach  positivem 
Bechte  auf  bewegliche  Gttter,  allerdings  in  Folge  besonderer  Gesetze,  mit  ausdehnt. 

Vgl.  z.  B.  das  deutsche  Reichsgesetz  über  die  Kriegsleistungon  vom  IS.  Juni 
1873  und  darüber  sowie  über  die  ganze  damit  in  Verbindung  stehende  legislative 
Materie  meinen  Aufsatz  Reichstinanzen  in  v.  HoItzendorflTs  Jahrbuch  des  Deutschen 
Reichs,  III,  S.  80,  220—226.    Auch  für  die  Besitzer  von  Schiffen,  für  die  Eisenbahn- 
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rorwaltungen  bestehen  hier  Vorschriften  (§.  23,  24,  28  des  Gesetzes),  welche  io 
das  EDteignuDgsrecht  gehören.  —  Weiteres  über  Enteignung  nnd  Besteoerang  bei 
Neu  mann  a.  a.  0. 

HL  —  §.  245  [385].  Die  Entschädigungsfrage  bei  der 
Enteignung.  Im  Voransgehenden  ist  ein  Panct  nar  gelegentlich 
berührt  worden,  welcher  in  der  Doctrin  nnd  Gesetzgebung  über 
Enteignung  und  speciell  Zwangsabtretung  regelmässig  am  Ein- 
gehendsten behandelt,  selbst  unbedingt  zum  Begriff  der  Enteignung 
gezogen  wird:  die  Entschädigung  des  Enteigneten.  Dieser 
Funet  hat  für  die  Volkswirthscbaftslehre  nur  eine  secundäre  Be- 
deutung, er  ist  mehr  privatwirthschaftlicber  Natur.  Denn  für  unsere 
Disciplin  handelt  es  sich  um  die  Sicherung  dei^  Bedingungen  der 
Fortentwicklung  der  Volkswirthschaft  und  des  davon  abhängigen 
Volkslebens.  Diese  Sicherung  erheischt  unter  Umständen  das 
Recht  der  Zwangsenteignung,  damit  in  der  Vertheilung  der  con- 
ereten  Kapitalien  und  Grundstücke  diejenige  Veränderung  im  Noth- 
falle  zwangsweise  herbeigeführt  werden  kann,  welche  jene  Ent- 
wicklung verlangt  (§.  228,  234).  Wie  diese  Enteignungen  in  die 
wirthschaftliche  Lage  des  Enteigneten,  also  in  dessen  Privatwirth- 
schaft,  einsehneiden,  interessirt  die  Volkswirthschaft  nur  mittelbar, 
nemlich  nur  insofern,  als  auch  von  ihrem  Standpuncte  ans  die 
Wahrung  der  Gerechtigkeit  und  die  Berücksichtigung  der  Billig- 
keit in  jedem  einzelnen  Fall  ein  Gesanimtinteresse  ist,  weil  die 
Production  und  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  durch  jedes 
ungerechte  und  unbillige  Vorgehen  leiden  können  und  gewöhnlich 
leiden  werden. 

Die  nähere  Erörterung  der  Entschädigungsfrage  bei  der  Ent- 
eignung ist  daher  hier  nicht  die  Aufgabe.  Sie  mnss  ohnehin  mehr 
nach  den  einzelnen  Fällen  specialisiren. 

Insofome  ist  zum  Theil  auf  die  späteren  Bände  des  Lehrbuchs  zu  verweisen. 
Hier  genügt  folgende  kurze  Entscheidung  der  Frage.  Far  die  principielle  rechts- 
philosophische Seite  der  Frage  siehe  besonders  Lassalle,  System  der  erirorbenen 
Kechte  I«  224  i\\  Er  hat  im  Ganzen  m.  E.  diese  Frage  richtig  entschieden,  berück- 
sichtigt nur  neben  dem  Rechtsmoment  das  Billigkeitsmoment  gar  nicht,  welches 
auch  im  Gesammtinteresse  bei  der  Aufhebung  von  Rechten,  welche  dem 
jetzigen  Rechtsbewusstsein  widersprechen,  zu  beachten  ist.  (Siehe  unten  §.246.)  — 
Ueber  die  Entschädigung  bei  der  Zwangsabtretung  Stein  YII,  336  ff.;  R Osler  I, 
§.  198;  Meyer  a.  a.  0.,  §.  11,  S.  271  II.;  besonders  eingehend  ?on  Rohland  a.  a.  0., 
S.  52  IT.;  GrUnhut  a.  a.  0.,  S.  260  ff.  Hier  überall  weitere  Litteratur  und  Details 
aus  den  Gesetzen.  —  Ueber  die  einzelnen  Fälle  der  Enteignungen,  welche  in  der 
Aufhebung  von  Rechten  bestehen,  Grundentlastung  u.  s.  w.,  siehe  die  Agrar-  and 
GewerbepoÜük  (Buchenberger  I,  §.  24—27).    (Vgl  auch  oben  §.42). 

Grundsätzlich  sind  die  Hauptarten  der  Enteignung  in  Bezug 
auf  die  Ensehädigungsfrage  zu  trennen. 


A.  Bei  der  ZwaDgsabtretang  ißl  ein  Reclitsati  sprach  auf 
volle  EntscbädiguDg  auznerkeDDCD. 

Der  Grund  liegt  darin,  dass  hier  überbanpt  von  einem  Confliet 
einer  ganzen  Art  von  Rechten  (von  Eigenthum)  mit  dem  öffent- 
lichen Interesse  nicht  die  Rede  ist,  diese  Reehls-Gattnng  also  nicht 
aufgehoben  (abolirt)  werden  soll.  Vielmehr  liegt  nur  im  einzelnen 
Fall  ein  Confliet  zwischen  dem  iillVntlichen  Interesse  und  der 
Ausübung  des  Rechts  Seitens  des  Berechtigten  in  seinem  Inter- 
esse —  in  Bezug  auf  die  Absiebt  des  letzteren,  sein  Recht  nicht 
oder  nur  unter  von  ihm  gestellten,  für  das  iJffentliche  Interesse 
ungünstigen  Bedingungen  abtreteu  zu  wollen  —  vor.  Dieser  Con- 
fliet ergiebt  sich  auch  nur  zufällig,  weil  gerade  dieses  individuelle 
Recht  (Eigenthumsoliject)  im  Uffentlichen  Interesse  entzogen  werden 
mus8,  z.  B.  wegen  der  Lage  des  Grondattlcks  gerade  hier,  wo  die 
Eisenbahn  geführt  werden  soll.  Dem  Berechtigten  wird  also  im 
(fffentlicben  Interesse  ein  Opfer  zngemuthet,  welches  andere,  dasselbe 
Reiht  besitzende  Personen  (z.  B.  andere  GrundeigenthUmer)  nicht 
trifft,  während  —  voraussetzungsweise  —  die  Gesammtbeit  dea 
Volks  den  Vortbeil  dieses  Opfers  des  Einzelnen  geuiesst.  Es  ist 
daher  nicht  nur  billig,  sondern  gerecht,  dass  der  Berechtigte  fUr 
jenes  Opfer  voll  ectacbädigt  und  ihm  ein  (klagbarer,  privatrecht- 
licber)  Rechtsanspruch  auf  diese  Eutscbädigung  gewährt  werde. 

Darana  erkliit  es  sich,  dass  die  Autaien  fUr  die  Ziranfsabtrctaa^.  mit 
welcher  aie  mcisieüE  äie  EoleigpaBg  idenlificiren,  dis  Monunt  der  Uewäliraog  (.voller) 
Entscb&dignug  in  die  fiGgrifisbofiilmmaiiK  aufnehmen,  —  Nahe  liegt  aoch  hier  der 
Vergleich  mit  der  BesIsneTung:  die  Bestcuerdog  soll  gleichmiSBig  Boin,  «reÜ 
sie  das  Mittel  far  die  Duicbfuhrang  OHentlicber  Zwecke  let.  Die  Last  der  Zwaogi- 
abtrelnng  mnss  aus  demselbuD  tirunde  gilelchmaasig  renbeilt,  deshalb  dem  ExprapriaiüD 
EntschSdigung  gewährt  werden.  —  Dactrin  aod  tiesetigebnng  dillerirva  darüber,  wem 
die  EntscbidjgDDg  obliegt,  ob  dem  Untemehiner  des  Works.  fUr  das  eiprapriirt  wird, 
als  solchen,  oder  ob  Ktcls  dem  Staate,  der  sich  dann  ereiituell  an  diesen  üuiHnehnier 
zu  halten  hat:  ptactisch  ein  nntergoordDeter  FnncL  Vgl.  darüber  Robland,  S.  b2: 
prenssisches  GcHeti  von  1ST4.  §.  T.  —  Die  EntschldlgUDE  wird  regelmbsig  in  Geld 
gewährt  Wie  In  dem  Falle  der  Zwangsablrelong  ist  im  AUgcmeinco  aoch  in  dem 
Falle  oben  in  §,  342  nnter  1,  b.  ,9  zu  enisch^idcu. 

Die  HUhe  der  Entschädigung  kann  —  auch  nach  dem 
geltenden  Hechte  —  nach  erfolgtem  Ausspruch  der  Znangaab- 
tretung,  durch  freie  Vereinbarung  zwischen  dem  Expropriaten 
und  dem  Exproptianten,  bez.  dem  Staate  festgestellt  werden. 
Gelingt  sie  nicht,  so  bat  der  Enteignete  einen  Rechtsanspruch  auf 
den  vollen  Verkebrswerth  des  euteigneten  Objecta.  Dieser 
Werth  ist  eventuell  gerichtlich  festzustellen,  nach  der  Natur  der 
Olüeote  (Immobilien  veracbiedener  Art,  städtische,  ländliche  Grund- 
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stücke^  Mobilien)  auf  verschiedene  Weise;  im  Allgemeinen  so,  das« 
der  Enteignete  auch  für  diejenigen  ökonomischen  Nacbtheile  ent- 
schädigt wird,  welche  durch  die  Herausnahme  des  Objects  aus  dem 
Wirthschaftsganzen ,  z.  B.  im  Betriebe  des  Landguts,  entstehen, 
nicht  aber  flir  sogenanntes  lucrum  cessans  und  vollends  nicht  ftlr 
denjenigen  Gonjuncturenwerth,  welcher  dem  Object  gerade  durch 
die  Anlage  des  Unternehmens  etwa  zuwachsen  würde,  flir  welches 
expropriirt  wird,  z.  B»  bei  Stfassen-,  Eisenbahnanlagen. 

Die  Ansichten  im  Pancte  des  Incrom  cessans  sind  getheilt  For  Einrechnung 
z.  B.  ROsler,  S.  471,  Meyer,  Expropriation,  S.  272  (hier  Weiteres),  dagegen 
B.  f,  Mohl,  Polizei  Wissenschaft  I,  40,  Anmerkung  7;  Bflsler  macht  selbst  gleich 
eine  wesentliche  Einschränkung.  —  Ob  eine  Gegenrechnnng  dem  Expropnaten  ge- 
macht  werden  dttrfe,  für  denjenigen  Werth,  welcher  in  Folge  der  VerwendaAg  des 
enteigneten  Objects  (Grundstück)  zu  dem  neuen  Zweck  etwa  dem  reetirenden  Object- 
theil  (Grundstück,  Haus),  wie  h&afig  bei  Enteignungen  fUr  Verkehrswege,  zuwachsen 
kann,  ist  in  der  Theorie  noch  strittig  und  in  der  Gesetzgebung  verschieden  ent- 
schieden worden;  das  französische  Gesetz  ron  1841  und  die  dortige  Praxis  lassen 
Gomponsation  eintreten.  (Siehe  Grünhut  a.a.O.  S.  262).  Die  deutschen  Gesetze  im 
Allgemeinen  nicht. 

§.  246  [386].  —  B.  Bei  der  zweiten  Hauptart  der  Ent- 
eignungen, insbesondere  bei  denjenigen,  wo  eine  grundsätzliche 
Aufhebung  einer  ganzen  Gattung  von  Rechten  erfolgt  (§.  242, 
unter  1,  b,  a),  mnss  unterschieden  werden,  ob  der  Erwerbstitel  des 
Rechts  (Eigenthums)  für  den  Berechtigten  ein  oneroser  war  oder 
nicht.  Im  ersten  Fall  ist  ein  Rechtsanspruch  auf  Entschädigung 
im  Princip  zu  gewähren,  im  zweiten  Falle  nicht.  Wohl  aber  kann 
und  wird  es  häufig  auch  hier  der  Billigkeit  und  der  Politik  ent- 
sprechen, eine  Entschädigung  zu  geben.  Die  Entschädigung  muss 
im  ersten  Falle  die  volle  sein,  soweit  eine  Substantiirung  des  Ver- 
lusts  mOglich  ist.  Im  Ganzen  ist  dabei  ähnlich  wie  bei  der  Zwangs- 
abtretung zu  verfahren.  Ob  und  in  welcher  Höhe  im  andern  Falle 
wirklich  entschädigt  werden  soll,  lässt  sich  nicht  generell  be- 
stimmen, sondern  hängt  von  der  Art  der  einzelnen  Fälle  ab,  wofür 
daher  auf  die  Behandlung  derselben  in  den  anderen  Theilen  dieses 
Werks  zu  verweisen  ist.  Da  sich  häufig  die  Erwerbsart  solcher 
aufgehobener  Rechte  einzeln  nicht  genau  und  sicher  nachweisen 
lässt,  so  pflegt  übrigens  auch  allgemeiner  selbst  da,  wo  principiell 
ein  Rechts-,  nicht  nur  ein  Billigkeitsanspruch  auf  Entschädigung 
anzuerkennen  ist,  die  Art  und  Höhe  der  Entschädigung  durch  das 
Gesetz  geregelt  zu  werden. 

Es  gehören  hierhin  auch  Fälle,  wie  die  Auf hobong  alter  Grandsteoerbefreiujigen. 
Vgl.  z.  B.  für  PreuBsen  das  Gesetz  vom  21.  Mai  1861,  Mascher,  Gronditeiier- 
rogelung  in  Prenssen,  Potsdam  1862,  S.  132  ff.  Die  Gesetzgebung  hat  hier  höhere  Ent- 
schädigung (20  fache)  bei  onerosem  Erwerbstitel,  Specialpririleg  oder  priTatrechtUohein 
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Ansproch,  kleinere  (ISVs^^l^d)  ^^i  fehlendem  solchen  Titel  eintreten  lassen  (§.2,  4 
des  Gesetzes  ron  1861).  Die  Frage  der  Aufhebung  von  Steuerfreiheiten  liegt  aber 
bei  der  Öffentlich-rechtlichen  Natur  der  Steuern  tlberhaupt  etwas  anders.  Bei  der 
neuesten  preussischen  Steuerreform  sind  die  standesherrlichen  Steuerfreiheiten,  auch 
for  Personalsteuem  gegen  Entschädigung  aufgehoben  worden  (siehe  Einkommensteuer- 
gesetz 7om  24.  Juni  1891  §.  4,  darüber  mein  Aufsatz  im  Finanzwesen  1891,  YIII, 
Band  2,  S.  176).  —  An  ganz  unentgeltlichen  Enteignungen  hat  es  auch  bei 
uns  nicht  gefehlt,  so  z.  B.  in  Preussen  bei  dem  Jagdrecht  auf  fremdem  Boden  nach 
dem  Gesetz  vom  81.  October  1848,  §.1.  Stein,  welcher  in  seinen  Entw&hrungs- 
begriff  das  Merkmal  der  Entschädigung  —  Rückerstattung  dos  Werths  —  aufnimmt 
(Vn,  68),  spricht  bei  der  Grundentlastung  (Yll,  93)  von  der  Entschädigung  far  den 
wirthschaftlichen  Werth  „wenigstens  zumTheil". 

Wo  nnn  nach  Recht  oder  Billigkeit  die  EnteignuDgen  (ein- 
schliesslich der  Zwangsabtretnngen)  gegen  Entschädigung 
erfolgen,  nennen  wir  sie,  wie  bemerkt,  Entwährnngen. 

IV.  —  §.  247  [386a].  Die  weiteren  Puncte  aus  der  Ent- 
eignungs-,  speciell  der  Zwangsabtretungslebre ,  namentlich  über 
das  formale  Enteignnngs-  oder  Abtretungs-  und  über  das  Ent- 
schädignngBY  er  fahren  gehören  nicht  mehr  in  den  Rahmen  der 
socialökonomischen  Betrachtung  der  Enteignung.  ^)  Es  ist  nur  zum 
Schlnss  daranf  hinzuweisen,  dass  die  Entscheidung  über  die 
einzelnen  Fälle  der  Zwangsabtretung  zwar  passend  im  Inter- 
esse der  Sicherheit  des  Privateigenthums  in  eine  hohe  Ver- 
waltungsinstanz, z.  B.  sogar  in  die  Person  des  Inhabers  der 
Staatsgewalt  selbst,  gelegt  wird^,  jedoch  die  Forderung  einer  Mit- 
wirkung der  Legislative  in  jedem  solchen  Fall  unzweckmässig  ist.') 
Bei  der  Entscbädigungsfrage  wird  gerichtliche  Entscheidung 
bei  Streitfällen  zu  gewähren  sein.^)  Doch  muss  auch  hier  das 
öffentliche  Interesse  so  weit  gewahrt  werden,  dass  die  Zwangs- 
abtretung in  jedem  nothwendigen  Falle  leicht  und  rasch  erlangt 
werden  kann,  auch  wenn  die  Entscheidung  von  der  obersten  Stelle 
im  Staatsorganismus  ausgeht  und  die  Entscbädigungsfrage  noch 
nicht  endgiltig  erledigt  ist,  nöthigenfalls  unter  Sicherstellung  des 
Expropriaten.  ^) 


*)  Vgl.  Rösler,  §.200;  Stein  VII,  319  ff.;  Meyer,  §.  12;  Grünhut  a.  a.  0., 
S.  254  ff.,  268  ff. 

')  Nach  §.  2  des  preussischen  Gesetzes  von  1874  erfolgt  die  Entziehung  des 
Grundcigenthums  auf  Grund  königlicher  Verordnung. 

')  So  im  Ganzen  in  England,  vgl.  Meyer,  Expropriation,  S.  139,  331  ff., 
womit  Stein  VII,  309  ff.,  Grttnhut,  S.  256  zu  vergleichen. 

*)  Grünhut,  a.  a.  0.,  S.  270. 

^)  Preussisches  Gesetz  von  1874,  §.  39.  —  Das  Enteignungverfahren  verlangt 
Bestimmungen  über  die  ZustSndigkeit  der  Behörden  für  Entscheidungen  auf  diesem 
Gebiete,  weshalb  die  neuem  Competenzgesetze  u.  dgl.  wohl  die  Sache  mit  berühren. 
—  Hiermit  ist  auch  ein  in  Grundlegung  I,  §.  806,  307  hervorgehobener  wichtiger  Punct 
der  Verkehrsrechtsbasis  erledigt  worden. 
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Die  Lehre  von  der  Ansdehnang  des  Privateigentbnms  aus 
dem  volkswirthschaftlichen  GeBicbtspnncte  (§.  130)  ist  hiermit  be- 
endigt. Die  Lehre  vom  Inhalt  dieses  Eigenthnms  (§.  131)  bleibt 
dem  gesondert  erscheinenden  vierten  Bache  dieser  Ansftlhnmgen 
im  zweiten  Theile  der  Grnndlegang  über  ,,Volk8wirthsehaft  und 
Recht  y  besonders  Vermögensrecht*'  vorbehalten. 


Bnchdruckerei  d.  Leipz.Tagebl.  (E.  PoIk),  Leipsig. 
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